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Kirchliche Zeitgeschichte 1968 


I. Die Evangelische Kirche in Deutschland 


Von Gottfried Niemeier 


EINLEITUNG: KiIRCHE IN DER KRISE — KIRCHE VOR NEUEN AUFGABEN 


Die Welt, in der wir leben, befindet sich in einem Prozeß stürmischer, weitrei- 
chender und tiefgreifender Wandlungen. Vieles, was früher selbstverständlich 
war, wird fraglich. Auskünfte, Antworten, Entscheidungen und Verhaltensregeln, 
die vielen Generationen genügten, können uns heute nicht mehr befriedigen, 
Unbehagen am Bestehenden meldet sich überall nicht nur zu Wort, sondern gibt 
sich nicht eben selten in Akten der Gewalttätigkeit Ausdruck. Kritische Anfragen 
rütteln an den Fundamenten, die unser Leben bisher getragen haben. Die Kirche 
in allen ihren Lebens- und Erscheinungsformen ist davon nicht ausgenommen. 
Nachdem sie lange im Windschutz einer christlichen Umwelt gelebt hat, die die 
Existenz, Verkündigung und Lehre der Kirche mit einer gewissen Selbstverständ- 
lichkeit übernahm und bejahte, in ihrer überwiegenden Mehrheit von den kirch- 
lichen Amtshandlungen Gebrauch machte und sich der kirchlichen Werke und 
Dienste karitativer Art gern und anerkennend bediente, sieht sie sich nun dem 
Sturm mannigfacher und massiver Kritik von außen und von innen ausgesetzt, 
die nichts ausspart und sich gleicherweise gegen die Kirche überhaupt und gegen 
ihre Gestalt, Ordnungen und Einrichtungen richtete. Das Schiff der Kirche be- 
findet sich keinesfalls und keineswegs mehr auf ruhiger, sicherer Fahrt, sondern ist 
Stürmen und Fluten ausgesetzt, die sie auf harte Zerreißproben stellen. 

Nur scheinbar ist es eine leichte und einfache Sache, die Frage nach Wesen und 
Aufgabe der Kirche zu beantworten. Aus den Bekenntnisschriften der reforma- 
torischen Kirche, Kirchenordnungen, Lehrbüchern der Dogmatik, theologischen 
Nachschlagewerken usw. ist zu erfahren, daß der Kirche die Verkündigung des 
reinen, unverfälschten, unverkürzten Evangeliums und die stiftungsgemäße Ver- 
waltung der Sakramente aufgetragen sei, daß die Aufgabe der Kirche in der 
Weitergabe der kirchengründenden Predigt gemäß dem ursprünglichen Zeugnis 
der Bibel bestehe, daß ihr die Verkündigung des sammelnden Anrufs Gottes und 
die Auslösung der dem Anruf gehorsamen Antwort der Gemeinden aufgetragen, 
daß sie Treuhänderin und Sachwalterin des Zuspruchs und Anspruchs der Chri- 
stusbotschaft und als solche eine Zeugnis- und Dienstgemeinschaft sei. Es sind 
aber eben diese Antworten auf die Frage nach Wesen und Aufgabe der Kirche, 
die heute kritisch in Frage gestellt und in Zweifel gezogen werden. Die Gewiß- 
heit des Glaubens an Gott ist in eine tiefe Krise geraten; schon ist eine Gott-ist- 
tot-Theologie, eine „Theologie nach dem Tode Gottes“ auf dem Plan. Die Ver- 
bindlichkeit der Schrift als der „einzigen Quelle und vollkommenen Richtschnur 
aller Verkündigung und Lehre der Kirche“ wird stark angezweifelt oder gar 
heftig geleugnet; in dem Flugblatt einer Tübinger Gruppe evangelischer und 
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katholischer Theologiestudenten wird das Neue Testament als „Produkt neuro- 
tischer Spießer“, als „ein Manifest der Unmenschlichkeit, ein großangelegter 
Massenbetrug, der die Menschen verdummt, statt sie über die objektiven Inter- 
essen aufzuklären“, bezeichnet. 

Zu dem „Streit um die Bibel“ gesellte sich der „Sturm auf den Gottesdienst“, 
der „umfunktioniert“ werden soll, indem die Predigt durch Information ersetzt 
und zum Kriterium der kirchlichen Verkündigung die augenblickliche gesell- 
schaftliche Wirklichkeit gemacht wird. Von den kirchlichen Amtshandlungen 
heißt es in der Rede eines Studentenvertreters bei der Immatrikulationsfeier an 
der Kirchlichen Hochschule Berlin (23. Oktober 1968), sie erwiesen „sich, ge- 
messen am faktischen Leid, als zynische Verachtung des Menschen“. Den Kirchen- 
leitungen und -verwaltungen wird der Vorwurf der „Theorielosigkeit“ den 
Ordnungen der Kirche der der Aufrichtung und Bewahrung „autoritärer Struk- 
turen“ unter Einkalkulierung einer „repressiven Toleranz“ gemacht. In dem Be- 
stehen auf überlieferten Lehren, überkommenen Ordnungen und alten, entleerten 
Bekenntnissen drücke die Kirche „mehr sich selber aus als die Menschen, für die 
sie da ist“, und darin scheine „fast ... ein Stück Menschenverachtung“ zu liegen. 

Diese Beispiele machen hinreichend deutlich, daß die Kritik an der Kirche 
vom Vordergründigen zum Eigentlichen, vom Peripherischen ins Zentrale, vom 
Nebensächlichen zu den Fundamenten vorgestoßen ist. Es versteht sich von 
selbst, daß auch alles übrige, was die Kirche sagt und nicht sagt, tut und nicht tut, 
der Kritik unterzogen wird. Im Berichtsjahr standen die Kirchensteuer und das 
politische und gesellschaftliche Engagement der Kirche mit Vorrang auf der 
Tagesordnung der Kritik an der Kirche. 

Diese Kritik, die sowohl von außen wie innerkirchlich geübt wird, bringt viel 
Unruhe und Unsicherheit in die Gemeinde, zumal sie von den Massenmedien 
in jedes Haus getragen wird. Mit gutem Grund konnte in einer Bilanz über die 
innere Situation der evangelischen Kirche von einer Verunsicherung des Glaubens, 
einer Verunsicherung des kirchlichen Selbstverständnisses, einer Existenzunsicher- 
heit und Existenzkrise die Rede sein. Diese Unruhe und Unsicherheit macht deut- 
lich, daß die deutsche evangelische Christenheit mit der Christenheit in aller 
Welt teilhat an der großen Umwälzung, die sich auf allen Gebieten des Lebens 
vollzieht. Darüber hinaus hatte und hat die evangelische Christenheit in Deutsch- 
land ihre speziellen und spezifischen Sorgen und Probleme, die ihr durch die 
politische, gesellschaftliche und weltanschauliche Spannung und Spaltung zwi- 
schen Ost und West aufgegeben sind. Als Rechtsfigur und Organisationsgestalt 
des Protestantismus in Deutschland und als Staats-, Gesellschafts- und Weltan- 
schauungsgrenze übergreifende Institution scheint die EKD in ihrer bisherigen 
Gestalt an ihr Ende gekommen zu sein. Innere Nötigung und von außen an sie 
gestellte Forderungen verlangen von den evangelischen Landeskirchen in der 
DDR, für sich nach einer neuen Organisationsform Ausschau zu halten. Damit 
ist für die EKD ein höchst kritischer Augenblick entstanden, wie sie ihn trotz 
aller Spannungen, von denen sie seit ihrer Gründung durchzogen ist, und trotz 
aller Zerreißproben, auf die sie im Laufe ihrer zwanzigjährigen Geschichte ge- 
stellt wurde, noch nicht durchlebt hat. 

Die evangelische Kirche in beiden Teilen Deutschlands wird die kritische Si- 
tuation, in der sie steht, zu durchleiden und durchzustehen und sich den durch die 
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„Kritik an der Kirche“, komme sie von draußen oder von drinnen, aufgewor- 
fenen Fragen und Anfragen zu stellen haben. Sie sieht sich auf einen Weg gestellt, 
auf dem sie je mehr und mehr 

aus einer Kirche, in der die bestehende Gemeinschaft der deutschen evange- 
lischen Christenheit ihre Gestalt hatte, zu einer organisatorisch und institutionell 
geteilten, jedoch geistlich verbunden bleibenden Gemeinschaft wird; 

aus einer relativ unangefochtenen und geschonten zu einer umfassend und 
heftig kritisierten Kirche wird; 

aus einer privilegierten Institution zu einer Gruppe unter vielen innerhalb der 
pluralistischen Gesellschaft wird; 

aus einer konservativen Kirche zu einer Kirche wird, die den Aufbruch zu 
neuen Ufern zu wagen genötigt ist. 

Mitten in ihrer Krise muß sie sich zu solchem Aufbruch entschließen, denn auf 
die so vielfältig kritisch in Frage gestellte Kirche kommen neue Aufgaben von 
weltweitem Ausmaß und Umfang zu, denen sie sich nicht entziehen kann. Die 
großen ökumenischen Konferenzen der letzten Jahre („Kirche und Gesellschaft“, 
Genf 1966; Konferenz für Zusammenarbeit in Entwicklungsfragen, Beirut 1968; 
Weltkirchenkonferenz, Uppsala 1968) haben deutlich gemacht, daß es in der 
Entwicklung der Menschheit nur die Alternative zwischen einer konstruktiven 
Weltinnenpolitik auf dem Boden einer ihrer gegenseitigen Abhängigkeit be- 
wußten Weltgesellschaft und einem Zeitalter der Katastrophen gibt. Die deutsche 
evangelische Christenheit hat sich der ihr dadurch zuwachsenden Mitverantwor- 
tung nicht entzogen und erste Schritte zu ihrer Wahrnehmung getan, aber um ihr 
wirklich gerecht zu werden, bedarf es noch vielfältiger gründlicher Überlegungen 
und weitgreifender Maßnahmen. 

So steht die evangelische Kirche in Deutschland in einer Krisensituation vor 
neuen schweren Aufgaben. Deshalb kann die Chronik des Jahres 1968 kein 
stolzer Erfolgs-, sondern nur ein nüchterner Lagebericht sein und weniger von Er- 
gebnissen als von Bemühungen, mehr von Schwierigkeiten als von Leistungen, 
weniger von Erfolgen als von Anfechtungen berichten. Aber wenn die Anfech- 
tungen und Anforderungen die Kirche lehren, angespannt auf das Wort des 
Zuspruches und der Verheißungen Gottes zu hören, kann ihr die Krise, in der sie 
steht, dazu helfen, den ihr aufgetragenen Dienst in der Welt von heute und 
morgen in neuen Formen vollmächtig und wirksam, in radikaler Weltoffenheit 
und striktester Nachfolge ihres Herrn zu tun. 


1. Um DIE EINHEIT DER EVANGELISCHEN KIRCHE IN DEUTSCHLAND 


Am 13. Juli 1948 wurde in Eisenach mit der Annahme der Grundordnung durch 
die verfassunggebende Kirchenversammlung die Evangelische Kirche in Deutsch- 
land geschaffen. Der damalige Vorsitzende des Rates, Landesbischof D. Wurm, 
erklärte in seinem Schlußwort, sie sei „zwar kein stolzer Dom, eher eine Barak- 
ke ... Aber auch eine Baracke gewährt Schutz gegen Regen, auch in einer Baracke 
kann man das Wort Gottes verkündigen und hören“. Unter dem vor zwanzig 
Jahren errichteten Notdach konnte die Arbeit der Gliedkirchen, Gemein- 
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den und kirchlichen Werke geschehen, konnte in wachsendem Maße eine in 
der Vielfalt sich entfaltende Gemeinsamkeit und Gemeinschaft erwachsen. Diese 
Gemeinschaft wurde, vor allem was ihre rechtliche und organisatorische Form 
angeht, mit dem Zunehmen der politischen und gesellschaftlichen Unterschiede 
und Gegensätze zwischen den beiden Teilen Deutschlands mehr und mehr be- 
droht und gefährdet. Konnten Rat und Synode der EKD in den ersten Jahren 
noch abwechselnd in Ost und West zusammentreten, so wurde das seit 1955 we- 
gen der Verweigerung von Einreisegenehmigungen durch die Behörden der DDR 
unmöglich. Nach dem Bau der Mauer und der Ausweisung des damaligen 
Ratsvorsitzenden Bischof D. Scharf sollten die Betheler Gesetze von 1963 (vgl. 
Kirchl. Jahrbuch 1963, S. 8 ff.) über Synodaltagungen in besonderen Fällen und 
über Arbeitstagungen der Synode die Funktionsfähigkeit des leitenden Organs 
der EKD gewährleisten, aber die Einheit der EKD konnte nur mühsam gewahrt 
werden, zumal die Kommunikationsmöglichkeiten zwischen Ost und West auf 
ein Minimum zusammenschmolzen. Schon im Jahre 1967, das die bedeutsame 
„Fürstenwalder Erklärung“ zur geistlich, theologisch und kirchlich verstandenen 
Einheit der EKD brachte (vgl. Kirchl. Jahrbuch 1967, S. 25 ff.), wurde die 
Zusammengehörigkeit der evangelischen Christenheit in beiden Teilen Deutsch- 
lands mit wachsender Heftigkeit publizistisch bestritten. Zu Beginn des Berichts- 
jahres geriet sie durch die am 31. Januar 1968 erfolgte Vorlage einer neuen Ver- 
fassung der DDR, durch die in aller Form und mit aller Deutlichkeit der Über- 
gang zum sozialistischen Staat vollzogen wird, und deren Verabschiedung durch 
die Volkskammer am 26. März 1968 in eine tiefe und überaus ernst zu nehmende 
Krise. Zwar nimmt die Verfassung nicht ausdrücklich zu der Zugehörigkeit der 
evangelischen Kirchen in der DDR zur EKD Stellung; zwar garantiert Arti- 
kel 20 (1) die Gewissens- und Glaubensfreiheit und gewährt Artikel 39 jedem 
Bürger der DDR „das Recht, sich zu einem religiösen Glauben zu bekennen und 
religiöse Handlungen auszuüben“; aber der gleiche Artikel bestimmt: „Die Kir- 
che und andere Religionsgemeinschaften ordnen ihre Angelegenheiten und üben 
ihre Tätigkeit aus in Übereinstimmung mit der Verfassung und den gesetzlichen 
Bestimmungen der Deutschen Demokratischen Republik.“ Es war die Interpre- 
tation und Kommentierung dieser Verfassungsbestimmung, an der sich die 
Schwierigkeiten für die kirchliche Gemeinschaft zwischen Ost und West unter 
dem Dach der EKD entzündeten. Die neue Verfassung und die durch sie zwar 
nicht geschaffene, aber bestätigte und sanktionierte sozialistische Gesellschafts- 
ordnung nötigten die östlichen Gliedkirchen, ihr Verhältnis zu Staat und Ge- 
sellschaft, nicht zuletzt die Formen und Weisen, ihren Dienst auszurichten, aber 
auch ihr Verhältnis zueinander und zu den westlichen Gliedkirchen neu zu be- 
denken. Um die Jahresmitte wurde eine Strukturkommission eingesetzt, die 
Vorschläge erarbeiten sollte, wie die Zeugnis- und Dienstgemeinschaft der acht 
Gliedkirchen im Bereich der DDR gefördert und vertieft werden könne. Anfang 
November wurde der Entwurf für die Ordnung des geplanten „Bundes der 
Evangelischen Kirche in der DDR“ bekannt, der sich in Artikel 4, 4 zu der 
besonderen Gemeinschaft der evangelischen Christenheit in Deutschland bekennt 
und in der Mitverantwortung für diese Gemeinschaft bei Fragen, die alle evange- 
lischen Kirchen in der DDR und der BRD betreffen, ein Zusammenwirken in 
partnerschaftlicher Freiheit vorsieht. 
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Ende November beschloß eine östliche Regionaltagung der Generalsynode 
der VELKD, die in Freiberg (Sachsen) stattfand, überraschend ein „Kirchen- 
gesetz über die Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche in der DDR“, das den 
engen organisatorischen Zusammenschluß der lutherischen Landeskirchen von 
Sachsen, Thüringen und Mecklenburg zur VELK in der DDR (VELKDDR) 
und die Bildung gemeinsamer Organe wie Bischofskonferenz, Generalsynode 
und Kirchenleitung vorsieht. Das Lutherische Kirchenamt in Hannover nahm 
zu dem Vorgang, dem entscheidende Bedeutung auch im Hinblick auf die EKD 
und die EKU beizumessen ist, folgendermaßen Stellung: 


Nur mit Schmerz und Trauer kann man im ökumenischen Zeitalter zur Kenntnis 
nehmen, daß es im Mutterland der Reformation neben der Vereinigten Evangelisch- 
Lutherischen Kirche Deutschlands, deren Arbeit sich künftig auf die Gliedkirchen in der 
Bundesrepublik Deutschland beschränkt, nunmehr die Vereinigte Evangelisch-Lutherische 
Kirche in der Deutschen Demokratischen Republik gibt. Andererseits konnte niemand, 
der die Entwicklungen der letzten Zeit und den beschwerlichen Weg der Kirchen in 
der Deutschen Demokratischen Republik aufmerksam verfolgt hat, von der Entschei- 
dung der Freiberger Generalsynode überrascht werden. 

Das in Freiberg beschlossene Kirchengesetz sieht vor, daß die Vereinigte Evangelisch- 
Lutherische Kirche in der Deutschen Demokratischen Republik aus den lutherischen 
Landeskirchen Sachsen, Thüringen und Mecklenburg besteht, daß die bisherigen Re- 
gionalorgane der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands die volle 
Rechtsstellung selbständiger Organe erhalten und daß die Verfassung der Vereinigten 
Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands und ihre sonstigen bisher erlassenen Ord- 
nungen in sinngemäßer Anwendung geltendes Recht für den Zusammenschluß in der 
Deutschen Demokratischen Republik bleiben. 

Für die Beurteilung der neuen Rechtslage sind folgende Gesichtspunkte festzuhalten: 

1. Die Freiberger Entscheidung wurde nicht in einem Alleingang, sondern nach 
vorheriger Beratung in den verantwortlichen Organen der Vereinigten Evangelisch- 
Lutherischen Kirche Deutschlands getroffen. Die regionalen Tagungen der Generalsyn- 
ode in Bückeburg und Freiberg haben mit einer gemeinsam beschlossenen Verfassungs- 
änderung die Rechtsgrundlage für die Verselbständigung der Vereinigten Kirche in der 
DDR geschaffen. Sie knüpften dabei an die bereits seit 1963 geltende Regionalordnung 
an. 
2. Schon bisher haben die westdeutschen Gliedkirchen niemals einen „Alleinvertre- 
tungsanspruch“ erhoben. Es gab keine Weisungen aus dem Westen. Deshalb konnte 
niemand den Gliedkirchen in der DDR die Entscheidung abnehmen. Es mußten aber 
die rechtlichen Voraussetzungen für den nun vollzogenen Schritt geschaffen werden. 

3. Die Organe und Gliedkirchen in der DDR sahen sich auf Grund der neuen Ver- 
fassung der DDR und der damit zusammenhängenden staatlichen Rechtsentwicklung 
genötigt, ihre Entscheidung jetzt zu treffen. Sie konnte nur auf der ordnungsgemäß 
stattfindenden Regionaltagung der Generalsynode fallen. 

4. Die Freiberger Generalsynode handelte nicht nur unter einer von außen aufge- 
nötigten Situation. Entscheidend ging es um das Festhalten an dem den lutherischen 
Kirchen gemeinsam aufgetragenen Dienst und um die Effektivität ihrer Organe. Aus 
diesem Grunde sind auch die Generalsynode und die Kirchenleitung zahlenmäßig ver- 
stärkt worden. 

5, Die in Bückeburg und Freiberg beschlossene völle Freiheit des rechtlichen Han- 
delns besteht nunmehr auch im Bereich der westdeutschen Gliedkirchen. Über die Konse- 
quenzen, die sich für diesen Bereich ergeben, wird die im Mai 1969 in Augsburg zu- 
sammentretende Generalsynode zu entscheiden haben. 


6. Mit Dankbarkeit muß der Wunsch und Wille der Vereinigten Evangelisch-Luthe- 
rischen Kirche in der DDR zur Kenntnis genommen werden, an der Gemeinschaft des 
Glaubens und des Dienstes der Lutherischen Kirchen in Deutschland festzuhalten. Wie in 
Freiberg betont wurde, hat sich diese Gemeinschaft in einer 400jährigen gemeinsamen 
Geschichte bewährt und im Jahre 1948 in Eisenach mit der Bildung der Vereinigten 
Evangelisch-Lutherischen Kirche konkrete Gestalt angenommen. Es ist eine durch Be- 
kenntnis, Sprache und Geschichte gewachsene Gemeinschaft, die über eine nur ökumeni- 
sche Verbindung hinausgeht. Auch in Zukunft wird es daher kooperative Arbeit an 
den großen theologischen und geistlichen Aufgaben, die der lutherischen Kirche heute 
gestellt sind, geben müssen. 

7. Meldungen über eine „Blockbildung der Lutheraner“ gehen an den Tatsachen 
völlig vorbei. Es geht nicht um eine Neugründung, sondern um die Erhaltung einer seit 
Jahrzehnten bestehenden Gemeinschaft zwischen den lutherischen Landeskirchen in der 
DDR. Formen engerer Zusammenarbeit aller evangelischen Kirchen in der DDR sind 
nicht nur möglich, sondern von der Generalsynode in Freiberg geradezu gefordert. 
Die lutherischen Kirchen schulden einer größeren Gemeinschaft den Dienst mit ihren 
Gaben, Erfahrungen und Erkenntnissen. Die Freiberger Entscheidung fügt sich damit 
in die Pläne des viel erörterten Kirchenbundes ein, die von Anfang an nicht auf eine 
Einheitskirche hinzielten. 


Es sind einschneidende Veränderungen der kirchlichen Organisation in den 
evangelischen Kirchen in der DDR in der Diskussion, im Vollzuge oder schon 
vollzogen. Genaueres darüber ist in dem Bericht über die Kirchen in der DDR 
nachzulesen. Über die Ergebnisse der Bemühungen wird im Kirchlichen Jahr- 
buch 1969 zu berichten sein. 

Von den westlichen Gliedkirchen wurde und wird selbstverständlich in keiner 
Weise in die Ordnungspläne der östlichen Gliedkirchen hineingeredet. Nicht erst 
die Fürstenwalder Erklärung, aber sie mit besonderer Klarheit, hat es ausge- 
sprochen: „Wir haben kein Recht, uns gegenseitig zu bevormunden. Wir dürfen 
nicht den Versuch machen, einer den anderen zu beherrschen. Wir werden uns 
gegenseitig so weit freizugeben haben, daß wir unserem Auftrag in dem Teil 
Deutschlands, in dem wir leben, gerecht werden.“ So enthalten sich die westlichen 
Gliedkirchen jeglichen Dreinredens in die Bemühungen der östlichen Gliedkir- 
chen um eine neue Organisationsgestalt und einen festeren Zusammenschluß 
zu einer den besonderen Verhältnissen entsprechenden Zeugnis- und Dienstge- 
meinschaft. Daß dabei aber vieles, was an rechtlicher und organisatorischer Ein- 
heit zwei Jahrzehnte hindurch bestand und für West und Ost gleicherweise 
anregend, fruchtbar und segensvoll war, fallen wird, kann die EKD nur mit 
tiefem Schmerz erleiden und erdulden. Sicherlich hat das morphologische, orga- 
nisatorische, administrative Element für das Leben der Kirche nur eine sekundäre 
Bedeutung und eine dienende Funktion; es ist eine Form, ein Gefäß, ein Ge- 
häuse — nicht mehr, aber auch nicht weniger. Wenn das zerbricht, zerbricht 
nichts Unabdingbares, Unerläßliches, Unverzichtbares, aber wie immer die neuen 
Ordnungen aussehen mögen, es wird etwas zerbrochen, das sich als ein Bindendes 
und Bergendes, Bewahrendes und Behütendes bewiesen und bewährt hat, und 
an Ye nicht wenig, sondern sehr viel und mehr, als manche vielleicht wahrhaben 
wollen. 

Wenn und indem durch die kaum aufzuhaltende Entwicklung der Dinge 
die deutsche evangelische Christenheit auf den Weg von einem kooperativen 
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Föderalismus zu einer partnerschaftlichen Kooperation geführt wird, gewinnen 
die Bemühungen um eine intensive Förderung der geistlichen Gemeinschaft er- 
höhte Bedeutung. 


2. ABENDMAHLSGESPRÄCH, ABENDMAHLSGEMEINSCHAFT 
UND KIRCHENGEMEINSCHAFT! 


Unter erheblicher Überschreitung der durch den Rat der EKD gesetzten Frist 
(31. 1. 1967) gingen im Berichtsjahr als letzte die Stellungnahmen der Glied- 
kirchen der VELKD zu der Empfehlung der Zweiten Kommission für das 
Abendmahlsgespräc ein, den Zugang zum Tisch des Herrn allen Angehörigen 
der in der EKD geltenden Bekenntnisse zu öffnen und Artikel 4, 4 der Grund- 
ordnung der EKD entsprechend zu ändern. Mit Ausnahme der Evangelisch-Lu- 
therischen Kirche in Bayern machten alle zur VELKD gehörenden Kirchen sich 
eine von der Abendmahlskommission der VELKD erarbeitete Erklärung zu 
eigen. Bis auf geringfügige Unterschiede ohne sachliche Bedeutung im Vorspann 
erklärten die Gliedkirchen Braunschweig, Eutin, Hamburg, Hannover, Lübeck, 
Mecklenburg, Landeskirche Sachsen, Schaumburg-Lippe, Schleswig-Holstein und 
Thüringen je für sich: 


Evangelischen Christen, die einem der in Artikel 1 Absatz 1 der Grundordnung der 
Evangelischen Kirche in Deutschland genannten Bekenntnis angehören, steht in der 
Evangelisch-Lutherischen Landeskirche ... der Zugang zum Heiligen Abendmahl, das 
sie in der ihrem Bekenntnis gemäßen Ordnung feiert, offen. Die seelsorgerliche Ver- 
antwortung der Pfarrer, die rechtliche Kirchenzugehörigkeit und die gliedkirchlichen 
Bestimmungen über die Kirchenzucht bleiben unberührt. 

Mit einer solchen Erklärung meinen wir, den Sachinhalt des Vorschlages der Zweiten 
Abendmahlskommission erfüllt zu sehen. Dagegen halten wir es im Blick auf Artikel 4 
Absatz 1 Satz 2 der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland für 
rechtlich nicht möglich, daß die Evangelische Kirche in Deutschland den Wortlaut des 
Artikels 4 Absatz 4 der Grundordnung ändert. 


Die Evangelisch-Lutherische Landeskirche in Bayern gab eine eigene Erklärung 


folgenden Wortlautes ab: 
8 München 37, 12. 12. 1967 


Wir haben den Bericht und die Empfehlung der Zweiten Kommission für das Abend- 
mahlsgespräch zur Kenntnis genommen. Da es sich hierbei um eine Frage von außer- 
ordentlicher Bedeutung für das kirchliche Leben innerhalb der Evangelischen Kirche in 
Deutschland handelt, haben wir den Vorschlag der Zweiten Abendmahlskommission 
nicht nur in unseren landeskirchlichen Gremien sorgfältig geprüft, sondern auch auf 
Wunsch der Bischofskonferenz der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutsch- 
lands in einer besonders für diese Frage einberufenen Kommission verhandelt. 

Wir geben davon Kenntnis, daß der Herr Landesbischof vor der Landessynode in 
Bayreuth am 23. Oktober 1967 folgende Erklärung abgegeben hat: 


1. Vgl. Kirchl. Jahrbuch 1958, S. 130 ff.; 1959, $. 13 ff.; 1960, S. 12 ff.; 1962, S. 9ff.; 1963, 
S. 47 ff.; 1964, S. 22 ff.; 1966, S. 58 ff.; 1967, S. 38 ff. 


„Das Heilige Abendmahl wird in der Evang.-Luth. Kirche in Bayern entsprechend 

seiner neutestamentlichen Einsetzung nach evangelisch-lutherischer Lehre und Ordnung 
efeiert. 

= Schon bisher ist es die Übung, wie sie auch in der Grundordnung der Evangelischen 

Kirche in Deutschland unter Hinweis auf die seelsorgerlichen Notwendigkeiten und die 
gemeindlichen Verhältnisse beschrieben ist, daß Angehörigen der anderen mit uns in 

der Evangelischen Kirche in Deutschland zusammengeschlossenen Bekenntnisse der Zu- 
gang zu den Abendmahlsfeiern unserer Gemeinden offensteht. 

Wenn solche evangelische Christen an einer nach evangelisch-lutherischem Verständnis 
gehaltenen Abendmahlsfeier teilnehmen können und wollen, so sollte das im Einzelfall 
nur verwehrt werden, wenn Gründe der seelsorgerlichen Zucht — wie sie in der Landes- 
kirche überhaupt geübt wird - entgegenstehen. 

Landesbischof und Landeskirchenrat bitten die Pfarrer, denen die Verantwortung für 
die Zulassung zur Abendmahlsfeier anvertraut ist, die Einladung in diesem Sinne er- 
gehen zu lassen. Ferner werden alle Pfarrer gebeten, die Abendmahlsunterweisung 
ernst zu nehmen, zum Leben aus dem Sakrament zu helfen und sich zur Seelsorge wie 
vor allem zur Einzelbeichte allen evangelischen Christen zur Verfügung zu stellen.“ 

Die Landessynode hat nach Beratung in einem Ausschuß einmütig folgenden Be- 
schluß gefaßt: 

„Die Landessynode der Evang.-Luth. Kirche in Bayern nimmt dankbar Kenntnis von 
der Erklärung des Herrn Landesbischofs zu der Frage der Abendmahlsgemeinschaft 
innerhalb der Evangelischen Kirche in Deutschland und macht sie sich zu eigen. Sie 
bittet den Landeskirchenrat, diese Erklärung an die Vereinigte Evang.-Luth. Kirche 
Deutschlands als Antwort auf ihre Anfrage zuzuleiten.“ 

Einer Änderung des Wortlauts des Art. 4 Abs. 4 der Grundordnung der Evange- 
lischen Kirche in Deutschland in dem von der Zweiten Abendmahlskommission vorge- 
schlagenen Sinn können wir aus kirchlichen, theologischen und rechtlichen Gründen 
nicht zustimmen. 


Die Reaktion der Gliedkirchen auf die Empfehlung der Zweiten Kommission für 
das Abendmahlsgespräch zeigt demnach folgendes Bild: 

16 Gliedkirchen (Anhalt, Baden, Berlin-Brandenburg, Bremen, Görlitz, Hes- 
sen-Nassau, Kurhessen-Waldeck, Lippe, Nordwestdeutschland ref., Oldenburg, 
Pfalz, Greifswald, Rheinland, Sachsen-Kirchenprovinz, Westfalen, Württem- 
berg) und der der EKD angeschlossene Bund evang.-ref. Kirchen Deutschlands 
haben der Empfehlung ohne Einschränkung zugestimmt: Artikel 4, 4 der Grund- 
ordnung soll dahingehend geändert werden, daß in allen Gliedkirchen der EKD 
der Zugang zum Heiligen Abendmahl, das sie in der ihnen gemäßen Ordnung 
feiern, auch den Angehörigen eines anderen in der EKD geltenden Bekenntnisses 
offensteht. 

9 von den zustimmenden Gliedkirchen (Anhalt, Baden, Berlin-Brandenburg, 
Görlitz, Hessen-Nassau, Lippe, Pfalz, Westfalen, Württemberg) und der Bund 
evang.-ref. Kirchen Deutschlands haben dem Wunsch und der Hoffnung Aus- 
druck gegeben, daß nach diesem ersten weitere Schritte zur Verwirklichung voller 
wire Gemeinschaft zwischen den Gliedkirchen der EKD getan werden 
möchten. 

10 Gliedkirchen (Braunschweig, Eutin, Hamburg, Hannover, Lübeck, Meck- 
lenburg, Sachsen luth., Schaumburg-Lippe, Schleswig-Holstein, Thüringen) haben 
der Empfehlung in der Sache, das heißt hinsichtlich Zulassung von Angehörigen 
eines anderen in der EKD geltenden Bekenntnisses zum Abendmahl, zugestimmt, 
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halten aber eine entsprechende Änderung der Grundordnung nicht für notwen- 
dig und für rechtlich nicht möglich. 

1 Gliedkirche (Bayern) hat der Empfehlung weder ohne noch mit Einschrän- 
kung zugestimmt, sondern in ihrer Stellungnahme auf die bei ihr bestehende 
Übung verwiesen, daß Angehörige eines anderen in der EKD geltenden Be- 
kenntnisses zum Abendmahl zugelassen werden, „wo seelsorgerliche Verantwor- 


- tung oder gemeindliche Verhältnisse die Zulassung gebieten“ (GO Art. 4,4), 


und die vorgeschlagene Änderung der Grundordnung aus kirchlichen, theolo- 
gischen und rechtlichen Gründen abgelehnt. 

Für viele evangelische Christen ist dieser Ausgang des Abendmahlsgesprächs 
eine Enttäuschung; sie hielten den von der Zweiten Abendmahlskommission 
vorgeschlagenen Schritt für klein und für von allen Gliedkirchen mitvollziehbar, 
zumal ihn die nahezu überall herrschende Abendmahlspraxis längst getan hat. 
Es ist das der Lehre im Rahmen lutherischer Kirche und Theologie zugemessene 
besondere spezifische Gewicht, das den empfohlenen Schritt noch weiter ver- 
kleinert; wer aber weiß, in welchem Kontext für ganze Gruppen gewissenhafter 
Lutheraner jedes Stück und Stücklein der Lehre steht und welche Relevanz ihm 
zukommt, wird dem Zögern und der Zurückhaltung der VELKD-Kirchen ein 
gewisses Verständnis entgegenbringen. Ob es der Zweiten Kommission für das 
Abendmahlsgespräch, der die gliedkirchlichen Stellungnahmen zur Prüfung und 
zum Bericht überwiesen worden sind, gelingen wird, das Ergebnis seiner Arbeit 
zum Saatgut für eine künftige bessere Ernte aufzubereiten, bleibt abzuwarten. 

Inzwischen wurde die Frage der Abendmahlsgemeinschaft von anderer Seite 
vorangetrieben. In der Chronik des Vorjahres wurde über das Angebot der 
vollen Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft durch die Bremische, die Pfälzi- 
sche und die Reformierte Kirche in Nordwestdeutschland an alle Gliedkirchen 
der EKD berichtet. Dieses Angebot wurde von einer Reihe von Landeskirchen, 
vornehmlich solchen unierter Prägung - u. a. von den Landeskirchen Anhalt, 
Hessen-Nassau, Kurhessen-Waldeck und Kirchenprovinz Sachsen — angenommen. 
Die Synode der Evangelischen Kirche in Kurhessen-Waldeck beschloß: 


1. Die Synode der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck hat von dem An- 
erbieten der vollen Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft durch verschiedene Glied- 
kirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland dankbar Kenntnis genommen. 

2. Gemäß der Präambel, Abschnitte 2 und 3, zur Grundordnung der Evangelischen 
Kirche von Kurhessen-Waldeck vom 22. Mai 1967 bietet die Landeskirche auch ihrerseits 
allen Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland die volle Kanzel- und 
Abendmahlsgemeinschaft an; dabei muß die in unserer Kirche geltende Ordnung ge- 
wahrt werden. 

3. Der Bischof wird ermächtigt, entsprechende Vereinbarungen mit anderen Glied- 
kirchen gemäß Artikel 4 Absatz 1 der Grundordnung der Evangelischen Kirche in 
Deutschland abzuschließen. 


Die Kirchensynode der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau nahm das 
Angebot der Pfälzischen, der Bremischen und der Nordwestdeutschen reformier- 
ten Kirche durch Beschluß vom 27. März 1968 an und erklärte darüber hinaus, 


daß die Evang. Kirche in Hessen und Nassau von ihrer Seite die volle Kanzel- und 
Abendmahlsgemeinschaft mit allen Gliedkirchen der Evang. Kirche in Deutschland 
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anerkennt und sie zu üben gewillt ist. Sie bittet die anderen Kirchen, ihre Glieder und 
Diener am Wort, auch ihrerseits diese Gemeinschaft mit uns aufzunehmen. 

Dabei ist es der Synode selbstverständlich, daß eine Mitbeteiligung von Pfarrern an 
der Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung einer anderen Kirche die Achtung 
der Grundartikel dieser Kirche und die Einhaltung der Ordnung der betreffenden Ge- 
meinde voraussetzt. 


In seinem Begleitschreiben erläuterte der - im Dezember 1968 verstorbene — 
Kirchenpräsident Professor D. Sucker, dieser Synodalbeschluß bedeute, 


daß die Evangelische Kirche in Hessen und Nassau die Glieder der anderen Kirchen 
zur Gemeinschaft an Wort und Sakrament mit ihr einlädt und daß es zu einer mit dem 
zuständigen Pfarrer vereinbarten Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung durch 
einen Pfarrer einer anderen Gliedkirche in einer unserer Gemeinden unter der im 
letzten Absatz der Entschließung ausgesprochenen selbstverständlichen Voraussetzung 
keiner Zustimmung der Kirchenleitung bedarf. Die Evang. Kirche in Hessen und 
Nassau wäre für Prüfung und verständnisvolle Aufnahme ihres Beschlusses, der uns 
der theologischen und kirchlichen Wirklichkeit im Verhältnis der Gliedkirchen unter- 
einander zu entsprechen scheint, dankbar. Sie hält den Abschluß besonderer Verein- 
barungen zwischen den einzelnen Gliedkirchen nicht für erforderlich. Sollten sich andere 
Kirchen zu einer entsprechenden Entscheidung entschließen können, brauchte nur die 
von beiden Seiten anerkannte volle Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft festgestellt 
werden. 


Den nachdrücklichsten Vorstoß in Richtung auf die volle Kanzel- und Abend- 
mahlsgemeinschaft unternahm die Arnoldshainer Konferenz (vgl. Kirchl. Jahr- 
buch 1967, S. 45 f.). Am 8. November 1968 wandte sie sich an die Leitungen der 
Gliedkirchen der EKD und bot ihnen die durch Vereinbarung herzustellende 
Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft an: 


Sehr verehrte Herren und Brüder! 


In unserem Rundschreiben vom 5. Juli 1967 ... hatten wir Sie über die Ziele unter- 
richtet, von denen sich die in der Arnoldshainer Konferenz zusammenarbeitenden 
Vertreter einer Reihe von Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland leiten 
lassen. Insbesondere hatten wir durch Übersendung unserer gemeinsamen Erklärung 
deutlich gemacht, daß wir — weit entfernt davon, uns etwa innerhalb der Evangelischen 
Kirche in Deutschland in einem engeren Kreise abzusondern — im Gegenteil mit ganzem 
Ernst bemüht sein wollen, die Einheit der Evangelischen Kirche in Deutschland über 
das bisher Erreichte hinaus zu fördern. 

Dazu haben wir erklärt, daß wir die Arnoldshainer Abendmahlsthesen als ein 
schriftgemäßes, die Lehre und Glaubensüberzeugung unserer Kirchen sachgemäß wieder- 
gebendes Zeugnis verstehen, die durch die zweite Arnoldshainer Kommission daraus 
abgeleitete Forderung auf Kommunikantenzulassung bejahen und dafür eintreten, daß 
in Richtung auf die volle gegenseitige Zuerkennung der Abendmahlsgemeinschaft wei- 
tere Schritte unternommen werden. 

Verschiedene Vorgänge der letzten Zeit konnten uns ermutigen, in diesen Bemühun- 
gen voranzuschreiten. Die Arnoldshainer Abendmahlsthesen haben zwar keine ein- 
hellige Zustimmung erfahren, sie haben jedoch in der Praxis der Kommunikantenzu- 
lassung zu einer weitgehenden Übereinstimmung geführt. Die mit der Verschiedenheit 
der reformatorischen Bekenntnisse zusammenhängenden Probleme sind auf ökumeni- 
scher Ebene Gegenstand eingehender Erörterungen geworden, deren baldige fruchtbare 
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Fortsetzung zu erwarten ist. Auch im Bereich der Evangelischen Kirche in Deutschland 
stehen lutherisch-reformierte Gespräche bevor, die von allen Beteiligten als ein Schritt 
zur Überwindung trennender Schranken angesehen werden. 

Diese Lage und nicht zuletzt auch die Initiative einer Anzahl von Gliedkirchen, die 
allen anderen die volle Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft angeboten haben, waren 
für uns Anlaß, uns zunächst im eigenen Kreise um ein gemeinsames klärendes Ver- 
ständnis zu bemühen. Das ist insbesondere in eingehenden Beratungen unseres Theolo- 
gischen Ausschusses geschehen ... 

Auf dieser Grundlage sind wir, verehrte Herren und Brüder, nach eingehender 
Prüfung zu der Überzeugung gekommen, daß in der gegenwärtigen Lage eine Trennung 
am Tisch des Herrn zwischen den Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland 
nicht mehr länger verantwortet werden kann, zumal in dieser Frage bereits heute eine 
so weitgehende geistliche Übereinstimmung besteht, daß unsere Gemeinden nunmehr 
über grundsätzliche Erklärungen hinaus eine verbindliche Feststellung erwarten können. 

Weil wir wissen, daß ein Teil der Gliedkirchen Bedenken trägt, durch eine förmliche 
Anderung von Artikel 4 Absatz 4 der Grundordnung der Evangelischen Kirche in 
Deutschland diese Feststellung zu treffen, schlagen wir vor, den im 1. Absatz dieses 
Artikels vorgesehenen Weg der Vereinbarung zwischen den Gliedkirchen zu beschrei- 
ten. Dabei entspricht es, wie wir meinen, der Bedeutung der Sache, daß nicht jede 
einzelne Gliedkirche mit jeder anderen ein besonderes Abkommen trifft. Vielmehr 
sollte ein alle Gliedkirchen umfassendes Gesamtabkommen Platz greifen. 

Wir legen Ihnen daher hiermit, nachdem wir zuvor den Rat der Evangelischen 
Kirche in Deutschland über diesen Schritt unterrichtet haben, den Wortlaut einer solchen 
Vereinbarung vor. Die Mitglieder unserer Konferenz haben ihn gebilligt. Die meisten 
Kirchenleitungen, denen sie angehören, haben bereits ihre Entschlossenheit mitgeteilt, 
die Vereinbarung unter der erforderlichen Mitwirkung ihrer Synoden abzuschließen. 

Unser herzlicher Wunsch ist, daß alle Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in 
Deutschland in grundsätzlicher Zustimmung zu unseren Erwägungen die beiliegende 
Vereinbarung mitvollziehen möchten. 

Sollten Sie hierüber mit uns beraten wollen, sind wir hierzu selbstverständlich gern 
bereit. 


Ich bitte Sie, uns Ihre Stellungnahme zu meinen Händen zugehen zu lassen. 
In brüderlicher Verbundenheit Ihr Beckmann 


VEREINBARUNG ÜBER KANZEL- UND ABENDMAHLSGEMEINSCHAFT 


I: 


Wir, die unterzeichneten Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland, erklären 
folgendes: 

1) Die Gemeinschaft zwischen den Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutsch- 
land, die schon in den verschiedenen Grundordnungen und Grundartikeln zum Aus- 
druck kommt, ist nicht nur in der praktischen Zusammenarbeit enger geworden, sie hat 
sich auch geistlich und theologisch vertieft. Die Lehrgespräche der letzten Jahrzehnte, 
vom Arnoldshainer Abendmahlsgespräch bis zu den lutherisch-reformierten Schauen- 
burger Gesprächen, haben uns deutlich gemacht, daß überkommene konfessionelle Lehr- 
differenzen sich in entscheidenden Punkten gewandelt haben, so daß gewiß von Unter- 
schieden, aber nicht mehr von kirchentrennenden Gegensätzen gesprochen werden kann. 
Dem haben die Gliedkirchen dadurch Rechnung getragen, daß sie Glieder der anderen 
Kirchen zu ihren Abendmahlsfeiern zulassen. Dies ist ein erster Schritt. 

(2) Die von der Pfälzischen Landeskirche, der Evangelisch-reformierten Kirche in 
Nordwestdeutschland und der Bremischen Evangelischen Kirche allen Gliedkirchen an- 
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gebotene volle Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft kann uns als Ausdruck für die 
tatsächlich gegebene Gemeinsamkeit weiterführen. 

Zu ihr haben sich in den letzten Jahren schon zahlreiche andere Gliedkirchen bekannt. 
Neuestens haben die Evangelische Kirche in Hessen und Nassau, die Evangelische Lan- 
deskirche Anhalts und die Evangelische Kirche der Kirchenprovinz Sachsen sie aufge- 
nommen. 

Auch die Evangelische Kirche in Kurhessen-Waldeck weiß sich nach ihrer neuen 
Grundordnung zu ihr verpflichtet. 

Der damit gegebene Anstoß gilt allen Gliedkirchen in der Evangelischen Kirche in 
Deutschland. 


IL 


In dieser Erwägung haben wir uns entschlossen, in Anwendung des Artikels 4 Absatz 1 
Satz 2 der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland hiermit die volle 
Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft miteinander zu vereinbaren. Dazu erklären wir: 

(1) In der Erkenntnis, daß eine Trennung am Tisch des Herrn nicht länger verant- 
wortet werden kann, laden wir die Glieder aller Kirchen in der Evangelischen Kirche 
in Deutschland zu unseren Abendmahlsfeiern ein und ermutigen unsere Gemeinde- 
glieder, der Einladung zum Tisch des Herrn auch in anderen Gliedkirchen zu folgen. 
Es erscheint folgerichtig, daß Gemeindeglieder, die nach dem von allen Gliedkirchen 
der Evangelischen Kirche in Deutschland angewendeten Mitgliedschaftsrecht bei Woh- 
nungswechsel zu vollberechtigten Gliedern der Kirche des neuen Wohnsitzes werden, 
dort auch bei vorübergehendem Aufenthalt ebenso wie die Glieder dieser Kirche am 
Gottesdienst und an der Feier des Abendmahls teilnehmen können. 

(2) Entsprechendes gilt für die Teilnahme von Pfarrern und anderen ordinierten Pre- 
digern an Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung in einer anderen Gliedkirche. 

Die Ordination wird zwischen allen Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutsch- 
land anerkannt und bei Übernahme eines Dieners am Wort aus einer anderen Glied- 
kirche in keinem Fall wiederholt. 

Damit ist die Gültigkeit der Bevollmächtigung zum Dienst an Wort und Sakrament 
in jeder Gliedkirche grundsätzlich unbestritten. Ein Kolloquium vor der Übernahme 
eines Dieners am Wort aus einer anderen Gliedkirche dient lediglich der Vorstellung des 
Betreffenden und der Vergewisserung, daß er bereit ist, die Bekenntnisgrundlage der 
aufnehmenden Kirche zu achten und die Ordnung des für ihn vorgesehenen Dienstes 
einzuhalten. Unter der Voraussetzung dieser selbstverständlichen Bereitschaft bedarf 
der gelegentliche Dienst an Wort und Sakrament eines Pfarrers oder eines anderen 
ordinierten Predigers aus einer anderen Gliedkirche in einer unserer Kirchen entspre- 
chend der in der Gemeinde geltenden Ordnung keiner besonderen Genehmigung kirchen- 
leitender Stellen. Wir ermutigen vielmehr die Pfarrer und Gemeinden unserer Kirchen, 
Amtsbrüder aus anderen Gliedkirchen zu solchem Dienst einzuladen. 


II. 


Diese Vereinbarung ist nicht nur für unsere Beziehungen zueinander verbindlich, sondern 
stellt zugleich unsere Haltung gegenüber allen anderen Gliedkirchen der Evangelischen 
Kirche in Deutschland fest. Wir laden die anderen Gliedkirchen ein, dies durch Beitritt 
zu der Vereinbarung auch ihrerseits zu bestätigen. Es steht jeder Gliedkirche frei, der Ver- 
einbarung nur in dem Umfang beizutreten, in welchem sie ihr zur Zeit zu folgen vermag. 


Dieses Angebot löste heftige Reaktionen von seiten der VELKD aus. Der Präsi- 
dent des Lutherischen Kirchenamtes äußerte in einem Brief vom 18. Novem- 
ber 1968 seine Bestürzung über den Schritt der Arnoldshainer Konferenz, durch 
den „die besten Ansätze zur Zusammenarbeit ... in den Strudel einer Vertrau- 
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enskrise geraten“ seien; der Lübecker Bischof Professor D. Meyer schrieb am 
26. November 1968 an den Vorsitzenden der Arnoldshainer Konferenz, Präses 
Professor D. Dr. Beckmann, die Arnoldshainer Konferenz habe „denjenigen Lu- 
theranern, die gern in Richtung stärkerer kirchlicher Gemeinschaft vorstoßen 
möchten, die das aber auch mit einem theologisch guten Gewissen tun möchten, 
den schlechtesten Dienst geleistet, den man sich denken kann“. Am 10. Ja- 


“ nuar 1969 — die geringfügige Überschreitung des Berichtszeitraums sei gestattet — 


antwortete der Leitende Bischof der VELKD, Landesbischof D. Dr. Lilje, dem 
Vorsitzenden der Arnoldshainer Konferenz: 


Sie haben der Kirchenleitung der Vereinigten Kirche Kenntnis von dem Schreiben ge- 
geben, das Sie namens der Arnoldshainer Konferenz am 8. November 1968 auch an die 
Gliedkirchen der Vereinigten Kirche gerichtet haben. 

Die Kirchenleitung hat auf ihrer Sitzung vom 11. Dezember 1968 eingehend über den 
Schritt der Arnoldshainer Konferenz beraten. Bevor ich Sie über die Beschlüsse in 
Kenntnis setze, möchte ich Sie in allem Freimut über die Erwägungen unterrichten, die 
der Beschlußfassung vorausgingen. 

Daß die Christen am Tisch des Herrn getrennt sind, empfinden auch wir als schwere 
Not. In ihren leitenden Gremien und in Fachausschüssen ringt die Vereinigte Kirche 
seit Jahren in intensivster Weise um die rechte Erkenntnis und die rechten Schritte in 
den Fragen der Abendmahlsgemeinschaft und der Kirchengemeinschaft. Wenn sie dabei 
die Abendmahlsverkündigung und die lebendige Abendmahlspraxis in den Vorder- 
grund stellt, meint sie damit allen Kirchen zu dienen. Die Vereinigte Kirche kann die 
Probleme auch nicht allein unter innerdeutschen Aspekten sehen, sondern hat ihre 
engen Verbindungen zu den lutherischen Kirchen und Gemeinden in aller Welt, aber 
auch die ökumenische Gesamtsituation mitzubedenken. 

Wie Ihnen bekannt ist, hat die Vereinigte Kirche nach sorgsamer Prüfung der Vor- 
schläge der Zweiten Abendmahlskommission der EKD ihre Gliedkirchen gebeten, die 
inzwischen vorliegenden Erklärungen der Synoden über den Zugang aller evangelischen 
Kirchenglieder zum Abendmahl abzugeben. Damit ist das Anliegen aufgenommen, 
das die Gemeinden in ihrem praktischen kirchlichen Leben bewegt. Wem an der Sache 
liegt, sollte diesen Schritt, gegen den es auch Widerstände in den eigenen Reihen gab, 
positiv beurteilen. 

Wie Sie auch wissen, hat die Vereinigte Kirche ein theologisches Lehrgespräch ange- 
boten, das in Fortsetzung der Schauenburger Gespräche vor allem der Frage der Kir- 
chengemeinschaft und damit auch der Abendmahlsgemeinschaft gewidmet sein sollte. 
Das Gespräch ist vom Reformierten Bund und der Evangelischen Kirche der Union 
dankbar begrüßt, im Mai vorbereitet und am 8. November 1968 offiziell begonnen 
worden. Wir haben nie einen Zweifel daran gelassen, daß nach unserer Überzeugung 
weitergehende Schritte in der Frage der Abendmahlsgemeinschaft an das theologische 
Gespräch zwischen den Kirchen gebunden sind. Wir haben das mehreren Kirchen der 
Arnoldshainer Konferenz auf frühere Angebote voller Kanzel- und Abendmahls- 
gemeinschaft unmißverständlich erklärt. Dabei wurde auf das bevorstehende lutherisch- 
reformierte Gespräch verwiesen. Auch Herr Bischof D. Meyer hat bei dem vorberei- 
tenden Gespräch, bei dem Sie zugegen waren, in dieser Richtung eine eindeutige 
Erklärung abgegeben. 

Bei der Gründung der Arnoldshainer Konferenz haben wir davon Kenntnis ge- 
nommen, daß sich die Konferenz die Herstellung der Abendmahlsgemeinschaft im 
eigenen Bereich zum Ziel gesetzt hat. Wenn jetzt im Unterschied zu dem seinerzeit 
formulierten Programm die Vereinigte Kirche mit ihren Gliedkirchen ohne vorherige 
Fühlungnahme in das Angebot einbezogen wurde, fällt es uns nach allem schwer, diesen 


13 


Schritt zu verstehen. Viele von uns sehen in ihm eine Maßnahme mit kirchenpolitischer 
Motivation und vermissen die Bereitschaft, die doch bekannte theologische Position 
Andersdenkender zu respektieren. Wir müssen sehr ernst die Frage stellen, ob nicht das 
eben begonnene Lehrgespräch seines Auftrages und Sinnes entleert worden ist, wenn 
theologische Entscheidungen durch rechtliche Vereinbarungen offenbar vorweggenommen 
werden sollen. 

Für schwerwiegend halten wir, daß keiner der Brüder aus den unierten und refor- 
mierten Kirchen bei dem ersten offiziellen Lehrgespräch am 8. November 1968 auch nur 
mit einem einzigen Wort auf den ihnen bekannten Plan und die bereits im Mai erarbei- 
teten Dokumente hinwies, obwohl die Frage der Abendmahlsgemeinschaft zur Diskus- 
sion stand. Ihr Schreiben ist noch dazu ausgerechnet am Tage des Beginns des offiziellen 
Lehrgespräches abgesandt worden. Die Kommissionsmitglieder der Vereinigten Kirche 
haben uns nach Einsicht in die Schriftstücke der Arnoldshainer Konferenz wissen 
lassen, daß sie sich zu einer Mitwirkung am lutherisch-reformierten Gespräch nicht in 
der Lage sähen, bis die Sache geklärt ist. 

Für uns ist deutlich, daß eine Vertrauenskrise ausgelöst worden ist, die über Kom- 
missionen hinausgreift und das Verhältnis zwischen den Gliedkirchen der EKD auf das 
schwerste belasten muß. Allen Bemühungen um stärkeres Zusammenwachsen innerhalb 
der EKD ist damit ein schlechter Dienst erwiesen worden. Ziffer 5 der Verlautbarung 
Ihres Theologischen Ausschusses wird jeder so verstehen, daß die Union als das Orga- 
nisationsmodell kirchlichen Zusammenlebens angesehen wird. Die Vereinigte Kirche muß 
mit ihren Gliedkirchen fragen, ob die Mitarbeit der lutherischen Kirchen in der EKD 
in Frage gestellt wird und ob kirchenrechtliche Änderungen mit Auswirkungen auf die 
Grundordnung der EKD beabsichtigt sind. Wem zuerst an einer sauberen theologischen 
Klärung zwischen den Kirchen gelegen ist, dem muß die Verquickung mit der ekklesio- 
logischen Problematik als außerordentlich belastend erscheinen. 

Die Kirchenleitung der Vereinigten Kirche kann nicht umhin, ihrer tiefen Enttäu- 
schung Ausdruck zu verleihen. Sie hat beschlossen: 

1. Sie nachdrücklich um eine Klärung zu bitten, wie es trotz der laufenden lutherisch- 
reformierten Gespräche und ohne den Versuch vorheriger Fühlungnahme zu der Aktion 
der Arnoldshainer Konferenz kommen konnte und warum die Kommissionsmitglieder 
der Vereinigten Kirche am 8. November nicht informiert wurden; 

2. den Gliedkirchen der Vereinigten Kirche, die in dieser Angelegenheit nur ge- 
meinsam handeln können, nahezulegen, vor einer Klärung der an Sie gerichteten Fragen 
eine Stellungnahme zu den vorgelegten Schriftstücken nicht abzugeben; 

3. das lutherisch-reformierte Gespräch, an dessen Fortsetzung der Vereinigten Kirche 
um der Sache willen gelegen ist, bis zu einer befriedigenden Klärung auszusetzen. 

Der Vorgang ist für uns auch Anlaß, die Modalitäten des lutherisch-reformierten 
Gespräches neu zu überdenken. Die Kirchenleitung legt Wert darauf, daß das Gespräch 
in Zukunft stärker, so wie es die ursprüngliche Zielsetzung war, als lutherisch-reformier- 
tes Gespräch geführt wird. 

Sie können, lieber Bruder Beckmann, diesen Beschlüssen entnehmen, wie ernst wir 
die durch Ihre Aktion entstandene Situation beurteilen. Mir bestätigt sich die Vermu- 
tung aufs neue, daß Kirchenpolitik den deutschen Protestantismus stärker belasten 
kann als die eigentliche konfessionelle Frage. Offensichtlich ist der Weg mühsam, bis wir 
es lernen werden, in Respektierung des anderen und in freimütiger Offenheit mitein- 
ander umzugehen. 

Eben sehe ich Ihr Gespräch mit epd. Wenn ich die Überlegungen bedenke, die Sie 
hier aussprechen, erscheint mir das Verfahren noch problematischer, zumal die undiffe- 
renzierte Verbindung von „Bund“ und „voller Kirchengemeinschaft“ am Schluß des 
Gespräches die Unklarheit vermehrt. h 


Mit herzlichem Gruß Ihr Lilje 
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Sehr bald liefen schriftliche und mündliche Bemühungen um Klärung der aufge- 
brochenen Mißverständnisse, um Ausgleich der aufgetretenen Spannungen und 
um Wiederherstellung eines guten zwischenkirchlichen Klimas an und führten 
nach Ende der Berichtszeit zu einem befriedigenden Ergebnis, das u. a. die 
Fortsetzung der lutherisch-reformierten Gespräche ermöglichte. 

Noch im Berichtsjahr stimmten die Synoden der Evang.-Lutherischen Kirche 
in Oldenburg (4. Dezember 1968), der Pfälzischen Kirche (5. Dezember 1968) 
und (am 18. November 1968) der Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg 
(West) dem Vorschlag der Arnoldshainer Konferenz zu. Die Evangelisch-Luthe- 
rische Kirche in Oldenburg nahm ihre Entschließung zum Anlaß, auch ihrerseits 
allen Gliedkirchen der EKD die volle Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft 
anzubieten. Die knappe Mehrheit, die der Zustimmungsbeschluß in der Regional- 
synode Berlin-Brandenburg (West) fand, veranlaßte die Kirchenleitung zur Ab- 
gabe folgender Erklärung: 


Die gestrige Abstimmung in der Synode hat ergeben, daß die Arnoldshainer Verein- 
barung bejaht wird. Über die Art, diese Vereinbarung durchzuführen, sind die Auf- 
fassungen in der Synode unterschiedlich. Die Kirchenleitung trägt der Entscheidung der 
Synode Rechnung. Sie sieht in ihr eine Einladung an alle Gemeindeglieder und Amts- 
träger zu voller Abendmahlsgemeinschaft, ohne sie dazu gesetzlich zu verpflichten. Die 
Kirchenleitung hofft, daß dieser Beschluß dazu beiträgt, eine volle Kanzel- und Abend- 
mahlsgemeinschaft in der ganzen Evangelischen Kirche in Deutschland und darüber 
hinaus herzustellen. Die Kirchenleitung wird mit dem Rat der Evangelischen Kirche in 
Deutschland und den Gliedkirchen wie mit der Arnoldshainer Konferenz Gespräche 
im Sinne der Auffassung der Synode aufnehmen. 


Während nunmehr zwischen der Mehrheit der Gliedkirchen Kanzel- und Abend- 
mahlsgemeinschaft besteht, gewähren die Gliedkirchen der VELKD zwar allen 
evangelischen Christen den Zugang zum Abendmahl, konnten sich jedoch — wie 
es in einer Verlautbarung des Lutherischen Kirchenamtes vom 14. Novem- 
ber 1968 heißt — „trotz der inzwischen von mehreren nichtlutherischen Glied- 
kirchen der EKD angebotenen vollen Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft ... 
nicht zu einem weitergehenden Schritt entschließen“. Dennoch sollte und braucht 
die Hoffnung auf die Herstellung voller Kirchengemeinschaft innerhalb der 
deutschen evangelischen Christenheit nicht aufgegeben zu werden. 

Ist in der Frage der Abendmahlsgemeinschaft eine gewisse, aber nicht zu unter- 
schätzende Annäherung erfolgt, so blieben in der Frage der Taufe und in dem 
theologischen Gespräch über Schrift und Verkündigung die schroffen Gegensätze 
bestehen. 


3, Das GESPRÄCH ÜBER DIE TAUFE? 


f Die jahrelangen Auseinandersetzungen um Kindertaufe und Taufaufschub wur- 
den im Berichtsjahr lebendig und lebhaft fortgesetzt. Besonders im Rheinland 


zogen sie immer weitere Kreise. Hunderte von Pfarrern, Pastorinnen und Syn- 


2. Vgl. Kirchl. Jahrbuch 1962, S. 31 ff.; 1964, S. 27 f. 
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odalen unterschrieben einen Appell des Arbeitskreises „Taufe und Gemeinde“ 
an die Landessynode 1969, den Tauftermin freizugeben und in der Frage des 
Taufalters keinen Druck auszuüben. In dem Aufruf vom 30. März 1968 heißt 


es: 


Die Unterzeichner dieses Briefes treten für eine Freigabe des Tauftermins in der Kirchen- 
ordnung ein. Wir tun dies teils aus eigener Glaubensüberzeugung, teils aus Achtung 
vor der ebenso im Evangelium begründeten Glaubensüberzeugung der anderen (die auch 
dienstrechtlich von diesem Problem betroffen sind, soweit sie Pfarrer oder Presbyter 
sind). Sie bitten die Mitglieder der rheinischen Landessynode 1969, mit ihrer Stimme 
für die Freigabe des Taufalters, die auch für die Amtsträger der Kirche gilt, einzu- 
treten. Die entsprechenden Artikel der Kirchenordnung mögen in diesem Sinne erwei- 
tert werden. 


Ein wenig später versandtes Rundschreiben des gleichen Arbeitskreises begrün- 
dete das Anliegen, das Taufalter freizugeben: 


1. Die Not volkskirchlicher Taufpraxis 


Das Taufverständnis in unserer Gemeinde und in unserer Gesellschaft ist sehr oft 
besorgniserregend. Häufig wird um die Taufe von Säuglingen mit Gründen gebeten, 
die gesellschaftlicher Art sind („Das Kind soll keine Nachteile haben“) oder ein magi- 
sches Verständnis verraten („Ich kann mit dem Kind erst nach der Taufe auf die 
Straße gehen“). In einem offenen Gespräch geben Eltern zuweilen zu, daß sie selbst 
nicht bereit sind, ihr Kind später christlich zu erziehen, weil sie dem Glauben fremd 
gegenüberstehen, ja daß ihnen der Glaube gleichgültig ist. Immer wieder steht der 
Pfarrer - und mit ihm das Presbyterium - vor der Frage, ob die Taufe des Kindes dann 
noch verantwortet werden kann. Trotz der Bedenken wird in vielen Fällen die Taufe 
vollzogen, weil man gerade diejenigen nicht zurückstoßen möchte, die offen über ihre 
taufwidrigen Motive Auskunft geben. Ein Anwachsen der Heuchelei beim Taufge- 
spräch wäre sonst zu befürchten. Andererseits darf aber nicht vorbehaltlos getauft 
werden, wenn man sich nicht über die entsprechenden Artikel der Kirchenordnung 
hinwegsetzen und die „teure Gnade Gottes“ verschleudern will. 

Die Schwierigkeit unserer heutigen Taufpraxis ist nicht zuletzt darin begründet, daß 
die Haltung der Eltern und Paten maßgebend sein soll für Gewähren oder Versagen 
der Taufe eines Dritten, eines unmündigen Kindes. Wer darunter leidet, stößt auf die 
Frage, ob es nicht erlaubt sein darf, die Bitte um die Taufe dem Täufling selber zu 
überlassen. 


2. Grundlage der heutigen Taufdiskussion 


Jesus, der die Kinder segnete, forderte nirgendwo die Kindertaufe. Im Neuen Testa- 
ment wird in der Regel auf die Bereitschaft dessen, der sich taufen lassen will, gewartet: 
„Wer glaubt und getauft wird, der wird selig werden ...“ (Markus 16, 16). Die Frage, ob 
das Neue Testament überhaupt die Kindertaufe kennt, ist unter den Auslegern um- 
stritten. Ebenso ist umstritten, ob das, was den Tauftexten des Neuen Testamentes zu 
entnehmen ist, besser durch die Säuglingstaufe oder durch die Taufe nach erfolgter 
Unterweisung in die Wirklichkeit umgesetzt wird. Fest steht jedenfalls, daß seit dem 
dritten Jahrhundert die Säuglingstaufe neben der Erwachsenentaufe in steigendem Maße 
geübt wird. 

Die Reformatoren haben das Recht zur Säuglingstaufe gegenüber Schwärmern und 
Wiedertäufern immer wieder verteidigt. Allerdings hat schon Luther, nach dessen Er- 
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kenntnis Sakrament und Glaube engstens zusammengehören, Schritte auf eine Freigabe 
des Taufzeitpunktes hin getan. Er sagte: „Wer nit tauft will sein, der laß anstehen ...“, 
und in seinem Manuskript zu den Schmalkaldischen Artikeln lesen wir, daß die Kirche 
den Kindern die Taufe reichen soll, „wenn sie gefordert wird“. Er betonte: „Wasser 
tut’s freilich nicht, sondern das Wort Gottes, so mit und bei dem Wasser ist, und der 
Glaube, so solchem Worte Gottes im Wasser trauet ...“ (Kl. Katechismus). — Ein unbe- 
dingtes Vertrauen in die souveräne Gnade Gottes zeigt sich bei den Reformierten in der 
Ablehnung der Nottaufe. Sie findet ihren Niederschlag in der Rheinischen Kirchen- 
ordnung von 1952, Art. 64,4, demzufolge ungetauft verstorbene Kinder beerdigt 
werden sollen. Denn die Verheißung gilt auch den ungetauften Kindern christlicher 
Eltern. 

Heute geht es im wesentlichen um die Rückgewinnung der neutestamentlichen Freiheit 
in der Ausübung der Taufe. Das Recht zur Säuglingstaufe oder zur Taufe Heranwach- 
sender bzw. Erwachsener darf nicht zu einem Gesetz gemacht werden. Von welchem 
Recht die Kirche Gebrauch macht, wird mehr und mehr von der missionarischen Situa- 
tion der Einzelgemeinde abhängen. Dazu schrieb Dietrich Bonhoeffer schon 1942: 

„Wie in der Missionssituation das Verhältnis von Taufe und Glaube in dem Vor- 
herrschen der Taufe Erwachsener gelöst wird, so in der volkskirchlichen Situation in 
dem Vorherrschen der Kindertaufe. 

Beide Möglichkeiten sind in die Freiheit und Verantwortung der Gemeinde gegeben 
und werden je nach der geistlichen Lage der Gemeinde, nach dem Glauben in der 
Gemeinde und nach ihrer Situation in der Welt geübt werden. Taufmißbrauch ist ebenso 
dort, wo die Kindertaufe unter Vernachlässigung der strengen Beziehung auf den 
Glauben der Gemeinde geübt wird, wie dort, wo der Glaube der Erwachsenen zum 
Werk wird, auf dem die Gültigkeit der Taufe beruhen soll. Die Kindertaufe droht 
immer, die Taufe vom Glauben zu lösen, wie die Erwachsenentaufe immer die in 
Christi Wort allein begründete Taufgnade zu zerstören droht. Ein Mißbrauch der 
Kindertaufe, wie er in der Vergangenheit unserer Kirche unzweifelhaft festzustellen 
ist, wird daher die Gemeinde notwendig zu einer sachgemäßen Einschränkung ihres 
Gebrauchs und zu einer neuen Würdigung der Erwachsenentaufe führen ...“ (Gesam- 


melte Schriften, Bd. 3, S. 448 f.). 


3. Die offene Taufdiskussion in unserer Kirche 


Die Rheinische Landessynode hat 1952 bei der Verabschiedung der Kirchenordnung 
bereits vor der Frage gestanden, ob sie das Taufalter freigeben soll. Sie hatte dazu drei 
Gutachten von Theologieprofessoren angefordert, von denen sich zwei befürwortend, 
einer ablehnend äußerten. Sie hat dann der vom Evangelium gebotenen Freiheit ein 
Stück weit Raum gegeben, indem sie — im Unterschied zu anderen Landeskirchen — auf 
Kirchenzuchtmaßnahmen gegenüber Eltern, die ihre Kinder nicht als Säuglinge taufen 
lassen, verzichtete. Dieser kleine Raum der Freiheit wird aber den Presbytern und 
Pfarrern nicht zugestanden, wie auch aus dem nach wie vor gültigen Beschluß Nr. 163 
der Landessynode von 1952 hervorgeht. Der Antrag „Die in der Kirchenordnung nicht 
untersagte Verschiebung der Kindertaufe ist auch Presbytern nicht versagt“ wurde abge- 
lehnt. Doch die Frage ist bis heute nicht zur Ruhe gekommen: Darf es den Raum der 
Freiheit nur für Gemeindeglieder geben? Darf angesichts einer Glaubens- und Gewissens- 
frage zweierlei Recht praktiziert werden? 

Die Kirchenleitung versagt Hilfspredigern und Pfarrern, die sich um eine Pfarrstelle 


bewerben, die Wahlfähigkeit, wenn sie ihre Kinder nicht als Säuglinge taufen lassen. 


Für die Hilfsprediger bedeutet dies, daß sie bis auf weiteres keine Pfarrer werden 
können. Das Problem ist auf diese Weise sicherlich nicht befriedigend gelöst. Deshalb 
steht es auch bei der Landessynode im Jahr 1969 wieder an. Diese muß entscheiden, ob 
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der theologisch begründete Entschluß, die Freigabe des Taufalters in Anspruch zu neh- 
men, ein hinreichender Grund sein kann, entsprechende Personen vom Presbyter- oder 
Pfarramt auszuschließen, oder ob sie den Raum der Freiheit - ihren mutigen Beschlüssen 
von 1952 folgend - weiter öffnen will. Diese Entscheidung müßte sich auf entsprechende 
Beschlüsse der Presbyterien und Kreissynoden stützen. 


Der Lutherische Konvent im Rheinland sprach sich gegen die Freigabe des Tauf- 
alters aus und antwortete auf die Begründung des Taufaufschubs mit zehn 


THESEN ZUR TAUFE 


1. In der Taufe erkennt die christlihe Kirche Gabe und Gebot des dreieinigen 
Gottes. Grund und Kraft der Taufe ist der gekreuzigte, auferweckte Jesus Christus in 
seinem Heils-Wirken. In der Taufe geschieht die einmalige Übereignung des Täuflings 
an Christus den Herrn als Glied seines Leibes (vgl. Gal 3,27; Kol 1,13; Matth 28, 16 ff.). 

2. Vor der Wirklichkeit Gottes werden wir der Verlorenheit, Sündhaftigkeit und 
Todesverfallenheit inne. In Christus hingegen ist dem Glauben eine Hoffnung gesetzt. 
Die Kindertaufe ist angesichts dieses Zustandes des Menschen ein legitimes und unauf- 
schiebbares Handeln. Die Erwachsenentaufe ist ebenso in einer ausgesprochenen Mis- 
sionssituation geboten. 

3. Die heutigen Befürworter der Spät- oder Erwachsenentaufe stehen in Gefahr, 
der Haltung der Jünger (Mark 10,13 ff.) zu folgen, die nicht die Jesu Christi selber 
gewesen ist. Der Segen Christi in der eschatologischen Situation von Mark 10,13 ff. ver- 
bürgt die Zulassung zur Königsherrschaft Gottes. Eben letzteres geschieht nach Christi 
Erhöhung durch die Taufe, die die Kirche zu allen Zeiten als unaufgebbare Verpflich- 
tung erkannt und übernommen hat. Eine Argumentation zu Mark 10,13ff., welche 
die Kindersegnung gegen die Kindertaufe ausspielt, verfehlt das theologische Grund- 
zeugnis, wonach Jesus gerade in den Kindern die rechten Empfänger der Verheißung 
Gottes sah. 

4. Ein angestrebtes Nebeneinander von Kinder- und Erwachsenentaufen in einer Kir- 
chengemeinschaft verbietet sich auch aus seelsorgerlichen Gründen. Unvermeidliche Folge 
der angestrebten Neuerung wäre ein ungeistliches Prüfen, Messen und Richten. In Din- 
gen des Glaubens ist aber allein Gott der „Herzenskündiger“. 

5. Die meisten Gründe, die von den Befürwortern eines Taufaufschubs vorgetragen 
werden, verdunkeln den Sinn und das Wesen der Taufe. Wer gerettet werden muß, 
macht die Notwendigkeit der Rettung unglaubwürdig, wenn er bestimmen will, wann 
und unter welchen Voraussetzungen diese geschehen soll. Solche in sich selbst gefangene 
Reflektion steht dem Wesen des neutestamentlichen Glaubens entgegen. Dieser kann so 
bestimmt werden: „Herr, ich glaube, hilf meinem Unglauben.“ Echter Glaube lebt mehr 
in der Spannung von Glauben und Unglauben als in der von Glauben und Verstehen. 

6. Die Kirche handelt im Vertrauen auf die Zusage ihres Herrn, dessen Vollmacht ihr 
gegeben ist (Matth 18,18; Joh 20,21 ff.). Die sich nach seinem Namen nennen, sollten 
nicht skrupulöser sein, als er selbst war, der mit Zöllnern und Sündern verkehrte. Seine 
Freiheit ist auch ihre Freiheit, wenn damit bei der Kindertaufe das klare Zeugnis von 
der Größe und Verantwortung des Taufgeschenkes verbunden ist. Innerhalb der Ge- 
meinde tragen diese Verantwortung in besonderer Weise Eltern und Paten. Predigt, 
Seelsorge und Unterricht zielen auf das Ja des heranwachsenden Menschen zu dem, was 
in der Taufe sich an ihm ereignet hat. 

7. Das Begehren nach Aufschub der Taufe im Blick auf einen selbst zu wählenden 
Zeitpunkt entspringt einem unbiblischen Freiheitsverständnis und verkennt die Ver- 
antwortung der Eltern. — Taufaufschub bei Kindern von Pfärrern, „um ein Zeichen auf- 
zurichten“, ist Mißbrauch der Hl. Taufe. 
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8. Die Gewißheit der Zugehörigkeit zu Christus und seiner Kirche gründet sich auf 
die Taufe als sichtbarem Akt. Andernfalls wären wir Maßstäben ausgeliefert, die in- 
tellektueller Einsichtsfähigkeit oder moralischem Verhalten entnommen werden müßten. 

9. Da die Taufe das einigende Band der Kirchen ist, sollten die ökumenischen Konse- 
quenzen gegenüber der römisch-katholischen und orthodoxen Kirche bedacht werden. 

10. Es ist verständlich, daß sich eine Kritik der Kindertaufe an der gesellschaftlichen 
und kirchlichen Krisensituation entzündet. Die Hilfe liegt aber nicht im Nachgeben zu- 


‘ gunsten eines individualistisch isolierten Menschenbildes, sondern in einer intensiveren 


Verkündigung des Evangeliums von der rechtfertigenden Gnade Gottes, die uns in die 
Nachfolge Christi ruft. 

Gott hat die Freiheit zu wirken, wann und wo er will. Er hat uns aber verheißen, 
seine Gnade durch den Hl. Geist in den äußeren Mitteln von Wort und Sakrament zu 
geben. Deshalb bleiben wir daran im Gehorsam gewiesen. 


Eine Reihe von rheinischen und saarländischen Kreissynoden stellte sich auf die 
Seite des Arbeitskreises „Taufe und Gemeinde“ und trat dafür ein, einen evan- 
gelisch begründeten Taufaufschub als rechtmäßige Möglichkeit auch für kirch- 
liche Amtsträger zuzulassen. In gleicher Richtung nahmen die theologischen Fa- 
kultäten der Universitäten Bonn und Mainz und die Kirchliche Hochschule 
Wuppertal Stellung. Stellvertretend für alle Voten der Hochschulen sei das der 
Kirchlichen Hochschule Wuppertal hier abgedruckt: 


GUTACHTEN 


zu der Frage des Kölner Arbeitskreises „Taufe und Gemeinde“: „Sind Amtsträger 

der (rheinischen) Kirche, die ihren eigenen Kindern den Taufzeitpunkt freistellen 

wollen, gleichzeitig aber bereit sind, Kinder anderer Gemeindeglieder im Säug- 
lingsalter zu taufen, in dieser Kirche als Pfarrer tragbar bzw. wählbar?“ 


Ohne zum gegenwärtigen Zeitpunkt auf alle Hintergründe dieser Frage einzugehen und 
ohne eine umfassende Tauftheologie zu entwerfen, beschränken wir uns auf die Beant- 
wortung der gestellten Frage und führen dazu folgendes aus: 

A. Wir respektieren sowohl die Bemühungen um eine bessere theologische Begrün- 
dung der Säuglingstaufe als auch die theologischen Erwägungen, die auf die Möglichkeit 
der Mündigentaufe und damit die Freigabe des Taufzeitpunktes zielen. Da keine bibli- 
sche Weisung eine bestimmte Form der Taufpraxis vorschreibt, darf keine Form aus- 
schließlich zum Gesetz gemacht werden. Wir sind daher grundsätzlich für die Freigabe 
des Taufzeitpunkts. Ein Nebeneinander von Säuglings- und Mündigentaufe wird Ge- 
meinden und Pfarrer vor neue geistliche und seelsorgerliche Aufgaben stellen, wird aber 
auch theologische und geistliche Erkenntnis und Praxis fördern helfen. 

B. Bedenken haben wir gegen eine drohende Isolierung der Tauffrage überhaupt. 

1. Überall, wo die Taufe nicht in kritischem Zusammenhang mit Wortverkündigung, 
Glaube und Rechtfertigung gesehen wird, wird ihre Bedeutung unevangelisch und un- 
reformatorisch eingeschätzt. 

2. Der gegenwärtige Streit um die Freigabe des Taufalters und die neuerliche Aktuali- 
tät der Tauffrage im ganzen sind Anzeichen einer veränderten und sich wandelnden 
gesamtkirchlichen und gesamttheologischen Situation. Für ein neu zu gewinnendes Tauf- 
verständnis muß die exegetische, dogmatische, soziologische, kirchenrechtliche, kirchen- 
politische und ökumenische Problematik erhoben, diskutiert und bewußt gemacht werden. 
Solange das nicht geschieht, droht die Tauffrage gesetzlich und kasuistisch zu verküm- 
mern. 
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C. Die vorgelegte Frage des Arbeitskreises „Taufe und Gemeinde“ geht vorläufig 
nur die bestehende Kirchenordnung und deren evangelischen Charakter an. Unter diesem 
Aspekt und nach Lage der Dinge plädieren wir zunächst für Freiheit in dem Sinn, daß 
jemand, der sich der Praxis der Säuglingstaufe nicht anschließt, weder Disziplinar- noch 
auch Verwaltungsmaßnahmen in der Kirche ausgesetzt wird. Zwischen Amtsträgern und 
anderen Gemeindegliedern ist kein Unterschied zu machen, weil dies dem neutesta- 
mentlichen Gemeindeverständnis widerspricht. 

D. In der Tauffrage engagierte Gruppen sollten, sofern sie nicht ohnehin Vertreter 
in der Landessynode haben, Gelegenheit erhalten, ihre Stellung auf der Landessynode 
darzulegen. 


Von erheblicher Bedeutung und Wirkung waren der letzte, 1967 erschienene 
Band der Kirchlichen Dogmatik von Karl Barth, der auf Grund seines Taufbe- 
griffs und -verständnisses die Kindertaufe verwirft, und ein weithin bekannt- 
gewordener protestierender Brief des großen Baseler Professors an den Präses der 
Evangelischen Kirche im Rheinland, Professor D. Dr. Beckmann, der in Wort 
und Schrift gegen die kirchenordnungsmäßige Freigabe des Tauftermins auftrat, 
weil sie den Bekenntnisgrundlagen der evangelischen Kirche widerspreche. Die 
von ihm eingenommene Position stellte der rheinische Präses wiederholt folgen- 
dermaßen dar: 


Erstens: Die Ordnung der Taufe in der Rheinischen Kirche ist ausdrücklich auf den gel- 
tenden reformatorischen Bekenntnissen begründet. 

Zweitens: Eine ausdrückliche Erlaubnis zur Verschiebung der Taufe ist auch für die 
Gemeindeglieder nicht im Gesetz enthalten. 

Drittens: Die Verantwortung für die Wahrung der Taufordnung liegt in der Kirchen- 
ordnung ausschließlich den Pfarrern, Presbyterien, der Kreis- und der Landessynode 
sowie der Kirchenleitung ob. 

Viertens: Entscheidend ist die Bindung der Verwaltung der Taufe (wie des Abend- 
mahls) an die geltenden Bekenntnisse, wobei die Übereinstimmung in der Verwaltung 
für die Einheit der Kirche von wesentlicher Bedeutung ist. 

Fünftens: Gerade auch die kirchliche Forderung der Kindertaufe ist in den gültigen 
reformatorischen Bekenntnissen (luth. und ref.) explizit begründet ... 

Eine kirchenordnungsmäßige Freigabe des Tauftermins widerspricht der Bekenntnis- 
grundlage unserer Kirche. Deshalb also ist die Forderung, die in dem Rundbrief des 
Arbeitskreises Taufe und Gemeinde erhoben worden ist, unzweifelhaft bekenntnis- 
widrig. Man müßte nachweisen, daß sich die Bekenntnisse gegenüber der Heiligen Schrift, 
worauf sie sich berufen, in bezug auf die Kindertaufe irren, so daß man sie in diesem 
Punkte ändern müßte. Ohne eine Änderung der Bekenntnisgrundlage unserer Kirche im 
Blick auf die Geltung der reformatorischen Bekenntnisse gibt es keine Möglichkeit der 
Anderung der Taufordnung in Richtung einer grundsätzlichen Freigabe des Taufauf- 
schubs, das ist meine feste Überzeugung. Die zweite Schlußfolgerung lautet: Die Gemein- 
den der Evangelischen Kirche im Rheinland sind mit der Evangelischen Kirche der Union 
und der der Evangelischen Kirche in Deutschland in einer so festen Gemeinschaft, daß 
sich eine grundlegende Anderung in bezug auf Lehre oder Verwaltung der Sakramente 
aus unserer eigenen Vollmacht verbietet. Man müßte darüber mit den Brüdern innerhalb 
der Kirchen sprechen, die dieselbe Bekenntnisgrundlage und Taufordnung haben wie 
wir. Wir haben auch schon einen Taufausschuß in der EKD, wir haben in der EKU 
einen solchen und sind deswegen darauf angewiesen, in einer so schwierigen und gewich- 
tigen Frage in der Gemeinschaft der mit uns verbundenen Kirchen zu bleiben. 

Wer für eine kirchenordnungsmäßige Freigabe des Taufaufschubs eintritt, muß sich 
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darüber klar sein, daß er damit vor die Frage gestellt ist, ob das reformatorische Be- 
kenntnis in der Tauflehre für ihn noch schriftgemäß ist. Es wäre daher die Kernfrage der 
heutigen Diskussion, zu prüfen, ob die Aussagen der reformatorischen Bekenntnisse 
über die Taufe nach unserer Überzeugung noch der Heiligen Schrift entsprechen oder 
nicht. Um diese Kernfrage geht es. 


Über die Beratungen der rheinischen Landessynode zur Tauffrage wird in einem 
der späteren Bände des Kirchlichen Jahrbuchs zu berichten sein. 

Der Taufausschuß der Evangelischen Kirche von Westfalen kam hinsichtlich 
Kindertaufe und Taufaufschub zu folgendem Ergebnis: 


Zur Behandlung des Taufaufschubs christlicher Eltern können wir keinen einheitlichen 
Vorschlag machen. Die einen unter uns sind der Auffassung, daß der Zeitpunkt der 
Taufe freigegeben werden sollte, mindestens aber, daß die Möglichkeit zum Taufauf- 
schub ohne Folgen irgendwelcher Maßnahmen gewährt werden sollte. Zur Begründung 
führen sie an: 

Der neutestamentliche Befund gibt keine Möglichkeit für eine einlinige Ordnung der 
Taufpraxis im Sinne der bestehenden Kirchenordnung. Außerdem sollte die kirchliche 
Ordnung der Differenziertheit der gegenwärtigen Taufsituation (weitverbreitete Un- 
terlassung der christlichen Erziehung durch die Eltern: ernsthafte und ernst zu nehmende 
Infragestellung der Kindertaufe durch eine wachsende Zahl von Gemeindegliedern) 
Rechnung tragen. Diese Umstände verlangen eine in der Kirchenordnung geregelte und 
dadurch unmißverständliche Gewährung des Taufaufschubs. 

Artikel der Kirchenordnung, aus denen eine diskriminierende Beurteilung des Tauf- 
aufschubs abgeleitet werden könnte, bedürfen der Überprüfung. So würde die kirchliche 
Taufordnung eine Ordnung des Friedens - in immer neuem Hören auf die Heilige 
Schrift und auf die Brüder - sein. Die Gewährung des Taufaufschubs sollte für alle 
Gemeindeglieder, also auch für die Pastoren, gelten. Jedoch ist von allen Pastoren zu 
erwarten, daß sie die Bereitschaft der Kirche zur Kindertaufe mitzuverantworten und 
mitzuüben willens sind. 

Die Mehrzahl unter uns ist der Überzeugung, daß die Kindertaufe in unserer Kirche 
beibehalten werden soll. 

Sie meint jedoch, daß für die Ordnung der Kindertaufe der Zusammenhang von 
Taufe, Glaube und Verkündigung besser zur Darstellung gebracht werden muß, als es 
in der Taufsitte zur Zeit zum Ausdruck kommt. In diesem Zusammenhang sollte eine 
Ergänzung des Art. 174 (1) der KO und eine entsprechende Anderung der Lebensord- 
nung erstrebt werden, die unter anderem auch die Zurüstung der Eltern für die Taufe 
ihrer Kinder regeln würde (z. B. Taufelternseminare). Weiterhin sollte das Verständnis 
dafür gewahrt werden, daß die Handhabung der Taufzucht nicht in den engen Grenzen 
des Art. 178 KO gehalten werden kann. Das wird nur möglich sein, wenn es gelingt, das 
gängige Vorurteil gegenüber der Taufe insoweit abzubauen, daß die Unterlassung der 
Taufe nicht als Makel empfunden wird. 

Daß der Ausschuß zu keinem einheitlichen Ergebnis gekommen ist, entspricht der 
kirchlichen und theologischen Lage in der evangelischen Kirche heute, auch in der Oku- 
mene. Wir legen das Ergebnis unserer Arbeit zur Weiterarbeit in unserer Kirche vor 


- und empfehlen für die Praxis, es einstweilen bei der bisher geltenden Taufordnung der 


Evangelischen Kirche von Westfalen zu belassen, d. h., sie zur Zeit weder durch neue 


{ Beschlüsse abzulösen noch ihre Durchsetzung durch Ergänzungsbeschlüsse zu verschär- 


fen. Die Vertreter des Taufaufschubs sollen um Abwägen der gesamtkirchlichen Situa- 
tion und der speziellen Lage, in der sie stehen und arbeiten, gebeten werden. 
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4. THEOLOGIE UND VERKÜNDIGUNG? 


Wer geglaubt hatte, daß in den Auseinandersetzungen des Vorjahres zwischen 
der Bekenntnisbewegung „Kein anderes Evangelium“ und den von ihr ange- 
griffenen und perhorreszierten Theologien und Theologen der Höhepunkt des 
theologischen Streites in der EKD erreicht und überschritten sei, mußte sich durch 
die Vorgänge und Verlautbarungen des Berichtsjahres dahin belehren lassen, daß 
der eigentliche Sturm auf alles, was die Kirche trägt und was sie im Zeugnis 
und Dienst tut - auf Schrift und Bekenntnis, Lehre und Verkündigung, das 
sola scriptura, das sola fide, das solus Christus, den Gottesdienst und den Dienst 
der Liebe, die kirchlichen Amtshandlungen und Ordnungen -, erst jetzt ein- 
setzt. 

Eine neue Art des Theologisierens kommt in Schwang und ist besonders unter der 
jungen Theologengeneration — Studenten, Kandidaten, Assistenten, Vikaren und 
jüngeren Pfarrern — verbreitet. Es ist die „politische“, „soziologische“, „sozial- 
revolutionäre“, „gesellschaftsbezogene“, „kybernetische“ Theologie, die von eini- 
gen im Jahre 1968 sich formierenden Reform- und Aktionsgruppen — zu nennen 
sind vor allem die „Aktion Kirchenreform“, die in Württemberg „Kritische 
Kirche“, andernorts anders genannte Aktion und, last not least, die stark vom 
SDS beeinflußte „Celler Konferenz“ — getragen und propagiert wird. In der 
Sicht dieser Gruppen und von ihrer Theologie her beurteilt, sitzen die im „Streit 
um die Bibel“ schier hoffnungslos Zerstrittenen im gleichen Boot, aber dieses 
Boot sei nicht nur morsch und leck, sondern steuere überdies einen völlig falschen 
Kurs; sowohl die vom Pietismus und - teilweise - vom Fundamentalismus be- 
einflußte Theologie der Bekenntnisbewegungen und Kirchlichen Sammlungen 
wie die historisch-kritisch arbeitende, kerygmatisch verstehende und existential 
interpretierende Theologie seien falsch orientiert und falsch programmiert. Es 
gelte demgegenüber und entgegen, das Evangelium soziologisch und sozialrevo- 
lutionär zu verstehen, die Kirche zu revolutionieren, Theologie als gesellschafts- 
bezogene Wissenschaft zu treiben, von Gott politisch zu reden, den Gottesdienst 
umfunktionierend zu politisieren, die Predigt durch Information und Diskussion 
zu ersetzen, die im Abseits der Gesellschaft stehende Gemeinde zu einem Kampf- 
instrument gegen den Spätkapitalismus und alle ausbeuterischen Strukturen in 
der Welt umzufunktionieren usw. Marx, Mao und Marcuse, Feuerbach und 
Freud werden für diese Weise des Theologisierens bemüht, die die bisher vertre- 
tenen theologischen Positionen rechts liegenlassen und links überholen will. 
Elemente der Theologie ohne Gott, der Gott-ist-tot-Theologie und der Theologie 
der Revolution werden eklektisch übernommen und zur Begründung und Aus- 
formung der sozialrevolutionären Programmatik verwandt. 

Das theologische Gespräch zwischen der Kirche und den radikal-politischen 
und radikal-kritischen Gruppen ist noch nicht systematisch aufgenommen, son- 
dern wird von Fall zu Fall, zumeist im Zusammenhang von irgendwelchen 
Aktionen, geführt. Anders ist es auch nur schwer möglich, ins Gespräch mitein- 
ander zu kommen, weil jede Bereitschaft auf seiten der Vertreter der verfaßten 


3. Vgl. Kirchl. Jahrbuch 1961, S. 49 ff.; 1962, S. 29 ff.; 1963, S. 32 ff.; 1964, S. 6ff.; 1965, 
S. 22 ff.; 1966, S. 77 f£.; 1967, S. 48 ff. 


22 


Kirche und der Universitätstheologie von den kritischen Kreisen als Feigenblatt 
autoritärer bzw. patriarchalischer Strukturen oder als repressive Toleranz ver- 
dächtigt wird. Auch dient es nicht gerade der Erleichterung der Aufnahme und 
Durchführung von Gesprächen, daß die radikal-kritischen Theologen sich einer 
revoluzzerhaften, vorsätzlich provozierenden, bewußt vulgären, absichtlich rüden 
und beleidigenden Sprache befleißigen. Trotz dieses ungewohnten Diskussionsstils 
und Gebarens, trotz mancher Geschmack- und Taktlosigkeiten sollten Gespräch 
und Verständigung mit der theologischen Jugend gesucht werden, denn bei allen 
manchmal kaum noch erträglichen Überspitzungen, bei der superlativistischen 
Übertreibung einer eigentlich nicht mehr zu überbietenden Radikalität der kriti- 
schen Sicht und negativen Beurteilung alles Bestehenden versteht sich die radikal- 
kritische Theologie als Provokation zu einem verantwortlichen Christsein in 
unserer Welt und Zeit. Freilich ist manchmal nur schwer zu erkennen, daß das ihr 
eigentliches Anliegen ist, ja, in manchen Aussagen scheint es seltsam verfremdet zu 
sein. Klare Fragen und Antworten sind in der kommunikativen Kontroverse mit 
der politischen, soziologischen Theologie und ihren Argumenten nicht zu um- 
gehen. 

Auszüge aus vorliegenden Materialien mögen die Motivation, Ziele und Auße- 
rungsformen der radikal-kritischen Theologie belegen. 

Vom 29. September bis zum 3. Oktober 1968 tagte die 1. Celler Konferenz 
(Kritischer Theologentag) in Celle. Zunächst sei aus den von der SDS-Projekt- 
gruppe Theologie veröffentlichten Materialien ein Abschnitt abgedruckt: 


RÜCKZUG AUF DAS LEERE WORT 


Die kirchlichen Amtshandlungen erweisen sich, gemessen am faktischen Leid, als zyni- 
sche Verachtung des Menschen, auch und gerade wo sie subjektiv ehrlich vom naiv-reli- 
giösen Pfarrer vollzogen werden. Die Kirche ist ihrer therapeutischen Aufgabe nicht 
gewachsen. Sie scheitert zunächst deshalb, weil sie falsch ansetzt. Eine Therapie, die 
nicht zu den objektiven Ursachen des Elends vorstößt, indem sie seine sozialen Wurzeln 
angreift, kann nicht erfolgreich sein. Die Unangemessenheit der kirchlichen Therapie- 
versuche wurde in Deutschland dann noch durch eine theologische Entwicklung ver- 
stärkt und dann noch offenkundig: Durch den Rückzug auf das leere Wort. 

Der bitteren Einsicht ihres Scheiterns weicht die Kirche aus, indem sie ihre gesamten 
Anstrengungen auf den gesellschaftlich irrelevanten Teil ihrer Arbeit verlegt, die ver- 
bale Vortragsverkündigung in Gottesdienst und Massenmedien. Die Kirche verdrängt 
die sozialen Aktivitäten in die Randgebiete des Apparats. Statt zur Aufgabe des Pfar- 
rers zu werden, ressortieren sie bei Spezialisten und Referenten: Sozialpfarrer, Ehe- 
pfarrer, Referenten für Strukturfragen des Ruhrgebietes sind das Alibi einer versagen- 
den Bürokratie. Gleichzeitig wird die Predigt zum Zentrum des Normalpfarramtes. Der 
Gottesdienst ist auf das „Wort“ fixiert, dessen Inhalt sich in dem Maße verflüchtigt, in 
dem ihm zentrale Bedeutung zukommt. Im „Wort“ ist schließlich Christus selbst prä- 
sent — als Leerformel, als reines „Daß“. Die Christusformel ist die ideologische Mitte 
kirchlicher Bürokratie. Oft ist die Leerformel „Christus“ Fixpunkt einer umfassenden 
Gehorsamsethik und wird damit tendenziell zu einer religiösen Parallele faschistischer 
Führerideologie. 

In dieses Bild fügt sich die „wissenschaftliche“ Theologie lückenlos ein. Sie weicht 
ebenfalls einer Reflexion des gesellschaftlichen Scheiterns aus und zieht sich zurüc auf 
Philologie, Arbeit am Bibeltext und Kirchengeschichte. Die praktische Theologie ver- 
kümmert. Die neue Bekenntnisbewegung ist eine durchaus verständliche und in sich kon- 
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sequente Reaktion der Gemeindepraxis gegen diese Theologie, die den Fragestellungen 
kirchlicher Wirklichkeit und damit ihrer wissenschaftlichen Verantwortung ausweicht. 

Im selben Maße wie die Kirche ihre Anstrengungen von gesellschaftlich relevanten 
Funktionen weg auf ihre gesellschaftlich belanglosen Erscheinungsweisen verlagert, wird 
sie in ihren relevanten Funktionen irrational und neurotisch-sensibel gegen kritische Re- 
flexion. Auf dem Gebiet der Bibelexegese und Kirchengeschichte konnte sich kritische 
Intellektualität in den letzten Jahren und Jahrzehnten geradezu austoben, ohne daß 
sich der kirchliche Apparat ernsthaft bedroht fühlte. Dagegen ist die rationale und öf- 
fentliche Diskussion von Militärseelsorge, Kirchensteuer, Schulgebet und Tauffrage stets 
auf bürokratischem Wege schnell kanalisiert oder autoritär unterdrückt worden. Die 
Theologie des 20. Jahrhunderts hat kirchliches Amtshandeln, kirchlichen Unterricht und 
kirchlichen Einfluß auf den Staat weitgehend ignoriert oder ist wirkungslos geblieben. 
Gleichzeitig hat ein funktionsloser Intellektualismus Bibelexegese und Kirchengeschichte 
zum Tummelplatz professoraler Fachidioten und zum zweckfreien Spiel gutdotierter 
Universitätshierarchen werden lassen. 


Als zweites Dokument bringen wir den Anfang und den letzten Abschnitt einer 
Selbstdarstellung der Celler Konferenz: 


Ein Gespenst geht um in den Evangelischen Kirchen der Bundesrepublik — das Gespenst 
von Celle. Dort trafen sich im Herbst 1968 Theologen, die Sozialisten sind — Pfarrer, 
Vikare und Theologiestudenten. Die Kirche, die doch über den Parteien steht, sollte sich 
darüber nicht erregen. Aber es schwirren Gerüchte umher, in Celle sei eine neue Theolo- 
gie entwickelt worden, die als gefährlich für den Bestand der Kirche empfunden wird. 

Nun, es gibt keine Celler Theologie. In Celle ging es um die Frage, wie man als Theo- 
loge innerhalb oder außerhalb der Kirche arbeiten und Geld verdienen kann, ohne daß 
man sein kritisches Bewußtsein aufgeben muß. Dabei zeigte sich sehr bald die gesell- 
schaftliche Irrelevanz der Theologie: bei allen theologischen Unterschieden war in den 
wirklich wichtigen Fragen, also den Fragen politischer Theorie und Praxis, rasch Einig- 
keit zu erzielen. Freilich sind gesellschaftskritische Theologen auch Kritiker der Theologie 
und der Kirche, und zwar von verschiedenen Ansätzen her ... 


4. Kirche im Spätkapitalismus 


Wir leben nicht im nachchristlichen Zeitalter. Es gibt noch religiöse Bedürfnisse. Aber 
die Religion hat ihren Charakter als Überbau dieser Gesellschaft weitgehend verloren. 
Sie war nicht raffiniert genug, nicht fungibel genug, sie enthielt zuviel Momente der 
„Protestation“. Die Religion des Spätkapitalismus wird nicht in den Kirchen, sondern 
in den Massenmedien, vor allem in der Werbung mit ihren Glücksverheißungen, zele- 
briert. Wenn es auch die höheren Chargen der Kirchenbürokratie noch nicht gemerkt 
haben: Die Gesellschaft weist der Kirche ganz andere Aufgaben zu als die Predigt des 
Wortes Gottes. Die Kirche ist zur sozialtherapeutischen Anstalt für die Randgruppen 
der Gesellschaft geworden, die weder aktiv noch passiv an der Ausbeutung mehrwert- 
schaffender Arbeit beteiligt sind, auf der diese Gesellschaft beruht: für die Kinder, die 
Kranken, Irren, Säufer, Häftlinge und Greise. Sie hat auch die Aufgabe, ein Heraus- 
brechen aus der Gesellschaft zu verhindern (Seelsorge) bzw. den Wiedereinstieg zu er- 
möglichen (Resozialisierung). Nur an einigen Wendepunkten des individuellen Lebens- 
weges darf sie noch in großem Maßstab ihre alte ideologische Funktion wahrnehmen: 
Geburt, Pubertät, Heirat und Tod werden von rituellen Handlungen begleitet, die die 
Probleme, die diese Ereignisse stellen, ins Jenseits verlagern. : 

Die Kirche hat aus dieser Veränderung keine Konsequenzen gezogen. Sie hat sich auf 
einen theorielosen Traditionalismus zurückgezogen und bildet ihre Funktionäre immer 
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noch so aus, als sei die vollmächtige Predigt am Sonntagmorgen und die intakte Orts- 
gemeinde noch der Ort, wo Kirche sich verwirklicht. Um Pfarrer zu werden, studiert 
man immer noch Latein, Griechisch, Hebräisch, Exegese, Kirchengeschichte, Systematik 
und ein bißchen Praktische Theologie — hauptsächlich Homiletik -, Dinge, mit denen der 
Pfarrer in der Praxis herzlich wenig anfangen kann. Die meisten Theologiestudenten 
haben ihr Studium gewählt, um den Menschen zu helfen, und so werden sie irgendwann 
dieses Widerspruchs gewahr. Entweder sie resignieren und machen im kirchlichen Trott 
weiter, oder sie werden drop-outs und wechseln das Studium - oder sie organisieren 
sich. Dieser Organisation dient die Celler Konferenz. 

Die blinden Blindenführer in den kirchlichen Amtern seien beruhigt: Wir wollen 
ihnen nicht ans Leben. Wir wollen sie nicht aus dem Amt jagen, wie sie jetzt (im Rhein- 
land) dem ersten von uns widerrechtlich die Anstellung verweigert haben. Wir wollen 
ihnen nicht den Glauben nehmen. Wir lassen ihnen ihr Opium. Wir lassen sie durch geist- 
liche Onanie ihre Onanieangst überkompensieren. Wir lassen sie rechts liegen in ihrer 
ganzen aufgeblasenen Bedeutungslosigkeit. Wir bekämpfen nicht die Kirche; die be- 
kämpft sich selbst, und sie tut das gut. Wir kämpfen nur darum, mit Hilfe des kirchlichen 
Machtapparats mitwirken zu können an allen emanzipatorischen Bestrebungen, die letzt- 
lich nur in der Zerschlagung des Kapitalismus ihr Ziel haben können. Wenn die Kirche 
aber ein Interesse an der Erhaltung dieser Gesellschaftsordnung hat, die ihr so viele finan- 
zielle und politische Vorteile verschafft, wird sie sich gegen uns wehren müssen. Wir 
werden diese Abwehr unterlaufen. Wir werden jeder für sich versuchen, in die Kirche 
einzusickern. Wir werden daher die Kirchenleitungen belügen, so wie sie das Kirchenvolk 
belügen. Wie der markinische Jesus werden wir unsere Identität und unsere Absichten 
so lange verheimlichen, bis es uns an der Zeit erscheint. In Zukunft wird man nie wis- 
sen, ob nicht im schwarzen Rock ein Roter steckt, ein Schaf im Wolfspelz. Wir wollen 
die Kirche nicht reformieren und nicht revolutionieren, wir sind keine Sekte und keine 
Fraktion innerhalb der Kirche. 

Wir sind linke Theologen, die sich zusammenschließen, um in der Kirche Raum zu 
schaffen für ihre revolutionäre politische Tätigkeit. Sozialisten aller Landeskirchen, 
vereinigt euch! 


Endlich soll ein von der Basisgruppe Theologie in Tübingen gegen Professor 
D. Käsemann gerichtetes Flugblatt zitiert werden: 


PARTISAN KÄSEMANN 


Die herrschende theologische Lehrmeinung ist die theologische Lehrmeinung 
der Herrschenden 


Die Kritik der Religion ist die Voraussetzung aller Kritik 


Den Verfassern von „Kirche im Spätkapitalismus“ geht es um die vorgefundene Kirche*, 
die Macht ausübt, die ein soziologisches und politisches Faktum ist und als solches auch 
soziologisch und politisch untersucht werden muß. 

Herr Käsemann reagiert typisch für einen Theologen: Er wirft den Autoren vor, sie 
hätten sich einen Popanz aufgebaut, den es jetzt anzugreifen gilt. In Wirklichkeit sei die 
Kirche nicht die Kirche, die sie ist, sondern die Kirche Christi, des kyrios, eine irrationale 
Sache, die man rational nur ganz unpräzis fassen könne: ein nahezu unfehlbarer Trick, 
sich vor unerwünschter Kritik abzuschirmen. Das zeigt deutlich Käsemanns Fachidiotie, 
in keinem anderen als nur seinem Denkschema denken zu können. Dann stellt er sich als 
der integre Mann dar, dessen Herz links schlägt, und der den Kalten Krieg und Konrad 


* Artikel aus ESG-Zeitung, verfaßt von Bochumer Assistenten der Theologie. 
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Adenauer über den Tod hinaus haßt. Er lenkt damit den Verdacht, selbst ein Kalter 
Krieger zu sein, ab: zeitlebens wolle er den Herrschenden ein Ärgernis sein. Käsemann 
spricht aber genau in diesem Kalte-Krieger-Jargon der Herrschenden, zeigt aber durch 
seine Aggressivität nur seine Schwäche und Unsicherheit. Die bestallten Trommler hö- 
heren Semesters trommeln denn auch wie doll und verrückt, bar jeder Reflektion, bar 
jeder kritischen Vernunft. Käsemann und Co. können es auf den Tod nicht leiden (und 
es wäre in der Tat ihr Tod), wenn ihre Basis in Frage gestellt wird. 

Er sieht nicht, daß das Neue Testament Produkt neurotischer Spießer ist (Phil 3,21; 
Kor 15,2 ff.; 2Kor 5,1ff.; 1 Kor 7; 1 Kor 7,7.26; 1 Kor 7,29; 1 Kor 11,3; 1 Tim 2, 11 ff.; 
Tit 2,f.). Das Neue Testament ist ein Manifest der Unmenschlichkeit; ein großan- 
gelegter Massenbetrug. Es verdummt die Menschen, statt sie über die objektiven Inter- 
essen aufzuklären. 

Käsemann entwirft mit üblen hermeneutischen Tricks eine Christologie, eine Theologia 
Crueis: die entscheidenden Probleme des Lebens (das „Heil*) können nicht aus mensch- 
licher Kraft gelöst werden. Es bedarf des Erlösers, den Gott aus lauter Gnade schickt. 
Jesus Christus erlöst aber nicht einfach aus materiellem Elend. Er bringt vermeintlich 
höhere Gaben mit sich und läßt soziale Gerechtigkeit und politische Freiheit als un- 
eigentlich, nur als irdisch und fleischlich erkennen. Die wahre Freiheit besteht in demüti- 
gem Leiden. Wie kann man besser leben wollen als der Herr, der sogar als Unschuldiger 
litt, während wir unser Leiden vollauf verdient haben!? Christi Leiden dient als Alibi 
und als illusionärer Trost für das unschuldige Leiden anderer Menschen. Was ist das 
Kreuz Jesu Christi überhaupt anderes als der Inbegriff sadomasochistischer Schmerz- 
Verherrlichung? 

Käsemanns Theologie unterstützt und konserviert die bestehenden Klassenunterschie- 
de. Hauptsache, er und seine Assistenten verdienen gut, Käsemann kann nur an diesen 
bestehenden Klassenunterschieden verdienen. Käsemann ist Handlanger der Kirche im 
Spätkapitalismus. Können wir von Käsemann verlangen, sich selbst und seine Brötchen- 
geber radikal in Frage zu stellen? Fürchtet Käsemann sich vor sich selbst, wenn er Angst 
vor dem Geschrei der Esel hat? Haben die Wölfe ihn nicht schon lange gebissen, und 
heult er nicht mit ihnen? 


Der Abschluß der Darstellung der politischen Theologie sei mit dem in einem 
„Politischen Nachtgebet“ verlesenen, von Frau Dr. Dorothee Sölle verfaßten 
Glaubensbekenntnis gemacht: 


ich glaube an gott, 

der die welt nicht fertig geschaffen hat 
wie ein ding, das immer so bleiben muß, 
der nicht nach ewigen gesetzen regiert, 
die unabänderlich gelten, 

nicht nach natürlichen ordnungen 

von armen und reichen, 
sachverständigen und uniformierten, 
herrschenden und ausgelieferten. 

ich glaube an gott, 

der den widerspruch des lebendigen will 
und die veränderung aller zustände 
durch unsere arbeit, 

durch unsere politik. 


ich glaube an jesus christus, 
der recht hatte, als er - 
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„ein einzelner, der nichts machen kann“ - 
genau wie wir 

an der veränderung aller zustände arbeitete 
und darüber zugrunde ging. 

an ihm messend erkenne ich, 

wie unsere intelligenz verkrüppelt, 
unsere phantasie erstickt, 

unsere anstrengung vertan ist, 

weil wir nicht leben wie er lebte. 

jeden tag habe ich angst, 

daß er umsonst gestorben ist, 

weil er in unseren kirchen verscharrt ist, 
weil wir seine revolution verraten haben 
in gehorsam und angst 

vor den behörden. 


ich glaube an jesus christus, 

der aufersteht in unser leben, 

daß wir frei werden 

von vorurteilen und anmaßung, 
von angst und haß, 

und seine revolution weitertreiben 


auf sein reich hin. 


ich glaube an den geist, 

der mit jesus in die welt gekommen ist, 
an die gemeinschaft aller völker 

und unsere verantwortung für das, 
was aus unserer erde wird, 

ein tal voll jammer, hunger, gewalt 
oder die stadt gottes. 

ich glaube an den gerechten frieden, 
der herstellbar ist, 

an die möglichkeit eines sinnvollen lebens 
für alle menschen, 

an die zukunft dieser welt gottes. 
amen. 


Der entscheidende Mangel der politischen bzw. soziologischen bzw. kyberneti- 
schen Theologie und der Grund für das, was ihr als Kurzschlüssigkeit, Unzu- 
länglichkeit und Fehlleistung anzulasten ist, liegt darin, daß sie keine oder nur 
eine verblaßte und verblasene Christologie hat und darum vom Bekenntnis der 
Kirche nichts weiß, wissen kann und wissen will. Eben das aber sind die Fragen, 
denen sich die beiden bedeutsamsten theologischen Erklärungen des Berichts- 
jahres stellen. 

Am 28. Januar verabschiedete die Theologische Kommission der Evangelischen 
Kirche der Union eine Erklärung „Zum Verständnis des Todes Jesu“, der es 
darum geht, die Botschaft vom Kreuz so zu interpretieren und zu verkündigen, 
daß sie den heutigen Menschen trifft. 

Der überkommenen Redeweise gelingt das nur bei den kleinen Gruppen und 
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Kreisen, die die Sprache der Väter noch verstehen. Gegenüber den säkularen 
Menschen in einer säkularen Welt leistet die Aussageweise der traditionellen 
Verkündigung nicht mehr, was sie leisten sollte: ihre Lehrformeln erweisen sich 
als wirkungslose Leerformeln, die keinen Anstoß zu Lebensentscheidungen mehr 
geben, weil sie die Kreuzesbotschaft dem heutigen Menschen nicht verstehbar 
ausrichten. Dem Prediger und der hörenden Gemeinde durch grundsätzliche 
theologische Besinnung eine Orientierungshilfe zum Verständnis der Botschaft 
vom Kreuz als Skandalon und als Gotteskraft im Heute und Hier zu geben, ist 
das Anliegen der Stellungnahme des Theologischen Ausschusses der EKU. Sie 
will - nach den Worten ihres Kommentators auf der im Februar 1968 tagenden 
Synode der EKU, Professor D. Kreck — „kein dogmatisches Gehäuse sein ..., in 
das man die Botschaft einsperrt, sondern Richtzeichen und Signal für die Aus- 
fahrt des Schiffleins der Kirche in See“. 
Die Erklärung lautet: 


ZUM VERSTÄNDNIS DES TODES JESU 
Einleitung 


Der Tod Jesu Christi wurde von der christlichen Kirche in deren ganzer Geschichte als Gottes 
Heilstat für die Welt proklamiert. Das gilt insbesondere von der Kirche der Reformation, 
nach deren Bekenntnisschriften der Glaube mit der Verkündigung des Kreuzestodes Jesu 
steht und fällt. Mit Worten und Bildern der Schrift sowie mit Begriffen der kirchlichen 
Überlieferung wird seine Bedeutung im Zusammenhang der Lehre von der Rechtferti- 
gung ausgesagt. So wird z. B. betont, daß Christus mit seinem eigenen Blut für unsere 
Sünden bezahlt, uns durch sein Opfer erlöst, den Zorn Gottes für uns erlitten, uns von 
der Sünde und aller Gewalt des Teufels befreit hat, daß Stellvertretung, Genugtuung 
und Versöhnung durch Jesu Tod geschehen sind. Diese Redeweise, bei der die genannten 
Bilder und Vorstellungen oft auch noch miteinander verbunden und untereinander aus- 
getauscht werden, ist heute weithin unverständlich. Sie wird z. B. als Ausdruck einer 
verobjektivierenden, mythologisch oder metaphysisch gefaßten Sühnetheorie abgelehnt 
oder zu falscher Erbaulichkeit mißbraucht. Doch moderne Versuche, diese Schwierig- 
keiten theologisch zu bewältigen, führten in neue Aporien. So wird gegenüber heutigen 
Deutungen, die sich darum bemühen, die Botschaft unter Aufnahme philosophisch an- 
thropologischer Kategorien der Gegenwart auszusagen, der Vorwurf erhoben, sie wür- 
den dem Gehalt der überkommenen Redeweise nicht gerecht. Andererseits genügt es 
auch nicht, den Wortlaut der biblischen Zeugnisse, denen die meisten der oben genannten 
Begriffe und Bilder entstammen, lediglich zu wiederholen. 

Es ist deshalb zu fragen, wie wir heute von der Heilsbedeutung des Todes Jesu zu 
reden haben. Müssen wir dasselbe wie die Väter nun doch in unserer Sprache sagen? 
Können wir es, ohne ein anderes Evangelium zu verkündigen? 

Daß die Verkündigung des Todes Jesu im Neuen Testament einen breiten Raum ein- 
nimmt, ist unbestritten. Neuere Exegese hat uns freilich gezeigt, daß die neutestament- 
lichen Zeugen bei der Deutung des Todes Jesu bereits auf überkommene Vorstellungen 
zurückgreifen, daß sie je nach Situation oft einen bestimmten Aspekt hervorheben, daß 
sie unterschiedliche oder auch widersprüchliche Aussagen machen. Es wird sogar gesagt, 
daß es Überlieferungsstücke und -schichten gibt, in denen der Tod Jesu keine explizite 
Rolle spielt oder ihm keine Heilsbedeutung zugeschrieben wird. Auf Grund der ex- 
egetischen Beobachtungen stellt sich die Frage, an der kein. Prediger vorbeigehen kann: 
In welchem theologischen Zusammenhang wird der Tod Jesu als Heilsereignis recht ver- 
kündigt? Die Antwort lauter: 
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Der Tod Jesu wird verkündigt, weil Jesus Christus lebt 


Doch was heißt: Jesus Christus lebt? Die gegenwärtige Theologie beantwortet diese 
Frage von ihrem jeweiligen Verständnis des Neuen Testamentes her uneinheitlich. Im 
Ausschuß ließen sich, grob geurteilt, die zwei folgenden Versuche einer Beantwortung 
unterscheiden: 

Einerseits wird das Prädikat des Satzes „Jesus Christus lebt“ nach Maßgabe des histo- 
risch erkennbaren irdischen Lebens Jesu von Nazareth verstanden. Jesu irdisches Leben 
wird auf Grund ältester synoptischer Tradition als ein menschliches Leben aufgefaßt, 
durch das in einzigartiger Weise Gott für andere Menschen uneingeschränkt in Anspruch 
genommen wird, so daß diesen Menschen Gottesgewißheit als Heil widerfährt. Jesus 
„ereignet Gott“. Ein Leben, das Gott für andere Menschen derart uneingeschränkt in 
Anspruch nimmt, vollzieht sich in dieser gottfernen Welt notwendig als Leidensweg. 
Jesu irdisches Leben wäre also ein „Kreuzesweg“, auch dann, wenn dieses Leben nicht 
durch den Tod am Kreuz beendet worden wäre. Soll von dem gestorbenen Jesus gelten, 
daß er lebt, dann muß das Prädikat „lebt“ genau dies aussagen: Die durch Jesu irdisches 
Leben beanspruchte Gegenwart Gottes ereignet sich weiter, indem Menschen die durch 
Jesus vermittelte Gottesgewißheit als Heil auch jetzt widerfährt. Auf Grund solcher 
Widerfahrnisse wird in bestimmten, keineswegs in allen neutestamentlichen Traditionen 
Jesu Tod zum Gegenstand christologischer Aussage gemacht, welche die als Heil erfab 
rene Gottesgewißheit in das Ereignis des Todes reflektiert, so daß der Kreuzestod Jesu 
Heilsbedeutung gewinnt. 

Also: Der Tod Jesu kann Heilsbedeutung gewinnen, weil das irdische Leben Jesu 
über seinen Tod hinaus Heilsbedeutung hat. 

Von einer anderen Position aus wird das Prädikat des Satzes „Jesus lebt“ aus seiner 
dem Erwartungshorizont der Apokalyptik gedeuteten Auferweckung verstanden. Die 
Bedeutung der Auferweckung Jesu liegt dann darin, daß sich in ihr das in der Apoka- 
lyptik erwartete Ende der Geschichte vorweg ereignet hat. Damit erfolgt die eschatolo- 
gische Bestätigung des Vollmachtanspruches Jesu, der auf künftige Legitimation durch 
Gott angewiesen war. Der Tod Jesu macht in diesem Zusammenhang die Radikalität 
dieses Angewiesenseins offenbar. Im Lichte seiner Auferweckung wäre also die allge- 
meine Bedeutung seines Todes dann darin zu suchen, daß der Tod Jesu durch das stell- 
vertretende Strafleiden des Menschen Jesus für das menschliche Dasein seinen Gerichts- 
charakter verloren hat und die Hoffnung des Menschen über den Tod hinaus ins Recht 
gesetzt worden ist. 

Der entscheidende Akzent liegt hier also nicht auf dem versöhnenden Handeln 
Gottes im Kreuz, sondern auf dem todüberwindenden, die Endlichkeit des irdischen 
Lebens transzendierenden Ereignis der Auferweckung Jesu. 

Ohne bestimmte Wahrheitsmomente in diesen Positionen zu verkennen, die eine Fort- 
führung des Gesprächs erforderlich machen, geht der Ausschuß davon aus, daß das be- 
sondere Ereignis der Auferstehung die exklusive Heilsbedeutung des Todes Jesu offen- 
bar macht. Nicht der irdische Jesus oder ein Jesuskerygma als solches, auch nicht die nur 


- im apokalyptischen Horizont verstandene Auferweckung Jesu als solche, sondern der in 


die Lebensgemeinschaft mit Gott auferweckte Gekreuzigte gibt zu erkennen, daß er 
lebt. Damit gibt er zugleich seinen Tod zu verstehen. Die daraus sich ergebenden Aus- 
sagen werden in den folgenden Ausführungen als Stellungnahme des Ausschusses ent- 
falter. 

Die entscheidende Frage lautet: Wie kann der Tod dieses Gekreuzigten Heil bedeuten? 

Der Anstoß, den diese Frage enthält, kann durch keine theologische Reflexion be- 
hoben werden. Die folgenden Sätze enthalten keine erschöpfende Kreuzestheologie, son- 
dern stellen einige u. E. entscheidende Gesichtspunkte zum Verständnis der Kreuzes- 
botschaft heraus. Sie sind bewußt grundsätzlich gefaßt, weil es uns darauf ankam, die 
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theologischen Grundfragen ins Licht zu rücken, denen Predigt und Unterweisung sich zu 
stellen haben. Hervorgegangen aus der gemeinsamen Arbeit des Ausschusses, in welche 
die bereits veröffentlichten Vorträge einführen, wollen sie die begonnene Diskussion 
nicht abschneiden, sondern zur weiteren Klärung dienen. 


I. Kreuz und Auferstehung 
Der Tod Jesu wird verkündigt, weil der Gekreuzigte lebt 


1. 


In der Auferweckung Jesu von den Toten offenbart sich Gott als der, der dem Gekreu- 
zigten recht gibt. Der am Kreuz Gestorbene ist in der Kraft Gottes so da und wirksam, 
daß man von ihm sagen muß: „Er lebt!“ 

Zwischen dem Ereignis des Todes Jesu und dem Ereignis seiner Auferstehung von den 
Toten herrscht also eine einzigartige Relation, die verbietet, das eine Ereignis von dem 
anderen isoliert zu sehen. Allein die Tat der Treue Gottes begründet die Identität des 
Auferstandenen mit dem Gekreuzigten. In dieser Identität des Auferstandenen mit 
dem Gekreuzigten definiert sich die vom irdischen Jesus verkündigte Gottesherrschaft als 
die Macht der Liebe Gottes, die in der Ohnmacht des Gekreuzigten triumphiert. Es ist 
die Liebe Gottes, die sich am Gekreuzigten als lebendig machende Kraft der Aufer- 
weckung erweist. 

Der für sich genommene Tod Jesu von Nazareth ist als das gewaltsame Ende dieses 
Lebens der mehr oder weniger großen Willkür menschlicher Interpretation preisgegeben. 
Der Tod als solcher macht stumm und ist stumm. Ein toter Jesus könnte sich nicht da- 
gegen wehren, daß man sein gewaltsames Ende am Kreuz als Scheitern seines Lebens 
oder als Erfüllung seines Lebens interpretiert oder aber als für die Bedeutung seines 
Lebens irrelevantes Ereignis behauptet. Ebenso könnte eine für sich genommene Auf- 
erstehung sich nicht dagegen wehren, als ein beglaubigendes Mirakel oder als ein den Tod 
Jesu als bloßes Durchgangsstadium einfach hinter sich lassendes Geschehen mißverstan- 
den zu werden. Die Auferstehung als ein besonderes vom Leben Jesu unterschiedenes 
Ereignis kann nicht auf ein historisches Faktum reduziert werden. Sie darf aber auch 
nicht als Reflexionspostulat im Zusammenhang der Erinnerung an den historischen Jesus 
mißdeutet werden. 

Sowenig der lebendige Jesus Christus seinen Tod einfach hinter sich läßt, sondern 
vielmehr als der Gekreuzigte lebt, sowenig kann die in der Kraft der Auferstehung 
Jesu geschehene Verkündigung des Todes Jesu jemals überboten werden. Denn der Tod 
Jesu wird verkündigt, weil Jesus Christus lebt. Und indem Jesus Christus lebt, offenbart 
sich, daß er für uns starb. 

Die Bedeutung des Kreuzestodes Jesu wird erst durch seine Auferweckung erschlossen. 
Die Verkündigung des Auferstandenen bezeugt, wer der Gekreuzigte ist. 


2. 


Die Auferstehung Jesu Christi macht die von Jesus in seinem irdischen Leben verkün- 
digte Herrschaft Gottes im Gekreuzigten selber offenbar. Daraus folgt: Der irdische 
Jesus ist nicht zu verstehen ohne den lebendigen Gott, der seinerseits nicht zu verstehen 
ist ohne den Gekreuzigten. Der Kreuzestod kann also weder als ein das Leben Jesu ab- 
schließendes noch als ein von der Auferstehung Jesu überholtes oder gar rückgängig 
gemachtes Ereignis verstanden werden. Als der Auferstandene ist der Gekreuzigte nicht 
nur der Gekommene, sondern zugleich der, dessen Kommen in Herrlichkeit wir erwarten. 
Kreuzestheologie ist immer auch Eschatologie, Eschatologie gründet in der Kreuzes- 
theologie. Alle theologische Erkenntnis muß beim Kreuzestod Jesu einsetzen. Sie kann 
ihn nicht als Ereignis unter anderen in der Reihe heilsgeschichtlich geordneter Vorstel- 
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lungen (wie Präexistenz, Inkarnation, Kenose etc.) verstehen oder seinen Sinn aus dem 
Schema der altkirchlichen Zweinaturenlehre ableiten. Sie gewinnt das rechte Verständnis 
solcher und anderer Glaubensaussagen nur im Zusammenhang mit dem Verständnis des 
Kreuzestodes Jesu. 

Der Zusammenhang von Kreuz und Auferstehung Jesu Christi ist der eigentliche 
Be für das Verständnis des irdischen Jesus und des Christuszeugnisses der Ge- 
meinde. 


JA 
e 
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Daß Gottes lebendig machende Liebe sich im Tode Jesu als Grund des Heils ins Recht 
setzt, stellt das Ereignis des Todes Jesu in ein positives und zugleich kritisches Verhältnis 
zum Alten Testament. Im Neuen Testament wird bezeugt, daß Tod und Auferstehung 
Jesu „nach den Schriften“ geschehen sind. Die sachliche Notwendigkeit einer vom Neuen 
Testament her zu vollziehenden Auslegung des Alten Testamentes ergibt sich daraus, 
daß das Gesetz des Alten Testamentes die Hinrichtung Jesu legitimiert und seine Ver- 
heißung zugleich im Tode Jesu erfüllt wurde. Somit ist das Alte Testament zum not- 
wendigen Kontext der Verkündigung des Todes Jesu geworden. 

Der neutestamentliche Bezug auf das Alte Testament erschließt sich also nicht in der 
Feststellung, daß einzelne Weissagungen in Jesu Leben, Sterben und Auferstehen er- 
füllt werden bzw. daß Jesu Leiden und Sterben nur das charakteristische Beispiel seien 
für das Schicksal, das der Gerechte Gottes in einer Welt der Sünde unausweichlich er- 
leiden muß, bzw. daß Jesu Leiden und Sterben nur die Bewährungsprobe für den Er- 
wählten Gottes vor seinem Eingang in die Herrlichkeit Gottes seien. Gerade indem fal- 
sche Heilsvorstellungen und -erwartungen Israels am Tode Jesu zerbrechen, offenbart 
sich vielmehr die im Alten Testament verheißene Gerechtigkeit Gottes als sein heil- 
schaffendes Handeln, das sich im Kreuz Jesu Christi vollzieht. 

Das Alte Testament ist notwendiger, aber erst vom Neuen Testament her sich auf- 
schließender Kontext der Kreuzesbotschaft. 


II. Kreuz als Heilsgeschehen 
Der Tod Jesu wird verkündigt, weil der Gekreuzigte lebt 
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Der Auferstandene wird als Gekreuzigter verkündigt, weil in Jesu Auferweckung sein 
Tod als Gottes Tat offenbart wird. Gott, der durch die Auferweckung Jesu den Gekreu- 
zigten ins Recht setzt, wollte, daß Jesus diesen Tod stirbt. Im Kreuzestod Jesu offenbart 
Gott, wer er ist: Gott für den Menschen. Zugleich offenbart er hier, wer der Mensch ist: 
der, der nur als Mensch dieses Gottes wirklich Mensch sein kann. Im Kreuz Jesu Christi 
ereignet sich die Selbstdefinition Gottes und die Definition des Menschen durch Gott. 
Weil Gott im Kreuz Jesu Christi sich als Gott für den Menschen bestimmt hat, darum 
kann weder ein metaphysischer Theismus den Zugang zu ihm erschließen noch ein athei- 
stischer Humanismus den Zugang zu ihm verwehren. Weil Gott im Kreuz Jesu Christi 
" den Menschen als ihm gehörig bestimmt hat, darum kann keins unserer Menschenbilder 
den Anspruch erheben, die letztgültige Wahrheit über den Menschen auszusagen. Wo 
dies eingesehen wird, erweisen sich unsere mitgebrachten Begriffe und Vorstellungen von 

- Gott und dem Menschen als unzureichend. 
Gott ermächtigt uns in der Verkündigung des Kreuzes Jesu Christi, ihn als Gott für 
‚den Menschen zu proklamieren und den Menschen als Menschen für Gott zu reklamieren. 
Diese Verkündigung ist im Gehorsam gegenüber der Schrift je neu zu wagen und er- 
folgt, wie schon im Neuen Testament, nicht in einer ein für allemal festgelegten Sprache. 
Ältere Überlieferung und neue Formulierung können sich dabei ergänzen, ablösen, kor- 
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rigieren, vielleicht sogar widersprechen. Rechte Verkündigung des Todes Jesu geschieht 
im verantwortlichen Bezug auf die Situation ihrer Hörer. Das in der Kraft des Heiligen 
Geistes wirksam werdende Wort Gottes ist konkret. 

Das Wort vom Kreuz ist die Verkündigung des wahren Gottes und der Wahrheit über 
den Menschen in einer immer neu zu verantwortenden Sprache. 


2 


Weil sich in der Auferweckung Jesu Gottes unauflösliche Einheit mit dem Gekreuzigten 
offenbart, darum ist Jesu Tod nicht nur ein exemplarischer Akt menschlichen Gehor- 
sams, sondern Gott selbst unterwirft hier seinen Sohn dem Todesurteil und Todesgeschick, 
das wir als Feinde Gottes verdient haben. Er offenbart am Kreuz nicht nur, was uns 
gerechterweise zukäme, sondern er selbst legt hier auf seinen Sohn, was sich jeder Sünder 
durch seine Schuld zugezogen hat: den Fluch, der ihm jedes Recht vor Gott aberkennt, 
und den Tod, der sein Dasein auslöscht. Im Gehorsam seines Sohnes hat er das vor ihm 
selbst und für die Menschen Genügende getan und so aus reiner Gnade unsere Schuld 
getilgt. Gott tritt für uns Gottlose ein, indem Jesus Christus an unsere Stelle tritt. Darin 
ereignet sich Gottes Gerechtigkeit, die Aufrichtung seines Bundes mit dem Menschen, 
die Versöhnung der Welt mit ihm selbst. Nicht Gott wird hier durch einen Dritten ver- 
söhnt, der an Stelle des Menschen ihm Sühne erstattet, um ihn umzustimmen, sondern er 
selbst ist in Jesus Christus der die Welt Versöhnende. Daß Gott dazu fähig ist — diese 
durch keinen metaphysischen Gottesbegriff zu fassende Möglichkeit, sein Gottsein in 
diesem Menschen, seine Hoheit in dieser Ohnmacht, seine Herrschaft in solcher Hingabe 
zu offenbaren -, ist der Grund für die Predigt der universalen und bedingungslosen Ver- 
söhnung. 

Das Wort vom Kreuz ist die Botschafl von der im Kreuzestod Jesu Christi ein für 
allemal geschehenen Versöhnung Gottes mit allen Menschen. 
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Im Wort vom Kreuz läßt Gott bezeugen, daß Jesus Christus deshalb den Kreuzestod 
gestorben ist, weil Gott hier den Menschen retten und richten und ihn so zu seinem wah- 
ren Sein bringen wollte. Im Kreuzestod Jesu wird der Mensch gerichtet, weil Gott im 
Tod des Einen, der an unser aller Stelle trat, das Sein des Sünders unwiderruflich unter 
seinem Zorn vergehen ließ. Im Kreuzestod Jesu wird der Mensch gerettet, weil Gott im 
Tod des Einen, der an unser aller Stelle trat, auf sich nahm, was wir vor Gott und 
Menschen verschuldet haben, um uns dadurch die Gabe seiner Gerechtigkeit zuteil wer- 
den zu lassen. Das wahre Sein des Menschen hat also seinen Ursprung in der Gerechtig- 
keit Gottes, die den Menschen durch das an Christus vollzogene Gericht und die in 
Christus verwirklichte Gnade zum Leben bringt. 

Gott bietet die in Christi Tod geschehene Versöhnung allen Menschen an. Sein Ange- 
bot ruft zur Gemeinschaft der Glaubenden. So überschreitet es alle von Menschen gesetz- 
ten Grenzen und macht die Verkündigung des Todes Jesu zur Bitte Gottes an alle: 
„Lasset euch versöhnen mit Gott!“ 

Die Kreuzesbotschaft ist das rettende Ja Gottes zum Sünder, zugleich sein richtendes 


Nein über die Sünde und so das Angebot des Lebens aus der Gerechtigkeit Gottes für alle 
Menschen. 


III. Kreuz und Verkündigung 
Der Tod Jesu wird verkündigt, weil der Gekreuzigte lebt 


1. 


Wenn die Kreuzigung Jesu Christi nur im Zusammenhang mit der Auferstehung recht 
verstanden wird, so kann weder die Form einer bloßen Berichterstattung über den histo- 
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rischen Jesus und sein Ende noch eine rational konstruierende Beweisführung über die 
Notwendigkeit unserer „Loskaufung“ echtes Glaubensverständnis vermitteln. Die aus- 
führlichen „Passionsberichte“ der Evangelien sind bereits bekennende Leidenserzählun- 
gen, Deutungen im Lichte des Alten Testaments, Verkündigung des Todes eines Men- 
schen als Gnadentat Gottes für alle. Der historische Tatbestand ist im einzelnen nur noch 
schwer zu ermitteln, der Bericht ist ganz vom Bekenntnis geprägt. Die Verkündigung des 
Kreuzesgeschehens will nicht Antwort geben auf die Frage, wie es eigentlich war. Die 
Botschaft vom Kreuz entfaltet nicht eine humane Idee, sie ist nicht Mitteilung einer all- 
gemeinen Wahrheit, sondern sie gibt Anteil an der Wirklichkeit des Heils, indem Chri- 
stus durch uns spricht: „Lasset euch versöhnen mit Gott!“ Diese Realpräsenz Christi in 
Predigt, Taufe und Abendmahl, die seinen Tod uns als Heil zueignen, verbürgt die 
Gegenwart und die Gewißheit des Heils. Der Apostel Paulus läßt erkennen, daß die 
Verkündigung der Versöhnung untrennbar zum Heilsgeschehen von Kreuz und Auf- 
erstehung hinzugehört, nicht etwas Additives ist. Mit dem Hören der Verkündigung 
ereignet sich bereits Heil oder Gericht. 

Die Proklamation des Gekreuzigten ist weder historischer Bericht noch rationale Be- 
gründung der Heilsnotwendigkeit des Kreuzes, sondern Zuspruch des Heils. So ist die 
Predigt selbst eschatologisches Handeln Gottes. 


2. 


Das Wort vom Kreuz will nicht nur als Lehre akzeptiert oder als Theorie bejaht werden, 
sondern als Gottes freisprechendes Urteil erwartet es Glauben, d. h. vertrauende An- 
nahme der von Gott geschenkten Versöhnung. Dem im Wort vom Kreuz zu uns reden- 
den Gott glauben heißt: Gott darin recht geben, daß wir als Sünder allein von Gott 
gerechtfertigt werden. Nur der Glaube erkennt im Kreuz Jesu Christi die Liebe Gottes 
zu dem schuldigen und verlorenen Menschen. Wie dadurch jede Vorleistung und Mit- 
wirkung des Menschen auch in Gestalt einer selbstgewählten Demut ausgeschlossen ist, 
so auch jede billige Gnade, die nicht zu Umkehr und Gehorsam führt. Im Glauben leben 
wir nicht mehr uns selbst, sondern dem, der für uns gekreuzigt und auferstanden ist. 
Dieses Für-Christus-Leben kann nur in der Kreuzesnachfolge geschehen, d.h. in der Ver- 
leugnung unser selbst und im Ertragen unserer Ohnmacht inmitten der Welt. Die Ge- 
wißheit der Vergebung schließt zugleich die Hoffnung auf die Vollendung der neuen 
Schöpfung ein, die mit dem Leben des Gekreuzigten angebrochen ist. 

Der Heilsruf der Kreuzesbotschaft kann nur im Glauben als das rechtfertigende Urteil 
Gottes angenommen werden, das uns zu gehorsamer Nachfolge des Gekreuzigten und 
zur Hoffnung auf die Vollendung ermächtigt. 


3 


Der Mensch ist von sich aus nicht fähig, im Gekreuzigten den alleinigen Grund seines 
Heils zu erkennen und anzuerkennen. Die Wahrheit der Kreuzesbotschaft erschließt sich 
nur, indem Gott selbst durch den Heiligen Geist den Glauben wirkt und die Gewißheit 
der Vergebung der Sünden schenkt. Gerade durch die Heilsbotschaft vom Kreuz erkennt 
der Mensch seine eigene Verlorenheit, und nur in der Erkenntnis seiner Sünde als Un- 
glaube und Ungehorsam begreift er das Kreuzesgeschehen als Heil. Das Wissen des Men- 
schen um seine Selbstentfremdung oder um die Verfehlung seiner Eigentlichkeit und die 
Frage nach dem Sinn der Geschichte können für den Glauben zu Zeichen der Not werden, 
die durch die Kreuzesbotschaft aufgedeckt wird. Man kann jedoch nicht von dorther den 
Schlüssel der Theologie und das umfassende Verstehensprinzip für die Christusbotschaft 
gewinnen. Das Wort vom Kreuz, das sich dem Glauben als unabweisbar gültig erweist, 
ist für den Unglauben, den auch ein Christ nie hinter sich hat, stets Ärgernis und Tor- 
heit. Die Botschaft, daß in Christi Tod das Leben, im Kreuz die Gnade sich offenbaren, 
hat den Anschein der Unzumutbarkeit. Keine unserer immer notwendigen exegetisch- 
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hermeneutischen und systematisch-theologischen Bemühungen um das Verständnis der 
Botschaft können und wollen den Anstoß der Kreuzesbotschaft beseitigen. 

Daß Gott Herr über die Wirkung seines Wortes bleibt und in Wort und Sakrament das 
Heilsgeschehen auch in uns durchsetzt, ist die befreiende Gewißheit des Predigers und 
der Gemeinde. 


IV. Kreuz und Nachfolge 


Weil der Auferstandene als der Gekreuzigte verkündigt wird, darum ist Teilhabe an 
seinem Leben zugleich Nachfolge im Zeichen seines Kreuzes. 


Im Glauben an den Gekreuzigten gewinnen wir Anteil am Leben Christi, auf dessen 
Offenbarung in Herrlichkeit wir warten und aus dessen Kraft wir in der Nachfolge des 
Gekreuzigten schon jetzt leben. Damit wird unser Leben in allen seinen Beziehungen ein 
dankbares und gehorsames Leben zur Ehre Gottes. Gottes Freispruch im Tode Jesu be- 
freit zum Dienst an seinen Geschöpfen. Dieser Dienst orientiert sich daran, daß Gott im 
versöhnenden Tod Jesu stellvertretend für alle Menschen genug getan hat. Dankbarer 
Gehorsam nötigt, jederzeit neu zu prüfen, was der Wille Gottes ist. Wir heben einiges 
hervor, was uns heute bedeutsam erscheint. 


1. 


Durch Christus vor Gott vertreten, sind wir befreit von dem Zwang, uns selbst zu recht- 
fertigen und zu bestätigen. Damit haben wir die Freiheit empfangen, 

eigene und kollektive Schuld einzugestehen, statt sie zu verbergen, abzustreiten, zu 
bagatellisieren oder fremde Schuld gegen eigene aufzurechnen; 

die eigenen Leistungen und das soziale Prestige nicht mehr zum Kriterium für Sinn 
und Wert des Lebens zu machen; 

gegen gnadenlose und selbstgerechte Verdammung von Schuldiggewordenen für barm- 
herziges Verstehen und Zurechthelfen einzutreten; 

bereit zu sein, auf eigene Rechte zu verzichten und uns für das Recht der Entrechteten 
einzusetzen. 

Weil Gott im Tode Jesu an die Stelle der Verurteilten trat, haben wir für menschliches 
Lebensrecht, für Barmherzigkeit gegenüber den Schuldigen einzutreten. 
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In Christus mit Gott versöhnt, sind wir beauftragt, die durch vielfältige Unterschiede 
und Gegensätze getrennten und gegeneinander stehenden Menschen, soweit wir nur kön- 
nen, zu versöhnen und damit zum gemeinsamen Tun des Guten zusammenzubringen. 
Wir haben die Freiheit empfangen, 

der Diskriminierung wegen rassischer, sozialer und weltanschaulicher Unterschiede zu 
widerstehen; 

den Interessen und Denkweisen anderer verstehend gerecht zu werden und die Gegen- 
sätze zu versachlichen; 

Gruppeninteressen entgegenzutreten, wo sie auf Kosten der Gemeinschaft durchgesetzt 
werden; 

jeder Haßpropaganda entgegenzuarbeiten, alles, was zum Krieg verführt, abzubauen, 
alles, was zum Frieden führt, zu fördern; 

jeder prinzipiellen Unversöhnlichkeit die Bitte um Versöhnung entgegenzusetzen; 

über alle irdischen Grenzen hinweg die Bruderschaft der einen Gemeinde Jesu Christi 
festzuhalten und zu betätigen. 

Weil Gott im Tode Jesu die Welt mit sich versöhnt hat, haben wir in einer zerstrittenen 
Welt für Versöhnung einzutreten. \ 
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Durch Christus in die Kindschaft Gottes versetzt, haben wir den zum Vater unseres irdi- 
schen Lebens, der alles in Händen hat, und sind befreit von der angstvollen Sorge um 
unser eigenes Leben. Wir haben die Freiheit empfangen, 

uns an der politischen Arbeit zur Beseitigung von Mißständen in eigener Verant- 
wortung zu beteiligen, alle Bemühungen zu unterstützen, die Ausbeutung der Schwä- 
cheren durch die Stärkeren zu verhindern, den Verantwortungsraum des Menschen zu 
erweitern, soweit es im Rahmen des Gesamtwohls möglich und dienlich ist; 

in unseren jetzt reichen Völkern angesichts der drohenden Gefahr einer Hunger- 
katastrophe in der Welt z. B. für die notwendigen, möglicherweise einschneidenden Ein- 
griffe in Wirtschaftssystem und Verteilung des Sozialproduktes einzutreten, die zur Ver- 
hütung jener Katastrophe erforderlich sind; 

unser jeweiliges Gesellschaftssystem daraufhin zu prüfen, wie in ihm gerechte Ver- 
sorgung aller gewährleistet und die Würde des Menschen gewahrt werden kann. 

Weil Gott im Tode Jesu Christi für das Heil der Welt genug getan hat, können wir 
nicht genug für das Wohl der Welt tun! 

Weil die Kirche durch das Wort vom Kreuz begründet ist, darum hat sie in allem, was 
sie ist und tut, aus diesem Wort zu leben. Sie hat nicht nach Ehre vor der Welt zu trach- 
ten, sondern ihrem Herrn und so der Welt zu dienen und sich auch die für diesen Dienst 
notwendige Gestalt und Ordnung zu geben. Sie kann ihre Institution und Organisation 
nicht als Selbstzweck verstehen und keine der Kreuzesbotschaft widersprechende Auto- 
rität und Macht beanspruchen. In einer Welt, die das Evangelium ablehnt oder für ihre 
Zwecke gebrauchen möchte, hat eine Kirche, die ihrem Auftrag treu ist, mit Wider- 
spruch und Feindschaft zu rechnen. Sie darf sich weder durch Lockung noch durch Dro- 
hung dazu verleiten lassen, ihre Solidarität mit der Welt zu verleugnen oder sich ihrer 
Fremdlingschaft zu schämen. Wenn sie das Wort vom Kreuz predigt und bereit ist, 
ihr Kreuz auf sich zu nehmen, dann braucht sie um ihre Wirkung nicht besorgt zu 
sein. 


Mit der gleichen Thematik wie die EKU-Erklärung befaßte sich die schleswig- 
holsteinische Landessynode auf einer Sondertagung im März 1968. In der Syn- 
odalaussprache stießen die Gegensätze unverhüllt aufeinander; die Kluft schien 
kaum überbrückt werden zu können, und die Frage nach den Grundlagen des 
Glaubens blieb weiter gestellt. Eben dadurch war die Rendsburger Tagung exem- 
. plarisch und symptomatisch für die theologische und kirchliche Lage. Den theo- 
logischen Hauptreferaten, die von den Professoren D. Lohse und D. Goppelt ge- 
halten wurden, lagen folgende Thesen zugrunde: 


DAS ÄRGERNIS DES KREUZES 


Prof. D. Lohse 


1. Theologie des Kreuzes als Verantwortung der ganzen Gemeinde 


Die christliche Gemeinde, die Jesus Christus als ihren Herrn bekennt, hat verantwort- 
lich zu bedenken, was das Evangelium bedeutet und wie es heute auszusagen ist. Theo- 
logie ist daher eine lebensnotwendige Funktion der Kirche, die sich sowohl in kritischer 
wissenschaftlicher Bemühung als auch im beteiligten Mitdenken des einzelnen Christen, 
der Gemeinden und Synoden vollzieht. Das Wort vom Kreuz ist von allen Gliedern der 
Gemeinde, die miteinander zum Priestertum aller Gläubigen berufen sind, glaubwürdig 


zu bezeugen. 
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2. Das Wort vom Kreuz - den Juden ein Ärgernis, den Griechen eine Torheit 


Verkündigung und Bekenntnis der Kirche haben die Frohbotschaft vom gekreuzigten 
und auferstandenen Christus zum Inhalt. Zwar war der Gedanke, daß ein Toter auf- 
erweckt wird, weiten Kreisen des damaligen Judentums keineswegs unvorstellbar; aber 
als unerhört mußte sie der Satz anmuten, daß der Messias Gottes den Tod erleidet, und 
schlechterdings unvereinbar mit jeder Form von Weisheitslehre und daher unsinnig er- 
scheinen. Den Juden Ärgernis, den Griechen Torheit, wird das Wort vom Kreuz als die 
allein rettende Predigt verkündigt. 


3. Die Entfaltung des Wortes vom Kreuz in der urchristlichen Verkündigung 


Die urchristliche Predigt verkündigt das ebenso unerwartete wie unbegreifliche Ge- 
schehen der Hingabe des Christus an das Kreuz als den Erweis der unergründlichen 
Liebe Gottes und entfaltet diese Botschaft durch den Rückgriff auf die Schriften des 
Alten Testamentes sowie die Verwendung der Bilder vom Opfer, vom Loskauf und 
von der Versöhnung. Dabei wird stets betont, daß das Kreuz Christi für uns aufgerich- 
tet wurde, daß Christus um unserer Sünden willen gestorben ist. Das Kreuz Christi 
kann daher nicht lediglich als vergangenes Geschehen dargestellt werden, sondern vom 
Kreuz Christi ist immer so die Rede, daß zugleich von Gottes Handeln an uns und für 
uns gesprochen wird. Nur wer sich als Sünder anreden läßt, im Angesicht des Kreuzes 
seine Verlorenheit eingesteht und in Umkehr und Glauben den Gekreuzigten als seinen 
Herrn erkennt, erfährt das ärgerliche Wort vom Kreuz als Kraft Gottes zum Heil. 


4. Das Kreuz Christi und das Kreuz des Christen 


Die Jünger Jesu stehen ständig in der Versuchung, dem Kreuz auszuweichen, indem sie 
die Niedrigkeit Christi verdecken und im Hochgefühl religiöser Erfahrungen die Herr- 
lichkeit der künftigen Gottesherrschaft schon zu spüren meinen, statt sich an der Gnade 
Christi genügen zu lassen, die in den Schwachen mächtig ist. Die auf ihn getauft sind, 
sind mit ihm gekreuzigt und in den Tod gegeben, so daß fortan das Wort vom Kreuz 
alle Bereiche ihres Lebens bestimmt. Im Gehorsam gegen den Gekreuzigten wird dieKreu- 
zesnachfolge bewährt, in der der Jünger Jesu hinter seinem Herrn auf dem Weg hergeht, 
den er gebahnt hat. 


5. Das Wort vom Kreuz als Ruf zur Umkehr 


Argerlich mutet das Wort vom Kreuz an, weil es allein auf dieses eine Wort ankommt. 
Ist dieser Anspruch nicht als eine Verkürzung der vollen Botschaft zu bezeichnen, die 
im Osterjubel das Dunkel des Karfreitags verdrängt, von den großen Taten Gottes 
kündet und von den vielfältigen Wirkungen des Geistes berichtet? Weil Jesus hinaus- 
gegangen ist in die Welt und draußen vor dem Tor gelitten hat, haben wir ihm dorthin 
zu folgen. Die Kirche der Reformation aber trifft das Wort vom Kreuz als Ruf zur Um- 
kehr, damit sie bedenkt, wovon sie gefallen ist. Weil ihr Herr der Gekreuzigte ist, hat 
sie nichts anderes zu wissen als Jesus Christus den Gekreuzigten. 


DER SINN DES STERBENS JESU NACH DEM NEUEN TESTAMENT 


Prof. D. Goppelt 


I. 


Das Neue Testament deutet Jesu Sterben aus den Wirklichkeitszusammenhängen, in 
denen es steht. Nur von diesen Zusammenhängen her kann es auch heute in der Predigt 
überführend auf unsere Situation bezogen werden. 
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1. Jesu Sterben wird - vor allem im Markus-Evangelium — als das Ergebnis seines 
Erdenwirkens unter den Menschen Palästinas, speziell unter Israel dargestellt: Jesu 
Wirken führt nach Gottes Heilsplan in das Todesleiden, weil er Gottes Reich gegen- 
wärtig nicht durch den Erweis von Macht und Recht, sondern durch dienende Liebe 
bringt, indem er den „Sündern“ seine Gemeinschaft schenkt (Mk 8,31; 10,42-45). 

In der Verwerfung, die er durch seinen Bußruf herausfordert, bricht hervor, was 
im Menschen ist. Jesus wird verworfen, weil alle mit Hilfe der bestehenden Ordnung im 
Kompromiß mit dem Bösen leben wollen (Mk 3, 1-6). 

Jesus nimmt das Sterben als Gericht Gottes und als Sühne für die Menschheit auf sich 
und erkennt dadurch das Gesetz als Gottes Ordnung an, die er durch sein Heilswirken 
nicht auflöst, sondern erfüllt (Mk 10,38; 14,36; 15,34; 10,45; 14,24). 

2. Jesu Sterben wird in den Bekenntnisformeln der ältesten Gemeinde erst auf Grund 
seiner Auferweckung bzw. seiner Erhöhung zum endzeitlichen Herrscher als das süh- 
nende Sterben des Christus für alle bekannt (1 Kor 15,3-5). 

3. Jesu Sterben wird - vor allem bei Paulus und im Hebräerbrief - als Ergebnis und 
als Neugestaltung des Verhältnisses zwischen Gott und Mensch, wie es das Alte Te- 
stament bezeugt, erklärt. In Jesu Sterben vollzieht Gott die Versöhnung, die er nach 
dem Alten Testament im Ritual des großen Versöhnungstages (3 Mose 16) schatten- 
haft voraus dargestellt hat (Röm 3,25 f.; Hebr 9,11 f.). In Jesu Sterben und Auferstehen 
bekundet sich Gott, indem er die alttestamentliche Offenbarung zum Ziel führt, end- 
gültig als Gott und stellt den Menschen in ein neues Verhältnis zu sich, in den Neuen 
Bund (1 Kor 1,21; 11,25). 

Als Tat Gottes ist das Kreuz zugleich die Verurteilung des alten Menschen; dieser 
Mensch ist in den Augen Gottes mit Christus gestorben (Röm 8,3f.; 2 Kor 5,14 £; 
Röm 6,4). 


IE 


Die Richtung protestantischer Theologie, die in Prof. Käsemanns Kirchentagsvortrag zu 
Wort kommt, geht bei aller Variationsbreite im einzelnen von dieser neutestamentlichen 
Deutung des Kreuzes an zwei wesentlichen Stellen ab: 

1. Sie löst das Kreuz weithin aus dem im Alten Testament bezeugten Verhältnis 
Gottes zu Israel und damit zur Menschheit. Nur auf diesem Hintergrund wird das 
Kreuz jedoch als Bekundung Gottes verständlich und durch die Verkündigung wirk- 
sam. 

2. Das Kreuz wird zu sehr aus der Wechselbeziehung zur Auferstehung gelöst. Es 
kann jedoch nur dann überführend vergegenwärtigt werden, wenn hinter dem Wort 
vom Kreuz der Auferstandene steht. 


Das zweite Dokument von besonderem Rang im Berichtsjahr ist eine auf einer 
Klausurtagung auf der Reichenau Ende September 1968 erarbeitete, zum Re- 
formationstag veröffentlichte und als „Reichenauer Erklärung“ bekanntgewor- 
dene Erklärung der Bischofskonferenz der VELKD zu „Schrift — Bekenntnis — 
Lehrautorität“. Diese Erklärung setzt die Linie der „Kranzbacher Erklärung“ 
(vgl. Kirchl. Jahrbuch 1967, S. 48) fort. Wie diese von der Bibel handelt, spricht 
jene vom Bekenntnis der Kirche. Hatte „Kranzbach“ die Geschichtlichkeit der 
Offenbarung Gottes in Christus herausgestellt, so spricht „Reichenau“ vom Be- 
kenntnis als der geschichtlichen Antwort des Menschen. Wenn „Kranzbach“ da- 
für eintritt, daß die Botschaft von Jesus Christus stets neu ausgelegt wird, stellt 
„Reichenau“ fest, daß jede Zeit und Generation auf ihre Weise ihre geschichtliche 
Antwort auf die Botschaft zu geben hat. Gerade in ihrem Zusammenhang und 
Zusammenklang können die beiden Erklärungen der lutherischen Bischofskon- 
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ferenz der fragenden und besorgten Gemeinde zur Klärung von Sicht und Be- 
urteilung wichtiger Fragen wesentliche Hilfe leisten. 
Die „Reichenauer Erklärung“ lautet: 


Die Bischofskonferenz der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 
trat vom 30. September bis 4. Oktober 1968 auf der Reichenau zusammen, um sich mit 
dem Thema „Schrift - Bekenntnis — Lehrautorität“ zu befassen. Sie sagt dazu folgendes: 

Viele Menschen innerhalb und außerhalb der Gemeinde sind ratlos, wenn von Be- 
kenntnis und Verkündigung der Kirche die Rede ist. Sie erwarten mit Recht, daß die 
Kirche unmißverständlich sagt, was sie bekennt und lehrt. 

Die einen sind in Sorge, daß die Verkündigung die Kraft verliert, Glauben zu wecken, 
wenn sie sich in gesetzlichem Mißverständnis an Bekenntnisformeln vergangener Zeiten 
bindet. Die anderen befürchten, daß die Kirche das ihr anvertraute Evangelium preis- 
gibt, wenn sie es dem ständigen Wandel verschiedenartigster Deutungen unterworfen 
sein läßt. 

Wir teilen als Bischöfe diese Sorgen. Die Anfechtung ist ständige Begleiterin des 
Glaubens. Es gehört Mut dazu, in den Anfechtungen Geduld zu üben. Dazu brauchen 
wir alle die gegenseitige Hilfe. 


il: 


Die Christenheit hat von Anfang an mit unterschiedlichen Worten und Begriffen 
das rechte Bekenntnis zu Jesus Christus als dem gekreuzigten und auferstandenen Herrn 
auszusprechen versucht. Zur beständigen Weitergabe der Botschaft gehören die immer 
neue Auslegung des Evangeliums und das immer neue Bekenntnis. Wie Gott Jesus von 
Nazareth in die Mitte der Geschichte gestellt hat, so ist auch das Bekenntnis geschicht- 
liche Antwort der Menschen. Was heute verstanden wird, muß morgen neu gesagt wer- 
den, um verstanden zu werden. Der Wandel der Worte und Begriffe braucht uns nicht 
zu verwirren. Er ist ein Zeichen dafür, daß sich der Glaube auch in wechselnden Denk- 
formen auszudrücken vermag. 


2. 


Dennoc gibt es seit dem ersten Pfingsten in der Vielgestaltigkeit des Bekennens in vie- 
len Sprachen, an vielen Orten, durch die Generationen und die Völker eine Einheit. Sie 
ist begründet in dem, was Gott in Jesus Christus an der Welt und für die Welt getan 
hat, wie es die ganze Schrift Alten und Neuen Testaments bezeugt. Im Hören auf die 
Schrift vertraut die Kirche darauf, daß Gott selbst sie durch seinen Geist aus der Zer- 
rissenheit zusammenführt und in der Einheit des Glaubens an Jesus Christus erhält. 


3 


Wir wissen, wie schwer es heute vielen fällt - auch solchen, die gern Christen sein möch- 
ten -, in die Bekenntnisformulierungen vergangener Zeiten einzustimmen. Wir dürfen 
uns trotzdem nicht über die uns von den Vätern überlieferten Bekenntnisse hinweg- 
setzen. Sie erwiesen sich als geschichtlich notwendige Antwort im Glauben und sind 
Ausdruck der Einheit der Kirche über die Zeiten. Recht verstanden sind sie eine Hilfe 
für das uns aufgetragene Bekennen. Vor allem erinnern sie ständig daran, daß der 
Glaube der Christenheit weiter und reicher ist, als es der einzelne jeweils in seinem per- 
sönlichen Bekenntnis zu formulieren vermag. 

Im Festhalten an den altkirchlichen Bekenntnissen wissen wir uns mit der ganzen 
Christenheit über die Grenzen von Konfessionen und Generationen hinweg verbunden. 
Sie sind für uns darum trotz mancher Verstehensschwierigkeiten ein unaufgebbares öku- 
menisches Bindeglied. \ 

Auch die lutherischen Bekenntnisschriften, in denen sich das Geschehen der Refor- 
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mation niedergeschlagen hat, sind ökumenisches Zeugnis und kein konfessionelles 
Sonderbekenntnis. Sie wollen das reformatorische Zeugnis für die ganze Christenheit zu 
Gehör bringen. Sie sind mit dem Entstehen der lutherischen Kirche untrennbar ver- 
bunden. Aber sie beanspruchen Autorität nicht für sich selber, sondern wollen für alle 
Christen Wegweiser zur Mitte der in der Schrift bezeugten Offenbarung Gottes in Jesus 
Christus sein. Vor allem bleibt für die ganze Christenheit die zentrale Botschaft von 
Rechtfertigung und Versöhnung maßgebend, so sehr wir uns um ihre rechte Übersetzung 
in die Sprache unserer Zeit mühen müssen. 

Über dem Erbe, das uns mit den historischen Bekenntnissen anvertraut ist, vergessen 
wir nicht, wie viele weitere Zeugnisse aus der vergangenen und gegenwärtigen Ge- 
schichte der Christenheit gleichfalls Hilfe zum Bekennen gegeben haben. 


4. 


Die Bekenntnisse der Väter fordern in jeweils neuer geschichtlicher Situation zu neuem 
Bekennen heraus. Eine bloße Rezitation der Bekenntnisschriften genügt nicht. Jedes Be- 
kenntnis bleibt Stückwerk und kann mißverstanden werden. Trotzdem ist von uns das 
Wagnis des aktuellen Bekennens gefordert. 

Die Fronten, an denen der christliche Glaube heute bedroht und angefochten ist, sind 
zum Teil schon klar erkennbar. An anderen Stellen ist die Tiefe der Bedrohung noch 
nicht deutlich zu erfassen. 

Heute gilt es, das Bekenntnis zur Barmherzigkeit Gottes in Jesus Christus neu und 
präzise auszusprechen 

angesichts der Wissenschaftsgläubigkeit eines dogmatisch proklamierten Immanenz- 
denkens, das die wahrnehmbare Welt zur einzigen Wirklichkeit erklärt; 

angesichts des theoretischen und praktischen Atheismus, der die Welt und die Men- 
schen mit sich selbst allein läßt und sie ihres Gegenübers beraubt; 

angesichts aller verzweifelten oder überheblichen Versuche, sich selbst zu rechtfertigen 
und die Wirklichkeit von Sünde und Vergebung zu vergessen; 

angesichts eines Institurionalismus — auch in der Kirche -, der die Vorläufigkeit aller 
irdischen Institutionen leugnet; 

angesichts aller Passivität von Christen, die nicht verstehen wollen, daß der Glaube 
den verantwortlichen Dienst an der Welt einschließt; 

angesichts eines kirchlichen Aktivismus, der einer neuen Form von Werkgerechtigkeit 
zu verfallen droht. 


S. 


Das Bekenntnis erinnert die Kirche an ihre Verpflichtung, über ihre Lehre verantwortlich 
zu wachen. Sie darf dabei nicht den weltweiten ökumenischen Horizont und ihre Ka- 
tholizität vergessen. Selbst im polemischen Ringen um die bessere Erkenntnis der einen 
Wahrheit soll jeder merken, daß die ganze Christenheit gemeint ist und wir nicht kon- 
fessionelle Selbstbehauptung betreiben. 

Träger dieser Lehrverantwortung sind alle Glieder der Kirche. 

Um dieser Verantwortung willen 

wachen die Bischöfe und Kirchenleitungen darüber, daß weder Lehrgesetzlichkeit noch 
Willkür das Handeln der Kirche bestimmen; 

bedenken theologische Lehrer, daß die Gemeinde der Theologie bedarf, aber auch 
umgekehrt die theologische Forschung nicht ohne die Gemeinde und ihr Bekenntnis 
getrieben werden kann; 

bleiben sich Pfarrer und Kirchenvorsteher dessen bewußt, daß es zur Gabe und Auf- 
gabe jedes Christen gehört, die Lehre der Kirche vor Verfälschung zu bewahren und in 
der Begegnung mit den Problemen des Lebens und der Welt ihren Herrn zu bezeugen. 

Diese Lehrverantwortung wird dadurch wahrgenommen, daß in einer konkreten Si- 
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tuation das Bekenntnis neu ausgesprochen wird. Deshalb ermutigen wir alle, die Ver- 
antwortung für Bekenntnis und Lehre der Kirche tragen, an einer neuen Formulierung 
des Bekenntnisses der Kirche intensiv zu arbeiten. 


6. 


Keiner kann Jesus Christus vor der Welt.bekennen, der nicht zugleich Gott um Ver- 
gebung der eigenen Schuld zu bitten und für die Erfahrung von Gottes Güte und Barm- 
herzigkeit zu danken weiß. Nach biblishem Verständnis gehören im Bekennen das 
Sündenbekenntnis, der Lobpreis Gottes und die Bezeugung des Evangeliums vor der 
Welt durch Wort und Tat untrennbar zusammen. Wo eins davon fehlt, wird das Be- 
kenntnis im ganzen verfälscht. Der Versuch, bekenntnistreu zu sein, führt oft in Starr- 
heit und Engherzigkeit. Der Versuch, neu zu bekennen, läßt leicht in falsche, willkür- 
liche Nachgiebigkeit verfallen. Wir bleiben vor beiden Abwegen bewahrt, wenn wir in 
der ganzen Fülle des Bekenntnisses bleiben, in der sich das Bekenntnis der Schuld und 
das Lob Gottes verbinden. 


Auch die Bekenntnisbewegung „Kein anderes Evangelium“ und die ihr nahe- 
stehenden Kirchlichen Sammlungen um Bibel und Bekenntnis traten mit Veran- 
staltungen und Erklärungen an die Öffentlichkeit. Im Februar 1968 traten in 
Sittensen unter dem Vorsitz des Göteborger Bischofs D. Bo Giertz 120 Dele- 
gierte der verschiedenen Kirchlichen Sammlungen in Deutschland und gleich- 
gesinnter Gruppen in Dänemark, Norwegen und Schweden zu einer deutsch- 
skandinavischen Theologentagung zusammen und beschlossen mit Zustimmung 
der Vertreter der Bekenntnisbewegung „Kein anderes Evangelium“ und der 
Evangelisch-Kirchlichen Arbeitsgemeinschaft für biblisches Christentum in Würt- 
temberg folgendes 


WORT AN DIE GEMEINDE 


Die Vorträge und Aussprachen führten bei mancher Verschiedenheit der Standpunkte 
in Einzelfragen zu dem Ergebnis, daß in folgenden drei Punkten ein deutliches Wort 
gesagt werden muß gegen die Irrlehren, die heute in die Gemeinden eindringen: 

1. Die in der Heiligen Schrift bezeugte Offenbarung Gottes darf nicht durch ein so- 
genanntes modernes Selbst- oder Weltverständnis in Frage gestellt oder umgedreht 
werden. Die in Raum und Zeit geschehenen Heilstaten Gottes, die wirkliche Mensch- 
werdung des ewigen Gottessohnes in dem Menschen Jesus von Nazareth, die Wunder, 
die er in der Kraft Gottes getan hat, sein Opfertod am Kreuz, seine leibliche Auf- 
erstehung und seine Erhöhung zur Rechten des Vaters sind — wie die Erwartung seiner 
Wiederkunft am Ende der Zeit - unaufgebbarer Grund christlichen Glaubens. 

2. Was der Kirche heute vor allem not tut, ist ein Umgang mit der Heiligen Schrift, 
der vorbehaltlos damit rechnet, daß Gott durch dieses Wort, so wie es ist, unser Leben 
richtet, befreit, lenkt und zum ewigen Heil führt. Viele vermeintliche Ergebnisse der 
sogenannten historischen Kritik an der Heiligen Schrift beruhen auf Denkvoraussetzun- 
gen, die in sich fraglich sind und dem Verständnis der Heiligen Schrift als geistgewirk- 
tem Gotteswort nicht entsprechen. Wer den geschichtlichen Tatsachen ohne Vorent- 
scheidung gegenübersteht, kann nicht behaupten, daß die Heilstaten nicht geschehen sein 
könnten oder daß der Glaube an diese Heilstaten der „intellektuellen Redlichkeit“ 
widerspräche. 

3. Nach dem Neuen Testament ist der erhöhte Christus das Haupt seiner Kirche. Wo 
dieser Christus, seine Gott-Menschheit, sein Sühnetod, seine leibhafte Auferstehung und 
seine Erhöhung zum Vater geleugnet werden, gibt es keine Kirche. Christus regiert seine 
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Kirche durch die von ihm gestifteten Gnadenmittel des Wortes und der Sakramente, zu 
deren Verwaltung er das Hirtenamt eingesetzt hat. Dieses ist nicht in die Verfügung des 
Menschen gegeben, sondern von Stiftung und Gebot des Herrn bestimmt. Wo der 
biblische Grund und der apostolische Auftrag der Kirche geleugnet werden, entartet christ- 
liher Glaube zu einem Programm bloßer Mitmensclichkeit, Politik oder Weltan- 
schauung. Ursprung der Freude und Freiheit des Menschen ist die Botschaft der recht- 
gläubigen Kirche. Wir bitten den Heiligen Geist, daß er uns die Wahrheit des Evan- 
geliums auch in unserer Zeit unverfälscht erhalte. 


Am 11. März 1968 veröffentlichte die neugegründete Sammlung um Bibel und 
Bekenntnis in Schleswig-Holstein die nachstehend abgedruckte Erklärung: 


„Gott der Herr hat mir das Ohr geöffnet. Und ich bin nicht ungehorsam und weiche 
nicht zurück“ (Jes 50,5). 

Beunruhigende Ereignisse und bedrohliche Tendenzen in Theologie und Kirche sowie 
die Verwirrung der Gemeinden durch gegensätzliche Verkündigung und Lehre rufen zur 
Buße und veranlassen uns, die Pastoren und kirchlichen Mitarbeiter, die Synodalen und 
Kirchenältesten, die Religionslehrer und alle Mitverantwortlichen in den Gemeinden 
unserer Landeskirche aufzurufen zur Kirchlichen Sammlung um Bibel und Bekenntnis. 

Nur wenn die aufgebrochenen Gegensätze deutlich ausgesprochen und nicht vernebelt 
werden, können sie redlich ausgetragen werden. Uns bedrängen Irrtümer und Irrlehren 
im Verstehen der Heiligen Schrift, in der Predigt von Kreuz und Auferstehung, im Glau- 
ben an Gott und Jesus Christus, in der Zuordnung von Amt und Gemeinde und in der 
Deutung der biblischen Hoffnung. Politische und gesellschaftliche Programme werden 
mit dem Kommen des Gottesreiches und mit dem Evangelium verwechselt. In falscher 
Solidarität mit der Gottlosigkeit schrumpft der Glaube an Jesus Christus ein zur bloßen 
Mitmensclichkeit. Philosophische Systeme werden dem Evangelium vorgeordnet. 

Deshalb sind wir herausgefordert, von neuem die Heilige Schrift zu hören und unseren 
Glauben zu bekennen auf der Grundlage der Bekenntnisschriften der Reformation und 
in der Linie von Claus Harms und dem Altonaer Bekenntnis. Wir bejahen die wissen- 
schaftliche Forschung, das Ringen um ein Verstehen des „modernen Menschen“ und neue 
Formen der Gemeindearbeit. Aber Theologie soll Theologie bleiben, und Kirche muß 
Kirche bleiben. Darum bitten wir die Brüder im akademischen Lehramt, zu prüfen, 
welche Denkvoraussetzungen die Ergebnisse der wissenschaftlichen Forschung bestimmen. 
Und wir bitten die Brüder in bischöflichen Amtern, in Kirchenleitungen, Synoden und 
Kirchenvorständen, über die lautere Verkündigung des Wortes und die rechte Verwal- 
tung der Sakramente zu wachen. 

Wir fragen nach den Grenzen der Lehrfreiheit und nach der verantwortlichen Bin- 
dung in einer Kirche, deren Grundlage das Evangelium von Jesus Christus ist, wie es in 
der Heiligen Schrift Alten und Neuen Testaments gegeben ist und durch die Bekenntnis- 
schriften der Evangelisch-Lutherischen Kirche, vornehmlich durch die ungeänderte Augs- 
burgische Konfession von 1530 und durch den Kleinen Katechismus Martin Luthers 
bezeugt wird. 

Wir wollen eine eigenständige Kirchliche Sammlung neben dem Kirchlichen Arbeits- 
kreis der Bekenntnisbewegung „Kein anderes Evangelium“, stehen aber in engem Mitein- 
ander und gehören zu der Kirchlichen Sammlung von Skandinavien bis Bayern. In aller 
Offenheit möchten wir uns sammeln zu theologischer Arbeit an Bibel und Bekenntnis. 

Dabei geht es uns vor allem um theologische Aussagen über den „Tod Gottes“ und 
die polit-theologischen Proklamationen des „neuen Menschen“ und der „offenen Zu- 
kunf“. Wir laden ein, folgende theologische Erklärung mit uns zu bedenken: 

I. „Ich bin der Weg und die Wahrheit und das Leben, niemand kommt zum Vater 


denn durch mich“ (Joh 14,6). 
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Wir glauben und bekennen, daß durch Jesus Christus alle Bestrebungen des Menschen, 
Gott von sich aus suchen zu müssen, überholt sind. In der Person unseres Herrn, in seiner 
Verkündigung und den sie begleitenden Wundern, in seiner Kreuzigung für uns und 
seiner Auferweckung aus dem Tode ist das Reich Gottes zu uns gekommen. Wo sein 
Erlösungswerk nach dem Zeugnis des Alten und Neuen Testaments gepredigt und in 
den Sakramenten der Taufe und des heiligen Abendmahls den Gläubigen zugeeignet 
wird, ist Christus und in ihm der ewige Vater selbst gegenwärtig. 

Darum halten wir es für einen Rückfall in nichtchristliches Denken, wenn behauptet 
wird, daß in unserer Welt kein Raum für Gott sei, daß er abwesend sein muß, weil er 
im Bewußtsein des Menschen gestorben sei. Wenn die Kirche die gnädige Gegenwart 
ihres Gottes in Wort und Sakrament nicht mehr bezeugt, ist sie dem Auftrag und der 
Verheißung ihres Herrn untreu geworden. 

II. „Ist jemand in Christus, so ist er eine neue Kreatur; das Alte ist vergangen, siehe, 
es ist alles neu geworden“ (2 Kor 5,17). 

Wir glauben und bekennen, daß in dem wahren Menschsein Jesu Christi der neue 
Mensch bereits in Erscheinung getreten ist. In ihm zeigt uns Gott, wie wir nach seinem 
Willen sein sollen, und durch ihn ruft er uns in ein neues Leben. Wer sich glaubend dem 
für uns gekreuzigten und auferweckten Christus zuwendet und in der Taufe mit ihm 
stirbt und aufersteht, der ist zu einem neuen Menschsein wiedergeboren. Dieses neue Le- 
ben bleibt zwar unter der Sünde verborgen, solange wir leben, ist aber im Urteil Gottes 
unsere eigentliche und wahre Existenz. 

Wir halten es darum für einen Rückfall in vorchristliches Denken, wenn die Offen- 
barung des neuen Menschen erst von der Zukunft erwartet wird. Wenn die Kirche 
einen neuen Menschen verkündigt, der nicht aus Wasser und Geist geboren ist, sondern 
von einer kommenden Zeit geschaffen wird, verrät sie die Gegenwart des Heils in dem 
in Wort und Sakrament wirkenden Christus. 

III. „Gelobet sei Gott und der Vater unseres Herrn Jesus Christus, der uns nach seiner 
großen Barmherzigkeit wiedergeboren hat zu einer lebendigen Hoffnung durch die Auf- 
erstehung Jesu Christi von den Toten“ (1 Petr. 1,3). 

Wir glauben und bekennen, daß mit der leibhaften Auferstehung Jesu Christi von 
den Toten eine neue Weltzeit angebrochen ist. Die Entscheidung über die Zukunft ist in 
Person und Werk Christi gefallen. Glaubend haben wir schon jetzt Anteil an seinem 
Sieg. 

Wir halten es für einen Rückfall in vorösterliche Messiashoffnungen, wenn die Hoff- 
nung der Christen heute wieder auf eine rein innergeschichtliche Verwirklichung des 
Reiches Gottes gelenkt wird. Wenn die Kirche ihren Herrn historisch als einen geschei- 
terten Sozialrevolutionär versteht und darum ihre eigentliche Aufgabe in der Mit- 
arbeit an den revolutionären Bewegungen unserer Zeit sieht, opfert sie das Evangelium 
Jesu Christi dem Zeitgeist und gibt die Hoffnung auf das kommende Gottesreich preis. 

Wir vertrauen darauf, daß der Herr der Kirche selbst den Seinen die ihnen in Bibel 
und Bekenntnis anvertraute Wahrheit bewahrt. 

In diesem Vertrauen rufen wir zur „Kirchlichen Sammlung um Bibel und Bekenntnis“ 
auf, um gemeinsam für die Wahrheit des Evangeliums einzutreten. 


Wichtig für die Lage und den Lagebericht ist die Tatsache, daß das vor dem 
Kirchentag 1967 in Hannover abgebrochene Gespräch zwischen der Bekenntnis- 
bewegung „Kein anderes Evangelium“ und dem Präsidium des Kirchentages 
(vgl. Kirchl. Jahrbuch 1967, S. 72 ff.) im Blick auf den für Juli 1969 nach Stutt- 
gart einberufenen Kirchentag wieder aufgenommen wurde. Eine zu beachtende 


und bedenkenswerte Stellungnahme erging dazu von der Evangelischen Samm- 
lung Berlin: | 
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Als die Evangelische Sammlung Berlin 1967 an die Berliner Offentlichkeit trat, hatte 
sie sich unter vielerlei Kritik auch mit dem Vorwurf auseinanderzusetzen: 

Sie stelle eine Spaltung in der Berliner Kirche dar. Wer schon damals recht zu hören 
und in dem Schrifttum der ESB zu lesen verstand, dem konnte die Tatsache nicht ent- 
gangen sein, daß immer wieder gesagt wurde, die ESB wolle sich bevorstehenden theo- 
logischen Auseinandersetzungen und Klärungen nicht entziehen, und dies weder auf 
Pfarrkonventen, in den Gemeinden und auch auf Kirchentagen. Das war keine vorsorg- 
liche Beschwichtigung, sondern ein offenes Angebot zum Gespräch, das dann auch in 
Berlin in reger Weise wahrgenommen wurde. Die Grundhaltung soll auch weiterhin den 
Weg der ESB bestimmen, wenn es jetzt insbesondere um die Teilnahme an dem Kirchen- 
tag 1969 in Stuttgart geht. Nun scheint man bislang in den westdeutschen Bekenntnis- 
bewegungen zu einer anderen Haltung zu neigen. Man sagt: Der Kirchentag sei ein 
besonderer Ausdruck von Kirche, und Kirche stehe unter dem Bekenntnis zur reinen 
Lehre. So müsse also auf dem Kirchentag darauf geachtet werden, daß solche reine Lehre 
verkündigt werde. Zwangsläufig führt diese Haltung dazu, nur Referenten für vertret- 
bar zu halten, die solche reine Lehre anzubieten haben. - Diese Haltung erwächst aus 
dem seelsorgerlichen Anliegen, man möge die Gemeinden nicht mit Lehren verwirren, 
die ihren Glauben gefährden. So verständlich solche Haltung auch sein mag, so sehr ver- 
kennt sie theologisch und tatsächlich die Lage, um die es hier geht. 

Wir erblicken darin die falsche Aufrichtung einer Lehrgerechtigkeit und eine Ver- 
kennung der kirchlichen Wirklichkeit. 

Es ist eine falsche Praxis von Lehrgerechtigkeit, wenn man die Wahrung reiner Lehre 
von der Rechtfertigung und Vergebung trennt. Wer jemandem falsches Lehren vorwirft, 
muß sich mit ihm zugleich unter das Wort der Vergebung stellen, wie dies auch von dem, 
den solcher Vorwurf trifft, im Blick auf den erwartet wird, der solchen Vorwurf erhebt. 
Wir kommen auf dem Kirchentag als Christen zusammen, die, was sie auch zu lehren 
und zu vertreten haben, einander Vergebung schuldig sind. 

Das Pochen auf reine Lehre ohne gegenseitige Vergebungsbereitschaft hat niemals in 
der Geschichte der Kirche der Gemeinschaft, sondern der Trennung und Spaltung ge- 
dient. Die Glaubenszustimmung zur rechten Lehre bedeutet weder eine rationale Be- 
wältigung noch eine suprarationale Leistung, sondern ist das dankbare, ergriffene Sich- 
anvertrauen an das Wort Gottes, Jesu Christi und des Heiligen Geistes, wie er in der 
hristlichen Gemeinde wirkt. Reine Lehre ist kein Besitzstand der Kirche, sondern muß 
zu jeder Zeit neu geprüft und auch neu erworben werden, wie Martin Luther sagt: Eine 
jegliche Lehre hat ihr Maß, Zeit und Alter. 

Es muß aber auch die tatsächliche Wirklichkeit der Kirche gesehen und in Rechnung 
gestellt werden. Man scheint in den westdeutschen Bekenntnisbewegungen der Ansicht 
zu sein, man könne die Auseinandersetzung um die sogenannte moderne Theologie auf 
die Universitäten und Pfarrkonvente begrenzen, müsse aber dafür Sorge tragen, daß die 
Gemeinden damit nicht behelligt werden. Damit verkennt man die tatsächliche Lage, in 
der sich unsere Gemeinden und jeder denkende Christ heute befindet. Das Ringen um die 
sogenannte moderne Theologie ist heute in die weitesten Kreise unserer Gemeinden vor- 
gedrungen. Nicht nur die akademische Theologie, sondern jeder Christ ist gefragt, wie er 
mit seinem Glauben in dieser modernen Gesellschaft unter einem astronautischen Welt- 
bilde bestehen und leben will. Darum müssen diese Glaubensfragen in aller Offenheit 
auch auf den Kirchentagen diskutiert werden. Das entspricht unserer Auffassung von 
einem mündigen Christentum. 

Sind wir aus diesen Gründen bereit, das Gespräch auf dem Kirchentag 1969 aufzu- 
nehmen, so versteht es sich, daß das in brüderlicher Achtung geschieht. Solche Achtung 
schließt die Wahrung des Satzes ein: Eines Mannes Rede ist keines Mannes Rede, man 
muß sie billig hören beede. Wir sind einander die qualitative und quantitative gleich- 
wertige Vertretung von Meinung und Gegenmeinung zu allen uns bewegenden Fragen 
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schuldig. Wenn das bislang nicht auf den Kirchentagen hinreichend beachtet wurde, so 
sprechen wir die Hoffnung und Bitte aus, daß dies nun in Zukunft geschehen möge. 
Dieser Ruf nach Parität bewegt uns in Berlin auch im Blick auf die politischen Themen, 
die auf dem Kirchentage zur Sprache kommen sollen. Es gehört zu den betrüblichen 
Erfahrungen, die wir gerade in Berlin machen mußten, daß auf kirchlichen Konferen- 
zen, in kirchlichen Ausschüssen der EKD und auf ökumenischen Tagungen Vertreter 
und Abordnungen aus Berlin zu Worte kamen, die nicht berufen waren, die Meinung 
der weit überwiegenden Mehrheit des Berliner Kirchenvolkes zu vertreten. Wir können 
darin nur einen Mißbrauch der Meinungsvertretung der Berliner Christen erblicken. Da- 
her richten wir an den Kirchentag die dringliche Bitte, gerade auch im Bereich der poli- 
tischen Themen volle Parität der Meinungsbildung auch aus der Berliner Kirche zu 
wahren. 

Wir lehnen es ab, uns zu Richtern über den Glauben anderer zu machen, und wollen 
es mit der apostolischen Praxis halten, die da sagt: 

„Einen anderen Grund kann niemand legen als den, der gelegt worden ist, und der ist 
Jesus Christus. Ob jemand auf diesem Grunde Gold, Silber und kostbare Steine oder 
aber Holz, Heu, Stroh baut: eines jeden Arbeit wird dereinst offenbar werden; denn 
der Gerichtstag wird es ausweisen, weil er sich als ein Feuer offenbart; und was an der 
Arbeit eines jeden ist, wird eben das Feuer erproben“ (1 Kor 3, 11-13). 


Die theologische Diskussion um Schrift und Bekenntnis hat im Berichtsjahr nicht 
nur nichts von ihrer Schärfe und Härte verloren, sondern ist durch das laut- 
starke und nicht selten provokative Auftreten der politischen Theologie noch 
heftiger und erregter geworden. Es besteht kaum Hoffnung, daß der Streit der 
widereinanderstehenden Meinungen und Überzeugungen mit seinen gegenseiti- 
gen Verketzerungen in absehbarer Zeit zu seinem Ende kommt. Es ist das be- 
sondere Schicksal und die besondere Aufgabe des deutschen Protestantismus, sich 
den aufgebrochenen Fragen und Differenzen redlich zu stellen. Die theologische 
Arbeit kann nicht hinter sie zurück, denn der Umbruch im Verständnis von Wirk- 
lichkeit und von Wahrheit, der von der Aufklärung vor zweihundert Jahren 
initiiert wurde, läßt sich nicht rückgängig machen. Die Existenz der Kirche ist 
immer und überall geschichtliche Existenz. Gottes ewiges Wort wurde in Jesus 
von Nazareth Fleisch und ging in die Geschichte ein; die biblischen Schriften 
haben als ihn vergegenwärtigende Zeugnisse von Christus teil an seiner Geschicht- 
lichkeit; die Geschichte der Kirche ist die Geschichte der Auslegung des ursprüng- 
lichen Zeugnisses der Heiligen Schrift. Darum gilt ein Doppeltes: 

1. Das rettende und befreiende Zeugnis, das der Kirche aufgetragen ist, wird 
nur dann vollmächtig ausgerichtet, wenn es sich an der Mitte der Schrift und an 
der biblischen Grundsubstanz orientiert; 

2. Das rettende und befreiende Zeugnis, das der Kirche aufgetragen ist, wird 
nur dann wirksam ausgerichtet, wenn die Kirche sich um die immer neue Ausle- 
gung der Schrift und um das immer neue Bekenntnis bemüht. 

Man kann beide Sätze nicht gegeneinander ausspielen, sondern muß sie gleich- 
zeitig sagen, wenn man nicht in die verhängnisvollen Einseitigkeiten verfallen 
will, die die gegenwärtige theologische Situation kennzeichnen. In gleicher Weise 
sind das Bewahren der ursprünglichen Umschreibung des Heilsgeschehens und 
die Vergegenwärtigung durch immer neue Interpretation durch unserer Zeit 
gemäße und verständliche Interpretamente notwendig. Die Vergegenwärtigung 
hat das Bewahren vor der Erstarrung in Formeln und der Versteinerung in to- 


44 


ten Richtigkeiten zu schützen, das Bewahren aber darauf zu achten, daß die Ver- 
gegenwärtigung die biblischen Aussagen nicht im Vollzuge des Interpretations- 
prozesses verdünnt, verkürzt oder verfälscht, indem sie die „Sache“ des Evan- 
geliums an die Methoden, Denkkategorien und Stilmittel zeitgenössischer Wissen- 
schaft preisgibt. So wird die deutsche evangelische Christenheit einmal das 
schwierige und mühsame Geschäft des von Emotion freien theologischen Disku- 
tierens und Argumentierens lernen und üben müssen; zum anderen wird sie ler- 
nen müssen, daß es Theologie nicht als endgültig abschließbares und abgeschlos- 
senes, zeitlos gültiges System, sondern nur als Prozeß, als Vollzug wissenschaft- 
lich-denkerischen Bemühens um Verständnis, Deutung und Auslegung der vor- 
gegebenen biblischen Botschaft gibt. Für die Kirche in der Zeit gibt es keinen 
Abschluß der theologischen Bewegung; sie bleibt einem immerwährenden Prozeß 
der Bemühung um die Wahrheit verhaftet. Der Glaube lebt nicht von wissen- 
schaftlich-theologischen Erkenntnissen, aber er muß mit ihnen leben. 


5. ZUM EVANGELISCH-KATHOLISCHEN VERHÄLTNIS UND GESPRÄCH? 


Daß das Verhältnis zwischen den großen Kirchen in unserem Lande besser ge- 
worden ist, daß auf beiden Seiten Vorurteile und Fehlurteile abgebaut worden 
sind und man gelernt hat, einander als Christen zu achten, geht aus einer gan- 
zen Reihe von Vorgängen und Verlautbarungen des Berichtsjahres hervor: 

1. Als erster und einziger evangelischer Bischof nahm der Vorsitzende des 
Rates der EKD an dem 39. Eucharistischen Weltkongreß in Bogotä teil und hielt 
am 19. August 1968 in einem ökumenischen Gottesdienst auf dem Kongreßplatz 
in spanischer Sprache eine Ansprache, die auszugsweise wiedergegeben sei: 


1. Wir wollen zuerst einfach Gott, dem Heiligen Geist, danken, der in unserer Zeit die 
ganze Christenheit auf Erden in Bewegung gebracht hat. Die weithin vergessene Wahr- 
heit von der einen Christenheit, der Una Sancta Catholica Apostolica Ecclesia, hat er 
überall neu aufleuchten lassen. Er deckt das Unrecht der Selbstgenügsamkeit auf, in der 
wir Christen in den verschiedenen Konfessionen lange aneinander vorbeigegangen sind. 
Unter seinem Wirken entdecken heute die getrennten Teile der Christenheit voll Staunen 
aneinander reiche Gaben, die Gott jedem verliehen hat ... Mit dem II. Vatikanischen 
Konzil hat Papst Johannes XXIII. neu das ökumenische Denken angestoßen. Er hat 
eine Bewegung hervorgerufen, die bis heute weitergeht, wie wenn man einen Stein ins 
Wasser wirft, der immer neue Kreise zieht ... Seit dem II. Vatikanischen Konzil hat sich 
auch die römisch-katholische Kirche zu unserer großen Freude der ökumenischen Bewe- 
‘gung aufgeschlossen ... Ist doch die Christenheit auf Erden heute insgesamt durch die 
mächtigen Herausforderungen der Zeit aufgerufen. Neue umstürzende politische, wirt- 
schaftliche und wissenschaftliche Ideen faszinieren die Menschen. Wie kann man in sol- 
chen Umwälzungen aus den alten Quellen des christlichen Glaubens leben? Wie kann 
man heute überhaupt an Gott glauben, wo der Unglaube in großen Teilen der Welt sich 
herrisch und wie selbstverständlich ausbreitet? Welche besonderen Gaben sind uns Chri- 
sten anvertraut gegenüber den Angehörigen anderer Religionen? Was haben die Chri- 
sten beizutragen, wenn die Menschen, Völker und Rassen heute Frieden und Gerechtig- 





4. Vgl. Kirchl. Jahrbuch 1965, S. 99 #.; 1966, S. 181 ff.; 1967, S. 138 ff. 
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keit suchen? Gewissermaßen vorkonfessionell, an der konfessionellen Aufspaltung vor- 
bei werden solche Fragen heute an alle Christen in der Welt gestellt ... 

2. Wie ein Wunder Gottes kommt es mir vor, daß ein lutherischer Bischof aus Deutsch- 
land dies alles vor Ihnen aussprechen darf. Gott führt seine Christen heute näher zu- 
einander, und ein Glied am Leibe Christi darf dem anderen mit seinen besonderen Ga- 
ben dienen. Dankbar haben wir evangelischen Christen bei uns in Deutschland, wo wir 
etwa in gleicher Zahl nebeneinanderleben, viel von den katholischen Mitchristen ge- 
lernt: die Liebe zum Gottesdienst, den Eifer des Gebets, die Bereitschaft zum Opfer. 
Umgekehrt glauben wir, daß die Reformation für die ganze Christenheit auf Erden Be- 
deutung hat. Ist die Reformation Luthers nur eine betrübliche Glaubensspaltung, die 
viele protestantische Sekten erzeugt hat? Wir müssen manche Schuld der Zerspaltung 
offen bekennen. Aber hat nicht heute auch in der römisch-katholischen Kirche das Wort 
„Reformation“ Eingang gefunden? ... Mit Bewunderung sehen wir heute bei Ihnen neue 
Bewegungen des Geistes, in denen Gottes Wort durchbricht und der Glaube an den Hei- 
land Jesus Christus in die Mitte rückt. Und neben den Priestern rüsten sich die Laien als 
Glieder des Volkes Gottes neu zu mannigfachem Dienst. In alledem glauben wir Evange- 
lischen etwas vom Geist der Reformation zu spüren. Es ist ja nicht unsere, sondern Gottes 
Reformation, die die Kirche erneuert. Gott selber sendet die Menschen, die aus den 
Überlagerungen der Jahrhunderte die ursprüngliche Kirche neu hervorholen, wie Jesus 
Christus sie gegründet hat. Und auf einmal wird die alte Kirche unter dem Wehen des 
Geistes neu, lebendig und frei. Auch die Gerichte und Verfolgungen, die die Christen- 
heit heute in manchen Teilen der Welt erschüttern, können Reformation sein ... Das ist 
Reformation: die große Gnade Gottes, die uns umwandelt und erneuert durch Jesus 
Christus ... Darum leben auch wir Evangelischen wie vom Wort Gottes so von der Eucha- 
ristie. Wir können zwar nicht die Lehre vom Meßopfer bejahen, aber das Heilige Abend- 
mahl Jesu Christi mit seinem wahren Leib und Blut ist auch für uns die unentbehrliche 
Lebensspeise ... 

3. Mit tiefem Dank haben wir Evangelischen an vielen Dokumenten des II. Vati- 
kanischen Konzils gesehen, wie die Quellen der Heiligen Schrift neu entdeckt worden 
sind ... Wir kommen von diesem Buch nicht los. Wir durchforschen die Bibel mit großer 
Leidenschaft und zerfleischen uns oft im wissenschaftlichen Streit um ihr rechtes Ver- 
stehen. Aber wir kommen doch nicht los von ihr. Da liegt unser Leben — und Gott sei 
gedankt: das eure auch! Ihr Christen Lateinamerikas und der Welt überhaupt, sucht 
das Leben aus dem Evangelium von Jesus Christus! Bei uns und bei euch wird gefragt 
nach der Erneuerung des Menschen und der Gesellschaft ... Auch die Gemeinschaft der 
Menschen und Völker aller Erdteile hat heute nichts nötiger als die Erleuchtung aus 
dem Wort Gottes. Seine Gebote wollen neu erkannt und gehalten werden, und die Ver- 
gebung Jesu Christi kann uns auch über Abgründe der Schuld und des Hasses zusammen- 
führen. 

Sollten nicht die Christen über dieses Heil der Welt viel mehr miteinander reden? Sind 
sie doch das zerstreute und doch eine Volk Gottes unter den Völkern. Zum Dialog des 
Heils hat Papst Paul VI. aufgerufen ... Wir haben doch miteinander zu reden. Wir 
fragen euch nach der Autorität des Papsttums in Dingen der Lehre und des Lebens, 
wir fragen nach dem Verhältnis zwischen Christus und Maria. Vielleicht fragt ihr uns, 
ob bei uns wirklich die Kirche etwas gilt und ob wir nicht dem Zeitgeist zu sehr nach- 
geben. So sind wir einander die Frage nach der Wahrheit schuldig; wenn es nur unter 
dem Evangelium geschieht, so werden wir auch im Dialog einander finden und uns die 
Hand reichen können. 

In der Tat haben auf vielen Gebieten die Christen bereits begonnen, Hand in Hand 
unter dem Evangelium miteinander zu arbeiten. Of haben die Christen der Welt das 
Schauspiel des Zwiespalts und Hasses gegeben. Ja, die Wahrheit des Glaubens ist ein 
heiliges Gut, um das man auch streiten muß. Aber wir Christen sollten eine neue Weise 
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des Streites lernen: nicht in Verfolgung und Haß, sondern im Wetteifer des Glaubens, 
der Liebe und der Hoffnung. Wer wird am klarsten aus dem Evangelium leben, am freu- 
digsten Jesus Christus bekennen? Wer trägt in der Nachfolge Jesu am besten bei zu 
Frieden und Gerechtigkeit? Laßt uns der Welt solch ein Schauspiel des Wetteifers um das 
Evangelium geben! Wie wir selber, so wird diese Welt darüber reich gesegnet werden! 


2. Überall im Lande finden gemeinsame evangelisch-katholische Veranstaltun- 
“ gen statt. Das gemeinsame Gebet ist keine Seltenheit mehr. Überall im deut- 
schen Sprachraum wird das Gebet des Herrn im gleichen Wortlaut gebetet. An 
einer gemeinsamen Formulierung des Apostolischen Glaubensbekenntnisses wird 
in einer von beiden Kirchen beschickten Kommission gearbeitet. Die gemeinsame 
Übersetzung ausgewählter biblischer Texte schreitet rüstig fort. 

Im Dezember 1968 wurde mit Zustimmung des Rates der EKD eine vom 
Catholica-Ausschuß der EKD erarbeitete „Handreichung für evangelisch-katho- 
lische Begegnungen“ veröffentlicht, die den evangelischen Christen beraten und 
helfen soll, wie er seine ökumenische Verantwortung wahrnehmen kann und 
welche Möglichkeiten sich ergeben können, mit der katholischen Kirche gemein- 
sam zu handeln. Die Handreichung, die mit einem Vorwort des Vorsitzenden 
des Rates der EKD, Landesbischof D. Dietzfelbinger, unter Beifügung von „Tex- 
ten und Arbeitshilfen“ der Öffentlichkeit übergeben wurde, führt aus: 


I. Die ökumenische Verantwortung 


Die Kirchen begegnen sich heute in einer Aufgeschlossenheit, die früher nicht selbst- 
verständlich war. Dafür sind wir Gott dankbar. Gottes Wille ist es, daß die Seinen eins 
seien. Darum stehen am Anfang der ökumenischen Bewegung die gegenseitige Liebe und 
das Gebet für die Einheit der Christen. 

Die Beziehungen der Kirchen und der einzelnen Christen zueinander werden heute in 
zahlreichen Gesprächen und Veranstaltungen erörtert. Viele Gemeinden fragen ange- 
sichts des Pluralismus in allen Kirchen, wie sie die ökumenische Lage beurteilen sollen: 
Die einen begrüßen mit Dank jeden neuen Schritt, der zur Einigung der Kirchen führt; 
andere sind zurückhaltend oder halten die Zeit noch nicht für reif, über die da und dort 
mögliche Zusammenarbeit hinaus engere Gemeinschaft zu pflegen. 

In der ökumenischen Bewegung bemühen sich die Kirchen schon seit langem, die Tren- 
nung der Kirche Christi zu überwinden. Weithin beginnt sich die biblische Wahrheit 
durchzusetzen, daß dort, wo Jesus Christus gemäß dem Zeugnis der Heiligen Schrift ver- 
kündigt wird und die Sakramente in seinem Namen angeboten werden, Gott seine Kirche 
schafft und erhält. Der Heilige Geist erweckt immer mehr Menschen aus allen Kirchen zu 
dieser Erkenntnis. Sie suchen, einzeln oder als Gemeinden, mit all denen Gemeinschaft, 
die sich wie sie um das Evangelium Jesu Christi sammeln und danach zu leben trachten. 
Sie streben, um mit der Einheitsformel des Okumenischen Rates der Kirchen von Neu- 
Delhi 1961 zu sprechen, die Einheit aller Christen „an jedem Ort“ an, die vereint sind 
„mit der gesamten Christenheit an allen Orten und zu allen Zeiten“. Sie wirken, wie es 
in Uppsala 1968 hieß, für eine „schließlich zu verwirklichende wahrhaft universale, öku- 
menische, konziliare Form des gemeinsamen Lebens und Zeugnisses“. 

Die dem Okumenischen Rat angehörenden Kirchen bejahen dessen Basis: „Der Okume- 
nische Rat der Kirchen ist eine Gemeinschaft von Kirchen, die den Herrn Jesus Christus 
gemäß der Heiligen Schrift als Gott und Heiland bekennen und darum gemeinsam zu er- 
füllen trachten, wozu sie berufen sind, zur Ehre Gottes, des Vaters, des Sohnes und des 
Heiligen Geistes.“ 

Auch die römisch-katholische Kirche hat sich der ökumenischen Bewegung geöffnet 
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und das Gespräch mit den anderen Kirchen auf allen Ebenen aufgenommen. Sie spielt in 
der ökumenischen Bewegung allerdings eine besondere Rolle, weil sie allein bereits die 
Hälfte der Christenheit ausmacht und weil sie wie kaum eine andere Kirche ein Lehr- 
system besitzt, das alle Fragen des Glaubens und des Lebens berührt. Ihr Verhältnis zu 
der einen Kirche Christi, die das Glaubensbekenntnis meint, beschreibt die Kirchen- 
konstitution des Zweiten Vatikanischen Konzils folgendermaßen: „Diese Kirche, in 
dieser Welt als Gesellschaft verfaßt und geordnet, ist verwirklicht in der katholischen 
Kirche, die vom Nachfolger Petri und von den Bischöfen in Gemeinschaft mit ihm ge- 
leitet wird. Das schließt nicht aus, daß außerhalb ihres Gefüges vielfältige Elemente der 
Heiligung und der Wahrheit zu finden sind, die als der Kirche Christi eigene Gaben auf 
die katholische Einheit hindrängen.“ 

Obwohl die römisch-katholische Kirche dem Okumenischen Rat der Kirchen noch nicht 
angehört, konnte die Vollversammlung des Ökumenischen Rates in Uppsala 1968 fest- 
stellen, daß es nur „eine ökumenische Bewegung gibt“ und „daß das Leitprinzip zu- 
künftiger Bemühungen darin bestehen sollte, dieser einen ökumenischen Bewegung zu 
ihrer vollen Manifestation zu verhelfen“. Die Katholizität wird dort so verstanden: 
„Der Plan Christi ist, Menschen aller Zeiten, aller Rassen, aller Orte und in allen Ver- 
hältnissen durch den Heiligen Geist unter der universalen Vaterschaft Gottes in eine or- 
ganische und lebendige Einheit in Christus zu führen.“ 


II. Der Dialog 
1. Voraussetzung und Ziel 


Wer Gemeinschaft sucht, muß zum sachlichen Gespräch bereit sein. Er muß selbst de- 
mütig sein, dem Gesprächspartner in Liebe begegnen und seine Argumente hören und 
überdenken. Eine Haltung des starren Protestes, der ängstlichen Defensive und der ver- 
ständnislosen Polemik ist mit dem christlichen Glauben nicht vereinbar. Ebenso ent- 
wertet bloße Toleranz den Dialog zur Belanglosigkeit. Deshalb sind Hören auf das 
Evangelium, Verwurzelung in der eigenen Kirche und Bereitschaft zur Buße notwendige 
Voraussetzungen für ein weiterführendes Gespräch. Der Dialog kann sich nicht auf die 
Begegnung einzelner Christen beschränken; er muß auch Gespräch von Kirche zu Kirche 
sein. 

Der Dialog dient der Information. Im Dialog werden Gemeinsamkeiten und Unter- 
schiede zwischen den Konfessionen festgestellt, Vorurteile und Mißverständnisse abge- 
baut und die Schwierigkeiten gegenseitigen Verstehens bewußt gemacht. Zeichen der Er- 
neuerung in den anderen Kirchen dürfen nicht übersehen werden. 

Der Dialog dient der Wahrheit. Wo die Kirchen einander besser als bisher verstehen, 
werden sie auch zu tieferem eigenem Verstehen der Wahrheit geführt. Dazu gehören 
rückhaltlose Offenheit und der Mut, sich auch harten Anfragen zu stellen. Vor allem 
müssen die Kirchen bereit sein, im gemeinsamen Hören auf Christus, der die Wahrheit 
ist, sich selbst erneuern zu lassen. 

Alle Kirchen sind sich darin einig, daß das Gemeinsame dankbar herausgestellt wer- 
den soll, die Unterschiede aber nicht verharmlost werden dürfen. In der Begegnung for- 
dern sich die Kirchen heraus, ihr Bekenntnis neu zu formulieren und zu bezeugen. Dabei 
fällt es den Kirchen der Reformation zu, deutlich zu machen, warum die Rechtfertigung 
des Sünders nicht eine reformatorische Sonderlehre ist, sondern die entscheidende Bot- 
schaft, mit der die ganze Christenheit steht und fällt. 

Der Dialog dient der Einigung der Christenheit. Er umfaßt das ganze Glaubens- 
gespräch der Kirchen, in dem sie sich weniger auf ihr Verhältnis zueinander ansprechen 
als auf den Gehorsam gegenüber dem Herrn der Kirche, Jesus Christus. 

Dazu gehört auch die Zusammenarbeit bei den vielfältigen Aufgaben, die den Kir- 
chen heute gestellt sind. Wo der Dialog „in Liebe und Wahrheit“ geschieht, können die 
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Kirchen alles gemeinsam tun, was sie nicht aus Gründen des Gewissens oder der Ver- 
nunft getrennt tun müssen. 


2. Vorbereitung 


a) Wer in den Dialog eintritt, muß sich sorgfältig vorbereiten. Er muß über seine eigene 
Kirche und über Lehre und Leben der anderen Bescheid wissen. Darum ist es zu be- 
grüßen, wenn dafür Kurse und Seminare eingerichtet werden oder wenn sich in den 
Gemeinden Gruppen bilden, die sich regelmäßig mit ökumenischen Themen befassen. 
Dabei hat der Pfarrer eine gute Gelegenheit, der theologische Lehrer seiner Gemeinde zu 
sein. Es kann hilfreich sein, auch Referenten der römisch-katholischen Kirche, der Frei- 
kirchen und anderer Gemeinschaften einzuladen oder die Mitwirkung von Sachver- 
ständigen zu erbitten. 

b) In jedem Kirchenkreis und in jeder Landeskirche sollte ein Referent oder auch ein 
Arbeitskreis beauftragt werden, sich ständig mit den Beziehungen zwischen den Kirchen 
zu befassen. Aufgabe des Arbeitskreises ist es, vor allem die Pfarrer und kirchlichen 
Mitarbeiter zu informieren und zu beraten. Seine Mitglieder sollen für Vorträge zur 
Verfügung stehen und helfen, ökumenische Begegnungen vorzubereiten und durchzu- 
führen. Die ökumenischen Institute und das Konfessionskundliche Institut in Bensheim 
sollten noch enger als bisher zusammenarbeiten und über Lehre und Leben der rö- 
misch-katholischen Kirche und anderer Kirchen informieren und zu Vortragsdiensten, 
Auskünften und Gutachten in Anspruch genommen werden. Auch die Öffentlichkeit 
muß besser als bisher über Lehre und Leben der verschiedenen Kirchen orientiert 
werden. 


III. Persönliche Begegnungen 


1. In der Gesellschafl heute begegnen sich Christen verschiedener Konfessionen und 
Nichtchristen mit großer Selbstverständlichkeit in der Nachbarschaft, im Freundes- 
kreis, am Arbeitsplatz, in den politischen Parteien, in Vereinen und in den Ferien. Sie 
erfahren, wie sehr sie aufeinander angewiesen sind, wenn sie den Forderungen des All- 
tags gewachsen sein wollen. Sie erkennen, daß manche gesellschaftlichen Grenzen und 
politischen Gegensätze viel stärker auf ihr Leben einwirken als konfessionelle Unter- 
schiede. 

Wo immer ein gemeinsames christliches Zeugnis in Wort und Tat vor der Welt mög- 
lich ist, sollten evangelische Christen sich beteiligen und dabei deutlich machen, daß 
Christus das Heil aller Menschen ist und daß Christen ihr Menschsein als Leben für 
andere verstehen. 

2. In der Familie kann die Konfessionsverschiedenheit eine schwere Last bedeuten. 
Die römisch-katholischen Gesetze über die konfessionsverschiedenen Ehen und über die 
katholische Kindererziehung sind immer noch ein ernsthaftes Hindernis für die ökume- 
nischen Beziehungen. Die nicht-römisch-katholischen Kirchen dürfen in ihren Forderun- 
gen an die römisch-katholische Kirche nicht nachlassen, diese Gesetze grundlegend zu 
revidieren. Die Absicht dieser Gesetze entspringt zwar der Sorge um den Schutz des 
römisch-katholischen Glaubens, doch hat sich die Lage der Christenheit mindestens in 
den Gebieten starker konfessioneller Mischung gegenüber früher so grundlegend ver- 
ändert, daß diese Gesetze heute ihre ursprüngliche Absicht nicht erfüllen. Sie veran- 
lassen im Gegenteil viele Ehepaare, um einer vermeintlichen Neutralität willen sich vom 
- christlichen Glauben fernzuhalten. Allerdings bemühen sich römisch-katholische Theo- 
logen, die konfessionsverschiedenen Ehen weniger rechtlich als seelsorgerlich zu be- 
handeln. 

Die evangelischen und römisch-katholischen Pfarrer sollten, wo dies möglich ist, mit- 
einander überlegen, wie sie den konfessionsverschiedenen Paaren helfen können, ihre 
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Ehe christlich zu führen. Den katholischen Partnern, die bei einer nichtkatholischen Ehe- 
schließung mit dem Ausschluß von den Sakramenten ihrer Kirche rechnen müssen, sollte 
der evangelische Pfarrer in der Seelsorge zu der Erkenntnis verhelfen, daß sie nicht vom 
Heil ausgeschlossen sind. Die Glieder einer konfessionsverschiedenen Familie müssen be- 
raten werden, wie sie gemeinsam ihren christlichen Glauben leben können, indem sie 
miteinander und füreinander beten, gemeinsam die Bibel lesen und auch gemeinsam die 
Gottesdienste ihrer Kirchen besuchen. 

3. In der Schule können sich für Schüler, Lehrer und Eltern gute Möglichkeiten er- 
geben, ökumenische Gesinnung zu fördern. Der Religionsunterricht bleibt konfessionell 
geprägt; wenn es sich von bestimmten Sachfragen her ergibt, kann er gelegentlich gemein- 
sam gestaltet werden. Eine enge Zusammenarbeit zwischen evangelischen und katholi- 
schen Lehrern in allen Schularten und -formen, vor allem in christlichen Gemeinschafts- 
schulen, sollte angestrebt werden. Wenn irgend möglich, sollten gemeinsame Gebets- 
sammlungen und Gesangbücher benutzt werden. Alle Schulbücher sollten darauf über- 
prüft werden, ob sie ein objektives Bild von der Geschichte, dem Leben und den Lehren 
der anderen Kirchen vermitteln. 


IV. Begegnungen im kirchlichen Raum 


1. In der theologischen Forschung bemühen sich die Theologen aller Kirchen um eine 
ökumenisch ausgerichtete Theologie. Dadurch ist das Gespräch zwischen evangelischen, 
römisch-katholischen, altkatholischen, orthodoxen, anglikanischen und freikirchlichen 
Theologen wieder in Gang gekommen. Die gemeinsame biblisch-exegetische Arbeit hat 
sich verstärkt. Es wird versucht, ihre Ergebnisse mit der kirchlichen Lehre in Verbindung 
zu bringen. Das Studium reformatorischer Theologie durch römisch-katholische 'Theo- 
logen und die zunehmende Beschäftigung nichtkatholischer Theologen mit der römisch- 
katholischen Theologie und ihrer derzeitigen Pluralität eröffnen neue Gesprächsmög- 
lichkeiten. Die Anregungen, die in allen theologischen Disziplinen und durch die ver- 
schiedenen ökumenischen Institute vermittelt werden, müssen aufgenommen und ver- 
arbeitet werden. 

2. In den kirchlichen Gruppen, Werken und Verbänden haben die Christen beider 
Konfessionen in den letzten Jahren gelernt, auf vielen Gebieten zusammenzuarbeiten. 
Jugendgruppen, Männer- und Frauenkreise, diakonische und karitative Werke, kirchen- 
musikalische Verbände, berufsständische Organisationen, Akademien, Studentengemein- 
den, ökumenische Einrichtungen sowie die evangelischen Kirchentage und die Katholiken- 
tage haben zahlreiche evangelisch-katholische Begegnungen herbeigeführt und auch man- 
che gemeinsame Aktion veranstaltet. In diese Arbeit sollten noch mehr als bisher 
schon üblich die Freikirchen und andere kirchliche Gemeinschaften einbezogen werden. 

3, In persönlichen Gesprächen der kirchlichen Mitarbeiter wächst das Vertrauen, das 
für die Beziehungen der Kirchen unerläßlich ist. Die Pfarrer können sich gegenseitig 
einladen, um miteinander theologisch zu arbeiten und diakonische, soziale, kulturelle, 
schulische, bildungsmäßige’und familiäre Aufgaben zu beraten. Über einen Konfessions- 
wechsel sollte man sich gegenseitig informieren; auf jeden Fall muß Proselytismus ver- 
mieden werden. 

Auch die gewählten Gemeindevertretungen sollten zusammenarbeiten und gemein- 
same Sitzungen über beiderseitige Aufgaben veranstalten. Zum Beispiel sollte es bei 
der Errichtung von Kindergärten, Krankenhäusern, Altersheimen oder ähnlichen sozialen 
Einrichtungen selbstverständlich werden, sich mit den anderen Kirchen vorher zu be- 
raten. 

In den Gemeinden, Kirchenkreisen (Kirchenbezirken) und:Landeskirchen sollten eben- 
falls gemeinsame Kommissionen für bestimmte Sachgebiete eingerichtet werden: z. B. in 
der Sozialarbeit, der Telefonseelsorge, der Verbandsarbeit oder in politischen Fragen. 
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Auch in Ehe- und Erziehungsberatungsstellen, in den Bildungsreferaten und in der 
Offentlichkeitsarbeit (Filmbeurteilung, Jugendschutz etc.) sollte die Zusammenarbeit in 
Einzelgesprächen, in gemeinsamen Sitzungen oder in der Entsendung von offiziellen 
Beobachtern gesucht werden. In allen Fällen muß der Grundsatz der Gegenseitigkeit und 
der Parität gelten. Im Bedarfsfall sollten sich die Gemeinden kirchliche Einrichtungen 
(z.B. Friedhofskapellen, Gemeindesäle und Kirchen) gegenseitig überlassen. 

4. In gemeinsamen Arbeitskreisen kommen mancherorts Christen verschiedener Kon- 
fessionen zusammen, um miteinander zu beten, die Bibel zu lesen und gemeinsame Auf- 
gaben der Kirchen und auch kontroverse Fragen zu erörtern. Diese Arbeitskreise soll- 
ten alle kirchlichen Gemeinschaften am Ort einschließen. Entsprechend den örtlichen 
Verhältnissen sind verschiedene Gruppen zu empfehlen: etwa eine theologische Arbeits- 
gruppe zwischen Pfarrern und Priestern sowie gemischte Kreise von Theologen und 
Nichttheologen, in denen die Themenkreise weiter gezogen sind. 

Gemeinsame Kommissionen der Kirchen sollten auf allen Ebenen angestrebt werden: 
in den Gemeinden, in den Städten oder Landkreisen (Kirchenkreise oder Dekanate), in 
den Ländern (Landeskirchen oder Diözesen). 

5. In gemeinsamen öffentlichen Aktionen kann die Zusammenarbeit der Kirchen 
einen angemessenen Ausdruck finden. Dabei sollen die Veranstalter nicht willkürlich 
experimentieren, sondern im Einvernehmen handeln mit den zuständigen Stellen; sie 
sollen sich im Rahmen gesamtkirchlicher Verantwortung und nachbarschaftlicher Er- 
fahrungen halten. In zunehmendem Maße veranstalten die verschiedenen Gemeinden 
eines Ortes gemeinsame Vortragsabende, Podiumsdiskussionen und auch längere Kurse. 
Oft hat sich die Zusammenarbeit mit der Volkshochschule als neutralem Ort für inter- 
konfessionelle Veranstaltungen als günstig erwiesen. 

Die Massenkommunikationsmittel (Presse, Rundfunk, Fernsehen) bieten vielfältige 
Möglichkeiten für gemeinsame kirchliche Aktionen. Die kirchlichen Beauftragten für 
diese Offentlichkeitsarbeit stehen den verantwortlichen Autoren und Veranstaltern als 
Berater zur Verfügung, um die interkonfessionellen Begegnungen auf dieser Ebene mit 
der übrigen kirchlichen Arbeit zu koordinieren. 

Wenn kirchliche Einrichtungen oder öffentliche Gebäude in Gebrauch genommen 
werden und wenn sonst die kirchlichen Amtsträger gemeinsam öffentlich auftreten, 
sollten darüber genaue Absprachen getroffen werden. 

Die gemeinsamen Aktionen der Kirchen dürfen nicht zu einer innerkirchlichen Zu- 
sammenarbeit führen, bei der man sich von der übrigen Welt abschließt. Sie müssen 
vielmehr Dienst am Menschen sein. Darum ist besonders die ökumenische Diakonie ver- 
heißungsvoll. In Notfällen können gemeinsame Sammlungen oder ähnliche Aktionen 
in den Gemeinden durchgeführt werden. Ferner könnten durch „ökumenische Kollek- 
ten“ und andere Dienste gegenseitige Hilfen geleistet werden. 


V. Gottesdienstliche Veranstaltungen 


Wo gegenseitiges Vertrauen gewachsen ist, stellt sich die Frage nach der gottesdienstlichen 
Gemeinschaft der Kirchen. 

1. Kanzel- und Sakramentsgemeinschaft ist für die meisten evangelischen Kirchen der 
entscheidende Ausdruck der Kirchengemeinschaft. Nichtkatholiken ist eine volle Teil- 
nahme am eucharistischen Gottesdienst der römisch-katholischen Kirche nach dem Oku- 
menischen Direktorium nicht möglich. Die Kirchen können darum zur Zeit nur fest- 
stellen, daß volle Gottesdienstgemeinschaft zwischen den Konfessionen auf Grund des 
“ unterschiedlichen Verständnisses vom Gottesdienst und vom Amt ausgeschlossen ist. 
Dies muß bedacht werden, wenn aus besonderem Anlaß ein Austausch von Predigern 


und Lektoren stattfindet. ’ 
Jede Kirche hält ihre Glieder zum Besuch ihrer Gottesdienste an. Weil aber allgemein 
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anerkannt wird, daß auch bei den anderen Gottes Wort gehört und Gott angebetet und 
gelobt wird, verbietet heute keine Kirche ihren Gliedern grundsätzlich, die Gottesdienste 
der anderen Kirche zu besuchen. Alle Kirchen laden Christen, die nicht zu ihren Mit- 
gliedern gehören, ein, an ihren Gottesdiensten ohne Sakramentsempfang teilzunehmen. 

Taufe. Die evangelischen Kirchen erkennen die in anderen Kirchen vollzogene Taufe 
an. Auch die römisch-katholische Kirche erkennt die Taufe in der evangelischen Kirche 
an, sofern nicht ein nicht auszuräumender Zweifel an der Gültigkeit der Taufe besteht. 
Evangelische Pfarrer und Kirchenleitungen sollten bei der Ausräumung solcher Zweifel 
behilflich sein. Wo dies nicht gelingt, ist damit zu rechnen, daß die römisch-katholische 
Kirche nach wie vor die Konditionaltaufe ausübt. 

"Abendmahl. Die Abendmahlsgemeinschaft ist in der ökumenischen Bewegung immer 
noch ungeklärt. Weithin sind die Kirchen der Meinung, sie dürfe erst am Ende des 
Weges zur Einheit der Kirche stehen; die Übereinstimmung in der Lehre und im kirch- 
lichen Amt sei die Voraussetzung für die Abendmahlsgemeinschaft. Andere Kirchen 
und viele Christen meinen dagegen, daß die Einladung Christi, im Abendmahl Gemein- 
schaft mit ihm zu erfahren, nicht durch kirchliche Ordnungen behindert werden dürfe. 
Weil es im Abendmahl um das Mahl des Herrn und nicht um das Mahl einer Kon- 
fession gehe, sei die Abendmahlsgemeinschaft ein guter Anfang für die Erneuerung der 
Kirche und die Einigung der Christen. Das ökumenische Abendmahlsgespräch ist im 
Gang. Solange keine Einigung erzielt ist, sollten einzelne, die den Empfang des Abend- 
mahls in der anderen Kirche wünschen, nach seelsorgerlichem Ermessen zugelassen wer- 
den. Die Kirchliche Lebensordnung der Evang.-Luth. Kirche in Bayern, die sich mit 
dieser Frage ausdrücklich befaßt, gibt dazu folgenden Rat: „Ob römisch-katholische 
Christen, die in einer evangelisch getrauten Ehe vom Sakrament ihrer Kirche ausge- 
schlossen sind, in einer evangelisch-lutherischen Gemeinde zum Heiligen Abendmahl 
zugelassen werden können, muß der Seelsorger nach gewissenhafter Prüfung entscheiden. 
Sie müssen sich jedoch darüber im klaren sein, daß die Zugehörigkeit zur römisch-katho- 
lischen Kirche und die Teilnahme am Abendmahl in der evangelisch-lutherischen Kirche 
auf die Dauer nicht vereinbar sind.“ 

2. Gemeinsame gottesdienstliche Feiern, Andachten oder Gebetsstunden werden im- 
mer mehr üblich. Wenn Christen gemeinsam das Evangelium hören und zu Gott beten, 
geben sie Zeugnis von ihrer Zugehörigkeit zu dem einen Volk Gottes. Bei der Vorbe- 
reitung und Durchführung von gemeinsamen gottesdienstlichen Feiern muß der Grund- 
satz der Gleichberechtigung (par cum pari) beachtet werden. Schon die Festlegung der 
Gottesdienstordnung nach Form und Inhalt bis in alle Einzelheiten ist eine gute Gele- 
genheit, einander näherzukommen. Dabei sollten die Gebete so abgefaßt sein, daß alle 
guten Gewissens mitbeten können. (Vgl. das Gebetsheft „Gebetswoche für die Einheit 
der Christen“, das gemeinsam von Vertretern des Ökumenischen Rates der Kirchen und 
einiger römisch-katholischer ökumenischer Zentren erarbeitet wurde.) Bei aller Freiheit 
der Evangeliumsverkündigung dürfen die Liebe zu den Mitchristen und die Achtung 
vor ihren Überzeugungen nicht verletzt werden. 

Jesus Christus verheißt: „Wo zwei oder drei in meinem Namen versammelt sind, da 
bin ich mitten unter ihnen.“ 


3. Als erfreulich ist schließlich zu werten, daß in der Frage der Konditional- 
taufe ein Schritt nach vorwärts getan wurde, so daß dieser leidige Differenzpunkt 
hoffentlich bald als erledigt angesehen werden kann. Über das Okumenische Di- 
rektorium von 1967 fand zwischen Beauftragten der Evangelischen Kirche in 
Deutschland und der katholischen Bischöfe Deutschlands eine Beratung statt, 
deren Ergebnisse zur Frage der Konditionaltaufe in den folgenden Richtlinien 
berücksichtigt sind: 
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ZU NR. 9-18 DES ÖKUMENISCHEN DIREKTORIUMS 


Das Direktorium gibt in dieser Frage für die Gesamtkirche verbindliche Vorschriften, 
die davon ausgehen, daß die Taufe das sakramentale Band der Einheit, ja sogar das 
Fundament der Gemeinschaft unter allen Christen ist. Die in den von uns getrennten 
Ostkirchen vollzogenen Taufen sind ohne weiteres als gültig anzuerkennen. 

Was die übrigen Christen betrifft, so erwähnt das Direktorium die Gründe für die 
Möglichkeit eines Zweifels an der Gültigkeit und leitet dazu an, diese Zweifel gege- 
benenfalls durch ernste Prüfung zu beheben. 

Die in den evangelischen Landeskirchen gebrauchten Agenden sind in dieser Frage 
völlig klar. Sie ordnen die Taufe durch Übergießen des Wassers auf das Haupt des 
Kindes unter Anwendung der trinitarischen Taufformel an. Das Direktorium erwähnt, 
daß an sich auch eine Taufe durch Besprengung mit Taufwasser möglich ist, aber sowohl 
die evangelische wie die katholische Seite gibt der Taufe durch Übergießung den 
Vorzug. 

Der evangelische Geistliche ist durch sein Ordinationsgelübde verpflichtet worden, 
sich an die Ordnung seiner Kirche zu halten. Zu dieser Ordnung gehört auch die Ver- 
wendung der Agende. Die einzige Frage ist, ob in einem Einzelfall ein evangelischer 
Geistlicher sich an die Bestimmungen seiner Agende gehalten hat. Ein Zweifel an der 
Gültigkeit kann nur dann mit Recht als begründet bezeichnet werden, wenn alle Mög- 
lichkeiten ausgenutzt wurden, diesen Zweifel zu beheben. Wenn ein katholischer Geist- 
licher einen ernsthaften Zweifel an der Gültigkeit einer evangelischen Taufe selbst nicht 
beheben kann, soll er sich durch das Generalvikariat an die zuständige Landeskirche 
wenden. Die evangelische Landeskirche wird sich zur Frage der Gültigkeit äußern, wenn 
der Betreffende in ihrem Bereich getauft worden ist. Im andern Falle wird sie sich 
weiter erkundigen und dem Generalvikariat Nachricht geben. Auch in Fällen beson- 
derer Eilbedürftigkeit darf eine Konditionaltaufe nur nach ausreichender Prüfung vor- 
genommen werden. 


Offenbar ist auf katholischer Seite noch immer ein gewisses Mißtrauen vorhan- 
den, ob der evangelische Pfarrer sich bei der Taufe an die kirchliche Ordnung 
und an die Anweisungen der Agende hält, aber es ist immerhin ein Fortschritt, 
daß in Zweifelsfällen nicht ohne weiteres bedingungsweise getauft wird, sondern 
daß das zuständige Generalvikariat dann bei der zuständigen Landeskirchenlei- 
tung Erkundigungen einzieht. 

Nicht vorwärtsgekommen sind die Bemühungen in der Frage der konfes- 
sionsverschiedenen Ehe. Die Rechtslage ist nach wie vor unverändert, aber auch 
in katholischen Kreisen wächst, wie besonders der Essener Katholikentag gezeigt 
hat, die Kritik an dem starren Bestehen ihrer Kirche auf Rechtspositionen in der 
kirchlichen Ehegesetzgebung, die seelsorgerlich nicht mehr zu verantworten sind. 

In evangelischer Sicht erstellte Stiftsrat Dr. Dombois von der Evangelischen 
Studiengemeinschaft zehn Sätze zur konfessionsverschiedenen Ehe, die von der 
Ehekommission der EKD gebilligt und von der Evangelischen Michaelsbruder- 
schaft übernommen und veröffentlicht wurden: 


ZEHN SÄTZE ZUR KONFESSIONSVERSCHIEDENEN EHE 


Die im nachfolgenden entwickelten Leitgedanken wenden sich an konfessionsverschie- 
dene Brautpaare und Eheleute, an ihre Familien wie an ihre Seelsorger. Sie bedeuten 
zugleich eine Frage an die Kirchenleitungen, verbunden mit der Bitte, das geltende Recht 
der konfessionsverschiedenen Ehe zu überprüfen. 
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A. Vor der Eheschließung 


1. Die Zahl der Ehen zwischen konfessionsverschiedenen Partnern (herkömmlich „Misch- 
ehen“ genannt) nimmt stetig zu. Sie bringen für die Eheleute ernsthafte Schwierigkeiten 
und Probleme mit sich, bieten aber auch positive Möglichkeiten. 

Beide Kirchen haben immer wieder versucht, ihre Angehörigen davon abzuhalten, 
solche Ehen einzugehen. Diese Warnungen oder gar Verbote bleiben in steigendem Maße 
wirkungslos. Sie vermindern nicht die Zahl bekenntnisverschiedener Ehen, sondern 
schwächen die Bereitschaft aller Beteiligten, insbesondere auch der Familien, in den hier 
auftretenden Fragen rechtzeitig und sachlich zu entscheiden. Um so mehr sollten die 
Seelsorger von vornherein zur Klärung helfen. 

2. Auch der Christ hat das Recht der freien Gattenwahl. Diese Freiheit wird dann 
in Frage gestellt, wenn er durch seine Wahl die Freiheit verlöre, unbefangen seines 
Glaubens zu leben. 

Wer eine konfessionsverschiedene Ehe eingehen will, sollte bedenken, daß sein zu- 
künftiger Ehegatte durch eine andere Glaubenshaltung und -praxis geprägt ist, auch 
wenn die Unterschiede zunächst wenig hervortreten. Er sollte sich darüber klar sein, 
daß für ihn selbst wie für seinen Partner die Zugehörigkeit zu seiner Kirche in den 
sichtbaren Beziehungen, etwa zur Ortsgemeinde, nicht aufgeht, sondern weit mehr be- 
deuten kann. Er muß bereit sein, Haltung und Übung einer ihm fremden Frömmigkeit 
zu dulden und ehrlich zu achten. Wenn er das Verhältnis zu seiner Kirche vernachlässi- 
gen würde, nur um Reibungen in der Ehe zu vermeiden, so würde er für sich selbst wie 
für seinen Partner mehr verlieren als der augenblickliche Friede wert ist. 

3, Die Verlobten sollten vor der Eheschließung beizeiten und offen die Folgerungen 
besprechen, die sich aus der verschiedenen Kirchenzugehörigkeit für ihr zukünftiges 
gemeinsames Leben ergeben (z. B. Gottesdienstbesuch, Verhältnis zur Pfarrgemeinde, 
Tischgebet). Es ist nicht gut, diese Fragen aus Bequemlichkeit oder Sorge vor Konflikten 
auf unbestimmte Zeit zu verschieben, um sie erst in der Ehe zu lösen. 

4. Die Verlobten sollten auch versuchen, sich schon vor der Eheschließung über die 
religiöse Erziehung ihrer zukünftigen Kinder zu einigen. Ergibt sich keine Einigung, 
so braucht dies nicht als ein Hindernis für die Eheschließung angesehen zu werden. Es 
ist dann besser, die Entscheidung dieser Frage im Laufe des gemeinsamen Lebens zu 
finden. Kein Christ kann verpflichtet werden, im Eintreten für seinen Glauben mehr zu 
tun, als nach den Umständen in seinem Vermögen steht. 

Die Partner sollten sich keinesfalls zu Festlegungen drängen lassen, denen keine 
freie Übereinstimmung entspricht. Aus gutem Grunde versagt das geltende Recht sol- 
chen Abkommen die Rechtswirkung. 

5, Jeder der Verlobten sollte den Pfarrer seiner Kirche zu Rat und Belehrung auch 
dann aufsuchen, wenn er in die kirchliche Trauung im anderen Bekenntnis einwilligt. 
Es wäre schön, wenn der andere Teil ihn begleiten würde. 

6. Nach der Lehre beider Kirchen kann die Ehe nur durch eine vorbehaltlose Willens- 
erklärung mit dem Ziel lebenslänglicher Dauer geschlossen werden. Christen aller Kon- 
fessionen bekennen, daß Gott selbst die Eheschließenden nach dem Zeugnis der Heiligen 
Schrift zu unverbrüchlicher Gemeinschaft verbindet. Eine Eheschließung unter Vorbehalt 
der Bewährung oder einverständlicher Auflösung gibt es daher nach christlichem Ver- 
ständnis nicht. Die in Ausnahmefällen zugelassene Wiedertrauung Geschiedener hebt 
diesen Grundsatz nicht auf. 


B. In der Ehe 


7. Da es nur die eine Taufe gibt, ist mit der Taufe durch den Geistlichen des einen oder 
anderen Bekenntnisses die zukünftige Konfessionszugehörigkeit des Kindes noch nicht 
endgültig festgelegt. Jeder Christ soll seinen Kindern in Freiheit und Liebe durch Bei- 
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spiel und Belehrung helfen, den Zugang zum Glauben zu finden. Auch im Falle der 
Bekenntnisverschiedenheit ist es Sache beider Eltern, ihre Kinder christlich zu erziehen. 
Ist über die Konfession der Kinder entschieden, so sollen die Eltern bei ihrer Erziehung 
das Gemeinsame hervorkehren und ihnen helfen, religiöse Konflikte bestehen zu lernen. 

8. Beide Eheleute sollen auch in ihrem Zusammenleben das Gemeinsame des christ- 
lichen Glaubens voranstellen. Jeder soll den anderen bestärken, an dem festzuhalten, 
worin für ihn Halt und Trost liegt. Wer meint, den anderen zum eigenen Bekenntnis 
führen zu können und zu sollen, soll dies in der Liebe, ohne falschen Eifer, nur durch 
das Mittel freier Überzeugung tun. Wer versucht, den anderen in seiner Glaubensübung 
zu behindern oder durch verletzende Kritik von seinem Glauben abzuwenden, stört die 
Ehe und handelt gegen Geist und Gebot des Herrn. N 

9, Aufgabe des Seelsorgers ist es, beiden Teilen zu raten und zu helfen, eine gute Ehe 
zu führen. Daher ist es ihm auch verwehrt, den Frieden zwischen den Ehegatten durch 
missionarischen Eifer oder psychologische und andere Druckmittel zu stören. 

10. Jeder Partner einer bekenntnisverschiedenen Ehe sollte wissen, daß er in die 
Versuchung kommen kann, Konflikte, wie sie in jeder Ehe vorkommen, fälschlich auf die 
Glaubensverschiedenheit zurückzuführen. Damit wird eine Bewältigung der wirklichen 
Schwierigkeiten und die Erkenntnis des eigenen Unrechts verhindert. 


Beschwerlich für das evangelisch-katholische Verhältnis waren auch die Behand- 
lung der Schulfrage durch die katholische Kirche im Lande Nordrhein-West- 
falen im Zusammenhang der Neuordnung der Volksschule und das von Papst 
Paul VI. zum Abschluß des Glaubensjahres am 30. Juni 1968 gesprochene Credo 
des Gottesvolkes mit der ausdrücklichen Betonung der für die reformatorischen 
Kirchen unzumutbaren Dogmen der Assumptio Mariae, der Mitwirkung Marias 
am Heil der Menschen, der Unfehlbarkeit der Nachfolger Petri bei Lehrent- 
scheidungen ex cathedra und der sehr massiv verstandenen Transsubstantion der 
Abendmahlselemente durch die konsekrierenden Worte des Priesters. 

Der Weg der getrennten Kirchen aus dem Gegen- und Nebeneinander in ein 
Aufeinander-Zu und ein Miteinander erfordert ein hohes Maß von Verständnis- 
bereitschaft im Aufeinanderhören und von Geduld im Umgang miteinander. 


6. Die REGIONALE TAGUNG (WEST) DER SYNODE DER EKD 


Die westliche Regionaltagung der Evangelischen Kirche in Deutschland, die vom 
5, bis 11. Oktober 1968 in Berlin-Spandau zusammentrat, war unter mehrfachem 
Aspekt eine bemerkenswerte Tagung, die die ihr vorauslaufende große öffent- 
liche Beachtung und das ihr folgende nicht unbeträchtliche publizistische Echo 
vollauf verdiente. 

Zum ersten war sie die erste regionale Synodaltagung nach dem im April 1967 
beschlossenen „Kirchengesetz über Tagungen der Synode und der Kirchen- 
konferenz der EKD in besonderen Fällen“ (vgl. Kirchl. Jahrbuch 1967, S. 31f.). 
Noch im Vorjahr tagte die eine Synode der EKD in zwar örtlich getrennten, 
aber gleichzeitig stattfindenden Versammlungen; die Synodaltagung des Be- 
richtsjahres jedoch war nicht von einer parallellaufenden oder zeitlich wenig- 
stens angenäherten Regionaltagung Ost begleitet, sondern eine Sache ausschließ- 
lich der westlichen Gliedkirchen. Es waren nicht wenige, die diese Tatsache, ob- 
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wohl kirchengesetzlich vorgesehen und geregelt, als betrübend und schmerzlich 
empfanden, weil sie darin das Vorspiel und den Anfang künftiger Entwicklungen 
sahen. 

Zum anderen war die Regionaltagung die erste Synode der EKD, die von 
einer „institutionalisierten“ Kritik begleitet war. Das Präsidium der Synode 
selbst hatte sechs Teilnehmer aus der evangelischen Jugend offiziell eingeladen 
und ihnen das Recht zur Beteiligung an den öffentlichen Plenarsitzungen und zu 
tätiger Mitarbeit bei den nichtöffentlichen Beratungen der synodalen Aus- 
schüsse eingeräumt; drei von ihnen reisten vor dem Ende der Tagung ab, nicht 
ohne in einer schriftlich niedergelegten Erklärung herbe, über das Ziel hinaus- 
schießende Kritik und bittere, weithin unbegründete Vorwürfe zu äußern: 


Unsere Erwartungen wurden mehr als enttäuscht. Wir haben gelernt, daß die Anre- 
gungen von Genf, Beirut und Uppsala auf dieser Synode im Gestrüpp der kirchenrecht- 
lichen Kompetenzen erstickt worden sind ... Wir haben gelernt, daß die hier versam- 
melten Erzväter unserer Kirche in Begriffen reden und denken, die wir nicht mehr 
verstehen. Wir haben gelernt, daß es den hier versammelten Mitgliedern von Organen 
und Amtsstellen unserer Kirche nicht darauf ankommt, die Kirche zu erneuern ... Wir 
haben gelernt, daß dies nicht die Kirche der Zukunft sein kann ... Wir werden jetzt die 
Synode verlassen, denn wir möchten nicht länger die Rolle des Feigenblattes spielen. 
Unseren Organisationen werden wir empfehlen, sich nicht wieder an einer solchen Dele- 
gation zu beteiligen, wenn keine strukturellen Veränderungen in der Synode voran- 
gehen. 


Die drei bis zum Abschluß der Synode verbliebenen Jugenddelegierten verab- 
schiedeten sich mit einer von einer Sprecherin im Plenum verlesenen Erklärung, 
die nicht unkritisch war, aber sachlich und maßvoll argumentierte und deshalb 
ihren Eindruck auf die Synodalen nicht verfehlte: 


Wir sind davon überzeugt, daß die Junge Gemeinde kühnere Entscheidungen und 
konkretere Wegweisung erwartet. - Wir hoffen, daß es der Synode darum zu tun war, 
Signale zu setzen und Impulse zu geben. Um so unerläßlicher wird sie kontrollieren 
müssen, ob ihre Beschlüsse Konsequenzen haben. Wir schlagen deshalb vor, daß eine 
Synode in etwa drei Jahren das Arbeitsthema wieder aufgreift und prüft, ob und wie- 
weit die gesetzten Ziele erreicht wurden und welche weiteren oder anderen Schritte 
getan werden müssen. 


Von ihrem Beginn mit dem Eröffnungsgottesdienst bis zum Ende ihrer letzten 
Plenarsitzung stand die Synodaltagung unter der kritischen Begleitung durch 
die „Aktionsgemeinschaft Kritische Synode“, die unmittelbar vor der Syn- 
ode ins Leben gerufen wurde und der vornehmlich Theologiestudenten und 
-assistenten und junge Pastoren angehörten. Zwischenrufe während der Plenar- 
sitzungen, Flugblätter und Spruchbänder, die von den Emporen des Sitzungs- 
saales herabhingen, gaben ihrer kritischen Einstellung gegenüber dem von ihnen 
so genannten „kirchlichen Establishment“, seinen Repräsentanten und seinen 
Äußerungen Ausdruck. Synode und Rat der EKD waren gut beraten, daß 
sich manche ihrer Mitglieder in mehreren „Hearings“ der Kritischen Synode zum 
Gespräch stellten. Die „provokative Sachlichkeit“ der Kritischen Synode wurde 
nicht immer durchgehalten, sondern gelegentlich erheblich überzogen. Manche 
Zwischenrufe wurden von einem den jugendlichen Kritikern nahestehenden 
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Synodalen mit Recht als „reichlich blöde“ beurteilt; die Spruchbänder, die die 
Synodalen als „Blinde“, „Heuchler“, „Unbußfertige“ und „Mietlinge“ bezeichne- 
ten, waren blanke Verunglimpfungen und beabsichtigte Kränkungen, wie auch 
ein Flugblatt, in dem es heißt: 


Vier Tage lang haben wir euch Entwicklungshilfe geleistet, aber es war euch nicht zu 
helfen. Vor aller Offentlichkeit habt ihr euren Stumpfsinn entwickelt ... Euer Formen- 
sinn hat euch vor dem Lernprozeß gerettet ... Vier Tage lang wollten wir euer christliches 
Gewissen bloßlegen. Aber wir kamen nicht einmal bis an die Haut. Hundert steife 
Pinguine zupften sich am Frack und wollten sich nicht die Robe zerfetzen ... Vier Tage 
lang hättet ihr euch bessern können. Aber das war euch zu unbequem ... Die Ankläger 
unter euch habt ihr als Feigenblätter mißbraucht. Die Stimme des Evangeliums unter 
euch habt ihr überhört ... Vier Tage lang hättet ihr wirkliche Autorität gewinnen 
können. Aber ihr habt eure Herde verraten und das Gesicht verloren ... Soll man euch 
bloß rechts liegenlassen? — Oder noch durch ein Happening aufwerten? — Aber dann 
hilft euch ja nur noch chorales Pathos oder Polizei, wo Fahnenjunker fehlen! 


Trotz dieser Entgleisungen war die direkte Konfrontation mit der kritischen 
jungen Generation für die Synode von nicht zu leugnendem Nutzen. Sie dürfte 
unter der massiven Kritik der akademischen Jugend die Erkenntnis gewonnen 
haben, daß die Kirche ihr Reden und Handeln in einer bisher ungewohnten 
Weise selbstkritisch reflektieren muß und daß verantwortliche Reformen in vielen 
Bereichen des kirchlichen Lebens und Dienstes unabdingbar gefordert sind, und 
hat Bereitschaft gezeigt, nach möglichen Änderungen und Verbesserungen Aus- 
schau zu halten. 

Endlich und vor allem aber war es die Thematik der Regionalsynode — das 
formulierte Gesamtthema „Die Zukunft der Kirche und die Zukunft der Welt“ 
und die nicht auf der offiziellen Tagesordnung stehende, aber trotzdem höchst 
aktuelle Frage nach der Einheit der EKD in der Spannung zwischen Ost und 
West -, die die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit in hohem Maße wachrief. 

Mit ihrem Hauptthema reagierte die Synode sehr schnell und nachdrücklich 
auf die großen ökumenischen Konferenzen in Genf 1966 („Kirche und Gesell- 
schaft“), Beirut 1968 (Konferenz für weltweite Zusammenarbeit in Entwicklungs- 
fragen) und Uppsala 1968 (Vierte Weltkirchenkonferenz) und deren Anregun- 
gen, Empfehlungen und Entschließungen, Appelle und Aufgabenstellung, eine 
weltweite Hilfe zur Überwindung der Unterschiede von hungernden und satten, 
armen und reichen, industrialisierten und nichtindustriellen Völkern in Gang zu 
bringen und den Kampf gegen Hunger und Armut, Entrechtung und Benach- 
teiligung, Unterdrückung und Ungerechtigkeit, ihre Ursachen und Folgen auf 
breitester Front aufzunehmen. Diese Unterschiede sind Sünde vor Gott, Verlet- 
zung der Mitmenschlichkeit und Verfehlung an der Zukunft der Welt, die durch 
den schnell zunehmenden Gegensatz mehr als durch die Ost-West-Spannung be- 
droht ist. Angesichts dieser Sachlage hat sich in der Weltchristenheit die Erkennt- 
nis durchgesetzt, daß die fällige Erneuerung der Kirche die Mitverantwortung 
für alle einschließt, vornehmlich für die Erniedrigten und Beleidigten, Entrech- 
teten und Zukurzkommenden, ungeachtet ihrer Rasse, Religion, Weltanschauung 
und Staatszugehörigkeit. Was die Synode mit ihrem Hauptthema in Angriff 
nahm, war Neuland von globalen Ausmaßen und schwieriger Beschaffenheit. 
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Umfassende Sachinformation war ebenso vonnöten wie die theologische Durch- 
dringung der der ganzen Christenheit auf Erden zuwachsenden Aufgaben, um 
sowohl den weiten Verantwortungshorizont deutlich zu machen als auch kon- 
krete, praktische Maßnahmen vorschlagen und beschließen zu können. 

Daß neben der offiziellen, weitausgreifenden Thematik die Frage nach der 
Evangelischen Kirche in Deutschland als der Gemeinschaftsform, Ordnungsgestalt 
und Rechtsfigur der deutschen evangelischen Christenheit das heimliche, die syn- 
odalen Beratungen durchziehende Thema war, war nur legitim. Über der Sorge 
um die Welt durfte und darf die Sorge um das eigene Haus nicht vernachlässigt 
werden. Anlaß zu besonderer Sorge um den organisatorischen Fortbestand der 
EKD gab die Inkraftsetzung der neuen Verfassung in der Deutschen Demokrati- 
schen Republik und die damit gesetzte Notwendigkeit für die Gliedkirchen in 
der DDR, nach einer neuen Ordnung und Gestalt für ihre Zeugnis- und Dienst- 
gemeinschaft zu suchen, nachdem durch zwei Jahrzehnte die Gliedkirchen in Ost 
und West unter dem gemeinsamen Dach der Evangelischen Kirche in Deutsch- 
land gewohnt hatten. Die Berichterstattung der Massenmedien hat dieser Frage 
aus mancherlei, nicht immer spezifisch kirchlichen Gründen die gleiche Aufmerk- 
samkeit zugewandt wie den Verhandlungen und Entschließungen zum eigent- 
lichen Thema der Synode. 

Wenn der zur Verfügung stehende Raum es gestatten würde, hätten alle der 
Synode erstatteten Berichte und Referate in ihrem vollen Wortlaut in der Chro- 
nik des Jahres 1968 ihren Platz finden müssen. Da aber der Historiograph der 
Beschränkung sich zu befleißigen gehalten ist, muß der Ausweg der Auswahl 
und der auszugsweisen Wiedergabe beschritten werden. 

Der Anfang sei mit dem Bericht des Vorsitzenden des Rates der EKD, Landes 
bischof D. Dietzfelbinger, gemacht: 


1: 


Man kann der Kirche heute vieles vorwerfen, aber daß sie nicht fleißig sei, kann man 
nicht behaupten ... Die Kirche und was sie tut — dieses Thema liegt nahe im Zeitalter 
der allgemeinen Aktivität. Das Urteil über sie, vielleicht auch ihre Selbstbeurteilung, 
richtet sich nach ihrem Beitrag zum öffentlichen, sozialen, gesellschaftlichen Leben. 
U Thant hat in seinem Grußwort an die Vollversammlung in Uppsala an eine Äußerung 
seines Vorgängers Dag Hammersköld erinnert, daß der Weg zur Heiligkeit in unserer 
Zeit durch eine Welt des Handelns führe. 

Beinahe freilich möchte man dem Thema „Die Kirche und was sie tut“ noch ein 
Kapitel anfügen: über das Nichts-Tun — besser: das Nicht-Tun in der Kirche! Gibt es 
doch zahlreiche Glieder der Kirche auch in der heutigen Leistungsgesellschaft, die nichts 
leisten: die Kinder — aber wenn Gott sich eine Macht zurichtet in der Welt, tut er das 
gerne aus dem Munde der jungen Kinder und Säuglinge. Die Alten sind dennoch nicht 
nur pensioniert, sondern sie können leiden und beten. An vielen Stellen der Welt gibt 
es die aus dem Gesellschaftsprozeß ausgeschalteten Christen ... Die biblische Lehre von 
der Arbeit beginnt ja wohl mit der Lehre von der Ruhe, der Ruhe Gottes, aus der 
Menschen in ihr Tagewerk gehen sollen. Und auf die Geschichte vom barmherzigen 
Samariter folgt im Lukasevangelium doch wohl nicht zufällig einmal der Bericht von 
der Einkehr Jesu bei Martha, die im unmittelbaren Christusdienst steht und doch mit 
ihrer Sorge und Mühe auf das Zuhören verwiesen wird,’das Maria übt, und zum 
anderen die Anweisung zum Gebet, durch das vornehmlich Jesus seine Jünger zu 
seinen Mitarbeitern macht. Es wäre doch nicht nur gut, wenn die Kirche heute ganz 
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mit einem sicher sehr wichtigen Dienstleistungsbetrieb für die Gesellschaft identifiziert 
würde oder nach einem Ausspruch des nachdenklichen Inders Panikkar im Begriff wäre, 
sich in eine der vielen hilfreichen Organisationen der Vereinten Nationen zu ver- 
wandeln ... Daran zu erinnern ist sicher unzeitgemäß in einem Augenblick, wo alle 
Menschen guten Willens von allen Religionen und humanitären Organisationen bis hin 
zum Papst zu höchsten Anstrengungen aufgefordert werden, die über Sein oder Nicht- 
sein der Menschheit entscheiden sollen. Gerade mit ihrem Tun steht doch die Kirche 
auch unter der Botschaft der Rechtfertigung des Sünders aus Gnaden allein durch den 
Glauben an Gott allein, der hinter dem, was wir tun, hergehen muß, um es einiger- 
maßen zurechtzubringen und zu segnen — weil ER das Entscheidende schon getan 
hat. 


Ei, 


Daß damit nicht das Tun in der Kirche abgewertet ist, brauche ich nicht lange zu beant- 
worten. Aber unruhig sollen wir sein über unserem Tun, auch in dem besten Leben. 
Unruhe ist das zweite Stichwort, das uns bewegen soll. Die Unruhe unter den Studenten 
und in der Jugend überhaupt, die Unruhe auf den Straßen, in Gerichtssälen und in den 
Kirchen, in Deutschland, in Frankreich und in Amerika hat den Rat und die Kirchen- 
konferenz mehrfach beschäftigt. In Gesprächen mit Studenten und Hochschulvertretern, 
mit Gruppen der Opposition und mit verantwortlichen Parlamentariern haben wir ver- 
sucht, die wichtigsten Fragen zu klären und vor allem den Generationen, die heute 
weiter entfernt voneinander scheinen als sonst, zum Miteinander zu helfen. 

Die Untersuchungen der Ursachen dieser vielfältigen, überraschenden und bestürzen- 
den Unruhen möchte ich nicht noch um eine vermehren. Aber vielleicht ist es auch der 
immer stärker werdende Zwiespalt zwischen Wirklichkeit und Schein, zwischen Anspruch 
und Erfüllung, der viele unter uns, von den Jungen bis zu den Alten, unruhig macht. 
Eine Gesellschaft wird krank, wenn dieser gewiß immer vorhandene Zwiespalt zwischen 
Sein und Schein nicht mehr aufgefangen wird, ein bestimmtes Maß überschreitet und 
dann die Unwahrhaftigkeit einer Gesellschaftsordnung erkennen läßt ... Man kann eben 
nicht nur von Politik und Kühlschränken leben, so wichtig und notwendig diese Dinge 
sind. 

Darf ich für Unruhe im kirchlihen Raum einen anderen Ausdruck gebrauchen: 
Von Furcht und Zittern habe ich im vorigen Jahr hier an dieser Stelle gesprochen. So 
redet das Neue Testament etwa im Philipperbrief von der Unruhe in der Kirche. 
Schaffet, heißt es dort, ja schaffet mit Furcht und Zittern, aber schaffet eure Seligkeit ... 

Mit Furcht und Zittern kann man fragen, ob und wie diese damit angedeuteten 
Dimensionen heute bei uns vorkommen oder ob man zu Ernst Bloch gehen muß, um 
mit der Frage konfrontiert zu werden: Wie drängen wir die letzte Angst von uns ab? 
Doch nein, stellvertretend für alle Brüder und Schwestern, die in der hinter uns liegen- 
den Zeit durch den Tod abgerufen wurden, will ich einen nennen: Professor Heinrich 
Benckert in Rostock, gestorben am 13. Mai dieses Jahres im Alter von 60 Jahren. 
„Er wußte“, heißt es in dem Nachruf, „seit dem Herbst, daß er sterben mußte. Der Tod 
war seit seinen Jugendjahren ein Hauptthema seiner Arbeiten. So empfand er die 
Gnade deutlich, die ihm Gott mit dem bewußten Sterben erwies.“ Er selber hatte vorher 
geschrieben: „Die christliche Gemeinde zeigt sich als Realität. So kommt immer wieder 
dankbar das Lob aus der Tiefe, vor 30 Jahren in der Gefängniszelle, jetzt in der Ge- 
fangenschaft anhaltender Schmerzen.“ 

Die christliche Gemeinde und ihre Theologie hat heute manche Spannung miteinan- 
der um die Sache mit Gott ... Lange Zeit war das Ringen zwischen dem Tun Gottes und 
dem des Menschen eines der großen Themen der Theologie. Hat heute der Mensch ge- 
siegt, indem er alles selber in die Hand genommen hat? Cogito ergo sum — ich denke, 
darum bin ich: Diese stolze Losung Descartes’ bestimmt unser Lebensgefühl. Mit Dank 


59 


habe ich in Thielickes neuer Dogmatik dazu die Entgegensetzung Franz von Baaders 
gelesen: Cogitor ergo sum: ich werde gedacht, deshalb bin ich! ‚Einer Kirche, in der ich 
nicht von Gott gedacht, von Gott gerichtet und von Gott geliebt werde, in der Gott 
also nichts mehr zu tun hat, möchte ich, offen gestanden, nicht angehören. Und einer 
Theologie, die mir das persönliche Verhältnis zu Gott nicht erlaubt, möchte ich mich 
nicht anvertrauen ... Ich möchte beim Gespräch mit Gott im Namen Jesu Christi bleiben, 
gerade um des Gesprächs mit dem Menschen willen. Wie will sonst die Gemeinde Jesu, 
wenn heute die soziale Dimension des Glaubens neu entdeckt wird, ihre Existenz in 
dieser Dimension recht verstehen? ... Ganz gewiß wandelt sich auch die Kirche mit den 
sozialen Prozessen und kann sie nicht in einer Art Zuschauerhaltung vor sich ablaufen 
sehen. Aber möge diese Zeit nicht später einmal der Kirche Jesu Christi den tödlichen 
Vorwurf machen, sie habe sich mit dem Menschen in allen Bereichen seines Daseins 
befaßt, aber nicht da, wo er vor Gott steht! ... Zuletzt wüßte ich doch auch nichts, was 
der Gesellschaft heute nötiger wäre als solcher Dienst in rechter Vollmacht. 


III. 


Wir sind ja auch mit diesen Fragen als Kirche nicht unter uns, sondern in einem span- 
nungsvollen Feld von Beziehungen nach allen Seiten hin — als Volkskirche. Stellen wir 
uns auch unter diesem Stichwort der Frage nach Wahrheit und Wirklichkeit unserer 
kirchlichen Existenz! 

„. In dem vielfachen Wandel, den dieser Begriff seit den 150 Jahren seiner Existenz 
durchgemacht hat, läßt sich heute wohl wieder eine neue Phase bemerken. In unserem 
Denken über das Verhältnis von Staat und Kirche, in der Wertung des Rechts und seiner 
Begründung vollziehen sich Wandlungen, die sich auch in der Praxis bemerkbar machen. 
Die äußere und innere Stellung der Landeskirchen im Volksschulwesen und zur Schul- 
frage überhaupt hat sich in der letzten Zeit bis in die Länderverfassungen und Schul- 
gesetze hinein gewandelt. Wohin wird der Weg der Volkskirche bei uns gehen? Auf der 
einen Seite ergeben sich immer neue Möglichkeiten und Anforderungen, Kirche im 
Volk und für das Volk zu sein ... Auf der anderen Seite wird uns prophezeit: die 
Kirche von morgen wird eine kleine Herde sein, die Kirche von heute wird abgelöst 
werden von der zahlenmäßig weitaus geringeren Gemeindekirche der wirklich Gläubi- 
gen. Die große Menge der heute noch aus gesellschaftlichen Gründen dem Namen nach 
zur Kirche zählender Menschen wird aus dieser Kirche ausscheiden, ohne vielleicht 
christenfeindlich zu sein. Kirche ohne Illusion — unter diesem Titel fordert Hans Hein- 
rich Brunner mit seiner Zukunftsschau „Experimenteller Report aus der Zeit nach dem 
7. 7. 1983“ zuerst seine schweizerische, damit aber auch die Volkskirche bei uns zur 
Besinnung auf — zur Kirchenreform, zur Überprüfung und Anpassung der kirchlichen 
Strukturen. Das geht von der überholten Gliederung der Landeskirchen bis hin zur 
Frage der Kindertaufpraxis, von der Anfrage an die Struktur des geistlichen Amtes 
bis hin zu den Aufgaben der Diakonie, immer neu den Nöten der Menschen auf der 
Spur zu bleiben ... . 

An einer wichtigen Stelle im Leben der Volkskirche sind die Fragen und Anstöße 
von außen und innen in der letzten Zeit häufiger und kräftiger geworden: bei der 
Kirchensteuer ... Zuerst möchte ich denen danken, die mit größerer oder geringerer 
Willigkeit ihre Kirchensteuern zahlen, und das sind weitaus die allermeisten Glieder 
der Kirche. Wozu diese Beiträge in der Kirche nötig sind, ist ja auch nicht verborgen. 
Die kirchlichen Haushalte werden überall öffentlich verhandelt und beschlossen, so auch 
auf dieser Synode. Was die kritischen Fragen an die Kirchensteuern betrifft, so soll 
man sich ihnen offen stellen. Wenn sie aus der Kirche, von kirchlichen Amtsträgern 
selber kommen, möge die Selbstkritik so sein, daß sie nicht nur die Kirche allgemein 
betrifft, sondern auch die volkskirchliche Pfarrerexistenz einschließt. Wenn die Fragen 
von außen kommen, möge man die Forderung der Billigkeit nicht übersehen. Auch 
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was in der Kirche und durch die Kirche für die Gesellschaft geschieht in sozialer und 
diakonischer Arbeit, in Anstalten und Krankenhäusern, kostet Geld. Auch dürfen 
Mitarbeiter im kirchlichen Bereich sozial nicht schlechter gestellt sein als anderswo. 
Natürlich sind vor allem auch die kirchlichen Ausgaben immer neu zu prüfen auf ihre 
Notwendigkeit, das Bauwesen der Kirche auf seine Zweckmäßigkeit, z. B., ob Kirch- 
türme notwendig sind oder nicht! Im übrigen sind Kirchensteuern nun wirklich nur 
eine Weise der kirchlichen Haushaltsicherung; sie bleiben um so gesünder, je mehr sie 
von freiwilligen Gaben ergänzt bzw. durchsetzt und getragen sind. Darauf, so glaube 
ich, müßten auch unsere Reformüberlegungen gehen für den Fall, daß unser gesellschaft- 
liches System und damit auch das Kirchensteuersystem sich einmal ändern sollte. Über- 
all in der kirchlichen Organisation ist uns nicht nur erlaubt, sondern geboten, nach 
den jeweils besten Formen zu suchen, wenn sie nur ein wenig besser dem kirchlichen 
Auftrag dienen und ihn glaubhafter machen. 


IV. 


Einen Bereich aus den Beziehungen zwischen Kirche und Volk müssen wir ... ins Auge 
fassen, weil er in der Berichtszeit besonders aktuell wurde. Es ist das, was man die 
öffentliche Verantwortung der Kirche nennt. Die Anlässe tauchten einer nach dem 
anderen auf: die ... Studentenunruhen, Notstandsgesetzgebung, Atomsperrvertrag, Kon- 
flikt in Vietnam, im Nahen Osten, in Nigerien und Biafra. Und in den letzten Wochen 
hat uns alle das Schicksal der Tschechoslowakei besonders bewegt. Mit Sorgfalt hat der 
Rat alle Vorgänge verfolgt. In vielen Fragen, auch abgesehen von diesen unmittelbaren 
Anlässen, hat er sich von der Kammer für öffentliche Verantwortung beraten lassen. 
Dabei wurde deutlich, wie differenziert diese öffentliche Verantwortung der Kirche 
wahrgenommen werden muß. Sie reicht von der Fürbitte für die im politischen Raum 
Verantwortlichen wie für die durch Katastrophen Betroffenen bis hin zum Auftun des 
Mundes für die Stummen und zur sozialen Tat. Manchmal hat der Rat diese Verant- 
wortung durch Denkschriften wahrgenommen ... Kundgebungen und Kommuniques des 
Rates wollten dieser öffentlihen Verantwortung dienen, ebenso aber auch Briefe an 
den Bundeskanzler, etwa in der Frage der Familienpolitik, oder an Parlamentarier 
anläßlich der Bundestagsdebatte nach der Notstandsgesetzgebung. Während des Nahost- 
krieges hielt der Ratsvorsitzende eine Predigt in der Kaiser-Wilhelm-Gedächtnis-Kirche. 
Die „Studie über die Friedensaufgabe der Deutschen“ wurde von der Kammer für 
öffentliche Verantwortung mit Zustimmung des Rates veröffentlicht, eben als eine 
Studie, die nicht die Gewissen bindet, aber Anstoß zum verantwortlichen Nachdenken 
gibt ... 

In Rat und Kirchenkonferenz gab es mancherlei grundsätzliche Gespräche über Recht 
und Grenze der öffentlichen, politischen Verantwortung der Kirche ... Eine Sonderfrage 
war die, wie weit der Träger des Amtes, der an die ganze Gemeinde gewiesen ist, sich 
in einzelnen Fragen der Politik äußern soll, was legitime und was nichtlegitime Partei- 
nahme in solchen Fragen ist. Es konnte nicht ausbleiben, daß hier mancherlei Front- 
bildungen in der Evangelischen Kirche in Deutschland auftauchten. Wir haben versucht, 
Diskussionen zwischen den verschiedenen Standpunkten anzuregen. 

Was der Rat hier getan hat, sind Versuche auf einem Weg, der immer neu zu bahnen 
ist. Sicher sind nicht alle Versuche des Rates gelungen. Erinnerung und Beispiel früherer 
Zeiten kann helfen, aber nimmt nicht die Entscheidung ab. Man kann gewiß von 
einem prophetischen Auftrag der Kirche reden. Die Vollmacht dazu erwächst ihr daraus, 
daß ihr Anteil gegeben ist auch an dem königlichen Amt Jesu Christi. Sie wird bei der 
Ausrichtung ihres Auftrags zugleich daran zu denken haben, daß der prophetische 
und der königliche Auftrag ein priesterlicher Dienst sein will vor Gott für die Welt 
und für Gott vor der Welt. So hat der Rat, um noch ein ganz konkretes Beispiel zu 
nennen, auch sein Eintreten für Biafra verstanden. Quer durch alle so oder so gearteten 
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politischen Erwägungen, deren erschreckende Grenze ja auch daran deutlich wird, daß 
darüber Hunderttausende von Menschen geopfert werden, dürfen und müssen Christen 
für die Bedrängten eintreten. Bei der Bundesregierung, bei den Vereinten Nationen, 
beim Okumenischen Rat der Kirchen haben wir unsere Stimme erhoben ... Unsere Bemü- 
hungen fanden vielfach in den Gemeinden Gehör und Antwort und wurden begleitet 
von einem vorbildlichen Einsatz des Diakonischen Werkes in Verbindung mit der 
Caritas und auch mit kirchlichen Hilfswerken in anderen Ländern ... 


V. 


Zwanzig Jahre sind heuer vergangen, seitdem die Evangelische Kirche in Deutschland 
sich um solche politische Verantwortung in Ost und West bemüht. Im Jahre 1948, in 
Eisenach in der heutigen DDR, wurde sie gegründet unter dem Wohlwollen der dama- 
ligen Besatzungsmächte und der dortigen politischen Regierung. Wir haben keine Jubi- 
läumsfeiern veranstaltet. Aber wir wären undankbar, wenn wir nicht all der Hilfe, ja 
auch des Segens gedächten, der aus diesem Zusammenschluß erwachsen ist mit seiner 
starken Bewegung und Spannung, mit dem Austausch von Glaube, Liebe und Hoffnung. 
Wie das Geistliche und das Organisatorische einander bedingen und nicht voneinander 
getrennt werden können, wie Ordnung und Leben zusammengehören, das hat sich auch 
in der Evangelischen Kirche in Deutschland gezeigt. Ich muß heute viele wichtige Fragen 
beiseite lassen, die hier auch anzurühren wären, weil eine Frage im Vordergrund steht, 
die den Rat je länger um so mehr auf jeder seiner Sitzungen beschäftigt hat: Wie wird 
diese evangelische Kirche in der Spannung zwischen Ost und West ihren Weg weiter- 
gehen, diesen Weg, der immer schwieriger wird, je mehr sich die Spaltung zwischen bei- 
den Teilen Deutschlands vertieft? 

Sie erinnern sich: Im April 1967 hatten die Synodalen in Fürstenwalde unter 
schwierigen Umständen erklärt: „Die Evangelische Kirche in Deutschland besteht ... Die 
Kirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland sind beieinander. Unser evangelisches 
Bekenntnis weist uns an, kirchliche Gemeinschaft nur dann aufzukündigen, wenn der 
Bruder in Irrlehre oder Ungehorsam gegen den Herrn der Kirche beharrt. Die Gründe 
zu einer Trennung der Kirchen innerhalb der Evangelischen Kirche in Deutschland 
liegen nicht vor ... Die Kirchen werden aufgefordert, ihre Einheit in der Evangelischen 
Kirche in Deutschland aufzugeben, weil sie sonst den Menschen, die in zwei entgegen- 
gesetzten Gesellschaftsordnungen leben, nicht mehr dienen könnten. Damit wird die Ge- 
sellschaftsordnung zur Herrin über den Christusdienst gemacht. Wir evangelischen Chri- 
sten in der Deutschen Demokratischen Republik haben also keinen Grund, die Gemein- 
schaft der Evangelischen Kirche in Deutschland zu zerschneiden. Wir haben gute Gründe, 
sie festzuhalten.“ Wir in Berlin-Spandau haben damals auf diese Erklärung zur Ge- 
meinsamkeit in der Evangelischen Kirche in Deutschland dankbar geantwortet. Es läßt 
sich jetzt auch nicht mit kurzen Worten beschreiben, was aus dieser Gemeinschaft auch 
für uns an Erkenntnis über das, was Kirche ist, an gegenseitiger Hilfe und wechselseitiger 
Stärkung erwachsen ist. Dieser Wille zur Gemeinschaft ist nach wie vor vorhanden. 
Allerdings ist nun ein anderer Satz aus der Erklärung von Fürstenwalde stark in den 
Vordergrund getreten: „Wir tragen füreinander Verantwortung; darum dürfen wir uns 
nicht loslassen. Wir haben kein Recht, uns gegenseitig zu bevormunden. Wir dürfen 
nicht den Versuch machen, einer den anderen zu beherrschen. Wir werden uns gegenseitig 
so weit freizugeben haben, daß wir unserem Auftrag in dem Teil Deutschlands, in dem 
wir leben, gerecht werden. Das erfordert von allen Kirchen in der Evangelischen Kirche 
in Deutschland, daß sie in ihren Entscheidungen immer wieder auf die anderen Rük- 
sicht nehmen ...“ 

Tatsächlich kann eine kirchliche Gemeinschaft nur in Freiheit bestehen. Schon durch die 
letzten Jahre war unsere Gemeinschaft so gestaltet, daß jeder Teil die in seinem Bereich 
nötigen Entscheidungen in voller Freiheit treffen konnte. Nun aber sind Zwang und 
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Drang zu einem neuen Schritt für die Brüder drüben stärker geworden. Der schon 
vorher vorhandene Druck wurde stärker, seitdem die neue Verfassung der DDR auch die 
staatsrechtliche Lage für die Kirchen drüben verändert hat. Seit langem sind einige 
Brüder, die in der Evangelischen Kirche in Deutschland Verantwortung tragen, unter 
besonderen Druck gesetzt. Worauf dies alles hinausgeht, haben die Äußerungen ver- 
schiedener DDR-Politiker in den letzten Tagen mit aller Klarheit ausgesprochen: wieder 
und verstärkt auf eine Absage an die Evangelische Kirche in Deutschland. Wir dürfen 
aber nun auch eine andere Seite nicht übersehen. Viele Brüder drüben empfinden auch 
kirchlich die Nötigung zu neuen Überlegungen, welche Formen dem kirchlichen Leben 
heute angemessen sind ... Es ist ja klar: die ganz andersartige Gesellschaftsordnung 
drüben, die Luft des dialektischen atheistischen Materialismus läßt die Kirchen und 
Gemeinden nicht unberührt. So ist es verständlich, wenn unter Zwang von außen und 
auch unter Nötigung von innen die acht Landeskirchen drüben nach der Möglichkeit 
eines engeren Zusammenschlusses suchen ... Von Anfang an gab es in der Evangelischen 
Kirche in Deutschland solche Zusammenschlüsse, wie die der Vereinigten Evangelisch- 
Lutherischen Kirche und der Evangelischen Kirche der Union. Aber natürlich steht der 
Zusammenschluß drüben noch unter ganz anderem Zeichen. Und wie, falls er ver- 
wirklicht wird, das Verhältnis zur Evangelischen Kirche in Deutschland sich ordnen 
läßt, ist noch nicht zu sehen. Die Gespräche darüber sind weder drüben noch zwischen 
uns abgeschlossen, und gerade die erwähnten jüngsten Äußerungen von staatlicher 
Seite werden die Brüder nochmals zu Überlegungen bezüglich der kirchlichen Seite 
ihres Handelns nötigen ... 


VI 


Das bedeutendste ökumenische Ereignis der abgelaufenen Zeit war wohl die Voll- 
versammlung des Okumenischen Rates in Uppsala ... 

Einen ausführlichen Bericht über Uppsala kann und will ich nicht geben. Nur einige 
Gesichtspunkte seien herausgestellt. 

Als erstes unterstreiche ich die Bitte, daß die Ergebnisse von Uppsala soweit wie 
möglich in die Gemeinden getragen und dort verarbeitet werden, kritisch und auf- 
bauend ... Zum zweiten möchte ich, nachdem uns vorhin das Thema Kirche und Volk 
beschäftigt hat, auf die andere große Dimension hinweisen, in die uns Uppsala gestellt 
hat: die Kirche und die Welt, die Kirche und die Völker, die Kirche und die Menschheit. 
Wenn dieses eine Hauptergebnis nicht nur in dem Kreis der Delegierten selber, die es 
geradezu sichtbar dargestellt haben, sondern auch in den Gemeinden aufgenommen 
würde, so wäre dies ein ökumenisches Geschehen erster Ordnung. Menschheit ist ja eine 
biblische Erkenntnis voll ungeheurer Realität und mit weittragenden Konsequenzen ... 
Die neue Erkenntnis von der Katholizität der Kirche, die auf der Vollversammlung 
aufleuchtete, bot natürlich weniger Stoff für eine prickelnde Berichterstattung als ver- 
schiedene breitgetretene Episoden. Aber sie war ein lebendiger Funke, der zünden 
kann. Sie scheint mir auch ein legitimer Ausgangspunkt zu sein für die Stellung der 
Kirche zur Frage der allgemeinen Menschenrechte, auf die wir in diesem Jahr 1968 
besonders hingewiesen werden und deren vielfältige Mißachtung wir ebenfalls in diesem 
Jahr besonders beklagen müssen. Es gibt keine tiefere Begründung für diese Menschen- 
rechte als eben die angedeutete biblische Erkenntnis, die sich gewiß mit manchen anderen 
neuen Ideen verbindet. Eben darum aber wird die Kirche Jesu Christi an ihrem Teil 
für die Ausbreitung ihrer Kenntnis und für ihre Anerkennung eintreten, gerade wo 
sie nicht bekannt oder vielfach gefährdet ist ... 

Aber damit stehen wir schon vor der konkreten Aufgabe, die sich diese Synode 
selber gestellt hat. Ich will ... nur zu den beiden Stichworten „Frieden“ und „Gerechtig- 
keit“ einige Sätze sagen. Das Wort und den Dienst des Friedens ist die Kirche der Welt 
in seiner ganzen Fülle und in seiner ganzen Wahrheit schuldig. Dazu gehört auch die 
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Befreiung von den Manipulationen und Verfälschungen, die dieses Wort zu erleiden 
hat. Es ist vom Kreuz gezeichnet. Wagen wir es, so wahr vom Frieden zu reden, daß 
das Kreuz deutlich wird? So, daß die Seligpreisung dessen zu ihrem Recht kommt, der 
Frieden stiftet, und zugleich Jesu Wort, daß er nicht gekommen sei, den Frieden zu 
bringen, sondern das Schwert? Gott ist darin wunderbar, daß er seinen Frieden in die 
Mitte keines Friedens gesetzt hat, sagt Luther. In ständig neuen Situationen werden 
wir heute darauf aufmerksam gemacht. Die Kriegsereignisse im Nahen Osten 1967 
ließen viele ihre Friedensgedanken umdenken, ebenso wie die Ereignisse in der Tsche- 
choslowakei uns veranlassen können zu prüfen, ob wir mit unseren Friedensgedanken 
die unheimlichen Strukturen dieser Welt wahr und tief genug erfassen. Und wieder neue 
Aspekte tun sich auf, wenn der Friede mit der Frage der Gewalt und Gewaltlosigkeit 
oder mit den gärenden Ideen der Revolution sich auseinandersetzen muß ... 

Die Fragen der sozialen Gerechtigkeit, deren drängende Fülle seit der Genfer Kon- 
ferenz für Kirche und Gesellschaft 1966 sich uns besonders ins Bewußtsein geschoben hat, 
werden diese Synode vor allem beschäftigen. Mögen die Beratungen von Uppsala, an 
denen viele deutsche Teilnehmer maßgeblich beteiligt waren, bei uns rechte, gesunde 
Früchte bringen, in der Weise, daß der Dienst der Christenheit mit ihrem unverwechsel- 
baren Auftrag zum Zuge kommt! In der Diskussion in Uppsala brach hie und da eine 
Spannung zwischen Gerechtigkeit und Barmherzigkeit auf, manchmal sogar ein Gegen- 
satz. Während früher die Kirche Barmherzigkeit geübt habe, müsse sie jetzt der Gerech- 
tigkeit Raum geben. Es ist etwas dran: Man kann Barmherzigkeit mißverständlich üben, 
so daß sie die Gerechtigkeit verletzt. Andererseits möge die Kirche nicht eine Gerech- 
tigkeit ohne Barmherzigkeit verkündigen, denn die Gerechtigkeit, aus der die Barm- 
herzigkeit ausgezogen ist, führt uns ins Gericht. Leben wir nicht davon, daß Gott den 
Gottlosen in seiner Gnade rechtfertigt? Gerechtigkeit und Barmherzigkeit liegen bei 
ihm ineins. 


IV 


Der Dialog mit der römisch-katholischen Kirche ist auf mancherlei Ebenen fortgeführt 
worden. Mit dem Vorsitzenden der Deutschen Katholischen Bischofskonferenz, Kardi- 
nal Döpfner in München, hat der Vorsitzende des Rates, der auch in München wohnt, 
guten Kontakt in der Weise der Freiheit, alles miteinander besprechen zu können. Auch 
die Gespräche zwischen den Viererdelegationen des Rates der Evangelischen Kirche in 
Deutschland und der Deutschen Katholischen Bischofskonferenz unter Kardinal Jäger 
wurden fortgeführt. Dialog geschieht im Zuhören. So waren wir, als im vergangenen 
Jahr das 450. Jubiläum der Reformation gefeiert wurde, dankbar überrascht, wie aktiv 
die römisch-katholischen Mitchristen zuhörten, auch mit der Frage, was denn heute die 
Reformation für die ganze Christenheit bedeute. Umgekehrt konnten wir in der letzten 
Zeit den bewegten Verhandlungen des Katholikentages in Essen „Mitten in der Welt“ 
zuhören — was für Parallelen neben allen Unterschieden, die hüben und drüben vor- 
handen sind! Wie wird der nächste deutsche evangelische Kirchentag, der nächste Ka- 
tholikentag aussehen? 

In der schwierigen Mischehenfrage lassen sich bisher leider keine weiterführenden 
konkreten Ergebnisse feststellen. Doch sei neben dem positiven Arbeiten an der ge- 
meinsamen Übersetzung biblischer Texte ein ökumenisches Zeichen genannt, das auf 
beiden Seiten überraschend großes Interesse gefunden hat. Es ist der gemeinsame Text 
des Vaterunsers für den deutschsprachigen Raum — kein Heilsereignis, aber ein Zeichen, 
daß es hüben und drüben Menschen gibt, die miteinander beten und die gemeinsam 
beten wollen ... 

Es konnte nicht ausbleiben, daß die Diskussion über die jüngste päpstliche Enzyklika 
„Humanae vitae“ vom 25. 7. 1968 auch in unseren Raum hinein Wellen schlägt. Auch 
dies gehört zum ökumenischen Gespräch, daß wir einer Diskussion nicht ausweichen, 
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selbst wenn sie die Unterschiede deutlicher macht. Dabei geht es nicht nur um die Sach- 
fragen, sondern fast mehr noch um die Problematik der Autorität des päpstlichen 
Lehramtes, die damit wieder einmal zur Diskussion gestellt ist. Bisher haben wir uns im 
Raum der Evangelischen Kirche in Deutschland mit der Diskussion zurückgehalten. 
Heute muß ich einige Sätze dazu sagen. 

a) Man muß dem Papst die Ehre antun, daß man die Enzyklika sehr genau studiert 
und ernst nimmt. Die Ausführungen über die rechte Weitergabe des menschlichen Le- 
bens, über verantwortliche Elternschaft und über die Treue zum Schöpferwillen Gottes 
haben nicht nur wichtige Wahrheiten ins Gedächtnis gerufen, sondern auch — das zeigt 
die Reaktion — den Zeitgeist an einer sehr empfindlichen Stelle getroffen, wo er nicht auf 
der biblischen Linie liegt. Wir Evangelischen, die hier oft allzu nachgiebig sind, sollten 
das nicht übersehen. Das europäische Abendland, in dem man nach dem Geheimnis 
des Lebens greift, braucht die Erinnerung an die Heiligkeit des Lebens. Gewiß stellt 
auch die Bevölkerungsexplosion schwere und schwerste Probleme. Aber es ist mir schon 
die Frage, ob die Pille entscheidend dazu hilft, den Hunger zu vertreiben. Da ist wahr- 
scheinlich mehr an andere Kräfte des Menschen zu appellieren. Haben nicht hochzivili- 
sierte Völker der Welt bereits derart niedrige Geburtenziffern, daß man sich fragen muß, 
ob nicht für das Überleben, wenn wir schon bis in diesen Bereich für die Zukunft 
planen, ganz andere Ratschläge zu geben wären, als sie heute meist auftauchen? 

b) Aber warum ist nun doch auch weithin im bewußt katholischen Volk diese En- 
zyklika mit Enttäuschung und Ratlosigkeit aufgenommen worden? Die Antwort, die 
wir als evangelische Christen geben müssen, kleide ich in eine Gegenfrage: Ist uns hier 
wirklich die aus der Heiligen Schrift geschöpfte Lehre von der Ehe, von der Weitergabe 
des Lebens und von den Höhen und Tiefen ehelicher Gemeinschaft dargeboten, die vom 
Gebot Gottes und vom Evangelium, von der Sünde und von der Vergebung der 
Sünden bestimmt ist? Ernste Katholiken selber bedauern die Starrheit mancher Be- 
griffe und die mangelnde Einsicht in die Wirklichkeit des ehelichen Lebens. Kann der 
Begriff des Naturgesetzes so im Vordergrund stehen? Auf zwei biblischen Worten, 
wenn man will, steht die Ehe gleicherweise, beide sind ein Segen im Gebot und mit dem 
Segen ein Auftrag: „Seid fruchtbar und mehret euch“ und „Es werden die zwei ein 
Fleisch sein.“ Gewissermaßen zwischen diesen beiden Worten spannt sich die Ehe aus. 
Ist es aber die so gesegnete und die mit dem Kreuz gezeichnete vielfältige Wirklichkeit 
der Ehe, die uns im Gesetz der Enzyklika begegnet, für die die Heilige Schrift einfach 
die Anweisung gibt, daß sie in dem Herrn geführt werde? Das Fragen nach dem 
Willen Gottes, mit dem wir uns gewiß in der Gemeinschaft der Kirche und ihres Lebens 
bewegen, wird mit dieser Anweisung zugleich ein sehr differenziertes, immer neues 
persönliches Fragen, wobei unter dem Gebot die einen so, die anderen so geführt werden 
können, wenn sie nur auch mit den hier notwendigen Entscheidungen gewissermaßen 
als die Kinder Gottes unter dem Vaterunser bleiben. 

c) Damit aber hat für unser Auge das Erscheinen dieser Enzyklika über das Sach- 
problem hinaus die Frage nach der Autorität des päpstlichen Lehramtes wieder einmal 
ins Rollen gebracht. Dies ist nun freilich eine Seite der Sache, bei deren Klärung wir 
Evangelische dem römisch-katholischen Mitchristen zunächst nur mehr zuhören können. 
Dabei wird nicht zu vergessen sein, daß an der Frage nach der Autorität des Papst- 
tums sich die Geister hart stoßen und auch das ökumenische Gespräch auf eine ernste 
Probe gestellt ist. Die Erinnerung an die Zeit vor 100 Jahren, wo das päpstliche Un- 
fehlbarkeitsdogma entstand, mag dabei nicht ohne Bedeutung sein. 


VII. 


Gerade im Anschluß an diese Bemerkung zum Stand des ökumenischen Gesprächs 
möchte ich drei Seiten der ökumenischen Verantwortung der reformatorischen Kirchen 


herausstellen ... 
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a) Mein ganzer Bericht wollte die Erkenntnis stärken, welch große Bedeutung für die 
Christenheit heute die reformatorische Wiederentdeckung des allgemeinen Priestertums 
der Gläubigen hat, in dem der Christenmensch und die Christengemeinde in der Un- 
mittelbarkeit des Lebens vor Gott steht. Die Kirche des allgemeinen Priestertums der 
Gläubigen scheint mir die der heutigen Situation entsprechendste Existenzweise der 
Gemeinde Jesu Christi überhaupt zu sein. Ich muß in alles Kritische heute hinein auch 
etwas ganz Positives sagen. Eine der großen Gaben Gottes an die Kirche heute ist doch 
dies, daß viele Menschen aus allen Berufen und Ständen bereit sind, als Christen verant- 
wortlich mitzudenken, zu reden und zu handeln, wenn es um den Dienst der Christen 
in der Welt geht, in Kommissionen und Kirchenvorständen, in Gruppen jeder Art ... 
Alles, was an dem Ruf nach stärkerer Demokratisierung der Kirche, nach der Mündig- 
keit der Gemeinde richtig ist, kann verwirklicht und geklärt werden durch die Prakti- 
zierung des allgemeinen Priestertums der Glaubenden. 

b) Ich weiß, daß vor allem der Träger des geistlihen Amtes hier umlernen muß hin 
zur Bereitschaft, Verantwortung abzugeben; noch mehr, die Gemeinde Jesu Christi in 
ihrer Eigenständigkeit zu ehren. Gerade dadurch würde doch wohl der reformatorische 
Auftrag der viva vox evangelii, nämlich das Wort Gottes auftragsgemäß, glaubwürdig 
und gegenwartsgemäß auszurichten, in seiner Freiheit und Klarheit dem Träger des 
Amtes wieder deutlicher werden und ihn aus Resignation und Müdigkeit herausrei- 
ßen ... Ein katholischer Priester hat über das, was Lateinamerika nötig sei, geschrieben: 
„Dieser äußerlich so katholisch erscheinende Subkontinent bedarf einer wahren, tiefen 
und aufrüttelnden Begegnung mit dem Wort Gottes.“ Zu solcher Begegnung unermüd- 
lich zu helfen ist ein Auftrag der Reformation für die ganze Christenheit. 

c) Eine Gemeinde des allgemeinen Priestertums mit der viva vox evangelii, mit dem 
lebendigen Wort Gottes im Ohr, wird auch in dieser heutigen Welt der Sichtbarkeit 
und des Sehenwollens offen sein für die von der Reformation neu entdeckte Existenz- 
weise der Christen, die man die Existenz des Glaubens nennt, mit ihrem Risiko und 
ihrer Gewißheit, mit ihrer Schmerzhaftigkeit und ihrer herben Kraft ... Das ist der ver- 
borgene Reichtum der Kirche Jesu Christi, solange sie auf dem Wege ist. Im Glauben 
kann sie dienen und leiden, Erfolg und Mißerfolg tragen, kann sie gehen im Osten und 
im Westen, und wenn Gott die Welt so lange stehen läßt, vom Jahr 1968 hin auf das 
Jahr zweitausend! 


Das Hauptthema der Synodaltagung wurde in fünf großen Referaten behandelt. 
Es sprachen: 

Dr. M. Kohnstamm, Brüssel, Vorsitzender des „Ausschusses der Römisch- 
Katholischen Kirche und des Okumenischen Rates der Kirchen für Gesellschaft, 
Entwicklung und Frieden“, über „Entwicklungsprobleme zur Weltgesellschaft“ ; 

Professor Dr. K.-H. Sohn, Essen, Vorstandsmitglied der Alfred-Krupp- 
von-Bohlen-und-Halbach-Stiftung, Inhaber des volkswirtschaftlichen Lehrstuhls 
an der Sozialakademie in Dortmund über „Strukturprobleme der Industrie- 
gesellschaft“; 

Professor D. H. Gollwitzer, Professor für Systematische Theologie an der 
Freien Universität und an der Kirchlichen Hochschule in Berlin, über „Die Welt- 
verantwortung der Kirche in einem revolutionären Zeitalter“; 

Professor P. Krusche, Professor für Praktische Theologie in München, über 
„Perspektiven einer Kirche von morgen“; 

Oberstudienrätin Dr. E. Büchsel, Hannover, über „Chancen des Laien“. 

Der ungekürzte Abdruck der Vorträge würde mehr als 100 Buchseiten bean- 
spruchen und damit die Grenzen des zur Verfügung stehenden Raumes weit 
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überschreiten. Es seien deshalb - ohne daß damit eine Wertung vorgenommen 
wäre — zwei Referate im Auszug, von einem dritten die zugrunde liegenden 
Thesen wiedergegeben; darüber hinaus werden einige wichtige Beiträge aus der 
Diskussion im Plenum aufgeführt. 


ENTWICKLUNGSPROBLEME ZUR WELTGESELLSCHAFT 


Dr. Max Kohnstamm 


Heute morgen müssen wir über die Entwicklungsprobleme zur Weltgesellschaft nach- 
denken, versuchen, einen Überblick über die heutige Weltsituation zu bekommen, eine 
Art Lagebericht herzustellen. Diesen Lagebericht brauchen wir, um ein besseres Bild 
der Probleme des Menschen in unserer heutigen Welt zu erhalten und dadurch ein 
besseres Verständnis zu bekommen von dem politischen Dienst, den unsere Kirchen in 
unserer Zeit zu erfüllen haben. 


Drei Merkmale der heutigen Weltlage und aus diesen Merkmalen 
erwachsende allgemeine Aufgaben 


Als charakteristisch für die heutige Weltlage möchte ich drei Merkmale hervorheben: 
Erstens: die wachsende Beherrschung der Natur, die zur Folge hat, daß die gesellschaft- 
lichen Strukturen einen immer größeren Einfluß auf unser Leben ausüben; zweitens: die 
Beschleunigung dieses Prozesses, wodurch Änderungen im Leben und in der Welt immer 
schneller vor sich gehen; drittens: das Entstehen einer wachsenden weltweiten Inter- 
dependenz und die daraus folgenden weltweiten Strukturprobleme. 


Erstes Merkmal 


Wenden wir uns zunächst dem erstgenannten Merkmal zu: zunehmende Beherrschung 
der Natur und infolgedessen wachsender Einfluß der gesellschaftlichen Strukturen auf 
unser Leben. 

Die Geschichte des Menschen ist die Geschichte seiner zunehmenden Herrschaft über 
die Natur, die Geschichte der Unterwerfung der Erde durch den Menschen, die Ge- 
schichte seiner „Herrschaft über des Meeres Fische, über des Himmels Vögel und über alle 
Lebewesen, die auf Erden wimmeln!“ (Genesis 1,28). 

Nichts in unserem Leben, von unserer Geburt bis zu unserem Tode, ist heute der 
Natur ganz überlassen. 

Das, was das Leben des Menschen beherrscht, trägt immer die Möglichkeit in sich, 
dieses zu schützen oder zu zerstören. Nächstenliebe, Barmherzigkeit bedeutet immer, 
schützen gegen das, was das Leben des Nächsten zu zerstören droht. 

Nächstenliebe zur Zeit des barmherzigen Samariters war etwas Direktes: den von der 
Natur Bedrohten im eigenen Hause aufnehmen, sich zwischen den bedrohenden Mäch- 
tigen und den Bedrohten stellen, dem unter die Räuber Gefallenen zu helfen, leben 
nach den einfachen Rechtsregeln, die eine primitive Gesellschaft aufgebaut hatte, um das 
Leben des Menschen zu schützen. 

Das alles gibt es auch heute noch. Das Haus des Nachbarn brennt, eine Ernte miß- 
lingt. Ein Mensch wird von der Härte eines anderen bedroht und bedarf der Barm- 
herzigkeit. Wachsende Naturbeherrschung und die damit verbundene Weiterentwick- 
lung von organisierter Zusammenarbeit der Menschen bedeutet aber eine zunehmende 
Beherrschung des menschlichen Lebens durch gesellschaftliche Strukturen. Auch für 
Strukturen gilt, daß sie das menschliche Leben schützen und bedrohen können. Aber es 
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handelt sich gegenüber dieser Bedrohung nicht um dieselbe, sozusagen elementare Barm- 
herzigkeit der Samariter. Ee. 

Bei einer Bedrohung durch Strukturen reichen Ol und Wein für die Wunden nicht 
aus, die Strukturen selbst müssen geändert werden. An sich ist diese Notwendigkeit, 
auf die Strukturen Einfluß zu nehmen, nicht neu. Sobald es sich um die Ausarbeitung 
von Rechtsregeln handelt, handelt es sich zu gleicher Zeit um gesellschaftliche Strukturen. 
Vom Sinai ab wird in der Bibel auch über gesellschaftliche Strukturen gesprochen. Auch 
der Samariter geht über den direkten persönlichen Kontakt hinaus. Er gibt dem Wirt 
Silbergroschen, denn er kennt die Struktur des Hotelwesens, und durch seine Tat er- 
möglicht er es dieser Struktur, Barmherzigkeit fortzusetzen, obwohl er, der Samariter 
selbst, nicht mehr in persönlicher Beziehung zu dem unter die Räuber Gefallenen steht. 

In unserer heutigen Situation aber gibt es zwei neue Elemente: 

1. Obwohl es immer Beherrschung der Natur gegeben hat, ist die zunehmende Be- 
herrschung der Natur und das Zunehmen der organisierten Zusammenarbeit der Men- 
schen zu einem der bestimmenden Merkmale unserer Welt geworden. Die Quantität der 
Naturbeherrschung hat eine neue Qualität geschaffen. Mehr denn je muß sich deshalb 
Barmherzigkeit gesellschaftlichen Strukturen zuwenden, wird Barmherzigkeit: dafür zu 
sorgen, daß die gesellschaftlichen Strukturen dem Menschen dienen und ihn nicht zerstören. 

2. Moderne Wissenschaft vermittelt eine viel tiefere Einsicht in das Funktionieren 
von gesellschaftlichen Strukturen, als es früher der Fall war. Kein Mensch hat zu dieser 
neuen Erkenntnis so viel beigetragen wie Karl Marx. Im Hinblick auf diese Entwick- 
lungen haben wir keine Entschuldigung, wenn wir nicht das tun, was heute not tut: im 
Dienst an unserem Nächsten die gesellschaftlichen Strukturen, die sein Leben beherrschen, 
mit in Betracht ziehen. Ich möchte versuchen, an einigen Beispielen klarzumachen, wie 
gesellschaftliche Strukturen konkret das menschliche Leben beeinflussen können. 

Wir alle glauben an die Freiheit des Menschen. Aber zur gleichen Zeit wissen wir, 
daß das Handeln eines Menschen teilweise durch außerhalb von ihm stehende Kräfte 
bedingt wird. Wie Paul Tillich sagt, hat der Mensch freedom and destiny: seine Freiheit 
ist nicht unbedingt, doch sie wird von seinem Schicksal mitbestimmt. 

Zum Beispiel: Ich habe zugesagt, zu einer bestimmten Stunde in eine Sitzung zu 
kommen. Damit ich mein Versprechen einhalte, fahre ich zeitig ab. Auf einmal befinde 
ich mich in einer Verkehrsstauung. Ich kann weder nach vorn noch nach hinten, kann 
auch meinen Wagen nicht einfach auf der Straße stehen lassen. Meine Freiheit, zu tun, 
was ich versprochen habe und tun möchte, ist mir durch diese Verkehrsstruktur ge- 
nommen. Oder auch: In England führen alle Straßen und Schienen nach London. Wer 
deshalb von Oxford nach Cambridge gehen will, muß über London fahren — obwohl 
das ein großer Umweg ist. Die Struktur der Verbindungen fördert Beziehungen mit 
London, erschwert direkte Beziehungen zwischen Oxford und Cambridge. 

Gerade die Soziologie hat uns nun gelehrt, wie groß der Einfluß von gesellschaft- 
lichen Strukturen auf das Leben des Menschen, auf sein Verhältnis zu seinem Nächsten 
und seiner Umwelt ist. Gesellschaftliche Strukturen: das sind Verfahrensregeln und Ge- 
setze, geschriebene und ungeschriebene, es ist die Gesamtheit von sozialen Faktoren, die 
unser Sein mitbestimmen, den Raum unserer Freiheit einengen, Teil unseres Schicksals sind. 

Diese Strukturen aber sind keine Naturereignisse, sie können von Menschen geändert 
werden. Es kann eine direkte Straße von Oxford nach Cambridge gebaut werden. Was 
ein Mensch aber nicht kann, ist, sich der Macht dieser Strukturen entziehen. 

Of ist er mit seinem Nächsten nicht direkt, aber auch oder sogar nur durch gesell- 
schaftliche Strukturen verbunden. Nun gibt es aber Strukturen, die ein gutes Verhältnis 
zum Nächsten fördern, und andere, die es gefährden oder sogar zerstören. 

l Wahrscheinlich werden wir darüber einig sein, daß ein völliges „Laissez faire“ sowie 
ein völlig zentral geplantes und zentral dirigiertes Wirtschaftssystem ein destruktives 
Modell für nachbarliche Beziehungen bildet. Der einzelne kann der Herrschaft dieser 
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Strukturen nicht entgehen. Der Arbeitgeber, der in einem „Laissez faire“ nach sozialer 
Gerechtigkeit strebt, wird von seinem Konkurrenten vernichtet. Derjenige, der in einer 
völlig zentral geplanten und zentral dirigierten Wirtschaft arbeitet, wird jeder echten 
Mitverantwortung und Anteilnahme am Prozeß enthoben. Auch eine koloniale Struk- 
tur ist destruktiv für die menschlichen Beziehungen innerhalb dieser Struktur. Wo eine 
Nation eine andere beherrscht, ist die Würde von beiden getroffen; unübersteigbare 
Mauern entstehen zwischen Mensch und Mitmensch. Freundschaft und Liebe werden 
unmöglich, und der Mensch wird gegen den Menschen unerbittlich aufgehetzt ... 

Nach Thucydides tun in internationalen Beziehungen die Starken, was sie können, 
und die Schwachen leiden, was sie müssen. Auf diesem Gebiet hat sich seitdem nicht 
vieles verändert. Ist es möglich, daß die Struktur der internationalen Beziehungen an 
sich für das amoralische Handeln im Gebiet der internationalen Beziehungen mehr als 
die Staatsmänner zu tadeln ist? Woraus besteht in diesem Falle das Übel in den inter- 
nationalen Beziehungen? Seit der Zeit des Thucydides sind internationale Beziehungen 
die Beziehungen von Personen geblieben, die das Recht fordern, das Gute und das Böse 
für sich selbst zu entscheiden und danach zu handeln. Es ist unmöglich, im voraus zu 
sehen, wie der freie Mensch handeln wird. Wie der barmherzige Samariter mag er seinen 
Nachbarn erkennen und ihm helfen, oder er mag ihn nicht erkennen und an ihm vorbei- 
gehen, oder er mag ihn auch feindlich angreifen und ihn halbtot auf der Straße nach 
Jericho liegenlassen. Jede Begegnung von Menschen ist also, wie Kant gesagt hat, eine 
totgefährliche Angelegenheit, es sei denn, daß diese Begegnung unter dem Schutz des 
Gesetzes stattfindet. In einer Begegnung außerhalb einer von dem Gesetz verwalteten 
Struktur bedroht mich schon das einfache Sein eines anderen Menschen. Ein Geächteter 
ist derjenige, der „vogelfrei“ ist. Ja, frei wie ein Vogel und genauso ungeschützt. Inner- 
halb menschlicher Gesellschaften haben sich politische Strukturen entwickelt, die die 
unvoraussehbaren Wirkungen von menschlicher Freiheit bändigen und einschränken. Aber 
das ist nicht der Fall in internationalen Beziehungen. Es folgt, daß, obgleich zeitweilige 
Freundschaft und Bündnisse nicht ausgeschlossen sind, kein Volk sich gegen das Ver- 
halten eines anderen sichern kann, es sei denn durch seine eigene Macht. Kriegskünste 
und andere List, die gleichzeitig in alle Richtungen ... zielen, sind die schrecklichen Folgen 
dieser Struktur. 

Die durchaus seltene Erscheinung von verbrecherischen (oder geisteskranken) Männern 
in internationalen Beziehungen soll die Tatsache nicht verbergen, daß die meisten 
internationalen Konflikte und Spannungen das Ergebnis der Struktur der internatio- 
nalen Beziehungen und ihrer inneren Dynamik sind. Staatsmänner lügen nicht, wenn 
sie sagen, daß ihre Nation bedroht ist, ihre Nationen sind es immer. 

Unser Verhältnis zum Nächsten wird also aufs tiefste von gesellschaftlichen Struk- 
turen beeinflußt. Deshalb müssen wir uns diesen Strukturen zuwenden, versuchen, de- 
struktiven Strukturen auf die Spur zu kommen und sie abzuändern, damit sie die 
Nächstenliebe fördern werden. 

Einen Weg zurück, weg von der zunehmenden Beherrschung der Natur, von dem 
infolgedessen wachsenden Einfluß von Organisation und gesellschaftlichen Strukturen 
gibt es aber nicht! Das zu versuchen, kann nur ins Verderben führen. Es gibt keinen 
Weg zum Nächsten, der aus unserer technischen, naturbeherrschenden komplizierten 
Welt in eine goldene Vergangenheit zurückführt. Es gibt nur einen Weg weiter in diese 
unsere moderne Welt hinein, den Weg zur fortschreitenden Naturbeherrschung, zu 
besseren, d. h. barmherzigeren, dem menschlichen Leben dienenden Strukturen. 


Aufgaben im Zusammenhang mit dem ersten Merkmal 


Welche allgemeinen Aufgaben erwachsen uns nun aus diesem ersten Merkmal? Schon 
seit langem ist dem Homo Faber der Teufelslehrling ein Alptraum. Heute haben wir 
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nicht mehr mit einem Alptraum, sondern mit einer Wirklichkeit zu tun: die technische 
Beherrschung der Natur wird zu einer wirklichen Bedrohung. Deshalb müssen wir 
lernen, die Beherrschung der Natur zu beherrschen, statt von ihr beherrscht zu werden. 
Dazu nun brauchen wir vor allem Rationalität — nicht weniger, sondern mehr Rationa- 
lität. Nicht eine Politik der Emotion, nicht eine Politik des totalen Glaubens, nur eine 
Politik der Rationalität kann uns helfen, die komplizierte Organisation der mensch- 
lichen Zusammenarbeit und die gesellschaftlichen Strukturen, die die Folge der zuneh- 
menden Naturbeherrschung sind, zu durchschauen und so zu meistern, daß sie dem 
Menschen wirklich dienen. 


Zweites Merkmal 


Das zweite Merkmal ist die wachsende Geschwindigkeit dieser zunehmenden Naturbe- 
herrschung und daraus folgend das außerordentlich hohe Tempo, mit dem sich heute 
unsere Welt ändert. Klagen darüber, daß sich die Welt ändert, aber nicht verbessert, 
hat es immer gegeben. Aber auch hier haben wir heute mit einer Art Qualitätsänderung 
durch Zunahme der Quantität zu tun. Ich möchte nur ein Beispiel anführen, das ich 
einer Rede eines bekannten amerikanischen Management- und Efficiency-Experten ent- 
nehme: „Bis zum Jahre 1945, als der erste elektronische Computer gebaut wurde, war 
die Schnelligkeit, mit der die Menschen zählen konnten, seit tausend Jahren unverändert 
geblieben: die Schnelligkeit eines Rechenschiebers. Von einem Tag zum anderen wurde 
die Schnelligkeit fünfmal so groß. Von 1945 bis 1951 wurde sie noch mal um hundertmal 
größer und von 1951 bis jetzt noch einmal tausendmal so groß. Wir rechnen nun in 
Nanosekunden - das ist der milliardste Teil einer Sekunde. Eine Nanosekunde verhält 
sich zu einer Sekunde wie eine Sekunde zu dreißig Jahren. Es ist schwierig, diese Ge- 
schwindigkeit zu begreifen. Aber für einige Probleme ist diese Schnelligkeit noch nicht 
groß genug“ (John W. Diebold). 

Was bedeutet diese wachsende Geschwindigkeit der zunehmenden Naturbeherrschung 
nun für unser Leben und für das Verhältnis zu unserem Nächsten? 

Materielle Dinge ändern sich schnell. Die gesellschaftlichen Strukturen dagegen ändern 
sich nur langsam. Es gibt zum Beispiel kein gemeinsames Maß zwischen der Beschleuni- 
gung des Rechners, wie es die Maschine zustande bringt, und der Beschleunigung im 
Rechnenlernen eines Menschen, oder auch der Änderungen, die in den Methoden 
dieses Rechnenlernens zustande kommen. Diese bestehende und noch immer wachsende 
Kluft, diese Diskrepanz, hat große Spannungen zur Folge. 

Ein Beispiel dieser Diskrepanz ist die Geschwindigkeit, mit der neue und immer 
vernichtendere Waffen entwickelt werden, und die Trägheit, mit der die Strukturen 
der internationalen Beziehungen sich ändern. Wie wir sahen, sind es nicht die Waffen, 
die zum Krieg führen, sondern die destruktiven Kräfte, die der traditionellen Struktur 
internationaler Beziehungen innewohnen. Uns durch diese Diskrepanz bedroht fühlend, 
neigen wir dazu, nach Bösewichten zu suchen. Aber unsere emotionelle Empörung 
stößt ins Leere, denn es gibt keine Bösewichte, denen man auf die Spur kommen kann. 
Hilfe wird nur das schwere, geduldfordernde Werk der Änderung der Struktur bringen. 

Ich möchte noch auf eine zweite Folge dieser fortlaufenden Beschleunigung hin- 
weisen. Wirkliches Menschsein erfordert Geschichtsbewußtsein und Hoffnung. Der Mensch 
muß wissen, woher er kommt, sich mit seiner Herkunft verbunden fühlen. Verschwindet 
dieses Gefühl, dann entfremdet der Mensch, wird zum Vagabund, hin und her ge- 
trieben wie ein Blatt im Herbststurm. Ohne Hoffnung aber, ohne eine, sei es auch noch 
so unbestimmte Überzeugung, daß das Leben Sinn hat, ist wirkliche Menschlichkeit 
unmöglich. Die wachsende Beschleunigung der Naturbeherrschung und die daraus fol- 
gende wachsende Geschwindigkeit der Änderungen in unserer Welt bedrohen des 
Menschen Halt in seiner Geschichte. Die Diskrepanz zwischen der Geschwindigkeit der 
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technischen Änderungen und der Schwerfälligkeit der Neubildung von adäquaten 
Strukturen untergräbt das Gefühl, daß das Leben mehr ist als ein blindes Hin und Her. 
So droht der Mensch, mit seiner Vergangenheit nicht mehr verbunden, ohne Hoffnung 
auf die Zukunft, sich im leeren Raum zu verlieren. Auch hier aber gibt es keinen Weg 
zurück. Wie die Beherrschung der Natur, so kann auch die Beschleunigung dieser An- 
derungen nicht aufgehalten werden. Und auch hier kann das Suchen nach Bösewichten 
keine Hilfe bringen, sondern nur die mühsame Arbeit des Umformens und der Neu- 
schaffung der gesellschaftlichen Strukturen. Nur dadurch kann die beschleunigte Be- 
herrschung der Natur in den Dienst des Menschen gestellt werden. 


Aufgaben im Zusammenhang mit dem zweiten Merkmal 


Diese Situation fordert von uns, daß wir treu zu unserer Geschichte und zu unserer Zu- 
kunft stehen; weiter wiederum Rationalität, um die Aufgabe der Strukturänderung und 
-neubildung in einer sich materiell immer schneller ändernden Welt durchführen zu kön- 
nen. Emotion und Dogmatismus werden uns dabei nicht helfen. 


Drittes Merkmal 


Das dritte Merkmal ist das Entstehen einer wachsenden, weltweiten Interdependenz, 
ohne daß die Strukturen schon da sind, die diese Interdependenz zu einem Zusammen- 
gehen anstatt zu einem ständigen Gegeneinander machen können. 

Solange der neuen Interdependenz adäquate Strukturen nicht da sind, kann von einer 
Weltgesellschaft nicht gesprochen werden, bleibt Weltgesellschaft ein Imperativ, kein 
Präsens. „Gesellschaft“ ist nur das, was ein Mindestmaß an Ordnung und Regeln hat. 
Das fast oder völlig Unorganisierte kann man kaum Gesellschaft nennen. 

Wir sind so daran gewöhnt, das, was in Washington oder Moskau, Kairo oder Jeru- 
salem, Hanoi oder Saigon geschieht, in unserem Wohnzimmer mitzuerleben als etwas, das 
unser Leben direkt berührt, daß wir leicht vergessen, wie neu diese Interdependenz ist. 

Lange kannte die Welt nur, was die deutschen Historiker und Soziologen eine „ge- 
schlossene Hauswirtschaft“ nannten. Allmählich sind daraus in der Neuzeit Volkswirt- 
schaften entstanden. Das bedeutete staats- oder nationsweite wirtschaftliche Interdepen- 
denz. Interdependenz der Volkswirtschaften — also Welthandel - ist aber relativ neu. 
Selbstverständlich gibt es schon seit Jahrtausenden einen gewissen Welthandel. Aber das 
Leben der großen Mehrheit der Menschen wurde durch diesen kaum berührt. Als einer 
der ersten sah Marx die neue weltweite Interdependenz, dachte über die Umwälzung 
nach, die diese mit sich brachte - und noch heute mit sich bringt. Im Kommunistischen 
Manifest heißt es: „Die große Industrie hat den Weltmarkt hergestellt, der die Ent- 
deckung Amerikas vorbereitete. Der Weltmarkt hat dem Handel, der Schiffahrt, den 
Landkommunikationen eine unermeßliche Entwicklung gegeben ... Das Bedürfnis nach ei- 
nem stets ausgedehnteren Absatz für ihre Produkte jagt die Bourgeoisie über die ganze 
Erdkugel ... Die Bourgeoisie hat durch die Exploitation des Weltmarktes die Produktion 
und Konsumption aller Länder kosmopolitisch gestaltet. Sie hat zum großen Bedauern 
der Reaktionäre den nationalen Boden der Industrie unter den Füßen weggezogen ... An 
die Stelle der alten lokalen und nationalen Selbstgenügsamkeit und Abgeschlossenheit 
tritt ein allseitiger Verkehr, eine allseitige Abhängigkeit der Nationen voneinander“ 
(Karl Marx: Kommunistisches Manifest). 

Landwirtschaftliche Entscheidungen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft berüh- 
ren heute Menschen in den entferntesten Winkeln der Erde. Beschränkung der Geld- 
zirkulation in den Vereinigten Staaten oder in der Bundesrepublik können den Ent- 
wicklungsplan eines anderen Landes völlig durcheinanderbringen. Eine außerordentliche 
Kaffee-Ernte in einem Lande kann ein anderes ruinieren. Erfindung eines neuen syn- 
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thetischen Produkts in einem Teil der Erde kann Hunger und Arbeitslosigkeit in einem 
anderen Teil der Erde zur Folge haben. 

Um dieser Interdependenz, diesem Kleingewordensein der Erde Ausdruck zu geben, 
hat Barbara Ward unsere Welt Raumschiff „Erde“ genannt. Gut und sicher aber fährt ein 
Schiff nur, wenn sich jedes Mitglied der Mannschaft der Verantwortung für das Ganze 
bewußt ist, sich in das Ganze einfügt. Ohne ein Mindestmaß an Regeln und Ordnung, 
d. h. Strukturen, ist das aber unmöglich. Jedes Mitglied der Mannschaft des Raumschiffs 
„Erde“, das heißt, jede Nation unserer Welt, jeder ihrer Bürger handelt heute noch fast 
ohne sich seiner Verantwortung für das Schiff, für das Ganze, bewußt zu sein, ohne den 
Mitmenschen, den Nächsten außerhalb der Grenzen seines Landes in politisches Handeln 
miteinzubeziehen. Carl Friedrich von Weizsäcker hat das schöne Wort „Weltinnenpoli- 
tik“ geprägt. Gute Innenpolitik bedeutet, den Teilinteressen Rechnung tragend, dennoch 
das Interesse des Ganzen zu sehen und zu fördern. Die Voraussetzungen für eine gute 
Weltinnenpolitik sind gerade dieselben wie die für eine gute staatlich begrenzte Innen- 

olitik. 

, Was sind diese Voraussetzungen? Ohne für alle Bürger gültige Rechtsregeln, ohne In- 
stitutionen, um diese Rechtsregeln festzulegen und anzuwenden, gibt es keine Innen- 
politik. Das aber sind nur formale Bedingungen. Denn Rechtsregeln und Institutionen 
führen in unserer Zeit nur dort zu einer einigermaßen menschenwürdigen Innenpolitik, 
wo die Rechtsregeln im großen und ganzen als gut und gerecht empfunden werden, wo 
also nicht zu scharf auseinander klaffende Auffassungen bestehen über das, was gut und 
gerecht ist. Eine einigermaßen menschenwürdige Innenpolitik ist außerdem nur da mög- 
lich, wo ohne Zerfleischung des Staatswesens und der Nation Rechtsregeln angepaßt 
werden können an ein sich immer änderndes Rechtsgefühl; wo die mit der Anwendung 
des Rechtes beauftragten Institutionen Macht haben, um das Recht zu erhalten, aber 
auch zur gleichen Zeit so viel Autorität haben, daß die Machtanwendung Ausnahme 
bleibt. Denn Recht, Macht und Liebe gehören zusammen! ... Ohne Macht ... bleibt Recht 
nur eine Idee, ein schöner Gedanke, eine Aspiration, keine Wirklichkeit. Ohne Recht 
dagegen ist Macht bloße Erdrückung. Ohne Liebe wird Recht zur Ideologie, zum Herr- 
schaftsmittel einer Gruppe. Ohne Recht und Macht wird Liebe zur Sentimentalität, ein 
Gefühlsstrom, der am Nächsten vorbeigeht wie Wind an einem Hause. Deshalb ist In- 
nenpolitik, sei es in einem Land, sei es in der Welt, nur da möglich, wo Recht, Macht und 
Liebe zusammen existieren, wo die Menschen wissen um ihr Verbundensein, das heißt: 
wo es Gemeinschaft gibt. 

Ohne Gemeinschaftsbildung kann es nicht zur Weltinnenpolitik kommen. Und Welt- 
innenpolitik ist notwendig, damit in unserer naturbeherrschenden, blitzschnell sich än- 
dernden Welt für mich selbst und meinen Nächsten ein menschenwürdigeres Leben mög- 
lich gemacht wird — damit ich wirklich Nächster werden kann. 

Gemeinschaftsbildung aber ist etwas sehr Schwieriges, denn es bedeutet, solidarisch 
werden mit denen, die man nicht sieht, die man niemals sehen wird, sie dennoch als Mit- 
bürger, als Nächsten anzuerkennen. 


Aufgaben im Zusammenhang mit dem dritten Merkmal 


Gemeinschaftsbildung fordert vor allem, daß wir offen sind für Kommunikation. Kom- 
munikation entsteht nur im Gespräch, im Dialog und nie in der Polemik. Dialog und 
Polemik mögen manchmal einander ähnlich scheinen. Sie sind aber grundverschieden. Im 
Dialog suchen wir den anderen, um ihn zu verstehen, ihn zu kennen, ihm zu helfen und 
um von ihm verstanden, von ihm erkannt zu werden, Hilfe von ihm zu erhalten. Die 
Polemik ist eine intellektuelle, zivilisierte Form des Krieges.- Auch in Polemik suche ich 
den anderen — aber nicht, um ihn zu verstehen, sondern um ihn zu vernichten -, zivili- 
sierter Kain gegenüber zivilisiertem Abel. 
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Der Weg der Interdependenz zur verantwortlichen Weltinnenpolitik, zu einer Welt- 
gesellschaft, wird ein langer, schwieriger Weg sein. Es ist eine Illusion zu glauben, daß 
wir schnell Institutionen schaffen können, in denen für die Welt als Ganzes über die 
politischen und wirtschaftlichen Angelegenheiten, die das Leben von uns allen auf dieser 
Welt bestimmen, entschieden werden kann. Jetzt schon möglich ist aber, daß wir, wo und 
wenn wir aufgerufen sind als Bürger unserer Nationalstaaten, auch als Bürger der Euro- 
päischen Gemeinschaft Entscheidungen zu treffen, das Bild des Ganzen vor Augen ha- 
ben und uns von diesem Bild beeinflussen lassen. Das Bild des Ganzen kann aber nur im 
Dialog, in der Kommunikation mit dem Nächsten inner- und außerhalb unserer Grenzen 
erworben werden. Dialog, Kommunikation aber fordert Erziehung, denn sie beruht auf 
Beherrschung unserer eigenen Natur. 


Politischer Dienst der Kirche heute 


Was sind nun die Aufgaben unserer Kirchen im Lichte dieser drei Merkmale? Wir wis- 
sen, daß die Kirche politisch tätig sein muß. Wir wissen, daß das Gebot, den Nächsten zu 
lieben wie mich selbst, das Leben in der Polis, d. h. die Politik, ganz und gar einbe- 
zieht ... Aber gerade dieses Wissen, daß die Kirche politischen Dienst leisten muß, kon- 
frontiert uns immer wieder mit der Frage, wie die Kirche, dem Gebot der Nächstenliebe 
folgend, in die Polis eintreten soll, wie sie Politik und welche Politik sie betreiben muß. 

Wie ein schöner Kommentar zur Thora uns lehrt, geht es immer darum, in der Wirk- 
lichkeit von heute nach Gottes Weisungen zu suchen. Wie aus dieser Geschichte hervor- 
geht, kann das Gesetz, können die Weisungen morgen so anders aussehen als zur Zeit 
von Moses, daß Gott selbst Moses helfen muß, um zu sehen, daß es doch noch das Gesetz 
Moses ist, d. h. Gottes Gesetz, Gottes Weisungen. 

„Als Moses das Gesetz Gottes hört, sieht er darin Zeichen, die er nicht versteht, und 
fragt Gott nach dem verborgenen Sinn dieser Zeichen. Und Gott antwortet ihm: In je- 
dem Jahrhundert werde ich einen Weisen benennen, der diese Zeichen erläutern wird. 
Verfolge den Lauf der Geschichte, geh in die Schule von Akiba ... Und Moses geht in die 
Schule von Akiba, und da erläutert man das Gesetz Moses, aber Moses erkennt es nicht 
mehr. Und er wendet sich von neuem an Gott. Und Gott antwortet ihm: Es ist wirklich 
Dein Gesetz, es ist wirklich das Gesetz Moses, aber es gibt Tage Moses und Tage Akibas. 
Dieses ist Dein Gesetz für die Tage Akibas“ (Sens de l’histoire juive, von Edmond Fleg 
in „La Conscience Juive, Paris 1963). 

Auch wir werden immer wieder versuchen müssen zu verstehen, was die Weisungen 
Gottes für unsere Zeit und unsere Welt bedeuten. Deshalb der Lagebericht, deshalb der 
Versuch, die Merkmale unserer Zeit zu sehen und die daraus folgenden Aufgaben ken- 
nenzulernen. 

Das erste Merkmal der heutigen Weltlage: immer wachsende Naturbeherrschung, im- 
mer größer werdender Einfluß der gesellschaftlichen Strukturen fordert, wie wir sahen, 
eine Politik der Rationalität, nicht eine Politik der Emotion oder eine Politik des abso- 
luten Glaubens. 

Rationalität aber schafft Mittel, keine Ziele. Sie kann dazu dienen, dem Nächsten zu 
helfen oder auch ihn zu erdrücken. Nun ist es wohl nicht so, daß nur die Kirche aus der 
biblischen Botschaft heraus der Rationalität Richtung zu geben weiß: Jeder, der in der 
Polis arbeitet, wird mit Dankbarkeit und Ehrfurcht an all die denken, die zwar außer- 
halb der Kirche stehend, aber doch manchmal besser als wir selbst der Rationalität die 
richtige Richtung zu geben imstande sind. Die Kirche aber lebt in der Verheißung, daß 
sie im Gebot, unseres Bruders Hüter zu sein, und vor allem im wahren Menschen Jesus, 
den sie ihren Herrn, den sie Christus nennt, die wahre Richtung für die Rationalität 
finden wird oder - besser gesagt - geschenkt bekommt und bekommen wird. 

Politischer Dienst der Kirche heute bedeutet, gegen die Politik der Emotion, gegen die 
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Politik des totalen Glaubens einzutreten. Politischer Dienst der Kirche heute heißt die 
Verkündigung der wahren Richtung der Rationalität: die Richtung zu dem Nächsten hin. 
Politischer Dienst der Kirche heute heißt Erziehung zur auf den Nächsten gerichteten 
Politik der Rationalität. 

Das zweite Merkmal war: die zunehmende Beschleunigung der Naturbeherrschung 
und die daraus folgenden immer schneller werdenden Änderungen in unserer Welt; 
weiter die Diskrepanz zwischen der Schnelligkeit, mit der sich das Materielle ändert, und 
der Trägheit, mit der sich die gesellschaftlichen Strukturen ändern. Wie wir sahen, droht 
diese Beschleunigung der Änderungen den Menschen seiner Geschichte und seiner Zukunft 
zu entfremden; die eben genannte Diskrepanz macht dem Menschen den Sinn des Ge- 
schehens fragwürdig. Die Bibel verkündigt uns Gott als den Gott der Vergangenheit, als 
den Gott Abrahams, Isaaks und Jakobs, aber zur gleichen Zeit als den Gott der Zukunft, 
der Hoffnung, des Kommenden. Das Königreich Gottes ist offenbart - und kommt. 

Die Bibel verkündigt uns die Welt als Gottes Welt, verkündigt uns Geschichte nicht 
als endloses, hoffnungsloses, leeres Hin und Her, sondern als - trotz allem, was in der 
Welt vorgeht - von Gott begleitet und deshalb als nicht sinnlos. Politischer Dienst der 
Kirche heute heißt die Verkündigung dieser Botschaft. 

Als drittes Merkmal sahen wir, daß die immer wachsende Interdependenz in der 
Welt Weltgemeinschaft und Weltinnenpolitik zu unbedingten Notwendigkeiten macht. 
Der Weg aber zur Gemeinschaft wird lang, schwierig und voller Gefahren sein. Um dem 
Ziel näherzukommen, braucht die Welt gemeinschaftsbildende Kräfte. Die Kirche ist 
von jeher aufgerufen, eine weltweite Gemeinschaft zu sein. Politischer Dienst der Kirche 
heute heißt also, wirklich zu einer weltweiten Gemeinschaft zu werden, zu einer „prelegal 
community“, die der Welt helfen kann auf dem langen, schwierigen, gefährlichen Weg 
zu einer strukturierten Weltgesellschaft. 

Gemeinschaft aber ist undenkbar ohne Kommunikation. Die Kirche weiß um das Wun- 
der der menschlichen Kommunikation. Ein amerikanischer Theologe, Gibson Winter, 
sagt: 

„Der Dienst der Versöhnung der dienenden Kirche ist es, die Kommunikation in der 
Gesellschaft wiederherzustellen. Liebe ist in diesem Sinne die offene Kommunikation, 
und der Dienst der Liebe ist das Wiedereröffnen der Kommunikation“ (The New Crea- 
tion as Metropolis, Gibson Winter, New York 1963). 

Politischer Dienst der Kirche heute ist, zu versuchen, Kommunikation wiederherzu- 
stellen überall da, wo diese in den Konflikten unserer Welt zerbricht. Das kann aber nur 
eine Kirche, die selbst den Dialog sucht, für Dialog offen ist. Dialog kommt nur zu- 
stande, wo man bereit ist, sich mit dem anderen, dem Fremden, sogar mit dem Feind zu 
identifizieren ... 

Dialog kommt nur zustande, wo man bereit ist zu hören ... 

Politischer Dienst der Kirche heute bedeutet Erziehung zur Kommunikation, zum 
Dialog, Erziehung der Herzen, damit sie hörend werden. 

Politik der Rationalität, Hören mit dem Herzen führt bestimmt nicht notwendiger- 
weise dazu, daß man sich über das, was in der Polis geschehen muß, einig wird. Aber es 
bedeutet, daß die Kommunikation erhalten bleibt, Meinungsunterschiede nicht zur Pole- 
mik, nicht zur Zerfleischung der Gemeinschaft entarten, es ermöglichen, daß wir im Dia- 


log miteinander weiterringen, um richtig zu verstehen, was die Weisungen Gottes für 
unsere Zeit bedeuten. 


Zwei spezifische Probleme 
Erstens: Entwicklungspolitik 


Ich möchte nun noch kurz zwei spezifische Probleme auf dem Weg zur Weltgesellschaft 
berühren: das Problem der Entwicklungspolitik und das Problem des Friedens ... 
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Wir wissen alle, die Welt ist gespalten in zwei Teile: einen armen und einen reichen. 
Wenn das so bleibt, wird das Raumschiff „Erde“ eines Tages, sei es in zehn, zwanzig 
oder dreißig Jahren, buchstäblich explodieren und in dieser Explosion untergehen. Die 
Kirche, jede Kirche, ist in dieser Sache voll angesprochen. Die Kirche hat hier eine ihrer 
größten politischen Aufgaben, auch große Arbeitsmöglichkeiten. Entwicklungspolitik 
betreiben bedeutet, einen Anfang machen mit Weltinnenpolitik, bedeutet, Maßnahmen 
zwischen den Kontinenten zu ermöglichen, vergleichbar mit denen, die innerhalb unserer 
Länder zur Förderung von sozialer Gerechtigkeit getroffen wurden und werden. 

Innerhalb unserer Länder waren diese Maßnahmen eine Folge des Drucks von denen, 
die sozial entrechtet waren. Da, wo die gesellschaftlichen Strukturen unserer Industrie- 
gesellschaften sich anpassungsfähig zeigten, konnte diese Entwicklung zu größerer sozia- 
ler Gerechtigkeit ohne katastrophale Explosionen vor sich gehen. 

Der große Unterschied zwischen der Lage damals in unseren Ländern und der Lage 
heute zwischen armen und reichen Kontinenten ist der, daß das Proletariat in unserem 
Falle innerhalb der Institutionen unserer Gemeinschaften Druck ausüben konnte. Das 
heutige Proletariat, die Einwohner der armen Länder, aber haben keine Stimme in un- 
seren nationalen Gemeinschaften. Es ist Aufgabe der Kirche, da, wo die Entscheidungen 
in unseren Ländern getroffen werden, diese außerhalb Stehenden zu vertreten. 

Nun handelt es sich in der Entwicklungspolitik um materielle Hilfe, um Ol und Wein 
für die Wunden, um Silbergroschen für den Wirt. Aber es handelt sich auch um das, was 
nur eine auf den Nächsten gerichtete rationelle Politik zustande bringen kann: Analyse 
und Transformation gesellschaftlicher Strukturen, die der Entwicklung im Wege stehen, 
Transformation innerhalb unserer Industrienationen, Transformationen im Verhältnis 
zu den reichen und armen Kontinenten und Transformation innerhalb der Entwick- 
lungsländer selbst. Es gibt Fälle, wo wir wissen, welche Änderungen notwendig sind, 
wo aber der gute Wille fehlt. Es gibt aber entscheidende Fragen wie z. B. die, wie ein 
Entwicklungsklima geschaffen werden kann, wie die zur Entwicklung führende Motiva- 
tion zustande kommt, über die wir erst gerade angefangen haben nachzudenken und wo 
wir die Antworten nicht kennen und nur in harter, Rationalität und Geduld fordernder 
Arbeit finden werden. 

Entwicklungspolitik fordert weiter Kommunikation und Dialog mit denen, die an- 
ders sind als wir, die eine andere Geschichte haben als wir und vor denen eine andere 
Zukunft liegt als vor uns. Der Entwicklungsprozeß wird in den nächsten Jahrzehnten 
zweifelsohne oft chaotisch, voller Enttäuschung sein. Nicht Verurteilung, nur das immer 
neue Suchen des anderen kann uns dennoch weiterführen zu einer Weltgesellschaft, in 
der verantwortliche Innenpolitik möglich wird. 


Zwei Vorschläge 


... Bei der Vorbereitung meines Referates hatte ich immer wieder das Gefühl, daß alles, 
was ich zu Papier brachte, abstrakt und allgemein war und keine Hilfe bot bei der Be- 
antwortung der wichtigsten Frage: Was sollen wir tun, was sollte Ihre Kirche tun? Ak- 
tion nun stellt sich selten dar als etwas Großes. Meistens entsteht sie da, wo man das 
Bild vom großen Ziel vor Augen hat, dann aber einen kleinen, bescheidenen Schritt in 
die Richtung dieses großen Zieles tut. Das Geheimnis von großen und umwälzenden 
Aktionen ist, den kleinen und bescheidenen Schritt zu finden, der aber zur gleichen Zeit 
ein strategischer Schritt ist und weitere Aktionen auf das große Ziel hin nach sich zieht. 
Ob die zwei kleinen Schritte, die ich Ihnen vorschlagen möchte, solche strategischen sind, 
wage ich nicht zu sagen. Ich glaube aber, es wären gute Schritte, die dazu beitragen wür- 
den, dem großen Ziel der Weltgesellschaft etwas, sei es auch um noch so wenig, näher 
zu kommen. 
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Erster Vorschlag: Beitritt der EKD zur Internationalen Arbeitsgemeinschafl für 
sozialökonomische Entwicklung* 


Aus den ... kirchlichen Berichten über Entwicklungsfragen möchte ich drei Punkte her- 
vorheben. 

Erstens: Es handelt sich bei der Entwicklungspolitik der römisch-katholischen Kirche 
und der im Ökumenischen Rat zusammenarbeitenden Kirchen um relativ wichtige Mittel 
an Menschen und Geld. Man schätzt, daß ungefähr 50 000 Menschen an der Entwick- 
lungsarbeit all dieser Kirchen beteiligt sind und daß jährlich ungefähr eine Milliarde DM 
für kirchliche soziale Aktivitäten in den Entwicklungsländern ausgegeben wird. Das ist 
eine größere Summe, als die Tochtergesellschaften der Vereinten Nationen zusammen den 
Entwicklungsländern zur Verfügung stellen können. 

Zweitens geht aus diesen Berichten hervor, daß es notwendig ist, auf dem Gebiet der 
Entwicklungspolitik von vereinzelten, mehr oder weniger zufälligen Teilmaßnahmen zu 
einer umfassenden Entwicklungsstrategie zu gelangen ... 

Der dritte aus den kirchlichen Berichten hervorgehende Punkt ist ein Aufruf an die 
Kirchen, hier selbst resolute Maßnahmen zu treffen. Die römisch-katholische Kirche hat 
nun einen kleinen, bescheidenen, aber sehr wichtigen Schritt in diese Richtung getan. Sie 
hat in Brüssel eine Zentralstelle errichtet, in der alle Entwicklungsvorhaben der römisch- 
katholischen Kirche und alle Hilfsanfragen aus den Entwicklungsländern registriert 
werden. Auch wird gemeinsame Durchführung von Projekten, die Mittel von Kirchen 
aus mehreren Ländern zu gleicher Zeit beanspruchen, gefördert. Weiter erarbeitet dieses 
Büro einen Katalog von allen Experten, die in der römisch-katholischen Kirche zur Ver- 
fügung stehen, und ermöglicht die Zusammenstellung internationaler Expertenteams, die 
die ausgeführten Projekte analysieren und aus diesen Analysen Lehren für die Zukunft 
ziehen. Das Brüsseler Büro hat keinerlei Entscheidungsbefugnisse; die katholischen Kir- 
chen und die Bischofskonferenzen entscheiden wie zuvor in souveräner Unabhängigkeit, 
wo und wie sie ihre Mittel einsetzen. Das Büro ist sehr klein — einige Leute, die über 
etwas Zeit eines Computers verfügen. Ein winziges Rad in der Maschinerie der Ent- 
wicklungsarbeit, aber von großer Wichtigkeit, weil hier zum erstenmal ein Bild des 
Ganzen ausgearbeitet und denen zur Verfügung gestellt wird, die Entscheidungen zu 
treffen haben. 

Es gibt keinen einzigen guten Grund, warum dieses Büro sich ökumenisch, also die 
Entwicklungsvorhaben und Anfragen aller Kirchen umfassen sollte. Ich bin davon 
überzeugt, daß dieses Büro eine solche Entwicklung wünscht. Durch die Inertie unserer 
kirchlichen Strukturen ist es bis jetzt noch nicht dazu gekommen ... Mein Vorschlag geht 
nun dahin: Erstens, daß Ihre Kirche sich entscheidet, Mitglied dieses Büros zu werden 
und alle ihre Aktivitäten auf dem Gebiet der Entwicklungshilfe da registrieren zu las- 
sen. Zweitens, daß Ihre Kirche bei den anderen im Okumenischen Rat versammelten Kir- 
chen darauf drängt, dasselbe zu tun. Ihre Kirche sollte aber selbst den ersten Schritt tun, 
ohne auf andere Kirchen zu warten, denn nichts ist fruchtbarer für Aktion als Aktion ... 


Zweiter Vorschlag: Initiative der EKD zur Errichtung einer 
Europäischen Ökumenischen Akademie 


Ich möchte gleich meinen zweiten ... Vorschlag erwähnen, weil auch dieser mit Entwick- 
lungsfragen zu tun hat. 


Mein zweiter Vorschlag wäre, daß Ihre Kirche die Initiative zur Errichtung einer 
Europäischen Okumenischen Akademie ergreift. 


Infolge der Errichtung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft sollten unsere Kir- 
chen im politischen Gespräch sich auf manchen Gebieten nicht nur als nationale Kirchen 


* Coop£ration internationale pour le d&veloppement sozio-&conomique (C.1.D.S.E.), Brüssel. 
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an Bonn oder Den Haag, Rom oder Paris, sondern auch zusammen an die Brüsseler 
Kommission und den Ministerrat der Europäischen Gemeinschaften wenden. Deshalb 
sollten unsere Kirchen über einen Ort verfügen, wo sie nicht getrennt, sondern zusam- 
men über die Angelegenheiten, für die sie und ihre Mitglieder gemeinsam verantwort- 
lich sind, sprechen können. 

Was hat dies mit Entwicklungspolitik zu tun? 

Über materielle Hilfe entscheidet zweifelsohne jedes unserer Länder im allgemeinen 
selbst. Über die sehr wichtigen handelspolitischen Aspekte der Entwicklungspolitik aber 
können unsere Länder nur zusammen in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ent- 
scheiden. Deshalb müssen wir auf diesem Gebiet — und dies ist nur ein Beispiel - zusam- 
men nach unserer Verantwortlichkeit fragen und nicht jeder für sich allein. Nächsten- 
liebe hat zu tun mit alltäglichen und langweiligen Dingen, heute sogar mit der Zucker- 
politik der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, mit den Formen und Methoden der 
Assoziation einer Gruppe afrikanischer Länder an diese Gemeinschaft. Das aber fordert 
einen Ort, wo Gespräche über solche Fragen auf europäischer Ebene geführt und ge- 
pflegt werden können. Und da diese Gespräche von allen Kirchen unserer Länder, von 
denen des Okumenischen Kirchenrats und von der römisch-katholischen Kirche, zusam- 
men geführt werden sollten, müßte diese europäische Akademie ökumenisch sein. 

Eine Europäische Okumenische Akademie würde auch dem Frieden dienen. 

Wieso? Damit sind wir beim zweiten großen Problem auf dem Wege zur Weltgesell- 
schaft angelangt, zu dem ich abschließend noch ganz kurz etwas sagen möchte. Die Kir- 
chen können in ihrem Friedensdienst nicht bei ihrem berechtigten, aber wirkungslosen 
„Nein“ zum Krieg stehenbleiben. Wir alle, innerhalb und außerhalb der Kirche, in Mos- 
kau und Washington, in Bonn und Pankow, in Israel und in der arabischen Welt, sind 
im Prinzip gegen den Krieg. Was aber muß getan werden? Je ernster wir uns diese 
Frage stellen, desto mehr werden wir uns den aus der Struktur der internationalen Be- 
ziehungen hervorgehenden Kräften, die zum Krieg und zur Herstellung von Vernich- 
tungswaffen führen, zuwenden. Denn Krieg und Vernichtungswaffen werden von der 
destruktiven Struktur der internationalen Beziehungen hervorgerufen. Kein „Nein“ 
wird uns auf die Dauer gegen den Krieg schützen, wenn in dieser Struktur keine Ver- 
änderung stattfindet. Auch hier wird uns weder eine Politik der Emotion noch eine 
Politik des absoluten Glaubens helfen, sondern nur eine Politik der Rationalität, die 
ihre Richtung in dem Gebot der Nächstenliebe findet. In dem Teufelskreis von Un- 
sicherheit, Angst und Furcht, Furcht und Angst aller vor allen läßt sich der Krieg nicht 
dauerhaft ausschalten. Den Teufelskreis selbst zu durchbrechen ist der einzige Weg zum 
Frieden. Dieser Weg aber führt uns aufs neue zum Problem der Gemeinschaftsbildung, 
denn ohne gemeinschaftsbildende und erhaltende Institutionen und Rechtsregeln gibt es 
den dauerhaften Frieden sowenig innerhalb unserer Nationen wie zwischen unseren 
Nationen. 


... 


Schlußbemerkungen 


Wie immer werden wir aufgefordert zur Barmherzigkeit in direktem Kontakt von Per- 
son zu Person, aufgefordert, Ol und Wein auf die Wunden der Nächsten zu gießen. 

Aber auch die Entwicklungspolitik und Oragnisation des Friedens sind heute For- 
derungen der Nächstenliebe, der Barmherzigkeit. Politischer Dienst der Kirche heute 
bedeutet Erziehung zu einer Politik der auf den Nächsten gerichteten Rationalität, zur 
Kommunikation und zum Dialog. Nur eine hörende Kirche wird der Welt auf dem Weg 
zur Weltgesellschaft helfen können. 


Professor Krusche erläuterte in seinem Vortrag „Perspektiven einer Kirche von 
morgen“ folgende Thesen: 
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1. Die Frage nach der „Kirche von morgen“ stellt sich uns in einem bestimmten 
gesellschaftlichen Zusammenhang, der im Blick auf eine konkrete Antwort kri- 


tisch berücksichtigt werden muß. 

2. Die zu erwartende Antwort der Kirche auf die Herausforderungen ihrer 
Umwelt wird als Hinweis auf den kommenden Christus verständlich sein müssen. 

3. Die Gestalt einer Kirche von morgen wird im Blick auf wechselnde Her- 
ausforderungen und laufende Strukturveränderungen ihrer Umwelt durch Fle- 
xibilität und Funktionalität gekennzeichnet sein. 

Der Referent zog drei Konsequenzen für die Kirche von morgen: 


1. Die Kirche entwickelt Funktionen und Strukturen, die auf einen größeren Wirkungs- 
raum bezogen sind als die der Parochie. Man spricht in diesem Zusammenhang von 
regionaler Organisation, wobei „die im Sinne der staatlichen Raumplanung konzipierte 
Region als unterste und zugleich wirksamste Ebene für die gesellschaftspolitischen Aus- 
wirkungen des kirchlichen Dienstes betrachtet und ausgebaut“ werden müßte. Weil der 
gesellschaftsdiakonische Aspekt im Vordergrund steht, kann es sich nicht einfach um die 
Addition von Einzelgemeinden handeln, wie dies bisher weitgehend im Kirchenbezirk 
der Fall ist, auch nicht um die Bildung von Mammut-Gemeinden, die nun als Groß- 
Parochie die Region bedienen. Beabsichtigt ist vielmehr die Entfaltung kirchlicher Kom- 
petenz in bezug auf gesellschaftspolitische Prozesse in einem Umkreis, wo dies konti- 
nuierlich und effektiv möglich ist. In der Region könnte, nach einer Formulierung von 
Werner Jetter, die (kritisch zu verstehende) „gesellschaftspolitische Mithilfe der organi- 
sierten Christenheit aus einer bloßen Begleiterscheinung des kirchlichen Dienstes zu einer 
gezielt und bewußt in Angriff genommenen demokratischen Offentlichkeitsaufgabe, zu 
einem Beitrag zu den sozialethischen Problemen des Berufslebens und politischen Ge- 
schehens werden“. Hier könnten dann auch mit Fachleuten besetzte Planungsgruppen 
und sozialpädagogische Zentren etabliert werden. Letzteres ist besonders wichtig, weil 
nur so die von der Kirche zu leistende Bildungsarbeit verheißungsvoll angefaßt werden 
kann. Noch wichtiger wäre allerdings die grundsätzliche Bereitschaft der auf der regiona- 
len Ebene funktionierenden Einrichtungen, mit anderen Formen und Gruppierungen zu 
kooperieren. 

2. Die Kirche bejaht ihre eigene Pluralität. Wenn man nicht von einer normativen 
Gestalt von Kirche ausgehen kann, dann wird man gerade für die Zukunft eine noch 
stärkere Auffächerung in kleine Gruppen und situationsbezogene Aktivitäten wün- 
schen müssen. Gerade dann, wenn es um gesellschaftsdiakonisches Engagement geht, wird 
man es ertragen müssen, daß Konzeptionen, Positionen und Interessen miteinander in 
Konflikt geraten. Die Kirche von morgen wird lernen müssen, mit diesen Konflikten zu 
leben und den Dienst der Versöhnung und Vermittlung für sich selbst einzuüben. 

3. Die Kirche läßt das verantwortliche Experiment gleichberechtigt neben den er- 
probten Strukturen zu. Damit soll gesagt sein, daß die Perspektiven einer Kirche von 
morgen sich gerade in einer Zeit revolutionärer Änderungen in allen Lebensbereichen 
nicht in Detailplanung umsetzen lassen. Aber man kann sie im Erwartungshorizont des 
kommenden Reiches Gottes vorwegnehmen, indem man das Unerprobte wagt und auf 
Endgültiges verzichtet. 


Angriffig war und wirkte das von Professor D. Gollwitzer gehaltene Referat: 


DIE WELTVERANTWORTUNG DER KIRCHE IN EINEM REVOLUTIONÄREN ZEITALTER 


Es ist in der Überschrift behauptet, wir lebten heute in einem revolutionären Zeitalter, 
womit ein Unterschied unserer Zeit von früheren angegeben sein soll. Revolution setzt 
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man oft in Gegensatz zu Evolution. Dann ist mit Evolution eine stetige Entwicklung in 
allmählichen Schritten bei Erhaltung großer Kontinuität der Verhältnisse gemeint, mit 
Revolution aber eine sprunghafte Veränderung von tiefgreifender Wirkung, durch die 
eine in die Augen fallende Zäsur zwischen dem Bisherigen und dem, was nun beginnt, 
gesetzt ist. Der Gegensatz ist nur relativ; denn auch eine solche revolutionäre Verän- 
derung ist eine Phase der ständig sich vollziehenden geschichtlichen Evolution, aber frei- 
lich eine besonders spürbare, weil tief und meist auch schmerzhaft einschneidend. Daß 
wir in einem rapiden Wandel der menschlichen Verhältnisse leben, im Unterschied zur 
allmählichen Veränderung früherer Jahrhunderte, ist uns allen bewußt. Ohne nähere 
Schilderung mögen dafür einige vielgebrauchte Stichworte genügen: technische Revolu- 
tion, koloniale Revolution, sexuelle Revolution, atomare Revolution, kybernetische Re- 
volution, strategische Revolution usw. Kein Wunder, daß in solcher Zeit der Begriff 
einer „Theologie der Revolution“ aufgekommen ist. 


I. „Theologie der Revolution“ — was ist das? 


Sieht man näher und ohne Vorurteile zu, dann handelt es sich bei diesem Stichwort um 
nichts anderes als um die Bemühung um eine Theologie, d. h. eine Gestalt des christli- 
chen Denkens, die der Situation und der Aufgabe der christlichen Kirche in einem revo- 
lutionären Zeitalter entspricht. 


„Theologie der Revolution“ ist a) eine Theologie, die die Christen öffnen will für die 
Erkenntnis des revolutionären Charakters unserer Zeit und für die Veränderungen, die 
sich daraus für die traditionelle Weise kirchlichen Lebens, Redens und Handelns er- 
geben. Sie ist, wenn sie sich recht versteht, nicht Bekenntnis zur Traditionslosigkeit, nicht 
Verneinung der Tradition, aber Kampf gegen eine Traditionsverhaftung, die die Kirche 
hemmt in dem heutigen Dienst ... 

„Theologie der Revolution“ ist b) eine Theologie, die demgegenüber den revolutionä- 
ren Charakter der biblischen Botschaft herausarbeiten will. Damit ist gemeint, daß der 
Gott der Bibel ein Gott der Geschichte ist, der sein Volk von Exodus zu Exodus führt, 
in die Wandlungen der Geschichte hineinstößt und für diese Wandlungen tüchtig macht, 
und daß die neue Wirklichkeit in Jesus Christus herausführt aus alter Wirklichkeit und 
sich deshalb immer kritisch zum Bestehenden verhält. Dieses Verständnis der Bibel 
steht polemisch gegen eine in der Tradition häufige Vorstellung von Gott als dem Ge- 
setzgeber ewiger und gleichbleibender Ordnungen, die es zu verteidigen gibt gegen das 
jeweilige Neue in der Geschichte, also ein dynamisches Verständnis des Wirkens Gottes 
gegen ein statisches Verständnis. 

„Theologie der Revolution“ ist c) zukunftsgerichtet. Sie denkt nicht, wie die Theolo- 
gie der Ordnungen, vom Anfang her, sondern eschatologisch auf das Ende, auf das Reich 
Gottes hin. Zu dieser Akzentuierung der Eschatologie ist sie angeregt durch den revo- 
lutionären Charakter der Zeit, der das Hergebrachte in die Vergangenheit stößt und uns 
zwingt, unsere Gedanken viel mehr als in früheren Zeiten auf die Zukunft zu richten 
und planend sie vorzubereiten. Jetzt wird vom Reiche Gottes nicht nur betont, daß es 
als Erfüllung des Glaubens jenseits der Geschichte steht und daß die innerweltliche Ge- 
schichte die Geschichte der unverbesserbaren, der Sünde verfallenen Welt ist, sondern es 
wird gefragt, ob nicht aus dem, was uns über das Reich Gottes gesagt wird, sich etwas 
für unser Handeln in dieser Welt ergibt ... Das Evangelium vom Reich Gottes hält uns 
selbst dazu an, im Rahmen unserer jetzigen Bedingungen um Verbesserungen uns zu 
“ bemühen nach dem Maße, das uns das Reich Gottes gibt: also um etwas mehr Gerechtig- 
keit, etwas mehr Freiheit, etwas mehr brüderliches, friedliches Zusammenleben der Men- 
schen und der Völker. Aus der absoluten Utopie der guten Gesellschaft des Reiches Got- 
tes folgt die relative Utopie einer besseren Gesellschaft, für die wir arbeiten sollen. 
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„Theologie der Revolution“ ist d) eine politische Ethik, die die Christen frei machen 
will zur aktiven Teilnahme an notwendig werdender radikaler Veränderung bisheriger 
Gesellschaftsordnungen, auch wenn diese gewaltsam vor sich gehen. Damit steht sie gegen 
das Verbot der politischen Revolution, das bisher in den christlichen Kirchen fast unbe- 
stritten galt. Wir sind dafür etwas vorbereitet durch das neue Nachdenken über das Wi- 
derstandsrecht, zu dem wir durch Ereignisse wie den 20. Juli 1944 und durch das Auf- 
kommen totalitärer Unrechtsregime gedrängt worden sind. Bisher waren die christlichen 
Kirchen politisch antirevolutionär, und das Hauptargument dafür war die Ablehnung 
der Gewalt. Das ist auch heute meistens das Hauptargument gegen eine „Theologie der 
Revolution“, die man dann nur unter diesem Aspekt zur Kenntnis nimmt. Aber in 
Wirklichkeit ist dies ein sekundäres Problem: 1. Bei diesem Argument wird vergessen, 
daß christliche Ethik bisher die Gewaltanwendung nie absolut verworfen, sondern unter 
bestimmten, genau definierten Bedingungen gerechtfertigt hat, dann nämlich, wenn sie 
von der Obrigkeit ausgeht, die das Monopol der Gewaltanwendung hat, z.B. für die 
Polizei und Justiz, bis zur Todesstrafe, und für den Krieg (mit der Unterscheidung 
zwischen gerechtem und ungerechtem Krieg). Daß man das vergißt, ist Zeichen einer 
tiefsitzenden Schizophrenie, die sich ideologiekritisch durchleuchten läßt: Gegenüber der 
bestehenden Herrschaft wird die Gewalt gerechtfertigt, im Falle der Revolution aber 
denkt man auf einmal pazifistisch und preist die Gewaltlosigkeit als die einzige christ- 
liche Möglichkeit ... Wenn die Kirche so aufteilt, dann verrät sie damit nur, daß sie im 
Bündnis mit den herrschenden Mächten steht und darum zu den Herrschenden und zu 
den Unterdrückten mit verschiedenen Stimmen spricht. Entweder es wird jede Gewalt- 
anwendung christlich verworfen, oder es wird unterschieden zwischen sittlich vertret- 
barer und sittlich verwerfbarer Gewaltanwendung, und dann kann dies nicht mehr auf- 
geteilt werden auf Krieg und Revolution, sondern dann gilt das für beides, d.h., dann 
gibt es neben dem bellum iustum auch die revolutio iusta und also kein Verbot der 
Revolution mehr, sondern nur noch die freilich höchst kritische Frage, wann und in wel- 
chen Grenzen und mit welchen Methoden Gewaltanwendung, sei es ein Krieg, sei es in 
der Revolution, sich christlich rechtfertigen läßt. 


Wir haben damit das Schlagwort einer „Theologie der Revolution“ der Begrenzung 
auf eine kleine umstrittene Gruppe von Theologen entnommen und als Angabe für die 
theologische Aufgabe in einer revolutionären Zeit verstanden. Für unsere synodale Zu- 
sammenkunft beschränke ich mich nun darauf, an ein paar Hauptproblemen im sozialen 
Leben unserer Zeit zu verdeutlichen, wie die Kirche von ihnen auf Grund ihrer Botschaft 
gefordert wird ... Was christlicher Glaube ist, kann ... nicht mehr anders ausgesagt 
werden als in bezug auf das politisch-soziale Leben des Menschen, im Blick auf den Zu- 
sammenhang des Individuums mit der Gemeinschaft, im Aufweis der politischen Konse- 
quenzen des Evangeliums ... Glaubensbekenntnisse, die nicht irdische, diesseitige Verän- 
derungen tief in die Gesellschaft hinein zur Folge haben, sind Privatvergnügen und des- 
halb als irrelevant und ungefährlich längst toleriert. Die Relevanz jedes Satzes unseres 
Glaubensbekenntnisses werden wir unseren Zeitgenossen nur verdeutlichen können als 
politische und soziale, als gesellschaftlich revolutionäre Relevanz ... Jeder Satz des Glau- 
bensbekenntnisses hat explosive und offensive Bedeutung für den Status quo der alten 
Welt, und ein Satz, der unser Verhältnis zu den anderen Menschen und zur Gesellschaft 
beim alten läßt, ist nicht wert, ein Satz des christlichen Glaubens zu sein. Nur durch ein 
verändertes Verhalten im Diesseits, nicht durch bloße Behauptungen über göttliche Wahr- 
heiten, die angeblich „an sich“ beschrieben werden können, können wir heute die Rele- 
vanz des Glaubensbekenntnisses bezeugen. 
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II. Die Verantwortung der Kirche für die Demokratisierung 


Wir leben in einer Welt, in der Demokratie durch Technokratie abgelöst zu werden 
droht und in der eine Hungerkatastrophe nie dagewesenen Ausmaßes sich anbahnt ... 
Es soll jetzt die politische Aufgabe der Christenheit dargelegt werden an ihrer Verant- 
wortung für die Demokratie und für die Hungernden in der Welt. Dafür, daß eine sol- 
che Verantwortung besteht, genügt das Gebot der Nächstenliebe als hinreichende Begrün- 
dung. Wer seinen Nächsten liebt, wünscht für ihn — nicht nur, aber unvermeidlich auch - 
Hilfe aus materieller Not und rechtlich gesicherte Freiheit, sein Leben zu entfalten ... 

Das Paradox unserer Situation: In der gleichen Zeit, in der sich die Erkenntnis von der 
Identität von Demokratie und humaner Gesellschaft so durchgesetzt hat, daß auch in der 
christlichen Sozialethik ein ökumenischer Consensus darüber entstanden ist — in dieser 
gleichen Zeit ist die Möglichkeit von Demokratie so gefährdet, daß - allen Lippen- 
bekenntnissen zum Trotz — unzählige (und zwar nicht nur in den unteren Schichten der 
Bevölkerung, die die Grenzen der bürgerlichen Demokratie schon bisher täglich empfind- 
lich zu spüren bekamen, sondern ebenso unter den Intellektuellen und Politikern) mit 
der Unmöglichkeit von Demokratie sich schon resigniert abfinden. Jeder technische Fort- 
schritt erhöht die gesellschaftliche Interdependenz, verringert die Unabhängigkeit des 
einzelnen, vermehrt mit der Herrschaft über die Natur auch die Möglichkeit von Herr- 
schaft der Menschen über Menschen ... 

Wenn, wie Nationalökonomen prophezeien, die ganze westliche Wirtschaft in wenigen 
Jahren von 300 Großkonzernen beherrscht sein wird, war dann die Menschheitsge- 
schichte nicht ein Weg zur Freiheit, wie Hegel träumte, sondern zur perfekten, freilich 
wohlernährten Sklaverei, in der auch die Automation nicht zur Freiheit, sondern nur 
zur Freiheit samt panis et circenses verhilft, ein System, in dem „der Arbeiter sein 
Schicksal so wenig beherrscht wie die Ameisen den Ameisenhaufen“? ... Die heutigen 
Zwangsgesellschaften in Ost und West haben die Weichen von der Demokratie weg zur 
Technokratie gestellt. Entscheidend für das menschliche Leben in der Zukunft wird sein, 
ob es gelingt, diese Weichenstellung umzukehren: von der Technokratie zur realen De- 
mokratie. 

In der jungen Generation ist diese Entscheidungsfrage erkannt worden. Diese Er- 
kenntnis ist eines der wichtigsten Motive in ihrem Aufstand. Für die kurze Geschichte 
der studentischen Bewegung waren die Empfehlungen des Wissenschaftsrates für die 
Hochschulreform (1966) ein wesentlicher Faktor ... Dieses Dokument des Wissenschafts- 
rates war für die Studenten - und beschämenderweise nicht entfernt in gleichem Maße 
für ihre Professoren! - ein Signal, das in die Richtung einer technokratisch organisierten 
und also unfreien Gesellschaft wies, und darum ein Signal, das sie alarmierte. Damit er- 
kannten sie, daß der Demokratie die größte Gefahr nicht von den bei aller Schauerlich- 
keit doch immer wieder überwindbaren totalitären Tyrannen droht, sondern von der 
schleichend zur Herrschaft kommenden totalitären Technokratie ... 

Ohne die Utopie der sozialen Demokratie, also eines Sozialismus, wie wir ihn noch 
nicht haben, ist heute die formale Demokratie, die wir noch haben, nicht mehr zu ret- 
ten... Weil in diesem Zeitalter, bei dieser technischen Entwicklung und unter diesen ge- 
sellschaftlichen Bedingungen ständig neue Gesellschaftsmöglichkeiten und damit Herr- 
schaftsversuchungen entstehen, muß ständig Herrschaft angegriffen, entlarvt und abge- 
baut werden, und es müssen Formen herrschaftsfreien Zusammenlebens eingeübt werden. 
Demokratie gibt es nur als permanente Demokratisierung. 

Der Kirche darf das nicht fremd sein. Sie ist ja die herrschaftsfreie Bruderschaft in der 
Welt ... Spricht die Kirche von der Herrschaft Gottes und der Herrschaft Jesu Christi, so 
befestigt sie, wenn sie das recht tut, damit nicht feudale Herrschaftsstrukturen, sondern 
sie unterminiert sie; denn jede menschliche Herrschaft wird damit nicht nur begrenzt 
(das ist die antitotalitäre Wirkung des christlichen Bekenntnisses), sondern darüber hin- 
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aus befragt nach der Dienstfunktion, die sie hat, und diese Befragung zielt auf ihre Er- 
setzung durch Funktionen, die in reinerer Weise nur mehr Dienst und nicht mehr 
Herrschaft sind. Die Kirche kann sich aber nicht damit begnügen, dies in ihrem eigenen 
Leben zu verwirklichen, etwa nur im Gegensatz zur Welt ... im Gegenteil, wenn sie das 
nur bei sich selbst versucht, sih von der Umwelt isolierend, dann wird es ihr auch bei 
ihr selbst nicht gelingen, sondern die Herrschaftsweisen der Umwelt werden auch in sie 
hineinwirken ... Nur indem das Leben der christlichen Gemeinde — mindestens tenden- 
ziell - auf die Umwelt hinauswirkt, kann es dem Hereinwirken der Umwelt entgegen- 
wirken. „Dienstgemeinschaft in der Welt“ ist die Gemeinde auch darin, daß sie bei sich 
selbst herrschaftsfreie Willensbildung verwirklicht, damit der Umwelt zum Exempel 
dient und ihre Glieder, die ja zugleich Glieder der Gesellschaft sind, ermutigt und durch 
Erfahrungen in ihrer Phantasie und Begier bestärkt, auch draußen am Abbau von Herr- 
schaft sich zu beteiligen. 


III. Die Verantwortung der Kirche in den Fragen der 
Entwicklungspolitik 


Mehr noch als die Aufgabe der Verwirklichung der Menschenrechte in einer besseren 
Gesellschaft standen die brennenden Fragen der Entwicklungspolitik im Vordergrund 
der Beratungen von Uppsala. Die Konferenz war im Unterschied zu den bisherigen Welt- 
kirchenkonferenzen gekennzeichnet durch die Beschäftigung mit diesen „weltlichen“ Fra- 
gen, ja, ihre Hauptbedeutung dürfte darin liegen, daß diese größte Versammlung kirch- 
licher Repräsentanten wie noch nie sich mit der nackten Weltwirklichkeit hat konfron- 
tieren lassen. Das muß nun weiterwirken. Es muß auf die nationale, regionale und lokale 
Ebene übertragen werden ... 

Es ist zu vermuten, daß auch an diesen Aufgaben sich zeigen wird, wie ungeeignet 
viele bisherige Formen unseres kirchlichen Lebens dafür sind und wie energisch wir an 
ihre Änderungen gehen müssen ... 

Ich beschränke mich hier auf diejenigen Fragen, die mit der Welthungerkatastrophe 
zusammenhängen. Sie sind nicht die einzigen Fragen der Dritten Welt ... Aber in un- 
serer Beziehung zu ihnen steht das Hungerproblem im Vordergrund, also die Frage: Was 
tun wir zu seiner Lösung? - und: Was tun wir faktisch zu seiner Verschlimmerung? 

Wer sind wir? Antwort: Wir sind der reiche Mann. Das ist unsere genaueste, unbe- 
streitbare Ortsbestimmung. Wir gehören zu dem einen Drittel der Menschheit, das mit 
Entfettungskuren beschäftigt ist, während die anderen zwei Drittel mit Hunger und 
Verhungern beschäftig sind. Und dieses eine Drittel besteht zum größten Teil aus ge- 
tauften Christen, die anderen zwei Drittel aus Ungetauften. So hat sich das seit jener 
Zeit, als Paulus bei den Sklaven in Korinth für die „Armen“ in Jerusalem sammelte, 
verändert: Die Getauften sitzen als die Reichen am gedeckten Tisch, und der arme unge- 
taufte Lazarus liegt draußen vor der Tür ... Die Fortsetzung steht in Jesu Gleichnis vom 
reichen Mann und vom armen Lazarus (Luk 16, 19-31) ... Der Skopus dieses Gleichnisses 
ist nicht, wie es manchmal verdächtigt wird, jenseitiger Opium-Trost für den armen 
Lazarus. Es ist einseitig an den reichen Mann adressiert, es will nicht die Armen mit 
jenseitigem Ausgleich trösten, sondern die Reichen vor der Verwerfung warnen und zu 
diesseitigem Hören und Handeln antreiben. 

Uppsala hat uns beraten über das, was wir als christliche Bürger und Kirchen dazu tun 
können ... Es sind teils Forderungen, die sich auf den innerkirchlichen Bereich beziehen, 
teils solche, mit denen sich die Kirchen nach außen, an die Bevölkerung, an die Politiker 
und an die in der Wirtschaft Verantwortlichen wenden sollen ... 

Zuerst sei aus den ökumenischen Dokumenten eine Liste: solcher Forderungen nach 
außen, die sich die Kirchen zu eigen machen, aufgestellt. Zunächst die entsprechenden 
Punkte des Berichtes der Sektion III von Uppsala: 
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»1. Die Kirchen sollen darauf hinwirken, daß die politischen Parteien die Entwic- 
lung als einen der wichtigsten Punkte in ihr Programm aufnehmen. 

2. Die Kirchen sollen die Regierungen der Industrieländer beeinflussen und dazu 
drängen, daß sie: 

a) internationale Entwicklungsmaßnahmen ergreifen, die mit den ausdrücklichen Wün- 
schen der Entwicklungsländer in Einklang stehen; 

b) den jährlichen Prozentsatz des Bruttosozialproduktes, der offiziell für die finanzielle 
Entwicklungshilfe bereitgestellt wird, bis 1971 als einen ersten Schritt auf mindestens 
1%/o erhöhen; 

c) Abkommen schließen, die die Preise empfindlicher Rohprodukte auf einer annehm- 
baren Höhe stabilisieren und stützen und den Fertigwaren der Entwicklungsländer 
bevorzugten Zugang zu den Märkten der entwickelten Länder verschaffen; 

d) die Beschlüsse der Vereinten Nationen bezüglich des zweiten Entwicklungsjahr- 
zehnts übernehmen. 

3. Die Kirchen sollen sich auf verantwortliche Weise an Bewegungen für radikale 
strukturelle Wandlungen beteiligen, die notwendig sind, um eine größere Gerechtigkeit 
in der Gesellschaft zu verwirklichen. 

4. Die Kirchen sollen die Regierungen dazu drängen, an Stelle der allgemeinen Wehr- 
pflicht eine Zeit freiwilligen Dienstes in der Entwicklungsarbeit im eigenen oder in einem 
anderen Land anzuerkennen.“ 

5. Hilfe und Handel sind so zu strukturieren, „daß sie nicht zu Instrumenten der poli- 
tischen, ideologischen und Sicherheitsinteressen der entwickelten Länder werden“. 

6. Stabilisierung des internationalen Marktes (d.h. der Rohstoffpreise); 

7. Weltsteuer zur Schaffung von Entwicklungsfonds; 

8. Stärkung multilateraler Hilfsprogramme (zur Veränderung der bilateralen Hilfe); 

9. Stärkung der Vereinten Nationen; 

10. Unterzeichnung des Atomsperrvertrages; 

11. Abbau des Wettrüstens; 

12. Ausklammerung der Militärhilfe und der privaten Investitionen aus den ge- 
forderten 1°/o der staatlichen Entwicklungshilfe; 

13. Aufhebung oder mindestens Erleichterung der „Lieferbindung“ (d. h. der Be- 
dingung, die Hilfsgelder nur zum Kauf von Waren aus dem Geberland zu verwen- 
den); 

14. Gewährung von Zollpräferenzen, einseitiger Abbau von Importschranken, Um- 
stellung auf technisch hochentwickelte Industrien zugunsten der einfacheren Industrien 
der Entwicklungsländer; 

15. Festlegung der bilateralen Hilfsgelder auf längere Frist; 

16. Maßnahmen zur Erleichterung des Schuldendienstes; 

17. Schaffung eines Umlauffonds für rückgezahlte Schulden, aus dem ohne neue Be- 
lastung wieder ausgeglichen werden kann; 

18. Staatliche Einwirkung auf Privatunternehmen (und Aktionäre) zu Investitionen, 
die im Interesse der Empfängerländer liegen, und Unterstützung nur solcher Investitio- 
nen (etwa durch Garantien für nichtkommerzielle Risiken); 

19. Beendigung der Autarkiepolitik der EWG auf dem Agrarsektor; 

20. Erhöhung der Nahrungsmittelproduktion und -vorräte in den entwickelten Län- 
dern zur Bekämpfung akuter Hungersnöte; 

21. Überprüfung der Prioritäten zwischen Maßnahmen des Kalten Krieges und der 
 Entwicklungshilfe; 

22. Koordinierung der Entwicklungshilfe der östlichen und der westlichen Staaten 
und Entwicklung gemeinsamer Projekte; 

23. Ausbildung und Entsendung von Beratern, Technikern, Ärzten, Krankenschwe- 
stern, Lehrern usw.; 
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24. Unterlassung des Abwerbens qualifizierter Fachkräfte aus den Entwicklungs- 
ländern. hr 

25. „Anerkennung des letzten Zieles: internationale Arbeitsteilung, die auf dem 
spezifischen Beitrag voll ausgestatteter Nationen beruht, die gleichberechtigt miteinander 


Handel treiben.“ 
IV. Politisierung der Kirche? 


Diese - unvollständige - Liste zeigt, mit welch schwieriger, äußerst komplexer Sach- 
problematik wirtschaftlicher und politischer Art sich die Kirchen — und das heißt doch: 
Menschen, die in dieser Hinsicht zum größten Teil Laien sind — nun befassen sollen, in 
die sie sich einmischen, ja, in der sie mit Forderungen und Befürwortungen Partei er- 
greifen sollen. Nicht nur der auf personale Beziehungen gerichteten Caritas, nicht nur 
der privat gedachten Nächstenliebe ist das fremd; es scheint auch ganz der gewohnten 
Arbeitsteilung von Kirche und Staat auf Grund der überlieferten Zwei-Reiche-Lehre 
zu widersprechen und zu einem „Eingreifen in ein fremdes Amt“ zu führen, vor dem 
unsere theologischen Väter immer gewarnt haben — und das nicht nur wegen des Man- 
gels an Sachkunde bei Kirchenleitungen und Pastoren, sondern vor allem wegen der Ge- 
fahr der Vermischung der beiden Reiche und der Vermischung von Gesetz und Evan- 
gelium. Handelt es sich doch hier um Fragen der Vernunft, und kann sich doch die Kirche 
in solchen Fragen nicht anmaßen, gescheiter zu sein als die ökonomischen und politischen 
Fachleute. Spricht sie aber mit in Dingen, in denen andere genausoviel oder mehr ver- 
stehen, so wird aus dem Mittelpunkt rücken, was nur sie den Menschen sagen kann, was 
ihr „eigentlicher Auftrag“ ist, für den allein sie ihre Autorität einsetzen darf. 


Stehen wir damit vor einem Entweder-Oder? Haben wir keine andere Wahl als die 
zwischen Politisierung und Neutralisierung? Der Weg, den wir zu gehen haben, hat 
sicher - wie jeder Weg auf Erden - seine sorgsam ins Auge zu fassenden Gefahren, aber 
wer sich gegen ihn nicht aus Gefahrenscheu oder aus eigener, wenn auch unbewußter, 
politisch-ideologischer Bindung wehrt, dem löst sich das ... Schreckensbild bei näherem 
Zusehen doch auf. 

1. Wir müssen uns frei machen von der Unterscheidung zwischen dem „eigentlichen“ 
Auftrag der Kirche, der in der Verkündigung des Evangeliums von Jesus Christus be- 
steht, und der Wahrnehmung politischer Verantwortung. Die Kirche hat nur zu tun, 
was zu ihrem eigentlichen Auftrag gehört, und nichts, was sie wirklich zu tun hat, ist 
etwas „Uneigentliches“. Es gibt hier nicht eine Unterscheidung von Hauptsache und 
Nebensache, sondern höchstens eine Unterscheidung von Zentrum und Peripherie: im 
Zentrum steht der Glaube, auf der Peripherie liegen die Werke - im Zentrum das Evan- 
gelium, auf der Peripherie die Politik - im Zentrum das Heil, auf der Peripherie das 
Wohl des Nächsten. In Zentrum und Peripherie vollzieht sich das menschliche Leben; 
auf der Peripherie entscheidet sich und kommt an den Tag, was im Zentrum geschehen 
ist ... Die Werke sind neben dem Glauben, die Heiligung ist neben der Rechtfertigung 
nicht das „Uneigentliche“, die Nebensache, sondern der Artikel von der Rechtfertigung 
und der von der Heiligung stehen zueinander, wie die lutherischen Väter sagten, als 
articulus fidei constitnens und articulus fidei consequens ... Ebenso ist im Verhältnis 
zum Mitmenschen der Dienst an seinem Wohl nicht Nebensache gegenüber dem Dienst 
an seinem Heil. Beides ist untrennbar. Wie ihm sein leibliches Elend den Weg zum Heil, 
das Hören des Evangeliums, versperren kann, so kann mein Dienst Heuchelei werden, 
wenn ich mich nur um seine Seele kümmere, für seinen Leib aber nichts opfere. 

2. Das Wort „Gesetz“ darf nicht schrecken ... Gerechte Zustände sind eine der Ver- 
wirklichungsweisen von Liebe. Gerechtigkeit kann kalt und lieblos sein, Liebe aber sagt 
immer ja zur Gerechtigkeit. Liebe ist nicht gleichgültig gegen Gesetze, sondern will un- 
gerechte Gesetze durch gerechte ersetzen ... 
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3. Wie steht es aber zwischen dem Evangelium und der Vernunft? Hat die Kirche 
denn das zu predigen, wofür uns die Vernunft genügen kann, oder verrückt sie damit 
nicht den Inhalt ihrer Verkündigung von dem, was Gottes Wort und nicht die Ver- 
nunft uns sagt, zu dem, was wir uns selbst sagen können und wofür wir keine Kirche 
brauchen? Antwort: Keineswegs kann Interesse, Kompetenz und Wort der Kirche da 
aufhören, wo es sich nicht mehr um Offenbarung über aller Vernunft handelt, sondern 
ums Menschlich-Vernünftige. Wo der Glaube in der Liebe zur Tat wird, begibt er sich in 
den Bereich der Vernunft. Was unvernünftig ist, ist auch lieblos ... Im Streit der Zweck- 
setzungen und der obersten Werte sind wir Christen von vornherein Partei: Die Philan- 
thropie Gottes in Jesus Christus (Tit 3,4) macht uns zu Philanthropen, macht uns im 
politisch-sozialen Handeln den Menschen zum Maß aller Dinge und damit zu Bundes- 
genossen aller ehrlichen Humanisten, ob sie nun aus christlichen Traditionen stammen 
oder nicht. 

Nach dem Streit der Zwecksetzungen aber gibt es den Streit des Verstandes über die 
Mittel zum Zweck, den Bereich der sogenannten Ermessensfragen. In ihm wird sicher 
Vorsicht geboten sein bei Worten der Kirche, da hier Sachkunde unerläßlich ist und der 
Verstand der Christen wahrhaftig nicht größer ist als der der Nicht-Christen. Aber aus- 
gesperrt kann das Wort der Kirche auch hier nicht werden ... Wer, wie es die Kirche tun 
soll, in konkreter Lage zu konkreter Liebestat anleiten will, darf sich nicht vornehm aus 
dem Bereich der Mittel heraushalten. Weil Gott und der Teufel im Detail sitzen, kommt 
schließlich alles auf das Wie der Verwirklichung an. Es wird zwar breite Sektoren dieses 
Bereichs geben, die den Experten überlassen bleiben; wo aber deren Grenze verläuft, 
kann nicht a priori angegeben werden. Deshalb muß die Kirche sich auf ein Studium der 
Mittel einlassen, kritisch das Gewicht der gegeneinander stehenden Argumente prüfen, 
nach den hinter diesen verborgenen Interessen fragen, und dann wird es von Fall zu 
Fall möglich und nötig sein, daß die Kirche in ihren verfaßten Organen sich nach ihrem 
Verstande ... - und mit ihrem Wort für die eine Praxis gegen eine andere einsetzt ... Na- 
türlich kann sie dafür nicht Offenbarung, sondern nur Verstandesargumente vorbringen; 
natürlich kann sie sich dabei im einzelnen irren und also blamieren. Das darf sie nicht 
aus Selbstliebe scheuen ... Politisiert im schlechten Sinne ist die Kirche nicht dann, wenn 
sie in politischen Fragen ja und nein sagt, sondern dann, wenn dieses Ja und Nein 
nicht aus aufmerksamem Hören des Evangeliums, als ein Versuch, seiner heutigen For- 
derung gerecht zu werden, entsteht, sondern nebenher, aus anderen Quellen und Bin- 
dungen, die dann sicher „gottlose Bindungen“ sein werden ... Die einzige Rettung vor 
dieser schlechten Politisierung ist die verantwortliche Politisierung, die Wahrnehmung 
politischer Verantwortung in sorgfältig geprüfter und kritischer, zuallererst selbst- 
kritischer Weise. Dies wird dann immer noch parteilich sein. Die Glaubwürdigkeit der 
Kirche hängt nicht an ihrer Neutralität ... sondern an ihrer Unabhängigkeit, daran also, 
daß sie, indem sie parteilich ist, d. h. Partei ergreift, nicht parteiisch ist ... Für eine legi- 
time politische Parteinahme der Kirche (d. h. ihrer amtlichen Repräsentanten und Or- 
gane) läßt sich m. E. folgender Richtsatz aufstellen: Das Interesse, in dem sie erfolgt, 
soll nicht das Interesse der Selbsterhaltung der Kirche und ihrer Privilegien sein, sondern 
das Interesse des Friedens (d. h. der Kooperation und der Verhütung von tötender Ge- 
walt) und das Interesse derer, denen weltliche Gerechtigkeit (d. h. Gleichheit vor dem 
Gesetz und angemessener Anteil am Sozialprodukt) und bürgerliche Freiheit (d. h. 
Raum zu verantwortlicher Selbstbestimmung in Selbstbetätigung und in Mitgestaltung 
der Gesellschaft) vorenthalten wird ... 

Uppsala läßt uns keine Wahl. Das Evangelium läßt uns keine Wahl ... Die Kirche 
muß zur pressure-group in Entwicklungsfragen werden. Daß dies als Befürchtung vor- 
gebracht wird, ist nur dann merkwürdig, wenn man — ein Freudsches Vergessen? — in 
diesem Augenblick vergißt, daß die Kirche immer pressure-group gewesen ist in Fragen, 
die ihr wichtig schienen, von der Sonntagsheiligung bis zum Religionsunterricht. Sollte 
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sie nun auf einmal davor zurückscheuen, wo es sich um die Interessen ferne wohnender 
Menschen handelt? ... 

An diesen ungewöhnlichen Aufgaben zeigen sich die Auswirkungen unseres revo- 
Iutionären Zeitalters auf Christsein und Kirche. Wir schrecken mit Grund vor ihnen 
zurück, und wir haben allen Grund, zwar nicht vorsichtig, wohl aber umsichtig in dieses 
neue Verhalten hineinzugehen ... 

Unvermeidlich aber ist dieser Weg, weil die traditionelle Caritas nicht mehr genügt ... 

Traditionelle Caritas muß weiter geschehen. An ihr zeigt sich der Ernst unseres Wil- 
lens zum Helfen; denn mit ihr fangen wir bei uns selbst an, bei dem, was in unserer 
Macht steht. „Brot für die Welt“ als unser größtes Unternehmen traditioneller Caritas 
im heutigen deutschen Protestantismus muß weitergehen und vermehrt werden. Aber 
„Brot für die Welt“ ist ein Tropfen auf den heißen Stein, oder besser gesagt ... ist nicht 
ein sinnlos verzischender Tropfen auf den heißen Stein, wohl aber ein Tropfen Ol ins 
Getriebe, also sehr nützlich, aber, weil nur ein Tropfen, ungenügend und also eben doch 
sinnlos, solange nicht mehr Tropfen hinzukommen ... 

„Brot für die Welt“ ist ... der Anfang unseres kirchlichen Tuns, es darf aber nicht sein 
Ende sein. Solange wir uns darauf beschränken, haben wir es freilich bequemer. Denn 
wenn wir darüber hinausgehen mit jenen Forderungen nach außen, werden wir nicht nur 
Fehler machen und unser Ansehen ramponieren, wir werden uns auch Feinde machen; 
denn wir werden auf mächtige Interessen stoßen, mit denen wir in Konflikt kommen. 
Wir werden auf die Fragwürdigkeiten unserer Gesellschaftsordnung stoßen ... Wir wer- 
den die marxistische Analyse und Kritik des Kapitalismus ... nicht mehr umgehen 
können; denn bei kritischer Analyse der bisherigen Entwicklungspolitik der entwickel- 
ten Länder werden wir nicht nur das Versagen der östlichen und westlichen Regierungen 
feststellen müssen, sondern kapitalistische Prinzipien und imperialistische Praktiken als 
ursächlichen Faktor für das Elend von Millionen Menschen ... Wir werden den Nebel- 
vorhang der westlichen Propaganda durchstoßen und uns informieren müssen, wie vier 
bei uns verschrieene Länder der Dritten Welt es geschafft haben, Hunger und Ausbeu- 
tung zu beseitigen und mit ihren ca. 750 Millionen aus dem Elend des Welthungers 
herauszukommen ... Es wird der Sozialismus von den zwei Ausgangspunkten her, vom 
Technokratieproblem und von der Entwicklungspolitik her, aufs neue auch zum kirch- 
lichen Diskussionsthema werden. 

Unsere Jungen haben das verstanden. Mehr als den Älteren ist es ihnen unerträglich, 
am gedeckten Wohlstandstisch zu sitzen, während neben uns die Hungerlawine immer 
neue Millionen unter sich begräbt. Darum ist ihnen unsere Gesellschaft so fragwürdig 
geworden. Darum greifen sie so begierig nach der Soziologie, darum denken sie nicht 
mehr existentialistisch, sondern marxistisch, darum rekrutiert sich der SDS so beträcht- 
lich aus den Pfarrerskindern, aus den evangelischen Studentengemeinden, aus ehemaligen 
oder jetzigen Theologiestudenten. Das ist nicht Abfall vom Christentum, auch wenn es 
manchmal mit der Abkehr von der Kirche und mit Schwierigkeiten gegenüber dem 
christlichen Glauben verbunden ist, sondern Wirkung dessen, was sie vom Evangelium 
gehört haben ... 

Die heutige Lage der Welt ruft uns weg von jedem noch so heimlichen Egoismus in 
unserer Frömmigkeit, in unserem theologischen Denken, in unserem kirchlichen Leben. 
Kümmert sich Gott um den notleidenden Nächsten, wie die ganze Bibel sagt, dann heißt 
das: Gott kümmert sich um die Strukturen und die Institutionen in Wirtschaft, Politik, 
Arbeitsorganisation, die geändert werden müssen, um Hunger und Unterdrückung zu 
beseitigen. Der „Nächste“ ist nicht ein nur einzelner Mensch, nicht ein isoliertes Ding, 
sondern, wie Marx sagt, ein Ensemble gesellschaftlicher Verhältnisse. Wer ihm helfen 
will, darf also bei seiner einzelnen Not nicht stehenbleiben, er muß die gesellschaftlichen 
Verhältnisse ändern. Liebe muß also heute love in structures sein. 
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EN u u u un 


Damit ist uns anschaulich geworden, wie unmöglich heute eine Theologie ist, die Glau- 
ben und Werke auseinanderreißt im Namen des richtigen und bleibenden Satzes, daß 
die Werke vor Gott nicht rechtfertigen. Das Evangelium ist zugleich Trost des Ge- 
wissens und Mobilisierung des getrösteten Gewissens. 


Nach eingehender Beratung in den Ausschüssen und im Plenum faßte die Re- 
gionalsynode vier Entschließungen zur Entwicklungshilfe und zum kirchlichen 
Entwiclungsdienst: 


1. ENTSCHLIESSUNG ZUM THEMA: „ZUKUNFT DER KIRCHE — ZUKUNFT DER WELT“ 
Vom 11. Oktober 1968 


I. Bedrohung der Zukunfl 


Füllet die Erde und machet sie euch untertan und herrschet (1 Mose 1,28). 
Die Herrschaft der Menschen über die Erde droht in einer Katastrophe zu enden. In we- 
nigen Jahrzehnten verdoppelt sich die Bevölkerung der Erde. Hungertod und kriegeri- 
sche Selbstzerstörung sind die drohenden Möglichkeiten moderner Entwicklung. Men- 
schen haben die Macht, mit Vernichtungswaffen Kontinente unbewohnbar zu machen. 
Wohin sind wir gekommen? Es liegt nicht an der Erde. Sie hat Raum und Nahrung für 
alle. Es liegt nicht an Technik und Wissenschaft. Sie bieten Möglichkeiten, dem Hunger 
zu wehren und ein menschenwürdiges Dasein für alle zu schaffen. Es liegt an den Menschen. 
Kain erschlägt seinen Bruder Abel und verfällt selber dem Fluch. Wo ist dein Bruder, 
fragt Gott auch heute. Die Schuld des Kain ist unser aller Schuld. Millionenfaches Ster- 
ben belastet unsere Gewissen. 


II. Liebe durch Glaube 


In Christus gilt der Glaube, der durch die Liebe tätig ist (Gal 5,6). 
Humanität und Nächstenliebe sind nicht auf die Christen beschränkt. Oft genug werden 
Christen hierin von Nichtchristen beschämt. Oft genug sagen viele Herr, Herr und tun 
nicht, wie er gebietet. So werden die von draußen einmal die Ankläger der Christen sein. 
Wahrer Christenglaube bewährt sich in der Liebe. Denn Gott ist Liebe. Wer von seiner 
Liebe lebt, erfährt den Antrieb erneuerten Lebens zum Dienst am Nächsten. Wer aber 
ist heute der Nächste? Es gibt keine Grenze und Schranke in der Verantwortung fürein- 
ander, weder der Entfernung, noch der Rasse, noch der Ideologie. Gott ist aller Vater. 
Christus ist allen zum Heil gekommen, christliche Liebe überschreitet alle Grenzen. 


III, Gerechtigkeit durch Liebe 


Im Reiche dieses Königs hat man das Recht lieb (Ps 99, 4). 
Der Samariter hil dem, der unter die Mörder gefallen ist. Das gilt für alle Zeiten. Und 
immer wieder gehen Priester und Levit achtlos vorbei. Samariterdienst ist aber mehr als 
Katastrophenhilfe. Nicht erst, wenn es zu spät ist, setzt christliche Liebe ein. Nicht nur 
dem notleidenden einzelnen gilt ihr helfender Dienst. Sie geht aufs Ganze. Sie kommt 
dem Unglück zuvor. Vater Bodelschwingh forderte „barmherzige Gesetze“ und begab 
sich in die Geschäfte der Politik, damit den Notleidenden seiner Zeit geholfen wurde. 
Verantwortliche Liebe schließt den Dienst an der Gesellschaft ein. Das weist der Liebe 
neue Wege der Beteiligung am Kampf um bessere Gerechtigkeit, wie im gesellschaftlichen 
Bereich so im Zusammenleben der Völker. 
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IV. Friede durch Gerechtigkeit 


Auf dem Weg der Gerechtigkeit ist Leben, aber böser Weg führt zum Tode (Spr 12, 28). 
Ungerecht ist die große Kluft zwischen den Lebensbedingungen der Menschen auf der 
Erde. Wirtschaftlicher und technologischer Fortschritt läßt den Reichtum der reichen 
Nationen immer schneller wachsen. Das Schicksal der armen Nationen tritt dahinter 
zurück. Scheinbar geht es besser und schneller ohne sie. Sie aber sind auf Austausch und 
Handel angewiesen, um zu überleben. Der Friede wird bedroht, wenn einer ohne den 
anderen lebt. Mißtrauen, Feindschaft und Haß wachsen in der Welt. Der Friede wird 
nur gewonnen, wenn einer nicht mehr ohne den anderen leben kann und will. Nur eine 
Weltgesellschaft gegenseitiger Abhängigkeit und Verflechtung sichert die Zukunft. Wir 
müssen Wege finden, die technischen und wissenschaftlichen Möglichkeiten in den Dienst 
der ganzen Menschheit zu stellen. Gerechtigkeit ist Grundlage für den Frieden. 


V. Der Beitrag der Kirche 


Sehet zu, tut rechtschaffene Frucht der Buße (Matth 3, 8). 
Was geht Entwicklungspolitik die Kirche an? Scheinbar liegen die Probleme fern und 
sind uns fremd und neu. Mischt sich die Kirche etwa in ein fremdes Amt? Allzulange 
hat sich die christliche Gemeinde bei solcher Ausflucht beruhigt. Allzugroß ist die Ver- 
suchung, sich mit der Erhaltung des Bestehenden zu begnügen und zu vergessen, daß 
Gottes Auftrag die Gemeinde in die Weite und in die Zukunft weist. Der Anfang der 
Erneuerung geschieht im eigenen Haus. In dem Wandel der Gesinnung und des Denkens 
vollzieht sich die Buße der Kirche. Umkehr unter Gottes Gericht und Gnade befreit 
zum Dienst an den Menschen. Hier hat der Beitrag der Christen seinen wahren Grund. 
Nicht eine neue und zusätzliche Aufgabe kommt auf die Christenheit zu. Indem sie sich 
auf die Mitte ihres Glaubens besinnt, empfängt sie den Antrieb zum Handeln in den 
weiten Dimensionen der heutigen Welt. 


VI. Falsche Argumente 


Prüfet alles, und das Gute behaltet (1 Thess 5,21). 
Die einen können mögliche Katastrophen nicht schrecklich genug malen. Die anderen 
unterschätzen die Schwierigkeiten und glauben, alles sei bloß eine Sache des guten Willens. 
Einige wollen Barmherzigkeit als einziges Motiv gelten lassen und verführen dazu, nur 
Almosen zu geben, anstatt die Vorbedingungen für einen partnerschaftlichen wirt- 
schaftlichen Austausch zu schaffen. Viele sagen, Entwicklungspolitik gebe unserer Indu- 
strie neue Märkte. Sie vergessen, daß wir auch unseren Markt den Produkten der Ent- 
wicklungsländer öffnen müssen und daß wirkliche Hilfe kein kurzfristig lohnendes Ge- 
schäft sein kann. Wieder andere wollen Bereitschaft zur Hilfe mit dem Hinweis wecken, 
die wachsende Bevölkerung jener Länder bedrohe unsere Kultur. So wecken sie Angst, 
die neue Barrieren schafft und in die Isolierung führt. Manche gefallen sich in der Rolle 
des Anklägers und glauben, Hilfe bestehe schon darin, einen Schuldigen zu finden. Sie 
stellen damit die Fehler der Vergangenheit statt der Aufgaben der Zukunft in den 
Mittelpunkt ihres Denkens und Redens. Unendlich viel törichte Rederei wird durch 
rassische Vorurteile und volkswirtschaftliche Teilwahrheiten verursacht. Dies alles führt 
nicht weiter. Die Wirklichkeit will nüchtern gesehen werden. Die beschränkten Mög- 
lichkeiten wirklicher Hilfe zu sehen und auszuschöpfen, zu hören, was als Wahrheit auch 
in den Argumenten des Gegners steckt, zu verwirklichen, was das Gebot der Stunde ver- 
langt, vom Glauben her bereit zu sein, das Vernünftige zu suchen und aufzuzeigen, das 
gehört zum Dienst der Christen an der kommenden Weltgesellschaft. 
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VII. Konkrete Aufgaben 


Was ihr tut, so tut es alles zu Gottes Ehre (1 Kor 10,31). 
Christsein verwirklicht sich im Handeln des Alltags. Der Einsatz für Gerechtigkeit und 
Frieden muß sich dort bewähren. Wichtig ist, daß die Christen dem politischen Handeln 
zu rechter Begründung und der gemeinsamen Zielsetzung zu praktischer Folgerung ver- 
helfen. Aus dem, was auf der Weltkirchenkonferenz in Uppsala und auf anderen öku- 
menischen Konferenzen dazu gesagt worden ist, heben wir besonders hervor: 

1. Christen sollen sich darum bemühen, daß gesellschaftliche Gruppen, die politischen 
Parteien und die Regierungen die Entwicklung zur Weltgesellschaft als den einzigen Weg 
begreifen, auf dem der Friede gewonnen und gesichert werden kann. Das muß in ihren 
Programmen und Aktionen Vorrang haben und sich etwa auch in der Außenhandels- 
und Zollpolitik, der Deutschlandpolitik und der Rüstungspolitik praktisch auswir- 
ken. 

2. Christen sollen jede Gelegenheit der Kommunikation und alle Mittel des Infor- 
mationswesens benutzen, damit der provinzielle Horizont des Denkens und Handelns 
auf die Weltgesellschaft hin ausgeweitet wird. Mehr als bisher sollen auch die Kirchen 
und christlichen Gruppen ihre publizistischen Möglichkeiten in den Dienst dieser Auf- 
gabe stellen. 

3. Christen sollen sich bemühen, die Bedeutung der Einrichtungen der Vereinten Na- 
tionen und ihrer Unterorganisationen in das öffentliche Bewußtsein zu bringen. Als 
Leitstellen internationalen Zusammenwirkens bedürfen sie der Fürbitte der Christen- 
heit in jedem Gottesdienst. 

4. Christen sollen Konsequenzen daraus ziehen, daß uns im 20. Jahrhundert nicht 
mehr nur die soziale Sicherheit im eigenen Lande, sondern auch der soziale Weltfriede 
aufgetragen ist. Das Mißverhältnis zwischen Rüstungsausgaben und Entwicklungsmit- 
teln ist unerträglich. Sie werden Verständnis dafür wecken müssen, daß in wachsendem 
Maße öffentliche Mittel für Aufgaben der Entwicklungspolitik aufgewendet werden 
müssen. 

5. Christen sollen freiwillig einen angemessenen Prozentsatz ihres Einkommens zur 
Verfügung stellen. Ebenso sollen die Kirchen einen wachsenden Anteil ihrer Einnahmen 
bereitstellen. In den kirchlichen Haushalten soll eine neue Rangfolge der Prioritäten 
gelten. 


VIII. Zukunft der Kirche - Zukunft der Welt 


Du machst neu die Gestalt der Erde (Ps 104, 30). 
Das Leitwort der Weltkirchenkonferenz von Uppsala lautet: „Siehe, ich mache alles 
neu.“ Christen leben schon jetzt im Anfang von Gottes Zukunft. Der Blick auf die Zu- 
kunft hält die Kirche in Bewegung. Sie ist die Pilgerschar derer, die auf das Kommen 
ihres Herrn hin unterwegs sind. Darum gibt es keinen Stillstand, kein Ausruhen bei 
dem Erreichten, keine Absicherung hinter verfestigten Positionen. Dem Wandel der 
Welt und Wechsel aller Verhältnisse begegnet die Kirche mit der Bereitschaft, sich selber 
zu verändern. Entwicklung in der Welt nötigt zu Entwicklungen in der Kirche. Mehr 
Einheit, tiefere Wahrheit, größere Liebe, getrostere Hoffnung bestimmen Auftrag und 
Weg. Nicht in sich selbst hat die Kirche die Verheißung der Zukunft, ihre Kraft ist 
schwach, ihre Versuchung ist groß. Der Weg des Leidens bleibt ihr nicht erspart, wenn 
sie den Weg des Gehorsams geht. Darin aber, daß sie Christus als Hoffnung der Welt 
bezeugt, besteht auch die Zukunft der Kirche. Gott bringt sie zu seinem Ziel, auch wenn 
wir versagen und scheitern. Er treibt uns mit allen unseren notwendigen Anstrengungen 
in das demütige Gebet: Dein Reich komme. 
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2. BESCHLUSS ÜBER EINEN HÖHEREN KIRCHLICHEN BEITRAG ZUR BEKÄMPFUNG DER 
NOT IN DER WELT 


Vom 10. Oktober 1968 


I. Die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland bittet die Gliedkirchen, dahin zu 
wirken, daß in wesentlich stärkerem Maße als bisher in die Haushalte unserer Kirchen- 
gemeinden und Landeskirchen, ihrer Werke und Einrichtungen Mittel für Aufgaben ein- 
gesetzt werden, die der Überwindung der Armut, des Hungers und der Not in der 
Welt und ihrer Ursachen dienen. Durch eine neue Ordnung der Prioritäten, durch Über- 
prüfung der Arbeitsstrukturen und Bauvorhaben in den Gemeinden und Bezirken, be- 
sonders aber durch Weckung der Bereitschaft zum Verzicht und zum Opfer sollten zu- 
nächst 2%/o aller kirchlichen Haushaltsmittel hierfür bereitgestellt werden, und zwar zu- 
sätzlich zu den für diese Aufgaben bereits ausgewiesenen Haushaltsmitteln. Dieser Be- 
trag sollte bis zum Jahre 1975 auf 50/0 gesteigert werden. Soweit das derzeit geltende 
Haushaltsrecht die zuständigen Organe daran hindert, diese Aufgaben zu verwirk- 
lichen, bittet die Synode die Gliedkirchen, dieses Recht entsprechend zu ändern. 

Eine möglichst anschauliche Information der Gemeinden über die Zwecke, für die das 
Geld benötigt wird, ist von grundlegender Bedeutung. Die Information soll die Ge- 
meinden auch instand setzen, auf die Verwendung der Mittel im Rahmen der gesamt- 
kirchlich festzulegenden Verwendungszwecke Einfluß zu nehmen. 

II. Die Synode bittet alle Glieder der Gemeinde, zum Richtsatz ihrer persönlichen 
Beiträge für „Brot für die Welt“ und für andere Sammlungen zur Bekämpfung des 
Hungers und der Not in der Welt Mittel in Höhe von mindestens 1°/o ihres Ein- 
kommens zu machen. 

Die Synode bittet Pfarrer, Älteste und kirchliche Mitarbeiter, auf diesem Wege selbst 
voranzugehen und sich in ihren Gemeinden für dieses Ziel so energisch einzusetzen, daß 
die Erträge der Sammlungen nachhaltig gesteigert werden. 


3. BESCHLUSS ZUR BILDUNG EINER ARBEITSGRUPPE FÜR ENTWICKLUNGSPOLITIK 


Vom 10. Oktober 1968 


Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland wird gebeten, eine ständige Arbeits- 
gruppe der EKD für Entwicklungspolitik zu schaffen. 

Diese Arbeitsgruppe hat den Auftrag, Angelegenheiten der kirchlichen Mitverant- 
wortung in der Entwicklungspolitik nach der grundsätzlichen und praktischen Seite hin 
einschließlich der Bildung der öffentlichen Meinung zu bearbeiten. Sie dient den Organen 
und Amtsstellen der Evangelischen Kirche in Deutschland zur sachverständigen Bera- 
tung in allen Angelegenheiten der Entwicklungspolitik. An dieser Arbeit sind die im 
Raum der evangelischen Christenheit in Deutschland bestehenden Arbeitsstellen für 
Aufgaben der Entwicklungspolitik angemessen zu beteiligen; hier findet die praktische 
Arbeit dieser Arbeitsstellen auch die Ebene ihrer notwendigen Koordinierung. Beson- 
derer Wert ist auf die Beziehung zum Okumenischen Rat der Kirchen und zu den ent- 
sprechenden Einrichtungen der römisch-katholischen Kirche in der Bundesrepublik 
Deutschland („Justitia et Pax“) zu legen; eine Zusammenarbeit mit der von römisch- 
katholischer Seite gebildeten „Internationalen Arbeitsgemeinschaft für sozialökonomi- 
sche Entwicklung“ (CIDSE) in Brüssel ist anzustreben. 

Die Arbeitsgruppe soll ein ständiges Sekretariat haben. 

Einzelheiten zur personellen Besetzung und zur Organisation der Arbeitsgruppe so- 
wie die Zuordnung des Sekretariats zu den Amtsstellen der EKD regelt der Rat der 
Evangelischen Kirche in Deutschland. 
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4. BESCHLUSS ÜBER AKTUELLE INFORMATIONEN IM GOTTESDIENST 


Vom 11. Oktober 1968 


Synode empfiehlt allen Gemeinden, sonntäglich neben den üblichen Abkündigungen 
an geeigneter Stelle des Gottesdienstes aktuelle Informationen, insbesondere über Ent- 
wicklungspolitik, mitzuteilen. 


Diese Entschließungen sind, was immer auch zu Einzelheiten der Formulierung 
und der Vorschläge gesagt wurde und werden kann, ein Wagnis und ein Schritt 
nach vorn auf neuen und ungebahnten Wegen. Ein hohes Maß von Arbeit, um 
Öffentlichkeit und Gemeinde für das neue Vorhaben aufzuschließen und die 
Gliedkirchen zur Bereitstellung der finanziellen Mittel willig zu machen, und die 
Schaffung von Beratungs-, Planungs- und Entscheidungsgremien, die für eine 
sinn- und sachgemäße Verwaltung und Verwendung der eingehenden Mittel 
Sorge zu tragen haben, sind damit gefordert. Es gilt, den gewaltigen Aufgaben 
zu entsprechen, die die Zukunft, mit der es die Kirche in ihrer Verkündigung und 
im Glauben ihrer Glieder zu tun hat, und die Zukunft, die die Welt für sich er- 
hofft, der Kirche und der Welt stellen. In der Gewißheit der Zukunft Gottes, die 
nicht durch menschliche Betriebsamkeit herbeigeführt wird, ist die Kirche der 
Welt und ihrer Zukunft die aktive Mitarbeit an ihrer besseren, gerechteren und 
friedlicheren Ordnung und Gestaltung schuldig. Daß sich aus der Wahrnehmung 
ihrer Weltverantwortung für Kirche und Christenheit Konsequenzen für ihre 
eigene Gestalt und Arbeitsweise, ihre Ordnung und ihren Dienst ergeben, daß 
die deutsche evangelische Christenheit durch die Entschließungen der Regional- 
synode 1968 genötigt ist, ihre Tradition kritisch zu reflektieren und den Mut und 
die Entschlossenheit zu neuen Formen aufzubringen, liegt auf der Hand. 

Der „Kritischen Synode“ genügten die Entschließungen der Regionaltagung zu 
Entwicklungshilfe und Entwicklungsdienst nicht. Wie sie sich eine Synodalent- 
schließung gewünscht hätte, geht aus einem von ihr verteilten Flugblatt mit 
einem ihren Vorstellungen entsprechenden Beschlußentwurf hervor, das nicht un- 
erwähnt bleiben soll. 


ENTWURF 


Vorlage der kritischen Synode 


Die Synode der EKD wolle auf ihrer regionalen Tagung (West) beschließen: 

Die Synode der Evangelischen Kirchen der Bundesrepublik und West-Berlins be- 
kennt: Durch uns wird unendliches Elend über viele Völker und Länder gebracht. Wir 
haben lange Jahre nicht gegen die uns zugute kommenden ungerechten und ausbeuterischen 
Wirtschaftsverhältnisse gekämpft. Wir klagen uns an, daß wir nicht mutiger aufgeklärt 
haben, uns nicht eindeutiger für die Sache der Gequälten der Menschheit eingesetzt haben, 
nicht freier unsere Befangenheit überwunden haben und uns nicht in unserem Handeln 
durch die Not der Mehrheit der Menschen bestimmen ließen. 

Wir machen einen neuen Anfang. 

1. Wir werden aufklären, inwiefern die Wirtschaftsverbindungen der Bundesrepu- 
blik und der EWG mit den Ländern Afrikas, Asiens und Lateinamerikas ungerecht 
und ausbeuterisch sind. Dazu wird ein Ausschuß gebildet, der sich ein wissenschaftliches 
Institut mit einer Abteilung für Offentlichkeitsarbeit zuordnet. 

2. Wir setzen uns ein gegenüber den Vertretern der Macht für die Interessen der 
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Machtlosen, indem wir im Sinne der Forderungen der vierten Vollversammlung des 
Okumenischen Rates der Kirchen in Uppsala und der ersten gemeinsamen Konferenz 
von „Justitia et Pax“ und der „Abteilung für Kirche und Gesellschaft“ in Beirut für 
eine gerechte Wirtschaftspolitik unseres Landes und der EWG gegenüber den Ländern 
Afrikas, Asiens und Lateinamerikas eintreten. 

3. Wir werden die gesamten kirchlichen Mittel für Entwicklungsprogramme Ver- 
tretern sozialrevolutionärer Länder und Gruppen in Afrika, Asien und Lateinamerika 
zur freien Verfügung stellen. 

4. Die für diese beschlossenen Aktionen erforderlichen Mittel werden durch einen ent- 
sprechenden Anteil des jährlichen Einkommens von den evangelischen Landeskirchen, Ge- 
meinden und den kirchlichen Werken in der Bundesrepublik und West-Berlin aufgebracht. 


Zu4. 

In der Bundesrepublik und West-Berlin wurden bisher jährlich durch die evangelischen 
Kirchen Bauvorhaben in Höhe von etwa 300 bis 400 Millionen DM durchgeführt. Wir 
fordern die evangelischen Kirchen in der Bundesrepublik und in West-Berlin auf, diese 
Summe zunächst um ein Drittel einzuschränken, damit die notwendigen Mittel für die 
von uns beschlossenen Aktionen aufgebracht werden können. 


So umfangreich und die Zeit und Kraft der Synode in hohem Maße beanspru- 
chend das Hauptthema war, standen auf der Tagesordnung der Regionaltagung 
noch andere gewichtige Fragen. Da waren einmal der Haushaltsplan zu beraten 
und das Haushaltsgesetz zu verabschieden; zum anderen hatte der Präsident 
des Diakonischen Werkes, Dr. Schober, einen Bericht über die Arbeit dieses Werkes 
erstattet und als Frage, an deren Beantwortung sich ein Stück Glaubwürdigkeit 
der Christenheit entscheidet, herausgestellt: 


Was muß geschehen, daß im Wirkungsfeld der Christenheit kein Mensch schuldlos hun- 
gern, keiner hilflos ohne Pflege, keiner bitter in seiner Einsamkeit, keiner schutzlos in 
seiner Gefährdung bleiben muß? Hier wird oft eine gefährliche Kluft zwischen einer 
rein verbalen und einer christusrealen Existenz sichtbar. Aus der verbalen Existenz 
entspringen die lautstarken Forderungen und Demonstrationen. Aus der realen Exi- 
stenz erwächst der Mut und die Freude, das Leben im Kampf gegen das Elend dieser 
Welt in die Schanze zu schlagen ... 

Aus der verbalen Existenz entspringt die Scheinwelt des Lärms, der Phrase, der De- 
magogie. Aus der realen Existenz erwächst der Wille zum Dienst und zum Opfer. Nur 
hier gedeiht die Diakonie der Kirche mit ihren unübertragbaren Anforderungen an 
jeden einzelnen ... Schlagwörter helfen nicht weiter. Gerade weil die Diakonie das Kon- 
zept der Einzelhilfe nicht opfern darf, müht sie sich auch um die kraftvolle Umwand- 
lung der Gesellschaft und ihrer Verhältnisse mit dem Ziel, diese Gesellschaft in eine 
gerechtere, aufnahmebereite und annehmende Gemeinschaft für den einzelnen zu ver- 
ändern. Denn das ist der Auftrag Jesu. 


Die Synode verabschiedete zu den Aufgaben diakonischer Arbeit ein 


WORT AN DIE GEMEINDEN 


Der barmherzige Samariter von heute hat viele Gesichter. 

Wo in der Welt akute Notstände bekannt und wirksame Hilfsmöglichkeiten sichtbar 
gemacht werden, erweist sich oft eine erstaunliche Opferbereitschaft innerhalb und außer- 
halb der Kirchen. Die Biafra-Aktion des Diakonischen Werkes und der Caritas hat be- 
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wiesen, daß diakonisches Handeln dann gelingen und überzeugen kann, wenn es sich 
nicht durch politische Parteinahme oder diplomatische Rücksichten blockieren läßt. Die 
Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland dankt allen, die an diesem großen 
Hilfsprogramm beteiligt sind, und bittet die Gemeinden weiterhin um wirkliche Opfer, 
damit möglichst viele Verhungernde gerettet und gefährdete Kinder in Sicherheit ge- 
bracht werden können. 

Solche unmittelbare Nothilfen als praktische Konsequenzen des gepredigten Evan- 
geliuns sind auch im eigenen Land und in jeder einzelnen Gemeinde unerläßlich. Denn 
Christus begegnet uns gerade auch in solchen Mitmenschen, welche die Krisen unserer 
Zeit am eigenen Leib besonders zu spüren bekommen oder sich in den gesellschaftlichen 
Bezügen des heutigen Lebens nicht geborgen fühlen. So brauchen alte Mitbürger nicht 
nur wirtschaftliche Versorgung, sondern moderne geriatrische Hilfe. Der irgendwie be- 
hinderte Mensch kann durch Methoden der Rehabilitation weithin zu einer Sinn- 
erfüllung seines Lebens geführt werden. Der Ausländer in unserer Mitte als Student 
oder Gastarbeiter sucht nicht nur Ausbildung oder einen Arbeitsplatz, sondern eine 
Gesellschaft, die ihn als Nächsten annimmt. Jede Gemeinde kann aus der Phantasie der 
Liebe - im Zusammenwirken von Fachleuten und ehrenamtlichen Mitarbeitern — das 
Beispiel einer tragenden Gemeinschaft geben, die dem einzelnen hilft, sich zurechtzu- 
finden, wieder zu gesunden oder sein Schicksal anzunehmen. Nimmt die Gemeinde 
solche Menschen in ihrer ungeminderten Menschenwürde ernst, wird sie sowohl im Be- 
reich ihrer offenen Hilfen als auch in der weiterhin notwendigen spezialisierten Anstalts- 
diakonie jene Verantwortung einüben, die sie auch weitsichtig macht für das Welt- 
problem des Hungers und anderer Unmenschlichkeiten. Akute Nothilfen allein genügen 
dafür nicht. Es müssen auch Strukturen geändert werden. 

Der barmherzige Samariter von heute hat viele Gesichter. 

Christus gibt jedem einzelnen Menschen seinen unverlierbaren Wert. Pervertierte 
Strukturen aber machen diesen Wert streitig. Die Kirche muß darum auch strukturell 
weiterführende diakonische Projekte und Programme in größtmöglicher Kooperation 
mit allen, die dafür zu gewinnen sind, verwirklichen. Damit solche Strukturhilfen im 
Weltmaßstab auf gesunder Basis geplant werden können, müssen finanzschwache Schwe- 
sterkirchen durch die zwischenkirchliche Hilfe in die Lage versetzt werden, selbst ihre 
diakonische Verantwortung innerhalb ihrer Gesellschaft wahrzunehmen. Nur wenn die 
Landeskirchen und Gemeinden ihre Beiträge und Opfer für diese weltweiten ökumeni- 
schen Hilfen wesentlich und demonstrativ erhöhen, wird dies als kräftiger Anstoß für 
ein neues Denken und Handeln auch anderer Gruppen in der Gesellschaft wirken. 

Das Evangelium hat die Kraft, den Menschen zu verändern. Wo es recht gepredigt 
wird, treibt es ihn zur praktischen Verantwortung für die Welt in konkreten Schritten. 
Ein Zeichen dafür sind die 10000 jungen Menschen, die sich bisher zum Diakonischen 
Jahr entschlossen haben, und die über 300 Mitarbeiter in „Dienste in Übersee“. 

Der barmherzige Samariter von heute hat viele Gesichter. 


Bedeutsam sowohl für den diakonischen wie für den gesellschaftlichen Dienst der 
Kirche ist der 


BESCHLUSS ZUR EINRICHTUNG EINES SOZIALWISSENSCHAFTLICHEN INSTITUTS 


Die Synode unterstützt die Bemühung des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland, 
ein gesamtkirchliches sozialwissenschaftliches Institut zu errichten. Sie ist der Überzeugung, 
daß ein solches Institut für die kirchlichen Organe bei der Wahrnehmung der Mitver- 
antwortung der Kirche für die Gesellschaft eine wesentliche Hilfe geben könnte. 

Die Synode billigt die Absicht des Rates, das Institut gemeinsam mit der rheinischen 
und der westfälischen Gliedkirche zu errichten. 
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Die Zusammenarbeit des Instituts mit den Kammern für soziale Ordnung und für 
öffentliche Verantwortung sowie mit der zu berufenden Arbeitsgruppe für Entwick- 
lungspolitik muß gesichert sein. Zugleich soll das Institut zur sozialwissenschaftlichen 
Grundlegung der kirchlichen Sozial- und Industriearbeit beitragen. Die Synode bittet 
den Rat, bei der Entscheidung über die Aufgabenstellung und Arbeitsweise des Instituts 
die genannten Kammern zu beteiligen. 


Im Rahmen der Ausschußberichte nahm die Synode die nicht sehr glücklich for- 
mulierte Ausarbeitung eines Ausschusses zur Kenntnis, die bei einer späteren 
Synodaltagung erörtert werden soll: 


DER DIENST DER KIRCHE IN DEN GLIEDERUNGEN DER GESELLSCHAFT 


Der Auftrag der Kirche verpflichtet sie, das Evangelium den Menschen in einer Weise 
zu sagen, daß ihnen auch dazu geholfen wird, Gottes Willen bei ihren täglichen Ent- 
scheidungen vor Augen zu haben und seinen Liebeswillen als eine Hilfe in ihren mensch- 
lichen Beziehungen zu erfahren. Dabei ist zu bedenken, daß der Wandel unserer Ge- 
sellschaft sich immer rascher vollzieht. Der Dienst der Ortsgemeinden, so unerläßlich er 
ist, kann die Strukturen der Gesellschaft zumeist nicht erreichen; in diesen muß aber 
heute über die alltäglichen Entscheidungen gemeinsam mit anderen Menschen Klarheit 
gewonnen werden. Hier werden diese Entscheidungen vollzogen. Hier sollen mögliche 
Veränderungen bestehender Verhältnisse in Gang gesetzt werden. Hier stehen Men- 
schen und ganze Menschengruppen entweder in Solidarität zusammen oder als Gegner, 
ja vielleicht als Feinde einander gegenüber. Die Zuwendung der Kirche zu diesen Struk- 
turen ist daher heute eine wesentliche Voraussetzung für die Erfüllung des ganzen Auf- 
trags, den der Herr seiner Kirche gegeben hat. 

In dieser Erkenntnis bittet die Synode der EKD die Gliedkirchen, mehr als bisher 
der wachsenden Bedeutung dieser gesellschaftlichen Strukturen Rechnung zu tragen. Es 
sollen kirchliche Arbeitsformen neu entwickelt bzw. verstärkt werden, die diesen Struk- 
turen zugeordnet sind. 

Diese Arbeit ist in vielen Landeskirchen schon teilweise in Angriff genommen (z. B. 
durch Akademien, Sozialpfarrämter, Bauern- und Handwerkerarbeit, bestimmte Teile 
der Männer- und Frauenarbeit etc.). Sie bedarf der systematischen Entfaltung. Es sollte 
angestrebt werden, besondere Arbeitsgruppen aus Theologen und Laien, aus haupt- und 
ehrenamtlichen Mitarbeitern zu bilden. Diese sollten nach großen Lebensbereichen ge- 
gliedert, sich den Organisationen der modernen Gesellschaft und den in ihnen bestehenden 
menschlichen Problemen und Spannungsfeldern je nach ihrer Dringlichkeit zuwenden. 

Die hier beschriebenen Aufgaben können nur dann mit Erfolg in Angriff genom- 
men werden, wenn ein gesammelter Wille der EKD, ihrer Gliedkirchen, ihrer Bezirke und 
Werke dahintersteht. In der Regel muß dabei zunächst auf der Ebene einer Landes- 
kirche angesetzt werden. Hier müssen auch hauptamtliche Kräfte sich intensiv in be- 
stimmte strukturelle Zusammenhänge einarbeiten, die besonderen sozialethischen Grund- 
satzfragen erkennen, verwendbare Arbeitsmodelle entwickeln und zu den in diesen 
Strukturen maßgeblichen Personen und Gruppen freundschaftliche Verbindungen her- 
stellen. Dadurch werden Voraussetzungen der weiteren Arbeit geschaffen, die dann 
auch in den einzelnen Regionen, in denen sich gemeinsame gesellschaftliche Vorgänge 
vollziehen, und in den Kirchenbezirken fruchtbar gemacht werden können. Dabei werden 
Pfarrer und Laien dieser Gebiete von den hauptamtlichen kirchlichen Kräften beraten 
und unterstützt. Sie sollten darauf hinarbeiten, Fachleute der betreffenden Strukturen 
zur verantwortlichen Mitarbeit und Mitleitung zu gewinnen. Vorhandene Arbeits- 
ansätze sollten koordiniert werden. Erfahrungen anderer Kirchengebiete sollten genutzt 
werden. Da die verantwortlichen Organe der Kirche, insbesondere Bezirks- und Landes- 
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synoden, sich zumeist aus der parochialen Arbeit der Kirche aufbauen, sollte durch be- 
sondere Maßnahmen sichergestellt werden, daß auch die Träger der funktionalen kirch- 
lichen Arbeit durch ihre wichtigsten Sprecher in den Synoden vertreten sind. 

Es ist der Wille Gottes, daß seine Kirche mitten in der Gegenwart dieser Welt steht, 
aber nicht von der Welt ihr Wesen und ihre Botschaft verfälschen läßt. Mutig vor- 
stoßende Wagnisse müssen darum ebenso eingegangen werden wie feste kirchliche Bin- 
dungen. Eine immer erneute kritische Prüfung der beschrittenen Wege ist ebenso uner- 
läßlich wie die Revision liebgewordener Gedanken und bestehender Einrichtungen. 


Auf Antrag des Synodalausschusses für Kulturpolitik beauftragte die Regional- 
tagung den Rat, „eine umfassende Bestandsaufnahme über alle Studiengänge, 


"Ausbildungsstätten, Lehrmittel und Lehrpläne, die von der Kirche selbst getra- 


gen oder verantwortlich mitgestaltet werden, in die Wege zu leiten“ und „dar- 
aus ... eine Gesamtkonzeption zu entwickeln, die zu gemeinsamen Schritten der 
Gliedkirchen in diesen Fragen führt“. Die Frage soll auf einer späteren Synodal- 
tagung ausführlich behandelt werden. 

Einem Antrag des Synodalausschusses für diakonische Fragen entsprechend, 
richtete die Synode unmittelbar an die Bundesregierung die dringende Bitte, 
„ihre Dienste anzubieten und alles in ihrer Macht Stehende zu tun, um im Ver- 
ein mit anderen Regierungen einen schnellen, dauerhaften und gerechten Frieden 
in Nigeria unter internationaler Kontrolle herbeizuführen“ und die Regierung 
in Lagos nachdrücklichst aufzufordern, „für alle humanitären Helfer eine wirk- 
same Schutzgarantie sofort zu geben“. 

Von ihrem Anfang bis zu ihrem Ende durchzog das nicht auf der Tagesordnung 
stehende Thema der Einheit und des Weges der EKD angesichts der Entwick- 
lung der Dinge in der DDR die Beratungen der Regionalsynode. In zwei nicht- 
öffentlichen Plenarsitzungen und in dem synodalen Berichtsausschuß wurde dar- 
über verhandelt. Es war die ernste und verantwortungsbewußt erörterte Frage, 
ob eine westliche Regionaltagung das Recht habe, dazu ein öffentliches Wort zu 
sagen, und wie es, wenn es gesagt werden sollte, formuliert werden müsse, ohne 
den Kirchen im Bereich der DDR dadurch zusätzliche Schwierigkeiten zu be- 
reiten, daß der völlig unzutreffende Schein eines Dreinredens von außen er- 
weckt werde. Die Synode beschloß ohne Diskussion eine an die evangelische 
Christenheit in Ost und West gerichtete 


ERKLÄRUNG ZUR GEMEINSCHAFT DER EVANGELISCHEN KIRCHE IN DEUTSCHLAND 


Die regionale Tagung der Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland grüßt aus 
Berlin-Spandau die Brüder und Schwestern in Ost und West. Wir danken für die Ge- 
meinschaft, die Gott uns geschenkt hat. Die Einheit unserer Kirche ist in Freiheit ge- 
wachsen. Jede Gefährdung dieser Einheit können wir nur erleiden. 

Unter dem Wort Gottes sind wir miteinander verbunden im Zeugendienst für den 
einen Herrn. Gott fordert von uns, diese Gemeinschaft immer wieder zu verwirklichen 
und darin nicht nachzulassen. 

Wir wissen, daß die Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik nach Mitteln 


_ und Wegen suchen, ihren Dienst in den Gegebenheiten ihrer Situation auftragsgemäß 


und wirkungsvoll auszurichten. In diesem Bemühen sind wir ihnen nahe; denn unsere 
Kirchen und Gemeinden stehen vor der gleichen Aufgabe. Die Schwierigkeiten sind 
groß, die dabei zu überwinden sind; aber der Vorwurf politischer Abhängigkeit, der uns 
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gemacht wird, entspricht nicht der Wahrheit. Wir bevormunden einander nicht, sondern 


sind frei, das zu tun, was unser Auftrag fordert. 
Wir sind gewiß, daß die Kirche, die ihrem Herrn gehorcht, damit ihre Einheit stärkt. 


Der Ratsvorsitzende Landesbischof D. Dietzfelbinger erklärte dazu: 


Vom Rat her nehmen wir dieses Wort der Synode auf. Was uns in dieser Sache bewegt, 
drückt es nur knapp und andeutend aus: die Dankbarkeit für die gemeinsame Kirchen- 
geschichte von 20 Jahren, die auf einer viel weiter zurückreichenden Gescichte ruht, das 
Bangen um den weiteren Weg, das Vertrauen, daß es Gottes Weg ist, und die Bitte um 
seine Führung. 

In den Gesprächen dieser Monate steht immer wieder die Frage vor uns, welche Be- 
deutung das irdene Gefäß einer organisatorischen Ordnung für unsere Verbundenheit 
besitzt. Die Macht der sich wandelnden Strukturen rührt sich auch hier. Wenn die 
Brüder drüben sich in solcher Lage über neue Schritte auf einen engeren Zusammen- 
schluß untereinander hin besinnen, so wissen wir: sie tun das, um ihrem kirchlichen Auf- 
trag in ihrer Lage weiter und besser gehorsam sein zu können. Wir möchten ihnen auch 
in diesem ihrem Bemühen, das sie in freier Verantwortung üben, nahe sein. 

Immer wieder wird nach den politischen Faktoren in den schwebenden Problemen 
gefragt. Ein Blick in die Geschichte der Evangelischen Kirche in Deutschland kann uns 
hier vieles lehren. Wir haben immer deutlicher gelernt, daß diese Gemeinschaft in der 
Evangelischen Kirche in Deutschland, wie es schon ihre Grundordnung am Anfang sehr 
klar ausspricht, nicht auf menschliche, vorläufige Faktoren und Voraussetzungen allein, 
sondern auf Gottes Wort und Sakrament, auf Glaube und Liebe gegründet ist. 

Damit ist gegeben, daß die Kirchen und Gemeinden drüben in ihrer eigenen christ- 
lichen Verantwortung in ihrem Staat leben und dienen. Auch darin bewährt sich die 
Freiheit unserer Gemeinschaft. Aus dem Wort Gottes wächst der lange Atem, den 
Christen in ihrer Gemeinschaft miteinander haben. 


In dem Spannungsfeld von Tradition und Provokation, von Bewahrung und 
Herausforderungen, von Reform und Revolte, von der Sorge um das eigene 
Haus und Durchbrechung des provinziellen Horizonts in weltweite Verantwor- 
tung hinein, von individualistischer Ethik und love in structures, von Caritas 
und Veränderung gesellschaftlicher Verhältnisse — in einem von vielfachen Span- 
nungen bestimmten Feld vollzogen sich die Beratungen und Entschließungen der 
Regionalsynode West des Jahres 1968 und zeigten, indem sie sich diesen Span- 
nungen sachlich, nüchtern und engagiert stellten, den Beginn eines neuen Ab- 
schnitts in der Geschichte der deutschen evangelischen Christenheit an. 


7. Der BEITRAG DER KIRCHE ZU AUFGABEN DES POLITISCHEN 
UND SOZIALEN FRIEDENS? 


a) Die Diskussion über Recht und Grenze kirchlicher Verantwortung 
für Staat und Gesellschaft 


Die Grundsatzfrage nach Recht und Grenze der schlagwortartig als politische 
und gesellschaftliche Diakonie bezeichneten Verantwortung der Kirche für das 


5, Vgl. Kirchl. Jahrbuch 1966, S. 167 ff.; 1967, S. 95 ff. 
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politische und soziale Leben und Zusammenleben gehörte auch im Berichtsjahr 
zu den „umstrittenen Sachen“ und wurde in einer beachtlichen Zahl von Ver- 
öffentlichungen und Verlautbarungen fortgesetzt. 

Zwar wird die Wahrnahme kirchlicher Verantwortung in der politischen und 
gesellschaftlichen Dimension nur von denen grundsätzlich bestritten, die ihre 
eigene politische Meinung und Überzeugung in kirchlichen Verlautbarungen nicht 
ausreichend zum Zuge gebracht sehen, aber manche befürchten von einem ener- 
gischen kirchlichen Engagement in politischen und gesellschaftlichen Fragen eine 
Politisierung der Kirche, eine Soziologisierung des der Kirche anvertrauten und 
aufgetragenen Evangeliums und die Depotenzierung der Gemeinde zu einem 
Dienstleistungsbetrieb für die Gesellschaft. Deshalb weisen sie mit Nachdruck auf 
die der politischen Diakonie der Kirche gesetzten Grenzen hin, damit weder die 
Gewissensfreiheit noch der Friede in der Kirche angesichts unterschiedlicher 
politischer Meinungs- und Urteilsbildung gefährdet werden. 

Seine Besorgnisse und seine Vorschläge zu ihrer Behebung faßte der Hambur- 
ger Bischof D. Wölber in sieben Thesen zusammen: 


1. Wir sind in der Kirche eine politisch vielgestaltige Gesellschaft. Darum muß an die 
Stelle von Programmschriften eine klare dialogische Darstellung treten, oder die Sache 
muß unabhängigen christlichen Gruppen überlassen bleiben. 

2. Eine Stellungnahme zum politischen Sachverhalt in gemeinsamer kirchlicher Ver- 
antwortung kann nur in der Ausnahmesituation des Status confessionis entstehen. Hier 
sind wir gegenseitig gebunden in der Erkenntnis, daß man Gott mehr gehorchen muß als 
den Menschen. 

3. In der EKD gibt es nicht nur unterschiedliche politische Anschauungen, sondern 
auch Differenzen in der Frage des theologischen Ausgangspunktes für politische Ur- 
teile. Es darf nicht geschehen, daß dies durch Aktualismus verdrängt wird. Das theolo- 
gische Ringen um wahres Menschsein, um die Herrschaft Christi und um die zwei- 
fache Zuwendung Gottes zum Menschen in Gesetz und Evangelium und als Schöpfer 
und Erlöser ist mit Vorrang wieder aufzunehmen. 

4. Bei der Durchführung gemeinsamer Vorhaben zum politischen, sozialen oder zu 
anderem gesellschaftlihem Sachverhalt müssen Gremien nach eindeutigen synodalen 
bzw. demokratischen Prinzipien gewählt und zusammengesetzt werden und Minder- 
heits- und Mehrheitsvoten erkennen lassen. 

5. Im Zentrum und in der Art und Weise der Durchführung politischer Außerun- 
gen muß das Glaubensanliegen und der seelsorgerliche Charakter vor allen politischen, 
sozialen, geschichtlichen und juristischen Erwägungen erkennbar den Vorrang haben und 
den Ausschlag geben. 

6. Beiträge, für die die Organe der EKD keine Verantwortung übernehmen, sondern 
die lediglich durch ihre Empfehlung als Diskussionsgrundlage vorgebracht werden, müs- 
sen in namentlicher Verantwortung herausgegeben werden. 

7. Die organisatorischen Voraussetzungen für das Zustandekommen politischer Ver- 
lautbarungen müssen an der Grundordnung der EKD orientiert bleiben, oder es muß 
ein weiterführendes Gesetz dafür geschaffen werden. Gerade politische Äußerungen 
veranlassen immer wieder die Rückfrage nach der kirchlichen Kompetenz. Deshalb muß 
die EKD ihre besondere Sorgfalt walten lassen. 


In ihrer Sitzung am 10./11. Mai 1968 nahm die Lutherische Bischofskonferenz zu 
dem Thema „Kirche und Politik“ Stellung. Über die Beratungen und ihre Er- 
gebnisse erging folgendes Kommuniqu£: 
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Die Lutherische Bischofskonferenz hat sich mit der bedrängenden Frage befaßt, wie 
Christen und Kirchen in der revolutionären Weltsituation politische Verantwortung 
wahrnehmen können. Sie beabsichtigt, auf einer Klausurtagung das Thema der poli- 
tischen und gesellschaftlichen Verantwortung der Christenheit weiterzubehandeln. 


I 


Die Bischofskonferenz war sich darin einig, daß die Christen und die Kirchen politische 
Verantwortung um des Friedens und der Gerechtigkeit in der Welt willen übernehmen 
müssen. Der Dienst Jesu Christi gilt dem ganzen Menschen in allen seinen Lebensbezügen 
und damit auch im gesellschaftlichen und politischen Bereich. An der Übernahme poli- 
tischer Verantwortung dürfen sich die Christen und die Kirchen nicht von denen hindern 
lassen, die den Glauben auf die Innerlichkeit beschränken oder gesellschaftliche Probleme 
ausklammern, oder von denen, die der Kirche aus gesellschaftspolitischen Gründen das 
Wort verwehren wollen. Das Wort Gottes, Glaube, Vergebung und Gebet erhalten die 
Welt. 


I. 


Die Verkündigung des Evangeliums von Jesus Christus ist der eigentliche Auftrag der 
Christenheit. Je entschlossener sie diesen Auftrag wahrnimmt, desto stärker ist ihre 
überzeugende Kraft. Politische Verantwortung darf nicht zur Politisierung der Kirche 
führen. Solche Verwechslung verfälscht die Politik und die Kirche. 


III. 


Die Christen und die Kirchen, die ihrem Herrn und den Menschen dienen wollen, er- 
kennen, daß Welt und Gemeinde, so sehr sie aufeinander bezogen sind, doch unter ver- 
schiedenen Gesetzen stehen. Gott ist Herr und Erlöser. Für die Christen gilt Gesetz und 
Evangelium. In der Gemeinde regiert Gott durch das Evangelium. In der Welt regiert 
Gott durch sein Gesetz, das den menschlichen Gesetzen zugrunde liegt. Das bedeutet, daß 
auch der Dienst der Christen und der Kirchen, die in Welt und Gemeinde Gott zum 
Dienst verpflichtet sind, in beiden Bereichen unterschiedliche Gestalt hat. 


IV. 


In der Bischofskonferenz wurde deutlich, daß von diesen Voraussetzungen her eine 
Fülle von Fragen neu zu durchdenken ist. Es wurde festgestellt: 

a) Die Christen haben bei der Gestaltung und Veränderung der gesellschaftlichen 
Ordnung mitzuwirken. 

Sie halten aber mit Nachdruck daran fest, daß es auf den Menschen und den Geist an- 
kommt, die die Ordnungen erfüllen. 

b) Die Christen bejahen innerhalb der rechtsstaatlichen Ordnung Autorität und zu 
ihrem Schutz den verantwortlichen Gebrauch von Gewalt. 

Sie wachen aber zugleich kritisch über der Autorität. Autorität kann nicht in der 
Ordnung allein begründet sein. Die Frage nach echter Autorität in allen Bereichen ist 
uns neu gestellt. 

c) Die Kirche wahrt den Frieden und die Gemeinschaft unter ihren unterschiedlich ur- 
teilenden Gliedern und Gruppen. 

Der einzelne Christ aber ist an sein Gewissen gebunden. Er ist der politischen Ver- 
nunft verpflichtet. Er muß auf Grund sorgfältiger Information urteilen und Partei 
ergreifen. 

Die Kirche kann ihm diese Aufgabe nicht abnehmen. Sie erinnert ihn an seine gott- 
gebundene Verantwortung. Damit zugleich gibt sie ihn in seinen Einzelentscheidungen frei. 


d) Die Utopie einer perfekten politischen und gesellschaftlichen Ordnung ist dem 
Christen verwehrt. 
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Die Kirche bietet den ideologiefreien Raum und bewahrt den Christen vor Diskrimi- 
nierung und Verketzerung Andersdenkender. 

Die Kirchen und die Christen üben für die Politiker und ihren Dienst Fürbitte. Sie 
sind ihnen Seelsorge schuldig. 


Ein die unterschiedlichen Positionen und den Stand der Auseinandersetzung ver- 
deutlichendes Gespräch wurde im Rahmen einer Diskussion im Plenum der Re- 
gionaltagung West der EKD-Synode in Berlin (s. 0.) geführt. Die wichtigsten 
Gesprächsbeiträge seien in Auszügen wiedergegeben: 

Professor D. Kreck führte in seinem Bericht über die Arbeit eines synodalen 
Ausschusses aus: 


Wir konnten davon ausgehen, daß in der heutigen evangelischen Theologie ein weit- 
gehender Konsensus besteht über die kirchliche Mitverantwortung in diesem Punkt hin- 
sichtlich der ökumenischen Verflochtenheit, hinsichtlich der Durchbrechung eines pro- 
vinziellen nationalen Horizonts unserer politischen Verantwortung, über die Notwen- 
digkeit, eine individualistische Ethik zu überwinden, die den einzelnen losgelöst von den 
gesellschaftlichen Verhältnissen sieht und eine Einwirkung von Theologie und Kirche 
auf die Gestaltung dieser Verhältnisse aus ihrem Verantwortungsbereich ausklammert. 
Aber es ist nicht zu leugnen, daß trotz dieser Gemeinsamkeit weithin in unserer Kirche 
ein Dissensus besteht zwischen solchen, die die Kirche ermutigen, gesellschaftspolitisch 
konkret Stellung zu beziehen, und anderen, die davor warnen, weil sie fürchten, daß die 
Kirche dabei ihre eigentliche Aufgabe, die Bezeugung des Evangeliums, des Heils in 
Christus für alle Menschen, vernachlässige oder gefährde durch ein Parteiergreifen, das 
das Evangelium zum Gesetz macht, geistliche Autorität da entscheiden läßt oder bean- 
sprucht, wo die Vernunft zu entscheiden hat, und dann die Kirche in Parteien ausein- 
anderdividiert. 

Die Leitfrage, mit der wir uns speziell beschäftigten, lautete darum: Wie weit soll die 
Kirche, d. h. ihre Organe, nicht nur der einzelne oder Gruppen, sich in gesellschaftlich- 
politische Situationen und Entscheidungen einmischen wie etwa bei der Vertriebenen- 
Denkschrift? Wie weit ist sie zu konkreten Stellungnahmen und Forderungen berufen 
und ermächtigt? Wann soll sie Partei ergreifen im Kampf der politisch-sozialen Inter- 
essen und Programme? 

Das Ergebnis unserer Besprechungen, in denen freilich die hier aufbrechenden schweren 
Probleme nur ausschnittsweise ... aufgegriffen und nur ansatzweise behandelt werden 
konnten, sei in acht Punkten skizziert: 

1. Daß der einzelne oder eine Gruppe von Christen die Freiheit haben, jederzeit 
politisch Stellung zu nehmen, ist grundsätzlich unbestritten, so sehr man das auch jeweils 
den einzelnen übelnehmen mag in unserer Kirche. Die Frage ist, wie weit die Kirche ex 
officio dazu befähigt und berechtigt ist. Wir waren der Überzeugung, und ich glaube, 
ich darf sagen: einmütig der Überzeugung, daß es Situationen gibt, in denen ein gemein- 
sames Wort der Kirche zu aktuellen politischen und sozialen Problemen nicht nur er- 
wünscht und erlaubt, sondern geboten ist ... 


2. Weil die Kirche das Heil in Christus zu verkünden hat, kann ihr das Wohl des von 
Gott geliebten Menschen nicht gleichgültig sein. Das heißt, sie weiß sich dazu gerufen, 
für Gerechtigkeit, Frieden und Freiheit des Menschen einzutreten, wo immer sie gefähr- 
det sind. Dabei kann es nicht nur darum gehen, innerhalb bestehender Ordnungen zur 
Nächstenliebe zu rufen, sondern es ist Aufgabe der Kirche, sich auch für eine Änderung 
bestehender Strukturen einzusetzen, wo die Ermöglichung und Bewahrung echten 
Menschseins das erfordert ... 


99 


3. Eine Außerung der Kirche zu solchen Fragen kann darin bestehen, daß sie auf 
eine im Gang befindliche Diskussion eingeht, insofern nicht originell ist, und sich in Ver- 
antwortung vor dem Worte Gottes in Abwägung der Sachargumente zu einer Stellung- 
nahme genötigt sieht. Es kann aber auch sein, und das ist vielleicht noch wichtiger, daß 
sie auf Nöte und Probleme aufmerksam macht, die von der öffentlichen Meinung aus 
dem Bewußtsein verdrängt werden, daß sie Tabus anrührt, die Dinge, die nicht die 
Schlagzeilen der Zeitungen bilden, die geflissentlich vielleicht aus dem öffentlichen Be- 
wußtsein ausgeschlossen werden. Vor allem aber als Anwalt der Unterdrückten, der 
unter sozialer und wirtschaftlicher Ungerechtigkeit Leidenden ist die Kirche gefordert, 
.. Die Kirche hat bei der Fülle der Probleme sorgsam zu prüfen, wo gerade sie gefordert 
ist zu reden. Sie hat die Hörweite ihrer Worte zu bedenken, anstatt nur zur eigenen Ge- 
wissensberuhigung allgemeine Deklamationen ins Leere zu halten ... Grundsätzlich ist 
der Bereich, für den sie spricht, nicht räumlich und sachlich einzugrenzen ... Ebenso läßt 
sich der Adressat einer solchen Stellungnahme nicht prinzipiell festlegen: Gewiß, zuerst 
die Gemeinden, aber auch die Bevölkerung im ganzen ... 

4. Die Kirche wird bei ihren Außerungen bemüht sein müssen, die anstehenden ge- 
sellschaftlihen und politischen Fragen zu versachlichen. Damit ist natürlich nicht ge- 
meint, daß nicht die Ermöglichung wahren Personseins auch bei dem Einsatz für struk- 
turelle Veränderung als Ziel scharf im Auge behalten werden muß. Aber unter dieser 
Zielsetzung muß die Diskussion befreit werden von emotionalen Reaktionen und von 
verabsolutierten ideologischen Begründungen auch da, wo sie in pseudo-theologischem 
* Gewand auftreten. Das Drängen auf Rationalität steht insofern keineswegs im Gegen- 
satz zur Berufung auf das Wort Gottes, sondern ist gerade von daher aufzunehmen, weil 
es im christlichen Gehorsam nicht um blinde Autoritätsgläubigkeit geht, sondern um ein 
vernünftiges Abwägen der Argumente pro und contra. Die notwendige Ideologie- 
kritik darf allerdings nicht dazu verleiten, die Bemühungen um ein vorläufiges Leitbild 
für den gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Bereich überhaupt zu diskreditieren. Es 
gibt eine Ideologiekritik, die unfruchtbar ist. Kritik an veralteten unmenschlichen Struk- 
turen ist nur sinnvoll, wenn sie mit der Suche nach besseren Entwürfen für die Ge- 
staltung gesellschaftlicher Verhältnisse verbunden ist ... 

In diesem Sinne sind die verschiedenen Spielarten ... sozialistischer und kommu- 
nistischer Leitbilder hinsichtlich der Gestaltung der Gesellschaft endlich auch von den 
Theologen und von der Kirche vorurteilslos auf ihren Wahrheitsgehalt hin zu prüfen. 
Und es ist die sachliche Auseinandersetzung mit ihnen zu suchen, statt womöglich jeden, 
der sich ernsthaft darauf einläßt, das zu tun, zu diskriminieren ... 

5. Wenn die Stellungnahme der Kirche nicht nur allgemein, abstrakt und völlig un- 
verbindlich, sondern möglichst konkret sein soll und muß, um hilfreich zu sein, ist die 
Frage nach dem Verhältnis von Ziel und Mittel ... im Blick auf die zu erstrebende struk- 
turelle Veränderung von großem Gewicht. Letztlich entscheidend ist natürlich bei alle- 
dem das Ziel jedes politischen sozialen Einsatzes, nämlich das Menschsein des Menschen, 
des konkreten Menschen, nicht des privatisierten Menschen. Die Vorstellung von Hu- 
manität und die Ideale einer künftigen Gesellschaft sind also unter diesem Gesichtspunkt 
kritisch zu prüfen. Die Kritik kann sich aber auch bei Gleichheit des erstrebten Ziels 
(wer redet heute nicht von Humanität?) auf die angewandten Mittel konzentrieren 
müssen. Das heißt, es ist zu fragen, ob die vorgeschlagenen und angewandten Mittel dem 
erstrebten Zweck gegenüber adäquat sind und ob ihre Anwendung unmenschliche Aus- 
wirkungen und Begleiterscheinungen vermeidet ... Wer sich kritisch äußert, muß sich in- 
formieren über mögliche andere positive Lösungen ... Es kann auch nötig sein, eine 
Möglichkeit in einer bestimmten Situation herauszuheben. Nur wo diese positiven 
Überlegungen angestellt werden, bleiben wir davor bewahrt, utopische Forderungen zu 
stellen und voreiliges Reden zu riskieren, mit dem wir nicht nur nichts erreichen, son- 
dern womit wir als Kirche es uns zu leicht machen oder unglaubwürdig werden. Freilich, 
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es muß stets gefragt werden, ob es wirklich utopisch ist, oder ob wir zögern, weil es uns 
zu sehr ins eigene Fleisch schneidet. Es könnte ja auch Mangel an Glauben sein, Rücksicht 
auf gewohnte Vorstellungen und Vorurteile, Rücksicht auf die Masse und die Wähler- 
stimmen, die uns hier hindert, etwas Deutliches zu sagen. Und gerade die Kirche, die nicht 
auf Wählerstimmen Rücksicht nehmen muß, könnte hier vielleicht tapferer reden. 

6. Die Frage, mit welcher Autorität die Kirche redet, ist differenziert zu beant- 
worten (nach unserer Meinung). Unter Berufung auf Gottes Auftrag kann sie mit Ent- 
schiedenheit gewiß auf ein Problem hinweisen, eine Not aufzeigen, auch negativ gegen 
Programme und Methoden Einspruch erheben, die in klarem Widerspruch zu Gottes 
Gebot stehen ... Aber je mehr es um die Verwirklichung dessen geht, was man fordert, 
wo es also auf die anzuwendenden Mittel und die einzuschlagenden Wege ankommt, die 
zu beschreiben sind, um so schwieriger wird es sein, mit absoluter Eindeutigkeit einen 
Weg als den gebotenen Weg einleuchtend zu machen. Wir meinten wohl, es gibt solche 
Fälle, wo man eindeutig reden kann. Aber meist wird die Kirche, was die praktische 
Verwirklichung einer Aufgabe, die als geboten erkannt ist, angeht, nur teilnehmen kön- 
nen an der vernünftigen Sachdiskussion ... Allerdings ist die besondere Aufgabe der 
Christen und der Kirche, diese vernünftige Argumentation im Licht des Wortes Got- 
tes ... anzustellen. Also gilt es, zwischen Glauben und vernünftigen Sachfragen zu unter- 
scheiden, aber nicht zu trennen. Die Kirche hat deutlich zu machen, wieweit sie im Na- 
men Gottes zu konkretem Gehorsam glaubt aufrufen zu können und zu müssen und 
wieweit sie sich in das vernünftige Erwägen einschaltet und durch Mit- und Weiter- 
denken anregt, wo dann vielleicht andere im Weiterdenken zuständiger sind ... 

7. ... Wir alle wissen, es gibt Länder auf dieser Erde, wo die gesellschaftlichen, wirt- 
schaftlichen, sozialen Verhältnisse nach radikaler Änderung schreien. Der Einwand lau- 
tet nun: Besteht nicht die Gefahr, daß alle vorläufige, vor allem karitative Hilfe ledig- 
lich ein Tropfen auf den heißen Stein ist, aber in Wahrheit zur Stabilisierung der be- 
stehenden Verhältnisse beiträgt und den notwendigen, vielleicht ersehnten Zusammen- 
bruch verzögert? Umgekehrt freilich kann man einwenden: Sollen Menschen verhungern 
und verelenden, auch da, wo stückweise geholfen werden kann, nur deshalb, weil die 
radikale Hilfe noch nicht möglich ist? Wir waren hier bei dieser wirklich schwierigen 
Frage der Meinung, die Kirche könne dem nicht untätig zusehen, daß Menschen ver- 
hungern, wo sie — wenn auch nur stückweise — helfen kann. Sie setzt sich also für vor- 
läufige und partielle Hilfe ein, wo das konkrete Elend des Menschen es verlangt. Aber 
es ist darauf zu achten, daß solche Schritte nicht zu Mitteln werden, die dazu dienen, ein 
ausbeuterisches Regiment um so fester zu zementieren. Es gilt also hier, das strategische 
Ziel und die taktischen Schritte zu unterscheiden, aber nicht auseinanderzureißen ... 

8. Noch ein kurzes Wort zu dem Einwand, daß die Kirche mit jeder konkreten Stel- 
lungnahme in den genannten Problemkreisen zu einem politischen Faktor wird, Druck 
ausübt, eine Art Pressure-group wird. In der Tat ist nicht zu leugnen, daß die Kirche 
als große Organisation immer ein politischer und sozialer Faktor ist. Die Frage hier ist, 
ob sie das in bestimmten Situationen ausdrücklich sein soll, also etwa durch Vorsprechen 
bei Regierungsstellen, durch Appell an die Offentlichkeit, durch gezielte Proteste. Daß 
die Kirche hier in der Vergangenheit oft bedenklichen Gebrauch von diesen Möglich- 
keiten gemacht hat - und wir würden doch wohl nichts Falsches aussagen, wenn wir be- 
haupten: meist in Richtung auf Stärkung der bestehenden Autoritäten -, läßt sich nicht 
leugnen. Aber wenn auch die Meinung über das hier Gebotene sehr unterschiedlich unter 
uns war und ist, und die einen hier zu großer Zurückhaltung mahnten, die anderen 
kühnere Schritte forderten, so darf ich doch wohl sagen, daß wir grundsätzlich darin 
einig waren: Die Kirche darf und soll solche Schritte tun, wenn sie es nicht zur Selbst- 
sicherung, sondern in Abwägung all der genannten Gesichtspunkte als Anwalt derer tut, 
deren Menschsein bedroht ist und deren Stimme nicht mehr durchdringt bis an die Schalt- 
stellen der Macht... 
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Auf den Bericht von Professor D. Kreck antwortete Bischof D. Wölber: 


.. Es scheint so zu sein, daß wir auf die elende Alternative hinausmanövriert sind, daß 
wir entweder parteilich oder neutral sind in den Fragen der Gesellschaftsordnung und in 
Fragen der Politik. Ist diese Alternative eigentlich richtig? i 

Wir erwarten sicher von unserer Kirche, daß sie eintritt für die Unterdrückten, Lei- 
denden und Verfolgten in allen Lagern und daß sie entgegentritt allen Mächtigen und 
allen Verhältnissen, die daran Schuld tragen. Wir erwarten, daß sie dies tut, zunächst 
doch sicher im Vertrauen auf die Macht des Wortes und der Wahrheit, daß sie dies aber 
ebenso tut mit der Tat der Liebe, die zweifellos nicht nur Hingabe verlangt, sondern 
das Verstehen unserer Welt und ihrer Verhältnisse. Und wir erwarten, daß sie dies alles 
tut ohne Menschenfurcht und bereit zum Leiden. Aber wenn die Kirche dies alles tut, muß 
sie dann nicht mit besonderer Sorgfalt darauf achten, daß sie nicht die Grenze zum 
politischen Handeln im unmittelbaren Sinne dieses Wortes verwischt und vernebelt? In 
ihrem Tun ist doch im Grunde unsere Kirche weder parteilich noch neutral. 

Nach allgemeinem Verständnis sind politische Kategorien als solche verknüpft in 
irgendeiner Form mit der Teilhabe an Macht, sei es ursurpierte, sei es verweigerte, aber 
erhoffte Macht, oder sei es auch nur gleiche Macht, die immer doch fragwürdig bleibende 
balance of power. Ich möchte bestreiten, daß meine Kirche in irgendeiner Weise das 
Bündnis mit der Macht planmäßig oder fahrlässig eingehen darf. Das Kreuz, unter dem 
sie steht, verbietet ihr dieses, ja, sie erfährt das Kreuz gerade erst so. Das Eintreten der 
Kirche bleibt verbunden mit dem wehrlosen Versuch, die Starken für die Schwachen, 
aber auch die Schwachen für die Starken zu gewinnen. Die Kirche ist weder Genosse 
nach der einen noch nach der anderen Seite. Beide Seiten sind ihr gleicherweise anbe- 
fohlen. Und wer versöhnen will, ist deshalb auch nicht neutral, d. h. eigentlich nicht 
selbst betroffen oder seiner unabhängigen Macht gewiß. Er steht vielmehr zwischen Fron- 
ten, bittend und dennoch verdächtig, er betriebe das Geschäft der einen oder anderen 
Seite. Die anbefohlenen Starken werden sich Einmischung verbieten, und die anbefoh- 
lenen Schwachen werden die Kirche auf ihre Gruppeninteressen verbuchen. 

Wären wir neutral, so brauchten wir das Kreuz so wenig zu nehmen, wie wenn wir uns 
von der Macht etwas erhofften. Darum kann beides nicht unser Weg sein. Auf unserem 
Weg fordern wir von dem Verletzten, daß er vergibt, und von dem Schuldigen, daß er 
Bußetut. Und das kann man nicht in die Kategorien „parteilich“ oder „neutral“ einbringen. 

Wenn die Kirche zur Parteilichkeit griffe, so hätte sie natürlich ein moralisches Alibi. 
Sie wollte dann — wie behutsam sie es immer tut — richten über Verhältnisse und über 
Menschen. Wer von der Kirche dies erwartet, muß wissen, was er tut. Er hätte sie vor 
den Augen der Menschen ins Gesetz getrieben. Wer jedoch das Evangelium, mit dem 
Gott dem Richten widersprochen hat, will, muß das Kreuz auf sich nehmen, selbst 
angeklagt zu werden, weil er nicht Partei ergriff. Die Kirche geht einen heiklen Weg mit 
Abgründen auf beiden Seiten, aber es ist besser, töricht zu erscheinen, als das Evange- 
lium zu verraten. 

Ich möchte auch sagen, daß einmal ausgesprochen werden muß, daß meine Kirche für 
mich weder direkt noch indirekt ein politisches Mandat ausübt. Ich habe ihr ein solches 
Mandat nie auf eine ordentliche Weise erteilt. Ich erkenne nicht, wo ich dafür gestimmt 
hätte. Ich erwarte von meiner Kirche in diesen Sachen eine vollständige, unangetastete 
Gewissensfreiheit. Das politische Urteil - das haben wir nun oft genug gesagt — geht 
immer aufs Detail. Dieses aber zu erkennen und die rechten Mittel dafür zu finden, 
steht ganz und gar unter der Herrschaft der Vernunft der Menschen. Ich glaube nicht, 
daß die Kirche irgendwie vernünftiger wäre als andere Menschen guten Willens. Und 
wer im Namen der Vernunft Politik treibt, tut nur etwas, was alle vernünftigen Men- 
schen tun sollen. Aber er erkennt dann, daß die Menschen dabei auseinandergeraten. 
Von meiner Kirche erwarte ich gerade, daß ich unter dem Evangelium mit meinem poli- 
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tischen Gegner nicht nur zusammenbleiben kann, sondern sogar Frieden habe, ja, ich 
sehe dies als die wichtigste Chance an, den Konflikt zu lösen. Daß wir zertrennt sind, 
will ich als ein Kreuz tragen, weil ich erkenne, daß ich ohne dieses Kreuz nichts vom 
Evangelium habe und auch nichts von jener Chance, die Konflikte zu lösen. 

Ich möchte als Christ nicht faul sein, und ich möchte meine politische Verantwortung 
wahrnehmen, indem ich gerade auch darauf höre, was die Brüder denken. Es wäre mir 
aber viel geraubt von meinen Hoffnungen und von meinem Vertrauen auf Vergebung, 
wenn ich damit rechnen müßte, daß die Kirche, vor einen politischen Wagen gespannt, 
mir Andersdenkendem vielleicht etwas vergeben will, wofür ich meine, gar keine Ver- 
gebung zu brauchen, und mir eine Hoffnung vorschreibt, auf die ich nach meinem 
politischen Urteil gar nicht hoffen möchte. Ich danke es meiner Kirche, daß ich nicht 
zu glauben brauche, daß ich mit meinem tastenden politischen Urteil auf der Basis 
meiner fragwürdigen irdischen Erkenntnis die Welt erlösen müßte. Ich danke meiner 
Kirche für die Inspirationen der humanen Motive, die eben nicht nur auf Liebe, Ge- 
rechtigkeit und Freiheit zielen, sondern weit darüber hinausgehen, indem ich auch lieben 
darf als Ungeliebter, Freiheit habe in der Unfreiheit und unter vielen mir zustehenden 
Rechten nicht auf Rechte zu pochen brauche. Es ist nicht nur so, daß wir haben, als 
hätten wir nicht, sondern so, daß wir nicht haben, und dennoch unser Leben nicht von 
uns zu werfen brauchen. Wäre die Kirche politisch oder parteilich, so würde sie diese 
einzigartige Transparenz für das Reich Gottes verlieren. 


Professor D. Dr. Gollwitzer nahm zu den Ausführungen von Bischof D. Wölber 
Stellung: 


... Nur zu einem Begriff bitte ich, mich äußern zu dürfen, weil er auch in meinem Vor- 
trag vorkam. Es ist der des Parteiergreifens der Kirche, der auch in Wölbers Votum eine 
wichtige Rolle spielt. 

1. Wir werden nie vergessen dürfen, was die Bibel für ein parteiliches Buch ist, näm- 
lich parteilich für die Elenden und Unterdrückten, und uns also rufend (das wird wohl 
niemand bestreiten!) zur Parteinahme für die Hungernden, Elenden, Am-Wege-Liegen- 
den, wie es in all unseren Beratungen jetzt überlegt wird. 

2. Wir sollten uns klar sein, daß Parteinahme in irgendeiner Form ständig bei uns 
erfolgt, auch in der Kirche. Das Leben ist ständig Parteinehmen ... Es kann nicht möglich 
sein, Parteinahmen, Urteile usw. zu vermeiden, sondern nur, sie verantwortlich zu re- 
flektieren, also zu unterscheiden zwischen einer rechten und falschen Parteinahme. Für 
die rechte Parteinahme möchte ich noch folgendes sagen ...: Es darf nicht in Frage 
kommen, Partei ergreifen für eine Partei in der Form von Bundesgenossenschaften für 
politische Richtungen ... Es kann sich zweitens nie darum handeln, Partei für Menschen 
gegen Menschen als Menschen zu ergreifen. Das haben unsere Väter im 16. Jahrhundert 
durchdiskutieren müssen bei der Frage, ob Parteiergreifen in theologischen und Glau- 
bensfragen eine damnatio personalis, eine Verdammung von Personen bedeutet. Sie 
haben klargestellt: Es handelt sich nie um Verdammung von Personen, sondern um Ver- 
dammung von Positionen. Das gilt nun nicht nur in Glaubensfragen und in moralischen 
Fragen, wo es uns ja ganz klar ist, daß wir bestimmte Positionen verneinen und andere 
bejahen müssen; es war das Problem unserer Synode und unseres Ausschusses im be- 
sonderen, ob auch Positionen in der politisch-sozialen Sachdiskussion etwas sind, bei 
denen die Kirche Partei ergreifen muß. Und hier möchte ich nur sagen: jawohl, das 
geschieht ständig, das muß auch weiter geschehen, das muß verantwortlich reflektiert 
werden, das darf immer nur punktuell geschehen, also nicht für eine ganze Partei, 
sondern jeweils nur für bestimmte Sachpositionen ... 


Die Erwiderung von Bischof D. Wölber auf Professor D. Dr. Gollwitzers Votum 
führte aus: 
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Daß man automatisch Partei ergreift mit jeder Entscheidung, die man fällt — diese 
Weisheit der Welt ist mir auch bekannt ... Sie sagen so einfach, daß die Bibel die Partei 
der Unterdrückten ergreift. Wer wollte daran zweifeln? Aber die Bibel ergreift eben 
auch die Partei der Sünder. Und das heißt u.a. auch: der Unterdrücker. Dies ist eine 
Sache, die erheblich relativiert, wenn wir im Auftrage der Kirche sprechen. 


Was ist denn Grundlage unseres Friedens, und warum schimmert dies in all unseren 
Beiträgen und Worten nicht so richtig durch, obwohl es doch unsere eigentliche Hoffnung 
ist? Wir haben doch auch Frieden in der Ungerechtigkeit. Darf man das nicht mehr 
sagen? Auch einen Frieden im Leiden! Wir haben doch auch Frieden durch unser 
Scheitern und unsere Lähmung angesichts der großen Aufgaben in dieser Welt hin- 
durch. Frieden in der Qual unseres Gewissens. 

Sind die Appelle das einzige? Obwohl ich natürlich nicht sagen will, daß dieser Frie- 
den uns von der Aufgabe in der Welt dispensiert. Vielleicht aber ist es gerade so, daß 
die Menschen deswegen ungerecht sind, weil sie eben diesen anderen Frieden, den Gott 
meint, nicht haben, und wir als Kirche auch nicht. 

Wenn man es aber so sieht, dann stehen das Kreuz und das Evangelium ganz anders 
in der Mitte der Dinge. Das Kuriose ist, daß man dann nämlich die Dinge auch politisch 
anders sieht. Es ist eben in der Politik eine Frage, wie ernst man das Kreuz, das wirklich 
in der Mitte der Welt ist, sieht. Ich glaube ... hier wird so von der Weltgesellschaft 
geredet, als sei das schon so ganz selbstverständlich, daß es eine Weltgesellschaft geben 
wird, die wir dadurch erreichen, daß wir die ganz brennenden und dringenden Aufga- 
ben, etwa in der Entwicklungshilfe, erfüllen. Ist das, was sein könnte in der Zukunft 
eigentlich mit dem Stichwort „Gesellschaft“ richtig umschrieben? Ich finde, wir reden 
zu unbefangen, zu sicher, zu unreflektiert, zu unkritisch von einem solchen Begriff, 
als ob wir uns so einfach dahinbewegen könnten, indem wir nur fleißig wären. Natür- 
lich wollen wir fleißig sein, und wir wollen uns dahinbewegen, aber wir müssen als 
Christen dann auch wieder versuchen zu relativieren. Haben nicht genügend andere 
Leute kritisch von dieser kommenden Weltgesellschaft geredet ...? 

Ich meine, dieser Klang, dieser Ton muß hinein in die Kontroverse, die sich unter uns 
vollzieht. Es ist im Grunde eine Kontroverse in der Frage, wie ernst sieht man das 
Kreuz in der Welt, und wie ernst redet man eben daraufhin auch vom Evangelium als 
dem Schlüssel all unseres Tuns, auch des politischen Tuns. 

Sind wir weit auseinander? Ich hoffe nicht. Aber die Frage ist sehr fundamental. 


Endlich nahm Professor D. Dr. Thielicke zu der Frage der Weltverantwortung 
der Kirche Stellung: 


.. Noch ein ganz kurzes Wort zur politischen Äußerung der Kirche: Wir haben uns in 
dem Ausschuß sehr differenzierte Gedanken über dieses Problem gemacht. Dabei ging 
es vor allem um die Frage: Inwieweit kann die Kirche über die bloße Proklamation von 
Motiven und Intentionen hinausgehen und in den Bereich der politischen Mittel selbst 
wegweisend eingreifen? Das ist deshalb ein Problem, weil man damit sofort in eine 
Sachproblematik eintritt. Innerhalb der Sachproblematik gibt es aber verschiedene Sach- 
entscheidungen — auch unter denen, die dasselbe glauben. Infolgedessen wird es zu 
einer großen Gefahr, diese „Mittel“-Entscheidungen kirchlich zu legitimieren und sie 
damit aufzuladen mit einer Autorität, die ihnen möglicherweise nicht zukommt und 
die, wenn sie so verliehen wird, den Leib Christi zerreißen kann. Denn dann würde man 
doch proklamieren und unterstellen, daß unser Glaube selbst es uns gebiete, so oder so 
zu handeln. y 

Mir scheint, daß wir vielleicht im Gespräch mit unseren Gemeinden dieses Problem 
der Mittel und diese Relativität der Mittel deutlich machen könnten an dem Sinn des 
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Gebetes. Es ist ja doch so, daß wir in jedem Gebet, jedenfalls in jedem Bittgebet, ständig 
eine Interpretation unserer Lage vollziehen. Wenn etwa ein Gefangener darum bittet, 
aus der Gefangenschaft befreit zu werden, interpretiert er seine Situation in dem Sinne, 
daß es wohl gut für ihn sei und „ihm zum Besten diene“, wenn er daraus befreit werde. 
Wenn einer darum bittet, gesättigt zu werden mit dem täglichen Brot, interpretiert er 
wiederum seiner Situation entsprechend. Das ist übrigens der Grund, warum gerade das 
Bittgebet dazu führen kann, daß unter Umständen ganze Fronten von Christen gegen- 
einander beten. Man denke nur etwa an Kriegssituationen, aber auch an innerpolitische 
Situationen, wo Christen gegeneinander etwas ganz Verschiedenes erbitten, weil sie 
ihre Situation gegensätzlich interpretieren und das auch durch verschiedene Partei- 
zugehörigkeiten ausdrücken. Hier haben wir im Rahmen des Gebetes selbst das Pro- 
blem der Mittel, so gewiß ein Gebet immer um „Mittel“ der Abhilfe bittet und deshalb 
die Situation, in die die Mittel hineinerbeten werden, interpretieren muß. Doch dann 
erfolgt eben die Bitte „Dein Wille geschehe wie im Himmel also auch auf Erden“, so 
daß hier plötzlich durch die Bereitschaft, sich dem Willen Gottes zu unterstellen, eine 
Relativierung dessen erfolgt, was wir vorher interpretiert und uns an Mitteln vorge- 
stellt haben. Hier geht es um nichts Geringeres als darum, das vorher Erbetene und 
Interpretierte Gott selbst anheimzustellen, der „weiß, wessen wir bedürfen, ehe wir ihn 
bitten“. Nehmen wir das ernst, dann werden die Mittel der Abhilfe, um die wir ge- 
beten haben, in einem letzten Sinne relativiert. 


Das Besondere dieser Synodaldebatte ist darin zu sehen, daß die strittigen Fra- 
gen offen ausgesprochen wurden, daß jede Seite die andere und ihre Argumente 
ernst nahm, daß sachlich argumentiert und redlich diskutiert wurde und man als 
unterschiedlich sich Entscheidende unter dem Evangelium beisammenblieb. Daß 
es weiterer theologischer Klärungen in den grundsätzlichen wie den praktischen 
Fragen bedarf, liegt klar zutage. 


b) Vom Dienst der Kirche am Frieden zwischen den Völkern 


Es versteht sich von selbst, daß die Kirche, die sich von ihrem Herrn zum Dienst 
am Frieden gerufen weiß, angesichts der friedlosen Weltlage im Jahr der Men- 
schenrechte in Wort und Tat sich mit besonderem Nachdruck der Aufgabe stellte, 
alles in ihren Kräften Stehende für den Frieden zu tun. Vordringliche Bemü- 
hungen galten der Beendigung der blutigen kriegerischen Auseinandersetzungen 
und der Linderung der durch sie verursachten Nöte in den Kriegsgebieten und 
Krisenherden in Vietnam, Nigeria-Biafra, im Nahen Osten und anderswo. 


A. Kirchliche Erklärungen zum Krieg in Vietnam 


Der Rat der EKD befaßte sich wiederholt mit den Problemen des Vietnam- 
krieges. In dem Kommuniqu£ über die Sitzung am 14./15. März 1968 heißt es: 


Er (scil. der Rat) bezeichnete es als eine sittliche Verpflichtung aller beteiligten Mächte, 
das Blutvergießen sobald wie möglich zu beenden und über eine für beide Seiten trag- 
bare politische Lösung des Konfliktes zu verhandeln. Für keine der kriegführenden 
Parteien ständen die erreichbaren militärischen Ziele in einem sittlich vertretbaren Ver- 
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hältnis zu den menschlichen Opfern, die täglich gebracht werden müßten. Daneben 
müsse die Beunruhigung des Gewissens auch einen angemessenen Ausdruck in der 
Bereitschaft zu finanziellen Opfern und zu materieller Hilfeleistung finden. Der Rat 
bedauerte, daß die Aufrufe der Kirchen und anderer Hilfsorganisationen bisher keinen 
hinreichenden Erfolg gehabt hätten. Wenn auch die gegenwärtige Kriegslage praktische 
Hilfeleistungen erschwere, so müßten doch weiterhin Maßnahmen für umfassende Hilfe- 
leistungen getroffen werden. 

Der Rat rief die evangelischen Gemeinden dazu auf, in persönlicher und gottesdienst- 
licher Fürbitte des leidenden vietnamesischen Volkes und aller von diesem Krieg Be- 
drängten zu gedenken. 


Eine Reihe von gliedkirchlichen Synoden beschloß Erklärungen und Aufrufe, 
von denen einige - stellvertretend für alle - hier wiedergegeben seien: 


ERKLÄRUNG 


der Synode der Evangelischen Kirche im Rheinland während ihrer Tagung 
vom 7. bis 12. Januar 1968 zum Krieg in Vietnam 


Die Landessynode kann zu dem Geschehen in Vietnam nicht schweigen. Die Grausamkeit 
und Unmenschlichkeit dieses Krieges bringt Elend über die gesamte Bevölkerung und 
bedroht sie mit Vernichtung. 

In zunehmendem Maße zeigt sich die Sinnlosigkeit dieses Krieges, dessen Ende nicht 
abzusehen ist. 

Es wächst die Einsicht: Der Krieg muß beendet werden! 

Das Risiko des Friedens muß gewagt werden. 

Hier liegt die besondere Verantwortung der Christen. Die Botschaft des Evangeliums 
„Friede auf Erden“ verpflichtet die Christen, im Einsatz für den Frieden voranzugehen. 

Dies ist in den USA geschehen. Wir bezeugen unsere Solidarität mit den amerika- 
nischen Christen, die auf schnelle Beendigung des Krieges in Vietnam drängen. 

Wir stellen uns hinter die Vietnam-Erklärung des Okumenischen Rates der Kirchen 
vom August 1967. Wir beobachten mit größter Anteilnahme die sich zur Zeit zwischen 
den kriegführenden Parteien anbahnenden Möglichkeiten einer Verständigung. Wir 
bitten dringend, sie mit Nachdruck zu verfolgen. 

Wir bitten Parlament und Regierung, sich die konkreten Vorschläge der Vietnam- 
Erklärung des Okumenischen Rates der Kirchen zu eigen zu machen und „die vorhan- 
denen Möglichkeiten zu ergreifen, um den Weg zu einer friedlichen Lösung und zu dem 
längst fälligen Wiederaufbau zu öffnen“. 

Wir rufen die Gemeinden auf, sich über die Vorgänge in Vietnam eingehend zu infor- 
mieren. Das Gebet für den Frieden in Vietnam darf nicht verstummen. Zugleich sind wir 
es schuldig, uns für die Opfer des Krieges in Nord- und Südvietnam tatkräftig einzu- 
setzen. 


ERKLÄRUNG 


der Landessynode der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers vom 17. Januar 1968 
zum Krieg in Vietnam 


Die Landessynode der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers ist in einem offenen Brief von 
Gliedern der Landeskirche gebeten worden, zum Krieg in Vietnam Stellung zu nehmen. 
Wir sehen in dieser Bitte den Ausdruck einer auch in unserer Landeskirche — besonders 
unter der Jugend — zunehmenden Beunruhigung angesichts dieses Krieges. Wir teilen 
diese Beunruhigung. Andererseits beobachten wir mit Sorge, daß aus Verärgerung über 
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nur agitatorisch wirkende Stellungnahmen auch Gleichgültigkeit und Überdruß wachsen. 
Dies darf nicht hingenommen werden. 

In Vietnam kann sich die Zukunft der Menschheit entscheiden. Dadurch wird die 
Mitverantwortung der ganzen Christenheit herausgefordert. 

Es kann nicht Aufgabe der Landessynode sein, politische Rezepte zu geben oder 
einseitig Partei zu nehmen. Auch haben die eingehenden Beratungen der Landessynode 
gezeigt, daß in der weltpolitischen Beurteilung unter uns keine volle Übereinstimmung 
herrscht. Aber wir teilen die Überzeugung, daß in unserer Weltsituation kein Krieg 
die Konflikte löst, sondern immer neue und meist schwerere Probleme schafft. Deshalb 
müssen wir auch für Vietnam auf eine Beendigung des Krieges drängen. Das Blutver- 
gießen muß ein Ende nehmen. Wir sind überzeugt, daß jede der kriegführenden Par- 
teien ihre Stärke nur in der Bereitschaft zu ernsthaften Verhandlungen über die Wieder- 
herstellung des Friedens beweisen kann. 

Die Landessynode bittet die Kirchenvorstände und Gemeinden, sich sachgemäß zu 
informieren und die gemeinsame Sorge für den Frieden wachzuhalten. Nur dann kann 
das Gebet um den Frieden lebendig bleiben. Zugleich sind wir es schuldig, uns für die 
Opfer des Krieges in Nord- und Südvietnam tatkräftiger einzusetzen. 


ERKLÄRUNG 


des Westteils der Synode der Evangelischen Kirche der Union 
in Berlin-Spandau vom 15. Febraur 1968 zur Vietnam-Frage 


Das viernamesische Volk steht vor der physischen Vernichtung. Ohne Unterschied und 
erbarmungslos vernichtet der Krieg das Leben derer, denen man Freiheit verspricht. 
Was bisher an den Brennpunkten des Kampfes und in den schutzlosen Dörfern geschah, 
greift jetzt auf die Städte über und damit auf den letzten Zufluchtsort vieler Menschen, 
denen die Heimat genommen wurde. 

Jeder Mensch zählt für Gott. Wo Menschen vernichtet werden, steht der Zorn Gottes 
gegen alle Schuldigen. Schuldig machen sich nicht nur die, die foltern und vertreiben, 
nicht nur die, die Waffen gegen Wehrlose richten, sondern auch alle, die diesen Krieg 
schüren oder zu rechtfertigen suchen. 

Wer diesen Krieg fortführt, gefährdet den Weltfrieden und damit die Zukunft der 
Menschheit. 

Wir beschwören die kriegführenden Mächte: Stellt die Kriegshandlungen ein und 
findet euch zu sofortigen Verhandlungen bereit. Damit gewinnen alle die Freiheit zu 
verantwortlichem Handeln zurück. 

Wir wenden uns an alle, die politische Macht und Verantwortung für die Welt 
tragen: Jetzt muß jede denkbare Anstrengung unternommen werden, den Krieg zu 
beenden. Schon bald könnte es zu spät sein, und zwar nicht nur für das mit Vernichtung 
bedrohte vietnamesische Volk. Ständig wächst die Gefahr, daß sich der Krieg auf weitere 
Länder Asiens ausweitet und mit noch schrecklicheren Waffen geführt wird. 

Wir wenden uns an die christlichen Kirchen in den USA, versichern sie unserer Ver- 
bundenheit in ihrem Gewissenskonflikt und bitten sie, ihrer Regierung zu sagen, daß 
ein Unter-Beweis-Stellen der Verhandlungs- und Friedensbereitschaft in Vietnam das 
Zutrauen in die Moral und Glaubwürdigkeit der USA nicht mindern, sondern stärken 
würde. 

Wir wenden uns an die Regierung der Bundesrepublik Deutschland mit der Bitte um 
Unterstützung unseres Anliegens bei den befreundeten USA. 

Angesichts der vielschichtigen Probleme, die dieser Krieg aufwirft, erkennen wir 
unsere Verlegenheit und Schwachheit. Um so mehr bitten wir unsere Gemeinden, in der 
Fürbitte um den Frieden in Vietnam, um den Frieden auf Erden nicht nachzulassen. 
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ERKLÄRUNG 


der Synode der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau 
vom 27. März 1968 in Frankfurt a. M. zum Vietnam-Krieg 


Eindringlich haben einzelne Christengemeinden und Kirchensynoden in aller Welt die 
Beendigung des Vietnam-Krieges gefordert. Immer größer wird die Zahl derer, die in 
der Fortsetzung der Kampfhandlungen nur noch ein sinnloses, niemandem mehr dienen- 
des Blutvergießen sehen können. 

Von beiden Seiten wird der Krieg mit zunehmender Grausamkeit und Rücksichtslosig- 
keit geführt. Das vietnamesische Volk geht seiner physischen Vernichtung entgegen. 
Erbarmungslos wird das Leben derer zerstört, denen man Freiheit versprochen hat. 
In wachsendem Maße zeigt sich die Aussichtslosigkeit militärischer Handlungen zur 
Lösung der politischen, sozialen und wirtschaftlichen Probleme Vietnams. 

Dieser Krieg muß sofort beendet werden. Prestigeverlust und Preisgabe politischer 
Machtpositionen sind als Preis für den Frieden nicht zu hoch, wenn das Leben eines 
Volkes auf dem Spiele steht. 

Es wird behauptet, wir wüßten zu wenig von den politischen Hintergründen dieses 
Geschehens, um selber urteilen zu können. Dagegen sagen wir: Die uns bekannten Tat- 
sachen rechtfertigen keine weiteren Opfer. 

Es wird behauptet, in Vietnam werde Berlin verteidigt. Dagegen sagen wir: Wir 
haben nicht das Recht, das Lebensinteresse unseres Volkes mit der Vernichtung eines 
anderen Volkes zu erkaufen. 

Es wird behauptet, der Krieg in Vietnam sei der dem Westen aufgezwungene Kampf 
gegen den Kommunismus. Dagegen sagen wir: Der Krieg hat ein Stadium erreicht, in 
dem er dem Kommunismus nur noch Unmenschlichkeit entgegenzusetzen hat. 

Es ist weder prokommunistisch noch antiamerikanisch, wenn wir feststellen, daß 
dieser Krieg auch zum Schaden des amerikanischen Volkes und seines Ansehens in der 
Welt geführt wird. Darum fordern wir die Regierung unseres Landes auf, daß sie alle 
Schritte unterläßt, die als moralische oder materielle Unterstützung der amerikanischen 
Kriegsführung wirken oder verstanden werden müssen. Wir glauben insbesondere nach 
der Seite der Vereinigten Staaten hin sprechen zu müssen, weil zwischen unseren Ländern 
engere Beziehungen bestehen. 

Wir bezeugen unsere Solidarität mit den amerikanischen Christen, die in ihrem 
Land auf eine schnelle Beendigung des Krieges drängen und von ihrer Regierung über- 
zeugende Schritte der Friedensbereitschaft fordern. 

Wir rufen die Gemeinden auf, sich über die Vorgänge in Vietnam eingehend zu in- 
formieren, fürbittend für die Not der Menschen einzutreten und sich für die Opfer des 
Krieges in Nord- und Südvietnam tatkräftig einzusetzen. Unser Handeln darf sich 
jedoch nicht darauf beschränken, entstandenes Elend zu lindern, vielmehr müssen wir 
um der Gerechtigkeit willen unsere Verantwortung für die notwendigen Veränderungen 
der gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse wahrnehmen, um solche Krisen 
und Kriege auch in anderen Teilen der Welt vermeiden zu helfen. Wir sollten diejenigen 
unserer Mitbürger nicht verurteilen, die sich in Bindung an ihr Gewissen öffentlich und 
politisch für den Frieden in Vietnam und der Welt einsetzen. 


B. Kirchliche Erklärungen zum Krieg in Nigeria-Biafra 


Seitdem im Januar 1968 Dr. Akanu Ibiam, einer der Präsidenten des Okumeni- 
schen Rates der Kirchen und führenden Politiker der im Mai 1967 nach der Los- 
sagung von der nigerianischen Zentralregierung in Lagos proklamierten „Re- 
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publik Biafra“, Deutschland besuchte und die Verbindung mit kirchlichen Stellen 
aufnahm, nahm die Christenheit in unserem Lande mit besonderer Opferbereit- 
schaft die Hilfeleistung in dem westafrikanischen Kriegsgebiet auf. Stammes- 
gegensätze, wirtschaftliche Interessen, kulturelle Niveau-Unterschiede und reli- 
giöse Momente spielen in den blutigen Auseinandersetzungen, unter denen be- 
sonders die Zivilbevölkerung zu leiden hat, eine Rolle. Das grauenvolle Ge- 
spenst des Völkermordes durch Waffen und Hungersnot, dem das christliche 
Volk der Ibos zum Opfer zu fallen droht, geht in Nigeria-Biafra um. Spontan 
setzte die — in Zusammenarbeit mit der katholischen Kirche und dem Roten 
Kreuz geleistete — Hilfe der evangelischen Kirche ein: von den kirchlichen Or- 
ganisationen und den Gemeinden wurden Spenden erbeten, die in beachtlicher 
Höhe eingingen, eine Luftbrücke in das Kriegsgebiet wurde organisiert, Flug- 
zeuge wurden gechartert, Menschen für den Kampf gegen Krankheit, Hunger 
und Not und zur Betreuung der Flüchtlinge, sonderlich der Kinder, gewonnen 
und unter Opfern und Schwierigkeiten ein Hilfswerk großen Ausmaßes auf- 
gebaut, das vielen Menschen das Leben rettete. 

Am 9. April 1968 wandte sich Landesbischof D. Dr. Lilje an alle Pfarrer der 
Ev.-Luth. Landeskirche Hannovers und bat sie, 


sich für eine besondere Hilfsaktion für Biafra einzusetzen. Dieses Land, das in einen 
blutigen Krieg verwickelt ist, der zu vielen Grausamkeiten geführt hat, gehört zu den 
kritischen Zonen der heutigen weltpolitischen Lage. Einer der Präsidenten des Okume- 
nischen Rates der Kirchen, Dr. Akanu Ibiam, der uns kürzlich besucht hat, wies mit 
besonderer Dringlichkeit auf eine große Notlage seines Landes hin, das durch die militä- 
rischen Gegner von der Außenwelt so gut wie abgeschnitten ist. Der Okumenische Rat 
hat seit längerem schon ein besonderes Konto eingerichtet, das Gaben für humanitäre 
Hilfe an Biafra vermittelt. Es handelt sich vor allem um Lazarette, Hospitäler und die 
Fürsorge für die gesundheitlichen Opfer der Kriegshandlungen. Ich möchte den Amts- 
brüdern die herzliche Bitte nahebringen, doch im Bereich des Möglichen sich mit ihren 
Gemeinden an diesen Hilfsaktionen zu beteiligen. Die politische Lage der Welt ist so 
bedrückend, und die Nachrichten, die uns laufend erreichen, sind so schmerzlich, daß es 
nur natürlich ist, wenn wir den Wunsch empfinden, hier in irgendeiner greifbaren Weise 
aktiv zu werden. 


Wenig später schrieb der Berliner Bischof D. Scharf an die Superintendenten, 
Pfarrer, Pastorinnen und Hilfsprediger in Berlin (West): 


Berlin, 1. Mai 1968 


.. Mit der Bitte um eine hohe, besondere Hilfe wende ich mich an Sie. Es geht um den 
Kampf auf Leben und Tod, den das 14-Millionen-Volk der Ibos in Nigeria-Biafra zu 
bestehen hat, ein Kampf von unbarmherziger Grausamkeit ... Nach dem Besuch von 
Dr. Ibiam bei uns ... haben wir für West-Berlin dem Diakonischen Werk in Stuttgart 
einen finanziellen Beitrag von 400 000 DM an erster Hilfe für die Ibos zugesagt. Wir 
haben uns für diesen Betrag bei zwei Berliner Großbanken Kredite mit mehrjähriger 
Laufzeit gesichert. Wir versuchen aber, den Betrag durch freie Spenden aus den Ge- 
meinden und von einzelnen schon im Laufe der nächsten Monate aufzubringen, um die 
Zinsen für ein Darlehen zu sparen. Wir meinen, uns damit nicht zu viel zuzutrauen. Die 
Gemeinde des Münsters in Zürich hat nach einem kurzen Bericht von Dr. Ibiam im Got- 
tesdienst an einem Sonntagvormittag 40000 Schweizer Franken für Biafra-Hilfe gespen- 
det. Wir müßten in Monaten aus allen Gemeinden West-Berlins den zehnfachen Betrag 
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aus freien Kollekten und Sonderspenden aufbringen können. Ich bitte Sie alle sehr, sehr 
herzlich, äußerste Anstrengungen zu machen, daß uns dies gelingt. 

Außer der Lebensmittel- und Medikamentenhilfe nach Biafra selbst haben wir noch 
für Biafra-Studenten in West-Berlin und im Ostblock aufzukommen, die, seit die 
Zentralregierung in Lagos die alte Währung für ungültig erklärt und auch die bisher 
gültigen Reisepässe außer Kraft gesetzt hat, ohne Stipendien und ohne rechtliche Legi- 
timation in Europa sich aufhalten. Die Regierung von Biafra wünscht, daß sie ihr 
Studium hier zu Ende führen, da die Regierung nicht einmal für die im eigenen Lande 
lebenden jungen Menschen genug Waffen und genug Arbeitsplätze zur Verfügung 
stellen kann. Es handelt sich in Deutschland und in den benachbarten Ländern Osteuro- 
pas um etwa 5000 junge christliche Ibos, für die wir nach und nach einzustehen 
haben ... 

Unsere Hilfe ist der Versuch, eine entsetzliche menschliche Tragödie abzuwenden, die 
Christen unserer Zeit bedroht. 


Nachdem in den ersten Monaten des Jahres Medikamente und Lebensmittel im 
Werte von mehr als einer Million DM in das Kriegsgebiet geschafft worden 
waren, erließ das Diakonische Werk Ende Mai 1968 einen erneuten Aufruf zu 
weiteren Spenden zur verstärkten Biafra-Hilfe: 


Die Notrufe aus der um ihre Freiheit ringenden ostnigerianischen Provinz Biafra werden 
immer dringender. Trotz gegenseitiger Verhandlungsbereitschaft verstärken die Truppen 
der Zentralregierung ihre militärischen Operationen. Die Opfer sind überwiegend Frauen 
und Kinder. Über zwei Millionen Biafraner, viele Verwundete darunter, haben bereits 
ihre Wohngebiete verlassen und drängen sich in dem noch freien Teil ihrer Heimat 
zusammen. Dringende Bitten um Anteilnahme, vor allem aber um materielle Hilfe, 
erreichen immer wieder das Diakonische Werk der Evangelischen Kirche in Deutschland 
und die anderen kirchlichen Hilfswerke des Weltrats der Kirchen. In fünf Flugzeugen 
hat das Diakonische Werk bereits große Mengen von Lebensmitteln, Stärkungsmitteln, 
Kindernahrung und vor allem Medikamente im Werte von 852000 DM nach Biafra 
geschafft. Eine sechste Maschine mit hochwertigen Hilfsgütern ist startbereit. Zur Fort- 
führung und Verstärkung seiner Hilfsmaßnahmen aber braucht das Diakonische Werk 
dringend weitere Mittel und ruft daher zu Spenden auf. Auch im Bereich der Zentral- 
regierung von Nigeria gibt es Notstände zu lindern; hier hat das Diakonische Werk 
bereits weitere 170 000 DM aufgewandt. 


+ 


Ungefähr gleichzeitig beschloß die Landessynode der Pfälzischen Kirche, 


den Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland und den Weltrat der Kirchen in 
Genf zu bitten, alle Schritte zu unternehmen, die in Biafra und Nigeria zum Frieden 
führen können. In den Gottesdiensten an Pfingsten wird in den Kirchen der Pfälzischen 
Ar zugunsten der Opfer des Krieges in Vietnam und Biafra eine Kollekte 
erhoben. 


Am 2. Juli 1968 richtete der Vorsitzende des Rates der EKD, Landesbischof 
D. Dietzfelbinger, einen dringenden Appell an den Okumenischen Rat der Kir- 


chen, an die Regierung der Bundesrepublik Deutschland und an die Vereinten 
Nationen: 


Der schreckliche Zwiespalt in Nigerien-Biafra ist gewiß ein afrikanisches Problem. Er 
mag auch unter politischen und wirtschaftlichen Gesichtspunkten beurteilt werden. Er 
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ist aber zugleich eine Schmach für die ganze Christenheit. Im einzelnen mögen die 
Dinge liegen, wie sie wollen. Die Tatsache, daß in Biafra noch mehr Menschen zugrunde 
gehen als in Vietnam, schreit zum Himmel. Wir Christen aber lassen uns weithin kaum 
aus unserer Ruhe bringen. Unter abenteuerlichen Umständen wird da und dort von 
entschlossenen Männern die Hilfe des barmherzigen Samariters in die Wege geleitet. 
Gerade sie aber fragt unser Gesamtgewissen, ob es wach genug ist. Wir machen globale 
Planungen für soziale Gerechtigkeit und fassen Entschließungen zum Frieden zwischen 
den Völkern. Aber in Biafra verhungern die Kinder. Wir propagieren das Jahr der 
Menschenrechte, aber für das einfache Lebensrecht dieser Menschen erheben wir kaum 
die Stimme. 

Christen müssen manchmal reden ohne Rücksicht auf Politik und Diplomatie. 

Ich appelliere an den Ökumenischen Rat, er möge in Uppsala die Biafra-Frage vor- 
dringlich behandeln. 

Ich appelliere an die Regierung der Bundesrepublik Deutschland, sie möge alles in 
ihrer Macht Stehende tun, um zu vermitteln. 

Ich appelliere an die Vereinten Nationen, sie möchten stärker als bisher ihre Autorität 
in har Sache einsetzen, wenn nicht das Jahr der Menschenrechte zur Farce werden 
soll. 


Wiederholt und nachdrücklich befaßte sich der Rat der EKD mit der Lage in 
Nigeria-Biafra und der kirchlichen Aufgabe umfassender Nothilfe. In der Presse- 
mitteilung über die Ratssitzung am 1. August 1968 heißt es dazu: 


Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland hat in seiner Sitzung am 1. August 
in Berlin erneut über die Lage in Nigerien und Biafra beraten. Er teilt die tiefe Sorge 
in aller Welt um den Hunger und das Sterben in Biafra und in den von der Zentral- 
regierung in Lagos besetzten Gebieten Nigerias. 

Der Rat dankt allen Gemeinden und Gruppen für die spontanen Zeichen der Hilfs- 
bereitschaft. Dankbar begrüßt er auch die humanitären Hilfen der Bundesregierung und 
ihre Bemühungen um eine Luftbrücke. Der Rat bittet die Bundesregierung, weiterhin 
ihren Einfluß geltend zu machen, daß die Zentralregierung in Lagos für die Versorgung 
der in ihrer Existenz bedrohten Menschen in den von ihr besetzten Gebieten Sorge 
trägt. 

Der Rat dankt dem Diakonischen Werk der EKD und dem Deutschen Caritas-Ver- 
band für ihren unermüdlichen und hingebungsvollen Einsatz. Durch die enge Zusam- 
menarbeit beider Werke war und ist es möglich, Helfer, Lebensmittel und Medikamente 
nach Biafra einzufliegen und dadurch dem Ansteigen der täglichen Zahl der Hunger- 
toten entgegenzuwirken. Der Rat hält es für zwingend, daß alle Hilfsmaßnahmen 
fortgesetzt und nach Möglichkeit verstärkt werden. Er ruft deshalb unser Volk zu 
einem Dienst des Friedens in der Liebe zum Nächsten auf. 


Der Bevollmächtigte des Rates der EKD am Sitz der Regierung der BRD, Bi- 
schof D. Kunst, wurde wiederholt bei der Regierung und den zuständigen Res- 
sortministern erfolgreich für die Nigeria-Biafra-Hilfe vorstellig. 
Die Regionale Tagung (West) der EKD-Synode, die im Oktober 1968 tagte 
und über die oben berichtet worden ist, faßte eine sofort der Bundesregierung 
übermittelte Entschließung: 


j Der mörderische Krieg in Nigeria-Biafra kostet immer noch Tag für Tag Tausenden 
"\ unschuldiger Menschen das Leben. Auch unsere dortigen diakonischen Mitarbeiter sind 
fl bedroht. Uns erreichen laufend Nachrichten, daß sich bereits jetzt unter den Opfern 
Mitarbeiter der Mission und unserer Hilfseinrichtungen befinden. 
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Die Bundesregierung wird dringend gebeten, ihre Vermittlungsdienste anzubieten 
und alles in ihrer Macht Stehende zu tun, um im Verein mit anderen Regierungen einen 
schnellen, dauerhaften und gerechten Frieden in Nigeria unter internationaler Sicherung 
herbeizuführen. 

Die Regierung in Lagos sollte mit Nachdruck aufgefordert werden, sofort für alle 
humanitären Helfer eine wirksame Schutzgarantie zu geben. 

Wer vom Jahr der Menschenrechte spricht, aber hier nicht schnell und wirksam im 
Sinne der Versöhnung handelt, macht sich unglaubwürdig. 


Der Bundeskanzler antwortete dem Bevollmächtigten des Rates, Bischof D. Kunst, 
am 26. November 1968: 


Hochwürdigster Herr Bischof, 


ich danke Ihnen für Ihr Fernschreiben vom 10. Oktober 1968, mit dem Sie mir den 
Wortlaut eines Beschlusses der Regionalsynode der Evangelischen Kirche in Deutschland 
zum Nigeriakonflikt übermittelten. 

Die Bundesregierung hat im Rahmen ihrer Möglichkeiten nachdrücklich versucht, auf 
ein Ende des Bürgerkrieges hinzuwirken. Sie hat insbesondere bei der nigerianischen 
Zentralregierung wiederholt auf eine humane Kriegsführung und auf eine baldige, für 
alle Beteiligten annehmbare Lösung des Konflikts gedrängt. 

Obwohl nicht nur der nigerianischen Zentralregierung, sondern auch der Mehrzahl 
der afrikanischen Staaten eine Vermittlung durch außerafrikanische Mächte im nigeria- 
nischen Konflikt unerwünscht ist, hat die Bundesregierung mit ihren Partnern in der 
WEU Konsultationen über Möglichkeiten einer Vermittlung und gemeinsame politische 
Aktionen im nigerianischen Bürgerkrieg geführt. Sie hat zahlreiche afrikanische Staats- 
männer gebeten, zu einer Lösung des Konflikts beizutragen. Leider ist es bisher auch 
der Organisation der Afrikanischen Einheit, der die meisten afrikanischen Staaten 
angehören, nicht gelungen, dem Butvergießen in Nigeria Einhalt zu gebieten. In der 
Frage der Schutzgarantien für die humanitären Helfer in Nigeria hat das Auswärtige 
Amt die nigerianische Zentralregierung ersucht, ihre Truppen in einer Öffentlichen 
Erklärung anzuweisen, daß alle Personen und Einrichtungen der kirchlichen und anderen 
Hilfsorganisationen zu respektieren und deren Bemühungen, die Not der Bevölkerung 
zu lindern, zu unterstützen seien. Auf der WEU-Ministerratssitzung am 21./22. Okto- 
ber dieses Jahres in Rom hat die Bundesregierung ihren Verbündeten vorgeschlagen, 
ähnliche Demarchen zu unternehmen. Der Bundesminister des Auswärtigen hat die 
nigerianische Regierung in einem Gespräch mit dem nigerianischen Außenminister in 
New York am 8. Oktober eindringlich zur Zusammenarbeit mit den humanitären 
Hilfsorganisationen aufgefordert. 

Trotz der vorhandenen Schwierigkeiten wird die Bundesregierung sich weiterhin um 
eine baldige Beilegung des Bürgerkrieges in Nigeria bemühen. 


Mit dem Ausdruck meiner vorzüglichen Hochachtung bin ich Ihr Kiesinger 


C. Kirchliche Erklärungen zu den Ereignissen in der Tschechoslowakei 


Die Ereignisse in der Tschechoslowakei lösten auch in der evangelischen Kirche 
Bestürzung und Erschütterung aus, denen in kirchlichen Erklärungen Ausdruck 
gegeben wurde. Der Hamburger Bischof D. Wölber schrieb an die Haupt- 
pastoren, Pastoren, Pfarrvikarinnen, Hilfsprediger und Vikare der Evangelisch- 
Lutherischen Kirche im hamburgischen Staate: 
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Wieder stehen wir von einem Tag auf den anderen vor einem Ereignis, das die ganze 
Welt bewegt und unsere Gemeindeglieder und uns alle zweifelnd und ratlos danach 
fragen läßt, wie denn Gott der Herr der Weltgeschichte ist. Sollen nur die Zyniker 
recht behalten? 

Mich bewegt nicht einmal in erster Linie der Bruch des Völkerrechtes und die Ver- 
achtung der Selbstbestimmung, die mit der Besetzung der Tschechoslowakei geschehen 
sind und ja auch Entspannungsversuche in vielen politischen Zusammenhängen heute 
herbe enttäuschen. Mich bewegt etwas anderes noch mehr. Die Ereignisse in der CSSR 
hatten die Erwartung geweckt, daß endlich einmal weitschichtige Veränderungen und 
Wandlungen möglich werden und uns aus der Sackgasse der ideologischen und politischen 
Blockbildung und der falschen Antithese von Freiheit und sozialer Gerechtigkeit her- 
ausführen. Es war ein Experiment von Weltbedeutung, das gerade diejenigen begrüßen 
mußten, die auf beiden Seiten guten Willens sind. Und beschämen und bedrücken wird 
uns alle, daß nun wieder Deutsche zum Zwecke der Besetzung marschieren. 


Der Präses der Evangelischen Kirche von Westfalen, D. Wilm, rief die Pfarrer 
dazu auf, „angesichts der bedrängenden Verhältnisse in der CSSR am nächsten 
Sonntag in Predigt und Fürbitte der Not dort zu gedenken. Eine Kirche, die für 
Gerechtigkeit und Freiheit, Frieden und Selbstbestimmung der Völker eintritt, 
kann auch an dieser Notlage nicht vorübergehen.“ 

Das Evangelische Konsistorium Berlin-Brandenburg bat die Pfarrer in West- 
Berlin, 


„. jede Gelegenheit in den Gemeinden wahrzunehmen, den Menschen dieser Stadt in 
ihrem unruhigen, bedrängten Fragen beizustehen. Dazu gehört das einsame und ge- 
meinsame Gebet der Christen, insbesondere in allen Gemeindeveranstaltungen, in den 
Gottesdiensten am kommenden Wochenende und am Sonntag. 

Das Recht und die Pflicht jeder Gemeinde, in eigener Verantwortung darüber zu 
entscheiden, ob in ihrer Mitte ein besonderer Fürbittgottesdienst gehalten werden soll, 
bestehen auch in dieser Lage in vollem Umfang. 


Das Jugendwerk der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern wandte sich mit 
folgendem Aufruf an die evangelische Jugend: 


Angesichts der erschütternden Vorgänge in der CSSR rufen wir die evang. Jugend 
Bayerns auf, gemeinsam mit den anderen Jugendverbänden Aktionen durchzuführen, 
die der Solidarität mit dem tschechoslowakischen Volk und besonders seiner Jugend 
Ausdruck geben. 

Wir verfolgen mit Bestürzung und großer Sorge den Versuch der sowjetischen Re- 
gierung, den vom tschechoslowakischen Volk unter Alexander Dub£ek eingeschlagenen 
eigenen Weg zum Sozialismus mit Gewalt zu verhindern. Unsere ganze Sympathie gilt 
dem besonnenen und tapferen Widerstand der Tschechen und Slowaken. 

Wir hoffen, daß die verantwortlichen politischen Kräfte in der BRD sich nicht beirren 
lassen, konsequent auf eine Entspannung unter den Völkern und eine europäische 
Friedensordnung hinzuarbeiten. Wir sind überzeugt, daß eine solche Politik sich letztlich 
gegenüber jedem Rückfall in den Geist der Gewalt, des Hasses und des kalten Krieges 
durchsetzen wird. Alle Stellungnahmen und Aktionen in diesen Tagen sollten diesem 
Ziele dienen. 


Den Gliedkirchen in der Bundesrepublik und in Berlin (West) wurde ein Aufruf 
der Prager Glieder des Synodalrates der evangelischen Kirchen in Böhmen be- 
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D. Friedensaufgaben der Deutschen 


Über der Sorge um den Frieden in der Welt kam die Sorge um den Frieden 
innerhalb unseres Volkes und in Europa bei den kirchlichen Friedensbemühun- 
gen nicht zu kurz. Die EKD war und ist sich ihres ihr aus ihrer Situation an der 
Nahtstelle der Weltmachtblöcke zuwachsenden, besonderen Auftrages, zu einer 
Milderung der sich zunehmend verhärtenden Beziehungen zwischen den beiden 
Teilen Deutschlands und damit zu einer spürbaren Entspannung in Europa bei- 
zutragen, durchaus bewußt. Aber diese engere Aufgaben- und Verantwortungs- 
stellung muß eingebettet in die Arbeit an einer universalen Ordnung des Frie- 
dens unter den Völkern gesehen und als Konkretisierung der auf das Ganze der 
Welt bezogenen Friedensaufgabe der Christenheit behandelt werden. Unter die- 
sen Aspekten erarbeiteten Mitglieder und Berater der Kammer für öffentliche 
Verantwortung aus beiden Teilen Deutschlands eine Studie „Friedensaufgaben 
der Deutschen“, die zwar im Zusammenhang mit dem der Kammer erteilten 
Auftrag „Kriegsverhütung und Friedenssicherung“ steht, aber nicht dessen Er- 
gebnis, sondern eine Sonderveröffentlichung darstellt. Die Besonderheit dieser 
Studie liegt in einem Dreifachen: 

1. Sie trägt der weithin verschütteten Erkenntnis Rechnung, daß Friedens- 
vorschläge nur konkretisiert werden können, wenn sie entprovinzialisiert, ent- 
schränkt und im Rahmen einer „Weltinnenpolitik“ entwickelt werden. 

2. Sie ist als Ergebnis gemeinsamer Bemühungen von Gliedern der östlichen 
und der westlichen Gliedkirchen zu einem Zeitpunkt erarbeitet und veröffent- 
licht worden, da die kirchliche Gemeinschaft zwischen Ost und West höchlichst 
gefährdet ist. 

3. Sie ist keine „Denkschrift“, sondern eine „Studie“ und ausdrücklich als sol- 
che firmiert, das heißt, sie will niemand binden, sondern angesichts eines in Fron- 
ten erstarrten Meinungsstreits eine offene und faire Diskussion ermöglichen, in- 
dem sie eine eigene Position mit klaren Gründen vertritt, gegenteilige Auffas- 
sungen respektiert und konstruktive Zielvorstellungen für ein aus Sackgassen, 
Voreingenommenheiten und Befangenheiten, illusionärem Wunschdenken und 
nach rückwärts orientierten Ideologien herausführendes Gespräch entwickelt. 


FRIEDENSAUFGABEN DER DEUTSCHEN 
Studie 


Vorgelegt von der Kammer der Evangelischen Kirche in Deutschland 
für öffentliche Verantwortung 


Die vorliegende Studie ist ein Arbeitsergebnis der Kammer der Evangelischen Kirche in 
Deutschland für öffentliche Verantwortung. Sie ist aus einer Zusammenarbeit evange- 
lischer Christen in beiden Teilen Deutschlands hervorgegangen. Sie bemüht sich um 
eine Haltung, welche die Position beider Seiten kennt und ernst nimmt, aber auch wägt 
und dem Ziel der Friedenserhaltung unterordnert. 

Die Studie soll ein Gesprächsbeitrag sein. 

Unter den Mitgliedern der Kammer hat sie keine einhellige Zustimmung gefunden. 
Auch im Rat der EKD bestehen über ihren Inhalt unterschiedliche Auffassungen. 
Trotzdem hat der Rat zugestimmt, daß die Kammer die Studie zur öffentlichen Dis- 
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kussion stellt. Es ist nicht Aufgabe der Evangelischen Kirche in Deutschland, ihre 
Gliedkirchen und deren einzelne Glieder mit den Erwägungen einer solchen Studie zu 
binden, wohl aber ihnen zu einer Auseinandersetzung mit den gestellten Fragen zu 
verhelfen. Die Vielfalt der Meinungen darf dabei nicht verschwiegen werden; sie muß 
vielmehr zu einer offenen und sachlichen Diskussion führen. Dazu soll die Studie bei- 
tragen, zumal sie selbst eine Frucht eingehender Aussprachen zwischen Christen aus 
beiden Teilen Deutschlands ist. 


Tübingen, den 1. März 1968 Professor D. Dr. Ludwig Raiser 


FRIEDENSAUFGABEN DER DEUTSCHEN 
1. Kirchlicher Auftrag 


Der deutsche Protestantismus ist durch eine lange Geschichte im Guten wie im Bösen 
mit dem politischen Weg Deutschlands verbunden. Diese Verbundenheit wurde durch 
die Katastrophe des Zweiten Weltkrieges noch vertieft, zumal die evangelische Kirche 
ihren Anteil an Schuld und Verstrikung des deutschen Volkes nicht leugnen kann. 
Im Bewußtsein ihrer Mitverantwortung ist die Evangelische Kirche in Deutschland seit 
dem Ende des Zweiten Weltkrieges nicht müde geworden, auf einen Frieden für das 
deutsche Volk und für die Deutschen untereinander hinzuwirken. 

Dieser Dienst der Kirche muß und kann tiefer begründet werden als mit dem Hinweis 
auf die Schwierigkeiten der inneren und äußeren Situation des deutschen Volkes. Er 
folgt vielmehr aus dem Auftrag des Evangeliums, der den Dienst am Nächsten ein- 
schließt. Es würde dem Zeugnis der Heiligen Schrift, der geschichtlichen Erfahrung der 
Christenheit und den heutigen Erkenntnissen der ökumenischen Gemeinschaft der Kirchen 
aller Konfessionen widersprechen, wollte sich die Evangelische Kirche in Deutschland 
um der Verkündigung des reinen Evangeliums willen auf die Botschaft vom persönlichen 
Heil der Menschen beschränken, wie ihr manchmal angeraten wird. Die Verkündigung 
des Wortes Gottes hat es immer mit Menschen zu tun, die unter bestimmten gesellschaft- 
lichen und politischen Verhältnissen leben. Zum kirchlichen Dienst gehört daher auch 
eine Bemühung um die sittlihen und menschlichen Bedingungen des Zusammenlebens 
der Menschen in Staat und Gesellschaft und einer auf den Frieden gerichteten Völker- 
ordnung. 

Der ERD ist dieser Dienst heute im politisch gespaltenen Deutschland aufgegeben. 
Sie muß sich dabei in der Auseinandersetzung zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Deutschen Demokratischen Republik als eine unabhängige Institution 
verstehen, die sich nach beiden Seiten hin für eine kritische Solidarität offenhält. Dabei 
muß sie hinreichend konkrete Beiträge leisten, die Vernunft und Gewissen der verant- 
wortlichen Politiker zu treffen vermögen, ohne die Grenzen in die Tagespolitik hinein 
mit Einzelratschlägen zu überschreiten. 

Im Zentrum der deutschen Aufgaben steht die Suche nach einem Frieden unter den 
Deutschen. Das bedeutet, daß die Deutschen auch im Verhältnis zu allen anderen Völ- 
kern, vor allem ihren Nachbarn und ehemaligen Kriegsgegnern, Frieden gewähren und 
erhalten. Die deutsche Frage läßt sich jedoch nicht isoliert lösen, sie ist mit den Friedens- 
aufgaben in Europa und der Welt eng verknüpft. An der Verantwortung für diese 
Aufgaben haben die Deutschen Anteil. Wenn sie ihre Verantwortung dafür wahr- 
nehmen, fördern sie auch ihre eigene Sache. 

In diesem Rahmen muß sich auch ein kirchlicher Beitrag bewegen. Dabei ist sich die 
Kirche bewußt, daß es keinen in ihrer Macht stehenden Sonderweg zum Frieden und 
zur Lösung politischer Streitfragen gibt. Auch das kirchliche Wort zu politischen Auf- 
gaben muß die Instrumente und Bedingungen politischen Handelns berücksichtigen. 
Doch kommt es darauf an, als die Motive öffentlicher Mitverantwortung der Kirche den 
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Dienst am Menschen in Liebe und Versöhnung erkennbar zu machen. Aus Liebe und 
Versöhnungsbereitschaft allein lassen sich politische Aufgaben nicht lösen; aber sie 
müssen als mitgestaltende Faktoren so geltend gemacht werden, daß auch die politische 
Vernunft sie als unentbehrlich erkennt. 


II. Weltweite Aufgaben 


1. Der Weltfriede - hier verstanden als Abwesenheit von Krieg — beruht heute auf der 
Erkenntnis, daß die Durchsetzung politischer Ziele mit allen militärischen Mitteln zum 
Selbstmord führt. Denn der Angegriffene hat auch nach dem ersten Schlag des Angrei- 
fers noch die Kraft zur mehrfachen Vernichtung des Lebens im gegnerischen Gebiet. Das 
Gleichgewicht der Abschreckung zwischen den beiden Weltmächten USA und UdSSR 
bewirkt den Weltfrieden. Es ist in seiner Wirkung auf Europa zwiespältig und in sich 
selbst labil. 

a) Die letzte Entscheidung über den großen Krieg liegt heute allein in der Hand 
beider Weltmächte. Die Völkerordnung weist allenfalls noch formal die Gleichheit auf, 
wie sie das 19. Jahrhundert kennzeichnet und auch noch in der Charta der Vereinten 
Nationen grundsätzlich vorgesehen ist. Der Vorsprung der Weltmächte bringt ihnen 
einen Vorrang an Pflichten. Dazu gehören nicht nur Rüstungsbeschränkungen und ent- 
sprechende Kontrollen, sondern vor allem eine umfassende Friedenskonzeption für die 
Welt. Die anderen Völker sind dabei unentbehrliche Partner. Wenn sie in diesem Be- 
wußtsein an einer sich wandelnden Völkerordnung positiv mitarbeiten und die heutige 
Phase als ein Stück des Weges zur Weltinnenpolitik ansehen, können sie sich von über- 
holten Positionen uneingeschränkter Souveränität aus den früheren Epochen leichter 
lösen. Sie werden bedenken müssen, daß sich jeder örtliche Krieg mit konventionellen 
Waffen, jeder Bürgerkrieg und jede Subversion zum Konflikt zwischen den Weltmäch- 
ten und damit zum Weltkrieg ausweiten kann. 

b) Die zwiespältige Wirkung des Gleichgewichts besteht u. a. darin, daß es in Europa 
den militärischen Frieden stabilisiert, zugleich aber durch Konfrontation der Weltmächte 
die Spaltung Europas befestigt und damit eine nachhaltige Entspannung behindert. 
Politische Lösungsversuche gegen den Willen einer der beiden Weltmächte erscheinen 
aussichtslos. Doch sollte dies die europäischen Staaten in Ost und West veranlassen, 
Querverbindungen zum Zweck der Friedenssicherung zu suchen. 

c) Das gegenwärtige Gleichgewicht ist labil. Es kann im Rüstungswettlauf durch 
dritte Mächte in Frage gestellt werden. Noch größer ist die Gefahr des Ungleichge- 
wichts durch den Rüstungswettlauf der Weltmächte selbst, der den großen Krieg wieder 
möglich machen kann (Beispiel: ABM-System). Bindende weltweite Lösungen sind 
daher auf die Dauer unausweichlich. 

2. Die größte Aufgabe der kommenden Zeit ist der soziale Weltfrieden. Die Völker 
der Dritten Welt sind heute in den Kampf um ihre politische und ökonomische Unab- 
hängigkeit eingetreten; sie suchen neue gesellschaftliche Ordnungen und sehen sich 
zugleich von einer Hungerkatastrophe noch nie erlebter Ausmaße bedroht. Diese Hun- 
gerkatastrophe hängt zusammen mit dem Mißverhältnis von rapider Bevölkerungszu- 
nahme und sich erst langsam entwickelnden Produktivkräften. Wertvolle kulturelle und 
religiöse Traditionen stehen unabweisbaren Modernisierungen vielfach im Weg. 

In dieser Lage wird das Verhalten der Industrienationen zu den Völkern der Dritten 
Welt für den sozialen Weltfrieden entscheidend sein. Die Industrienationen stehen vor 
höchsten Anforderungen. Solidarität mit den Notständen ferner Menschen erfordert 
neue Vorstellungskraft. Sie käme zu spät, wenn sie als letztes Mittel der Selbstverteidi- 
gung der reichen Völker erschiene. Die drohende Unlösbarkeit des Gesamtproblems darf 
nicht zur Resignation führen. Der Entwicklungsbeitrag, der von den Industrieländern 
geleistet werden muß, darf nicht eine laufende Almosenzahlung sein, sondern muß die 
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Befähigung zur Selbsthilfe fördern. Daher muß er langfristig die Modernisierung des 
ganzen Lebens der jungen Staaten von der Landwirtschaft über eine angemessene Indu- 
strialisierung bis zum Bildungswesen umfassen. Bis dahin aber ist eine schnell anwach- 
sende materielle und personelle Hilfe erforderlich, die den reichen Ländern keine ge- 
ringeren Anstrengungen abverlangt als moderne Kriege. 

Ein weltweiter Lastenausgleich ist nur möglich, wenn die vorhandenen Quellen nicht 
versiegen, sondern stärker fließen. Die erforderlichen Mittel werden den Industriena- 
tionen nur zur Verfügung stehen, wenn sie in ihrer eigenen Gütererzeugung immer lei- 
stungsfähiger werden. Dies ändert aber nichts daran, daß die Mittel für wirksame Hilfe 
vornehmlich aus dem Aufwand freigesetzt werden müssen, der gegenwärtig der Er- 
haltung und Steigerung der militärischen Schlagkraft der feindlichen Lager innerhalb 
der Industrienationen dient. 

Diese Umdispositionen sind auf die Dauer auch aus Sicherheitsgründen nötig. Sie 
müssen behutsam und ohne nachhaltige Gefährdung des militärischen Gleichgewichts 
gefördert werden. Langsam muß aus dem politischen Wettbewerb der beiden Lager in 
der Dritten Welt eine Kooperation entstehen, ohne die keine ernsthafte Chance für den 
sozialen Weltfrieden besteht. 

Die Aufgabe der Industrienationen gegenüber den Entwicklungsländern erschöpft 
sich nicht in verschiedenen Formen der Hilfe. Sie zielt vielmehr auf volle politische 
Partnerschaft. 


III. Gemeinsame Aufgaben in Europa 


Die Friedenssicherung wird zur beherrschenden gemeinsamen Aufgabe in einer Welt, 
die als Gefahrengemeinschaft und als zivilisatorische Einheit langsam zusammenwächst. 
Neben den beiden Weltmächten kommt diese Aufgabe auch einzelnen Regionen der 
Erde zu, deren Staaten durch geographische Lage, Entwicklungsstand und kulturelle 
Gemeinsamkeit einander zugeordnet sind. Europa bildet eine solche Region, nicht als 
Bereich vollzogener politischer Einigung und gesellschaftlicher Gleichförmigkeit, aber als 
Zone gemeinsamer Gefahren und Interessen. Es gilt, aus solchen objektiven Überein- 
stimmungen gemeinsame Funktionen zu entwickeln, die den Frieden und das Zusam- 
menleben auch dann fördern, wenn politische Streitigkeiten untereinander noch nicht 
überwunden sind. 

Die europäische Region bildet sich aus Nationen und ihren Zusammenschlüssen. Die 
UdSSR hat einerseits an den Aufgaben der Region Europa eigenen Anteil; anderer- 
seits ist sie in ihrer Eigenschaft als Weltmacht ebenso wie die USA Partner Europas. 
Eine Beschreibung von Aufgaben der Region setzt eine Verständigung über die Rolle 
der Nation voraus. 

1. Der souveräne Nationalstaat als oberster politischer Wert fand seine letzte konse- 
quente Ausgestaltung in Europa 1919. Er ist erfolglos geblieben, 

_ weil er sich absolut setzte, die Kräfte der gegenseitigen Zerstörung mobilisierte und 
damit den Übergang der Führung im politischen Kräftefeld auf die beiden Weltmächte 
einleitete 

- und weil er den Anforderungen auf den Gebieten der Wissenschaft, Wirtschaft 
und Sicherheit heute nicht mehr gewachsen ist. 

2. Nach 1945 setzte sich daher die Erkenntnis durch, daß es notwendig sei, die euro- 
päischen Nationalstaaten in größere Einheiten einzuordnen. Dieser Versuch hat bisher 
sein Ziel nur teilweise erreicht, weil er 

_ dem Bewußtsein der Völker vorauseilt und die noch immer unersetzbaren Funk- 
tionen der Nation in der Staatsführung und gesellschaftlichen Integration unterschätzte 

_ und weil er sich zu sehr auf die ideologisch bestimmte und der gegenseitigen Be- 
kämpfung dienende Blockbildung stützte. Innerhalb dieser Blöcke haben sich mittler- 
weile manche nationalen Bindungen gegenüber den ideologischen als stärker erwiesen. 
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Das nationale Interesse hat einerseits zur bilateralen Zusammenarbeit über die Block- 
grenzen hinweg geführt und andererseits Gegensätze innerhalb der Blöcke neu belebt. 

3. Für die nächste Phase ist also davon auszugehen, daß die Nation noch politische 
Wirklichkeit ist. Sie ist keine unabänderliche Schöpfungsordnung, sondern historisch 
geworden. Der unabhängige Nationalstaat, der ohne Verpflichtung für übernationale 
friedliche Ordnungen nur seine eigenen Ziele verfolgt, ist für uns endgültig überholt. 
Aber die völlige Verneinung der Nation ist historisch, politisch und gesellschaftlich 
ebensowenig realistisch. Die Völker in Europa wollen noch immer in eigener Verant- 
wortung sie selbst im Sinne von Nation sein. So wenig sie in ihrem eigenen Bewußtsein 
aufgehört haben, Subjekt zu sein, so unentbehrlich sind sie als Träger von Funktionen, 
als Bausteine und Ordnungsfaktoren einer größeren Einheit. Es gibt keine Zukunft 
für eine Nation, die den Frieden und die gemeinschaftlichen Aufgaben im übernationa- 
len Rahmen nicht respektiert und fördert. Aber es werden bis auf weiteres auch keine 
Friedensordnungen und Gemeinschaftswerke gelingen, die sich nicht auf die Nationen 
als lebendige Gemeinwesen stützen können. Die Nation ist in unserer Zeit geprägt 
durch 

— gemeinsame Geschichte, in den meisten Fällen auch durch gemeinsame Sprache, 
Kultur und Lebensgewohnheiten; 

— gemeinsame Grundwerte, die sich freilich nicht von denen anderer Nationen unter- 
scheiden müssen, sondern den Weg zur werdenden Gemeinschaft aller Menschen ebnen 
können; 

— das Bewußtsein gemeinsamer Aufgaben für eine gemeinsame Zukunft. 

Als Nation suchen wir gemeinsame Antworten auf gemeinsame Geschichte (Haftungs- 
gemeinschaft). Da die Nation primär der Ort zur Verwirklichung gemeinsamer Grund- 
werte ist, geschieht in ihr die Integration der gesellschaftlichen Gruppen zu staatlicher 
Tätigkeit nach innen und außen. Dazu gehört auch der Schutz des eigenen Platzes in 
einer friedlichen Völkerordnung und der Beitrag zur Behebung von Notständen und 
Friedensgefährdungen. 

4. Es mehren sich die Aufgaben, als deren Träger die Nation allein nicht mehr 
ausreicht. So wenig die vielen Menschen und Gruppen ohne Vermittlung durch ihre 
Nationen den Weg zu größeren Einheiten gehen können, so wenig können die vielen 
Nationen ohne Vermittlung durch regionale Gebilde den Aufgaben des technischen 
Zeitalters im Zuge der sich bildenden Weltgemeinschaft gerecht werden. 

Zu den gemeinsamen Aufgaben für Europa gehören: 

a) ökonomische, technologische und wissenschaftliche Zusammenarbeit. 

Die Erfordernisse der Beschäftigung und Produktion, der Investitionen und des Ab- 
satzes führen zwingend zu einem großen, die nationalen Grenzen überspringenden 
Markt, der sich nach außen nicht abkapseln darf. Dies schließt einen gemeinsamen 
Arbeitsmarkt und eine abgestimmte Wirtschafts- und Handelspolitik ein. Auch die 
Entwicklungspolitik gegenüber der Dritten Welt erfordert dringlich eine enge Zusam- 
menarbeit. Die jüngsten Verhandlungen im GATT haben die Stärke Europas gezeigt, 
die es in weltweiter Verantwortung einzusetzen gilt. 

Auf dem Gebiet der zivilen Technologie sind die europäischen Nationen zur Zusam- 
menarbeit genötigt. Sie erstreckt sich auf die wissenschaftlichen Großprojekte, die der 
Energie, der Luft, dem Wasser und anderen Gebieten gelten. Auch die Verkehrspolitik 
und Raumplanung in der Grenznachbarschaft gehören unabhängig vom Ausmaß der 
politischen Übereinstimmung der Nachbarn dazu. Vom Erfolg der Kooperation in der 
Ausbildung, der Forschung und den Großprojekten wird die Fähigkeit Europas, auf 
den Weltfrieden einzuwirken, maßgeblicher als von seinen militärischen Rüstungsan- 
strengungen beeinflußt werden. 

b) Ausreichende Friedenssicherung in Europa ist vorläufig nicht ohne Präsenz der 
beiden Weltmächte möglich. Diese birgt aber auch Gefahren in sich, sei es durch Unfälle 
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atomar gerüsteter Streitkräfte, Überraschungsangriffe oder die Einbeziehung Europas 
in außereuropäische Konflikte der Weltmächte. Die zentraleuropäischen Völker leben 
entlang der Demarkationslinie in besonderem Maße in einer Gefahrengemeinschaft. 
Die daraus entstehenden gemeinsamen Interessen sollten dazu anspornen, über die 
Blockgrenzen hinweg Maßnahmen der Friedenssicherung zu treffen, auch solange die 
ideologischen und politischen Differenzen noch nicht überwindbar erscheinen. Dazu 
gehören Gewaltverzichtserklärungen, heiße Drähte zwischen den Nachbarn oder der 
Austausch von Manöverbeobachtern. Die militärischen Rüstungen in Europa und damit 
auch die Streitkräfte der beiden Weltmächte in dieser Region lassen sich um so eher 
vermindern, je besser es den europäischen Nationen gelingt, den dadurch frei werdenden 
Spielraum ohne Gefährdung des Gleichgewichts durch parallele und später gemeinsame 
Maßnahmen der Sicherheitspolitik auszufüllen. 

c) Zum Wichtigsten gehört die gemeinsame geistige Aufgabe für die Europäer. 

In Europa ist eine Vielfalt von Traditionen lebendig. Der Dialog zwischen ihnen ist 
unerläßlich. Er ist gegenwärtig durch die Ost-West-Spaltung teils gehemmt, teils ein- 
seitig fixiert. Er muß nicht nur zwischen Christentum und Marxismus geführt, sondern 
auch zwischen der abendländischen und der morgenländischen Tradition, zwischen den 
christlichen Konfessionen und zwischen Christentum und aufgeklärtem Atheismus inten- 
siviert werden. 

Der rasche Wandel der Welt, an dem der europäische Geist einen hohen Anteil hat, 
zwingt uns Europäer nicht weniger als die Völker anderer Kulturen und Kontinente 
zur Selbstkritik an den eigenen Überlieferungen. Er fordert, daß wir uns von be- 
stimmten Anschauungen der Welt und der Rolle des Europäers in ihr lösen und auf 
neue Fragen neue Antworten finden. Die von uns mitgeschaffenen Machtmittel müssen 
für ein menschenwürdiges Leben in den reichen und in den armen Ländern nutzbar 
gemacht werden. Auch erwarten die Völker der jungen Staaten gerade von den 
Europäern, daß sie zeigen, wie Staaten verschiedener Gesellschaftsordnung und Ideolo- 
gie gemeinsame Aufgaben anpacken können und wie der Wettbewerb zwischen Gesell- 
schaftssystemen zum nachbarlichen Dialog über exemplarische Lebensformen und damit 
vielleicht auch zu einer langsamen Annäherung der Systeme führt. 

5. Die gemeinsamen Aufgaben erfordern für Europa auf die Dauer zwingend ge- 
meinsame Institutionen. Die bereits bestehenden übernationalen Zusammenschlüsse kön- 
nen hierzu als Vorstufe dienen; sie haben sich als wandlungsfähig erwiesen und lassen 
ideologische Akzente immer mehr zurücktreten. Sie machen die beteiligten Nationen 
zunehmend mit der Wirkungsweise und dem Nutzen übernationaler Institutionen ver- 
traut. Bilaterale Annäherungen zwischen Ost- und Westländern können multilaterale 
Regelungen gut vorbereiten. 

Je besser die Kooperation zwischen den Nationen und ihren schon vorhandenen 
Zusammensclüssen wird, desto eher lassen sich daraus die notwendigen gemeinsamen 
Institutionen entwickeln. Zusammenschlüsse in Europa werden immer mehr Aufgaben 
der Nationalstaaten übernehmen. Vorläufig werden aber in Europa die Nationen als 
Ordnungselemente unentbehrlich sein. Weder die europäischen Nationen noch ihre Zu- 
sammenschlüsse werden die Wiederherstellung des vollsouveränen Nationalstaates oder 
die Bildung eines ideologischen Blockes zum Ziel haben. Sie müssen sich vielmehr als 
notwendige Träger politischer Funktionen in einer werdenden Weltgemeinschaft ver- 
stehen. 


IV. Der Beitrag der Deutschen 


Welchen Beitrag zur Friedenssicherung können wir als Deutsche leisten? Das führt zur 
Vorfrage: In welchem Sinne und in welchem Rahmen gehören wir als Deutsche zu- 
sammen? Oder ist der Friede am besten gesichert, wenn die Deutschen sich trennen? 
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1. Geschichte 


Das deutsche Volk hat es wegen seiner zentralen, nach allen Seiten offenen Lage in 
Europa und als Träger des mittelalterlichen Reichsgedankens, der seine Kräfte über- 
forderte, schwerer als andere Völker gehabt, seine politische Einheit in einem festen 
staatlichen Rahmen zu finden. Die Schwäche der königlichen Gewalt, die der römischen 
Kaiserkrone Glanz, aber auch übermäßige Lasten brachte, gab in der feudalen Ordnung 
allen partikulären, nach Unabhängigkeit strebenden Kräften der vielen Fürsten und 
Herren Auftrieb und Raum zur Verselbständigung ihrer Herrschaftsgebiete. Das Reich 
zerfiel; am Ende der Glaubenskämpfe des 16. und 17. Jahrhunderts mit ihren schweren 
Schäden blieb von ihm nicht viel mehr als ein loser Bund halbsouveräner Territorial- 
fürsten. So hat das deutsche Volk in seiner reichen Geschichte viel später als die meisten 
Völker Europas vor knapp 100 Jahren zur vollen staatlichen Einheit gefunden. Nach 
den vergeblichen, aber für die deutsche Geschichte hochbedeutsamen Versuchen des 
Jahres 1848 entstand erst das Bismarcksche Deutsche Reich als vollsouveräner, födera- 
tiver Nationalstaat. Diese Lösung entsprach dem Zeitgeist und den Wünschen der 
Mehrzahl im Volk, das sich schon seit den Napoleonischen Kriegen mehr und mehr 
seiner Einheit bewußt geworden war. Sie wurde auch von den Nachbarvölkern als Er- 
gebnis einer natürlichen Entwicklung empfunden und politisch als ein Schritt zur Ord- 
nung in Zentraleuropa akzeptiert. Im deutschen Nationalbewußtsein fehlte zur Willens- 
gemeinschaft der Staatsbürger freilich die ausreichende Demokratisierung. Arbeiterbe- 
wegung, linke Liberale und auch der katholische Volksteil gerieten in Widerspruch zur 
inneren Ordnung des damaligen Deutschen Reiches. Die Spaltung zwischen National- 
bewußtsein und Demokratie hat später mit dazu beigetragen, den Weg für den Natio- 
nalsozialismus zu ebnen und die Überwindung der Zertrennung Deutschlands nach 
1945 zusätzlich zu erschweren. Eine politische Gemeinschaft unter den Deutschen wird 
nur möglich sein, wenn diese Spaltung vollends überwunden wird. Dessen ungeachtet 
ist es 1871 zu einer deutschen Einheit gekommen, die die Deutschen seither freiwillig 
nicht aufgegeben haben, auch nicht am Ende des Zweiten Weltkrieges. 


2. Zusammengehörigkeit der Deutschen heute 


Die Geschichte, zumal die deutsche, liefert genügend Beispiele dafür, daß Abspaltungen 
möglich sind und auf dem alten Boden mehrere Nationen entstehen können. Dennoch 
sprechen die folgenden Tatsachen für die Fortdauer nur einer deutschen Nation: 

a) Die heutige Trennungslinie zwischen den beiden Teilen Deutschlands folgt weder 
einer eindeutigen geographischen oder stammesmäßigen noch einer geschichtlichen Gren- 
ze; sie ist willkürlich gezogen und zerreißt alte menschliche, politische und wirtschaftliche 
Zusammenhänge. Darum lebt auch im Volke bis heute ein elementares Bewußtsein, 
zusammenzugehören. Es ist stärker als die Gegensätze, die von der Zugehörigkeit beider 
Teile zu grundverschiedenen Systemen gesellschaftlicher und politischer Ordnung aus- 
gehen. Dieses Bewußtsein äußert sich im Verlangen nach ungehinderter Kommunikation 
auf allen Gebieten. Verwandten- und Freundesbesuche, Jugendfahrten und wissen- 
schaftliche Kontakte, künstlerischer Austausch und Sportreisen, Wirtschaftsbeziehungen 
und kritisch-lebhafte Anteilnahme am Rundfunk und Fernsehen sind trotz aller Be- 
hinderungen Zeichen der wechselseitigen Abhängigkeit. Wie stark beide Teile aufein- 
ander bezogen sind, äußert sich auch in der besonderen Form des Wettbewerbs unter- 
einander und im Ärger und der Enttäuschung über das Versagen des anderen. In der 
Neigung auf beiden Seiten, die Gegensätze ins Grundsätzliche zu wenden und sie damit 
zu verhärten, statt sie pragmatisch zu überbrücken, zeigt sich hüben und drüben die 
gleiche Denkweise. Gerade in ihren Gegensätzen kommen die beiden Teile nicht von- 
einander los. Das Bewußtsein von der Ferne des anderen Teils ist Ausdruck einer 
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inneren Nähe, die es den Menschen in beiden Teilen unerträglich macht, den anderen 
irgendeinem Nachbarn oder einem beliebigen Ausland gleichzusetzen. Beide Regierun- 
gen sprechen daher auch von einer deutschen Nation. 

b) Die bis 1945 gemeinsam erlebte Geschichte läßt sich in ihren Höhen und Tiefen 
nicht auslöschen. Beide Teile wurzeln in dieser Geschichte und können sich von ihr nicht 
lossagen, auch wenn sie es wollten. Beide haften für die Folgen der selbstverschuldeten 
Katastrophe von 1933 bis 1945. Beide staatlichen Ordnungen versuchen, wenn schon 
auf verschiedene Weise, eine politische und geistige Antwort auf den Nationalsozialis- 
mus zu geben. 

c) Beide Teile verbindet das gemeinsame geistige Erbe in Sprache und Dichtung, in 
Religion, Kunst und Recht, in Wissenschaft und Philosophie. Cusanus und Luther, Bach 
und Beethoven, Kant und Hegel, Goethe und Schiller und viele andere Gestalten unserer 
Kulturgeschichte gehören nicht nur auf die eine oder die andere Seite des heute geteilten 
Landes. Sie haben Karl Marx und Bert Brecht ebenso geprägt wie Alfred Delp und 
Dietrich Bonhoeffer. In Bamberg und Naumburg, in Speyer und Magdeburg, in Lübeck, 
Rostock und Stralsund stehen die Zeugnisse ein und derselben Kultur, ihr geistiger und 
religiöser Gehalt wirkt in die Gegenwart hinein. Erst recht gilt das von der Reformation, 
die vor 450 Jahren von Wittenberg ausging und die bis heute, oft in säkularisierter Ge- 
stalt, als lebendige Kraft in allen Lebensbereichen des deutschen Volkes spürbar ist. 

d) Die Deutschen gehören auch im Bewußtsein der anderen Völker zusammen. Diese 
Völker verbinden damit Befürchtungen, Erwartungen und Hoffnungen. Der gegenwärti- 
ge politische Zustand der Fehde zwischen zwei deutschen Regierungen erfüllt sie mit 
Sorge. Andererseits empfinden unsere Nachbarvölker die Vorstellung eines neuen voll- 
souveränen deutschen Zentralstaates mit 75 Millionen Einwohnern und mit dem kombi- 
nierten Wirtschaftspotential der beiden in ihren Blöcken jeweils zweitstärksten Industrie- 
und Handelsländer als nicht minder bedrohlich. Deshalb erhoffen sie politische Lösun- 
gen, welche die Deutschen in größere Zusammenhänge einbinden, ohne ihnen die Identi- 
tät als ein zusammengehöriges Volk zu rauben. 

e) Auch aus den Sorgen und Hoffnungen der Nachbarn ergibt sich also die Notwen- 
digkeit und Chance für die Deutschen, gemeinsam zur Befriedung Europas beizutragen. 
Sind die Deutschen durch ihre Lage im Zentrum Europas von seiner Spaltung am meisten 
betroffen, so hängt es auch von der Kraft ihres Zusammenhaltes und ihrer politischen 
Einsicht am stärksten ab, ob sich die Spaltung Europas schrittweise überwinden läßt. Na- 
tionen in allen Teilen Europas haben ein Lebensinteresse nicht nur daran, daß Europa in 
Zukunft vor einer neuen deutschen Gefahr bewahrt bleibt, sondern auch, daß die beiden 
Teile Deutschlands das allmähliche Zusammenwachsen Europas fördern, anstatt es durch 
ihren Gegensatz zusätzlich zu hindern. Es gibt kein befriedetes Europa ohne ein befrie- 
detes Deutschland, wie es kein befriedetes Deutschland ohne Friedensordnung in Europa 
gibt. 


3. Gemeinsame Grundwerte und Aufgaben 


Zum Nationalbewußtsein gehört wesentlich das Bewußtsein einer eigenen Verantwor- 
tung der Nation und ihrer Bürger, die nicht auf andere Völker übertragen werden kann. 
Es konzentriert sich auf gemeinsame Grundwerte und gemeinsame Aufgaben. Sollen die 
beiden Teile Deutschlands wieder zueinanderfinden, so müssen solche Grundwerte und 
Aufgaben für die überwiegende Mehrheit der Bürger beider Teile verständlich und an- 
nehmbar sein. Andererseits brauchen sie sich nicht durchgehend von den Grundwerten 
und Aufgaben anderer Völker zu unterscheiden. Die Zukunft Europas fordert vielmehr 
geradezu, daß in seinen Völkern das leicht zur nationalistischen Überheblichkeit verlei- 
tende Bewußtsein der eigenen Besonderheit mehr und mehr hinter dem zurücktritt, was 
von ihnen gemeinsam gewußt und bekannt werden kann. 
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Die Deutschen hatten wenig Gelegenheit, an den Wendepunkten ihrer Geschichte sich 
die für ihr nationales Selbstverständnis wesentlichen Grundwerte bewußt zu machen und 
durch die Wechselfälle durchzuhalten. Das war lange die Ursache politischer Schwäche; 
es ermöglicht aber auch einen neuen, gemeinsamen Anfang im Zeichen künftig gemein- 
sam verbindlicher Werte. Als solche Werte, in denen sich die Deutschen zusammenfinden 
können, seien der Frieden, die Freiheit, die Gleichheit und die Solidarität genannt. Alles, 
was heute schon von einem der beiden Teile Deutschlands im Sinne dieser Werte prak- 
tisch getan werden kann, geschieht darum für alle Deutschen, auch soweit es nicht un- 
mittelbar der Zusammenführung der Deutschen zu einer politischen Gemeinschaft dient. 

a) Die Deutschen sind es ihrer Geschichte nicht weniger als ihren Nachbarn und ihrer 
eigenen Zukunft schuldig, den Grundwert des Friedens unter den Völkern und der 
Welt als die wichtigste Basis ihrer Gemeinschaft zu betrachten. Das hat sich in jeder Phase 
unserer Geschichte neu zu bewähren. Heute folgt daraus als gemeinsame Aufgabe die 
aktive Teilnahme an friedenssichernden Maßnahmen, insbesondere der gleichgewichtigen 
Abrüstung, der Streitkräfteverdünnung und Rüstungskontrolle, dem Abbremsen des 
atomaren Rüstungswettlaufs und der Nichtverbreitung atomarer Waffen, der Verhütung 
von militärischen Unfällen und Überraschungsangriffen, dem Austausch von Gewalt- 
verzichtserklärungen, und bei anderen Schritten zu einer europäischen Friedensordnung. 

b) Auf den Frieden beziehen sich Freiheit, Gleichheit und Solidarität, um die wir 
uns als Deutsche bemühen. Freiheit soll dem einzelnen und den Gruppen in der Gesell- 
schaft ein Höchstmaß an Entfaltungsspielraum gewähren und sich in der Verantwortung 
für das Ganze bewähren. Gleichheit bedeutet Rechtsgleichheit und gleiche Startchancen 
für jeden. Nach allem, was anderen Völkern im deutschen Namen angetan wurde, nach 
der Vertreibung vieler Millionen Deutscher aus ihrer Heimat und nach der Wiederauf- 
bauhilfe, die Deutschen von ehemaligen Gegnern gewährt wurde, sind wir in besonderem 
Maße zur Solidarität und brüderlichen Mitverantwortung aufgerufen. Wo diese Solidari- 
tät geübt wird, innerhalb eines der beiden Teile Deutschlands, zwischen ihnen, gegen- 
über ihren Nachbarn, vor allem aber gegenüber den Entwicklungsländern, geschieht dies 
im Namen und Interesse der Deutschen und dient dem Frieden. 


4. Voraussetzung einer politischen Gemeinschaft der Deutschen 


Die Herstellung einer politischen Gemeinschaft der Deutschen ist denkbar und als frie- 
densfördernder Schritt anzustreben. Sie muß Ausdruck dafür werden, daß die mensch- 
lichen, kulturellen und politischen Bindungen zwischen den beiden deutschen Teilen 
stärker sind als die der beiden Teile zu ihren jeweiligen Nachbarn. Zu ihren Voraus- 
setzungen gehören: 

a) Die Verwirklichung einer politischen Gemeinschaft der Deutschen in der BRD, in 
der DDR und in beiden Teilen Berlins sollte nicht durch Auseinandersetzungen über 
Gebiete behindert werden, die zum Deutschen Reich gehörten, heute aber kaum mehr von 
Menschen deutscher Sprache bewohnt sind. 

b) Die Wiederherstellung voller nationalstaatlicher Souveränität sollte nicht ange- 
strebt werden. Ziel muß eine europäische Ordnung sein, die auf Zusammenarbeit ihrer 
Glieder unter erheblichen Souveränitätsverzichten und ohne hegemoniale Übergewichte 
angelegt ist. Nur in diesem Rahmen erscheint eine politische Gemeinschaft der Deutschen 
möglich und sinnvoll. 

c) Der Weg zu diesem Ziel wird lang und beschwerlich sein. Während dieser Zeit- 
spanne werden wir mit der Existenz zweier politischer Ordnungen rechnen müssen. Ihr 
Verhältnis zueinander muß vom Gegeneinander des Kalten Krieges wegführen und über 
ein geregeltes Nebeneinander zum konstruktiven Miteinander hinleiten. 

d) Ein Neben- und Miteinander der beiden Teile Deutschlands würde erleichtert, 
wenn in ganz Deutschland die Stimmen aller Parteien legal Gehör finden, die gegen- 
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wärtig im Deutschen Bundestag und in der Volkskammer der DDR vertreten sind. Ohne 
die Mitwirkung dieser Parteien ist der Weg zur Errichtung einer politischen Gemein- 
schaft der Deutschen kaum denkbar. 

e) Die politische Gemeinschaft ist zur Zeit nur vorstellbar, wenn sie einen betont 
föderativen Charakter haben wird, da die Sozialstruktur in beiden Teilen Deutschlands 
verschieden ist, eine Annäherung längere Zeit braucht und Veränderungen noch lange 
von der Entscheidung des jeweils betroffenen Teiles mit abhängig sein müssen. 

f) Die jeweiligen Formen der gemeinsamen Einrichtungen richten sich nach dem Stand 
der fortschreitenden Zusammenarbeit. 


5. Nebeneinander und Miteinander der Deutschen heute 


Damit die Deutschen auf der Basis ihrer Grundwerte ihren gemeinsamen Aufgaben ge- 
recht werden können, geht es vorerst darum, zwischen den beiden Teilen ein geordnetes 
Nebeneinander herzustellen. Beide Teile Deutschlands müssen sich zunächst als vorläufige 
politische Ordnungen ansehen. 

a) Die zwischen beiden Teilen Deutschlands wünschenswerte Kooperation verlangt 
Beziehungen zwischen den Partnern in angemessenen Rechtsformen. Sie sollen dazu die- 
nen, den Weg zu einer politischen Gemeinschaft der Deutschen zu ebnen. Solche politi- 
schen und rechtlichen Beziehungen können weit intensiver sein als diplomatische Bezie- 
hungen, wenn und weil sie keine Auslandsbeziehungen sind. 

Sollte die Mehrheit der Bürger in einem der beiden Teile in freier Entscheidung die 
dauernde Trennung wünschen, so wäre dies vom jeweils anderen Teil zu respektieren. 

Ohne diese Voraussetzungen dagegen würde ein bloßer Botschafteraustausch lediglich 
die endgültige Trennung zweier verfeindeter deutscher Staaten völkerrechtlich fixieren 
und wäre damit der Sicherung des Friedens nicht dienlich. Er böte keine Garantie dafür, 
daß sich die heute bestehenden Spannungen mindern und der Umgang miteinander 
menschlicher wird. 

b) So groß auch die Schwierigkeiten sind, so wird schließlich doch der freie Wille der 
Bürger für eine politische Gemeinschaft der Deutschen den Ausschlag geben. Inzwischen 
hat jeder, der heute in Deutschland politische Verantwortung trägt, die Pflicht, sich bei 
jeder politischen Handlung zu fragen, ob er damit auch bei den Menschen im andern Teil 
Deutschlands Verständnis und Zustimmung finden kann. Er wird sie um so eher finden, 
je mehr er auf dem Boden der Grundwerte aller Deutschen handelt und damit Auf- 
gaben in Angriff nimmt, die im Interesse aller Deutschen liegen. Sie wird ihm um so 
weniger zuteil werden, je mehr er sich der Verketzerung des Gegenübers, der Propaganda 
und politischer Ansprüche bedient, mit denen jeweils einer der beiden Teile meint, allein 
die Interessen und die wahre Meinung aller Deutschen vertreten und die legitimen Ziele 
der Nation verfolgen zu können. 

c) Die Deutschen sollten die Nöte und Chancen im jeweils anderen Teil nüchtern 
miterkennen, mitbedenken und mittragen. Dazu sollten sie alle Mittel der eigenen Orien- 
tierung durch Reisen, Kontakte und Information ausschöpfen. Gerade die Erkenntnis, 
daß die Deutschen am Beginn eines vermutlich langen Weges zu Koexistenz und Koope- 
ration stehen, sollte ihnen die Gelassenheit geben, Zustände vorurteilsfrei zu sehen und 
zu beurteilen, die ihnen fremdartig und zum Teil unannehmbar erscheinen. Sie sollten 
sich nicht in gegenwärtig unlösbaren internen Gegensätzen verstricken, sondern sich 
wechselseitig den Blick für die gemeinsamen Aufgaben gegenüber den Nachbarnationen 
und der Welt weiten und damit zur Sicherung des Friedens beitragen. So sollten sie den 
langen Mut gewinnen, den sie auf ihrem Weg in eine gemeinsame Zukunft nötig haben. 


Die Friedensstudie löste in der Offentlichkeit ein beachtliches Echo aus, das weit- 
hin zustimmend war; sie stieß aber auch auf Kritik, die sich vor allem an der 
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Grundsatzfrage entzündete, ob die Kirche überhaupt das Recht habe, in politi- 
schen und gesellschaftlichen Fragen Stellung zu nehmen, aber ‚die Ausführungen 
der Studie auch in Einzelheiten angriff. Auf jeden Fall hat die Studie einen er- 
heblichen Wert als sachlich abgewogener Beitrag zu einer allmählich steril wer- 
denden Diskussion. Sie wartet nicht mit Sensationen auf, noch redet sie einem 
rasanten Aufbruch zu neuen Ufern das Wort, aber sie ermutigt zum entschlosse- 
nen Beschreiten eines langen, dornenvollen Weges, dessen Ende und Ergebnis 
noch nicht abzusehen, der aber auch nicht ohne Verheißung ist. So wirkt sie in 
mancher Hinsicht ernüchternd, aber das ist kein Nachteil. Nüchternheit und 
Sachlichkeit in Sicht, Urteil, Stellungnahme und Prognose können für die 
Deutschland-, Europa- und Welt-Friedenspolitik nur hilfreich sein. 


c) Weltweite Diakonie als Dienst am Frieden 
A. Die Synode der Evangelischen Kirche der Union 


Schon ehe die Weltkirchenkonferenz in Uppsala zusammentrat, um sich den Pro- 
blemen der Dritten Welt zu stellen, und längst bevor die Regionaltagung West 
der EKD-Synode, über die oben berichtet wurde, ihre weitreichenden Entschlie- 
ßungen zu den Aufgaben der Entwicklungshilfe und des kirchlichen Entwick- 
lungsdienstes faßte, stellte die Synode der Evangelischen Kirche der Union, die 
in Teilsynoden in Berlin-Spandau und in Babelsberg im Februar 1968 tagte, ihren 
Beratungen das Hauptthema „Die Evangelische Kirche und der soziale Frieden in 
der Welt“. Übereinstimmend beschlossen die Teilsynoden folgende Erklärung: 


In den Entwicklungsländern verhungern jährlich viele Millionen Menschen. Die Zahlen 
steigen von Jahr zu Jahr. 

Der Schrei nach Brot, Gerechtigkeit und Friede ist unüberhörbar. Deshalb hat die 
Synode der Evangelischen Kirche der Union sich auf ihrer diesjährigen Tagung mit den 
kritischen Fragen beschäftigt, die die Entwicklungsländer an die Industrienationen rich- 
ten. Sie hat sich bemüht, diese Fragen vorurteilslos in ihrer ganzen Härte zu hören und 
zu verstehen. Um Christi willen nimmt die Synode die Klagen und Anklagen der Ent- 
wicklungsländer auf ihr Gewissen und richtet folgende Worte an ihre Gliedkirchen und 
Gemeinden: 

Gegenüber der Lage der Entwicklungsländer gehören wir in den Industriestaaten des 
Westens und des Ostens zu den reichen Völkern der Erde. Wir sind davon betroffen, daß 
sich die Kluft zwischen den reichen und den armen Völkern zunehmend verbreitert. Das 
kann nicht Gottes Wille sein. Was aber gegen Gottes Willen ist, ist Sünde und Schuld. 
Nicht nur die vergangenen Jahrhunderte mit ihren kolonialistischen und imperialisti- 
schen Praktiken fallen uns zur Last, sondern viel mehr die seitdem fast unveränderten 
Strukturen des Weltmarktes und der Interessenkampf der Industrienationen um ihre 
Einflußsphären, der eine wirkungsvolle Hilfe für die Entwicklungsländer jetzt und in 
der absehbaren Zukunft verhindert. ’ 

Die ökumenische Konferenz „Kirche und Gesellschaft“ in Genf 1966 hat unserer Sorge 
und Unruhe Ausdruck gegeben. Die päpstliche Enzyklika „Populorum Progressio“ ruft 
auch uns zur Buße und zur Tat. Die Denkschrift der britischen Kirchen „Weltarmut“ 
zeigt angesichts der Weltarmut konkrete Möglichkeiten, in letzter Stunde an der Schaf- 
fung des sozialen Friedens in der Welt mitzuwirken. 
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Wir wissen, daß wir dabei nicht billig davonkommen. Müssen wir uns den Frieden 
nicht mehr kosten lassen als die Ausgaben für die Rüstung? Der Preis für den Frieden 
= so hoch, daß er nur durch eine Generalmobilmachung für den Frieden bezahlt werden 

ann. 

Viele Kräfte in West und Ost drängen darauf. Soweit sie egozentrische und national 
beschränkte Verhaltensweisen und Urteile durchbrechen, müssen wir sie unterstützen, 
auch wenn unsere Gewohnheiten und die uns vertrauten Ordnungen dadurch in Frage 
gestellt werden. Die Liebe Christi hat die Chance, den Haß und die Gleichgültigkeit zu 
überwinden. Das Evangelium treibt uns, in Wort und Tat für das Wohl unserer nahen 
und fernen Nächsten einzustehen. Darauf sollten unsere Gottesdienste und Gemeinde- 
veranstaltungen gerichtet sein, damit die Menschen jener verhungernden und verelenden- 
den Völker mit uns Gottes Güte und Barmherzigkeit loben können. Ohne ihr Lob ist 
unser Lob nichts. 


Die Folgerungen aus den in dem gemeinsamen Votum niedergelegten Erkennt- 
nissen konnten in West und Ost nicht die gleichen sein; erst recht mußten die 
konkreten Entschließungen der Teilsynoden unterschiedlich ausfallen. Aus Raum- 
gründen beschränken wir uns darauf, die von der Teilsynode in Berlin-Spandau 
gezogenen Folgerungen und angenommenen Entschließungen abzudrucken: s 


Unter den gegenwärtigen Umständen folgern wir daraus: 

1. Wie im 19. Jahrhundert das Verhältnis der früheren Stände und Klassen innerhalb 
der Industrienationen neu geordnet werden mußte, so besteht im 20. Jahrhundert die 
„soziale Frage“ darin, daß das Verhältnis der reichen zu den armen Völkern in Unord- 
nung ist. Im 19. Jahrhundert hätten viel Unglück und Elend vermieden werden können, 
wenn rechtzeitig das Richtige getan worden wäre. Diese Erfahrung sollte uns davor be- 
wahren, heute wieder das Gebot der Stunde zu versäumen. 

2. Entwicklungshilfe steht auf der Dringlichkeitsliste öffentlicher Verantwortung heu- 
te noch weit unten. Mit Entschiedenheit setzen wir uns dafür ein, daß sie in den öffent- 
lichen Haushalten und der Privatwirtschaft, bei den einzelnen und den Parteien den 
Stellenwert erhält, der ihr gebührt. Mit Okumene und katholischer Kirche sind wir der 
Meinung, daß die Höhe der Entwicklungshilfe planmäßig und zielbewußt bis zu 2%0 
des Bruttosozialprodukts gesteigert werden soll. 

3, Die erste Welthandelskonferenz von 1964 ist schon dafür eingetreten, daß die 
durch Abrüstung frei werdenden Mittel sinnvoll und produktiv in die Entwicklungshilfe 
eingesetzt werden möchten. Die gegenwärtige Weltlage gibt uns neuen und verstärkten 
Anlaß, darauf zu drängen, daß damit endlich ernst gemacht wird. 

4. Entscheidender Maßstab der Entwicklungshilfe soll der Bedarf der Empfänger, 
nicht das eigene politische oder ökonomische Interesse sein. Multilaterale Hilfe verdient 
daher im allgemeinen vor bilateraler Hilfe im politischen und im kirchlichen Bereich 
den Vorzug. 

5. Das Wirken für Recht und Frieden in der Welt erfordert Weltbehörden von all- 
gemein anerkannter Autorität. Unser Gebet für alle „Obrigkeit“ sollte daher den ein- 
samen Dienst all derer einschließen, die in UNO und UNESCO, in Welthandelsbank 
und Internationalem Gesundheitsamt, Internationalem Arbeitsamt und anderen Welt- 
behörden stellvertretend für uns alle handeln. 

6. Durch Hilfsmaßnahmen allein läßt sich die „soziale Frage“ des 20. Jahrhundert 
nicht lösen. Daß unser Wirtschaftssystem und unsere politischen Strukturen bisher zu 
wenig Handhaben bieten, um den Egoismus unserer reichen Völker zu überwinden und 
zu einem gerechten Ausgleich mit den armen Völkern zu kommen, ist zutiefst beunruhi- 
gend. Die Unruhe darüber hat heute besonders die Jugend erfaßt. Ihr Protest gegen die 
angeblich immer besser funktionierende moderne Welt, die doch gegenüber den funda- 
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mentalen Nöten ganzer Völker versagt, ist berechtigt. Wir müssen aber davor warnen, 
durch irrational motiviertes Reden und Handeln das zu entwerten, was technische Ver- 
nunft uns und anderen zugute geleistet hat und leisten muß. Es ist niemandem damit 
geholfen, wenn in undifferenzierter Weise unser ganzes politisches System verworfen 
wird, statt daß seine Chancen genutzt werden. Dies erfordert persönlichen Einsatz. Wir 
begrüßen darum auch die Bereitschaft all derer, die sich aktiv der Entwicklungshilfe zur 
Verfügung stellen. 


ENTSCHLIESSUNGEN 


a) Der Bundestag und die Bundesregierung werden gebeten, alle Schritte ernstlich zu 
erwägen, die eine wirksamere Hilfe für die Entwicklungsländer bedeuten können. 

Dazu gehören u. a. die beschleunigte Verabschiedung des Entwicklungshelfergesetzes, 
das Zurverfügungstellen überschüssiger Lebensmittel und die Übernahme ihrer Fracht- 
raten, die Abnahme von Rohstoffen der Entwicklungsländer zu angemessenen Preisen, 
die Prüfung einer allgemeinen Abgabe zur Entwicklungshilfe. 

b) Die EKD wird gebeten, in Parallele zur katholischen Kommission „Justitia et 
Pax“ eine ständige Kommission der Kirche für den sozialen Frieden zu schaffen, welche 
alle auf diesem Gebiet bereits arbeitenden Gremien zusammenfassen soll. (Brot für die 
Welt, Dienste in Übersee, Evangelische Zentralstelle für Entwicklungshilfe, Arbeits- 
gemeinschaft für Weltmission, CCIA für Deutschland, Sozialkammer der EKD.) Diese 
Kommission sollte u. a. mit der Abfassung einer Denkschrift für den sozialen Frieden 
in der Welt beauftragt werden. Dabei bedarf unser Beitrag zur Gestaltung neuer recht- 
licher Strukturen besonderer Aufmerksamkeit. 

c) Die Synode ruft alle Glieder der Gemeinde auf, als Richtmaß ihrer Beiträge für 
„Brot für die Welt“, den „Tag des brüderlichen Teilens“ und ähnliche Sammlungen den 
Betrag von mindestens 1/0 ihres Einkommens anzusehen. 

Synode bittet Pfarrer, Älteste und alle kirchlichen Mitarbeiter, sich dafür einzusetzen, 
daß die Erträge der Sammlungen kräftig gesteigert werden. 

Synode bittet die Kirchenleitungen der Gliedkirchen, dafür Sorge zu tragen, daß die 
Bereitschaft zu Opfern für Mission, ökumenische Diakonie und den sozialen Frieden der 
Welt in allen Stufen der kirchlichen Haushaltspläne, der kirchlichen Finanzen und der 
Kollekten entsprechend zur Geltung kommt. 


B. Die Aktion „Brot für die Welt“ 


Zum zehnten Male ergingen in Ost und West die Aufrufe an die Gemeinden, der 
Aktion „Brot für die Welt“ für ihre vielfältigen und weitgespannten Hilfsmaß- 
nahmen die erforderlichen Mittel zur Verfügung zu stellen. Der Appell, den die 
Evangelische Kirche in Deutschland, das Diakonische Werk, die evangelischen 


Freikirchen und der Verteilungsausschuß „Brot für die Welt“ gemeinsam er- 
ließen, lautet: 


Zum zehnten Mal bittet „Brot für die Welt“ um Ihre Gabe. Zum zehnten Mal weist 
dieser Aufruf hin auf Menschen, die im Dunkeln sitzen, auf Menschen, denen es am 
Brot fehlt, und das heißt: am Lebenkönnen. Wer durch die Jahre seit dem ersten Aufruf 
mitgegangen ist, hat eines lernen müssen: Der Marsch in die Zukunft ist lang. Der Weg 
hat mehr Windungen, als man anfangs glaubte. Es ist viel geschehen. Vielen wurde ge- 
holfen. Mehr als 180 Millionen Mark wurden gespendet und an mehr als tausend Pro- 
jekte weitergegeben. Menschen sind satt geworden, haben lesen gelernt, haben Traktoren 
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und Pflüge bekommen, sind gesund geworden, haben studiert und lassen das neue Wissen 
in ihrem Land unter ihren Landsleuten fruchtbar werden. 

Aber noch ist ein Ende nicht abzusehen. Lazarus liegt vor unserer Tür und wird noch 
lange dort bleiben. Und Lazarus ist nicht nur der, welcher Hunger leidet und von Schwä- 
ren bedeckt ist. Lazarus ist jeder, der aus der Gemeinschaft der Menschen herausgefallen 
ist, jeder, über den Menschen hinwegschreiten. 

Es ist leichter und schneller möglich, die Kulisse einer modernen Welt in fremden Kon- 
tinenten zu errichten, als Menschen in ihr heimisch werden zu lassen. Unzählige ziehen 
aus ihren Dörfern in die Städte. Aber sie werden dort nicht Städter, sondern Asoziale 
in den Slums. Zwar bleiben viele dank ärztlicher Hilfe am Leben, aber sie werden nicht 
Bürger der Welt, deren Medizin sie gerettet hat, sondern leben als Darbende auf über- 
fülltem Boden. 

Die Mehrheit der Menschen schaut hilflos zu, wie eine Minderheit an der von ihr ge- 
schaffenen Welt weiterbaut und sie genießt. Diese Mehrheit ruft uns zu: Nehmt uns mit! 
Sie ruft mit Recht. Unsere Schuld wäre groß, wenn wir den Ruf nicht hörten. 

„Brot für die Welt“! — das heißt: Helft ihnen, daß sie leben können! Helft durch eure 
Gabe, daß der Mann im Lande der Dürre satt wird, daß der Kranke einen Arzt findet, 
daß der Bauer, der nur zu hacken wußte, pflügen lernt, daß der in die Stadt Gewanderte 
einen Beruf bekommt, mit dem er sich und seinem Lande nützen kann. 

Die Aufgaben sind tausendfach. Aber in allem geht es um eines: daß jeder einen 
menschenwürdigen Platz in der Welt findet, für die Christus sein Leben gab. Seine Liebe 
dringt uns, mehr als bisher für die Notleidenden in der Welt zu tun. 


d) Vom Dienst der Kirche am innenpolitischen Frieden 
A. Zur Unruhe unter der Jugend 


Nicht ohne Besorgnis ist eine Radikalisierung der politischen Meinungen nach 
rechts und links und ihres Austrags bis hin zu teilweise gewalttätigen Zusammen- 
stößen zwischen der staatlichen Gewalt auf der einen Seite und Teilen der jungen 
Generation auf der anderen Seite zu registrieren. Diese Radikalisierung brachte 
in das politische Leben in der Bundesrepublik Deutschland harte Spannungen 
und erhebliche Unruhe. Besonders nach dem Mordanschlag auf den Führer der 
radikalen Studenten Rudi Dutschke am Gründonnerstag (11. April 1968) kam es 
vielerorts zu heftigen Demonstrationen. Zu allen diesen Vorgängen und Er- 
scheinungen des politischen Radikalismus konnte die Kirche nicht schweigen. In 
seiner vom Sender RIAS ausgestrahlten Karfreitagsansprache erklärte der Ber- 
liner Bischof D. Scharf: 


Der, an dessen Kreuzestod wir heute erinnert worden sind, sagt in seiner großen Berg- 
rede: Mord beginnt beim bösen Wort über den Mitmenschen. Nicht der erst ist ein Mör- 
der, der einen anderen totschlägt, sondern schon der, der ihn einen gefährlichen, wert- 
losen Lumpen nennt, einen verlausten Nichtstuer, einen Zerstörer der gesellschaftlichen 
Ordnung oder auch einen gottlosen bösen Tyrannen. Das verurteilende böse Wort über 
den andern ist schon der Anschlag auf sein Leben. 

Die Ursache für das Attentat auf unseren Menschenbruder Rudi Dutschke liegt in 
der menschlichen Art, daß wir Menschen irgendeine Sache zu unserem Gott machen: 
das Bestehende oder eine neue Ordnung, das Vaterland oder die Gesellschaft der Zu- 
kunft - und daß wir um eines solchen Götzen willen einander verdammen. Insofern sind 
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wir alle, die wir in dieser Stadt leben, schuldig, mitschuldig an dem Anschlag auf Rudi 
Dutschke. „Wer seinen Bruder nicht liebt, der ist ein Totschläger.“ 

So kann ich nur mahnen: Bringt einander einen Vorschuß an Vertrauen entgegen! 
Denkt mit den andern! Überlegt gemeinsam, wie wir mit der bösen Situation, die ein- 
getreten ist, und mit ihren bösen Ursachen fertig werden können! Ihr Christen betet für- 
einander und für die anderen, für Rudi Dutschke und den Attentäter und für die, die 
zu dem einen und dem anderen stehen! 

Und ihr andern, die ihr euch nicht nach Christus nennt: Verzichtet auf Gewalt - auch 
um derer willen, die in diesen Tagen hier und in den Vereinigten Staaten von Amerika 
durch brutale Gewalt gefällt worden sind! Sucht das sachliche, das offene Gespräch mit 
dem anderen, auch dem öffentlichen Gegner! Wir als Kirche sind bereit - wir bieten dies 
erneut und ausdrücklich an —, euch Vertreter der verschiedenen Gruppen, die gegenein- 
anderstehen, bei uns in unseren Räumen zu empfangen zu Verhandlungen, zu ernst- 
haften Verhandlungen über alle denkbaren Fragen der öffentlichen Ordnung. 

Das Wort der Bibel für den gestrigen Tag, an dem das schreckliche Verbrechen unter 
uns geschah, hieß: „Durch den Segen der Frommen kommt eine Stadt hoch.“ Gemeint 
sind damit nicht die Tugendhaften, sondern die, die nach Gott und nach ihrem Mit- 
menschen in offener Bereitschaft fragen. Durch ihr Beten, Denken, Tun kommt eine Stadt 
hoch. Gott gebe, daß genug dieser Art Leute unter uns sind! 


Der Rat der EKD beriet in seiner Sitzung am 2./3. Mai 1968 über die innere 
Lage der Bundesrepublik Deutschland und die Radikalisierung der politischen 
Auseinandersetzung. Das Pressekommunique berichtet dazu: 


„. Nach Auffassung des Rates sind besonders drei Fragenkomplexe zu bedenken. 

Einmal geht es um staatliche Gewalt, Ordnung und Autorität, ohne die keine Ge- 
sellschaft ihr Zusammenleben in menschenwürdiger Weise gestalten kann. Mit Recht 
wird von staatlicher und politischer Seite geltend gemacht, daß der Staat um seiner 
rechtstaatlichen Grundlagen willen der Autorität bedarf und der Mittel, sie zu wahren. 
Demgegenüber aber sei die seit langem schleichende Autoritätskrise in Staat und Gesell- 
schaft jetzt offen zum Ausbruch gekommen. Alle Beteiligten müßten sich darüber klar 
sein, daß dieser Krise gegenüber der oft unumgängliche Einsatz staatlicher Machtmittel 
nur einen Notbehelf darstelle. Es bedarf nach Auffassung des Rates des Zusammen- 
wirkens aller Beteiligten, die tatsächlichen Ursachen der Krise zu erkennen und die 
Autorität des Staates von innen heraus wiederherzustellen. 

Der zweite Fragenkomplex betrifft das Verständnis und die Anwendung von Gewalt 
und Gewaltlosigkeit auf seiten der demonstrierenden Jugend. Die Anwendung revolu- 
tionärer Gewalt zur Erreichung gesellschaftlicher Ziele kann in einer komplizierten In- 
dustriegesellschaft und in einem Stadium fortgeschrittener menschlicher und technischer 
Zivilisation sittlich nicht verantwortet werden. Auch die in letzter Zeit vielfach ange- 
wandte Unterscheidung einer Gewaltanwendung gegen Personen oder Sachen sei un- 
brauchbar, da die Grenzen immer fließend seien und auch die bloße Anwendung von 
Gewalt gegen Sachen die Grundlagen menschlichen Zusammenlebens zerstören könne. 
Zudem habe sich in der Geschichte gezeigt, daß ein System der Gewaltlosigkeit leicht an 
eine Grenze gerate, an der sie in Gewalttätigkeit umschlage oder die andere Seite zu 
Gewalttätigkeit provoziere oder gar nötige. Nach Auffassung des Rates der EKD ist es 
in dieser Situation nicht mit dem Zugeständnis eines Rechtes auf Demonstration bei 
gleichzeitiger Beschränkung aller Beteiligten auf Gewaltlosigkeit getan. Vielmehr stelle 
sich die Aufgabe, die Rolle der Demonstration als eines legitimen Mittels der gesell- 
schaftlichen Auseinandersetzung neu zu beschreiben, rechtsstaatlich zu sichern und vor 
einer die Gesellschaft gefährdenden Entartung zu bewahren. 

Und schließlich kann es sich nach Auffassung des Rates der EKD in dem gegen- 
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wärtigen Konflikt mit Teilen der jungen Generation für Staat, Gesellschaft und Kirche 
nicht darum handeln, Bestehendes um jeden Preis zu rechtfertigen und mit den Mitteln 
äußerer Gewalt zu erhalten. Niemand dürfe Schäden leugnen und übersehen, daß unsere 
gegenwärtige staatliche, gesellschaftliche und kirchliche Ordnung einer Anpassung an die 
Erfordernisse des rapiden Wandlungsprozesses einer modernen wissenschaftlich-techni- 
schen Gesellschaft bedarf. 

Das demokratische und rechtsstaatliche System in der Bundesrepublik Deutschland 
finde ähnlich wie in allen anderen vergleichbaren Industrienationen seine Bewährung 
darin, ob es ohne gesetzwidrige Gewaltanwendung von oben oder unten her zu den 
notwendigen Reformen in der Lage ist. 

Nach Auffassung des Rates der EKD läßt sich diese ganze bewegte und gefährdete 
Situation nur durch eine umfassende geistige Bemühung bewältigen. Er spricht allen 
Persönlichkeiten in Staat, Gesellschaft und Kirche, die sich in den letzten Wochen um 
eine Milderung der Gegensätze und um konstruktive Gespräche zwischen den zer- 
strittenen Gruppen bemüht haben, seinen Dank aus und ermutigt zu einer toleranten 
und geduldigen Fortsetzung dieser schwierigen Aufgabe. Der Rat hat weitere Schritte 
zu diesem ganzen Fragenkomplex und über Möglichkeiten eines weiteren kirchlichen 
Beitrages zur Lösung der Probleme beschlossen. 


Als es Anfang November in Berlin erneut zu Unruhen und gewalttätigen De- 
monstrationen kam, erklärte die Kirchenleitung der Evangelischen Kirche in 
Berlin-Brandenburg (West): 


In unserer Stadt ist es von neuem zu Gewaltakten gekommen. Wir sind alle darauf 
angewiesen, mit Leib und Leben Schutz zu finden vor denen, die sich an Menschen ver- 
greifen. Dieses Schutzes bedarf jeder Polizist, jeder Student, jeder Bürger dieser Stadt. 

Das Recht auf Demonstration politischen Willens ist anerkannt. Wer es wahrnimmt, 
ist zur Achtung vor den Mitmenschen und damit zur Selbstzucht verpflichtet. 

Wir halten auf Recht und Machtkontrolle. Aber Selbstjustiz, von welcher Seite auch 
immer, muß ausgeschlossen bleiben. 

Niemand ist berechtigt, Mitbürger als Feinde zu behandeln. Weder Utopien noch 
Ideologien rechtfertigen die Anwendung von Gewalt. 

„Irret euch nicht! Gott läßt sich nicht spotten. Denn was der Mensch sät, das wird er 
ernten“ (Gal 6, 7). 


Wie stark die Kirche die in ihr selbst lebendig gewordene Unruhe der jungen 
Generation beachtet, wie ernst sie sie nimmt und wie intensiv sie sich um Ver- 
ständnis und Hilfeleistung nach beiden Seiten bemüht, beweisen auch die fol- 
genden Dokumente. 

Die Arbeitsgemeinschaft der Evangelischen Jugend Deutschlands veröffent- 
lichte am 25. April 1969 nachstehende Erklärung: 


Die Arbeitsgemeinschaft der Evangelischen Jugend Deutschlands begrüßt die Bereit- 
schaft des Bundestages, sich in der Debatte am 30. April 1968 mit der Unruhe und Unzu- 
friedenheit in der jungen Generation zu befassen. Wir hoffen, daß sie zum Abbau jenes 
innenpolitischen Klimas beiträgt, das in den letzten Wochen zu Gewalttätigkeiten auf 
beiden Seiten geführt hat. Gewalt und Gewaltandrohung in der politischen Auseinan- 
dersetzung müssen entschieden verurteilt und vermieden werden. Sie verhärten die Fron- 
ten und schaffen nicht die Basis für einen freimütigen und sachhaltigen Dialog über 
notwendige Reformen in Staat und Gesellschaft. 

Die junge Generation zeigt mit ihrem Protest ein waches Bewußtsein für ihren Anteil 
an der Verantwortung für die gemeinsame Zukunft. Sie ist von der revolutionierenden 
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Kraft der Freiheit überzeugt. Es wäre gefährlich, wenn ihre Bereitschaft zum Engagement 
durch unduldsame Reglementierung, politischen Immobilismus und autoritäre Wahrung 
von Ordnung und bestehenden Machtverhältnissen zunichte gemacht würde. 

Die Arbeitsgemeinschaft der Evangelischen Jugend Deutschlands appelliert daher an 
den Bundestag, nicht bloß die Symptome der Proteste aus der jungen Generation anzu- 
prangern, sondern eindringlich und mit dem Willen zur Veränderung nach den Ursachen 
zu fragen. Müssen nicht verschleppte Entscheidungen, versäumte Zielsetzungen, verhin- 
derte Reformen unseres politischen und gesellschaftlichen Lebens junge Menschen in Ver- 
zweiflung oder Resignation treiben? Sie haben ein Recht darauf, nach Ansporn und 
Aufgaben für ihre politische Energie und ihren demokratischen Einsatz zu fragen. Und 
sie haben ein Recht darauf, mit ihrem Beitrag, auch wenn er in Form von Demonstra- 
tionen und massiver Kritik erfolgt, in die Prozesse der politischen Willensbildung ein- 
bezogen zu werden. Nur unter diesen Voraussetzungen kann es zu einem produktiven 
Dialog statt zu wachsender Kluft zwischen den gegenwärtigen Trägern der politischen 
Verantwortung und den Trägern der politischen Zukunft kommen. 

Von dieser Debatte des Deutschen Bundestages erwarten wir eine sachbezogene Aus- 
einandersetzung mit den Forderungen der jungen Generation und die Einleitung kon- 
kreter Aktionen zur Demokratisierung des politischen Lebens. Dazu gehören vor allem: 

1. Entwicklung eines Mitspracherechts der jungen Generation für alle sie betreffenden 
gesellschaftspolitischen Entscheidungen, um so ihr Vertrauen wiederzugewinnen und den 
Anspruch einer demokratischen und zukunftsorientierten Gesellschaft aufrechtzuerhalten. 

2. Abbau der aufgestauten Unzufriedenheit der Jugend durch offene Diskussion und 
Aufklärung der Bevölkerung über das Verhältnis der Bundesrepublik zu ihren östlichen 
und westlichen Nachbarn, ohne den jeweiligen Gesprächspartner zu diffamieren. 

3, Einheitliche Reformen und Demokratisierung des Hochschulwesens in der Bundes- 
republik Deutschland, zu deren Verwirklichung eine mit umfassenden Vollmachten ausge- 
stattete Bundesbehörde beschleunigt zu schaffen ist. Eine faire und verantwortliche Mit- 
sprache der jungen Generation muß in den Bildungseinrichtungen aller Ebenen ermög- 
licht werden. 

4. Demokratisierung und Rationalisierung der staatlichen Verwaltungsapparate, um 
den Anforderungen einer technisierten Leistungsgesellschaft gerecht zu werden. 

5, Gesetzliche Gleichstellung eines Entwicklungsdienstes mit dem Wehrdienst als Bei- 
trag zur Lösung der großen Friedensaufgaben der Zukunft gegenüber der Dritten Welt. 

6. Gesetzliche Maßnahmen gegen allzu große Pressekonzentration in einer Hand. 
Durch eine marktbeherrschende, einseitig orientierte Publizistik kann der Prozeß einer 
unabhängigen Meinungsbildung verhindert und die Handlungsfreiheit der Politiker be- 
einträchtigt werden. 

Wir sehen die Chance, daß die Debatte des Deutschen Bundestages zu einer Wende in 
der demokratischen Entwicklung unserer Bundesrepublik führt. 

Wir bitten den Deutschen Bundestag, als einen ersten Schritt nach vorne den Innen- 
ausschuß sowie den Ausschuß für Familie und Jugend mit der Erarbeitung wirksamer 
Maßnahmen zu beauftragen und dazu die gewählten Vertreter der Jugend- und Stu- 
EM ur sowie die außerparlamentarische Opposition als Sachverständige zu 

Ören. 


Der Hamburger Bischof D. Wölber richtete am 26. April 1968 einen Hirtenbrief 
an die evangelische Jugend und an die Studenten, in dem es heißt: 


Ein Teil der jungen Generation will die gegenwärtige Ordnung verändern. Beteiligt sind 
daran in vielfältiger Weise evangelische Jugendliche und Studenten sowie ihre Verant- 
wortlichen. Aufs Ganze gesehen befinden wir uns in einer Eskalation. Das Leben anderer 
wird aufs Spiel gesetzt. Die Härte der Aktionen und Reaktionen nimmt zu. Diese 
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Zunahme der Härte und der nicht absehbaren Wirkungen ist der Punkt, zu dem ich mich 
an Sie wende. 

1. Nichts dürfen wir unversucht lassen, um zur Gewaltlosigkeit zurückzufinden. Ge- 
genseitige Anklagen sind kein Anfang. Es hilft nur, wenn alle zurückstecken. 

-Ohne Zweifel sollten sich die staatlichen Organe darüber klar sein, daß Unverhält- 
nismäßigkeit der Mittel zwangsläufig zur weiteren Eskalation führt. Wenn wir wünschen, 
daß alle Glieder unserer Gesellschaft von einem starken Rechtsgefühl beherrscht sind, 
dann muß die staatliche Autorität hier vorangehen. Autorität entsteht nicht durch prin- 
zipielle Härte. Diese vermehrt vielmehr die Dynamik. 

Zu fragen ist aber auch, wie es dazu kam. Wer ungerechte Reaktionen mit Recht be- 
klagt, ist dennoch mitverantwortlich, wenn er Reaktionen hervorgerufen hat und fahr- 
lässig oder durch emotionale Antriebe oder durch mangelnde Distanzierung von der 
Gewalt die Demonstration in ein Zwielicht gebracht hat. 

2. Ein Teil unserer jungen Generation ist der Überzeugung, daß die Aufrechterhaltung 
der gegebenen Ordnung einer gerechteren Ordnung im Wege steht. Darum greift sie zu 
revolutionären Mitteln. Aber so werden Haß und Entfremdung und Unverständnis 
nicht überwunden, die Wurzeln menschlicher Unbeweglichkeit sind. 

Man kann auch nicht internationale Gewalt ablehnen, aber gesellschaftliche Gewalt 
fordern. Deshalb müssen wir alle Mittel ausschöpfen und immer neue Mittel suchen, um 
zu verhandeln und Lösungen zu finden wie bei allen Konflikten in der heutigen Welt, 
die zu gewaltsamer Auseinandersetzung auszuarten drohen. 

Den jungen Christen sei gesagt: Auch gerechte Ziele sprechen uns nicht frei von der 
Sünde, die wir auf dem Wege zu ihnen begehen würden. Wir können nicht Sünde durch 
Sünden heilen. Wir dürfen nicht das Leben anderer aufs Spiel setzen. Gott hat seinen 
Sohn ans Kreuz gesandt. Er hat seine Macht in der Schwachheit offenbart. Darum sind 
junge Christen der Welt dies Zeugnis schuldig. Sie dürfen auch nicht gewaltsames, revo- 
lutionäres Handeln idealisieren. 

Wir kommen zwar ohne Konflikte nicht aus. Aber ohne nach rechts oder links zu blik- 
ken, hat der Christ im Helfen und im unerschrockenen Bezeugen der Wahrheit sich der 
Leidenden anzunehmen, selbst wenn er dafür zu leiden hat. 

3, Wir müssen uns aber nicht nur von der Gewalt lösen, sondern von der Versuchung 
eines politischen Glaubens und von dem verderblichen Wahn, es könne eine Gruppe un- 
sere Welt für sich allein beanspruchen. Es gibt keine vollkommenen Ordnungen. Mit 
dieser Erkenntnis sind wir zweifellos nicht befreit von der Aufgabe, uns für eine bessere 
Ordnung einzusetzen. Aber wir sind befreit vom Fanatismus, von Selbstgerechtigkeit, 
von schrecklichen und ungerechten Vereinfachungen und auch von der Blindheit gegen- 
über den nicht geringen Möglichkeiten der vorhandenen Ordnung. 

Eine solche Haltung hilft uns auch, dem Gegner einen gerechten Platz zu geben und 
deutlicher die Alternativen verantwortlich zu klären und anzubieten, die für wünschbar 
gehalten werden. In unserer, von tiefen gegenseitigen Abhängigkeiten bestimmten Welt 
müssen wir erkennen, daß gewaltsame Veränderungen unübersehbare Folgen haben. 
Darum muß das Ringen um wirksamen sozialen und gesellschaftlichen Wandel ohne Re- 
signation die Priorität vor Verzweiflungsakten behalten, welche mit vielen menschlichen 
Werten teuer bezahlt werden. 

Ic bitte Sie alle, diese Gedanken aufzunehmen. Seien Sie versichert, daß unsere Kirche 
die gegenwärtige Lage mit großer Sorge und mit großem Ernst ständig bedenkt, und wo 
sie es vermag, vermittelnd zu wirken trachtet, auch wenn dies nicht immer öffentlich ge- 
schehen kann. j 
Zeitlich und sachlich in den gleichen Zusammenhang gehört ein Schreiben des 
Ratsvorsitzenden, Landesbischof D. Dietzfelbinger, an die drei Bundestags- 


fraktionen: 
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Sehr geehrte Herren! 


Dankbar erinnere ich mich an das offene, vertrauensvolle Gespräch, das vor kurzem 
einige Mitglieder des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland mit Ihnen und 
Ihren Fraktionsvorständen in Bonn haben durften. Eines der damals besprochenen The- 
men, nämlich die tiefgreifende Unruhe in der Gesellschaft, besonders in der Jugend, hat 
inzwischen eine noch stärkere Aktualität gewonnen. 

Wenn sich nun am 30. April der Bundestag mit diesen Problemen befaßt, so ist es 
gewiß ein ganzer Katalog von Sachfragen, die zu diskutieren sind, angefangen von der 
notwendigen Reform des Hochschul- und Bildungswesens bis hin zu außenpolitischen 
Problemen, die in manchen Teilen des Volkes leidenschaftlich bewegt werden. Ebenso 
gehört es zu den Aufgaben des Politikers, daß die Unruhen der letzten Wochen, vor 
allem, wo sie in Gewalttätigkeiten ausgeartet sind, bis in ihre politischen Hintergründe 
durchleuchtet werden. 

Zugleich aber, so scheint mir, werden in allen Demonstrationen und Diskussionen, so 
verschieden und unentwirrbar ihre Motivationen im einzelnen sein mögen, auch Grund- 
probleme des menschlichen Zusammenlebens sichtbar, die wir alle vielleicht zu lange über- 
sehen haben, deren Vernachlässigung aber gerade einem Volk mit demokratischer Staats- 
form nicht gut bekommt. Wir haben einen beispiellosen wirtschaftlichen Aufschwung 
erlebt - woher kommt der steigende Überdruß an der Wohlstandsgesellschaft? Vielfach 
scheint gerade die Generation, die im Technischen alle früheren Zeitalter hinter sich ge- 
lassen hat, im Menschlichen hilfloser und ratloser als andere zu sein, so daß heute die 
Alteren den Jüngeren und die Jüngeren den Älteren nicht recht zu begegnen vermögen; 
dabei sind es doch unsere Söhne und Töchter, die — ganz gleich aus welchen Gründen - in 
die außerparlamentarische, manchmal auch in die außergesetzliche Opposition gegangen 
sind. 

Was soll man tun? Das Gesetz hat seine unbestreitbare, notwendige Stelle, und der 
Politiker, dem ein wichtiger Teil der Machtverwaltung im Staat übertragen ist, hat die 
verantwortungsvolle Aufgabe, für rechtstaatlihe Ordnung zu sorgen, ohne die die 
Gemeinschaft eines Volkes nicht zu bestehen vermag. Aber es sind noch andere Kräfte, 
die im Zusammenleben der Menschen bedacht werden wollen. Es war ein großer König, 
gegen den sich der eigene Sohn in offener Empörung erhob. Der König, der Vater, mußte 
selber pflichtgemäß gegen den Empörer einschreiten —- und bat doch sogar in dieser Situa- 
tion, daß man mit dem geliebten Sohn schonend verfahre. So berichtet die Bibel von 
David und Absalom. Das die Generationen verbindende Mitverhaftetsein in die Zu- 
sammenhänge, das Leiden an menschlicher Schuld, ja auch die Erkenntnis, daß die Ord- 
nung der Gesellschaft bei aller Bemühung brüchig bleibt und ständiger kritischer Besin- 
nung wie gegenseitiger Anfrage bedarf: das alles, so scheint mir, sollte unser derzeitiges 
Gespräch grundlegend bestimmen. Und das, was man Autorität nennt, nämlich die 
Kraft, behutsam etwas wachsen zu lassen, würde dabei gewiß nicht Schaden leiden. 

Diesen Brief schreibt nicht einer, der vom fernen, sicheren Ort aus den Ereignissen 
zuschaut. Ich weiß, daß die Christen zu allererst sich solchen Einsichten beugen und dar- 
nach handeln sollten. Wir haben viel versäumt in den letzten Jahrzehnten, und die 
Gaben, die gerade den Christen verliehen sind, lagen wohl oft brach. Aber die Erkennt- 
nis, daß Gott auch aus unseren menschlichen Verlegenheiten neue Gelegenheiten schaffen 
kann, trieb mich zu diesem Brief. Ich wäre dankbar, wenn Sie ihn Ihrer Fraktion als 
Gesprächsbeitrag zur Kenntnis geben wollten, und bin selbstverständlich auch zu weite- 
ren Gesprächen bereit. 

Indem ich Ihnen, der Koalition wie der Opposition, für die Bundestagsdebatte das 
rechte Wort und einen dem ganzen Volk dienlichen Verlauf wünsche, bin ich 


mit verehrungsvollen Grüßen Ihr sehr ergebener 
D. Dietzfelbinger 
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Endlich sei das Votum von Professor D. Kreck zu Verhalten und Äußerungen 
junger Menschen während der Regionaltagung der EKD-Synode, über die an 
anderer Stelle berichtet wurde, gekürzt wiedergegeben: 


Ich brauche wohl nicht zu sagen, daß ich die Form des Verhaltens der Studenten gestern 
auch tief bedauere und ihnen das auch mit aller Deutlichkeit, ja vielleicht mit zu großer 
Schärfe, persönlich gesagt habe. Will man uns Ältere zum Aufhorchen und Umdenken 
veranlassen - und warum sollte das nicht die Jugend wollen und müssen? —, so muß man 
gewiß sehr überlegen, welche Methoden geeignet sind, um nicht zu verstocken, sondern 
um aufzuschließen. Aber nachdem das gesagt ist, möchte ich doch vor allem dies betonen: 
Es sollte in der Kirche möglich sein, und ich glaube, es ist unter uns möglich, daß wir 
nicht, wie es weithin in unserem Volke geschieht, einfach mit Entrüstung reagieren, son- 
dern es gilt zu fragen, ob hinter all dem oft seltsamen Gebaren nicht am Ende sehr ernste 
Sorgen und Fragen stehen ... Gewiß, es ist hart, wenn man uns zuruft: Ihr Blinden! Sie 
wollten uns ja damit sagen, daß wir einen Lernprozeß durchzumachen hätten ... Ange- 
sichts der hier auf dieser Synode vor uns hingestellten ungeheuren Problematik wäre 
wohl noch ein ganz anderes Maß an Information und kritischer Vorbereitung und Durch- 
arbeitung erforderlich gewesen. Und vielleicht sollten wir uns auch fragen lassen, ob wir 
manche Anregungen, die die Jungen gegeben haben, gebührend aufgenommen haben ... 
Vielleicht sollten wir uns auch ernsthaft fragen, ob wir bei den Planungen für nächste 
Synoden aus diesen Erfahrungen lernen, so daß wir besser gerüstet in sie hineingehen. 

Sie haben uns, und das war sehr hart, Heuchler genannt ... Gemeint ist doch wohl, ob 
nicht die Radikalität der Fragen und der Versuch, nicht nur im Rahmen unseres Systems 
Hilfen zu schaffen, noch ganz anders hätten bedacht werden müssen. Gefragt sind wir ... 
ob es wirklich auf die Dauer angesichts der Weltlage und unserer deutschen Situation so 
weitergeht, daß wir fliken und ausbessern, aber die grundsätzliche Frage nach den Struk- 
turen, von denen soviel die Rede ist, nach der Notwendigkeit und Möglichkeit ihrer 
Änderung zurückstellen. Vielleicht ist auch mit der Heuchelei gemeint, daß wir unter- 
einander uns zu viel erspart haben ... 

Sie haben uns Unbußfertige genannt ... Stimmt es nicht, daß wir in einem Prozeß be- 
griffen sind, der uns in vielfacher Hinsicht Zeichen dafür gibt, daß ein Umdenken un- 
seres Volkes, auch unserer Gemeinden, auch bei uns selbst, entscheidend nicht vollzogen 
worden ist? ... Ich kann jedenfalls von mir persönlich nicht anders sagen, als daß es 
stimmt, wenn die Jungen formulieren: Sie leiden ja selbst unter Ihrer versäumten Um- 
kehr. (Ich würde es allerdings in der ersten Person sagen!) 

Und sie haben uns Mietlinge genannt ... Es gibt in Zukunft wirklich nur eine kritisch 
befragte Autorität. Und ich frage mich, ob die Verhandlungen auf unserer Synode, die 
Art, wie wir miteinander umgehen, sich schon der Forderung der Sachlichkeit, dem 
Drängen auf berechtigte Rationalität, auf Härte in den Argumenten, auf Kürze auch in 
den Reden ... gestellt haben und gewachsen sind. Sie können fest überzeugt sein: Wie es 
auch sonst werden mag - diese Dinge haben die breiteste Basis in der Jugend unseres 
Volkes, und sie werden an den Türen der Kirche nicht mehr haltmachen. 

... Ich wollte hier nicht entschuldigen, nicht unkritisiert lassen, was wirklich ungehörig 
war, nicht beschönigen und vor allen Dingen nicht den Eindruck erwecken, daß wir uns 
irgendeiner Autorität beugen, die wir gar nicht anerkennen. Aber die Frage dürfte 
doch vielleicht am Schluß an uns alle gestellt sein: Ob Gott uns etwas sagen will, auch 
durch den Verlauf dieser Synode und durch all die Unruhe in den letzten Jahren? Ist 
neben mancherlei Anstößigem, über das man sich vielleicht ärgern, über das man zum 
Teil mit Humor hinweggehen kann, gegen das man auch unter Umständen Widerstand 
leisten muß, hier nicht etwas am Werk, das uns zum Hören nötigt? Ich erinnere an ein 
Wort von Horkheimer: Vieles von dem, was die Jugend sagt, hätte die Kirche sagen 
müssen! 
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B. Zur innenpolitischen Situation 


Ein gutes Wort zur innenpolitischen Situation richteten aus gegebenem Anlaß — 
der Zunahme der NPD-Wähler bei den Landtagswahlen — die Landesbischöfe 
D. Dr. Eichele (Württemberg) und Professor Dr. Heidland (Baden) am 6. Juni 
1968 an die Gemeinden: 


Das Ergebnis der Baden-Württembergischen Landtagswahlen vom 28. April 1968, die 
Schwierigkeiten bei der Regierungsbildung und die öffentlichen Unruhen der jüngsten 
Zeit veranlassen uns, zur Eröffnung des Landtages auf einige Grundlinien christlichen 
Verhaltens in der Politik unseres Landes hinzuweisen. 

1. Nationales Denken, das seine Würde dadurch behauptet, daß es andere Völker an- 
klagt und seine eigene Schuld verschweigt, ist unwahr. Wir dürfen nicht davon reden, 
was uns durch andere angetan worden ist, ohne auszusprechen, womit wir selbst an ihnen 
Unrecht begangen haben. Wir warnen vor einem wiedererwachenden Nationalismus. 
Nationale Würde muß heute daran gemessen werden, wie weit ein Volk sich auch für 
andere Völker verantwortlich weiß. 

Christen, die sich an einen Herrn halten, dem die ganze Welt gehört, setzen sich für 
ein erträglicheres Zusammenleben unter den Menschen aller Erdteile ein. Dazu gehören 
auch Opfer. Alle Völker - nicht nur die jungen Nationen, die eben ihre Selbständigkeit 
erlangt haben - stehen vor einschneidenden Veränderungen ihres sozialen und wirt- 
schaftlichen Gefüges. Vorgänge und Entwicklungen in anderen Ländern haben unmittel- 
bare Auswirkungen auf unsere Gesellschaft. Auch wir müssen herkömmliche Arbeits- 
weisen so umgestalten, daß sie sich sinnvoll in diese weltweite Entwicklung einfügen. 
Nicht Kürzung der Entwicklungshilfe ist geboten, sondern ihr wirksamerer Einsatz. Wer 
heute nicht mitbedenkt, was rechts und links von ihm nötig ist, schließt sich selbst aus 
dem Kreis derer aus, die einen Beitrag zum Frieden unter den Menschen geben. 

2. Bei den Landtagswahlen sind Stimmen lediglich aus Protest abgegeben worden. So 
verständlich die Sorgen sind, die nicht nur die Bauern und mittelständischen Unterneh- 
men gegenwärtig beschäftigen: wer mit seiner Stimme in erster Linie seine Verärgerung 
über das von der Regierung Unterlassene bekundet, gefährdet die Staatsform, die unser 
Volk sich im Grundgesetz gegeben hat. Demokratie ist eine Aufgabe. Daß sie noch nicht 
befriedigend gelöst wurde, liegt an uns allen. Demokratie ist so stark, wie Wähler und 
Gewählte zusammenarbeiten. Die Wähler, indem sie sich informieren, die Ereignisse dis- 
kutieren und die Gewählten mit konstruktiver Kritik begleiten. Die Gewählten, indem 
sie ihre Versprechen einlösen, dem Wähler Rechenschaft geben, nichts vernebeln und das 
Parteiinteresse dem Gemeinwohl unterordnen. Demokratisch ist immer das Unbeque- 
mere: statt auf ‚die da droben‘ zu schimpfen, selbst Verantwortung zu übernehmen; statt 
einsame Beschlüsse zu fassen, die Öffentlichkeit sinnvoll einzuschalten; statt allein von 
der Polizei die Herstellung der Ordnung zu erwarten, sich mit dem Andersdenkenden 
in ein Gespräch einzulassen. 

3. Demonstrationen haben ihren Platz in der freiheitlich-demokratischen Ordnung, 
wenn es darum geht, Mißverständnisse und Unrecht zu beseitigen. Aber man kann 
nicht für die Freiheit kämpfen, indem man die Freiheit der Mitbürger durch Nötigung 
und Gewalt beeinträchtigt. Ohne gegenseitige Achtung gibt es keine lebensfähige Gesell- 
schaft. Christen in der Politik sind keineswegs Hüter veralteter Ordnungen und autori- 
tärer Positionen. Sie müssen eingreifen, wo etwas gebessert werden kann. 

4. Die Unruhe, die unser gegenwärtiges politisches Leben kennzeichnet, ist nur dann 
heilsam, wenn wir aus ihr heraushören, wieviel mehr wir zur Wachsamkeit und zur 
Verantwortungsbereitschaft herausgefordert sind. Viele interessieren sich heute nicht 
mehr für die politische Entwicklung. Andere geben sich mit Schlagworten und Vor- 
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urteilen zufrieden. Der Beitrag der Christen kann nur in dem bestehen, was ihr Herr 
ihnen anbietet: Geduld, die einen langen Atem hat; die Möglichkeit, die Wahrheit in 
Liebe zu sagen und das Wohl des Nächsten so wichtig zu nehmen wie das eigene. Er, der 
uns so unüberhörbar an unseren Nächsten gewiesen hat, helfe uns, Helfer zu sein. 


C. Zu den Massenmedien 


Von der Außerparlamentarischen Opposition (APO) und den die Auslieferung 
der Zeitungen des Springerkonzerns blockierenden Studenten bis zu einer von 
der Bundesregierung eingesetzten Untersuchungskommission reicht die Front des 
Unbehagens gegenüber den Massenmedien Presse, Rundfunk und Fernsehen, 
denen von ihren Kritikern Meinungsmanipulation und Schlimmeres angelastet 
wird. In dem darüber geführten Meinungsstreit geht es um die Sachfrage, wie 
das Bürgerrecht der Pressefreiheit gegenüber den Pressionen der Marktwirtschaft 
gesichert, die gesellschaftliche Verantwortung der Massenmedien mit dem berech- 
tigten Geschäftsinteresse der Verleger in das rechte Verhältnis gebracht und der 
publizistische Auftrag zuverlässiger Informationspolitik und sachlichen Mei- 
nungsaustrages trotz der nicht hinwegzuleugnenden Sachzwänge des Marktes 
wahrgenommen werden kann. 

Die schwierige und sich immer mehr verwirrende Sachsituation und die sich 
immer mehr im Gestrüpp verfassungsrechtlicher Argumentation verfangende 
Diskussion veranlaßte die Publizistische Kammer der EKD, sich mit den ebenso 
aktuellen wie politisch und gesellschaftlich relevanten Fragen des staatlichen 
Rundfunk- und Fernsehmonopols, der künftig möglichen Entwicklung der Fern- 
meldetechnik und der Pressekonzentration in der BRD zu befassen. Sie legte 
dazu dem Rat der EKD ein Sachverständigengutachten vor, das dieser entgegen- 
nahm und durch die Kirchenkanzlei interessierten Stellen und Persönlichkeiten in 
Kirche, Staat und Gesellschaft zuleitete. Die Ausarbeitung ist keine „Denk- 
schrift“ - das kommt schon darin zum Ausdruck, daß das ihr beigefügte Minder- 
heitsvotum von Dr. Focko Lüpsen einen Bestandteil des Gesamtgutachtens bil- 
det -, sondern eine von sachkundigen evangelischen Christen aus einer unabhän- 
gigen Position und der Distanz der Unbefangenheit heraus erstellte Studie, die 
den ausgebrochenen Meinungsstreit auf die Sachfragen zurückzuführen und zu 
deren Klärung durch sachliche Argumentation beizutragen bemüht ist. Von einem 
urteilsfähigen Kritiker wird dem Gutachten bescheinigt, das Bemühen, „von der 
Substanz der Pressefreiheit wenigstens das notwendige Minimum zu sichern ... 
dürfte schon deshalb als verdienstvoll empfunden werden, weil ... gegen die Vor- 
herrschaft der rein marktwirtschaftlichen Konzeption ein wohlbegründetes Veto“ 
eingelegt werde. 

In seinem ersten Teil enthält das Gutachten „Gesellschaft und öffentliche Kom- 
munikation in der Bundesrepublik Deutschland“ eine ausführliche Analyse der 
Lage und eine Darstellung der Entwicklung der Rundfunktechnik und ihrer Aus- 
wirkungen auf die Presse; es werden sodann das Problem Pressekonzentration in 
Konfrontation mit den Grundrechtsbestimmungen in Artikel 5 des Grundgesetzes 
der BRD und Einwände gegen konzentrationshemmende Maßnahmen erörtert 
und schließlich Vorschläge gemacht, deren Tenor das Votum von Dr. Focko 
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Lüpsen zustimmt, aber gegenüber einigen Vorschlägen und Empfehlungen eine 
abweichende Position bezieht und begründet. Aus Raumgründen wird lediglich 
Teil V des Gutachtens hier wiedergegeben. 


V. Vorschläge 


23. Die bisherige Diskussion hat eine Fülle von Vorschlägen erbracht, wie dem schäd- 
lichen Einfluß übermäßiger und einseitiger Pressekonzentration zu begegnen sei. Hier 
werden diejenigen Vorschläge aufgenommen, die nach unserem Urteil zu einer Lösung 
des Problems beitragen können. Nur gleichzeitig geplante Maßnahmen auf mehreren 
Ebenen versprechen Erfolg. Dabei geht es um die Selbsthilfe der Presse, um ihre staat- 
liche Förderung und um gesetzliche Regelungen. 

24, Maßnahmen der Selbsthilfe. Hier ist vor allem auf die Einschränkung von Wett- 
bewerbsmaßnahmen zu dringen, die zu wirtschaftlicher Vernichtung kleinerer Unter- 
nehmen führen müssen. Da Appelle an die Fairneß bisher wenig genützt haben, sollte 
nach dem Vorschlag des „Deutschen Presserates“ das Bundeskartellamt die Wettbewerbs- 
regeln der Verlegerorganisationen nach $ 28 GWB in das Kartellregister eintragen. Das 
würde den ruinösen Wettbewerb justitiabel machen. Es müßten bestimmte Wettbewerbs- 
handlungen innerhalb der Presse (überhöhte Prämien für Werber, Gratis-Abonnements 
usw.) verboten werden, um kleineren Verlagen die Möglichkeit zu geben, sich gegen 
Maßnahmen des Vernichtungswettbewerbs zur Wehr zu setzen. 

25. Staatliche Förderung. Auch Steuererleichterungen und Subventionen für die Presse 
können aus dem Verfassungsauftrag des Staates abgeleitet werden, für die Funktions- 
fähigkeit des Institutes einer „Freien Presse“ zu sorgen. 

a) Vertriebserlöse von Presseorganen bis zu einer gewissen Größe sollten von der Mehr- 
wertsteuer ausgenommen sein. Für Anzeigenumsätze sollte die Hälfte des allgemeinen 
Satzes erhoben werden. Eine solche Förderung ist aber nur gerechtfertigt, wenn gleich- 
zeitig wirksame Maßnahmen gegen eine unvertretbare Konzentration beschlossen werden. 

b) Die Bundesregierung sollte Investitions-Rücklagen ermöglichen und Kredithilfen 
gewähren, und zwar entsprechend den Vorschlägen der Pressekommission. 

c) Die Bundesregierung wird gebeten, die Gebühren im Postzeitungsdienst spürbar zu 
senken. Das würde gerade die Organe fördern, die der politischen Bildung dienen. Für 
viele Zeitungen und Zeitschriften sind die gegenwärtigen Gebühren eine erhebliche Be- 
lastung. Im Interesse der öffentlichen Funktion von Presse und Rundfunk sollten auch 
die Fernsprech- und Fernschreibgebühren für alle in diesem Bereich arbeitenden Unter- 
nehmen und Anstalten ermäßigt werden. 

d) Weil die Gesellschaft alles Interesse daran hat, die Publizistik in ihrer öffentlichen 
Aufgabe so unabhängig wie möglich zu machen, wäre unter Berücksichtigung des Gleich- 
heitssatzes zu prüfen, ob solche Organisationsformen des Pressewesens steuerliche Ver- 
günstigungen erhalten können, in denen die Redakteure und Mitarbeiter eines Organes 
die entscheidenden Kompetenzen innehaben, wie Genossenschaften oder Stiftungen mit 
entsprechenden Satzungen. 

e) Der Vorschlag der „Pressekommission“, Neugründungen von Publikationsorganen 
verlorene Zuschüsse zu geben, verdient Unterstützung. Die Prüfung der Bewerber könnte 
unabhängigen Gremien übertragen werden. Für die Vergabe solcher Zuschüsse lassen 
sich durchaus Kriterien entwickeln, die verhindern, daß die Machtposition von Groß- 
verlagen gefördert wird, und die den Sinn dieser Starthilfe gewährleisten: neuen Ver- 
lagen und neuen Ideen den Zugang zum Publikum zu erleichtern. Die nächsten Jahr- 
zehnte werden so weitgehende Veränderungen unserer Gesellschaftsordnung und unseres 
politischen Bewußtseins notwendig machen, daß die Diskussion darüber so ungehindert 
wie möglich geführt werden muß. Da bestehende Unternehmen nicht immer der beste 
Anwalt rechtzeitiger Veränderungen sind, da neue Organe sich aus finanziellen Grün- 
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den nur sehr schwer auf dem Markt durchsetzen können, handelt die Gesellschaft in 
ihrem eigenen Interesse, wenn sie die publizistische Vielfalt auf diese Weise fördert. 

26. Gesetzliche Regelungen. Im Pressewesen sollte nur das durch Gesetz vorgeschrie- 
ben werden, was durch selbstregulatorische Prozesse und Förderungsmaßnahmen nicht 
zu lösen ist. Die Konzentration mit ihren politischen Folgen ist aber in der BRD so weit 
fortgeschritten, daß für eine Reihe von Problemen gesetzliche Maßnahmen erforderlich 
geworden sind. Sie könnten etwa in der Form eines Gesetzes getroffen werden, das be- 
züglich der Kompetenzen zwischen Bundestag und Länderparlamenten abzustimmen 
wäre. Es ist nicht die Aufgabe der Kammer, die Reichweite der Rahmenkompetenz des 
Bundes in Pressefragen zu prüfen. Sie möchte nur auf die Materien aufmerksam machen, 
die ein solches Gesetz (bzw. solche Gesetze) enthalten sollten: 

a) Zur Vorbeugung eines politisch wie verfassungsrechtlich untragbaren Zustandes 
sollten Marktanteile festgelegt werden. Wenn ein Unternehmen sie überschreitet, sollte 
es durch Gesetz einer Organisationsform unterworfen werden, die den Einfluß der Lei- 
tung des Unternehmens auf den Inhalt der Presseorgane begrenzt (etwa ein Kuratorium 
mit Richtlinienkompetenz). Der Verleger behält die Möglichkeit, diese Konsequenz ab- 
zuwenden, indem er rechtzeitig bestimmte Organe verkauft oder sie in eine Stiftung, in 
der die Redaktion ein wesentliches Mitbestimmungsrecht hat, verwandelt. Wo die zu- 
lässigen Marktanteile einzelner Unternehmen heute schon überschritten sind, wie mit 
Sicherheit in Berlin und Hamburg, aber auch in anderen Regionen, wären auch die oben- 
genannten Organisationsformen in Kraft zu setzen, sofern der Verleger dies nicht durch 
eigene Maßnahmen abwender. 

Die Begrenzung von Marktanteilen war schon im Bericht der Pressekommission heftig 
umstritten. Es wird noch einmal zu prüfen sein, wie man möglichst zutreffende Ver- 
gleichsmaßstäbe gewinnt, auf welche man z. B. Tages- und Sonntagszeitungen in einer 
Rubrik zusammenzählen kann. Es ist auch zu fragen, ob die genannten Prozentsätze 
nicht eher zu hoch als zu niedrig angesetzt sind. Aber man braucht nicht von vornherein 
jedes Verfahren anzufechten, bei dem publizistischer Sachverstand und politisches Urteil 
durch Mehrheitsbeschluß eine bestimmte Grenze ziehen, oberhalb derer ein Presseunter- 
nehmen die Vielfalt der Presse bedroht oder beeinträchtigt. 

b) Fusionen, an denen Unternehmen von einer bestimmten Größe ab beteiligt sind, 
sollen genehmigungspflichtig werden. 

c) Es entspricht dem Sinn der Pressefreiheit, daß die Presse in eigener Verantwortung 
Mißstände und Mißbräuche kontrolliert. Sie hat dafür Organe geschaffen, wie z. B. den 
Deutschen Presserat oder die Selbstkontrolle Illustrierter Zeitschriften. Wie wirksam 
solche Einrichtungen der Selbstkontrolle sind, hängt sowohl von der Qualität und Au- 
torität der Gremien ab als auch von der Durchsetzbarkeit ihrer Entscheidungen. Nur 
wenn alle Beteiligten bereit sind, sich gemeinsam Maximen publizistischer Verant- 
wortung zu unterwerfen und sich die Beschlüsse solcher Organe zu eigen zu machen, 
kann eine Selbstkontrolle funktionieren. 

Sollte sich das Prinzip der Selbstkontrolle als nicht wirksam genug erweisen, müßte 
der Gesetzgeber unabhängige Presseausschüsse bilden. Ihnen sollten neben Vertretern der 
Verleger und Journalisten auch unabhängige Personen des öffentlichen Lebens angehö- 
ren. Sie hätten die Aufgabe, die Entwicklung des Pressewesens ständig zu überprüfen 
und den Regierungen darüber zu berichten, und könnten mit den folgenden Kompeten- 
zen ausgestattet werden: schwerwiegende und wiederholte Verstöße gegen die Informa- 
tionspflicht (z. B. durch Unterdrücken bzw. Manipulieren von wichtigen Informationen) 
und gegen die Regeln eines fairen Wettbewerbs zu nennen und in dem betreffenden 
Organ zu publizieren; die Förderungswürdigkeit von Neugründungen zu begutachten; 
Maßnahmen zur Gewährleistung einer freien und vielfältigen Presse vorzuschlagen. 

d) Offenlegung der Besitzverhältnisse entsprechend dem Vorschlag der Pressekommis- 


sion. 
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27. Die beste Gewähr für die Freiheit der Presse ist ein freier Journalistenstand. Je 
weiter die Pressekonzentration fortschreitet, desto dringender werden Maßnahmen, die 
dem Journalisten das höchstmögliche Maß an Unabhängigkeit in seiner Arbeit ver- 
schaffen. Er ist vom Konzentrationsprozeß besonders betroffen, weil die ständig abneh- 
mende Zahl selbständiger Redaktionen seine Möglichkeiten einengt, die Zeitung zu wech- 
seln. Damit gerät er in eine unerwünschte Abhängigkeit von der Unternehmensleitung. 

Die Redaktion als Partner des Verlegers und gleichzeitig als sein Gegenüber hat heute 
noch nicht die Stellung, die ihr zukommt. Darum sollte für alle Organe ein Redaktions- 
Statut geschaffen werden, das den Entscheidungsraum der Redaktion sichert. Es sollte 
nach Möglichkeit durch freie Vereinbarung zwischen den Berufsverbänden der Verleger 
und der Journalisten zustande kommen. Gelingt dies nicht, so wäre es durch Gesetz zu 
fordern. Um seine faktische Anwendung zu sichern, sollte es in allen Zeitungen und 
Zeitschriften einen Redaktionsrat geben, der Vertreter des Verlages und gewählte Ver- 
treter des Redaktionskollegiums umfaßt. Er hätte in Streitfragen über die Auslegung 
des Statutes zu beschließen und müßte der Anstellung und Entlastung von Redakteuren 
zustimmen. 

Der Freiheit des Verlegers, kraft seines Eigentums eine Publikation zu gründen, muß 
also die Freiheit des Journalisten entsprechen, im Rahmen der vereinbarten Redaktions- 
ordnung ungehindert seine öffentliche Aufgabe zu erfüllen. Die Richtlinienkompetenz 
des Verlegers steht außer Frage, wo der Verleger als Herausgeber einer Zeitung tätig ist. 
Wo immer aber die notwendige Unabhängigkeit der Redaktionen den Unternehmens- 
interessen nachgeordnet wird, ist die politische Einwirkung der Unternehmensleitung auf 
die Redaktionen zu begrenzen - um des öffentlichen Interesses willen, an dem in Presse 
und Rundfunk alle wirtschaftlichen Interessen zu messen sind. 


e) Vom Dienst der Kirche an Sozialordnung und sozialem Frieden® 
A. Zum Strukturwandel in der Wirtschaft 


Zu der der Kirche gestellten Friedensaufgabe gehört auch die Sorge um den so- 
zialen Frieden und gute und gerechte soziale Ordnungen. Dabei gilt es sowohl 
Grundsatzfragen anzugreifen als auch sich akuten Fragen zu stellen. Zu den 
akuten und aktuellen Anliegen, zu denen die Kirche nicht schweigen durfte und 
darf, gehörte auch im Berichtsjahr die Lage im Ruhrgebiet mit ihren wirtschaft- 
lichen und menschlichen Problemen. Die Landessynode der Evangelischen Kirche 
im Rheinland verabschiedete auf ihrer im Januar 1968 in Bad Godesberg gehal- 
tenen Tagung folgende Stellungnahme: 


ZUM STRUKTURWANDEL IN DER WIRTSCHAFT 


Die Existenzunsicherheit in weiten Kreisen der Bevölkerung, die sich insbesondere in der 
Sorge um den Arbeitsplatz und die zukünftige Entwicklung ausdrückt, veranlaßt uns 
erneut zu einer Stellungnahme. 

. Wir nehmen zur Kenntnis, daß die vielfältigen strukturpolitischen Bemühungen end- 
lich in den vergangenen Monaten zu erfolgversprechenden neuen Ansatzpunkten ge- 
führt haben. Wir erkennen insbesondere die Möglichkeiten, die sich durch das Kohle- 
anpassungsgesetz — ein Gesetz, das die Schaffung optimaler Unternehmensgrößen im 
Steinkohlenbergbau, einen Gesamtsozialplan für alle Belegschaftsmitglieder sowie einen 
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Strukturplan zur Neuansiedlung von Industrie in den Revieren vorsieht — für den Be- 
reich des Steinkohlenbergbaus ergeben; wir begrüßen, daß die Landesregierung von 
Nordrhein-Westfalen einen Energie- und Strukturausschuß gebildet hat und daß in 
Düsseldorf und Saarbrücken jetzt ein Arbeitsstab für Strukturverbesserung und Wirt- 
schaftsförderung besteht; wir bejahen die Errichtung des Instituts für Arbeits- und 
Berufsforschung sowie die Einrichtung einer ständigen Arbeitsmarktkonferenz zur 
Analyse des Arbeitsmarktes und zur Aufstellung langfristiger Ansiedlungspläne. 

Wir bitten, 

die neuen Möglichkeiten beschleunigt zu verwirklichen, damit der Erfolg dieser Maß- 
nahmen nicht wieder in Frage gestellt ist; dies gilt insbesondere für das Kohleanpassungs- 
gesetz, in dessen Rahmen bereits bis Februar 1968 von einer „Gesamtgesellschaft“ ein 
„Generalplan“ für erforderliche Stillegungen erstellt sein soll; 

die Bemühungen um die Finanzreform besonders unter dem Gesichtspunkt einer not- 
wendigen schnellen Hilfe für strukturschwache Gemeinden zu intensivieren; 

zu prüfen, inwieweit durch die Schaffung einer zentralen Stelle die Zuständigkeiten 
aller strukturpolitisch Verantwortlichen sinnvoll unter Berücksichtigung der Arbeits- 
ergebnisse des Energie- und Strukturausschusses der Landesregierung koordiniert werden 
können; 

die mittelständische Industrie weiterhin zu fördern, damit sie sich als „Stabilitäts- 
faktor“ im Konjunkturverlauf bewähren kann; 

die verschiedenen Ausbildungssysteme ständig auf die sich verändernden Anfor- 
derungen im Arbeitsleben hin zu überprüfen; 

nach neuen Möglichkeiten für eine sinnvolle Weiterbeschäftigung insbesondere der 
über 45jährigen Arbeitslosen im Wirtschaftsprozeß zu suchen; 

die Offentlichkeit über alle den Strukturwandel betreffenden Fragen umfassend und 
sachgemäß zu unterrichten. 

Wir erwarten, daß im Interesse der gesamten Bevölkerung die Sonderanliegen der 
einzelnen Interessentengruppen verstärkt zurückgestellt werden, denn bei weiteren Ver- 
zögerungen in der Durchführung der notwendigen Maßnahmen 

wird die vorhandene Unsicherheit zu stärkerer Unruhe bei der Bevölkerung führen 
sowie zu Fehleinschätzungen und falschen Entscheidungen bei den betroffenen Stellen, 
insbesondere bei den Kommunen; 

werden an sich vermeidbare Wanderungsverluste Entwertung von Sozialinvestitionen 
sowie wirtschaftliche und soziale Dauerschäden zur Folge haben; 

kann die mangelnde verkehrsmäßige Erschließung bisher vernachlässigter Gebiete zu- 
nehmend strukturelle Schwierigkeiten hervorrufen; 

können notwendige Umschulungsmaßnahmen sich vielfach als sinnlos erweisen, weil 
die Einsicht in die zukünftigen Tendenzen des Arbeitsmarktes noch immer fehlt. 

Wir sind uns bewußt, daß zur Bewältigung der anstehenden Aufgaben in nächster 
Zukunft harte Maßnahmen getroffen werden müssen. Die Evangelische Kirche im 
Rheinland — bereit zur Kooperation mit der katholischen Kirche - stellt sich in dieser 
Situation den betröffenen Gruppen und Institutionen zum Gespräch und zur Hilfe bei 
konkreten Projekten im Rahmen ihrer Möglichkeiten zur Verfügung. 


B. Zur Frage der Mitbestimmung 


Eine besonders lebhaft erörterte und heiß umstrittene gesellschaftliche Frage 
griff die „Kammer für soziale Ordnung“ auf, die im Auftrage des Rates der 
EKD die wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung zu beobachten, den 
Rat zu unterrichten und für ihn, wenn es angezeigt erscheint, im Rahmen der 
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Offentlichkeitsverantwortung der Kirche Empfehlungen oder Stellungnahmen 
zu gesellschaftlichen und sozialen Fragen und Vorgängen vorzubereiten hat. Seit 
Jahren werden über die Frage der Mitbestimmung in der Wirtschaft heftige Aus- 
einandersetzungen geführt, ohne ein anderes Ergebnis zu zeitigen als ein fast 
hoffnungsloses Zerstreiten der Sozialpartner. Es geht dabei sicher auch um Fra- 
gen, in denen der Kirche Zurückhaltung geboten ist, aber in diesem Zusammen- 
hang stehen ethische Fragen von erheblichem Gewicht - das Verhältnis von Mensch 
und Mensch, von Arbeiter und Mitarbeiter, von Weisungsbefugten und Weisungs- 
verpflichteten, von Gewinnung und Institution und die Würdigung der Arbeit 
und des Eigentums — zur Erörterung, die die Kirche erheblich angehen und zu 
denen sie nicht schweigen darf. Daß sie selbst nicht interessenmäßig festgelegt ist, 
ermöglicht ihr eine unabhängige Urteilsbildung und gibt ihr die Möglichkeit, eine 
die Gegensätze versöhnende Lösung anzubieten. In jahrelanger Bemühung hat 
die Kammer für soziale Ordnung zusammen mit einem von ihr eingesetzten Aus- 
schuß von evangelischen Christen, die der Unternehmerseite und solchen, die den 
Gewerkschaften nahestehen, von Sozialwissenschaftlern und Praktikern der Mit- 
bestimmung, Theologen und Mitarbeitern der kirchlichen Sozialarbeit eine Aus- 
arbeitung erstellt, die gemäß Beschluß des Rates der EKD vom 8. November 1968 
mit einem Vorwort des Ratsvorsitzenden als Studie veröffentlicht wurde. Man 
merkt es der Studie an, daß sie in langen und oft sehr schwierigen Auseinander- 
setzungen unterschiedlicher Anschauungen entstanden ist — Abschnitt 28 führt 
ausdrücklich die abweichende Meinung einer Minderheit an -, aber eben deshalb 
kann sie helfen, Einseitigkeiten von Sicht und Urteil abzubauen, gemeinsame 
Aufgaben zu erkennen, mögliche Lösungen gemeinsam zu suchen und durchzu- 
führen und solcherart einen förderlichen Beitrag zu einer guten und gerechten 
Gestaltung unseres wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Lebens zu leisten. 


SOZIALETHISCHE ERWÄGUNGEN ZUR MITBESTIMMUNG IN DER WIRTSCHAFT DER 
BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 


Eine Studie der Kammer für soziale Ordnung. Herausgegeben vom 
Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland 


Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland hat die Kammer für soziale Ordnung 
vor mehreren Jahren beauftragt, sich der Frage nach der Mitbestimmung in der Wirt- 
schaft der Bundesrepublik Deutschland zuzuwenden. Die gesellschaftlichen Ordnungen so 
zu gestalten, daß sie allen Menschen Entfaltung und verantwortliche Teilnahme ermög- 
lichen, ist nicht nur ein sozialpolitisches Fachproblem. Diese Aufgabe ist Gegenstand 
sozialethischer Überlegungen und stellt die Christen in die Mitverantwortung. Die Kam- 
mer wurde beauftragt zu prüfen, ob aus solcher Verantwortung heraus ein evangelischer 
Beitrag zur öffentlichen Diskussion über die Mitbestimmung geleistet werden kann. 

j Die Kammer hat als Ergebnis ihrer Beratungen eine Ausarbeitung vorgelegt, in der 
sie versucht hat, die wichtigsten Sachverhalte zu beschreiben, die mit dieser Frage zu- 
sammenhängen, aber in der heftigen öffentlichen Auseinandersetzung immer wieder 
einseitig dargestellt werden. Sie will dadurch der sachlichen Urteilsbildung dienen und 
einer falschen Frontbildung in Kirche und Gesellschaft entgegenwirken. Sie hat sich be- 
müht, in sozialethischen Überlegungen die Erfordernisse und Schwierigkeiten in der 


Mitbestimmung gegeneinander abzuwägen und Zielvorstellungen für eine Neugestaltung 
herauszuarbeiten. 
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Aus der erreichten weitgehenden Übereinstimmung in den Zielvorstellungen und in 
der Beurteilung der Sachverhalte haben sich Anregungen zur Neuordnung der Mit- 
bestimmung in der Wirtschaft der Bundesrepublik Deutschland ergeben. Nicht ganz ein- 
heitliche Auffassungen bestanden in der Frage, welche Folgerungen sich für die Rege- 
lung der Zusammensetzung der Aufsichtsräte von Großunternehmen ergeben könnten. 
Die verschiedenen Meinungen darüber sind offen dargelegt, um deutlich zu machen, daß 
diese Ausarbeitung das Gespräch über diese Frage weder in der Kirche noch in der Ge- 
sellschaft zum Abschluß bringen, sondern durch einen sachlichen Beitrag fördern will. 
Dadurch wird auch klargestellt, daß diese sozialethischen Erwägungen keine verbindliche 
Lehrmeinung darstellen. Der Dienst eines solchen kirchlichen Gesprächsbeitrages kann 
nur gelingen, wenn der Leser darauf verzichtet, darin eine vollständige Beschreibung der 
Sachverhalte zu suchen, die er für wichtig hält. Jeder Leser soll die Aussagen im einzel- 
nen selbst auf ihre Richtigkeit prüfen und überlegen, ob die konkreten Anregungen für 
seine Meinungsbildung eine Hilfe sein könnten. 

Der Rat legt diese Studie dem Deutschen Bundestag, der Bundesregierung, den Par- 
teien sowie den Gewerkschaften und Arbeitgebervereinigungen vor. Er bittet sie, bei 
ihren Beratungen und Entscheidungen die dargelegten sozialethischen Erwägungen zu 


berücksichtigen. 


Berlin, den 8. November 1968 
Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland 
D. Dietzfelbinger 


I. Die Aufgabe 


1. Die Mitbestimmung als Frage an die Kirche 


„Es ist der Sinn des Mitbestimmungsrechts, das bloße Lohnarbeiterverhältnis zu über- 
winden und den Arbeiter als Menschen und Mitarbeiter ernst zu nehmen.“ Dies war der 
Kernsatz einer Erklärung, die der Rat der EKD zur Frage der Mitbestimmung im 
Jahr 1950 herausgab. Inzwischen ist die soziale Entwicklung weitergegangen. Heute geht 
es darum, das inzwischen Erreichte zu sichern und sinnvoll weiterzuentwickeln. Die 
Sicherung der Mitverantwortung des Arbeitnehmers in seinem Unternehmen muß dabei 
das bestimmende Motiv sein. 

Die evangelische Denkschrift „Eigentumsbildung in sozialer Verantwortung“ hat im 
Jahr 1962 über den Sinn des Eigentums gesagt: „Das Recht des Menschen, über irdische 
Güter zu verfügen, ist eine Gabe Gottes, die den Menschen hilft, in Verantwortung und 
Freiheit miteinander zu leben.“ Eigentum hilft dem einzelnen, sein Leben freier und 
unabhängiger zu gestalten. Auf der anderen Seite besteht die soziale Verpflichtung, vom 
Eigentum den rechten Gebrauch zu machen. Der Sinn des Eigentums würde verkehrt, 
wenn das Eigentumsrecht so gestaltet wäre, daß Menschen dadurch ihre Verantwortungs- 
fähigkeit und Freiheit verlören. Diese Gefahr liegt nahe, wo sich das Eigentum an Pro- 
duktionsmitteln in den Händen weniger konzentriert oder wo die Bestimmungsrechte 
der Eigentümer so geordnet sind, daß dadurch die Freiheit und Verantwortungsfähigkeit, 
die anderen Menschen zukommen, über Gebühr eingeschränkt oder gar lahmgelegt wer- 
den. Ob und wieweit diese Gefahr bei uns besteht, bedarf sorgfältiger Prüfung. 

Die evangelische Denkschrift über das Eigentum hat sich zunächst der Frage nach einer 
breiteren Streuung des Eigentums zugewandt. Sie hat aber dabei schon folgende Fest- 
stellung getroffen: „Durch die Industrialisierung haben sich die Bedingungen, unter 
denen Menschen Eigentum erwerben und besitzen können, wesentlich verändert ... In der 
modernen Wirtschaft kann der einzelne weithin nicht mehr Eigentümer seiner Arbeits- 
mittel sein. Arbeit in der Ausrüstung der modernen Technik macht den Einsatz großer 
Kapitalien und die Zusammenarbeit vieler nötig. Der einzelne wird dadurch in viel- 
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fältige Abhängigkeiten verflochten.“ Eine breitere Streuung des Eigentums, wie sie in der 
genannten Denkschrift gefordert wird, kann zwar eine gerechtere Vermögensverteilung 
bewirken, sie allein kann aber nicht das Problem lösen, wie unter den Bedingungen der 
industriellen Gesellschaft aus einem, der Lohnarbeiter ist, immer mehr ein Mitarbeiter 
wird. 

Schon die Weltkirchenkonferenz von Oxford im Jahr 1937 sagte: „Alles Eigentum, 
das gesellschaftliche Macht darstellt, verlangt in besonderer Weise sittlihe Prüfung, da 
die Macht, über das Leben anderer Menschen zu bestimmen, in jedem Rechtssystem den 
schwierigsten Punkt darstellt. Man muß immer fragen, ob es sich hier um eine Art von 
Macht handelt, die ausreichender gesellschaftlicher Kontrolle unterstellt werden kann, 
oder ob sie den Typ darstellt, der sich wesensgemäß gesellschaftlicher Kontrolle entzieht 
und entgeht.“ 

Sicher ist, daß heute kein Wirtschaftssystem die gesellschaftliche Freiheit des Menschen 
durch seine wirtschaftliche Unabhängigkeit garantieren kann. Darum müssen die gegen- 
seitigen Abhängigkeiten und die Rechte aller Menschen so gestaltet werden, daß sie zu 
einem fruchtbaren Zusammenwirken kommen, in dem jeder in eigener Mitverantwor- 
tung seinen Beitrag leisten kann. Dies sollte man bei der heiß umstrittenen Frage nach 
der Mitbestimmung immer im Auge behalten. Es handelt sich nicht nur um ein wirt- 
schaftliches, rechtliches und politisches, sondern im tiefsten Grund um ein sozialethisches 
Problem. Darum ist die Frage nach der Mitbestimmung auch der Kirche gestellt. 


2. Die Aufgabe der Mitbestimmung 


Die Mitbestimmung kann nur einen Teil der sozialen Probleme zu lösen versuchen, die 
in der Industriegesellschaft entstanden sind. Es geht darum, daß alle, die ein Unter- 
nehmen gemeinsam zu tragen haben, in der Lage sind, ihre Interessen und ihre mensch- 
lichen Anliegen in einer wirksamen, dem gemeinsamen Auftrag dienlichen Weise ver- 
treten zu lassen. Das schließt nicht aus, daß zu den Bedingungen jedes Arbeitsvertrages 
die Bereitschaft gehört, sich der Leitung des Unternehmens zu unterstellen und an der 
Erfüllung der von ihr erteilten technischen und wirtschaftlichen Aufträge mitzuarbeiten. 
Die Zweckmäßigkeit und Notwendigkeit der von der Unternehmensleitung getroffenen 
Entscheidungen und Anordnungen können von dem einzelnen Arbeitnehmer nur in 
begrenztem Umfang nachgeprüft werden. Um so mehr hat die Arbeitnehmerschaft das 
Recht, gemeinsam eine Vertretung zu bestellen, die, mit partnerschaftlichen Befugnissen 
ausgestattet, der Arbeitgeberseite gegenübersteht. Dem einzelnen Arbeitnehmer soll da- 
durch die Gewißheit verschafft werden, daß in den grundlegenden Entscheidungen des 
Unternehmens, die sein Wohl und Wehe mitbetreffen, seine Interessen mitvertreten wer- 
den. Wo Entscheidungen gefällt werden, die für den Arbeitnehmer Belastungen mit sich 
bringen, soll er die Gewähr haben, daß seine Vertreter so gut wie möglich die Vor- und 
Nachteile mit abgewogen haben, die für den einzelnen und für das ganze Unternehmen 
daraus entstehen. 

Der Sinn der Mitbestimmung liegt aber nicht nur in dem Recht des Arbeitnehmers, 
Vertreter seiner Interessen zu bestellen. Es soll zugleich bewirkt werden, daß jeder seinen 
Fähigkeiten entsprechend auch eigene geistige Beiträge zum Betriebsgeschehen erbringen 
kann. Es gibt viele Fragen, zu denen jeder Arbeitnehmer in dem jeweiligen Umkreis 
seiner eigenen Tätigkeit selbst Einsichten hat, die von Bedeutung sind. Die Unterstellung 
unter die Weisungen einer Betriebsleitung darf aus dem Arbeitnehmer nicht einen blo- 
ßen Befehlsempfänger machen. Er muß auch Gelegenheit bekommen, auf seinem eigenen 
Arbeitsgebiet sachkundig und verantwortlich mitzudenken und dementsprechend gehört 
zu werden. s 

Zur Lösung der Frage, wie die Mitbestimmungsrechte der Arbeitnehmervertreter ver- 
bessert und eine stärkere Mitsprache und Mitverantwortung aller Arbeitnehmer er- 
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reicht werden kann, soll in den folgenden sozialethischen Überlegungen aus christlicher 
Sicht ein Beitrag gegeben werden. 


II. Theologische und geschichtliche Erwägungen 


3. Mensch, Mitmensch, Mitarbeiter 


Die Botschaft der Heiligen Schrift bezeugt, daß dem Menschen eine besondere Würde 
gegeben ist, die ihren Ausdruck in der Berufung zur Mündigkeit und zur Weltgestaltung 
findet. Die Würde hat ihren Grund in der Unmittelbarkeit des Menschen zu Gott. Diese 
Unmittelbarkeit ist durch Jesus Christus erschlossen. Durch die Verkündigung des Evan- 
geliums wird dem Menschen zugesprochen, daß er Gottes Mitarbeiter ist. Seine Berufung 
wird ihm durch die Liebe Gottes zugeeignet und in der Liebe von Menschen erfahren. 
Diese Liebe will uns ein Leben in Freiheit und Mitverantwortung zur Gestaltung dieser 
Welt eröffnen. 

Zu Freiheit und Verantwortung sind alle Menschen ohne Unterschied ihrer Rasse, 
ihrer Geburt, ihres Standes oder ihrer Stellung in der menschlichen Gesellschaft berufen. 
Wer sie empfängt, empfängt damit auch die Verpflichtung, sie anderen einzuräumen und 
diese dafür zu gewinnen und zu befähigen. Dazu gehört die Bereitschaft, durch die 
Schaffung gesellschaftlicher Ordnungen allen unter Berücksichtigung ihrer Sachkunde 
einen Weg zur eigenen Entscheidung und Mitverantwortung zu bahnen. Darum ist die 
Frage, welches Maß an Mitbestimmung und Mitverantwortung in den Arbeitsbezie- 
hungen jedem einzelnen und ganzen Gruppen oder ihren gewählten Vertretern im Zu- 
sammenspiel der Gesellschaft eingeräumt wird, von grundlegender sittlicher Bedeutung. 
Das Interesse an der Leistung, die Menschen im Wirtschaftsleben mit Recht voneinander 
erwarten, darf niemals die Verpflichtung verdrängen, sich gegenseitig als mitdenkende 
und mitverantwortliche Glieder der menschlichen Gemeinschaft zu achten. 


4. Die familiäre Ordnung der vorindustriellen Gesellschafl 


In früheren Zeiten war die Hausgemeinschaft in der Regel auch der Verband, in dem 
die Menschen ihre tägliche Arbeit leisteten. Für die damaligen Arbeitsverhältnisse gab 
die Heilige Schrift mancherlei Weisungen. Diese forderten, daß die Hausväter nicht nur 
ihre Kinder, sondern auch ihr Gesinde in eine mitmenschliche Gemeinschaft einbeziehen. 
Wo Sklaverei bestand, sollten auch die Sklaven als „Brüder in Christo“ geachtet und ge- 
liebt werden. Die Botschaft des christlichen Glaubens vermochte zwar Sklaverei und be- 
drückende Knechtschaft nicht sofort abzuschaffen. Sie hat aber ein sittliches Bewußtsein 
geprägt, das auch den Unterworfenen Menschenwürde verlieh. Im Lauf der Jahrhunderte 
hat das mehr und mehr auch in der Sozialordnung seinen Ausdruck gefunden. 

Für die christliche Seelsorge des Mittelalters und der Reformationszeit erwuchs aus 
diesen biblischen Grundgedanken die Forderung an die Hausväter, ihre Mitarbeiter 
nicht herrisch, sondern väterlich in ihre Hausgemeinschaft einzuordnen. Unter den Be- 
dingungen des Industriezeitalters kann aber eine patriarchalische Ordnung der Gesell- 
schaft die sozialethische Zielsetzung, die mit ihr früher verbunden wurde, nicht mehr 
verfolgen. 

Gesellschaftliche Strukturen sind nicht von Gott geschaffene Ordnungen. Gott hat den 
Menschen daraufhin angelegt, in der jeweiligen geschichtlichen Situation das Gefüge sei- 
ner Gesellschaft zu gestalten. Wenn gesellschaftliche Ordnungen früherer Epochen der 
Menschheit wie göttliche Offenbarungen von der Kirche und in der Gesellschaft auch 
dort festgehalten werden, wo sie durch die Veränderung der Verhältnisse ihren Sinn und 
ihre heilsame Wirkung verloren haben, ist das keine Erfüllung, sondern eine Abkehr von 
den in der Heiligen Schrift gegebenen Weisungen. 
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5. Vom Patriarchalismus zur sozialrechtlichen Partnerschaft 


In der hochindustrialisierten Gesellschaft ist eine persönliche wirtschaftliche Selbständig- 
keit nur noch für eine Minderheit von berufstätigen Menschen möglich. Die meisten sind 
als Arbeitnehmer in abhängiger Stellung tätig. Auch die Unternehmer sind heute viel- 
fach nicht mehr selbst Eigentümer der Produktionsmittel. In der Regel werden nur noch 
kleine oder mittlere Betriebe von den Eigentümern selbst geleitet. Je größer die Betriebe 
werden und je breiter das Eigentum an Produktionsmitteln gestreut ist, um so weniger 
können die Funktionen der Unternehmer bzw. Arbeitgeber von den Kapitalbesitzern 
selbst ausgeübt werden. Die Unternehmer haben in jedem Fall die Aufgabe, Kapital und 
Arbeit in rechter Weise zusammenzubringen und fruchtbar zu machen. 

Da die Arbeitnehmer ebenso wie die Eigner kleiner Kapitalanteile ihre Anliegen und 
Interessen meist nicht selbst wirkungsvoll wahrnehmen können, lassen sie sich durch 
selbstgewählte Beauftragte, Organisationen und Institute vertreten. Die Vertreter von 
Kapital und Arbeit sind die Partner, von deren vertrauensvoller Mitarbeit die für die 
Führung eines Unternehmens Verantwortlichen heute getragen sein müssen. 

Der Christ versteht ein partnerschaftliches Verhältnis zwischen sozialen Gruppen als 
Ausdruck der gegenseitigen Achtung und des gemeinsamen Dienstes. Solche Partner- 
schaft schließt gegensätzliche Standpunkte in bestimmten Fragen und das Austragen von 
Konflikten nicht aus. Letzteres kann dazu dienen, soziale Gerechtigkeit erst herbeizu- 
führen. Dazu sollen das Tarifvertragswesen und die bestehenden Regelungen der Be- 
triebsverfassung und der Mitbestimmung dienen. Bei Vollbeschäftigung wird diese Auf- 
gabe wesentlich erleichtert. Partnerschaft verpflichtet zu dem Bemühen um gegenseitige 
Verständigung und Zusammenarbeit. 


III. Wirtschafllichkeit und Menschlichkeit in den Unternehmen 
der industriellen Gesellschaft 


6. Wirtschafllichkeit und Menschlichkeit 


Jedes Unternehmen soll das Streben nach wirtschaftlichem Erfolg mit einer dem Men- 
schen gemäßen Gestaltung der Arbeitsverhältnisse verbinden. Es sollte nicht einziges 
Ziel der Wirtschaft sein, ein höchstes Maß an Gütern zu erzeugen. Die Wirtschaft soll zu- 
gleich als ein Lebensbereich gestaltet werden, in dem der Mensch seine ihm von Gott 
gegebenen Anlagen entfalten kann. Die Bemühungen um wirtschaftlichen Erfolg und 
um menschliche Entfaltung schließen einander nicht aus. Sie können einander wechsel- 
seitig fördern. Wo Menschen sich nicht als Mitmenschen annehmen, wo den Mitarbeitern 
nicht das ‚rechte Maß persönlicher Teilnahme an den sie betreffenden Entscheidungen ein- 
geräumt ist, wird die Leistungsfähigkeit des Unternehmens auf lange Sicht mehr gestört 
als gefördert. Auf der anderen Seite kann aber auch die Gefahr entstehen, daß sich in 
den Betrieben das Streben nach wirtschaftlihem und technischem Erfolg nicht gegen Un- 
beweglichkeit, Trägheit und unberechtigte Sonderwünsche der Menschen durchzusetzen 
vermag. Es kann unmöglich werden, bei entgegenstehenden Meinungen und Interessen 
zu weiterführenden Entscheidungen zu kommen. Dadurch entsteht Leerlauf auf der 


eng auf der anderen Seite. Der Ertrag der gemeinsamen Arbeit wird 
gemindert. 


7. Weisungsbefugnisse und Mitverantwortung 


Die moderne Technik erfordert ein Zusammenwirken nach streng rationalen Regeln. 
Darum ist im Zeitalter der Technik eine klare Ordnung der Weisungsbefugnisse noch 
unentbehrlicher als in früheren Zeiten. Die Leistungsfähigkeit und der Ertrag wirt- 
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schaftlicher Unternehmen hängen zu einem wesentlichen Teil von der Geschlossenheit 
und Beweglichkeit ihrer Organisation ab. Die Leiter von Wirtschaftsunternehmen sind 
darum auf solche Ordnungen bedacht, die ein einheitliches und bewegliches Vorgehen 
erleichtern. Viele von ihnen haben die Befürchtung, es könnte für sie um so schwerer 
werden, rechtzeitig oder überhaupt zu Entscheidungen zu kommen, je größer die Zahl 
der Menschen ist, die sie an diesen Entscheidungen beteiligen müssen. 

Wo versucht wird, dieser Befürchtung durch eine Straffung der Weisungsbefugnisse zu 
begegnen, kann dies bedenkliche Folgen haben. In Menschen, die nur gehorchen sollen, 
entsteht Widerwille und Gleichgültigkeit. Es ist aber nicht gut, wenn sich die Menschen 
ohne innere Anteilnahme und Mitverantwortung lediglich anpassen. Je weniger sie zur 
Entfaltung ihrer Persönlichkeit Raum bekommen und zu einer Mitgestaltung ermuntert 
werden, um so weniger entwickelt sich auch ihre Bereitschaft, für das Schicksal des Unter- 
nehmens und für das wirtschaftliche und politische Geschehen ihres Volkes Mitverant- 
wortung zu übernehmen. Eine freiheitliche gesellschaftliche Ordnung setzt eine Bürger- 
schaft voraus, die von Jugend auf in der Familie, im beruflichen Leben der Arbeits- 
gruppe und in den Organisationen der Freizeitwelt in eine aktiv gestaltende Mitverant- 
wortung einbezogen ist. Nur dann ist von ihr auch eine aktive Mitträgerschaft in der 
Verantwortung für Staat und Gesellschaft zu erwarten. Darum ist die Art der Ein- 
ordnung des Menschen in das betriebliche Geschehen sowie die Ordnung des Verhält- 
nisses zwischen Vorgesetzten und Untergebenen im Betrieb von großer gesellschafts- 
politischer Bedeutung. 


8. Verbesserung der menschlichen Zusammenarbeit 


Eine persönliche Mitverantwortung der Arbeitnehmer kann nur erwartet werden, wenn 
die Arbeitnehmer in dem Umkreis ihrer unmittelbaren Einsichten und Verantwortungen 
mehr als bisher an den Überlegungen und Entscheidungen über den Ablauf der Arbeit 
beteiligt werden. Das wird in vielen sozial fortschrittlichen Betrieben seit langem ange- 
strebt. Bei diesen Bestrebungen werden zwar Fehlleistungen von Vorgesetzten, von Mit- 
arbeitern oder von ganzen Arbeitsgruppen immer wieder zu gegenseitigen Enttäuschun- 
gen führen. Dies darf aber den Willen zu solcher Entwicklung ebensowenig lähmen wie 
die Erfahrung, daß solche Bemühungen meist erst nach längerer Zeit Früchte tragen. 

Vielfach werden auf technischem und kaufmännischem Gebiet langfristige Entwick- 
lungen umsichtig geplant und unter erheblichem Aufwand an Arbeit, Zeit und Geld 
gefördert. Es wird aber nicht immer mit dem gleichen Einsatz in langfristigen Maß- 
nahmen mit Geduld, Ideenreichtum und Opfern darum gerungen, die Voraussetzungen 
für eine gute Zusammenarbeit der im Unternehmen tätigen Menschen zu schaffen. Alle, 
insbesondere die Leitenden, müssen im Lauf der Zeit die Fähigkeit gewinnen, zwischen 
vor-, gleich- und nachgeordneten Mitarbeitern eines Unternehmens einen freien Mei- 
nungsaustausch in der geordneten Form von Mitarbeitergesprächen anzubahnen und 
fruchtbar zu machen. Hierbei wird man die Erkenntnisse der Gruppendynamik, der 
methodischen Gesprächsführung, der Betriebspsychologie und -soziologie, aber auch die 
der Arbeitswissenschaft nutzen und intensiv weiterentwickeln müssen. 


9. Mitverantwortung und Bildung 


Das freiheitliche Zusammenwirken der Menschen muß ebenso sorgfältig eingeübt werden 
wie ihre technischen und organisatorischen Fähigkeiten. Schon in der Erziehung der Ju- 
gend muß dazu die Grundlage gelegt werden. Die Einrichtungen der Erwachsenenbildung 
sollten zur Förderung eines besseren gesellschaftlichen Zusammenspiels aktiviert werden. 
Besonders die mit Weisungsbefugnissen ausgestatteten Mitarbeiter, aber ebenso alle, 
die die Interessen der Mitarbeiter vertreten, insbesondere diejenigen, die in den Organen 
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der Mitbestimmung zusammenwirken sollen, bedürfen der fortlaufenden Zurüstung ihrer 
sachlichen Kenntnisse und methodischen Fähigkeiten. Eine technisch-ökonomische Aus- 
bildung allein befähigt noch nicht zu einer leitenden Tätigkeit in der Wirtschaft. Auch 
eine nur von bestimmten Interessen geleitete Ausbildung kann nicht allein zu der not- 
wendigen Gesamtschau wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Vorgänge führen. Es ist 
darum erforderlich, daß alle Leitungs- und Überwachungsorgane der Unternehmen ihr 
besonderes Interesse der allseitigen Aus- und Weiterbildung ihrer Mitarbeiter widmen. 


10. Auswahl und Verantwortung der Leitenden 


Ein beruflicher Aufstieg zu einer führenden Tätigkeit darf nur in der Verbindung von 
menschlichen und fachlichen Fähigkeiten begründet werden. Nach christlichem Verständ- 
nis sollte die Wahrnehmung der Weisungsbefugnisse in einem Unternehmen mit der 
gleichzeitigen Verantwortung für die mitarbeitenden Menschen und für den rechten Ein- 
satz des anvertrauten Kapitals verbunden sein. Darum ist es unerläßlich, daß bei der 
Auswahl derer, die eine leitende Verantwortung haben, die menschlichen Qualitäten 
und fachlichen Fähigkeiten in gleichem Maße berücksichtigt werden. Die Vertreter des 
Kapitals und die Vertreter der Arbeitnehmerschaft haben gemeinsam darüber zu wachen, 
daß alle, die leitende Funktionen haben, diese doppelte Verantwortung in der rechten 
Weise wahrnehmen. Dem müssen auch die Ordnungen des Wirtschaftslebens Rechnung 
tragen. Sie müssen so gestaltet sein, daß das Interesse der Unternehmensleitungen ebenso 
auf die menschlichen wie auf die technisch-wirtschaftlichen Aufgaben hingelenkt wird. 


IV. Mitbestimmung im Rahmen der Marktwirtschaft 


11. Ausrichtung auf den Markt 


Bei jeder institutionellen Ordnung der Befugnisse in einem Unternehmen muß zuerst 
seine wirtschaftliche Aufgabe ins Auge gefaßt werden. Alle Unternehmen sollen den 
Markt mit Gütern und Dienstleistungen versorgen. Diese Aufgabe ist auch für die 
sozialethischen Überlegungen zur Mitbestimmung von grundlegender Bedeutung. 

Mit Rücksicht auf das Wohl aller darf der Wunsch nach Erhaltung der Arbeitsplätze 
und nach guten Arbeitsbedingungen den Druck des Marktes nicht aufhalten, der die 
allmähliche Wanderung der Arbeitnehmer in solche Arbeitsstätten bewirken soll, in 
denen sie am produktivsten tätig sein können. Würde diese Wirkung des Marktes be- 
hindert, so hätte das eine fortschreitende Lähmung der technischen und wirtschaftlichen 
Entwicklung zur Folge. Von dieser Entwicklung hängt aber die Leistungsfähigkeit 
unserer Volkswirtschaft, ihre Stellung am Weltmarkt und damit unser aller Existenz ab. 
Zwar bedeutet für den Arbeitnehmer der Verlust seines Arbeitsplatzes, der durch die 
wirtschaftliche Weiterentwicklung unproduktiv und damit wirtschaftlich sinnlos ge- 
worden ist, oft eine große Härte. Dennoch ist es um des Gemeinwohls willen erforderlich, 
daß Betriebsstätten und Unternehmen, die der Nachfrage des Marktes nicht mehr ent- 
sprechen, umgestellt oder geschlossen werden. 

Die Auswirkungen auf die vom Verlust ihrer Arbeitsplätze betroffenen Arbeitneh- 


mer müssen soweit wie irgend möglich durch Maßnahmen des Unternehmens oder der 
Gesellschaft aufgefangen werden. 


12. Soziale Ergänzung des Marktgeschehens 


Eine verantwortliche Vorsorge für die Mitmenschen hat die Voraussetzungen dafür zu 
schaffen, daß im Strukturwandel der Wirtschaft für die Arbeitnehmer Übergänge ent- 
stehen, die zumutbar sind. Die notwendige Mobilität der Arbeitskräfte erfordert Be- 
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reitschaft zum Berufswechsel, eine entsprechende Ausbildung, Umschulungseinrichtungen 
mit individueller Beratung, Übergangsbeihilfen zur Erhaltung eines angemessenen wirt- 
schaftlichen und sozialen Status sowie eine langfristige Arbeitsmarktpolitik. Insbeson- 
dere muß den Menschen Beistand gewährt werden, die von solchen übergreifenden 
Wandlungen betroffen werden, so daß sie trotz aller umsichtigen Vorsorge ihre Arbeit 
und ihren bisherigen Lebensunterhalt für sich und ihre Familie verlieren. Sie werden 
materiell und seelisch aufs schwerste geschädigt, sofern die Wirtschaftsgesellschaft nicht 
ausreichende Ausweichmöglichkeiten bietet. Die dafür notwendigen Maßnahmen kön- 
nen oft nur von sehr großen und auf vielen Gebieten tätigen Unternehmen im notwen- 
digen Umfang selber getroffen werden. Auch mitbestimmende Arbeitnehmervertreter 
in den Unternehmen würden in der Regel überfordert werden, wollte man von ihnen 
eine Lösung dieser Aufgaben erwarten. Diese können also nur überbetrieblich gelöst 
werden. Hier ist neben der Erleichterung des Berufs- und Arbeitsplatzwechsels eine 
Regionalplanung nötig, die sich um die Ansiedlung neuer Betriebe in den betroffenen 
Gebieten bemüht. 


13. Die gesellschaflliche Funktion des Kapitals 


Sollen von den Unternehmen die bestmögliche Versorgung der Bevölkerung sichergestellt 
und verhängnisvolle wirtschaftliche Entwicklungen für die darin beschäftigten Menschen 
vermieden werden, so muß die Leitung möglichst frühzeitig und erfolgreich auf die Er- 
fordernisse des Marktes reagieren. Um dazu die Freiheit und den nötigen Anreiz zu 
geben, gibt unsere Wirtschaftsordnung den Eigentümern des Kapitals einen maßgeb- 
lichen Einfluß in der Wirtschaft. Ein richtiges oder falsches Verhalten der Unternehmen 
am Markt bringt den Kapitaleignern Gewinn oder Verlust. Dies wirkt sich als eine 
starke Antriebskraft der wirtschaftlichen Entwicklung aus. In einer Marktwirtschaft, wie 
sie in der Bundesrepublik existiert, sind die Kapitaleigner in der Regel stark und un- 
mittelbar daran interessiert, Fehlinvestitionen zu vermeiden, möglichst qualifizierte 
Fachleute in die Aufsichtsorgane und die Geschäftsleitungen zu berufen und so eine er- 
folgreiche Ausrichtung auf den Markt zu bewirken. Das finanzielle Interesse der Ka- 
pitalbesitzer soll sich somit als eine dezentralisierte Kontrollinstanz auswirken, von der 
das marktgerechte Verhalten jedes Unternehmens sichergestellt wird. Es muß also ge- 
prüft werden, wie die Kontrollfunktion des Kapitals und die soziale Verantwortlichkeit 
der Unternehmensleitungen gegenüber ihren Belegschaften auf die Dauer am sinnvollsten 
wahrgenommen wird. 


14. Ineinandergefügte Rechte von Kapital und Arbeit 


Die Bestimmungsrechte der Kapitaleigner in einem Wirtschaftsunternehmen leiten sich 
aus dem Eigentum her. Eigentum an Produktionsmitteln stellt aber in der Regel nur 
zusammen mit menschlicher Arbeitskraft einen Wert dar. Der Begriff des Eigentums 
schließt nicht das Recht zur Herrschaft über Menschen ein. Wo die Rechte der Kapital- 
eigner und der Arbeitnehmer aufeinander angewiesen sind, stehen beiden Seiten Mit- 
bestimmungsrechte zu. Ein Wirtschaftsunternehmen wird von den Arbeitnehmern nicht 
weniger mitgetragen als von den Kapitaleignern. Es stellt daher keine Minderung der 
den Kapitaleignern zustehenden Rechte dar, wenn die Arbeitnehmer an den für sie 
wichtigen Entscheidungen des Unternehmens durch ihre Vertreter mitbeteiligt sein wol- 
- len. Es sollte daher eine Ordnung gefunden werden, in der weder über das Eigentum 
der Kapitaleigner gegen deren Willen zu ihrem Schaden verfügt noch die Interessen der 
Arbeitnehmer bei den Entscheidungen übergangen werden können. Beide aber müssen 
zusammen willig und fähig gemacht werden, miteinander für die Befriedigung der in der 
Gesellschaft vorhandenen Bedürfnisse zu wirken. 
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Die Rechte von Kapitaleignern und Arbeitnehmern können nur in gemeinsamer Aus- 
richtung auf die Erfordernisse der menschlichen Gesellschaft richtig wahrgenommen wer- 
den. Die Rechte beider Seiten verlieren um so mehr an ethischem Gehalt, je weniger sıe 
dieser Ausrichtung entsprechen. Es wäre darum nicht nur wirtschaftlich, sondern auch 
ethisch bedenklich, wollten sich die Belegschaften oder die Kapitaleigner dieser Aus- 
richtung entziehen. Es ist kein Widerspruch zu den Rechten der Eigentümer an Produk- 
tionsmitteln, wenn sie die Freiheit ihrer Entscheidung in Gemeinschaft mit anderen 
wahrzunehmen haben. Sie sollten zwar die Freiheit zur Marktorientierung behalten, 
dabei aber genötigt sein, die wirtschaftlichen und menschlichen Belange der Arbeit- 
nehmerschaft mitzuberücksichtigen. 

Von den Arbeitnehmern muß die Bereitschaft erwartet werden, sich bei Veränderung 
der Marktlage umzustellen. Von den Kapitaleignern muß erwartet werden, daß sie die 
menschlichen Folgen wirtschaftlicher Entscheidungen im Auge behalten und daß sie kei- 
nen Einfluß auf die Besetzung der Führungspositionen und die Gescäftspolitik aus- 
üben, der unsachgemäß und von unternehmensfremden Interessen bestimmt ist und 
dadurch die Entwicklung und Zukunft des Unternehmens gefährdet. 


15. Mitbestimmung im internationalen Wettbewerb 


Von entscheidender Bedeutung für die Unternehmen in der Bundesrepublik ist ihre Ver- 
flochtenheit in den europäischen und den Weltmarkt. Nicht nur ihre Produkte, sondern 
auch ihre Finanzquellen und die Niederlassungsorte unterliegen dem internationalen 
Wettbewerb. Allzu große Unterschiede in den sozialpolitischen Bindungen und Ver- 
pflichtungen können sich auf die Wettbewerbsfähigkeit auswirken. Es wäre aber verfehlt, 
wollte man die besseren Chancen jenen Ländern zumessen, in denen ein geringes Maß 
an institutioneller Sicherung der Arbeitnehmerrechte und keine Formen der Mitbestim- 
mung vorhanden sind. Die harte Gegenüberstellung radikaler Arbeitnehmer- und kom- 
promißloser Unternehmerstandpunkte erhöht die Zukunftsaussichten revolutionärer Ideo- 
logien und erschwert rationales wirtschaftliches Handeln. Sie stellt daher keine besondere 
Anziehungskraft zur Niederlassung und langfristigen Finanzierung von Kapitalgesell- 
schaften dar. Sozialformen, die zu einer engeren Zusammenarbeit der Sozialpartner 
führen, dienen der politischen Stabilität und der sozialen Befriedung. Diese bilden für 
eine langfristige Unternehmenspolitik eine wichtige Voraussetzung. 

Auf der anderen Seite kann nicht in Abrede gestellt werden, daß Formen der Mit- 
bestimmung, durch die Kapitalbesitzer gehindert werden, auf den nutzbringenden Ein- 
satz ihres Kapitals hinzuwirken, sich ebenfalls als eine Gefährdung der wirtschaftlichen 
Zukunft auswirken können. Sie könnten bedenkliche Folgen im internationalen Wett- 
bewerb haben. Mit dem Zusammenwachsen der europäischen Wirtschaft ist auch ein 
weiterer Zusammenschluß von Unternehmen aus verschiedenen Ländern zu erwarten. 
Würden für die in der Bundesrepublik ansässigen Unternehmen einseitig Bestimmungen 
getroffen, durch die ausländische Unternehmen nach dem Zusammenschluß ihre Ein- 
flußrechte gefährdet sehen, könnte das eine Verlagerung der Konzernspitzen ins Ausland 
zur Folge haben. Die Tatsache, daß die laufende Geschäftspolitik dadurch stärker von 
außen bestimmt ist, könnte für die deutschen Arbeitnehmer nachteilige Wirkungen 
haben. Das Finden des rechten Maßes in der Mitbestimmung ist daher — wie bei den 
meisten sozialpolitischen Regelungen — die Voraussetzung ihres Erfolges. 


16. Der Einfluß der Banken 


Die technische und wirtschaftliche Entwicklung führt zu einem starken Anwachsen des 
Kapitalbedarfs der Wirtschaft. Dieser kann von den Unternehmen meist nicht allein aus 
den erzielten Gewinnen aufgebracht werden. Auch muß die soziale Forderung nach 
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einer breiteren Streuung des Eigentums berücksichtigt werden. Diese Forderung kann nur 
erfüllt werden, wenn ein Teil des Ertrages der Unternehmen nicht zur Selbstfinanzierung 
dient, sondern in die Hände einer breiten Schicht von Sparern gelenkt und durch die 
Banken den Unternehmen als Eigen- oder Fremdkapital zugeführt wird. Die Banken 
haben außerdem die Möglichkeiten der Geldschöpfung. Dadurch wächst der Einfluß der 
Banken auf die Unternehmen: sie treten sowohl als Kreditgeber als auch als Verwalter 
von Eigentumsrechten aus den bei ihnen deponierten Aktien auf. 

Dieser Einfluß der Banken auf die Unternehmen wirkt vielfach stabilisierend auf die 
Gescäftspolitik der Unternehmen. In kritischen Zeiten hat der Einfluß der Banken we- 
sentliches zur gesunden Weiterentwicklung vieler Unternehmen und zur Erhaltung ihrer 
Arbeitsplätze beigetragen. Es muß aber auch bedacht werden, daß sich Konflikte ergeben 
können, wenn Banken das Depotstimmrecht der Anteilseigner bei denselben Unter- 
nehmen vertreten, mit denen sie zugleich als Kreditgeber Geschäfte machen. Die gleich- 
zeitige Vertretung der Interessen, die sich auf Erträge der Unternehmen - Gewinn und 
Erträge aus Kreditgeschäften - Zins - erstreckt, kann ungünstige Auswirkungen haben. 

Es sollte daher überlegt werden, wie der sachverständige Rat der Banken erhalten, 
aber eine bessere Aufteilung ihrer Einflußrechte je nach ihren jeweiligen Funktionen 
angestrebt werden kann. Insbesondere müßte geprüft werden, ob es notwendig und er- 
wünscht ist, daß die Funktion des Kreditgeschäfts und die der Verwaltung von Eigen- 
tümeranteilen von denselben Bankinstituten wahrgenommen wird. 


V. Entscheidungsbefugnisse in den Unternehmen 


17. Bestimmungsrechte in kleineren Unternehmen 


Kleinere Unternehmen werden weithin von den Kapitaleignern selbst geleitet oder mit- 
geleitet. Diese bringen nicht nur das Kapital, sondern auch die führende Arbeitsleistung 
selber auf. Den Inhabern kleinerer Unternehmen stehen sowohl ihre Mitarbeiter wie die 
wirtschaftlichen Aufgaben des Betriebes meist unmittelbar vor Augen. Wo sie die 
menschliche Seite ihrer Aufgaben vernachlässigen, treten die Folgen für sie meist per- 
sönlich in Erscheinung. Die innerbetrieblichen Beziehungen können in kleineren Unter- 
nehmen noch weithin durch persönliche Kontakte geregelt werden. Eine gewisse Institu- 
tionalisierung dieser Beziehungen ist zwar auch hier erforderlich. Sie sollte aber je nach 
den besonderen Verhältnissen andere Formen haben als in Großunternehmen. Die fort- 
schreitende Institutionalisierung der menschlichen Gesellschaft wirkt sich auf Kleinbetriebe 
drückender aus als auf große Unternehmen. Die Möglichkeit selbständiger Unternehmer, 
mit neuartigen eigenen Ideen ein Unternehmen aufzubauen und als Familienbetrieb zu 
betreiben, sollte nicht durch eine zu große Komplizierung der unternehmerischen Ent- 
scheidungen noch mehr beeinträchtigt werden. 

Diese Freiheit ist aber nur dann mit der sozialen Entwicklung vereinbar, wenn sie auch 
zur Verbesserung der Arbeitsbeziehungen genutzt wird. Das ist nicht immer der Fall. 
Besonders in abgelegenen Gebieten haben manche Betriebe eine Art Monopol auf dem 
Arbeitsmarkt. Ihre Mitarbeiter können oft nur unter schweren Opfern ihren Arbeits- 
platz wechseln. Dadurch besteht für die dortigen Unternehmen nur eine geringe Nöti- 
gung, besondere Anstrengungen zu machen, um ihre Mitarbeiter beim Betrieb zu halten. 
So können Abhängigkeitsverhältnisse entstehen, die schwer tragbar sind. 

Obwohl also die Arbeitsbeziehungen in manchen Kleinbetrieben reformbedürftig 
sind, sind hier teilweise andere Wege als in Großbetrieben vorzuziehen. Es sollten 
aber auch in den kleineren Unternehmen neue Formen einer Beteiligung der Arbeit- 
nehmerschaft an der Willensbildung in den Arbeitsgruppen und Betrieben gefunden 
werden. Die Verbände der selbständigen Unternehmer und des Handwerks sowie die 
Gewerkschaften sollten ihren Mitgliedern gerade auf diesem Gebiet nachdrücklicher Hin- 
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weise, Rat und Hilfe zuteil werden lassen. Damit können sie einen wesentlichen Beitrag 
zur sozialen Entwicklung und zur künftigen Erhaltung der wirtschaftlichen Freiheit 


leisten. 


18. Unternehmerische Verantwortung in Großunternehmen 


Großunternehmen sind soziale Gebilde, die die Entfaltungsmöglichkeit und die wirt- 
schaftliche Existenz von weiten Teilen des Volkes maßgeblich beeinflussen. In Groß- 
unternehmen bestehen meist keine unmittelbaren Beziehungen zwischen den Kapital- 
eignern und den Arbeitnehmern. Die Kapitaleigner üben hier in der Regel die unter- 
nehmerischen Funktionen nicht selber oder nur indirekt aus. Sie fragen in erster Linie 
nach den Erträgen und nach der Sicherung ihres Kapitals. Die Pflege der Arbeits- 
beziehungen in ihren Betrieben ist den dafür angestellten Leitern ihres Unternehmens 
und deren Mitarbeitern aufgetragen. Diese haben oft einen maßgeblichen Einfluß auf die 
sozialen Verhältnisse einer ganzen Region. 

Viele Leitungen solcher Unternehmen wissen sich zwar aus menschlichen Gründen 
ihren Mitarbeitern gegenüber ebenso verpflichtet wie gegenüber den Kapitalbesitzern. Sie 
würden in dieser doppelten Verantwortlichkeit aber besser gestützt, wenn sie nicht ein- 
seitig nur von der Legitimation durch die Kapitalbesitzer abhängig wären. Einseitige 
Abhängigkeiten können sich dahin auswirken, daß die Fragen der Menschenführung, 
des Zusammenarbeitens und des regionalen Zusammenlebens in den Hintergrund ge- 
drängt werden. Das widerspricht der Würde der dort lebenden und arbeitenden Men- 
schen; ganz abgesehen davon, daß es auf lange Sicht auch den Unternehmen und ihren 
Eigentümern schaden kann. Die Vertretung der Mitarbeiter und ihrer Anliegen sollte 
darum in den großen Unternehmen institutionell in besonderer Weise abgesichert werden. 
Dies wurde nach dem Zweiten Weltkrieg auch bereits durch Arbeitnehmer-Vertretungen 
in den Organen der Unternehmen angestrebt. Dieser Weg sollte weiter beschritten werden. 


19. Der Einfluß der Gewerkschaften 


In den Unternehmen der Montanindustrie wirken Vertreter der Gewerkschaften im 
Aufsichtsrat mit. Diese haben oft einen weiterreichenden Überblick über wirtschaftliche 
Zusammenhänge als die unmittelbar aus der Belegschaft kommenden Vertreter und 
sind von den Geschäftsleitungen unabhängig. Demgegenüber besitzen die Betriebsräte 
in der Regel spezielle Betriebskenntnisse. 

Die Aufgaben der Gewerkschaften liegen in erster Linie auf der tariflichen Ebene 
und auf dem Gebiet der Sozialpolitik. Zwar können Gewerkschaftsvertreter infolge ihres 
Einblicks in die Verhältnisse vieler Unternehmen oft auch zur Lösung der speziellen 
Fragen eines Unternehmens wichtige Gesichtspunkte beitragen. Sie können auch kurzsich- 
tigen, betriebsegoistischen Wünschen der Belegschaften oft wirksamer entgegentreten als 
unmittelbar der Belegschaft angehörende Vertreter. Das gleiche kann auch von sonstigen 
außerbetrieblichen Sachkennern, die zur Vertretung der Arbeitnehmerinteressen bestellt 
werden, gelten. In jedem Fall sollten aber die Vertreter der Arbeitnehmerschaft in den 
Aufsichtsräten der Großunternehmen nicht nur von den Gewerkschaftsmitgliedern des 
Unternehmens oder von der Gewerkschaft selbst für ihr Amt bestimmt werden, sondern 
sie sollten vom Vertrauen der ganzen Belegschaft getragen werden. Die Arbeitnehmer- 
vertretungen sollten durch eine Wahl von den Arbeitnehmern selbst legitimiert sein. 


20. Das Gewicht der Arbeitnehmervertretung 


In den Unternehmen außerhalb der Montanindustrie wird nach der bisherigen Ordnung 
des Betriebsverfassungsgesetzes ein Drittel der Aufsichtsratsmitglieder von den Beleg- 
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schaftsangehörigen gewählt, zwei Drittel von den Kapitaleignern. Das zahlenmäßige 
Übergewicht der Kapitaleigner stellt die Berücksichtigung der von den Arbeitnehmer- 
vertretern vorgebrachten Gesichtspunkte den Anteilseignervertretern anheim. Das kann 
leicht dazu führen, daß die Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat als ein Anhängsel 
betrachtet werden, dem vom Aufsichtsrat und Vorstand nur untergeordnete Bedeutung 
beigemessen wird. Das Gefühl der Arbeitnehmervertreter, in allen ernsthaften Fällen 
doch nichts erreichen zu können, kann zu ihrer Entmutigung führen. Wenn aber Men- 
schen zum Verstummen gebracht werden, wo sie verantwortlich reden und mithandeln 
sollten, entstehen Gefahren für unsere Gesellschaft. Es sollte daher nach Wegen gesucht 
werden, wie ein Mitbestimmungsrecht zur Geltung kommen kann, ohne daß Neben- 
wirkungen eintreten, die nicht beabsichtigt und für die Unternehmen und die Wirtschaft 
schädlich sind. 

Schädliche Wirkungen treten ein, wenn die Leitung der Unternehmen an einem recht- 
zeitigen Reagieren auf Entwicklungen des Marktes gehindert wird. Darum muß sicher- 
gestellt werden, daß die Unternehmensleitungen für durchgreifende Maßnahmen, die 
im Interesse der wirtschaftlichen Entwicklung des Unternehmens notwendig sind, eine 
Mehrheit beim Aufsichtsrat finden. Das muß auch dort möglich sein, wo solche Maß- 
nahmen für die davon Betroffenen bitter sind und Nichtfachleuten schwer einsichtig 
gemacht werden können. 


VI. Sozialethische Voraussetzungen einer Verständigung 


21. Gruppengebundene Sicht der Mitbestimmung 


Bei der Diskussion über eine Neuverteilung der Einflußrechte in Wirtschaft und Gesell- 
schaft ist es angezeigt, die folgende sozialethische Überlegung anzustellen. Wo Ver- 
änderungen bestehender Ordnungen zur Diskussion stehen, werden diejenigen, die die 
bestehenden Ordnungen verteidigen, immer geneigt sein, solche Gefahren stärker zu 
sehen, die mit Veränderungen verbunden sind, als solche, die sich aus der Fortdauer be- 
stehender Verhältnisse ergeben. Die Verteidiger bestehender Verhältnisse werden diese 
zwar nicht als vollkommen, aber als das im Augenblick Bestmögliche und Erreichbare 
bezeichnen. Bei der gegenseitigen kritischen Betrachtung der gesellschaftlichen Gruppen 
besteht die Neigung, Einseitigkeiten und Fehler anderer Menschen und anderer Gruppen 
deutlicher in das Blickfeld zu bekommen als die eigenen. Gleichzeitig trauen Menschen 
und organisierte Gruppen sich selbst eher den richtigen Gebrauch bestimmter Rechte und 
Freiheiten zu als ihren Gegenspielern. Wo in dieser Welt Menschen in verschiedenartigen 
Organisationen und Funktionen zusammenwirken, glaubt deswegen jede Seite, dem 
allgemeinen Wohl zu dienen, wenn sie die eigenen Rechte und Freiheiten zu vergrößern, 
den Einfluß ihrer Gegenspieler aber kleinzuhalten versucht. In der Regel behauptet auch 
jede Seite, sie selbst sei nicht nur willens, sondern auch am besten in der Lage, bei Über- 
schneidung der Interessen das Wohl der Gegenseite mitzuvertreten. Aus der interessen- 
gebundenen Sicht, der alle Menschen bis zu einem gewissen Grad unterliegen, neigt jeder 
Mensch und jede Gruppe zu der Überzeugung, dem allgemeinen Wohl und der wirt- 
schaftlichen Entwicklung werde am besten gedient, wenn die entscheidenden Befugnisse 
bei ihnen liegen. 


22. Das Recht der Gruppen auf eigene Vertretung 


Von den Vertretern der Arbeitnehmerschaft wird versichert, daß sie bei einer paritäti- 
schen Mitbestimmung willens und fähig seien, die berechtigten Interessen der Kapital- 
eigner ebenso ernsthaft mitzuvertreten wie diejenigen der Arbeitnehmerschaft und des 
Gemeinwohls. Sie verweisen dabei auf positive Erfahrungen in der Montanmitbestim- 
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mung. Die Unternehmerseite behauptet, daß sie - zumal in einer Zeit der Vollbeschäf- 
tigung — ganz von selbst auch die berechtigten Interessen der Arbeitnehmer mit wahr- 
nehmen würde. In ungezählten Fällen hätte sie sich um die Interessen und Nöte der 
Menschen in ihren Betrieben vorbildlich gekümmert. Insbesondere aber hätte sie die 
Interessen der Gesamtgesellschaft sachgemäß vertreten. Beide Seiten belegen diese Fest- 
stellungen mit vielerlei Beispielen aus der Sozial- und Unternehmensgeschichte. 

Es soll nicht bestritten werden, daß auf beiden Seiten der Sozialpartner viele Men- 
schen bereit sind, auch die berechtigten Anliegen der Gegenseite mitzuvertreten, selbst 
wo diese mit ihren eigenen kurzfristigen Interessen nicht übereinstimmen. Das sollte 
gegenseitig anerkannt werden. Auf jeder Seite muß aber auch zugegeben werden, wie 
schwer es oft ist, in den eigenen Reihen der wirtschaftlichen Vernunft und der sozialen 
Gerechtigkeit zum Erfolg zu verhelfen, sofern man dabei allein auf den guten Willen 
der Beteiligten angewiesen ist. Jede Gruppe in der Gesellschaft muß darum die Mög- 
lichkeit haben, ihre Anliegen und Rechte auch selbst wirkungsvoll zu vertreten. Das ist 
nur möglich, wenn bei einer Überschneidung der Interessen Formen des Zusammen- 
wirkens gefunden werden, die sowohl in wirtschaftlicher wie in menschlicher Hinsicht 
praktikabel sind. 


VII. Anregungen zur Neuordnung der Mitbestimmung 


23. Gesichtspunkte zur allgemeinen Einführung der Montanmitbestimmung 


Nach den bisherigen gesetzlichen Regelungen gelten in der Montanindustrie andere Be- 
stimmungen für das Zusammenwirken zwischen der Arbeitnehmerschaft und den Ka- 
pitaleignern als in den großen Unternehmen der übrigen Wirtschaft. Diese Unterschei- 
dung ist mehr in der Geschichte als in sachlichen Verschiedenheiten begründet. Nach 
dem Mitbestimmungsgesetz besteht der Aufsichtsrat in der Montanindustrie aus einer 
gleichen Anzahl von Vertretern der Kapitaleigner und der Arbeitnehmer sowie einem 
von beiden Seiten hinzugewählten weiteren Mitglied. Von den Arbeitnehmervertretern 
wird ein Teil durch die Betriebsräte, ein Teil durch die Gewerkschaften vorgeschlagen; 
dieser Teil der Arbeitnehmervertreter gehört in der Regel dem Unternehmen nicht an. 
Außerdem gibt es im Vorstand einen Arbeitsdirektor, der nicht gegen die Mehrheit der 
Stimmen der Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat bestellt werden kann. 

Diese Regelung hat den Vorzug, daß die Arbeitnehmerseite im Aufsichtsrat nicht, 
wie nach dem Betriebsverfassungsgesetz, eine Minderheit darstellt, die nur dann einen 
Einfluß ausüben kann, wenn die andere Seite sich ihre Anliegen ganz oder teilweise 
zu eigen gemacht hat. Es besteht ein Zwang zur Kooperation, der sich im Verhalten der 
Unternehmensleitungen deutlich ausdrückt. Die überbetrieblichen Arbeitnehmervertreter 
bilden ein Gegengewicht gegen eine allzu enge betriebliche Betrachtungsweise der Arbeit- 
nehmervertreter aus dem Betrieb. Der Arbeitsdirektor genießt durch seine besondere 
Art der Bestellung in der Regel das Vertrauen der Arbeitnehmer, das seine Arbeit er- 
leichtert und Konflikte entschärft. Die starke Stellung der Arbeitnehmer im Aufsichts- 
rat stärkt auch die Position des Betriebsrates und erleichtert seine Zusammenarbeit mit 
= Unternehmensleitung. Darum wird dieser Regelung von vielen der Vorzug ge- 
geben. 

Auf der anderen Seite bestehen auch berechtigte Bedenken gegen eine einfache Aus- 
dehnung der für die Montanindustrie getroffenen Regelung auf die übrige Großindustrie. 
Sie würde dazu führen, daß die Gewerkschaften außerordentlich weitreichende Einfluß- 
möglichkeiten in Wirtschaft und Gesellschaft erhielten. Eine freie Lohnaushandlung, bei 
der die Lohnhöhe von den gegenseitigen Machtverhältnissen abhängt, könnte wegen 
des Machtzuwachses der Gewerkschaften volkswirtschaftlich schädliche Auswirkungen 
haben. Eine gleichberechtigte Partnerschaft ist auf der Ebene der Tarifpartner, wo die 
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Verantwortung der Gewerkschaften in erster Linie zu suchen ist, bereits erreicht. Hier ist 
eine allgemeine Verstärkung des Einflusses der Arbeitnehmerschaft zur Erreichung pari- 
tätischer Rechte daher nicht erforderlich. Die besondere Art der Bestellung des Ar- 
beitsdirektors kann zu Abhängigkeit von der Gewerkschaft führen. Damit könnte der 
Arbeitsdirektor einen Teil seiner Funktion, nämlich für die Unternehmen und Verbände 
die Tarifverhandlungen mit den Gewerkschaften zu führen, nicht sachgemäß ausüben. 
Grundlegende Unterschiede der Unternehmensverfassung in den verschiedenen europäi- 
schen Ländern können zu wirtschaftlichen Nachteilen führen. 

Das Gewicht dieser Vorzüge und Bedenken wird auf seiten der Sozialpartner und 
ebenso in der Offentlichkeit verschieden bewertet. Sicher ist, daß eine Einigung über 
eine Regelung der Mitbestimmung auf der Basis der Montanmitbestimmung schwer mög- 


lich ist. 


24. Sozialrechtliche Partnerschaft im Unternehmen 


Die mit der Mitbestimmung angestrebten sozialen Wirkungen können in den Unter- 
nehmen der Wirtschaft durch die Art der Sitzverteilung im Aufsichtsrat allein nicht be- 
wirkt werden. Dazu ist vielmehr ein Bündel gleichzeitiger Maßnahmen erforderlich. 
Diese müssen folgende Ziele ins Auge fassen: 

a) die Schaffung von neuen Ordnungen für die betrieblichen Arbeitsgruppen und 
Abteilungen. Diese sollten eine stärkere Mitbeteiligung der Arbeitnehmer an solchen 
Entscheidungen bewirken, in denen diese selbst Einsichten haben und unmittelbare Ver- 
antwortung tragen können (Näheres Ziffer 25; vgl. Ziffern 7 und 8); 

b) eine Erhöhung des Einflusses der Personalleitungen in den Unternehmensleitungen 
und die planmäßige Entwicklung einer betrieblichen Personal- und Sozialpolitik (Zif- 
fer 26; vgl. Ziffern 8 und 9); 

c) eine stärkere Beschäftigung der Aufsichtsräte mit den Fragen einer guten Personal- 
politik, Zusammenarbeit und Menschenführung; eine Berufung von einzelnen Persön- 
lichkeiten, die dafür besonders sachkundig sind, in den Aufsichtsrat (Ziffer 27; vgl. 
Ziffer 10); 

d) eine Verteilung der Aufsichtsratssitze, die der Arbeitnehmerseite das notwendige 
Gewicht gibt (Ziffern 20 und 28), unter gleichzeitiger Rücksichtnahme auf die gesellschaft- 
lich wichtigen Funktionen des Kapitals (Ziffern 13 und 14) und die internationale Ver- 
flechtung der Unternehmen (Ziffer 15); 

e) eine Zusammensetzung der Arbeitnehmervertretung im Aufsichtsrat, die sowohl 
wirtschaftliche wie soziale Sachkenntnisse einschließt (Ziffer 29). 


25. Mitwirkung am Arbeitsplatz 


Die wirtschaftlichen, technischen und menschlichen Verhältnisse in den einzelnen Be- 
trieben sind so verschieden, daß eine verantwortliche Mitwirkung der Arbeitnehmer am 
Arbeitsplatz sich schwer in gesetzlichen Bestimmungen regeln läßt. Es sollte aber in das 
Betriebsverfassungsgesetz eine Rahmenbestimmung aufgenommen werden. Diese sollte 
dahin wirken, daß in den Betrieben ihren Besonderheiten entsprechende Vereinbarungen 
getroffen werden, in denen Funktionen und Rechte der Arbeitsgruppen geregelt werden. 
Die Betriebsleitungen und Betriebsräte sollen verpflichtet werden, ständig darauf hin- 
zuweisen, welche Bedeutung die verantwortliche Mitwirkung der Arbeitnehmer und 
der Arbeitsgruppen an der Regelung der sie betreffenden Fragen hat. Es soll jedem Vor- 
gesetzten zur Pflicht gemacht werden, seine Mitarbeiter soweit wie möglich an der Re- 
gelung der Arbeitsvorgänge zu beteiligen. Die wichtigste Voraussetzung dafür ist eine 
laufende Information. Diese sollte sich vor allem erstrecken auf die gestellten Arbeits- 
aufgaben und den Ablauf der Arbeit, auf Planungen, Umsetzungen, Änderungen im 
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Produktionsablauf, Sicherheitsmaßnahmen sowie auf beabsichtigte Neueinstellungen und 
Entlassungen. Die Mitarbeiter sollten dazu durch Einwendungen und Vorschläge Stellung 
nehmen können. Vorschläge, die gemeinsam von Arbeitsgruppen eingereicht werden, 
sollten nicht ohne Mitteilung von Gründen abgelehnt werden. 

Wo Arbeitsgruppen bereit und in der Lage sind, notwendige Ordnungen des Ar- 
beitsablaufs durch eigene Absprachen erfolgreich vorzunehmen, sollten sie Gelegenheit 
dazu haben. Die vierteljährlichen Betriebsversammlungen, die im Betriebsverfassungs- 
gesetz vorgeschrieben sind, könnten auf die Hälfte reduziert werden. Ohne zusätzlichen 
Zeitaufwand sollten dafür in Betriebsteilen oder Werkstätten regelmäßige Informationen 
und Beratungen stattfinden, um den Arbeitnehmern eine realere Möglichkeit zu geben, 
ihre Anliegen zu vertreten. 


26. Erhöhte Bedeutung der Personalleitungen 


Von besonderer Bedeutung für die Entwicklung der Arbeitsbeziehungen im Betrieb sind 
die Personalabteilungen. Soll ihren Aufgaben größere Aufmerksamkeit im Rahmen der 
Gesamtleitung gewidmet werden, so muß dem bei der Zusammensetzung der Vor- 
stände Rechnung getragen werden. Es erscheint notwendig, daß nicht nur die für die 
kaufmännischen und technischen Belange unmittelbar zuständigen Persönlichkeiten, son- 
dern auch diejenigen, die laufend den Einblick und die Verantwortung in Personal- 
fragen haben, den Vorständen angehören. In großen Unternehmen sollte ein Mitglied 
der Unternehmensleitung ausschließlich mit den Fragen der Personalleitung und der 
betrieblichen Sozialpolitik betraut sein. Dadurch würden auch mehr als bisher tüchtige 
Mitarbeiter der Unternehmen für eine Laufbahn auf dem Sektor der Personalführung 
interessiert werden. Fähige, ideenreiche Persönlichkeiten würden veranlaßt, auf diesem 
Gebiet ihre Initiative zu entfalten. Auf diese Weise ist sicherzustellen, daß die Ver- 
besserung der Arbeitsbeziehungen, die Personalplanung und die Mitarbeiterschulung das 
ihnen gebührende Gewicht im Rahmen der unternehmerischen Entscheidungen erhalten. 
Einige Unternehmen sind hier schon vorangeschritten. Es ist aber notwendig, daß sich 
diese Entwicklung überall durchsetzt. 


27. Die Verantwortung der Aufsichtsräte 


Im Rahmen des geltenden Unternehmensrechtes hat der Aufsichtsrat die Aufgabe, die 
Tätigkeit des Vorstandes zu überwachen. Maßnahmen der Geschäftsführung soll der 
Aufsichtsrat nicht treffen können. Verantwortlich dafür ist vielmehr der Vorstand. 

Es besteht Übereinstimmung unter den Sachkennern, daß sich diese Zweiteilung der 
Verantwortlichkeit im Rahmen des Aktiengesetzes bewährt hat. Sie ermöglicht, daß der 
Vorstand als Unternehmensorgan gesamtverantwortlich handelt und eine Aufteilung 
nach Interessen in ihm nicht stattfinden kann. 

Die Überwachungsfunktion des Aufsichtsrates sollte sich nicht nur auf die technische 
und wirtschaftliche Entwicklung des Unternehmens erstrecken. Sie soll mit Nachdruck 
auch die Förderung der Anliegen der Arbeitnehmer im Auge haben. Der Aufsichts- 
rat soll mehr als bisher darauf achten, daß die menschlichen Angelegenheiten der Be- 
schäfligten ebenso beachtet werden wie wirtschaftliche und technische Fragen. Es müßten 
deswegen Bestimmungen getroffen werden, daß den Aufsichtsräten auch solche Persön- 
lichkeiten angehören, die in Fragen der Personal- und Sozialpolitik auf Grund ihrer 
betrieblichen, wissenschaftlichen oder sonstigen Leistungen und Erfahrungen für die lau- 


fende Beobachtung und Verbesserung der menschlichen Beziehungen im Betrieb sach- 
kundigen Rat geben können. 


x 
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28. Das Problem eines Ausgleichs der Bestimmungsrechte 


Sollen die Vertreter der Kapitaleigner und Arbeitnehmer ihre Aufgaben im Aufsichts- 
rat jeweils wirkungsvoll und in einem verständnisvollen Zusammenwirken vertreten 
können, so muß ein Kompromiß gefunden werden, der die beiderseitigen Rechte und 
Funktionen soweit wie möglich aufeinander abstimmt. Dabei geht es um die gleich- 
zeitige Berücksichtigung folgender Anliegen: Die Vertreter der Arbeitnehmer glauben 
weithin, nur dann ihre Stimme mit Gewicht erheben zu können, wenn in den Aufsichts- 
organen die Hälfte der Mitglieder Leute ihres Vertrauens sind. Die Unternehmerseite 
glaubt weithin, daß marktgerechte wirtschaftliche Entscheidungen, rechtzeitige technische 
Umstellungen, die internationale Wettbewerbsfähigkeit und damit die Zukunft eines 
Unternehmens gefährdet sein könnten, wenn für alle Entscheidungen des Aufsichtsrates 
die Zustimmung der Arbeitnehmervertreter erforderlich ist. 

Nach den bisherigen Überlegungen haben diese beiden einander überschneidenden An- 
liegen ihr sachlich begründetes Gewicht. Darum liegt es nahe, nach einem Ausgleich zwi- 
schen diesen beiden Anliegen zu suchen. Die Mitglieder der Kammer für soziale Ord- 
nung der EKD waren sich darüber einig, daß dieser Ausgleich gefunden werden muß. 
Einer Mehrheit der Kammer für soziale Ordnung stand dabei ein Ordnungsmodell vor 
Augen, nach dem derjenige Teil der Aufsichtsratssitze, der den Arbeitnehmern nach 
dem Betriebsverfassungsgesetz zur Parität fehlt, in Zukunft bei seiner Bestellung vom 
Vertrauen beider Seiten abhängig gemacht wird. 

Einige Mitglieder der Minderheit machten geltend, daß das vorgenannte Modell der 
Arbeitnehmerschaft die Gleichberechtigung, wie sie sich aus den in dieser Schrift geltend 
gemachten sozialethischen Gesichtspunkten ergäbe, vorenthalte, die bestehende paritä- 
tische Mitbestimmung gefährde, obgleich sie sich bewährt habe, und die anzustrebende 
Entwicklung zur paritätischen Mitbestimmung verzögere. Andere Mitglieder dagegen 
waren der Auffassung, man begebe sich durch diesen Schritt auf einen Weg, der am 
Ende das Verfügungsrecht der Kapitaleigner so stark einenge, daß das Funktionieren 
der freien Wirtschaft in Gefahr gerate. Der Vorschlag werde sich nur als ein erster 
Schritt zur paritätischen Mitbestimmung auswirken, gegen die an anderen Stellen dieser 
Schrift sehr begründete Bedenken erhoben würden. Die dargelegten sozialethischen Ziel- 
vorstellungen könnten auf dem Wege über das Betriebsverfassungsgesetz verwirklicht 
werden. 

Da es nicht die Aufgabe der Kammer ist, diese Frage zu entscheiden, sondern ihre Be- 
deutung sachlich darzustellen, gibt sie die verschiedenen Auffassungen bekannt, die eine 
einmütige Meinungsäußerung verhinderten. 


29. Zusammensetzung der Arbeitnehmervertretung im Aufsichtsrat 


Alle Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat sollten in einem direkten oder indirekten 
Wahlverfahren von den Belegschaften gewählt werden. Es müßte sichergestellt sein, daß 
verschiedene Gesichtspunkte, insbesondere im Hinblick auf die unterschiedliche Zusam- 
mensetzung der Belegschaften, bei der Wahl berücksichtigt werden. Die Hälfte der Ar- 
beitnehmervertreter sollte wegen ihrer betriebsnahen Sachkenntnisse aus Angehörigen 
des Betriebes bestehen. Der andere Teil der zu wählenden Arbeitnehmervertreter sollte 
von außen kommen und besondere gesellschaftspolitische und wirtschaftliche Kenntnisse 
haben. Den Gewerkschaften, dem Betriebsrat sowie den Belegschaftsangehörigen sollte 
das Recht eingeräumt werden, von der Arbeitnehmerschaft zu wählende Kandidaten 
für die Aufsichtsratswahl zu nominieren. 
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30. Der Wille zur Zusammenarbeit - Die Bedeutung einer richtigen Entscheidung 
in der Mitbestimmungsfrage 


Jede Form der Mitbestimmung kann sich nur dort als vorteilhaft erweisen, wo der Wille 
Zur Zusammenarbeit besteht. Für die laufende Arbeit in den Unternehmen müssen or- 
ganisatorische Formen der Meinungs- und Willensbildung gefunden werden, in denen bei 
gutem Willen ein wachsendes Vertrauen entstehen kann. Dies setzt voraus, daß die Lei- 
tenden die Kunst beherrschen, verschiedenartige Kenntnisse und Meinungen zu gemein- 
samen Denkvorgängen zusammenzuführen und deren Ergebnisse zu verwirklichen. 

Würden maßgebliche Kräfte der Arbeitnehmervertretung Verhältnisse anstreben, in 
denen das private Eigentum an Produktionsmitteln seine Funktion verliert, oder würden 
die Kapitaleigner die grundsätzliche partnerschaftliche Gleichberechtigung der Arbeit- 
nehmerseite in Frage stellen oder gar eine Entmachtung der Arbeitnehmerschaft und 
ihrer Vertretung anstreben, so würde dadurch auch ein gemeinsames Wirtschaften, wie es 
die Mitbestimmung zum Ziel hat, unmöglich. Es wäre höchstens in Form einer unstabilen 
Koexistenz gegnerischer Kräfte möglich. Es ist an der Zeit, durch ruhige, überlegte Ent- 
scheidungen eine Entwicklung einzuleiten, die für eine industrialisierte Gesellschaft bes- 
sere menschliche und soziale Beziehungen schafft. Die geschichtliche Erfahrung zeigt, daß 
sich die Situation sehr schnell ändern kann. Eine Verschleppung oder Fehlentscheidung 
wichtiger sozialpolitischer Fragen kann eine hoffnungsvoll begonnene Periode der Part- 
nerschaft und Kooperation zwischen den Sozialpartnern beenden. 

Darum müssen notwendige Änderungen und soziale Weiterentwicklungen rechtzeitig 
vorgenommen werden. Vernunft, Wille zur Zusammenarbeit und Kompromißbereit- 
schaft auf beiden Seiten sind nötig, um den richtigen weiteren Weg zu finden, der zu 
neuen Formen mitmenschlichen Zusammenwirkens führt, die der heutigen Industrie- 
gesellschaft angepaßt sind. 


C. Hilfsmaßnahmen für Flüchtlinge 


Zu den Bemühungen um soziale Gerechtigkeit gehört das Eintreten der Kirche 
für die Angleichung der Hilfsmaßnahmen für Flüchtlinge an die für Ver- 
triebene. Der Bevollmächtigte des Rates am Sitz der Bundesregierung, Bischof 
D. Kunst, wurde beauftragt, nach Abstimmung mit dem Beauftragten des Rates 
der EKD für Umsiedler und Vertriebenenfragen, Pastor D. Besch, mit dem 
Flüchtlingsbeirat der EKD und mit dem Kommissariat der Deutschen Bischöfe, 
gemeinsam mit Weihbischof Tenhumberg ein entsprechendes Schreiben an den 
Bundeskanzler zu richten. Es erging am 8. Januar 1968 und lautet: 


Sehr verehrter Herr Bundeskanzler! 


Die beiden christlichen Kirchen sind seit einigen Jahren wiederholt auf die besondere 
Lage der Flüchtlinge und Zuwanderer aus dem anderen Teil Deutschlands aufmerksam 
geworden. 

Die zuständigen kirchlichen Gremien hatten sich bereits in den Jahren 1948 bis 1950 
bei den Vorarbeiten zum Lastenausgleichsgesetz mit einem vergleichbaren Anliegen be- 
faßt. Damals mußte auf die Sozialpflichtigkeit des Eigentums derer hingewiesen werden, 
die von den Folgen des Krieges weitgehend verschont wurden. 

Heute scheint es uns eine Forderung der Gerechtigkeit zu sein, daß die übrigen in der 
Bundesrepublik lebenden durch die Kriegsfolgen Geschädigten mit ihren berechtigten 
Forderungen nicht länger zurückstehen sollten. Bereits vor dem 13. August 1961 hatten 
sich kirchliche Stellen wiederholt dafür verwandt, die Hilfsmaßnahmen für Flüchtlinge 
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den Hilfsmaßnahmen für die Vertriebenen anzugleichen. Wir sind der Auffasung, daß 
die letzten Endes kriegsbedingten Verluste deutscher Staatsangehöriger, die in der Bun- 
desrepublik leben, nicht nur dann eine Entschädigung erfahren sollten, wenn diese Ver- 
luste in der Bundesrepublik oder in den Vertreibungsgebieten eingetreten sind. Nicht der 
Ort, in dem der Geschädigte wohnte, sondern Art und Höhe seines Verlustes sowie die 
soziale Situation des Betreffenden sollten für die Entscheidung der Frage maßgebend 
sein, ob und in welcher Höhe er eine Entschädigung erhalten kann. Wir vermögen bei- 
spielsweise nicht einzusehen, warum Bürger der Bundesrepublik für Sparschäden an 
Reichsmarkguthaben, die sie in Düsseldorf, Breslau oder Königsberg besaßen, eine Ent- 
schädigung erhalten, während andere Bürger der Bundesrepublik, die Reichsmarkgut- 
haben etwa in Dresden oder Magdeburg hatten, nichts bekommen. Die rechtsstaatliche 
Ordnung verträgt es auf die Dauer nicht, daß wegen des verständlichen Wunsches, zu- 
sätzliche finanzielle Belastungen zu vermeiden, die Rechtstitel dieser Gruppe von Ge- 
schädigten weniger berücksichtigt werden. 

Beide Kirchen verkennen nicht die gegenwärtigen wirtschaftlichen Schwierigkeiten bei 
der Finanzierung der erforderlichen Gesetze. 

Dennocd bitten wir, 

1. dem Beweissicherungs- und Feststellungsgesetz ein Leistungsgesetz folgen zu lassen. 

2. den Regierungsentwurf des „Gesetzes über einen Währungsausgleich für Reichs- 
marksparguthaben von Deutschen aus der sowjetisch besetzten Zone Deutschlands und 
dem Sowjetsektor von Berlin“ zu verabschieden, 

3, eine Novelle zum Flüchtlingshilfegesetz zu verabschieden. 

Bei diesen Gesetzesvorlagen handelt es sich nicht nur um eine finanzielle Frage, die 
auch außerhalb des Bundeshaushaltes eine Lösung finden könnte, sondern um die Aner- 
kennung des Grundsatzes, daß analoge Tatbestände eine analoge Gesetzgebung erfahren 
sollten. Die Parallelität der Schadenstatbestände zu denen des Lastenausgleichs fordert 
unseres Erachtens eine entsprechende Entschädigung, wobei der finanzielle Ausgleich wie 
beim Lastenausgleich stufenweise nach sozialen Gesichtspunkten und nach Maßgabe der 
vorhandenen Mittel auf einen größeren Zeitraum verteilt werden könnte. 

Wir bitten die zuständigen Stellen in Bund und Ländern, geeignete Wege zu suchen, 
um für dieses große Problem aus dem Bereich der Kriegsfolgenlasten eine gerechte Lö- 
sung zu finden. 


Mit angelegentlichen Empfehlungen sind wir Ihre sehr ergebenen 
D. Kunst H. Tenhumberg 


Im Auftrage des Bundeskanzlers antwortete Staatssekretär Carstens am 27. Fe- 
bruar 1968 dem Bevollmächtigten des Rates der EKD: 


Hochverehrter Herr Bischof, 


der Herr Bundeskanzler hat mich beauftragt, Ihnen für Ihr Schreiben vom 8. Januar 1968 
verbindlich zu danken, in dem Sie sich für eine rechtliche Gleichstellung der Flüchtlinge 
aus der SBZ mit den Vertriebenen einsetzen. 

Sie dürfen versichert sein, daß der Herr Bundeskanzler mit diesem ernsten Problem 
gut vertraut ist. Er hat erst vor wenigen Wochen mit Vertretern der Aktionsgemein- 
schaft der mitteldeutschen Flüchtlingsverbände und Landsmannschaften eingehend über 
diese Fragen gesprochen. Dabei ist auch über den Vorschlag des Herrn Bundesministers 
von Hassel gesprochen worden, angesichts der Lage des Bundeshaushalts und der Un- 
möglichkeit, Mittel in der Größenordnung von mehreren Milliarden DM für diese 
Zwecke in die mehrjährige Finanzplanung einzustellen, die rechtliche Gleichstellung der 
Flüchtlinge mit den Vertriebenen und Kriegssachgeschädigten dadurch zu finanzieren, 
daß die Länder über das Jahr 1979 hinaus weiterhin einen Teil ihres Vermögensauf- 
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kommens für diesen Zweck zur Verfügung stellen. Einer solchen Lösung müßten die 
Länder zustimmen, und es müßte weiter gewährleistet sein, daß der Kostenaufwand für 
diese Maßnahmen bei der Aufteilung der Finanzmassen in der Finanzreform nicht dem 
Bund angelastet wird. Ob diese Voraussetzungen erfüllt werden können, muß noch ge- 
klärt werden. Der Herr Bundeskanzler hat zugesagt, daß sich das Kabinett mit diesen 
Grundsatzfragen einer Gleichstellung der Flüchtlinge demnächst eingehend befassen wird. 


Mit dem Ausdruck meiner ganz ausgezeichneten Hochachtung (Unterschrift) 


SCHLUSS 


Die vielfältige Kritik an der Kirche, von der zu berichten war, macht deutlich, 
daß die Kirche von vielen als nicht in Übereinstimmung mit der geschichtlichen 
Umwelt, zu der sie gehört, empfunden und beurteilt wird und darum dem heu- 
tigen Menschen und der heutigen Welt keine hilfreiche Antwort auf ihre Fragen 
zu geben und die Geborgenheit zu bieten vermag, deren sie bedürfen. Die neuen 
Aufgaben, denen sich die Kirche stellt, machen ihr Bemühen deutlich, ihren Dienst 
mit der Weltentwicklung zu synchronisieren. Beide Momente — die Krise, in der 
die Kirche steht, und die neuen Aufgaben, die sie angreift - wirken zusammen, 
um die innere Situation der evangelischen Christenheit und Kirche in Deutsch- 
land mit dem Merkmal einer tiefgehenden Unruhe zu prägen, von der mancher- 
lei schwere Anfechtung ausgeht, nicht zuletzt dadurch, daß die gegenwärtige 
Situation eines Übergangs die einen dazu verführt, in dem Aggiornamento des 
kirchlichen Lebens und Dienstes über das Ziel hinauszuschießen, die anderen 
aber im Gegenschlag zu einem starren Festhalten an traditionellen Antworten 
und überkommenen Positionen zu veranlassen. Was von der Kirche heute ge- 
fordert wird, ist das gläubige Wagnis des ungesicherten Aufbruchs zu neuen 
Ufern. Nur an einer solchen Kirche wird sich erfüllen, daß sie als die Unbe- 
kannte und doch bekannt; als die Sterbende und doch Lebendige, als die Traurige 
und doch allezeit fröhlich; als die Arme, aber die doch viele reich macht; als die 
nichts Habende, die doch alles hat; als die Ungesicherte und Ungeborene, die 
über dem Abgrund im Frieden Gottes geborgen ist - an einer solchen Kirche wird 
sich erfüllen, daß sie, indem sie im kritischen und selbstkritischen Angefochtensein 
den Anspruch und Zuspruch ihres Herrn gehorsam hört, Zukunft hat und Zu- 
kunft gewinnt und in der Welt das Zeichen der Hoffnung aufrichten kann. 
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II. Die Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik 


Von Erwin Wilkens 


1. POLITISCHE UMWELT 


Das Bild der Ost-West-Politik, mit dem es die kirchliche Entwicklung in der 
DDR und die kirchlichen Beziehungen im geteilten Deutschland im Jahre 1968 
zu tun hatten, kann an Widersprüchlichkeiten kaum mehr überboten werden. 
Die weltpolitischen Spannungszonen, in denen jeweils auch die Interessengegen- 
sätze zwischen den großen Weltmächten präsent sind (Krieg in Vietnam, israe- 
lisch-arabischer Konflikt im Nahen Osten, Spannungszone Mitteleuropa), ver- 
lieren für die USA und die UdSSR immer mehr an zentraler Bedeutung. Die 
fortschreitende Entwicklung der Volksrepublik China zur dritten Weltmacht, 
die militärisch zu fürchten für die beiden anderen großen Mächte noch kein An- 
laß besteht, nötigt diese dennoch zu einer allmählichen Neuorientierung ihrer 
Weltpolitik; sie entdecken dabei zugleich auch neuartige gemeinsame Interessen, 
die die schon bisher bestehende beiderseitige Verantwortung für die Vermeidung 
eines Weltkonflikts noch verstärken. Die Dritte Welt wird als wesentlicher Fak- 
tor der Weltpolitik immer unübersehbarer. Die Fertigstellung des Atomwaffen- 
sperrvertrages; erste Anfänge in den Bemühungen um weitere Vereinbarungen 
über Rüstungsbegrenzungen; Verfeinerung der strategischen Grundsätze mit 
dem Ziel, der Automatik eines großen atomaren Konfliktes zu entgehen; die 
Einschränkung der amerikanischen Bombenangriffe in Vietnam; die, freilich ver- 
geblichen, Bemühungen des Präsidenten der USA Lyndon B. Johnson, vor Be- 
endigung seiner Amtszeit noch zu einem Gipfelgespräch mit den Führern der 
UdSSR zu kommen; das alles sind Anzeichen dafür, daß man die Notwendigkeit 
einer weltpolitischen Wende im Prinzip erkannt hat. 

Das seit längerem zu verzeichnende Einpendeln der Ost-West-Fragen auf den 
Status quo hat sich damit freilich noch erheblich verstärkt. Die beiden Super- 
mächte sind schon um des eigenen Überlebens willen zum Status quo verurteilt, 
solange die Wahrung des Weltfriedens auf einer funktionierenden militärischen 
Abschreckung beruht. Eine Bejahung des Status quo zwischen Ost und West zu- 
mindest für eine voraussichtlich lange Periode der Weltpolitik bleibt keinem der 
Beteiligten erspart. Nur so ist die Labilität, die den Abschreckungsausgleich wei- 
terhin kennzeichnet, überhaupt erträglich. Es ist eine besonders in der Bundes- 
republik Deutschland beliebte Illusion, von der Weiterentwicklung des Rußland- 
China-Konfliktes eine Auflockerung des Status-quo-Denkens der UdSSR zu er- 
hoffen, die sich auf eigene politische Vorstellungen in der Deutschlandpolitik zu- 
bewegen könnte. Die bisherigen Erfahrungen mit der sowjetischen Politik und 
auch sachgemäße politische Überlegungen zeigen, daß das Gegenteil der Fall ist 
und nach Lage der Dinge auch wohl sein muß. Hier liegt eine der wesentlichen 
Wurzeln für das Verhalten der UdSSR gegenüber der Entwicklung in der CSSR, 
von dem unten noch die Rede sein muß. Hier liegt aber auch der tiefere Grund 
dafür, daß eine Verneinung des Status quo auch im Westen auf immer größere 
Skepsis stößt. Man muß den Status quo als allein mögliche Ausgangsbasis für 
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weiteres politisches Denken und Handeln bejahen und neue bewegende Elemente 
an den Erfordernissen der Zukunft und ihren Maßstäben gewinnen. Wer noch in 
alten Zuständen befangen von einer Überwindung des Status quo spricht, darf 
sich nicht wundern, auf der einen Seite als Störenfried, auf der anderen Seite als 
Vertreter eines nach rückwärts gerichteten Wunschdenkens im Sinne der eigenen 
Nation zu erscheinen. 

Das Bekenntnis zum Status quo ist allein noch kein Heilmittel zur Lösung der 
Weltkonflikte und zur Entschärfung der Interessengegensätze. In dieser Erkennt- 
nis liegt es begründet, warum die beiden großen Weltmächte trotz übereinstim- 
mender Einsichten in das von der politischen Vernunft Gebotene tatsächlich zur 
Aufrechterhaltung oder gar zur Steigerung gefährlicher weltpolitischer Spannun- 
gen beitragen. Es sind noch keine Formeln und Mechanismen, keine Instrumente 
und Erfahrungen erkannt und entwickelt worden, die Anerkennung des Status 
quo mit einer auf die Zukunft zugehenden Veränderung zu verbinden. Die Angst, 
mit dem Status quo in eine Sackgasse zu geraten und darin dem Gegner zu er- 
liegen, läßt die Weltmächte am Freund-Feind-Schema des politischen Denkens 
und an den zugehörigen Ideologien trotz allem festhalten. Es bleibt weiterhin 
dabei, die Lösung von Konflikten mit Hilfe der klassischen Mittel der Macht- 
politik zu suchen; und es bleibt zugleich dabei, daß Anwendung und Androhung 
dieser Machtmittel zur politischen Ohnmacht verurteilen. Dies macht den wider- 
spruchsvollen Charakter der gegenwärtigen weltpolitischen Lage aus. 

Die gleichen Signaturen sind zu erkennen, wenn man einige Details im Span- 
nungsfeld Mitteleuropa ins Auge faßt. Auch hier gab es im Jahre 1968 zunächst 
eine Reihe von Anzeichen für einen fortschreitenden Prozeß von Vorschlägen 
und Maßnahmen zur Entspannung und zur Veränderung. Die Skala reichte von 
dem erneut entfalteten Plan des polnischen Außenministers Adam Rapacki, 
schrittweise ein europäisches Sicherheitssystem aufzubauen; über die Aktivitäten 
des sowjetischen Botschafters in Bonn Semjon Zarapkin, die ebenfalls um ein 
europäisches Sicherheitssystem und um einen Austausch von Gewaltverzichts- 
erklärungen zwischen der Bundesrepublik und Mitgliedstaaten des Warschauer 
Paktes unter Einschluß der DDR kreisten; bis hin zu einem Zusammentreffen des 
Regierenden Bürgermeisters von Berlin Klaus Schütz mit dem sowjetischen Bot- 
schafter in der DDR Pjotr Abrassimow am 18. Januar, dem ein gleicher Besuch 
des Bundesaußenministers Willy Brandt in Ost-Berlin am 18. Juni folgte. Auch 
die mehrfach erklärte Bereitschaft der Bundesrepublik, endlich auf Minister- 
ebene zu Verhandlungen mit der DDR zu kommen, ist hier zu nennen. Die Bun- 
desrepublik nahm am 31. Januar die diplomatischen Beziehungen mit Jugosla- 
wien wieder auf; der Bundesaußenminister bemühte sich um neue Formeln, die 
Hinnahme der Oder-Neiße-Grenze als einer politischen Realität anzuzeigen, 
ohne es zu einer förmlichen Anerkennung kommen zu lassen. Als SPD-Vor- 
sitzender sagte er auf dem Bundesparteitag seiner Partei am 18. März in Nürn- 
berg, man wisse, „daß heute eine Anerkennung der Oder-Neiße-Linie nicht ein- 
mal diplomatische Beziehungen zu Polen zur Folge haben würde“. Da das deut- 
sche Volk die Versöhnung gerade mit Polen wolle und brauche, ergebe sich „die 
Anerkennung bzw. Respektierung der Oder-Neiße-Linie bis zur friedensvertrag- 
lichen Regelung“. Alle Völker sollten in der sicheren Gewißheit leben können, 
daß Grenzen nicht mehr gegen ihren Willen verändert werden würden. Zwar 
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nehmen Erklärungen der Bundesregierung, soweit sie aus der Sicht der CDU be- 
einflußt werden, immer wieder ihre Zuflucht zu der kaum mehr als realistisch 
anzusehenden Formel, über die Oder-Neiße-Linie könne erst in Friedensver- 
handlungen mit einer gesamtdeutschen Regierung entschieden werden; doch wird 
man die Erklärungen zum Thema Gewaltverzicht kaum anders als die Bereit- 
schaft verstehen können, für die weitere politische Auseinandersetzung von den 
bestehenden Grenzen auszugehen, auch wenn ihre offizielle Anerkennung ausge- 
klammert wird. Jedenfalls gab es auch 1968 Elemente genug, die für eine kon- 
struktive Entspannungspolitik auf dem Felde Mitteleuropas hätten genutzt wer- 
den können. 

Wenn es statt dessen auch hier eher zur entgegengesetzten Entwicklung einer 
erneuten Verhärtung zwischen den Blöcken gekommen ist, so ist unschwer zu 
erkennen, daß dabei die ungelösten Probleme der Deutschlandfrage, die sich eben 
als ein entscheidendes Schlüsselproblem für weitergehende Sicherheitsabkommen 
erweist, im Mittelpunkt gestanden haben. Die UdSSR brach die bisher vertrau- 
lich geführten Gespräche mit der Bundesregierung zum Gewaltverzicht plötzlich 
ab, indem sie am 11. Juli ihre Dokumente hierzu veröffentlichte, woraufhin am 
folgenden Tage die Bundesregierung der Offentlichkeit eine Gesamtdokumenta- 
tion vorlegte. Die sowjetische Regierung begründete ihren Schritt u. a. mit dem 
Hinweis, daß die Bundesregierung sich weigere, in die Erklärungen zum Gewalt- 
verzicht auch eine Anerkennung der bestehenden deutschen Grenzen und vor 
allem eine volle völkerrechtliche Anerkennung der DDR mit einzubeziehen. 

Eben um diese völkerrechtliche Anerkennung kreist die gesamte außen- und 
deutschlandpolitische Aktivität der DDR. Auf westlicher Seite wird dabei zu 
wenig beachtet, daß es der DDR hier zugleich um ein Aufbrechen des Ringes der 
von ihr (und einem wachsenden Teil ihrer Bürger) als Diskriminierung empfun- 
denen internationalen Abschnürung und Absperrung von den großen Weltorga- 
nisationen geht. Die Bundesrepublik wird darauf zu achten haben, daß sich hier 
nicht zugunsten der DDR allmählich eine Entwicklung vollzieht, die schließlich 
der Anerkennung durch die Bundesrepublik als eines Schlüssels zur internationa- 
len Kooperation nicht mehr bedarf. Die DDR ist weder innen- noch außenpoli- 
tisch in einer so schlechten Position, wie es westliches Wunschdenken oft wahr- 
haben möchte. Im Ostblock selbst hat die DDR eine Position errungen, die es 
ihr erlaubt, weiteren entscheidenden Fortschritten der westdeutschen Ostpolitik 
einen Riegel vorzuschieben oder diese doch erheblich zu behindern. 

In der Rückschau ist das Jahr 1968 ostpolitisch betrachtet das Jahr des Prager 
Frühlings, des tschechoslowakischen Experimentes mit einem demokratischen So- 
zialismus, des militärischen Einmarsches von 5 Mitgliedstaaten des Warschauer 
Paktes in die CSSR am 21. August und der Anwendung der Breschnew-Doktrin 
von der beschränkten Souveränität sozialistischer Staaten auf die CSSR. Vor- 
geschichte, Ereignisse und Konsequenzen werden hier als bekannt vorausgesetzt. 
Für den Westen bestand von Anfang an die Gefahr, aus einem Mißverständnis 
heraus reziprok, das heißt eben auch mit einer von seiner Ideologie gesteuerten 
Machtkonzentration zu reagieren. 

Darum bedarf es einer unvoreingenommenen Analyse der Vorgänge in der 
CSSR unter Berücksichtigung der sowjetischen Geistesverfassung. Der Bericht- 
erstatter hat unter dem Eindruck des 21. August zu dieser Aufgabe den nach- 
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stehenden Beitrag gegeben, von dem bis heute kein Satz abgestrichen zu werden 
braucht. 


SICHERHEIT UND DIALOG 


Anmerkungen zu den Vorgängen in der CSSR 
(epd- Ausgabe für die kirchliche Presse Nr. 36 vom 4. September 1968) 


Für eine Bilanz des Vorgehens der Sowjetunion in der CSSR ist es noch zu früh. Über 
die Hintergründe im einzelnen gibt es mehr Vermutungen als zuverlässige Informatio- 
nen; das Verhalten der UdSSR ist in vielem widerspruchsvoll. Die Auswirkungen der 
Besetzung auf das Opfer und darüber hinaus auf die internationale Politik sind um- 
stritten, so einig man sich auch in der Welt bis weit in den Weltkommunismus hinein in 
der moralischen Verurteilung dieses Ausbruches von Unvernunft ist. Da die UdSSR 
vorerst auf dem Hradschin in Prag die Macht in der Hand hält und ihre Divisionen bei 
dieser Gelegenheit blitzschnell an weitere westdeutsche Grenzgebiete vorgeschoben hat, 
sprechen viele von einer eiligen und wirksamen Erhöhung der eigenen militärischen Ab- 
wehrbereitschaft, um gegenüber weiteren Aggressionsabsichten gewappnet zu sein. An- 
deren dagegen leuchten mehr die Anzeichen dafür ein, daß die UdSSR mit ihrer Zu- 
flucht zu Gewaltakten den Prozeß nur gefördert hat, den sie gerade aufhalten oder 
verhindern wollte, nämlich den einer Krise und Erneuerung des Weltkommunismus. 

In dieser Phase der Vorläufigkeit und Unsicherheit der eigenen Urteilsbildung kommt 
alles darauf an, nach der ersten Welle der Empörung zu einer nüchternen Betrachtung 
zurückzukehren und dabei die tatsächlichen Erfordernisse der Weltpolitik ins Auge zu 
fassen. An ihnen aber, an den Gesamtzusammenhängen und den langfristigen Auf- 
gaben der Weltpolitik, hat sich durch das sowjetische Vorgehen nichts geändert. Man sagt, 
die Sowjets hätten ihre militärische Aktion glänzend vorbereitet und durchgeführt, ihre 
politische Wirkung aber völlig falsch eingeschätzt. Es wäre verhängnisvoll, wollte nun 
auch der Westen vornehmlich militärisch reagieren und die politischen Aufgaben und 
Möglichkeiten vernachlässigen. Die Folge könnte nur sein, alle bisherigen Ansätze für 
eine gegenseitige Rüstungsbeschränkung zu verschütten und eine neue Phase des Wett- 
rüstens zu eröffnen, die die militärische Sicherheit keineswegs erhöhen würde. 

Militärische Sicherheit zwischen den Weltblöcken mit unterschiedlichen politischen 
Zielen beruht heute auf einem strategisch und technisch sehr komplizierten System ge- 
genseitiger Abschreckung und mehr stillschweigender Respektierung von Interessen- 
sphären, das politisch darauf hinausläuft, den Status quo zu erhalten. Dieses System 
funktioniert nicht automatisch, sondern nur unter der Leitung eines politischen Willens, 
der das Risiko jeder militärischen Maßnahme mit kühler Vernunft berechnet und die 
Entwicklung zu einem allen Seiten unerwünschten großen Konflikt vermeidet. Die So- 
wjets haben sich auch jetzt in ihrer Sicht der Dinge an die Interessenabgrenzung in der 
Welt gehalten und militärische Drohungen oder gar Übergriffe gegenüber dem Westen 
vermieden. Nichts deutet darauf hin, daß ähnliche Aktionen wie die in der CSSR auch 
gegenüber Westeuropa geplant waren und sind. Den Sowjets ist selbstverständlich be- 
re daß damit der atomare Weltkonflikt zwischen den Bündnissystemen ausgelöst 
würde. 

Man sollte daher auch mit dem Urteil zurückhalten, die UdSSR habe ihr Prinzip der 
sogenannten friedlichen Koexistenz aufgegeben. Dieses ist nicht eigentlich ein Programm 
der Verständigung, sondern der Vermeidung eines großen kriegerischen Weltkonfliktes, 
wobei die Möglichkeit ideologischer Koexistenz bestritten bleibt, die wirtschaftlich-ge- 
sellschaftliche Rivalität betrieben und das Recht auf Unterstützung nationaler Befrei- 
ungskriege in Anspruch genommen wird. Beim Prinzip der Koexistenz geht es also um 
eine Methodik zur Erreichung politischer Ziele unter den Bedingungen der heutigen 
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Welt. Daß sich der Westen auf diese Methodik nicht besser als bisher eingestellt hat, z. B. 
in der Vietnamfrage, sind seine eigenen Versäumnisse, nicht die der Sowjets. 

So geht auch das abwägende Urteil militärischer Sachverständiger dahin, daß die Vor- 
gänge in der CSSR dem westlichen Verteidigungsbündnis der NATO keine wesent- 
lichen strategischen Einsichten vermittelt haben, die nicht schon vorher vorhanden ge- 
wesen wären. Wenn dabei von einer gewissen Schwäche der NATO, gegenüber mögli- 
chen begrenzten militärischen Aktionen der Sowjets augenblicklich reagieren zu können, 
die Rede war, so gehört es zu den Berufspflichten der Militärs, an einer entsprechenden 
Verfeinerung der Abschreckung zu arbeiten. Einen Anlaß, die Reaktion auf die mili- 
tärische Seite zu konzentrieren, vermögen wir nicht zu erkennen. Aufgabe des Militärs 
ist es heute, der Politik als Instrument zu dienen und ihr die Möglichkeit zu geben, ohne 
Aurseieng von Gewalt an einer Überwindung der gegenwärtigen Weltspannungen zu 
arbeiten. 

Diese Sicht der Dinge findet gerade auch durch einen Blick auf die wahrscheinlichen 
Motive der sowjetischen Aktion ihre Bestätigung. Seit langem war zu erkennen, daß 
der Entwicklung in der CSSR auf einen demokratischen Sozialismus zu immer mehr eine 
weltpolitische Bedeutung ersten Ranges zukommen würde. Dabei ging es um nichts Ge- 
ringeres als um den Nachweis, daß der Sozialismus des Ostens aus eigenen Einsichten 
und Entwicklungstendenzen heraus erneuerungsfähig ist. Nur auf einen solchen Erneue- 
rungsprozeß konnte und kann man seine Hoffnung für eine friedliche Weltentwicklung 
setzen. Ein solcher Prozeß würde die antikommunistischen und antikapitalistischen Ver- 
teufelungen überwinden und die Vernunft als Grundlage der Politik wieder neu ge- 
winnen können. Es ist nicht zufällig, daß dieser Prozeß in der CSSR mit ihrer hohen 
kulturellen und intellektuellen Tradition am weitesten fortgeschritten ist und nicht nur 
Kreise der Jugend und der Literaten erfaßt hat, sondern auch Eingang in politische 
Kreise fand. Es war ebenfalls nicht zufällig, daß die führenden Kräfte in dem Dialog 
mit anderen ein wesentliches Element der eigenen Erneuerung sahen. Daher gehörte auch 
ein neues Gespräch zwischen Marxismus und Christentum mit in diesen Zusammenhang. 
Das Verhältnis von Geist und Macht, von Führungsanspruch und Toleranz wurde damit 
im östlichen Herrschaftssystem neu zur Debatte gestellt und erwies sich als eine bewe- 
gende Kraft. 

Es ist deutlich, daß diese Entwicklung mit einem Blockdenken in militärisch abzu- 
sichernden Interessensphären auf die Dauer unvereinbar ist. Diese Erkenntnis steht vor- 
nehmlich hinter der sowjetischen Intervention in der CSSR. Es zeigt sich, daß die poli- 
tische Führungsschicht in der UdSSR und einigen anderen Ländern ihres Machtbereichs 
einer solchen neuen bewegenden Kraft der Weltpolitik geistig nicht oder noch nicht ge- 
wachsen ist, in ihr vielmehr eine Gefährdung ihrer inneren und äußeren Sicherheit sieht; 
diese Sicherheit glaubte die UdSSR mit ihrem militärischen Handstreich wiederherstellen 
zu müssen und zu können. 

Ist damit das „Prager Experiment“ mißlungen? Sicherlich für vorläufig in dem Sinne, 
daß dem geistigen Erneuerungsprozeß des östlichen Sozialismus die Möglichkeit zu ge- 
sellschaftlicher, politischer und staatlicher Gestaltung genommen wurde. Aber daß diese 
Erneuerung möglich und bereits eine von der gegenwärtigen politischen Führungsschicht 
der UdSSR für gefährlich gehaltene Realität ist, kann kaum bestritten werden. Der Welt- 
kommunismus ist durch die Kurzsichtigkeit der Sowjets zu Beginn einer Neubesinnung 
in eine tiefe Krise gestürzt worden. Darüber zu frohlocken besteht für uns kein Anlaß. 
Die Welt mit ihren großen Zukunftsaufgaben benötigt dringend die Mitarbeit der auf 
einen demokratischen Sozialismus hin sich entwickelnden Länder des kommunistischen 
Ostens. An den Bedingungen für diese Entwicklung.kann und muß der Westen mit- 
arbeiten. Darum plädieren wir bei allem Verständnis für gegenwärtige Gefühle für 
eine gezielte Fortsetzung einer Politik der Entspannung und auch der politischen Ver- 
handlungen. Erwin Wilkens 
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2. KIRCHE UND STAAT 
a) Die neue Verfassung der DDR 


Diskussion und Maßnahmen zum Verhältnis von Kirche und Staat waren in der 
Berichtszeit vornehmlich von der neuen „Verfassung der Deutschen Demokrati- 
schen Republik“ vom 6. April 1968 bestimmt, die nach einem am 6. April durch- 
geführten Volksentscheid am 9. April 1968 in Kraft trat (GBl. der DDR I Nr. 8 
vom 9. April 1968, S. 199; Abdruck in Deutschland-Arciv, 1. Jg., Mai 1968, 
S. 166). Der Erlaß einer neuen Verfassung in der DDR war im Grunde wegen 
des in der DDR besonders starken Mißverhältnisses zwischen der Verfassungs- 
norm der alten Verfassung vom 7. Oktober 1949 und der Verfassungswirklich- 
keit seit langem fällig. In den letzten Jahren hatte eine Reihe von größeren Ge- 
setzgebungswerken die Entstehung einer neuen sozialistischen Gesellschaftsord- 
nung eingeleitet, die auch im Verfassungsrecht den Schritt von der Volksdemo- 
kratie zum sozialistischen Staat nach sich ziehen mußte. 

Unverkennbar ist, daß die Partei- und Staatsführung der DDR darüber hinaus 
eine erneute Fixierung der Hauptpunkte ihrer Deutschlandpolitik zugleich mit 
der neuen Verfassung erstrebte, für die sie sich nach einer voraufgegangenen 
umfassenden öffentlichen Diskussion der Zustimmung des Volkes mittels eines 
Plebiszits versicherte. Daher heißt es in Art. 8 Abs. 2 der neuen Verfassung: 


Die Herstellung und Pflege normaler Beziehungen und die Zusammenarbeit der beiden 
deutschen Staaten auf der Grundlage der Gleichberechtigung sind nationales Anliegen 
der Deutschen Demokratischen Republik. Die Deutsche Demokratische Republik und 
ihre Bürger erstreben darüber hinaus die Überwindung der vom Imperialismus der deut- 
schen Nation aufgezwungenen Spaltung Deutschlands, die schrittweise Annäherung der 
beiden deutschen Staaten bis zu ihrer Vereinigung auf der Grundlage der Demokratie 
und des Sozialismus. 


Zu dieser Verfassungsaussage sei ein westdeutscher Autor zitiert: 


Zumindest in deklaratorischer Hinsicht hält also die DDR-Verfassung an dem Ziel 
einer Wiedervereinigung Deutschlands fest, freilich unmißverständlich nur unter der 
Voraussetzung der Übernahme des politischen Systems der DDR durch die Bundes- 
republik. Damit erweist sich die Haltung der DDR-Verfassung zur deutschen Frage als 
so starr wie eh und je. Die DDR befindet sich nach dieser Sehweise allein auf dem rich- 
tigen Wege, während die Deutschen in der Bundesrepublik daran gehindert sind, diesen 
richtigen Weg mitzugehen. Das Tragikomische dieser jeder Elastizität baren Konzeption 
muß man darin sehen, daß sie eine naturgetreue Kopie der Deutschland-Politik der Bun- 
desrepublik in den fünfziger Jahren nur mit umgekehrtem Vorzeichen ist (Klaus Westen: 


= neue Verfassung der DDR, Europa-Arciv, 17. Folge vom 10. September 1968, 
. 642). 


Auch das Schlußurteil dieses Autors über die neue Verfassung ist hier von Inter- 
esse: 


Die neue Verfassung der DDR ist eine durch und durch sozialistische Verfassung. Mit 
dem Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland verbindet sie nichts mehr, aber auch 
mit der DDR-Verfassung von 1949 weist sie kaum noch Gemeinsamkeiten auf. Die DDR 
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ist mit dieser Verfassung auch vom formellen Verfassungsrecht her voll in die Familie 
der sozialistischen Staaten integriert. Im Vergleich zu den neueren Verfassungen anderer 
sozialistischer Staaten wirkt die neue DDR-Verfassung gestraffter, in mancher Hinsicht 
konsequenter; der Geist, den sie ausstrahlt, ist aber weniger liberal. Dies gilt insbesondere 
im Vergleich zur rumänischen Verfassung von 1965, die der DDR-Verfassung gerade in 
diesem Punkte um einiges voraus ist. Andererseits kann man nicht leugnen, daß die 
DDR-Verfassung sich auch um das Wohlergehen ihrer Bürger und um ihre Rechte be- 
müht zeigt. Sie bestätigt darin den Charakter, den dieser Staat schon seit einigen Jahren 
annehmen möchte: den Charakter einer Familiengemeinschaft, in der jedermann auf 
seine Kosten kommen soll, wenn er sich der unanfechtbaren Autorität des treusorgenden 
Pater familias, des Staatsratsvorsitzenden, beugt und seiner Führung anvertraut. 
Darin ist die neue DDR-Verfassung ein Kapitel zum Thema aufgeklärter Absolutismus 
im 20. Jahrhundert, ohne dessen Liberalität im Hinblick auf die gesellschaftliche Vielfalt 
(a.a.O. S. 650). 


Zur weiteren Gesamtwürdigung der „Verfassung der Deutschen Demokratischen 
Republik“ vom 6. April 1968 sei hier auf folgende Literatur verwiesen: 


Dietrich Müller-Römer: Ulbrichts Grundgesetz. Die sozialistische Verfassung der DDR, 
Köln 1968. - Derselbe: Die neue Verfassung der DDR. Aus Politik und Zeitgeschichte. 
Beilage zur Wochenzeitung Das Parlament B. 23/68 vom 5. Juni 1968. — Derselbe: Zur 
sozialistischen Verfassung der DDR, Juristenzeitung Nr. 10 vom 17. Mai 1968, 5. 313. - 
Derselbe: Die Grundrechte im neuen mitteldeutschen Verfassungsrecht. Der Staat, Zeit- 
schrift für Staatslehre, Offentliches Recht und Verfassungsgeschichte, 7. Band, 1968, 
Heft 307. - Klaus Westen: Die neue Verfassung der DDR. Europa-Archiv, 17. Folge 
vom 10. September 1968. - Eberhard Poppe (DDR): Grundrechte und -pflichten der 
Bürger im Verfassungsentwurf und die Menschenrechtsdeklaration der UNO. Neue Justiz 
Nr. 6, 2. Märzheft 1968, S. 161. 


Für die Kirchen war zu erwarten, daß die verfassungsrechtlichen Grundlagen des 
Staatskirchenrechtes und der Stellung der Kirchen in Staat und Gesellschaft über- 
haupt in der neuen Verfassung gegenüber dem bisher geltenden Verfassungs- 
recht eine erhebliche Veränderung erfahren würden. Zudem konnte damit ge- 
rechnet werden, daß die schon bisher geübte Beanspruchung der Kirchen für Ziele 
der Deutschlandpolitik eine geeignete verfassungsrechtliche Basis erhalten würde. 
Zum Vergleich seien hier die staatskirchenrechtlichen Bestimmungen der Ver- 
fassung der DDR vom 7. Oktober 1949 zitiert: 


Artikel 40: Der Religionsunterricht ist Angelegenheit der Religionsgemeinschaften. Die 
Ausübung des Rechts wird gewährleistet. 

Artikel 41: (1) Jeder Bürger genießt volle Glaubens- und Gewissensfreiheit. Die un- 
gestörte Religionsausübung steht unter dem Schutz der Republik. 

(2) Einrichtungen von Religionsgemeinschaften, religiöse Handlungen und der Reli- 
gionsunterricht dürfen nicht für verfassungswidrige und parteipolitishe Zwecke miß- 
braucht werden. Jedoch bleibt das Recht der Religionsgemeinschaften, zu den Lebens- 
fragen des Volkes von ihrem Standpunkt aus Stellung zu nehmen, unbestritten. 

Artikel 42: (1) Private oder staatsbürgerliche Rechte und Pflichten werden durch die 
Religionsausübung weder bedingt noch beschränkt. 

(2) Die Ausübung privater oder staatsbürgerlicher Rechte oder die Zulassung zum 
öffentlichen Dienst sind unabhängig von dem religiösen Bekenntnis. 

(3) Niemand ist verpflichtet, seine religiöse Überzeugung zu offenbaren. Die Verwal- 
tungsorgane haben nur insoweit das Recht, nach der Zugehörigkeit einer Religionsge- 
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meinschaft zu fragen, als davon Rechte oder Pflichten abhängen oder eine gesetzlich an- 
geordnete statistische Erhebung dies erfordert. zera ag 0 

(4) Niemand darf zu einer kirchlichen Handlung oder Feierlichkeit oder zur Teil- 
nahme an religiösen Übungen oder zur Benutzung einer religiösen Eidesformel gezwun- 
gen werden. ach 

Artikel 43: (1) Es besteht keine Staatskirche. Die Freiheit zur Vereinigung der Re- 
ligionsgemeinschaften wird gewährleistet. x 

(2) Jede Religionsgemeinschaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten selbstän- 
dig nach Maßgabe der für alle geltenden Gesetze. 

(3) Die Religionsgemeinschaften bleiben Körperschaften des öffentlichen Rechts, so- 
weit sie es bisher waren. Andere Religionsgemeinschaften erhalten auf ihren Antrag 
gleiche Rechte, wenn sie durch ihre Verfassung und die Zahl ihrer Mitglieder Gewähr 
der Dauer bieten. Schließen sich mehrere derartige öffentlich-rechtliche Religionsgemein- 
schaften zu einem Verband zusammen, so ist auch dieser Verband eine öffentlich-recht- 
liche Körperschaft. 

(4) Die öffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaften sind berechtigt, von ihren Mit- 
gliedern Steuern auf Grund der staatlichen Steuerlisten nach Maßgabe der allgemeinen 
Bestimmungen zu erheben. 

(5) Den Religionsgemeinschaften werden Vereinigungen gleichgestellt, die sich die ge- 
meinschaftliche Pflege einer Weltanschauung zur Aufgabe machen. 

Artikel 44: Das Recht der Kirche auf Erteilung von Religionsunterricht in den Räu- 
men der Schule ist gewährleistet. Der Religionsunterricht wird von den durch die Kirche 
ausgewählten Kräften erteilt. Niemand darf gezwungen oder gehindert werden, Reli- 
gionsunterricht zu erteilen. Über die Teilnahme am Religionsunterricht bestimmen die 
Erziehungsberechtigten. 

Artikel 45: (1) Die auf Gesetz, Vertrag oder besonderen Rechtstiteln beruhenden 
öffentlichen Leistungen an die Religionsgemeinschaften werden durch Gesetz abgelöst. 

(2) Das Eigentum sowie andere Rechte der Religionsgemeinschaften und religiösen 
Vereine an ihren für Kultur-, Unterrichts- und Wohltätigkeitszwecke bestimmten An- 
stalten, Stiftungen und sonstigem Vermögen werden gewährleistet. 

Artikel 46: Soweit das Bedürfnis nach Gottesdienst und Seelsorge in Krankenhäu- 
sern, Strafanstalten oder anderen öffentlichen Anstalten besteht, sind die Religions- 
gemeinschaften zur Vornahme religiöser Handlungen zugelassen. Niemand darf zur 
Teilnahme an solchen Handlungen gezwungen werden. 

Artikel 47: Wer aus einer Religionsgemeinschaft öffentlichen Rechts mit bürgerlicher 
Wirkung austreten will, hat den Austritt bei Gericht zu erklären oder als Einzelerklä- 
rung in öffentlich beglaubigter Form einzureichen. 

Artikel 48: Die Entscheidung über die Zugehörigkeit von Kindern zu einer Reli- 
gionsgemeinschaft steht bis zu deren vollendetem 14. Lebensjahr den Erziehungsberech- 
tigten zu. Von da ab entscheidet das Kind selbst über seine Zugehörigkeit zu einer Re- 
ligions- oder Weltanschauungsgemeinschaft. 


Nachdem auf Vorschlag des Staatsratsvorsitzenden Walter Ulbricht die Volks- 
kammer am 1. Dezember 1967 die Ausarbeitung einer neuen Verfassung be- 
schlossen hatte, konnte ihr die Verfassungskommission bereits am 31. Januar 
1968 einen fertigen Entwurf vorlegen. Die Volkskammer billigte den Entwurf 
und beschloß, ihn vor seiner endgültigen Verabschiedung der Bevölkerung zur 
umfassenden Aussprache vorzulegen. Zur Frage von Kirche und Religion ent- 
hielt der Entwurf lediglich folgende Bestimmungen in Artikel 38: 


(1) Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik hat das Recht, sich zu einem 
religiösen Glauben zu bekennen und religiöse Handlungen auszuüben. 
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(2) Die Kirchen und anderen Religionsgemeinschaften haben ihre Angelegenheiten 
und ihre Tätigkeit in Übereinstimmung mit der Verfassung und den gesetzlichen Be- 
stimmungen der Deutschen Demokratischen Republik zu ordnen und durchzuführen. 


Von Belang sind daneben noch Artikel 6 Absatz 5: 


(5) Militaristische und revanchistische Propaganda in jeder Form, Kriegshetze und Be- 
kundung von Glaubens-, Rassen- und Völkerhaß werden als Verbrechen geahndet. 


und Artikel 19 Absatz 1: 


(1) Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik hat unabhängig von seiner 
Nationalität, seiner Rasse, seinem weltanschaulichen Bekenntnis, seiner sozialen Her- 
zer und Stellung die gleichen Rechte und Pflichten. Alle Bürger sind vor dem Gesetz 
gleich. 


Bei dieser rigorosen Beschränkung der verfassungsrechtlichen Aussagen zum 
Staatskirchenrecht kam der Erläuterung von Walter Ulbricht bei der Vorlage des 
Entwurfs um so größere Bedeutung zu. In seiner Rede am 31. Januar vor der 
Volkskammer heißt es („Neue Zeit“ Nr. 27 vom 1. Februar 1968): 


Die Grundrechte in unserer Verfassung sind, wie das gesellschaftliche Leben, äußerst viel- 
fältig. Meine Aufgabe als Berichterstatter der Verfassungskommission konnte hier nur 
darin bestehen, einige wesentliche Gesichtspunkte näher zu erläutern. Es ist zum Beispiel 
selbstverständlich — Sie können das dem Entwurf entnehmen -, daß unsere Verfassung 
die Freiheit der Presse, der Versammlung und des religiösen Glaubens garantiert. 

Dank der politischen Macht der Werktätigen haben diese Rechte für das Volk auch 
realen Gehalt und sind jeglichem reaktionären Mißbrauch entzogen. Wahlrecht bei uns 
ist Bestandteil der Machtausübung des Volkes und nicht, wie in kapitalistischen Ländern 
darauf reduziert, die Machtlosigkeit des Volkes durch gelegentliche Abgabe von Stimm- 
zetteln zu verschleiern. Pressefreiheit ist bei uns eine Freiheit im Interesse des Volkes und 
nicht ein Freibrief für die Willkür von Pressekonzernen & la Springer gegen das Volk, 
gegen Frieden, gegen Völkerverständigung und Humanismus. 

In der Kommission wurde auch über die Freiheit des religiösen Glaubens gesprochen. 
Aus dem Entwurf ersehen Sie: 

Den Bürgern der Deutschen Demokratischen Republik ist das Recht gewährleistet, sich 
zu einem religiösen Glauben zu bekennen und religiöse Handlungen auszuüben. Erstmals 
stehen in der Deutschen Demokratischen Republik Friedens- und Nächstenliebe gläubiger 
Bürger auch verfassungsmäßig in voller Übereinstimmung mit der auf Frieden und Hu- 
manismus gerichteten Politik ihres Staates. 

Den Kirchen und anderen Religionsgemeinschaften gewährleistet der Verfassungsent- 
wurf eine gute, aber auch die einzig mögliche Plattform der weiteren Entwicklung ihrer 
Beziehungen zum sozialistischen Staat. In den vergangenen zwei Jahrzehnten haben sich 
diese Beziehungen in der DDR gut entwickelt und gefestigt. 

Die imperialistischen und revanchistischen Kreise Westdeutschlands hingegen möchten 
Kirchen in der DDR immer noch als Instrument ihrer imperialistischen Revanchepolitik 
ausnutzen. Die westdeutschen herrschenden Kreise sind noch immer nicht gewillt, die 
verfassungsmäßige Ordnung der DDR zu achten. 

Der Verfassungsentwurf zeigt jenen kirchenleitenden Kreisen in der DDR, die hin und 
wieder versuchen, politischen Weisungen der westdeutschen Militärkirche nachzukom- 
men, die Unzulässigkeit solcher Abhängigkeiten. Unser Verfassungsentwurf schiebt 
solchen Bestrebungen und Spekulationen einen Riegel vor. Die Verfassung gibt den Kir- 
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chen und Religionsgemeinschaften eine rechtliche Basis für die ungehinderte Ausübung 
ihrer Seelsorge und ihrer gemeinnützigen Tätigkeit, die mit dem politischen Interesse und 
dem moralischen Empfinden der gläubigen Bürger übereinstimmt. 


Näheren Aufschluß noch über die Absichten, die mit den neuen kärglichen Be- 
stimmungen verbunden zu sein scheinen, gab der Diskussionsbeitrag des Vor- 
sitzenden der CDU, Gerald Götting, aus dem das „Neue Deutschland“ am 3. Fe- 
bruar folgenden Ausschnitt veröffentlichte: 


Die politisch-moralische Einheit der gesamten Bevölkerung und ihre vertrauensvolle 
Gemeinsamkeit erweisen sich wiederum als bewährte Grundprinzipien für die Entwick- 
lung und Gestaltung unserer sozialistischen Menschengemeinschaft. Die christlichen Bür- 
ger haben diese Einheit mitgeschaffen. Sie haben darin wie alle anderen einen festen 
Platz. 

Dabei gehen die christlichen Bürger von der Erkenntnis und Erfahrung aus, daß ihnen 
in der sozialistischen Gesellschaft die Möglichkeit gegeben ist, die vom Evangelium her 
gebotene Friedens- und Nächstenliebe erfolgreich zu praktizieren. Das findet im vorlie- 
genden Verfassungsentwurf sichtbaren Ausdruck. Er gewährleistet dem christlichen Bür- 
ger, daß er ungestört seinen Glauben bekennen, religiöse Handlungen ausüben und als 
gleichberechtigtes und gleichverpflichtetes Glied in der sozialistischen Gemeinschaft sei- 
nem Volke dienen kann. 

Den Kirchen und anderen Religionsgemeinschaften gibt unser Verfassungsentwurf die 
rechtliche Basis zur freien und ungehinderten seelsorgerischen wie karitativen und dia- 
konischen Arbeit. 

Den Kirchen ist eine gute, zugleich aber auch einzig mögliche Grundlage für ihre Ar- 
beit und für die Entwicklung ihrer Beziehungen zum sozialistischen Staat gegeben. Wir 
sind froh darüber, daß sich in den vergangenen Jahren ein normales Verhältnis unserer 
Kirchen zum Staat entwickelt und in Übereinstimmung mit der Feststellung im bekannten 
Kommuniqu& von 1958, daß die Kirchen die Friedenspolitik unserer Republik unter- 
stützen und den sozialistischen Aufbau respektieren, vielfach vertrauensvoll gestaltet 
hat. 

Das hat seine Ursache vor allem aber in den großen Anstrengungen der christlichen 
Bürger, die unselige Vergangenheit des Staatskirchentums und seine Folgeerscheinungen, 
die unsere Kirchen teilweise immer noch belasten, zu überwinden und nicht zuletzt in der 
prinzipiellen Übereinstimmung aller demokratischen Kräfte, redlich die gemeinsame hu- 
manistische Verantwortung beim Aufbau unseres Friedensstaates wahrzunehmen. 

Alle Leitungen der Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik sollten davon 
ausgehen, daß die Glieder ihrer Gemeinden Bürger des sozialistischen Staates sind, die in 
der sozialistischen Gesellschaft arbeiten und leben und mit allen ihren Kräften bemüht 
sind, ihrem sozialistischen Vaterland zu dienen. Für christliche Bürger, die nach den 
Grundsätzen dieses Verfassungsentwurfs leben und arbeiten werden, kann es keine Kon- 
flikte mit sich und ihren Anliegen geben. 

Im Bonner Staat aber lassen sich heute, wie eh und je, Leitungen der Kirchen zur 
Durchsetzung der aggressiven und revanchistischen Politik des westdeutschen Imperialis- 
mus und als Instrument zur Propagierung des Antikommunismus mißbrauchen. Der 
Charakter der westdeutschen Militärkirche, die sich durch den Militärseelsorgevertrag mit 
der NATO verbunden hat und die Expansionspolitik der Kiesinger/Strauß-Regierung 
auf ihre Weise unterstützt (Paul Verner: und die Alleinvertretungsanmaßung), ist erst 
in den letzten Tagen erneut deutlich geworden. Vor über 100 Kommandeuren und Stabs- 
offizieren der Bundeswehr erklärte der hannoversche Landesbischof Lilje, daß alle Be- 


strebungen in der Pfarrerschaft, eine Anerkennung der DDR zu empfehlen, vom Rat der 
EKD auf das schärfste verurteilt worden seien. 
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Für die christlichen Bürger in der Deutschen Demokratischen Republik wird es nie und 
nimmer eine Schicksalsgemeinschaft mit Imperialisten und Monopolherren und auch 
nicht mit NATO-Kirchenleuten geben. In unserer Republik ist endlich der jahrhunderte- 
alte Widerspruch zwischen der Frömmigkeit des einzelnen und dem Mißbrauch seines 
Glaubens durch Machthaber, die sich christlich nannten und immer wieder unchristlich 
handelten — wie es der ach so christliche Westen ja heute noch tut, wenn man nur an die 
eg Aggression in Vietnam denkt -, im Sinne des ehrlichen christlichen Menschen 
gelöst. 

Versuche, Weisungen der westdeutschen NATO-Kirche bei uns zu befolgen, verstoßen 
eindeutig gegen den Inhalt und Geist der Verfassung. Es ist im wohlverstandenen In- 
teresse der Kirchen, das zu beachten. Einen Mißbrauch der Kirchen und des christlichen 
Glaubens für die Bonner Revanchepolitik und Alleinvertretungsanmaßung werden we- 
der die christlichen Bürger noch unser sozialistischer Staat zulassen. 


Daß die neue Verfassung die staatskirchenrechtliche Verfassungsbasis praktisch 
auf eine nach vielen Seiten hin interpretierbare und anwendbare Generalklausel 
reduzierte, die den Kirchen nicht einmal auf der Grundlage der Trennung von 
Kirche und Staat ein klares eigenes Organisations- und Ordnungsrecht zuge- 
stand, mußte auf kirchlicher Seite große Besorgnis auslösen. Schon vor der Ver- 
öffentlichung des Entwurfs hatte der Verwalter des Bischofsamtes in der öst- 
lichen Region der Evangelischen Kirche von Berlin-Brandenburg, Generalsuper- 
intendent D. Albrecht Schönherr, seine Gedanken zur neuen Verfassung ge- 
äußert: 


GEDANKEN ZUR NEUEN VERFASSUNG VOM STANDPUNKT DES CHRISTEN AUS 


Von D. Albrecht Schönherr 
(Evangelischer Nachrichtendienst der DDR vom 17. Januar 1968 ) 


Nach Presseberichten hat der Verwalter des Bischofsamtes der Kirche von Berlin-Bran- 
denburg, Generalsuperintendent D. Albrecht Schönherr, am 9. Januar beim Neujahrs- 
empfang des Rates des Bezirks Frankfurt/Oder für kirchliche Amtsträger in einer An- 
sprache zu Fragen des Verhältnisses von Kirche und Staat Stellung genommen und sich 
dabei auch zur Ausarbeitung der neuen Verfassung der DDR geäußert. Wir baten 
D. Schönherr, uns den Text seiner Ansprache zur Verfügung zu stellen. Mit seiner Er- 
laubnis zitieren wir nachstehend daraus die wichtigsten Gedanken, um sie einer brei- 
teren Öffentlichkeit zugänglich zu machen. 

Der Herr Vorsitzende des Staatsrates hat in feierlicher Form angekündigt, daß eine 
neue Verfassung der DDR erarbeitet werden soll. Die Volkskammer hat einen Aus- 
schuß eingesetzt, der sich dieser Aufgabe unterziehen soll. Bisher ist das Ergebnis dieser 
Arbeit noch nicht bekannt. Wir hegen die Erwartung, daß der Entwurf der neuen Ver- 
fassung, so wie das auch bei anderen wichtigen Werken der Gesetzgebung, besonders aber 
bei dem Entwurf der bisherigen Verfassung, der Fall war, zur breiten Volksaussprache 
gestellt werden wird. Dennoch mag es schon jetzt erlaubt sein, einige Gedanken zu die- 
sem überaus wichtigen und jeden Staatsbürger bewegenden Gegenstand vom Standpunkt 
eines Christen aus zu äußern. 

In den Bauplänen des Berliner Stadtzentrums, das in diesen Jahren in einer tiefge- 
henden und der Bedeutung der Hauptstadt der DDR entsprechenden Weise umgestaltet 
wird, ist weiterhin gegenüber dem Berliner Rathaus die Marienkirche, in der Nachbar- 
schaft des Staatsratsgebäudes und des Außenministeriums der Dom zu sehen. Es ist also 
damit zu rechnen, daß es auch in Zukunft bei dieser Nachbarschaft bleibt. 
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Dies mag als Bild für das Verhältnis von Staat und Kirche überhaupt gelten. Viel- 
leicht gäbe es ein wahrheitsgetreueres Bild, wenn an der Stelle dieser repräsentativen 
Kirchengebäude eine diakonische Anstalt wie Lobetal oder das Oberlinhaus stände. Wir 
sähen dann eine Kirche - umgeben von Gebäuden, die dem Dienst der Liebe gewidmet 
sind. Dann würde unübersehbar, daß der christliche Gottesdienst zweierlei umfaßt: die 
gottesdienstliche Handlung, die wir in dem Kirchengebäude feiern, und den Gottesdienst 
des Lebens, in dem wir das, was wir in der Kirche gehört haben, in die Tat umzusetzen 
versuchen. Dann könnte man nicht auf den irrigen Gedanken kommen, der einzelne 
Christ und die christliche Gemeinde verständen ihr Christentum als Abwicklung eines 
gewiß ehrwürdigen, aber, da vom wirklichen Leben isoliert, sterilen Kultus. 

Die Anstalten der Liebe, von denen hier die Rede ist, sind beispielhaft für den Glau- 
ben genannt, der sich in vielerlei Taten ausdrückt, in besonders eindrücklicher Weise 
allerdings in dem Dienst an den Alten und Kranken. Nur so, in diesem Zusammenspiel 
von Glaube und Liebe, von Wort und Tat, von Überzeugung und Eintreten für die 
Überzeugung ist der christliche Glaube echt, entspricht er dem Willen des Herrn. 

Der Glaube als solcher bleibt der Umwelt verborgen. In der Liebe drückt er sich so 
aus, daß er auch der Umwelt kenntlich werden kann. In der Liebe entfalten sich 
schöpferische Kräfte, Phantasie, Spontaneität. Die Liebe braucht Spielraum. Man kann 
sie nicht auf vorgefertigte Kanäle beschränken. Daran stirbt sie. In der Sprache der bis- 
herigen Verfassung ist die Glaubensüberzeugung des Bürgers durch den Grundsatz der 
„Glaubens- und Gewissensfreiheit“ geschützt. Die Betätigung des Glaubens in Gottes 
Lob, aber auch im Liebesdienst, im Unterricht, der in die Welt des Glaubens und der 
Liebe einführt, um nur einiges zu nennen, fällt unter den Begriff der „freien Religions- 
ausübung“. Das sind echt humanistische Grundsätze. Sie werden nur von solchen Staaten 
mißachtet, in denen, wie z. B. in Spanien, Minderheitskirchen nur kümmerliche Lebens- 
möglichkeiten gegeben werden. Wir sind der zuversichtlichen Überzeugung, daß in un- 
serem Staat diese Grundsätze ein wesentlicher Bestandteil seiner humanistischen Grund- 
einstellung bleiben werden. 

Es ist für den christlichen Glauben konstitutiv, daß er dort entsteht und wächst, wo 
sich eine Gemeinde um das Wort des Herrn sammelt. An der in der bisherigen Ver- 
fassung jedem Bürger garantierten Möglichkeit, sich zu friedlihen Zwecken zu ver- 
sammeln, haben die Christen großes Interesse. Auch die Liebe braucht Gemeinsamkeit, 
braucht den Nährboden der Gemeinde. Um ihre Einrichtungen zu erhalten und die in 
ihr hauptamtlich Dienenden zu bezahlen, zieht die Gemeinde ihre Glieder zu regelmäßi- 
gen und geordneten finanziellen Leistungen heran. 

So lebt die Gemeinde, die aus dem Wort geboren wird, als eine Kirche, die durch die 
Zeiten hindurch bestimmte geschichtliche Gestalten annimmt und so, wie sie es meint vor 
ihrem Herrn verantworten zu können, ihren Dienst selber ordnet. Sie muß diesen Dienst 
so ordnen, daß er in den verschiedenen Gesellschaftsordnungen, also auch in der soziali- 
stischen Gesellschaftsordnung, so gut wie möglich getan wird. 

In der bisherigen Verfassung war der Grundsatz der Trennung von Kirche und Staat 
verankert. Das war im Blick auf die vor 1918 bestehende höchst problematische Ver- 
mischung von Glaubensüberzeugung und staatlicher Macht in einer Staatskirche formu- 
liert. Heute will niemand mehr eine Staatskirche. Dennoch sollte dieser bewährte Grund- 
satz der Trennung von Kirche und Staat festgehalten werden. 

Aber Trennung von Staat und Kirche bedeutet nicht Uninteressiertheit oder gar 
Auseinandersetzung und Kampf. Der Grundsatz drückt vielmehr positiv den tiefen 
Respekt vor den Aufgaben des anderen aus. Mehr noch: Der Christ wird nicht nur als 
Staatsbürger, sondern gerade, weil er im Dienst seines Herrn steht, überall da zupacken, 
wo es um das Wohl des Mitmenschen geht. Er wird bei den großen Aufgaben der 
Menschheit, Krieg, Unterdrückung und Hunger auszurotten, und bei den vor Augen 
liegenden Nöten seiner Mitmenschen die freie schöpferische Liebe einsetzen, die aus ech- 
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tem Glauben kommt. Wenn es um diese Ziele geht, wird er sich jedes Bundesgenossen 
freuen und zu jeder Bundesgenossenschaft bereit sein. Daß es bei solchem schöpferischen 
und freien Miteinander bleiben kann, wie es bisher die alte Verfassung gewährleistete, 
erhoffen wir auch von der neuen Verfassung. 


Nach der Veröffentlichung des Verfassungsentwurfs wird nun im Rahmen der 
allgemeinen Volksaussprache auch die Diskussion über die Kirchenbestimmungen 
zum Teil öffentlich und freimütig geführt. Sie vollzieht sich auf mehreren Ebe- 
nen. Zunächst zeichnet sich deutlich eine Diskussionsschicht ab, in der es immer 
wieder (manche Beobachter wollen dahinter eine Verabredung sehen) zu einem 
Meinungsaustausch zwischen Staats- und Parteivertretern einerseits und Ver- 
tretern der thüringischen Landeskirche andererseits kommt. Man beachte dabei 
das Bestreben der Kirchenvertreter, den neuen Verfassungsbestimmungen eine 
extensive Interpretation zu geben und staatliche Zusagen der gleichen Art zu 
unterstreichen. Gleich nach der Veröffentlichung des Entwurfs gab Landesbischof 
Moritz Mitzenheim das folgende Interview: 


EINE GUTE GRUNDLAGE FÜR DEN DIENST DER KIRCHE 


NZ-Interview mit Landesbischof D. Dr. Mitzenheim 
(„Neue Zeit“ Nr. 30 vom 4. Februar 1968) 


Eisenach (NZ). Der amtsälteste evangelische Bischof in der DDR, Landesbischof D. Dr. 
Mitzenheim, formulierte gestern in einem Gespräch mit dem Chefredakteur der „Neuen 
Zeit“, Hermann Kalb, ein erstes Votum zu dem Entwurf einer neuen sozialistischen 
Verfassung der DDR. Das Interview hat den folgenden Wortlaut: 

Hermann Kalb: Herr Landesbischof, am 31. Januar hat der Vorsitzende des Staatsrates, 
Walter Ulbricht, im Namen der von der Volkskammer bestellten Kommission den Ent- 
wurf einer sozialistischen Verfassung der DDR in der Volkskammer vorgelegt und be- 
gründet. Die große Volksaussprache über dieses Verfassungswerk hat begonnen. Dürfen 
wir Sie um eine erste Stellungnahme zum Entwurf bitten? 

D. Dr. Mitzenheim: Sie formulieren mit Recht, Herr Chefredakteur: eine „erste Stel- 
lungnahme“. Ich darf das noch einmal unterstreichen. Selbstverständlich maße ich mir 
nicht an, zwei Tage nach der Veröffentlichung dieses umfangreichen Werkes, an dem 
Sachverständige seit Wochen intensiv gearbeitet haben, heute schon eine abschließende 
Stellungnahme zu formulieren. Daß eine neue Verfassung in Vorbereitung war, ist ja 
seit Anfang Dezember angekündigt. Es versteht sich darum von selbst, daß ich die 
Publikationen über die Volkskammersitzung vom 31. Januar mit größter Aufmerksam- 
keit zur Kenntnis genommen habe. 

Als Mann der Kirche will ich jetzt nicht zu den Fragen, wie sie insbesondere im Ab- 
schnitt III des Verfassungsentwurfs „Aufbau und System der staatlichen Leitung“ nie- 
dergelegt sind, sprechen. Was mich vor allem interessiert, sind die grundsätzlichen Aus- 
sagen über die Grundlagen unserer Gesellschafts- und Staatsordnung und über die Rechte 
und Pflichten der Bürger und Gemeinschaften in der sozialistischen Gesellschaft, also die 
Abschnitte I und II. 

Hermann Kalb: Was erscheint Ihnen, Herr Landesbischof, in diesen Abschnitten be- 
sonders wichtig? 

D. Dr. Mitzenheim: Um nur einiges zu nennen: Ich begrüße es, daß die Politik des 
Friedens eine so starke Unterstreichung im Wortlaut des Entwurfes unserer Verfassung 
gefunden hat. So hebt zum Beispiel Artikel 8 als bindendes staatliches Recht hervor, 
daß „die allgemein anerkannten, dem Frieden und der friedlichen Zusammenarbeit der 
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Völker dienenden Regeln des Völkerrechts für die Staatsmacht und jeden Bürger ver- 
bindlich“ sind. Es erscheint mir in hohem Grade bemerkenswert, daß in der Verfassung im 
gleichen Artikel feierlich festgelegt wird, die DDR werde „niemals einen Eroberungs- 
krieg unternehmen oder ihre Streitkräfte gegen die Freiheit eines anderen Volkes ein- 
setzen“. Diese feierliche Selbstverpflichtung unseres Staates entspricht nicht nur einer all- 
gemein humanistischen Sittlichkeit, sondern steht im Einklang mit Erklärungen, die öku- 
menische Gremien aller Kirchen in den letzten Jahren verlautbart haben und die eine 
Wegweisung für die Gemeinden und die Christen darstellen. 

Hermann Kalb: Herr Landesbischof, Sie äußerten einleitend, daß Ihnen insbesondere 
auch die Bestimmungen im Abschnitt II über die Grundrechte und Grundpflichten der 
Bürger eindrücklich und wichtig erscheinen. Was möchten Sie hier besonders hervor- 
heben? 

D. Dr. Mitzenheim: Sie werden verstehen, daß ich mit besonderer Befriedigung be- 
merkt habe, wie in Artikel 19 die absolute Gleichberechtigung aller Bürger der DDR 
„unabhängig von Nationalität, Rasse, sozialer Herkunft und weltanschaulichem Bekennt- 
nis“ betont wird. Dieser Satz ist gerade für die Christen in unserer DDR von grund- 
legender Bedeutung. Damit ist über den Status der Christen in Staat und Gesellschaft das 
Entscheidende ausgesprochen. Christen sind gleichberechtigte und gleichverpflichtete Bür- 

er. 

; Im übrigen ist eindrucksvoll, daß gerade in diesem Abschnitt der Verfassung die 
Grundrechte hinsichtlich der Freiheit der Persönlichkeit jedes Bürgers nicht nur deklara- 
torisch postuliert, sondern durch konkrete Aussagen gesichert werden. Jeder Bürger hat 
das Recht auf Arbeit, auf Bildung und Weiterbildung, auf Freizeit und Erholung, auf 
Schutz seiner Gesundheit und Arbeitskraft, auf Fürsorge im Alter und bei Invalidität, 
seine Familie steht unter dem Schutz des Staates, und das Recht der Eltern, ihre Kinder 
zu gesunden, lebensfrohen und tüchtigen Menschen zu erziehen, wird betont. 

Hermann Kalb: Herr Landesbischof, gerade innerhalb dieses Abschnitts, aus dem 
Sie soeben grundsätzliche Bestimmungen erwähnten, werden im Artikel 38 Aussagen 
über die Glaubensfreiheit und die Stellung der Kirchen gemacht. Dürfen wir zu diesen 
Formulierungen Ihre Meinung erfahren? 

D. Dr. Mitzenheim: Was mir besonders wichtig war, ist die authentische Auslegung 
des Artikels 38, die der Vorsitzende des Staatsrates bei seiner Begründung der Ge- 
setzesvorlage in der Volkskammer gegeben hat. In der Formulierung, daß mit Ar- 
tikel 38 den „Kirchen und Religionsgemeinschaften eine rechtliche Basis für die ungehin- 
derte Ausübung ihrer Seelsorge“ — also für Predigt, Unterweisung und Einzelseelsorge - 
und für die Ausübung ihrer „gemeinnützigen Tätigkeit“ gegeben ist, erblicke ich eine 
gute Grundlage für den Dienst der Kirche. Ich darf sowohl aus diesen Ausführungen 
des Staatsratsvorsitzenden wie auch aus den Ausführungen des Vorsitzenden der 
Christlich-Demokratischen Union, Gerald Götting, vor der Volkskammer wohl mit 
Recht folgern, daß den Kirchen ihre Arbeitsmöglichkeiten im bisherigen Umfang ge- 
währleistet bleiben. Daß alle kirchliche Arbeit sich im Rahmen der Verfassung und der 
Gesetze der Deutschen Demokratischen Republik zu halten hat, ist spätestens seit dem 
Kommunique vom Juli 1958 für die evangelischen Kirchen in der DDR eine Selbstver- 
ständlichkeit. Ich möchte der Überzeugung Ausdruck geben, daß mit dem Wortlaut der 
Verfassung die Linie, wie sie sich von dem Kommuniqu& über das Gespräch vom 
9. Februar 1961 bis zum Wartburggespräch ergibt, klar fortgesetzt wird. Sie wissen, daß 
ich es oft gesagt habe: Wir wollen nicht Kirche gegen den Sozialismus sein, sondern 
Kirche für die Bürger in der DDR, die in einer sozialistischen Gesellschaft mit unge- 
kränktem Gewissen Christen sein und bleiben wollen. 

Hermann Kalb: Herr Landesbischof, ich danke Ihnen für dieses Gespräch! 

D. Dr. Mitzenheim: Herr Chefredakteur, gestatten Sie mir noch eine kleine Anmer- 
kung. Der Vorsitzende des Staatsrates hat seine große Rede damit geschlossen, daß er 
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sagte: „Jeder Bürger der DDR soll und wird die Möglichkeit haben, den Entwurf der 
ersten deutschen sozialistischen Verfassung auf Herz und Nieren zu prüfen, sich eine 
Meinung zu bilden und gegebenenfalls der Verfassungskommission Vorschläge zu unter- 
breiten.“ Verstehen Sie diese meine Antwort als eine erste Äußerung. Wie auch in 
anderen Fällen -— ich erinnere nur an die Erörterungen des Strafgesetzbuches —, möchte 
ich den Verfassungstext und die sonstigen Materialien gründlich durcharbeiten und mit 
meinen Mitarbeitern besprechen. Ich hoffe, es werden sich mancherlei Gelegenheiten er- 
geben, über die gesamte Materie ein gutes und gründliches Sachgespräch zu führen. 
Das erfordert schon die Wichtigkeit dieses Verfassungswerkes, das ja nicht nur eine 
Protokollierung unserer gesellschaftlihen Gegenwart darstellt, sondern prognostisch in 
die Zukunft weisen will. 


Kurze Zeit später, am 7. Februar, kommt es bei einer traditionellen Begegnung 
in Tabarz zwischen dem Staatssekretär für Kirchenfragen Hans Seigewasser und 
anderen Staats- und Parteivertretern mit Persönlichkeiten der thüringischen Lan- 
deskirche zu einer längeren Aussprache über die Verfassung. Dem ausführlichen 
Bericht der „Neuen Zeit“ ist folgender Abschnitt entnommen: 


ZUM BESTEN DER GESAMTHEIT 


Die Begegnung in Tabarz im Zeichen der Verfassungsdiskussion — 
eine Wegweisung für alle Kirchgemeinden 
(„Neue Zeit“ Nr. 38 vom 14. Februar 1968) 


Auszug 

Was nun die spezifischen Aussagen des Verfassungsentwurfs zur Glaubensfreiheit 
und Tätigkeit der Kirchen angeht, so bestand bei dem Tabarzer Gespräch volle Ein- 
mütigkeit darüber, daß es gut sei, den betreffenden Artikel 38 nicht isoliert zu be- 
trachten. „Er ist im Zusammenhang zu sehen mit der grundlegenden Sicherung der 
Freiheits- und Persönlichkeitsrechte des einzelnen Bürgers, die die ganze Verfassung 
durchziehen“, vermerkte D. Mitzenheim. Staatssekretär Seigewasser verwies auf Ar- 
tikel 19, nach dem jeder Bürger, unabhängig von seinem weltanschaulichen Bekennt- 
nis, die gleichen Rechte und Pflichten hat, und er hob hervor, daß nach Artikel 6 
Glaubens-, Rassen- und Völkerhaß als Verbrechen geahndet werden. 

Artikel 38 sei aber, so betonte der Thüringer Bischof, auch im Zusammenhang mit 
anderen gesetzlichen Bestimmungen zu sehen. Als Beispiel nannte er die beiden Ab- 
sätze in $ 133 des unlängst von der Volkskammer verabschiedeten sozialistischen Straf- 
gesetzbuches, nach denen Verstöße gegen die Glaubens- und Gewissensfreiheit sowie die 
böswillige Störung religiöser Handlungen in gottesdienstlichen Räumen Straftaten dar- 
stellen. „Wenn ich auch hoffe, daß dieser Strafbestand überhaupt nicht eintritt, so ist 
doch die Tatsache, daß der Gesetzgeber solche Handlungen ausdrücklich unter Strafe 
stellt, ein bezeichnendes Indiz für die Einschätzung der kirchlichen Arbeit und Reli- 
gionsfreiheit.“ 

Hermann Kalb, der als Mitglied des Präsidiums des Hauptvorstandes der CDU schon 
seit Jahren an den Tabarzer Gesprächen teilnimmt, bekräftigte den Hinweis D. Mitzen- 
heims mit der Feststellung, daß es nicht üblich sei, zum Gegenstand verfassungsrechtlicher 
Bestimmungen zu machen, was besser auf dem Wege spezieller Gesetze, Verordnungen 
und Vereinbarungen geregelt werden könne. Er erinnerte an eine Fülle solcher Rege- 
lungen zwischen Staat und Kirche in den vergangenen Jahren, z. B. hinsichtlich der 
Arbeitsruhe an kirchlichen Feiertagen, der Tätigkeit der diakonischen Anstalten, der 
Vergabe von Drucklizenzen. Oberkirchenrat Kühlke griff diesen Hinweis mit der Be- 
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merkung auf, auch er sei davon überzeugt: je weniger in einer Verfassung Detailfragen 
festgelegt werden, um so leichter sei ihre Lösung in der jeweils aktuellen Situation. 

Mit Artikel 38 (1) ist eine hinreichende Garantie für die Glaubensfreiheit eines jeden 
Bürgers gegeben, so betonten die kirchlichen Gesprächsteilnehmer, unter ihnen mit be- 
sonderem Nachdruck Oberkirchenrat Braecklein. Was Artikel 38 (2) betrifft, so ver- 
half das Gespräch zu einer Klärung der Bestimmung, daß kirchliche Tätigkeit „in Über- 
einstimmung mit der Verfassung und den gesetzlichen Bestimmungen der DDR durch- 
zuführen sei. Dieser Satz ist von zwei Aspekten aus zu interpretieren. Staatssekretär 
Seigewasser erinnerte an das bekannte Wort D. Mitzenheims, daß die Kirche in der 
DDR nicht Kirche gegen den Sozialismus sein dürfe, sondern Kirche, die für die Men- 
schen im Sozialismus tätig ist. „Wer sich jedoch mit den Versuchen der westdeutschen 
Militärkirche identifiziert, die Bonner Alleinvertretungsanmaßung auf die Kirchen in 
der DDR auszudehnen, handelt gegen Geist und Inhalt der Verfassung!“ Oberkirchenrat 
Braecklein erwiderte, er habe volles Verständnis dafür, daß unser Staat nach all seinen 
Erfahrungen mit dem Mißbrauch kirchlichen Dienstes auf seinen eigenen Schutz bedacht 
sein müsse. 

Der Satz von der Übereinstimmung kirchlicher Tätigkeit mit der Verfassung ist indes- 
sen nicht im Sinne einer Reglementierung zu verstehen. Der Staatssekretär betonte dies 
mit Nachdruck, und Oberkirchenrat Lotz verwies darauf, daß die Selbständigkeit kirch- 
licher Arbeit im Sinne der „iura in sacra“ keinerlei Beschränkung erfahre. Ober- 
kirchenrat Köhler erinnerte daran, daß der Verfassungsentwurf die Kirche naturgemäß 
als gesellschaftliche Größe einordne, während sie als geistliche Größe nicht Gegenstand 
einer Verfassung sein könne. 

Wichtiger als die Schutzfunktion, die dem Artikel 38 (2) in Abwehr Bonner Infiltra- 
tionsversuche zukommt, ist indessen sein positiver Aspekt, der auf die Stärkung des 
humanistischen Miteinanders von Staat und Kirche in der DDR gerichtet ist. Landes- 
bischof D. Dr. Mitzenheim hob dies hervor, als er erklärte, daß mit dem Artikel „die 
öffentliche Tätigkeit der Kirchen anerkannt wird“. Es sei bedeutungsvoll, daß der 
Staatsratsvorsitzende in diesem Zusammenhang von der gemeinnützigen Tätigkeit der 
Kirchen gesprochen und daß auch sein Stellvertreter im Staatsrat Gerald Götting sowohl 
die seelsorgerliche Tätigkeit der Kirche als auch ihre diakonische Arbeit klar hervor- 
gehoben habe. 

Auf die positive Interpretation von Artikel 38 (2) durch Walter Ulbricht und 
Gerald Götting gingen auch andere Gesprächsteilnehmer mit Genugtuung ein. „Ich habe 
mich sehr darüber gefreut“, erklärte Oberkirchenrat Krannich, „daß die entsagungsvolle 
Arbeit unserer Schwestern und Pfleger in diakonischen Anstalten in der Volkskammer 
solch öffentliche Anerkennung gefunden hat.“ Dr. Dörre erinnerte in diesem Zusam- 
menhang daran, daß die Kirche auch auf einem anderen Gebiet, beim kirchlichen 
Wiederaufbau, seit vielen Jahren umfassende staatliche Förderung erfahre. Dem ent- 
spricht, so ergänzte Werner Behrend, Vorsitzender des CDU-Bezirksverbandes Suhl, 
die anerkennenswerte Mitarbeit zahlreicher Kirchgemeinden bei der Schaffung gemein- 
nütziger Werte im Zeichen der Torgauer Initiative. 

Oberkirchenrat Sieber faßte den positiven Inhalt des Artikels 38 in der Feststellung 
zusammen, „daß wir als Glieder der Kirche uns bewußt in die DDR hineingestellt 
wissen und in diesem unserem Staat als gleichberechtigte, aber auch gleichverpflichtete 
Bürger Mitverantwortung zu tragen haben“. Diese Verantwortung für das Ganze, so 
betonte Hermann Kalb, sei in der Verfassung als Recht und Pflicht eines jeden Bürgers 
fest verankert; ihre Verwirklichung aber finde sie in der Praxis, und daß sich hier gerade 
die Gemeinden der Thüringer Kirche vorbildhaft bewähren, bestätigten in dankbarer 
Anerkennung die stellvertretenden Vorsitzenden der Räte der Bezirke Erfurt und Suhl, 
Ludwig Herrmann und Lothar Sauerbrei. 


Es war nur natürlich, daß im Verlaufe des mehrstündigen Gespräches auch Anre- 
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gungen hinsichtlich der endgültigen Textfassung des Verfassungsentwurfes vorgetragen 
und aufgenommen wurden. Das Entscheidende aber muß sein, so betonte D. Mitzen- 
heim, daß die Artikel des vorliegenden Verfassungsentwurfes, die „eine brauchbare 
Grundlage für den Dienst der Kirche“ bieten, von den Bürgern „mit Inhalt gefüllt“ 
werden. „Die Stellung unserer christlichen Gemeindeglieder in der sozialistischen Ge- 
meinsamkeit der Deutschen Demokratischen Republik wird letztlich dadurch bestimmt, 
wie jeder einzelne selbst in dieser Gemeinschaft seinen Platz im Dienst des Volkes und 
zum Besten der Gesamtheit ausfüllt.“ In diesem Wort ist nicht nur in nuce das Ergebnis 
der Tabarzer Begegnung umrissen, sondern zugleich eine Wegweisung für alle Kirch- 
gemeinden in der gegenwärtigen großen Volksaussprache gegeben. Ei; 


Auch Walter Ulbricht äußert sich mehrere Male in diesem Zusammenhang: 


WIR FESTIGEN UNSERE EINHEIT WEITER 


Aus der Rede Walter Ulbrichts auf der Großveranstaltung zum 
Verfassungsentwurf im Berliner Friedrichstadtpalast 


Walter Ulbricht beantwortet Fragen 
(„Neue Zeit“ Nr. 41 vom 17. Februar 1968) 


Auszug 


In der Aussprache nimmt auch Prof. Dr. Hanfried Müller von der Theologischen 
Fakultät der Humboldt-Universität das Wort. Als Christen, so sagt er, möchten wir 
in der Gesellschaft leben, mit ihr zusammenarbeiten, verantwortlich mitdenken, mit- 
planen und mitregieren. Er stelle das voran, weil es bei dem vorliegenden Entwurf ja um 
die Staatsverfassung unserer Gesellschaft und nicht um eine Kirchenordnung gehe. Das 
Christliche zu bezeugen und zu tun ist zweifellos Aufgabe der Kirche und eben nicht 
Sache der Gesellschaft und ihrer Organisationen. 

In diesem Zusammenhang fügt der Redner hinzu: Unsere Bürgerrechte beschreiben 
nicht die Rechte des Bürgers vor der Staatsmacht, sondern die Rechte des Bürgers auf die 
Staatsmacht. Darum, meine ich, fallen Bürgerrecht und Bürgerpflicht im Verfassungs- 
entwurf so sehr ineinander und ist es unsere erste Pflicht, unsere Bürgerrechte verant- 
wortlich zu gebrauchen für Frieden und Sozialismus. (Beifall) 

In seinen Schlußbemerkungen sagt Walter Ulbricht u. a.: Herr Prof. Müller von der 
Theologischen Fakultät der Humboldt-Universität hat sehr interessant die Stellung- 
nahme eines christlich gesinnten Staatsbürgers zur Verfassung dargelegt. Er hat besonders 
die Selbstverpflichtung aller Bürger zur Friedenspolitik unserer Deutschen Demokra- 
tischen Republik hervorgehoben. 

Auf die Religionsfreiheit eingehend, verweist Genosse Ulbricht auf seine Rede vor 
der Volkskammer und bemerkt: Herr Prof. Müller sagte, wir haben es nicht mit einer 
Kirchenordnung, sondern mit einer Staatsverfassung der Deutschen Demokratischen Re- 
publik zu tun. Das ist richtig. Deshalb können auch nicht, wie das einige vorgeschlagen 
haben, Fragen, die die Kirchenordnung betreffen, in die Verfassung aufgenommen 
werden. Ich kann nur wiederholen, daß die Religionsfreiheit so, wie sie gegenwärtig 
existiert, weiterbesteht und keine Absicht vorhanden ist, irgend etwas daran zu ändern. 


(Beifall) 


Kurze Zeit später kommt es zu einem Meinungsaustausch zwischen Mitzenheim 
und Ulbricht, dessen Inhalt in einer etwas umständlichen Prozedur öffentlich 
bekannt wird. In dem nachstehenden Votum Mitzenheims fällt zum ersten Male 
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das später noch oft zitierte Wort von den „Grenzen für die kirchlichen Organı- 
sationsmöglichkeiten“. 


LANDESBISCHOF D. MORITZ MITZENHEIM UND 
STAATSRATSVORSITZENDER WALTER ULBRICHT 


zur neuen Verfassung der DDR auf der Bürgervertreterkonferenz 
in Weimar am 29. Februar 1968 
(„Neue Zeit“ Nr. 53 vom 2. März und Nr. 71 vom 23. März 1968) 


Am 29. Februar 1968 fand im Deutschen Nationaltheater in Weimar eine Bürgerver- 
treterkonferenz statt. Nach einer Rede von Walter Ulbricht „Die Lehren aus der Ge- 
schichte gezogen“ („Neue Zeit“ Nr. 53 vom 2. März 1968) gab Landesbischof Mitzen- 
heim einen Gesprächsbeitrag zum Verfassungsentwurf. Darauf antwortete wiederum 
Walter Ulbricht. 


1. 
Landesbischof Mitzenheim 


Wenn ich als Bischof der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen in dieser Aus- 
sprache über den Verfassungsentwurf das Wort ergreife, so möchte ich damit sinnfällig 
zum Ausdruck bringen, daß es das Recht und die Pflicht aller Bürger unserer Deutschen 
Demokratischen Republik ist, an der großen Volksaussprache über den Entwurf einer 
Verfassung teilzunehmen. Bereits in meinem Interview mit der „Neuen Zeit“ habe ich 
auf die Bedeutung dieses Entwurfs hingewiesen und der Überzeugung Ausdruck gegeben, 
die neue sozialistische Verfassung, ihre Auslegungund Anwendung werde eine gute Grund- 
lage sein für den weiteren gemeinsamen Weg aller Bürger unseres Staates in die Zukunft. 

Seit 1945 stehen die Christen in unserem Staat mit den Bürgern anderer Weltan- 
schauungen am gemeinsamen Aufbauwerk. Sie sind gemeinsam mit den Marxisten den 
steinigen und steilen Weg gegangen, der uns aus dem Zusammenbruch von 1945 
herausgeführt hat. 

Wir können in Weimar nicht über unsere neue Verfassung sprechen, ohne zu erwähnen, 
daß in Weimar nicht nur eindrucksvolle Zeugnisse deutschen Kulturlebens liebevoll 
bewahrt werden und als gültige Aussagen einer humanistischen Geisteskultur noch heute 
lebendig und wirksam sind. In Weimar wurde vor rund fünfzig Jahren eine Verfassung 
erarbeitet und verabschiedet, die sich als ungeeignet erwies, Demokratie und soziale 
Gerechtigkeit, Frieden und Humanismus zu gewinnen und zu bewahren. Auf dem Weg 
über diese Weimarer Verfassung mit ihrem Notstandsartikel 48 kam schließlich die 
faschistische Barbarei an die Macht, die soviel Leid über unser Volk und unsere Nach- 
barn brachte. Und ganz nahe bei Weimar erinnert ein Mahnmal an das ehemalige 
Konzentrationslager Buchenwald, in dem Christen und Marxisten unter unsäglichen 
Leiden stellvertretend ihren Widerstand gegen Diktatur und Unmenschlichkeit bewähr- 
ten. Der evangelische Pfarrer Paul Schneider und der Kommunist Ernst Thälmann 
wurden hier ermordet, weil sie für Gerechtigkeit und Menschlichkeit, für Frieden und 
Sozialismus eintraten. 

In dieser leidvollen Vergangenheit, in den schlechten Erfahrungen mit der Weimarer 
Republik und in dem gemeinsamen Kampf unter dem Terror des Faschismus hat die 
Gemeinsamkeit von Christen und Marxisten, die in unserer Republik Wirklichkeit ist, 
hat jene humanistische Menschengemeinschaft, die Grundlage und Zielpunkt unserer 
Verfassung ist, ihren Ursprung. Und an dieser Gemeinsamkeit wollen wir festhalten. 

Ich bin dankbar, daß der Verfassungsentwurf ganz ausdrücklich durch die wieder- 
holte Betonung der Gleichberechtigung und Gleichverpflichtung aller Bürger dieses 
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Prinzip der Gemeinschaft unterstreicht. Ich bin überzeugt, der bewährte Grundsatz, daß 
alle Bürger, „unabhängig von ihrem weltanschaulichen Bekenntnis“, gleiche Rechte und 
Pflichten haben, wie es Artikel 19 des Entwurfs formuliert, wird auch in Zukunft 
überall und bei allen Anlässen und auf allen Ebenen unseres gesellschaftlichen und poli- 
tischen Lebens unser Verhalten und unser Handeln bestimmen. 

Die Christen in der Deutschen Demokratischen Republik erstreben keine Privilegien. 
Sie wollen mit ungekränktem Gewissen als Christen und als gleichberechtigte und 
gleichverpflichtete Bürger ihren Mann stehen. Dazu gibt uns die neue Verfassung alle 
Möglichkeiten. 

Ebensowenig wie es den einzelnen christlichen Bürgern um Privilegien oder Vorrechte 
geht, sondern um die Verwirklichung des Prinzips der Gleichberechtigung, erstreben 
die evangelischen Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik Privilegien für 
sich. Sie wollen mit ihrer Arbeit in unserer sozialistischen Gesellschaft dem einzelnen 
und dem Ganzen dienen, nichts als dienen. 

Was die Kirchen von ihrem Staat dringlich erbitten, ist Freiheit und Raum für diesen 
ihren Dienst. Es ist mir wichtig gewesen, daß Sie, sehr verehrter Herr Vorsitzender 
des Staatsrates, sowohl bei der Begründung des Verfassungsentwurfs vor der Volks- 
kammer als auch bei der Beantwortung von Fragen — so im Friedrichstadtpalast in 
Berlin auf eine Frage von Prof. Dr. Hanfried Müller — sehr klar ausgesprochen haben, 
daß die Möglichkeiten des kirchlichen Dienstes, wie sie sich in unserem Staat herausge- 
bildet haben, nicht verändert werden sollen. Diese authentische Interpretation des Ver- 
fassungstextes ist hoch bedeutsam, denn sie wehrt das Mißverständnis und alle Unter- 
stellungen ab, als ob durch die Aussagen der Verfassung eine Einschränkung der kirch- 
lichen Arbeit bezweckt sei. 

Es ist ja auch nicht so, daß heute die Frage der Stellung der Kirchen in unserem 
Staat abstrakt und theoretisch neu zu definieren wäre. Es führt eine klare Linie vom 
Kommuniqu& 1958 über Ihre Programmatische Erklärung, Herr Vorsitzender des Staats- 
rates, 1960 vor der Volkskammer, das Gespräch mit Prof. D. Fuchs 1961 und das Wart- 
burggespräch 1964 in die Gegenwart. Unsere Kirchen wollen in den mannigfaltigen 
Formen ihres Dienstes durch Verkündigung und Unterweisung, Seelsorge und Diakonie 
den Menschen dienen, die diesen Dienst begehren und in Anspruch nehmen. 

Die Glieder unserer Kirche sind Bürger unserer Deutschen Demokratischen Republik. 
Die Gemeinden und Kirchen, die Anstalten und Werke der evangelischen Kirchen sind 
Organismen und Einrichtungen auf dem Boden der Deutschen Demokratischen Republik, 
und sie wissen sich zur Beachtung der Gesetze unseres Staates bei der Gestaltung ihrer 
eigenen Strukturen und Ordnungen verpflichtet. Die Staatsgrenzen der Deutschen Demo- 
kratischen Republik bilden auch die Grenze für die kirchlichen Organisationsmöglich- 
keiten. 

Die Christen in aller Welt stehen in weltweiter ökumenischer Verbundenheit. Diese 
ökumenische Gemeinschaft, in die sich auch die Christen und Kirchen in der Deutschen 
Demokratischen Republik hineingestellt wissen, bedeutet keine organisatorische Ein- 
gliederung, Abhängigkeit oder Unterordnung. Sie ist neben der geistlichen Verbunden- 
heit im gemeinsamen Glauben ein Ausdruck der von den Christen in aller Welt er- 
kannten Aufgabe, an ihrem Teil und mit ihren Mitteln und Möglichkeiten in freier und 
selbstverantwortlicher Kooperation an der Gewinnung des Weltfriedens in unserer be- 
drohten und gefährdeten Welt mitzuarbeiten. 


Eu 
Staatsratsvorsitzender Ulbricht 


Ich freue mich, daß auch Landesbischof Mitzenheim einen wichtigen Beitrag für diese 
große Aufgabe der Gestaltung des entwickelten gesellschaftlichen Systems des Sozialis- 


177 


mus geleistet hat. Er betonte die in der Verfassung festgelegte Gleichberechtigung aller, 
unabhängig vom weltanschaulichen Bekenntnis. Der Verfassungsgrundsatz der Gleich- 
berechtigung aller Bürger wird eingehalten. u 

Bischof Mitzenheim bezog sich auf meine Darlegungen, daß an der gegenwärtigen 
Ordnung in den Beziehungen zu den Kirchen und Religionsgemeinschaften nichts geän- 
dert wird. Wir haben nicht die Absicht, irgend etwas zu ändern. Die im Verfassungs- 
entwurf festgelegten Hauptideen entsprechen der Praxis, wie sie bei uns gegenwärtig 
existiert. 

Selbstverständlich gelten auch für die Kirchen die Staatsgrenzen der DDR. Ich stimme 
mit Herrn Landesbischof Mitzenheim völlig überein, daß die Staatsgrenze der DDR die 
Grenze für die kirchliche Organisation darstellt, was diese nicht hindert, ihre ökumeni- 
sche Gemeinschaft im Weltkirchenrat und in ähnlichen Institutionen wahrzunehmen. 
Wir sind allein gegen Einflüsse der westdeutschen Militärkirche. Da aber die Christen 
der DDR kein Bedürfnis haben, mit der westdeutschen Militärkirche Beziehungen zu 
pflegen, brauche ich mich dazu nicht zu äußern. Diese Frage ist für uns geklärt. 

Was ich in den Gesprächen mit Herrn Landesbischof Mitzenheim bei der Zusammen- 
kunft auf der Wartburg 1964 gesagt habe, das gilt auch heute. Die Menschen kommen 
von verschiedenen Positionen aus zum Sozialismus. Klassenbewußte Arbeiter kommen 
von ihrem Klassenstandpunkt aus zum Sozialismus. Ein großer Teil der Angehörigen 
der Intelligenz ist von der Position der humanistischen Philosophie aus zum Sozialismus 
gelangt. Christen sind vom Standpunkt ihrer christlichen Auffassung zum Sozialismus 
gestoßen. 


Wie die thüringische Landessynode diese Bemühungen von Landesbischof Mitzen- 
heim verstand, hat sie in einer besonderen Erklärung zum Ausdruck gebracht: 


ENTSCHLIESSUNG 


der Synode der Evangelisch-Lutherischen Kirche Thüringens 
zum Entwurf der Verfassung der DDR 


Vom 19. März 1968 


In ausführlichen Beratungen hat die Synode der Evangelisch-Lutherischen Kirche in 
Thüringen sich mit dem Entwurf der Verfassung der DDR befaßt. Sie hat sich dabei 
über die von Herrn Landesbischof und dem Landeskirchenrat unternommenen Schritte 
unterrichten lassen. Die in den Eingaben an die Synode zum Ausdruck gebrachte Sorge 
und Unruhe der Gemeinden hat sie stark bewegt. 

Wir verkennen nicht, daß Würde und Freiheit des Bürgers als ein Grundmotiv des 
Verfassungsentwurfes sichtbar werden. Zugleich aber sind wir mit den anderen Kirchen 
in der DDR und vielen christlichen Bürgern besorgt, ob Anliegen der Christen im 
Verfassungsentwurf hinreichend zum Ausdruck kommen, z. B. das Recht der Kirchen, 
ihre Angelegenheiten selbständig zu regeln, und das Recht der Eltern, über die christliche 
Erziehung ihrer Kinder zu bestimmen. 

Deshalb stellt sich die Synode hinter die Bemühungen des Herrn Landesbischofs und 
des Landeskirchenrates, neben einer authentischen Interpretation auch eine Präzisierung, 
insbesondere des Artikels 38, zu erreichen. 


Vorstehende Erklärung leitet schon über zu einer weiteren Ebene kirchlicher 
Beteiligung an der Verfassungsaussprache, auf der es sich um Erklärungen ein- 
zelner Persönlichkeiten, Eingaben und Entschließungen kirchlicher Organe han- 
delte. Aus der Fülle des Materials können hier nur einige charakteristische Bei- 
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spiele gegeben werden. Zunächst meldete sich Bischof D. Dr. Friedrich Wilhelm 
Krummacher, Greifswald, mit einer persönlichen Stellungnahme zu Wort. Dar- 
in ist zum ersten Male in dieser Deutlichkeit von kirchlicher Seite über den 
Kreis um Landesbischof Mitzenheim hinaus die internationale Anerkennung der 
DDR gefordert worden. Es sollte kein Zweifel daran bestehen, daß die Bevöl- 
kerung der DDR eine solche Forderung, aus welchen Gründen auch immer, be- 
jaht. Man beachte freilich auch die große Zurückhaltung, mit der Bischof Krum- 
macher das EKD-Problem anspricht. 


BISCHOF KRUMMACHER ZUM VERFASSUNGSENTWURF DER DDR 


(Evangelischer Nachrichtendienst der DDR vom 14. Februar 1968) 


An der allgemeinen Aussprache über den Entwurf der neuen Verfassung, die seit dem 
1. Februar in der Öffentlichkeit der Deutschen Demokratischen Republik geführt wird, 
haben sich auch evangelische Christen und kirchliche Gremien bereits zahlreich beteiligt. 
Auch in der Tagespresse wurden mehrfach Stellungnahmen von Geistlichen und Ge- 
meindegliedern veröffentlicht. 

Der Evangelische Nachrichtendienst in der Deutschen Demokratischen Republik bat 
Bischof D. Krummacher, den Vorsitzenden der Konferenz der Evangelischen Kirchen- 
leitungen und der Konferenz der Evangelischen Bischöfe in der Deutschen Demokra- 
tischen Republik, um eine persönliche Stellungnahme zu dem Entwurf. Der Bischof 
entsprach diesem Wunsch mit der Bemerkung, er verstehe seine Stellungnahme als 
Gesprächsbeitrag von evangelischer Seite zu der allgemeinen Diskussion über die mit dem 
Entwurf der Verfassung zusammenhängenden Fragen. 

Zunächst möchte ich jedem Christen, erst recht jedem kirchlichen Amtsträger, drin- 
gend empfehlen, den Verfassungsentwurf in seinem Gesamtzusammenhang ernstlich zu 
studieren. Erst dann kann man sich an der Aussprache auch zu brennenden Einzelfragen 
als christlicher Bürger wirksam beteiligen. Wer den Verfassungsentwurf als Ganzes 
sorgfältig durcharbeitet, kann sich einem doppelten Eindruck nicht entziehen: Hier wird 
im „Internationalen Jahr der Menschenrechte“ den für die ganze Menschheit geltenden 
Regeln des Völkerrechts bindende Bedeutung in unserem Staat beigemessen (Artikel 8, 1). 
Das ist eine entscheidende Voraussetzung für eine wirksame Friedensordnung in der 
Welt. Dazu kommt das andere: Der politische, ökonomische und gesellschaftliche Auf- 
bau will dem Menschen dienen sowie der freien Entwicklung seiner Gaben. Das bedeutet 
Respekt vor der Würde und Freiheit der Persönlichkeit jedes einzelnen Menschen und 
Rechtsgleichheit sowie Rechtssicherheit für alle Menschen. In unserer evangelischen Kir- 
che haben wir oft genug bezeugt, daß Gottes Botschaft der ganzen Menschheit und 
jedem einzelnen Menschen zugewandt ist; es geht immer um Heil und Wohl der Men- 
schen. Wir können daher als Christen diesem Grundanliegen des Verfassungsentwurfs 
ganz zustimmen. Von dem Verfassungsgrundsatz aus, daß der Mensch im Mittelpunkt 
steht, sollten wir alle einzelnen, uns bewegenden Fragen bedenken. 

Der Vorsitzende des Staatsrates, W. Ulbricht, hat in seinem großen Bericht als Vor- 
sitzender der Kommission zur Ausarbeitung der Verfassung vor der Volkskammer mit 
Nachdruck dargelegt, daß die Tätigkeit der Kirchen in unserem Staat nach dem neuen 
Verfassungsentwurf voll gewährleistet ist. In unseren Gemeinden ist das stark beachtet 

worden. 

Nach dem Verfassungsentwurf (Artikel 38) steht jedem Bürger das Recht zu, sich zu 
einem religiösen Glauben zu bekennen und religiöse Handlungen auszuüben. Der christ- 
liche Glaube wirkt sich bekanntlich im tätigen Leben und in der Gemeinschaft von 
Einzelgemeinde und Kirche aus. Daher gehören zu den religiösen Handlungen und zur 
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Tätigkeit der Kirche, neben manchem anderen, auch die Möglichkeit der Einzel-Seelsorge 
für alle Glieder der Kirche, die kirchliche Unterweisung und die diakonische Arbeit. 
Die christliche Kirche dient damit als Gemeinschaft tätigen Lebens auch dem Wohle der 
Gesellschaft. Zu den Voraussetzungen solchen Dienstes gehört aber, daß auch - wie bis- 
her — die Rechtsfähigkeit der Kirchen, ihr Eigentum und die Möglichkeit, die Glieder der 
Kirche zu geordneten Abgaben heranzuziehen, weiterhin gewährleistet bleibt. Das wird 
sicherlich von keiner Seite in Frage gestellt. Der Herr Staatsratsvorsitzende hat ver- 
sichert, daß die rechtliche Basis für die ungehinderte Ausübung der kirchlichen Tätigkeit 
mit der Verfassung gegeben sei. Es wird aber nach meinen Eindrücken in unseren Ge- 
meinden von zahlreichen christlichen Bürgern gefragt, ob nicht diese Tätigkeit der 
Kirche im Sinne des wegweisenden Berichts des Herrn Vorsitzenden des Staatsrates 
auch im Wortlaut des Artikel 38 der Verfassung maßgebend und deutlicher, als in dem 
Entwurf formuliert, zum Ausdruck gebracht werden sollte. Damit verlangen wir nicht 
etwa besondere „Privilegien“. Es wird freilich von der geistlichen Kraft unseres kirch- 
lichen Lebens abhängen, ob die Möglichkeit christlichen Glaubens, Bekennens und Han- 
delns von uns Christen selber mit Leben erfüllt wird. 

Der Dienst der Kirche ist den Menschen im sozialistischen Staat zugewandt, die in 
vielen Berufen am Aufbau des wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Lebens tätig mit- 
wirken. Unsere evangelische Kirche hat seit dem 7. Oktober 1949 diesen Staat der 
Deutschen Demokratischen Republik, in dem wir Christen leben, als ihren Staat bejaht. 
Wir meinen, daß diesem souveränen Staat in den bestehenden Grenzen nun auch im 
Völkerleben die Anerkennung nicht länger bestritten werden kann. Ich sage das aus 
christlicher Verantwortung angesichts des neuen Verfassungsentwurfs, weil ich meine, 
daß die Herstellung normaler Beziehungen zwischen beiden deutschen Staaten und ihre 
Zusammenarbeit (Artikel 8,2) sich zum Segen der getrennten deutschen Menschen 
auswirken und auf friedlichem Wege helfen würde, ständig drohende Konflikte in der 
Mitte Europas zu entschärfen. Nur so wird auch eine stabile europäische Friedensord- 
nung möglich werden. Unseren kirchlichen Dienst für die christlichen Menschen in der 
sozialistischen Gesellschaftsordnung wollen wir in freier und selbständiger kirchlicher 
Verantwortung tun. Bei solchem Dienst nehmen wir keinerlei Weisungen oder gar 
„Bevormundungen“ entgegen, die etwa von außerhalb unseres Staatsgebiets kommen 
könnten. Unsere evangelischen Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik sind 
eigenverantwortlich in ihrem Bereich. Eine solche kirchliche Selbständigkeit steht nicht 
im Widerspruch zu der brüderlichen Gemeinschaft des christlichen Glaubens, die über 
alle staatlichen Grenzen hinweg lebendig ist. Beides — kirchliche Selbständigkeit und 
übergreifende Glaubensgemeinschaft — gehört im ökumenischen Zeitalter ohne Zweifel 
zusammen. Auf solchen Grundlagen kann, wie ich meine, im Rahmen der künftigen 
Verfassung das Verhältnis von Staat und Kirche auf allen Ebenen kirchlichen Lebens 
hilfreich und fruchtbar gestaltet werden. 


Gemeinsam haben die Bischöfe der Konferenz der Evangelischen Kirchenleitun- 
gen in der DDR sich am 15. Februar 1968 an den Staatsratsvorsitzenden ge- 
wendet. Das Schreiben zeigt, an welcher Stelle die Kirchenleitungen die empfind- 
lichsten Lücken in dem Verfassungsentwurf sehen und wo man für später Kon- 
fliktmöglichkeiten sieht. Bei aller Bereitschaft, sich grundsätzlich mit den stark 
reduzierten Verfassungsaussagen abzufinden, wünscht man doch einige Erwei- 
terungen. Dieses Schreiben ist von Landesbischof Mitzenheim aus bisher nicht 
ganz aufgeklärten Gründen nicht mit unterzeichnet worden. Beobachter ver- 
muten, daß er sich von seinen und seiner Mitarbeiter persönlichen Bemühungen 


einen größeren Erfolg für Verbesserung und Interpretation des Verfassungs- 
textes versprach. 
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An den Vorsitzenden des Staatsrates der Deutschen Demokratischen Republik 
Herrn Walter Ulbricht 


Berlin z. Z. Lehnin, den 15. 2. 1968 


Sehr verehrter Herr Vorsitzender des Staatsrates! 


Die unterzeichneten evangelischen Bischöfe in der Deutschen Demokratischen Republik 
haben den Entwurf einer neuen Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik 
beraten und übersenden Ihnen, als dem Vorsitzenden der Kommission zur Ausarbei- 
tung der Verfassung, hiermit ihre Stellungnahme: 

Als Staatsbürger der Deutschen Demokratischen Republik und als Christen gehen 
wir davon aus, daß nach dem durch deutsche Schuld begonnenen Krieg nun auf dem 
Boden der deutschen Nation zwei deutsche Staaten bestehen. Wir erstreben die geord- 
nete Zusammenarbeit und die Annäherung der beiden deutschen Staaten, damit wir 
Deutsche den Frieden fördern und die menschlichen Beziehungen, insbesondere zwischen 
Familienangehörigen, wieder voll zu ihrem Recht kommen. 

Als Staatsbürger eines sozialistischen Staates sehen wir uns vor die Aufgabe gestellt, 
den Sozialismus als eine Gestalt gerechteren Zusammenlebens zu verwirklichen. Als 
Christen lassen wir uns daran erinnern, daß wir es weithin unterlassen haben, „die Sache 
der Armen und Entrechteten gemäß dem Evangelium von Gottes kommendem Reich 
zur Sache der Christenheit zu machen“ (Darmstädter Wort des Bruderrates zum poli- 
tischen Weg unseres Volkes vom 8. 8. 1947). 

Nach dem grundlegenden Artikel 1 des Entwurfes der neuen Verfassung ist die 
Deutsche Demokratische Republik ein sozialistischer Staat und als solcher die politische 
Organisation der Werktätigen in Stadt und Land, die gemeinsam unter Führung der 
Arbeiterklasse und ihrer marxistisch-leninistischen Partei den Sozialismus verwirklichen. 
Wir bitten, daß die neue Verfassung so erstellt wird, daß die Christen und diejenigen 
Mitbürger, die die Weltanschauung der führenden Partei nicht teilen, an der Verant- 
wortung für unser Staatswesen mit unverletzten Gewissen teilhaben können. Der Ent- 
wurf selbst hebt hervor, daß der Mensch und die Menschenwürde im Mittelpunkt der 
neuen Verfassung stehen sollen. Dem „Internationalen Jahr der Menschenrechte“ trägt 
er damit Rechnung, daß die Regeln des Völkerrechtes in der Verfassung einen breiten 
Raum einnehmen. Dem Recht, der Rechtssicherheit und der Gleichheit aller Bürger wird 
zentrale Bedeutung zugemessen. Darum ist es im Blick auf den Artikel 1 des Entwurfes 
unerläßlich, daß auch in der neuen Verfassung die „volle Glaubens- und Gewissens- 
freiheit“ ausdrücklich zugesichert wird. Es ist auch notwendig, die häufig wiederkehrende 
Formulierung „gemäß dem Geist und den Zielen dieser Verfassung“ durch klare recht- 
liche Bestimmungen zu ersetzen. „Geist und Ziel der Verfassung“ sind mannigfaltiger 
Auslegung fähig. Einer mißbräuchlichen Auslegung wird von vornherein gewehrt, 
wenn der Staatsbürger ebenso wie der Vertreter der Staatsmacht an eindeutige Ver- 
fassungsvorschriften gebunden ist. 

Unter diesen Gesichtspunkten bitten wir auch den Wortlaut des Artikels 38, der die 
Stellung des religiösen Bekenntnisses und der Kirche in der Deutschen Demokratischen 
Republik beschreibt, zu überprüfen und zu ergänzen. 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender des Staatsrates! 

Nach Ihrem einführenden Bericht vor der Volkskammer ist durch den Verfassungs- 
entwurf die Tätigkeit der Kirche gewährleistet. Der Entwurf des Artikels 38 bringt 
jedoch diese Tatsache in seinem Wortlaut nicht eindeutig zur Geltung. Wir sind mit 
unseren Gemeinden durch die Formulierung dieses Artikels beunruhigt. Wir befürchten 
im Vergleich zu den Artikeln 40 bis 48 der bisherigen Verfassung eine Beschränkung 
des kirchlichen Lebens. Auch für die künftige praktische Anwendung des Artikels 38 
läßt der jetzige Text viele Fragen offen. Wir sind in Sorge, daß sich dadurch unnötige 
Komplikationen im Verhältnis von Staat und Kirche ergeben könnten. 
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Deshalb bitten wir darum, daß den christlichen Bürgern im sozialistischen Staat, an 
dessen Aufbau sie mitwirken, die Anerkennung ihres kirchlichen Lebens eindeutig 
zugesagt wird. Dabei bitten wir zu berücksichtigen, daß sich der christliche Glaube im 
tätigen Leben und in der Gemeinschaft von Einzelgemeinde und Kirche ausdrückt. 
Schließlich läßt der Wortlaut des Artikels 38 Abs. 2 nicht deutlich erkennen, daß das 
bewährte Prinzip der Trennung von Staat und Kirche beibehalten wird. 

Wenn auch eine Verfassung nicht alle Einzelgesetzen vorbehaltenen Fragen regeln 
kann, so müssen doch bestimmte unaufgebbare Grundaussagen gemacht werden. Wir 
schlagen daher folgende Neuformulierung des Artikels 38 vor: Er 

1. Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik hat das Recht, einen religiö- 
sen Glauben zu bekennen und religiöse Handlungen auszuüben. 

2. Die Tätigkeit der Kirchen und anderen Religionsgemeinschaften gemäß ihrem 
religiösen Bekenntnis, insbesondere die Seelsorge, die Unterweisung und die gemein- 
nützige Arbeit, werden gewährleistet. Die Kirchen und anderen Religionsgemeinschaf- 
ten ordnen ihre Angelegenheiten selbständig nach Maßgabe der für alle geltenden 
Gesetze. Ihre Rechtsfähigkeit, ihr Eigentum sowie das Recht, ihre Mitglieder zu geord- 
neten Abgaben und zu Opfern heranzuziehen, werden gewährleistet. 

Wir bitten dringend, sehr geehrter Herr Vorsitzender des Staatsrates, daß unseren 
Vorschlägen Rechnung getragen wird. 


Mit ausgezeichneter Hochachtung 


Landesbischof D. Noth Bischof D. Dr. Krummacher 
Landesbischof D. Dr. Beste Bischof D. Jänicke 
Bischof D. Fränkel Kirchenpräsident Dr. Müller 


Verwalter des Bischofsamtes D. Dr. Schönherr 


Es folgen noch zwei Außerungen, die zeigen, daß die kirchliche Diskussion sich 
keineswegs auf die verfassungsrechtliche Sicherung der Kirche als Institution be- 
schränkte, sondern zum Teil weit darüber hinaus ging und die Verfassung als 
Ganzes ins Auge faßte. In seinem Bericht auf der Tagung der Provinzialsynode 
in Görlitz am 22. März führte Bischof D. Hans-Joachim Fränkel zum Verfas- 
sungsentwurf aus: 


Eine Verfassung ist die grundlegende Ordnung eines Staates. Sie hat die Grundrechte 
und Pflichten der Bürger festzulegen, die Gestalt des Gemeinschafts- und Wirtschafts- 
lebens zu bestimmen und einen Beitrag zu einer stabilen Friedensordnung in der Welt zu 
leisten. Darum müssen sowohl die Machtverhältnisse als auch der Rechtsschutz durch 
klare und eindeutige Bestimmungen festgelegt sein. Das Grundrecht der vollen Glau- 
bens- und Gewissensfreiheit muß unaufgebbarer Bestandteil jeder Verfassung sein. 

Eine gerechte und sachliche Beurteilung des Verfassungsentwurfes hat zu bedenken, 
daß als Folge des von uns Deutschen verschuldeten Krieges unser Volk gespalten ist und 
darum zwei deutsche Staaten bestehen, die in zwei einander entgegengesetzte Macht- 
sphären einbezogen sind mit bestimmten sich daraus ergebenden Konsequenzen. Für die 
DDR ergab sich daraus die Sozialisierung der Bodenschätze und der wichtigsten Pro- 
duktionsmittel und die Aufgabe, auf der Basis einer sozialistischen Wirtschaftsstruktur 
das Zusammenleben der Bürger zu gestalten. 

Die genannten Fakten wirken sich für die Gestalt des Staates wie für das Zusammen- 
leben der Bürger begrenzend aus. Eine absolute Handlungs- und Entscheidungsfreiheit 
vorauszusetzen wäre eine Illusion. 


in besonderem Interesse ist für uns die Frage nach den Rechten und Pflichten der 
ürger. 


182 


In den Artikeln 18 bis 38 finden sich eine ganze Reihe von Grundrechten, die auch 
in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte (verkündet von der Generalver- 
sammlung der Vereinten Nationen vom 10. Dezember 1948) ihren Anhalt haben. Wir 
nennen: Rechtsgarantie für alle Bürger, Achtung und Schutz der Würde und Freiheit 
der Persönlichkeit (Art. 18), Gleichheit vor dem Gesetz (Art. 19), das Recht, das poli- 
tische, wirtschaftliche, soziale und kulturelle Leben der Gemeinschaft mitzubestimmen 
und mitzugestalten (Art. 20), gleiches und geheimes Wahlrecht (Art. 21, 54), Meinungs- 
freiheit, Pressefreiheit usw. (Art. 23), Versammlungsfreiheit (Art. 24), Vereinsfreiheit 
(Art. 25), Unantastbarkeit der Person (Art. 26), Post- und Fernmeldegeheimnis 
(Art. 27), Freizügigkeit (Art. 27), Recht auf Arbeit (Art. 30), Recht auf Bildung 
(Art. 31 f.), Recht auf Freizeit und Erholung (Art. 33), Recht auf Schutz von Gesund- 
heit und Arbeitskraft (Art. 34), Recht auf Fürsorge im Alter und bei Invalidität 
(Art. 35), Recht auf Wohnraum und Unverletzbarkeit der Wohnung (Art. 36), Recht auf 
Achtung, Schutz und Förderung von Ehe und Familie (Art. 37), Religionsfreiheit und 
Raum für die Tätigkeit der Kirche und anderen Religionsgemeinschaften (Art.38) u.a. m. 

Es ist zuzugeben, daß der Staat, der diese Rechte garantiert, auch bestimmte, im 
Interesse des Allgemeinwohles unvermeidbare Einschränkungen treffen kann. 

In Art. 29 (2) der „Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte“ heißt es zu dieser 
Frage: „Jeder Mensch ist in Ausübung seiner Rechte und Freiheiten nur den Be- 
schränkungen unterworfen, die das Gesetz ausschließlich zu dem Zwecke vorsieht, um 
die Anerkennung und Achtung der Rechte und Freiheiten der anderen zu gewähr- 
leisten und den gerechten Anforderungen der Moral, der öffentlichen Ordnung und der 
allgemeinen Wohlfahrt in einer demokratischen Gesellschaft zu genügen.“ 

Dem entspricht es, wenn die bis jetzt gültige Verfassung in Art. 49 ausdrücklich be- 
stimmt, daß bei jeder gesetzlichen Beschränkung die Grundrechte als solche „unangeta- 
stet“ bleiben müssen. Eine gleiche Bestimmung fehlt im vorliegenden Entwurf. Selbst- 
verständlich entsprechen den Rechten auch Pflichten, die Bürger haben die Gesetze des 
Staates zu beachten. Das private Eigentum (Art. 11 [2]), die Wissenschaft (Art. 16 [4]) 
dürfen nicht mißbraucht werden. Alle Bürger haben die gleichen Pflichten (Art. 19) 
und sind verpflichtet, das öffentliche Leben mitzugestalten und mitzubestimmen. Nach 
Art. 22 (1) unterliegen sie der Verteidigungspflicht, nach Art. 30 (2) der Arbeitspflicht, 
nach Art. 31 (4) der Schulpflicht. 

Das aufgezeigte umfassende Verständnis der Worte „sozialistisch“ und „Sozialismus“ 
wirkt sich einschneidend auf eine Reihe der wichtigsten im Verfassungsentwurf allen 
Bürgern gewährten Rechte und Freiheiten aus und wirft bestimmte Fragen auf. So wird 
z. B. in Art. 23 Meinungsfreiheit gewährt, aber „nur dem Geiste und dem Ziel dieser 
Verfassung“ gemäß. Für die Verfassung aber ist der Sozialismus oberstes Kriterium. 
Das gleiche gilt für die in Art. 24 (1) zugestandene Versammlungsfreiheit, und ebenso 
ist in Art. 25 beim Recht auf Vereinigung die Verwirklichung der Interessen darauf 
beschränkt, daß sie „in Übereinstimmung“ mit den Zielen und „Aufgaben der Ver- 
fassung“ geschieht. In Art. 31 ist das Recht auf Bildung an das Einheitliche sozialistische 
Bildungssystem gebunden, dessen Erziehungsziel die sozialistische Persönlichkeit: ist. 
Läßt aber diese entscheidende Auswirkung des Sozialismus als Höchstwert die Grund- 
rechte als solche noch unangetastet im Sinne des Art. 49 der bisherigen Verfassung? 

Wir meinen, daß auch in der neuen Verfassung auf diesen Artikel nicht verzichtet 
werden darf. Es ist gerade im Interesse der von dem Verfassungsentwurf erstrebten 
„stabile(n) Friedensordnung in der Welt“ (Art. 6 [4]) von entscheidender Bedeutung, 
daß auch in der neuen Verfassung die Grundrechte der Menschen so verstanden werden, 
wie es der Wortlaut aller in Frage kommenden Artikel der „Allgemeinen Erklärung 
der Menschenrechte“ einschließlich des die Interpretation verbindlich regelnden Ar- 
tikels 29 verlangt. 

Die Verfassung kann mit Recht wie im übrigen jede Verfassung erwarten, daß sich die 


183 


Bürger in Wahrnehmung ihrer Rechte für den weiteren Aufbau und die weitere Ent- 
faltung ihrer Gemeinschaft einsetzen. Da aber die Bürger bis in ihr Personenzentrum 
für den Sozialismus in Anspruch genommen werden, erhebt sich die Frage: Wie sollen 
diejenigen Bürger dieser Erwartung in Wahrhaftigkeit gerecht werden, die sich gewis- 
sensmäßig den Marxismus-Leninismus nicht zu eigen machen können? Was jeweils unter 
„sozialistisch“ und „Sozialismus“ zu verstehen ist, wird ja nicht von ihnen, sondern von 
der marxistisch-leninistischen Partei bestimmt (vgl. Art. 1). Ein Rekurs auf die Ge- 
wissensfreiheit ist auch nicht möglich, da dieses wichtige Grundrecht, das in Art. 41 der 
alten Verfassung steht, im Entwurf fehlt. Darum haben sieben leitende Geistliche in 
einem Brief an den Herrn Vorsitzenden des Staatsrates die Aufnahme dieses Rechtes 
der Gewissensfreiheit als „unerläßlich“ bezeichnet, und zwar nicht nur im Interesse der 
Christen, sondern aller derjenigen, die aus Gewissensgründen den Absolutheitsanspruch 
des Sozialismus nicht bejahen können. Ohne eine solche Bestimmung über die Gewissens- 
freiheit würden diese Bürger hinsichtlich ihres Rechtsschutzes in Unsicherheit sein und 
sich vor unausweichliche Konflikte gestellt sehen. Das kann aber nicht im Interesse eines 
Staates liegen. 

Man kann nicht, wie es in Diskussionen geschehen ist, einwenden, das Recht der Ge- 
wissensfreiheit sei so selbstverständlich, daß es einer besonderen Erwähnung nicht be- 
dürfe. Denn andere, ebenso selbstverständliche Grundrechte sind ausdrücklich genannt. 

Darum sollte die Garantie der Gewissensfreiheit im Sinne der „Allgemeinen Erklä- 
rung der Menschenrechte“ der Vereinten Nationen in der neuen Verfassung ausdrücklich 
genannt werden. In diesem Zusammenhang ist nun noch besonders auf Art. 38 einzu- 
gehen. Wenn auch das Wort „Religionsfreiheit* fehlt, so ist doch „das Recht, sich zu 
einem religiösen Glauben zu bekennen“, in diesem Sinne zu verstehen. Dagegen sind die 
Worte „religiöse Handlungen auszuüben“ nicht eindeutig genug und bleiben zurück 
hinter Art. 18 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, in dem es heißt: „Dieses 
Recht umfaßt die Freiheit ... seine Religion oder seine Überzeugung allein oder in Ge- 
meinschaft mit anderen, in der Öffentlichkeit oder privat, durch Lehre, Ausübung, 
Gottesdienst und Vollziehung von Riten zu bekunden.“ Zur christlichen Existenz gehört 
nicht nur die Teilnahme an gottesdienstlichen Handlungen, sondern auch ein Leben im 
Gehorsam gegen Gottes Gebote, die sich nicht einfach mit der „Sozialistischen Moral“ 
decken. Abs. 2 des Art. 38 sagt nichts über den Rechtsstatus der Kirchen und Religions- 
gemeinschaften, sondern enthält nur die Weisung, sie „haben ihre Angelegenheiten und 
ihre Tätigkeit in Übereinstimmung mit der Verfassung und den gesetzlichen Bestim- 
mungen der DDR zu ordnen und durchzuführen“. Das Wort „Übereinstimmung“ läßt 
die Auslegung zu, daß die Kirchen und Religionsgemeinschaften mit ihrer Tätigkeit 
der Verwirklichung des Sozialismus zu dienen haben. Das aber wäre angesichts des sich 
aus dem Entwurf ergebenden Verständnisses des Sozialismus ein unmögliches Verlangen. 
Nun ist das wahrscheinlich nicht gemeint, aber dann muß eine Formulierung gewählt 
werden, die ein solches Mißverständnis ausschließt. 

Vergleicht man den Artikel 38 des vorliegenden Entwurfs mit den Artikeln 41 bis 
48 der bisherigen Verfassung, dann ist eine so einschneidende Verkürzung der Rechte der 
Kirche festzustellen, daß wir die große Besorgnis teilen müssen, die Kardinal Erzbischof 
Bengsch im Auftrage der Ordinarienkonferenz in einem Schreiben an den Herrn Vor- 
sitzenden des Staatsrates zum Ausdruck gebracht hat. Wir meinen, jeder evangelische 
Christ sollte sich dafür einsetzen, daß folgende Ergänzungen in den Entwurf aufge- 
nommen werden: das Recht der Erziehungsberechtigten, über die religiöse Erziehung 
ihrer Kinder bis zu deren vollendetem 14. Lebensjahr selbst zu entscheiden; das Recht 
der Kirche auf Unterweisung (Religionsunterricht) und das Recht der Kirche darauf, 
zu den Lebensfragen des Volkes vom eigenen Standpunkt aus Stellung zu nehmen; das 
Recht der Kirche auf Ausübung der Seelsorge auch in Krankenhäusern, Strafanstalten 
und öffentlichen Einrichtungen; die Bestätigung des Status der Kirchen und anderen 
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Religionsgemeinschaften sowie ihrer Untergliederungen als juristischer Person einschließ- 
lich der Selbständigkeit in Ordnung und Verwaltung; die Garantie ihres Eigentums bzw. 
des Eigentums der Gemeinden und Werke; das Recht, die Mitglieder regelmäßig zur 
Finanzierung der gemeinschaftlichen Aufgaben heranzuziehen (Kirchensteuern, Kollekten 
usw.); die ausdrückliche Nennung des Prinzips der Trennung von Staat und Kirche. 

Nun wird von verschiedenen Seiten eingewandt: Warum dieses Bestehen auf Rechts- 
garantien durch den Staat? Davon lebt doch die Kirche nicht! Dazu ist folgendes zu 
sagen: Gewiß, wir leben als Kirche nicht davon, daß uns die Welt Raum gibt, sondern 
davon, daß Christus uns mit sich verbindet und als seine Zeugen in die Welt sendet, 
und wir leben darin, daß wir Ihm als unserem Herrn vertrauen, seinen Befehlen 
gehorchen und mit seinen Zusagen fest rechnen. Eine Jesus Christus bekennende Kirche 
wird die Befehle ihres Herrn vollstrecken, ob mit oder ohne Verfassungsschutz. Aber 
als Christen und besonders als Staatsbürger legen wir großen Wert darauf, daß unser 
Christusdienst in der Legalität geschehen kann und nicht in der Illegalität geschehen 
muß. Wir wünschen die Legalität nicht nur um der Kirche willen, sondern vor allem 
auch um des Staates und des Friedens in der Welt willen. Was uns an Rechtsschutz 
gewährt wird, nehmen wir als Geschenk unseres Herrn, und wenn wir als Kirche für 
unser Recht eintreten, so hat das mit sogenannten Privilegien überhaupt nichts zu tun, 
sondern geschieht, damit wir besser dienen können. Darum ist uns daran gelegen, daß 
die erwähnten Bestimmungen ausdrücklich genannt werden. Geschieht das nicht, so be- 
steht die Gefahr, daß alles, was Angelegenheiten und Tätigkeit der Kirche sind, will- 
kürlich ausgelegt werden kann. Das würde aber nicht nur zu einer Behinderung des 
Dienstes der Kirche, sondern auch zu unnötigen Konflikten führen. 

Daher ist es sehr zu begrüßen, daß sowohl 7 evangelische Bischöfe wie alle katho- 
lischen Bischöfe und bischöflichen Kommissare in ihren Eingaben an den Herrn Vor- 
sitzenden des Staatsrates das Grundrecht der Gewissensfreiheit gefordert und einen 
konkreten Abänderungsvorschlag zu Art. 38 (1) und (2) gemacht haben. Für die weit- 
gehende Übereinstimmung, die sowohl die katholische als auch die evangelische Kirche 
in den Anliegen verbindet, die Christen gegenüber diesem Verfassungsentwurf haben, 
dürfen wir sehr dankbar sein. 

Lassen Sie mich zum Abschluß in der Verantwortung, die wir als Kirche auch für das 
Wohl unseres Volkes haben und die uns niemand nehmen kann, noch auf einige Fragen 
hinweisen, die sich auf die politische Grundlage und die Leistungstätigkeit der staat- 
lichen Organe beziehen. 

1. Nach Art. 8 erstrebt die DDR eine stabile Friedensordnung in der Welt. Nach 
Art. 4 will die DDR die planmäßige Steigerung des Lebensstandards gewährleisten. 
Beide stehen insofern in Spannung zueinander, als der soziale Weltfriede nicht ohne 
große Opfer auch jedes einzelnen Bürgers in den sogenannten entwickelten Ländern 
möglich ist. Hier sollte in Art. 4 ein Hinweis auf die Verpflichtung zu solchen Opfern 
aufgenommen werden. 

2. Nach Art. 8 (2) wird die „Pflege normaler Beziehungen und die Zusammenarbeit“ 
mit der Bundesrepublik auf der Grundlage der Gleichberechtigung erstrebt. Wenn aber 
zugleich die Vereinigung auf der Grundlage der Demokratie und des Sozialismus er- 
strebt wird, so besteht die Gefahr, daß die gewünschte Zusammenarbeit auch für alle 
Gutwilligen in der Bundesrepublik blockiert wird. Daher erscheint es notwendig, die 
Worte „auf der Grundlage der Demokratie“ explizit dahin zu präzisieren, daß damit die 
freie Rechtsentscheidung aller Deutschen gemeint ist. 

3. Nach Art. 48 ist „die Volkskammer ... das oberste staatl. Machtorgan der DDR“ 
und wird ferner bestimmt: „niemand kann ihre Rechte einschränken“; im Art. 1 aber 
heißt es: „Die Deutsche Demokratische Republik ... ist die politische Organisation der 
Werktätigen in Stadt und Land, die gemeinsam unter Führung der Arbeiterklasse und 
ihrer marxistisch-lenistischen Partei den Sozialismus verwirklichen.“ 
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Hier besteht eine Spannung, die durch klare Rechtsbestimmungen ausgeglichen werden 
muß. 

4. In Art. 2 wird bestimmt: „Alle politische Macht in der DDR wird von den 
Werktätigen ausgeübt.“ Im Art. 5 heißt es: „Die Bürger der DDR üben ihre Macht 
durch demokratisch gewählte Volksvertretungen aus.“ Wie ist diese Differenz mit der 
Gleichheit der Rechte und Pflichten nach Art. 19 (1) zu vereinen? 

5, Vergleicht man in Art. 1 die Worte „unter Führung der Arbeiterklasse und ihrer 
marxistisch-leninistischen Partei“ mit Art. 18 (3), wonach „jeder Bürger gleiche Rechte“ 
hat, so ist auch hier eine unausgeglichene Differenz festzustellen. 

Zusammenfassend ist zu sagen: Im grundlegenden Artikel 1 sollte die DDR als die 
politische Organisation aller Bürger bezeichnet werden. Wenn man in einer Demokratie 
es für richtig und sachlich geboten hält, einer bestimmten Partei in der Verfassung eine 
bevorrechtigte Stellung einzuräumen, dann muß die Stellung dieser Partei nach Rechten 
und Pflichten genau präzisiert werden, weil nur so die für eine Verfassung unerläßliche 
Durchsichtigkeit des Rechtsschutzes und der Machtverhältnisse gewährleistet ist. Lassen 
sie mich damit schließen: 

Ich meine es Ihnen schuldig zu sein, in meinem Bericht auf eine so entscheidende 
Frage wie die des Entwurfs einer neuen Verfassung einzugehen. Meine Ausführungen 
wollen eine Hilfe zu sachgemäßer Prüfung dieses Entwurfs sein und Mut machen zum 
verantwortlichen Gespräch. Ein echtes Gespräch schließt die Bereitschaft zu unvorein- 
genommenem Hören ein. Auch in einer Umwelt, die unseren Glauben nicht teilt, 
vertrauen wir darauf, daß Gott uns Raum zum Zeugnis seiner Wahrheit und Raum zu 
seinem Lobe geben wird. 


Auf ihrer März-Tagung 1968 beschloß die Synode der Ev.-Luth. Landeskirche 
Sachsens einstimmig folgende Eingabe: 


An die Kommission zur Ausarbeitung einer sozialistischen Verfassung 
der Deutschen Demokratischen Republik 
102 Berlin 


Die Volkskammer hat den Entwurf einer Verfassung der Deutschen Demokratischen Re- 
publik zur öffentlichen Diskussion gestellt. Die Synode der Ev.-Luth. Landeskirche 
a folgt hiermit der Aufforderung, zu dem vorliegenden Entwurf Stellung zu 
nehmen. 

Die Synode stimmt überein mit den Anliegen, die evangelische Bischöfe der Glied- 
kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik in ihrem Schreiben vom 15. Fe- 
bruar 1968 an den Vorsitzenden des Staatsrates der Deutschen Demokratischen Republik, 
Herrn Walter Ulbricht, zum Ausdruck gebracht haben. 

Insbesondere findet die in diesem Schreiben vorgeschlagene Neufassung des Arti- 
kels 38 Abs. 1 und 2 des Verfassungsentwurfes die volle Zustimmung der Synode. 

Wir sind dankbar, daß in dem vorliegenden Entwurf der Verfassung dem Gedanken 
des Humanismus, den Menschenrechten und den sozialen Anliegen der Gesellschaft 
ein breiter Raum gewährt wird. 

Im „Jahr der Menschenrechte“ bitten wir, daß die nachstehend von uns genannten 
Grundrechte aus der „Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte“ der Generalver- 
sammlung der Vereinten Nationen vom 10. Dezember 1948 ebenfalls in unsere Ver- 
fassung aufgenommen werden. 

Artikel 19 der Erkl. d. Menschenr. (Meinungs- und Informationsfreiheit): Jeder 
Mensch hat das Recht auf freie Meinungsäußerung; dieses Recht umfaßt die Freiheit, 
Meinungen unangefochten anzuhängen und Informationen und Ideen mit allen Verstän- 
digungsmitteln ohne Rücksicht auf Grenzen zu suchen, zu empfangen und zu verbreiten. 
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Wir meinen, daß ein ungehinderter Empfang von Informationen durch Funk und 
Fernsehen und von Druckerzeugnissen wissenschaftlichen und humanistischen Charakters 
zur sachgemäßen Urteilsbildung unerläßlich ist. 

Artikel 16 der Erkl. d. Menschenr. (Freiheit der Eheschließung): 1. Heiratsfähige 
Männer und Frauen haben ohne Beschränkung durch Rasse, Staatsbürgerschaft oder 
Religion das Recht, eine Ehe zu schließen und eine Familie zu gründen ... 

Wir sehen die große Not der Menschen, die zusammengehören wollen oder als Ehe- 
leute und Glieder einer Familie schon zusammengehören, aber an der Verwirklichung 
ihrer Gemeinschaft außerhalb der Staatsgrenzen gehindert werden. Das widerspricht 
auch dem Art. 13 der Menschenrechte. Darum bitten wir, daß durch eine Bestimmung 
in der neuen Verfassung denen, deren unaufgebbares Menschenrecht es ist, als Eheleute 
oder Familienglieder zusammenzugehören, Freizügigkeit über die Staatsgrenzen hinaus 
gewährleistet wird. 

Artikel 26 d. Erkl. d. Menschenr. (kulturelle Betreuung, Elternrecht): 3. In erster 
Linie haben die Eltern das Recht, die Art der ihren Kindern zuteil werdenden Bildung 
zu bestimmen. 

Wir verstehen, daß es notwendig ist, im Zeitalter der technischen Revolution Bildung 
und Erziehung auch nach ökonomischen Gesichtspunkten staatlich zu planen und zu 
lenken. Doch dürfen dadurch die Grundrechte der Eltern nicht beeinträchtigt werden. 

Artikel 18 d. Erkl. d. Menschenr. (Gewissens- und Religionsfreiheit): Jeder Mensch 
hat Anspruch auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit; dieses Recht umfaßt 
die Freiheit, seine Religion oder seine Überzeugung zu wechseln, sowie die Freiheit, seine 
Religion oder seine Überzeugung allein oder in Gemeinschaft mit anderen in der Offent- 
lichkeit oder privat, durch Lehre, Ausübung, Gottesdienst und Vollziehung von Riten 
zu bekunden. 

Der Artikel 18 über die Glaubens- und Gewissensfreiheit muß nach der Erkenntnis 
der im Okumenischen Rat zusammengeschlossenen Kirchen (Neu-Delhi 1961) auch auf 
den zitierten Artikel 26, 3 über das Elternrecht bezogen werden. Wir bitten daher, daß in 
der Verfassung festgelegt wird: „Die Eltern haben das Recht, die Art der religiösen 
Erziehung ihrer Kinder zu bestimmen.“ 

Die Glaubens- und Gewissensfreiheit sollte ebenfalls auf die Fragen des Wehrersatz- 
dienstes angewendet werden. Wir erkennen dankbar an, daß in der Deutschen Demo- 
kratischen Republik die Möglichkeit des Dienstes als Bausoldat der Gewissensbindung 
vieler Wehrpflichtiger Rechnung trägt. Aber es beschwert uns, daß junge Menschen, die 
aus Glaubens- und Gewissensgründen diesen Wehrersatzdienst in Einheiten der Natio- 
nalen Volksarmee nicht verantworten können, mit Freiheitsstrafen belegt werden, ob- 
wohl sie bereit sind, einen zivilen Ersatzdienst zu leisten. Wir bitten darum, daß die 
neue Verfassung die Möglichkeit eines solchen Ersatzdienstes außerhalb der Nationalen 
Volksarmee gewährleistet, der die gleiche gesellschaftliche Anerkennung findet wie der 
Wehrdienst. 

Wenn Artikel 1 des Entwurfes der Verfassung festlegt, daß der Sozialismus unter der 
Führung der Arbeiterklasse und ihrer marxistisch-leninistischen Partei verwirklicht 
werden soll, so ist unter dem Gesichtspunkt der Glaubens- und Gewissensfreiheit hier 
eine Klärung des Begriffes Sozialismus dringend geboten. Es kann zu der von uns er- 
strebten fruchtbaren Zusammenarbeit zwischen Christen und Marxisten in unserem 
Staat allein dann kommen, wenn mit dem Begriff Sozialismus nur die Gesellschaftsform, 
nicht aber die vom Atheismus geprägte Weltanschauung gemeint ist. 


Die dritte Ebene, auf der die Diskussion zur Verfassungsfrage auf kirchlicher 
Seite geführt wurde, ist die der Gemeinden und der Gemeindeglieder. Dazu 
folgender Bericht: 
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GESPRÄCH ÜBER DEN VERFASSUNGSENTWURF 


(Bericht des Gemeindeblattes der Ev.-Luth. Landeskirche Sachsens 
„Der Sonntag“ Nr. 17 vom 24. März 1968) 


Auch in unserer Landeskirche beteiligten sich in den letzten Wochen zahlreiche Ge- 
meindeglieder und kirchliche Persönlichkeiten an der Volksaussprache über den Entwurf 
einer sozialistischen Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik, der am 31. Ja- 
nuar der Volkskammer vorgelegt wurde, und brachten ihr lebhaftes Interesse am Ver- 
fassungsentwurf zum Ausdruck. An vielen Orten wurden Gespräche mit Vertretern 
des Staatesgeführt und Fragen geäußert, die allseitig diskutiert wurden. Der Aufforde- 
rung der Verfassungskommission folgend, sind außerdem zahlreiche Eingaben zum 

Verfassungsentwurf eingesandt worden. In einem Schreiben an den Vorsitzenden des 
Staatsrates, Walter Ulbricht, haben leitende Geistliche der Landeskirchen gemeinsam eine 
Erklärung zum Verfassungsentwurf abgegeben. Die Aufmerksamkeit richtet sich dabei 
besonders auf den grundlegenden Artikel 1 des Entwurfs der neuen Verfassung. Auch 
die Christen sehen sich als Bürger eines sozialistischen Staates vor die Aufgabe gestellt, 
den Sozialismus als eine Gestalt gerechteren Zusammenlebens mit zu verwirklichen. 
Es wird die Bitte vorgetragen, daß die Verfassung die volle Gewissensfreiheit ausdrück- 
lich garantiert. Weiterhin richtet sich das Augenmerk besonders auf den Artikel 38, 
in dem es nach dem Entwurf heißt: „(1) Jeder Bürger der DDR hat das Recht, sich zu 
einem religiösen Glauben zu bekennen und religiöse Handlungen auszuüben. (2) Die 
Kirchen und anderen Religionsgemeinschaften haben ihre Angelegenheiten und ihre 
Tätigkeit in Übereinstimmung mit der Verfassung und den gesetzlichen Bestimmungen der 
DDR zu ordnen und durchzuführen.“ Hierzu sind Fragen verschiedenster Art aufge- 
griffen und formulierte Gegenvorschläge vorgelegt worden. 

In zahlreichen Eingaben kommt zum Ausdruck, daß die Christen von ihrem Staat 
Freiheit und Raum für die Praktizierung ihres Glaubenslebens erwarten und darum den 
Wunsch äußern, daß ihnen wie bisher die Voraussetzungen für die Ausübung ihres 
kirchlichen Lebens eindeutig zugesagt werden. 

Das lebhafte Interesse, das Christen als Staatsbürger der Deutschen Demokratischen 
Republik am Verfassungsentwurf nehmen, zeigt, daß die Kirche in der Volksaussprache 
zum Verfassungsentwurf nicht abseits steht, sondern sich mit verantwortlich weiß für das 
Recht und das Wohlergehen des ganzen Volkes. 

Sich an der breiten Aussprache der ganzen Bevölkerung in der DDR über den 
Entwurf der neuen Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik verantwortlich 
zu beteiligen und sich dabei nicht von kirchlichen oder persönlichen Belangen, sondern 
von Recht und Wohlergehen aller leiten zu lassen, hat die EKU-Synode von ihrer 
Tagung in Potsdam-Babelsberg aus die evangelischen Christen in den Unionskirchen 
der DDR aufgerufen. Die Synodalen, die auf der Tagung die der Evangelischen Kirche 
der Union angehörenden Landeskirchen von Berlin-Brandenburg, der Kirchenprovinz 
Sachsen, des Kirchengebiets Greifswald, des Konsistorialbezirks Görlitz und Anhalts 
vertraten, verabschiedeten auf Vorschlag des Berichtsausschusses zum Ende ihrer Be- 
ratungen am 15. Februar hierzu folgenden Beschluß: 

„Kurz vor der Synodaltagung wurde der Entwurf einer neuen Verfassung veröffent- 
licht und nach dem Beschluß der Volkskammer der ganzen Bevölkerung zur Aus- 
sprache übergeben. Die in Potsdam versammelten Synodalen richten an die Glieder der 
Gemeinden in allen Gliedkirchen innerhalb der DDR die dringende Bitte, sich an diesem 
Gespräch verantwortlich zu beteiligen. Die Leitungen der Gliedkirchen in der DDR wer- 
den gebeten, den Gemeindegliedern in dieser verantwortlichen Aufgabe zu helfen und 
ihrerseits das Gespräch mit den dafür zuständigen staatlichen Organen zu führen. 

Wir meinen, daß der Staat ein Recht darauf hat, die Fragen und Antworten der 
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hristlichen Bürger zu hören. Dabei dürfen sie sich nicht leiten lassen von einem Inter- 
esse, das sich vorwiegend auf kirchliche oder persönliche Belange bezieht. Der Christ 
weiß sich immer auch verantwortlich für das Recht und das Wohlergehen aller.“ 


Selbstverständlich haben sich auch katholische Kreise intensiv an der Verfassungs- 
diskussion beteiligt. Bereits im Februar hat sich die Berliner Ordinarienkonfe- 
renz in zwei Schreiben an den Staatsratsvorsitzenden Ulbricht gewandt. Dieser 
soll gelegentlich einer öffentlichen Ansprache von der Möglichkeit eines Konkor- 
dates mit dem Heiligen Stuhl gesprochen haben. Diese Äußerung ist bisher nicht 
bestätigt worden, in Presseberichten ist sie nie erschienen. Am 3. März ließ die 
Berliner Ordinarienkonferenz folgende Erklärung in den Gottesdiensten in der 
DDR verlesen: 


ERKLÄRUNG DER BISCHÖFE UND BISCHÖFLICHEN KOMMISSARE DER 
BERLINER ORDINARIENKONFERENZ ZUM ENTWURF DER NEUEN VERFASSUNG DER DDR 


Anläßlich der Veröffentlichung des Entwurfs der neuen sozialistischen Verfassung der 
Deutschen Demokratischen Republik gab es viele, zum Teil sehr besorgte Diskussionen 
in unseren katholischen Gemeinden, und viele Gläubige haben Eingaben an die Kommis- 
sion zur Ausarbeitung der neuen Verfassung gemacht. Auf Grund zahlreicher An- 
fragen, die daraufhin an uns gekommen sind, fühlen wir uns verpflichtet, unsere 
Gläubigen darüber zu unterrichten, welche Vorschläge wir Bischöfe der Kommission für 
die Ausarbeitung der neuen Verfassung unterbreitet haben. Wir stützen uns dabei auf 
den Artikel 41 der geltenden Verfassung, nach dem die Kirchen das Recht haben, zu 
Lebensfragen des Volkes Stellung zu nehmen, und möchten mit dieser Erklärung auch 
zur Beruhigung unserer Gemeinden beitragen. 

Wir haben der zuständigen Kommission folgende Anliegen vorgetragen: 

1. Nach der Erklärung des Herrn Vorsitzenden des Staatsrates soll die neue Ver- 
fassung, die auf der Achtung der Menschenrechte beruhe, zugleich ein guter Beitrag 
zum Anliegen des „Internationalen Jahres der Menschenrechte“ sein, zu dem die Ver- 
einten Nationen das Jahr 1968 erklärt haben. 

Wir Bischöfe sind der Auffassung, daß die Artikel 40 bis 49 der Verfassung der 
DDR von 1949 den Grundanliegen von Artikel 18 der „Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte“ entsprechen und ihre Grundlage im Abschnitt III A 10 des Potsdamer 
Abkommens vom 2. August 1945 haben. 

2. Im Entwurf der neuen Verfassung sind jedoch nahezu alle diese bisher verfassungs- 
mäßig garantierten Rechte der Kirche nicht mehr erwähnt. Dazu gehören besonders die 
Garantie der vollen Gewissens- und Glaubensfreiheit und der ungestörten Religions- 
ausübung, die Anerkennung des Rechtsstatus der Kirche, ihre Selbständigkeit in der 
Ordnung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten sowie die Anerkennung ihrer Eigen- 
tumsrechte. 

Wir haben daher vorgeschlagen, den Artikel 38 des neuen Verfassungsentwurfs durch 
die Einführung dieser Rechte zu ergänzen. 

3. Besonders wichtig für jeden Menschen, gleich welcher Weltanschauung, ist die ver- 
fassungsmäßige Garantie der Gewissensfreiheit, da es sich hierbei um ein fundamentales 
menschliches Grundrecht handelt. Die Freiheit der Glaubensausübung kann nur dann als 
gesichert erscheinen, wenn die Gewissensfreiheit in der Verfassung so verankert ist, wie 
die „Allgemeine Erklärung der Menschenrechte“ der Vereinten Nationen sie ver- 
standen wissen will. 

4. Die Beziehungen der Bürger sollen nach dem Entwurf der neuen Verfassung durch 
die Grundsätze der sozialistischen Moral geprägt werden. Diese beruht aber auf der 
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atheistischen Weltanschauung des Marxismus-Leninismus. Die Grundsätze der christ- 
lichen Moral können mit dieser Weltanschauung in vielen Punkten nicht in Einklang ge- 
bracht werden. Deshalb besteht die Gefahr, daß der Bürger, der sein Leben nach der 
christlichen Moral gestaltet, nicht in allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens Gleich- 
berechtigung erfährt. Wir haben daher den Wunsch vorgetragen, entsprechende Ergän- 
zungen im Artikel 18 und 19 des Entwurfs vorzunehmen. 

5. Die Trennung von Staat und Kirche sowie die Eigenständigkeit der Kirche in der 
Regelung ihrer Angelegenheiten, wie sie in der Verfassung von 1949 garantiert sind, 
ermöglichen eine Tätigkeit der Kirche, die ihrem Wesen entspricht und auch dem ganzen 
Volke zugute kommt. In Artikel 38 Ziffer 2 sind diese Grundlagen nicht mehr erwähnt. 
Der Text läßt vielmehr die Möglichkeit offen, daß auch das innerkirchliche Leben durch 
staatliche Gesetze bestimmt wird. Im Verlauf der öffentlichen Diskussion ist wiederholt 
erklärt worden, daß dazu keinerlei Absicht bestände. Wir haben aber unsere Auf- 
fassung dargelegt, daß dies auch im Text der Verfassung selbst zum Ausdruck kommen 
müßte. 

6. Mit diesen Vorschlägen glauben wir, einen Beitrag durchaus im Sinne der „Allge- 
meinen Erklärung der Menschenrechte“ zu leisten. Wir betonen deshalb ausdrücklich, daß 
es uns hier nicht um eine Frage kirchlicher Privilegien geht, sondern um menschliche 
Grundrechte, deren Schutz und Verwirklichung dem Wohl des ganzen Volkes dient und 
die zu vertreten uns auch die „Deklaration über die religiöse Freiheit“ verpflichtet, die 
das Zweite Vatikanische Konzil erlassen hat. 

Wir sind der Überzeugung, daß dem gemeinsamen Aufbau der Zukunft in der 
Deutschen Demokratischen Republik am besten gedient ist, wenn der Christ sein Leben 
nach dem christlichen Glauben gestalten kann und die Kirche ihren Gläubigen auf der 
Basis verfassungsmäßig garantierter Rechte zu dienen vermag. Diese Grundlage, welche 
die Gleichberechtigung aller Bürger der Deutschen Demokratischen Republik garantiert, 
schafft kein Hindernis, sondern ist vielmehr eine gute Voraussetzung für eine Zusammen- 
arbeit aller Menschen, die guten Willens sind. 

Die Frage der Verfassung ist nicht nur für die Kirche, sondern für alle Bürger des 
Staates von grundlegender Bedeutung. Deshalb bitten wir alle Priester und Gläubigen, 
in diesen Tagen für eine gute und gerechte Lösung dieser entscheidenden Frage eifrig zu 
beten und in den Fürbitten der Anliegen der Kirche und unseres Volkes zu gedenken. 


Entgegen einer weitverbreiteten Erwartung, die Verfassung werde nicht vor 
dem Herbst 1968, vielleicht sogar erst im Jahre 1969 als dem Gedenkjahr zur 
Gründung der DDR 1949 endgültig verabschiedet, vollzog sich der letzte Akt 
überraschend schnell, geradezu überstürzt. Beobachter haben die Vermutung 
ausgesprochen, diese Eile erkläre sich von den Ereignissen in der CSSR her, die 
eine von der Breite des Volkes getragene Demonstration einer innenpolitischen 
Stabilität in der DDR geraten erscheinen ließ. Am 26. März legte die Verfas- 
sungskommission der Volkskammer den Entwurf in einer redigierten Fassung 
vor. Nach ihrem Bericht sind im Rahmen der Volksaussprache 12 454 Vorschläge 
eingegangen; auf Grund dieser Vorschläge wurden 118 Veränderungen vorge- 
nommen, wodurch die Präambel und 55 Artikel des ursprünglichen Entwurfs 
eine Veränderung erfuhren. 

Die an dieser Stelle wichtigsten Änderungen betreffen den Artikel 20 (Artikel 
19 im ersten Entwurf) und Artikel 39 Absatz 2 (Artikel 38 im ersten Entwurf). 
Die Artikel lauten jetzt wie folgt (Anderungen und Zusätze sind kursiv ge- 


druckt): 
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Artikel 20 


1. Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik hat unabhängig von seiner 
Nationalität, seiner Rasse, seinem weltanschaulichen oder religiösen Bekenntnis, seiner 
sozialen Herkunft und Stellung die gleichen Rechte und Pflichten. Gewissens- und Glau- 
bensfreiheit sind gewährleistet. Alle Bürger sind vor dem Gesetz gleich. 


Artikel 39 


1. Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik hat das Recht, sich zu einem 
religiösen Glauben zu bekennen und religiöse Handlungen auszuüben. 

2. Die Kirchen und anderen Religionsgemeinschaften ordnen ihre Angelegenheiten 
und üben ihre Tätigkeit aus in Übereinstimmung mit der Verfassung und den gesetz- 
lichen Bestimmungen der Deutschen Demokratischen Republik. Näheres kann durch Ver- 
einbarungen geregelt werden. 


Zu diesen Änderungen heißt es in dem Bericht der Verfassungskommission der 
Volkskammer („Neue Zeit“ Nr. 75 vom 28. März 1968): 


Im Ergebnis der Volksaussprache sowie auf Anregungen der evang.-lutherischen 
Landeskirche in Thüringen und ihres Bischofs, Herrn D. Dr. Moritz Mitzenheim, hat die 
Verfassungskommission einige Ergänzungen in den Artikeln 20 und 39 des Entwurfs 
vorgenommen. 

In der Volksaussprache wurde festgestellt, daß in der Deutschen Demokratischen Re- 
publik jeder Bürger das Recht hat, sich zu einem religiösen Glauben zu bekennen und 
religiöse Handlungen auszuüben. Diese Feststellung wird nun durch eine Ergänzung des 
Artikels 20 nochmals unterstrichen, wonach das weltanschauliche oder religiöse Bekennt- 
nis jedes Bürgers sowie seine Gewissens- und Glaubensfreiheit gewährleistet sind. In der 
Diskussion und auf zahlreichen Veranstaltungen wurde mit Recht auch von kirchlichen 
Würdenträgern und Professoren hervorgehoben, daß in die Verfassung keine Einzel- 
heiten der kirchlichen Ordnung oder der inneren Ordnung anderer Religionsgemein- 
schaften aufgenommen werden sollen. Die Verfassung gibt den Kirchen und Religions- 
gemeinschaften eine rechtliche Basis für die ungehinderte Ausübung ihrer Seelsorge und 
ihrer gemeinnützigen Tätigkeit, die mit dem politischen Interesse und dem moralischen 
Empfinden der gläubigen Bürger übereinstimmt. Der Artikel 39 wurde dahingehend er- 
gänzt, daß Näheres durch Vereinbarungen geregelt werden kann. 


Und in der mündlichen Erläuterung führte Prof. Dr. Correns hierzu aus („Neue 
Zeit“ Nr. 74 vom 27. März 1968): 


Lassen Sie mich nur noch sagen, daß die Kommission, im Ergebnis der Volksaussprache 
sowie auf Anregungen der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche in Thüringen und 
ihres Bischofs, Herrn D. Dr. Moritz Mitzenheim, einige Ergänzungen in den Artikeln 
20 und 39 des Entwurfes vorgenommen hat. 

In der Volksaussprache wurde unterstrichen, daß in der Deutschen Demokratischen 
Republik jeder Bürger das Recht hat, sich zu einem religiösen Glauben zu bekennen und 
religiöse Handlungen auszuüben. Diese Feststellung wird nun durch eine Ergänzung des 
Artikels 20 nochmals betont, wonach das weltanschauliche oder religiöse Bekenntnis 
jedes Bürgers sowie seine Gewissens- oder Glaubensfreiheit gewährleistet sind. In der 
Diskussion und auf zahlreichen Versammlungen wurde mit Recht auch von kirchlichen 
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Würdenträgern und Theologen hervorgehoben, daß in die Verfassung keine Einzel- 
heiten der kirchlichen Ordnung oder der inneren Ordnung anderer Religionsgemein- 
schaften aufgenommen werden sollen. Die Verfassung gibt den Kirchen und Religions- 
gemeinschaften eine rechtliche Basis für die ungehinderte Ausübung ihrer Seelsorge und 
ihrer gemeinnützigen Tätigkeit, die mit dem politischen Interesse und dem moralischen 
Empfinden der gläubigen Bürger übereinstimmt. Der Artikel 39 wurde dahingehend er- 
gänzt, daß Näheres durch Vereinbarungen geregelt werden kann. 

Gestatten Sie mir die persönliche Bemerkung, daß in unserer sozialistischen Gesell- 
schaft, die mitzugestalten wir die Freude haben, das ethische Anliegen der Christen 
durch den humanistischen Grundcharakter des sozialistischen Staates nicht nur Ver- 
wirklichung, sondern auch Schutz erfahren wird. 


Die Volkskammer stimmte dem jetzigen Entwurf zu. Sie setzte für den 6. April 
eine Volksabstimmung an, bei der die neue Verfassung von 11 536 265 Stimm- 
berechtigten (94,54 v. H.) bei 409 329 Neinstimmen bejaht wurde. 

Zur kirchlichen Beteiligung an dem ganzen Vorgang heißt es später in einem 
Bericht des Politbüros an das 6. Plenum des Zentralkomitees der SED („Neues 
Deutschland“ vom 7. Juni 1968): 


In größerer Zahl und eindrucksvollerer Weise denn je haben an der Volksaussprache und 
am Volksentscheid Amtsträger der Kirchen, Theologen und andere Bürger von Reli- 
gionsgemeinschaften teilgenommen. In ihren Erklärungen charakterisierten viele Pfarrer 
und zahlreiche andere kirchliche Amtsträger den Volksentscheid als eine wahrhaft de- 
mokratische Entscheidung, die jeder Bürger mit gutem Gewissen vollziehen könne. Diese 
Erkenntnis war zweifellos bei nicht wenigen Geistlichen Anlaß, das eigene Verhältnis 
zum sozialistischen Staat und seinen Organen neu und positiv zu durchdenken. 

Nur eine verschwindende Anzahl kirchlicher Amtsträger — es waren weniger als zehn 
Prozent - blieb dem Volksentscheid fern. Somit zeigt das Ergebnis des Volksentscheides 
die zunehmende Selbstisolierung, in die reaktionäre Mitglieder einiger Kirchenleitungen 
geraten sind. Volksaussprache und Volksentscheid haben die überaus bedeutsame politi- 
sche Tatsache bekräftigt, daß sich die christliche Bevölkerung der DDR eindeutig und 
endgültig für den Sozialismus entschieden hat. 


Das im ganzen für die Kirchen recht magere Ergebnis der Aussprache über den 
Verfassungsentwurf, wenn man einmal von den in ihrem Dauerwert doch recht 
problematischen Interpretationen absieht, erfuhr noch eine vielfältige Kommen- 
tierung, aus der hier abschließend noch einige Beispiele gebracht seien. Wiederum 
veranstaltete die „Neue Zeit“ mit Landesbischof Mitzenheim ein Interview: 


„ICH ERWARTE DAS JA DER CHRISTLICHEN MITBÜRGER ZUR NEUEN VERFASSUNG“ 


Interview mit Landesbischof D. Dr. Mitzenheim 
(»Neue Zeit“ Nr. 78 vom 31. März 1968) 


Hermann Kalb: Herr Landesbischof, Sie haben uns freundlicherweise unmittelbar nach 
Veröffentlichung des Entwurfs der neuen sozialistischen Verfassung der DDR Anfang 
Februar in einem Interview Ihre erste Stellungnahme mitgeteilt. Dürfen wir daran an- 
knüpfen und Sie um eine Äußerung zu dem Bericht über die Volksaussprache, den der 
Präsident des Nationalrates, Professor Dr. Dr. Correns, vor der Volkskammer erstattet 


ei ei zu dem auf Grund der Volksaussprache überarbeiteten Text der Verfassung 
itten 
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Landesbischof D. Mitzenheim: Der Bericht von Prof. Dr. Correns war beeindruckend. 
Ich möchte besonders zwei Gesichtspunkte hervorheben. Es wurde deutlich, daß wirklich 
das ganze Volk sich an dieser Aussprache beteiligt hat und nicht etwa nur rezeptiv, son- 
dern höchst aktiv. Diese Aktivität zeigte sich einmal in den vielen Selbstverpflichtungen, 
die alle dahin zielen, unsere Republik zu fördern und zu stärken. Diese Aktivität zeigte 
sich zum anderen in den über zwölftausend Vorschlägen, die zur Formulierung des Ver- 
fassungstextes der Kommission vorgelegt wurden. Es ist damit bewiesen, daß der Satz 
vom „Mitarbeiten, Mitplanen und Mitregieren“ kein bloßer Programmsatz, kein Appell 
für die Zukunft, sondern heute schon Verfassungswirklichkeit ist. Die gesamte Ver- 
fassungsdiskussion war Demokratie in Aktion! 

Hermann Kalb: Herr Landesbischof, Sie haben sich auch selbst an der Verfassungs- 
diskussion beteiligt. Wollen Sie hierzu unseren Lesern noch etwas mitteilen? 

Landesbischof D. Mitzenheim: In dem Interview vom 4. Februar, das Sie am Anfang 
unseres heutigen Gespräches erwähnten, hatte ich die Hoffnung ausgesprochen, es werde 
sich noch mancherlei Gelegenheit ergeben, über die ganze Materie ein gutes und gründ- 
liches Sachgespräch zu führen. Ich bin dankbar, daß ich mehrfach die Gelegenheit zu 
solchen Gesprächen hatte. 

Durch die Antwort, die der Vorsitzende des Staatsrates auf meinen Diskussions- 
beitrag während der Bürgervertreterkonferenz in Weimar gab, wurde in völliger Über- 
einstimmung mit seinen Außerungen bei der Begründung des ersten Entwurfs vor der 
Volkskammer erklärt, daß „an der gegenwärtigen Ordnung in den Beziehungen zu den 
Kirchen und Religionsgemeinschaften nichts geändert“ werden soll. Das war erneut für 
die Kirchen eine wichtige Klarstellung. 

Ich bin dankbar dafür, daß ich auch zu den Formulierungen der Art. 19 und 38 des 
ersten Entwurfs meine Vorschläge und Bitten zuständigen Stellen unterbreiten konnte. 
Im übrigen freue ich mich, feststellen zu können, daß viele christliche Mitbürger in großer 
Breite sich positiv an der Aussprache beteiligt haben. 

Hermann Kalb: Herr Landesbischof, auf Grund der Volksaussprache wurde der Ver- 
fassungstext überarbeitet, auch Artikel, die besonders in christlichen Kreisen diskutiert 
worden sind. Wie beurteilen Sie diese Neufassung? 

Landesbischof D. Mitzenheim: Daß 118 Änderungen in der Präambel und in 55 Ar- 
tikeln vorgenommen wurden, beweist, wie wichtig man die Äußerungen aus der Be- 
völkerung genommen hat. Der humanistische Gehalt der Verfassung, die klare Fest- 
legung auf eine Politik des Friedens und auf die sozialistische Entwicklung wurde in 
abertausend Veranstaltungen von unseren Bürgern bejaht. Ich möchte, was ich zu dieser 
Seite unserer Verfassung mehrfach ausgesprochen habe, hier nicht wiederholen. Für die 
Präzisierung der Artikel, die Religion und Kirche betreffen, bin ich dankbar. Ich be- 
grüße, daß in Übereinstimmung mit den Formulierungen des Strafgesetzbuches die einge- 
schliffene Formel von der „Gewissens- und Glaubensfreiheit“ im Art. 20 nunmehr ihren 
Platz gefunden hat. Auch daß im ersten Satz des gleichen Artikels das „religiöse Be- 
kenntnis“ neben der Weltanschauung genannt wird, ist vom Standpunkt des Theologen 
und Christen bedeutungsvoll, wehrt doch diese Formulierung dem Mißverständnis, 
als ob Weltanschauung und Religion Wechselbegriffe seien. Ich habe wiederholt darauf 
hingewiesen, daß die Glaubensüberzeugung, vom Worte Gottes gerichtet, getröstet und 
getragen zu sein, keine weltanschauliche Frage ist. Ich nehme an, und ich hoffe es, daß 
viele Christen sich durchaus im modernen Weltbild zu Hause fühlen und zugleich im 
christlichen Glauben verwurzelt sind und sich am kirchlichen Leben beteiligen. 

Die Formulierungen des Art. 39 Abs. 2 stellen unmißverständlich klar, daß es Aufgabe 
der Religionsgemeinschaften ist, ihre Angelegenheiten zu ordnen. Daß ihre Tätigkeit 
sich innerhalb der Legalität zu bewegen hat, ist selbstverständlich. Von großer Wichtig- 
keit ist mir weiter, daß der letzte Satz ausdrücklich auf die Möglichkeit von Verein- 
barungen hinweist. Daß Einzelheiten über das Verhältnis von Staat und Kirche nicht in 
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eine Verfassungsurkunde gehören, akzeptiere ich. Mit dem ausdrücklichen Hinweis auf 
die Möglichkeit von Vereinbarungen ist die Tür weit geöffnet, in vernünftigen Sach- 
verhandlungen das Verhältnis von Staat und Kirche auch für die Zukunft in einer guten 
Ordnung zu gestalten. 

Hermann Kalb: Herr Landesbischof, der von der Volkskammer verabschiedete Text 
des Verfassungsentwurfs wird nun dem Volk in einem Volksentscheid zur Abstimmung 
unterbreitet, Was ist Ihre Meinung zu diesem Verfahren des Inkraftsetzens der Ver- 
fassung? 

Landesbischof D. Mitzenheim: Ich kann diese Verfahrensweise nur aufrichtig und 
dankbar begrüßen. Es wird hier noch einmal unterstrichen, was schon während der 
Dauer der Volksaussprache sichtbar war: Die Gestaltung und Verabschiedung der Ver- 
fassung ist Sache des ganzen Volkes. Das wichtigste Dokument für die Gesellschafts- 
und Staatsordnung der kommenden Jahrzehnte wurde unter Beteiligung des ganzen 
Volkes entwickelt, und auch der entscheidende Gesetzgebungsakt ist nunmehr dem Volk 
selbst übertragen. Die neue Verfassung wird so die höchste nur denkbare Legitimierung 
durch die Stimmen unserer wahlberechtigten Bürger erhalten, und ich erwarte, daß auch 
die christlichen Mitbürger, die gerade aus der Überarbeitung der sie persönlich besonders 
betreffenden Artikel erkennen müssen, wie die führenden gesellschaftlichen Kräfte ihre 
besonderen Anliegen berücksichtigen, ihr Ja zur Verfassung unseres Staates geben. 

Hermann Kalb: Herr Landesbischof, ich danke Ihnen für dieses Gespräch. 


Der juristische Mitarbeiter des thüringischen Landesbischofs, Oberkirchenrat 
Gerhard Lotz, dem man Verdienste um den gesamten Verlauf der Diskussion 
nicht absprechen kann, äußerte sich folgendermaßen: 


DARUM JA 


Von Oberkirchenrat Gerhard Lotz 
(»Neue Zeit“ Nr. 83 vom 6. April 1968) 


Die große Volksaussprache über unsere neue Verfassung wird heute ihren würdigen Ab- 
schluß finden. Das Volk hat seine neue Verfassung beraten und gestaltet, das Volk setzt 
sie in Kraft, und das Volk wird diese Paragraphen mit Leben erfüllen; denn es ist mehr 
als ein Gesetz, über das in der Volksabstimmung entschieden wird. Es geht um eine 
Bilanz zweier Jahrzehnte gesellschaftlicher, politischer, ökonomischer Aufbauarbeit und 
um die Programmierung für die kommenden Jahrzehnte. Diese Programmierung ist be- 
stätigt durch die Ergebnisse und Errungenschaften der jüngsten Vergangenheit. 

Die Erfolge, auf denen unsere Verfassung aufbaut, haben alle Bürger, Christen und 
Marxisten, gemeinsam erreicht, und es ist nur konsequent, wenn diese Gemeinschaft im 
Verfassungswortlaut ihren Niederschlag gefunden hat. Die Gleichberechtigung und 
Gleichverpflichtung aller Bürger ist selbstverständliche Voraussetzung und unverrückbarer 
Grundsatz aller Artikel, in denen von den Rechten und Pflichten des einzelnen die Rede 
ist. 

Und es ist gut, daß in der überarbeiteten Fassung auch die bewährte Formel von der 
Gewissens- und Glaubensfreiheit wieder ihren Platz gefunden hat. Unmißverständlich 
wird so dokumentiert, daß alle Bürger, unbeschadet ihres Glaubens oder ihrer Welt- 
anschauung, frei und mit ungekränktem Gewissen gemeinsam in eigener Ordnung stehen, 
deren Richtwerte soziale Gerechtigkeit, Menschlichkeit und Frieden sind. Diese Ordnung 
bestätigen wir mit unserem „Ja“. 


Auch das Urteil eines führenden CDU-Sprechers, des Theologieprofessors Dr. 
Herbert Trebs, ist hier von Interesse: 
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MÜNDIGE CHRISTEN IN EINER MÜNDIGEN WELT 
Von der Volksaussprache zum Volksentscheid 


Von Prof. Dr. Herbert Trebs 
(„Neue Zeit“ Nr. 83 vom 6. April 1968) 


In seiner Rede vor der Volkskammer am 26. März konnte der Vorsitzende der CDU- 
Fraktion, Wolfgang Heyl, feststellen, die große Volksaussprache habe einen neuen 
Reifegrad staatsbürgerlichen Bewußtseins im allgemeinen und nicht zuletzt bei den Chri- 
sten deutlich gemacht. Diese Einschätzung kann ich als Fazit von mir selbst durchge- 
führter zahlreicher Aussprachen im Rahmen sehr verschiedenartig zusammengesetzter 
Veranstaltungen voll und ganz bestätigen. 

Gewiß kam es vor, daß Grundsätze überlebter Verfassungsstrukturen als Maßstab an 
unsere neue, sozialistische Verfassung angelegt wurden. Aber dies geschah doch zu- 
nächst unreflektiert, unter dem Bann tradierter Denkgewohnheiten, und der Intention 
nach mit der durchaus ernsthaften Bestrebung, den Entwurf von seinen eigenen Voraus- 
setzungen her zu erfassen und zu verstehen. 

Für mich selbst war anfangs überraschend die durchweg festzustellende Bereitschaft, 
von dem Sachverhalt auszugehen, daß wir uns in einer säkularisierten - mit den Worten 
von Bonhoeffer: „religionslosen“ — Welt bewegen und daß deshalb von vornherein an 
die sozialistische Gesellschaft keine Erwartungen und Forderungen adressiert werden 
können, wie sie dem System des Staatskirchentums mit seiner problematischen Mischung 
von Privilegierung und Korrumpierung von Christentum und Kirche entsprochen haben. 
Über die Einsicht, daß Christen keine Sonderrechte für sich erstreben sollten, herrschte 
durchweg von Anfang an Einigkeit, darüber brauchte nicht erst diskutiert, dies konnte 
als beiderseitige Voraussetzung zum Ausgangspunkt genommen werden. 

Ebenfalls zeigte sich gewissermaßen stillschweigend, ohne daß darüber erst debattiert 
werden mußte, eine Übereinstimmung dahingehend, daß eine sozusagen „profane“ Sach- 
lichkeit, die von den weltlichen politischen, sozialen und juristischen Sachverhalten aus- 
geht und diese in ihrem eigenen Zusammenhang und in ihrer eigenen immanenten Logik 
zu begreifen sucht, zugleich die gebotene „christliche“ und „theologische“ Grundposition 
ist. Dankbar wurde es - etwa in den Veranstaltungen der Theologischen Fakultät Berlin 
zur Verfassungsdiskussion — als Hilfe zur eigenen Selbstverständigung entgegen- 
genommen, daß marxistische Historiker und Juristen einführende Darlegungen boten. 

Es darf hier, denke ich, einmal ausgesprochen werden, daß es für Christen und 'Theo- 
logen der älteren Generation, die in bürgerlichen Vorstellungen groß geworden sind, 
nicht ohne weiteres leicht war und ist, sich in das innere Gefüge des Entwurfs einer 
sozialistischen Verfassung hineinzufinden. Aber auch für die jüngere Generation, die 
überhaupt noch nicht die Gelegenheit hatte, mit Bewußtsein an einer Verfassungsdis- 
kussion teilzunehmen, waren die geistigen Anforderungen nicht gering. 

So gesehen, war die Verfassungsdiskussion für die Bürger christlichen Glaubens in 
unserem Staat ein Test darauf, ob sie es begriffen haben, daß die christliche Existenz in 
einer veränderten Welt nur als eine Lebensform durchgehalten werden kann, die die 
Bereitschaft zur ständigen intellektuellen Anstrengung in sich einschließt. 

Nun ist es zwar immer bedenklich, von einem begrenzten Erfahrungsbereich aus ver- 
allgemeinernde Aussagen zu machen. Von dem Ausschnitt der Verfassungsdiskussion 
aber, den ich zu überblicken vermag, läßt sich sagen: Es zeigte sich, daß das Wort vom 
„mündigen Christen“ kein Schlagwort und kein Wunschtraum mehr ist, sondern eine sich 
tatsächlich herausbildende „neue Mutation von Christen“ (wie es einmal formuliert 
worden ist) bezeichnet. 

Als seinerzeit Generalsuperintendent Jacob das „Ende des konstantinischen Zeit- 
alters“ konstatierte, mußte er noch zugleich bedauern, daß es damals schwer möglich 
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war, die damit aufgeworfenen christlichen Grundfragen angemessen zu erörtern, weil 
Emotionen meist die Sachlichkeit überschwemmten und „Ressentiments und Antiaffekte“ 
sich auswirkten. Seither haben auch die christlichen Bürger unserer Republik begreifen 
gelernt, nicht rückwärts, sondern vorwärts zu schauen und die gesellschaftlichen Ge- 
staltungsmöglichkeiten des Sozialismus in ihrer Bedeutung für den Frieden und die 
Wohlfahrt der Menschen zu erfassen. 

So konnten die Anliegen, die sich im engeren Sinne auf die Stellung der kirchlichen 
Institutionen und Organisationen in unserer Republik bezogen, affektfrei und im Stile 
analytischen, von den realen Gegebenheiten und den Entwicklungstendenzen ausgehen- 
den Denkens besprochen werden. Wichtiger noch als die Einstellung erscheint mir die 
andere Beobachtung, daß ich stets die Einsicht fand, vom Ganzen der Verfassung in 
allen Teilen auszugehen, ihre Gesamtkonzeption zu würdigen und die Artikel 20 und 
39 (nach der neuen Zählung) als diesem Kontext ein- und untergeordnet zu betrachten. 

Gewiß gab es manchmal, vornehmlich am Anfang von Aussprachen, auch Vorbehalte. 
Doch zeigte sich selbst in diesen Fällen mit dem Fortschreiten des Meinungsaustausches 
eine Annäherung. Deshalb möchte ich die Feststellung von Wolfgang Heyl bestätigen, 
daß gerade die offene und umfangreiche Aussprache der letzten Wochen den Christen 
geholfen hat, ihr Selbstverständnis und Selbstbewußtsein als Bürger eines sozialistischen 
Staates weiter zu festigen. 

Überwiegend konnte ich das Verständnis und die Bereitschaft antreffen, den (alten) 
Artikel 38 bereits in der ersten Fassung zu akzeptieren. Aber daß die Aussagen über 
die Gewissens- und Glaubensfreiheit sowie über die Stellung der Kirchen in der DDR in 
der auf Grund der Volksaussprache überarbeiteten und von der Volkskammer am 
26. März 1968 bestätigten Fassung noch ergänzt und zum Teil präziser formuliert wur- 
den, ist selbstverständlich sehr begrüßt worden. Die nunmehr ausdrücklich fixierte Mög- 
lichkeit, solche Einzelheiten, die nicht den grundsätzlichen Charakter in die Verfassung 
aufzunehmender Regelungen haben, durch Vereinbarung zu klären, bekundet die von 
sämtlichen Mitgliedern der Verfassungskommission verfolgte Zielsetzung, wirklich allen 
berechtigten Anliegen der Bürger christlichen Glaubens gerecht zu werden. 

Für mich fassen sich die Eindrücke der Verfassungsdiskussion dahingehend zusammen, 
daß die christlichen Bürger unserer Republik zu mündigen Christen in einer mündigen 
Welt geworden sind und dies auch am heutigen Tage in dem Volksentscheid über den 
Verfassungsentwurf unter Beweis stellen werden. 

Diese Schlußfolgerung ergibt sich für mich nicht zuletzt deshalb, weil zu den Fest- 
stellungen des Verfassungsentwurfs, die in besonderem Maße spontane Zustimmung 
fanden, der in Artikel 3 ausgesprochene Grundsatz gehört, daß in der sozialistischen 
Gemeinschaft „jeder Verantwortung für das Ganze trägt“. Wenn es auch zu verzeichnen 
war, daß zuweilen das Interesse von Gesprächsteilnehmern mehr auf die in Abschnitt II 
aufgeführten Grundrechte als auf die mit ihnen zusammenhängenden Grundpflichten 
gerichtet war, konnte sich doch niemand, der vernünftig und verantwortlich denkt, dem 
versperren, daß notwendigerweise Rechte und Pflichten zusammengehören. 

In dem Referat von Professor Correns sind die „Bürger christlichen Glaubens“ in einer 
besonderen Weise angesprochen worden. Ich möchte es als kennzeichnend für die At- 
mosphäre in der Verfassungskommission hervorheben, daß auch die Marxisten das An- 
liegen bewegte, wie gläubige Menschen „mit reinem Gewissen als Christen“ in einer so- 
zialistischen Gesellschaft ihren Dienst am Volke erfüllen können. Durch sie ist das Ver- 
ständnis der Atheisten in unserem Staat dafür bezeugt, daß Christen nur von ihrem 
Glauben her handeln und entscheiden können — wobei dieser Glaube die Freiheit zur 
Anwendung politischer und gesellschaftlicher „profaner“ Vernunft, wie dargelegt, ein- 
schließt. Nichtchristen und Christen in der Verfassungsdiskussion waren sich stets einig, 
ir zuzulassen, was für einen Christen von seinem Glauben her zum Anstoß werden 

Önnte. 
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Wie Marxisten und Christen die Verfassung gemeinsam ausgearbeitet, diskutiert und 
ihren Text vervollkommnet haben, so werden sie sie auch gemeinsam verwirklichen. Das 
gemeinsame Ja im Volksentscheid wird der erste Schritt von der Ausarbeitung zur Ver- 
wirklichung sein. 


Von Generalsuperintendent Schönherr verbreitete ADN ein Interview in folgen- 
der Fassung: 


GUT UND RICHTUNGWEISEND 


D. Schönherr zum Volksentscheid 
(Aus: „Neue Zeit“ Nr. 89 vom 13./14. April 1968) 


Berlin (NZ/ADN). Zum Volksentscheid über die neue sozialistische Verfassung der 
DDR gewährte der Verwalter des Bischofsamtes der evangelischen Kirche Berlin-Bran- 
denburg, Bischof D. Albrecht Schönherr, ADN ein Gespräch. Dabei ging der kirch- 
liche Würdenträger auch auf Äußerungen ein, die der Vorsitzende der CDU/CSU- 
Fraktion des westdeutschen Bundestages, Rainer Barzel, gemacht hatte. 

Auf die Frage, wie er den Volksentscheid bewerte, erklärte Bischof Schönherr: „Ich 
habe die Vorbereitung des Volksentscheids, die Einbeziehung weiter Volkskreise in die 
Diskussion um die neue Verfassung für fruchtbar gehalten. Wir haben uns als Kirche, 
glaube ich, eingehend an dieser Diskussion beteiligt. Wir haben unsere Stellungnahme 
zum Verfassungsentwurf auf vielen Ebenen zum Ausdruck gebracht.“ Bischof Schönherr 
hob hervor, er selbst habe verantwortlich an einer derartigen Eingabe mitgewirkt und sie 
unterschrieben. Die Bischöfe hätten dabei besonderen Wert auf den Grundsatz der 
Glaubens- und Gewissensfreiheit gelegt und seien sehr erfreut, daß er im Artikel 20 der 
neuen Verfassung aufgenommen worden ist. 

„Zu dem Entschluß, diesen endgültigen Text der Verfassung zum Volksentscheid zu 
stellen, kann man als Bürger nur ja sagen. Hier ist jeder einzelne gefragt gewesen. Es 
geht um das Grundgesetz, für alle und damit auch für jeden einzelnen.“ 

Er halte es für gut und richtungweisend, daß jeder einzelne sein Ja oder Nein deut- 
lich machen konnte. Alle Bedingungen hierzu seien gegeben gewesen, betonte Bischof 
Schönherr. 

Zu Äußerungen von Rainer Barzel auf einer Pressekonferenz in Neu-Delhi vor 
einigen Tagen bemerkte der Bischof: „Ich habe die Äußerung von Herrn Barzel, die er 
in Neu-Delhi am Mittwoch auf einer Pressekonferenz gemacht hat,'mit Erstaunen zur 
Kenntnis genommen. Mir ist nichts davon bekannt, daß am Tage vor dem Volksent- 
scheid die ‚Führer der beiden Kirchen‘ in der DDR ‚Zweifel am Verfassungsentwurf‘ 
geäußert hätten. Ich nehme den Ausdruck ‚Kirchenführer‘ nicht gern in den Mund, 
weil er mich an Zeiten erinnert, in denen dieses Wort einen besonders schlechten Klang 
gehabt hat. Ich weiß lediglich davon, daß sich die Bischöfe der evangelischen Kirche in 
der DDR an der Diskussion des Verfassungsentwurfs beteiligt haben und mit ihnen eine 
Unzahl kirchlicher Gremien und Einzelpersonen. Das entsprach der Aufforderung der 
Volkskammer, die den Verfassungsentwurf zur Diskussion stellte. Eine Schlußfolgerung, 
die Nein-Stimmen mit sogenannter Gefolgschaft der ‚Kirchenführer‘ zu identifizieren - 
wie es Herr Barzel zu tun scheint -, entbehrt nach meiner Meinung jeder Grundlage. 
Die Absicht, die hinter der Äußerung des Herrn Barzel steht, ist nicht schwer zu 
erraten.“ 

Auf die Frage, welche internationale Bedeutung er dem Volksentscheid über die neue 
sozialistische Verfassung der DDR beimesse, antwortete Bischof Schönherr: „Es muß 
endlich dazu kommen, daß die DDR den ihr zukommenden Platz unter den Staaten er- 
hält. Nach meiner Meinung wird damit ein Beitrag zum Frieden geschaffen.“ Die Nor- 
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malisierung der Beziehungen zwischen beiden deutschen Staaten sei gewiß auch die Vor- 
aussetzung für Kommunikationsmöglichkeiten zwischen Bürgern beider deutscher Staa- 
ten, bemerkte der Bischof abschließend. 


Und schließlich geben wir noch einem westdeutschen Kommentator das Wort zu 
einer Würdigung des abgeschlossenen Verfassungswerkes: 


DIE NEUE DDR-VERFASSUNG 


(epd Ausgabe für kirchliche Presse Nr. 15 vom 10. April 1968) 


Mit 94,49 Prozent Ja-Stimmen ist die neue DDR-Verfassung am 6. April von der Be- 
völkerung in einem Volksentscheid angenommen worden, dessen Ergebnis augenschein- 
lich - im Gegensatz zu den normalen Wahlergebnissen in der DDR - nicht manipuliert 
worden ist. Das allein sagt noch wenig über die Voraussetzungen aus, unter denen dieses 
Abstimmungsergebnis zustande gekommen ist. Man darf nicht vergessen, daß es - viel- 
leicht mit Ausnahme der Landtagswahlen von 1946 — im Gebiet der jetzigen DDR seit 
nunmehr 35 Jahren keine freien Wahlen oder Abstimmungen gegeben hat, so daß selbst 
die bereits 50jährigen mit einem solchen Vorgang nicht vertraut genug sind, von den 
Jüngeren ganz zu schweigen. Dazu kam eine intensive Ja-Propaganda, die aus allen 
Rohren gefeuert wurde und keine Möglichkeit ließ, die Argumente für ein Nein öffent- 
lich zu artikulieren, und schließlich auch die Sorge zahlreicher DDR-Bürger, man könnte 
vielleicht doch bei Abgabe einer Nein-Stimme auf irgendwelchen imaginären schwarzen 
Listen notiert werden. 

Wie sich zeigt, ändert dies natürlich nichts an den Schlußfolgerungen, welche die SED 
aus diesem Abstimmungsergebnis zieht. Sie empfindet nun ihre Macht legalisiert und 
legitimiert. Das könnte zwar unter Umständen sogar positive Wirkungen haben, wenn 
etwa an die Stelle des bisherigen Minderwertigkeitskomplexes, der das Verhältnis zwi- 
schen Bonn und Ost-Berlin so nachteilig belastet, ein ruhiges Selbstbewußtsein der 
SED-Führung träte. Auf der anderen Seite kennzeichnet die neue Verfassung eine 
tragische Phase der deutschen Geschichte: die Auflösung der verfassungsmäßigen Ge- 
meinsamkeiten, die zwischen dem Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland und 
der Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik von 1949 bestanden. Beide 
Verfassungsdokumente waren Kinder der Weimarer Verfassung von 1919, und wenn 
sich auch die Verfassungswirklichkeit in den beiden deutschen Staaten in der Zwischen- 
zeit sehr verschieden entwickelt hat, so blieb doch der Weg zu einer neuen verfassungs- 
mäßigen Gemeinschaft offen. 

Das ist jetzt vorüber. Die neue Verfassung der DDR kann nicht mehr mit den Maß- 
stäben der bürgerlich-rechtsstaatlichen Verfassung des Westens gemessen werden. Sie 
geht von anderen Voraussetzungen aus, strebt andere Ziele an und bedient sich auch in 
grundsätzlichen Fragen anderer Methoden. So ist insbesondere die Teilung der Gewalten 
mit ihrer Unterscheidung von Gesetzgebung, Verwaltung und Justiz, die seit dem 
18. Jahrhundert als besonderes Kennzeichen einer echten Verfassung gilt, nach soziali- 
stischer Auffassung ein geschichtlich überholtes Prinzip der Bourgeoisie, und sie wurde 
deshalb in der neuen DDR-Verfassung konsequent beseitigt. 

Mit einer Unbefangenheit, die Erstaunen hervorrufen müßte, wäre man nicht auf 
diesem Gebiet schon einigermaßen abgehärtet, proklamiert der Artikel 8 der neuen 
DDR-Verfassung „die schrittweise Annäherung der beiden deutschen Staaten bis zu 
ihrer Vereinigung auf der Grundlage der Demokratie und des Sozialismus“. Hier wird 
ein ideologisches Anschlußdenken ausgesprochen, das ohne Zweifel laute Proteste aus- 
lösen würde, wenn es von der Bundesrepublik ausginge. Immerhin gibt dieser Artikel 
prinzipiell der Vereinigung der beiden deutschen Staaten Raum - denn auch der So- 
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zialismus ist verschiedener Auslegungen fähig, wie die Entwicklung in der Tschechoslo- 
wakei zeigt. 

Die Stellung der Kirchen ist im Vergleich zu der Verfassung von 1949 erheblich ge- 
mindert worden. Gegenüber dem ersten Entwurf sind jedoch Verbesserungen festzu- 
stellen. Die wichtigste Veränderung ist die Wiedereinführung der Glaubens- und Ge- 
wissensfreiheit im Artikel 20. Wie überall, so wird es zwar auch hier eine Auslegungs- 
frage sein, welches Gewicht dieser Bestimmung in der Praxis zugemessen wird. Aber daß 
sie nachträglich aufgenommen wurde, ist zumindest ein Zeichen dafür, daß man die Ein- 
wände der Christen nicht ganz unter den Tisch fallen lassen wollte. In der Volkskammer 
war davon die Rede, daß dieser Satz auf Grund einer Intervention des thüringischen 
Landesbischofs Mitzenheim in der Verfassung verankert wurde. Soweit öffentliche 
Äußerungen von Mitzenheim zu diesem Thema vorliegen, hat er eine solche Forderung 
nicht erhoben — wohl aber war sie in dem Brief enthalten, den die anderen evangelischen 
Bischöfe und Kirchenpräsidenten in der DDR an den Vorsitzenden des Staatsrates ge- 
richtet hatten. 

Nicht uninteressant ist auch die Umformulierung des Artikels 39 Abs. 2 der Ver- 
fassung, mit der von der Befehlsform des Artikels 38 Abs. 2 desersten Entwurfes abgegan- 
gen und dadurch die Eigenständigkeit der Kirchen und Religionsgemeinschaften beim Ord- 
nen ihrer Angelegenheiten etwas deutlicher ausgedrückt wird. Die zurückhaltenden 
Wünsche der evangelischen Bischöfe, die in dem Brief an Ulbricht ausgesprochen wurden, 
sind damit allerdings nicht erfüllt. Statt dessen ist ein Satz aufgenommen worden, der 
viele Möglichkeiten offenläßt: „Näheres kann durch Vereinbarungen geregelt werden.“ 

Wie man hört, ist die SED an einem Konkordat mit dem Heiligen Stuhl interessiert; 
dazu sollen sogar schon gewisse Vorgespräche stattgefunden haben. Es ist aber auch 
denkbar, daß dieser Verfassungssatz vom Staat als taktisches Hilfsmittel angesehen wer- 
den könnte, mit dessen Hilfe eine evangelische Landeskirche gegen die andere ausge- 
spielt werden soll. Das wäre eine schlechte Sache, die auch die neue Verfassung belasten 
würde. Die DDR-Regierung kann so etwas kaum wünschen, nachdem sie sich in einem 
Volksentscheid eine breite Zustimmung gesichert hat. 

Von Kennern der Materie in Ost-Berlin wird behauptet, die neue Verfassung sei auf 
etwa 20 Jahre angelegt. Wenn das stimmt, dann lohnt es sich, die Entwicklung der Ver- 
fassungswirklichkeit aufmerksam zu beobachten. Vielleicht dringen in dieser Zeit doch 
auch gewisse Demokratisierungstendenzen durch, wie sie sich in anderen sozialistischen 
Staaten mehr oder weniger deutlich zeigen. Sepp Schelz 


b) Sozialistisches Strafrecht 


Die Volkskammer verabschiedete am 12. Januar 1968 folgende Gesetze, mit de- 
nen ein „sozialistisches Strafrecht“ geschaffen werden soll: Strafgesetzbuch der 
DDR (GB. I, Nr. 1/1968, S. 1), Strafprozeßordnung der DDR (GBl. I, Nr. 2/ 
1968, $. 49), Einführungsgesetz zum Strafgesetzbuch und zur Strafprozeßord- 
nung der DDR (GBl. I, Nr. 3/1968, S. 97), Gesetz zur Bekämpfung von Ord- 
nungswidrigkeiten (BGl. I, Nr. 3/1968, S. 101), Gesetz über den Vollzug der 
Strafen mit Freiheitsentzug und über die Wiedereingliederung Strafentlassener 
in das gesellschaftliche Leben (GBl. I, Nr. 3/1968, S. 109). Die Gesetze traten am 
1. Juli 1968 in Kraft. Das Strafgesetzbuch von 1871 ist damit für die DDR ab- 
gelöst. Damit setzte die DDR die Reihe ihrer bedeutenden Gesetzgebungswerke 
fort (Gesetzbuch der Arbeit 1961, Jugendgesetz 1964, Gesetz über das einheit- 
liche sozialistische Bildungssystem 1965, Familiengesetzbuch 1965, Gesetz über 
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die Staatsbürgerschaft der DDR 1967, Verfassung der DDR 1968). An größeren 
Gesetzesvorhaben steht jetzt noch die Schaffung eines neuen Zivilgesetzbuches 
aus, das sich seit einigen Jahren in Arbeit befindet. 

Es wäre an der Zeit, die eigene Rechtsordnung der DDR, die sich in über 
zwanzig Jahren herausgebildet hat, im westlichen Teil Deutschlands genauer und 
unvoreingenommener als bisher zur Kenntnis zu nehmen. Das verständliche Be- 
dauern über die immer mehr dahinschwindende deutsche Rechtseinheit hat es in 
Verbindung mit der pauschalen Beurteilung der DDR als eines terroristischen 
Unrechtsstaates bewirkt, die fortschrittlichen und zum Teil auch vorbildlichen 
Elemente dieser Rechtsordnung zu übersehen. Eine Darlegung der hierzu all- 
mählich entstehenden Diskussion ist hier aus räumlichen Gründen nicht möglich. 
Statt dessen sei auf den behutsam abwägenden Aufsatz von Klaus Westen ver- 
wiesen: „Zur Situation des Rechts in der DDR“ (Deutschland-Archiv, 1. Jg., 
Heft 4, Juli 1968, S. 337). 

Aus der Fülle der kritischen und anerkennenden Urteile dieses Autors sei we- 
nigstens dies eine zitiert: 


Trotz aller anzubringenden Vorbehalte bleibt aber eben doch im Kern aller dieser Be- 
mühungen eine Restsubstanz an echter Liberalisierung, an wirklich gutem Willen dem 
einzelnen und seinen Rechten gegenüber übrig, auch wenn das Verhältnis des Staates 
und der Partei zur eigenen Bevölkerung besonders in der DDR eher den Charakter alt- 
väterlicher Fürsorge und Erziehung als den offener gleichberechtigter Partnerschaft hat. 
Die DDR bietet heute in der Struktur ihrer politischen und staatlichen Ordnung und in 
der Praxis dieser Ordnung das Bild eines fürsorglichen Obrigkeitsstaates dar, der seine 
Machtunterworfenen nicht mehr mit kurzer Leine und Peitsche lenkt, sondern mit gutem 
Zureden, aber gleichwohl mit energischem Griff und dabei noch eine gewisse Begeisterung 
der Gelenkten voraussetzt. Hierin scheint die DDR ein Stück nicht gerade rühmlicher 
deutscher Tradition zu konservieren, auch wenn sie unter den sozialistischen Staaten 
nicht allein dieses Bild abgibt (a.a.O. S. 343 f.). 


Der allgemeine Eindruck des neuen Strafgesetzbuches der DDR ist zwiespältig. 
Bundesrichter Dr. Horst Woesner kommt zu dem Urteil, das StGB der DDR 
verleugne 


weder den Einfluß empirischen Bemühens der westlichen Welt noch den Zusammenhalt 
mit der deutschen Rechtstradition. Es wäre verfehlt, in ihm eine simple Imitation so- 
wjetischer Modelle zu erblicken, obwohl die Auswirkung der im Jahre 1960 abge- 
schlossenen Strafrechtsreform der Sowjetunion bedeutend ist. Um Objektivität bemühter 
Betrachtung stellt es sich als ein Konglomerat marxistisch-leninistischer Grundhaltung 
und kriminologischen Denkens, starrer Generalprävention und sozialtherapeutischer Ziel- 
setzung deutscher und sowjetischer Überlieferung dar („Das neue Strafrecht der DDR“, 
Neue Juristische Wochenschrift, Heft 7 vom 13. Februar 1969, S. 257). 


Besonders wurde in der Literatur Umfang und Härte des politischen Strafrechts 
hervorgehoben. Dazu Klaus Westen in dem schon genannten Aufsatz: 


Unerfreulich und mehr als ein Schönheitsfehler ist das politische Strafrecht im neuen 
Strafgesetzbuch. Wenn auch durch die Verbesserung der allgemeinen Grundsätze des 
neuen Strafrechts das politische Strafrecht insoweit entschärft ist, als es nicht mehr wie 
früher unter reinen Opportunitätsgesichtspunkten angewendet werden kann, so wirken 
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die Tatbestände selbst und die Strafandrohungen ausgesprochen autoritär und dik- 
tatorisch. 

Gerade in diesem Bereich kommen die beiden Akzente der Rechtsordnung zum Aus- 
druck, von denen schon kurz die Rede war und die ebenso zum Gesamtbild des Rechts 
in der DDR gehören wie das, wovon wir in der Hauptsache gesprochen haben, nämlich 
einmal der ausgesprochen obrigkeitsstaatliche Charakter dieser politischen Ordnung, 
der sich eben auch in einem übertriebenen Staatsschutzrecht niederschlägt, und zum an- 
deren eine ausgesprochene Hysterie dieses auf Eigenständigkeit und Anerkennung be- 
sessenen Staates und seines Rechts, was sich insbesondere in den strafrechtlichen Ab- 
wehrbestimmungen gegen Eingriffe von außen niederschlägt und z. B. - in anderem Zu- 
sammenhang — in dem hypertrophen Staatsbürgerschaftsgesetz unterstrichen wird. In 
marxistischer Terminologie könnte man sagen: Nach innen ist der Klassenkampf in der 
DDR weitgehend beendet, während er nach außen noch notwendig ist. Stellen wir 
statt dessen lieber fest, daß das Recht der DDR heute einen ausgesprochen zwiespältigen 
oder janusköpfigen Eindruck vermittelt. Einerseits moderne, fortschrittliche und zeit- 
gemäße Regelungen, andererseits, vor allem im Bereich der staatlich-politischen Ord- 
nung, wirkt dieses Recht rückschrittlich, autoritär und bar jeder Liberalität (a.a.O. 
S. 349). 


Eine bemerkenswert andere Beurteilung erfahren Bewertung und Behandlung 
der allgemeinen Kriminalität. Dazu heißt es bei Bundesrichter Woesner: 


Das Gesetz wirft hier entschlossen eine Reihe veralteter Vorstellungen über Bord und 
bekennt sich häufig zu progressiven Lösungen. Rational ermittelte Sozialschädlichkeit 
bestimmt weitgehend das gesetzgeberische Geschehen. An die Stelle metaphysischer 
Bekenntnisse und moralischer Verdikte tritt kriminologische oder doch zumindest reali- 
stische Betrachtung (a.a.O. S. 259). 


Von diesem Urteil her bewertet Woesner das im kirchlichen Bereich traditionell 
besonders interessierende Sexualstrafrecht wie folgt: 


Das Sexualstrafrecht beschränkt sich besonders deutlich auf die Verfolgung sozial ab- 
träglichen Verhaltens und verzichtet auf engherziges Moralisieren und falsches Pathos. In 
Übereinstimmung mit Reformvorschlägen in der Bundesrepublik pönalisiert das Gesetz 
Gewalt und Mißbrauch als typische Erscheinungen der Sozialschädlichkeit auch im 
Sexualbereich, gewährleistet rational begründeten Schutz der Jugend und der Familie 
und beugt sexueller Störung der öffentlichen Ordnung vor. Der Mißbrauch wird in der 
Ausnutzung einer gesellschaftlichen oder beruflichen Stellung erblickt. Der Unzucht- 
begriff, der in der Bundesrepublik der Durchsetzung veralteter moralischer Leitbilder 
dient, ist aufgegeben und durch das sachliche Merkmal „sexuelle Handlung“ ersetzt. 
Einfaches gleichgeschlechtliches Verhalten wird, abweichend auch von der sowjetischen 
Regelung, nicht mehr bestraft, erst recht entfällt der Tatbestand der Unzucht mit Tieren. 
Lediglich gegen homosexuelle Handlungen mit Jugendlichen schreitet das Gesetz ein 
($ 151 StGB Ost). Dabei unterscheidet es nicht mehr zwischen weiblicher und männ- 
licher Gleichgeschlechtlichkeit. Die Pönalisierung der Inzesthandlung ist auf ein ver- 
nünfliges Maß zurückgeführt. Wie bisher werden Kinder unter 14 Jahren gegen alle 
sexuellen Angriffe geschützt, Jugendliche zwischen 14 und 16 Jahren gegen Mißbrauch 
durch Geschlechtsverkehr oder verkehrsähnliche Handlungen. Exhibitionismus und Ver- 
breitung pornographischer Schriften usw. bleiben strafbar. Der Kuppeleitatbestand, in 
der Bundesrepublik Handhabe für unerfreuliche moralische Bevormundung und Ur- 
sache grotesker Widersprüche, fällt weg. Statt dessen werden nur noch die gewerbs- 
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mäßige Ausnutzung und Förderung der Prostitution bestraft. Das ist durchaus zu billi- 
gen. Veraltete Tatbestände wie Entführung zur Unzuct ($ 179 StGB West) oder Er- 
schleichung des Beischlafs ($ 179 StGB West) tauchen nicht mehr auf. 

Dem Schutz der Jugend dient auch die Bestrafung erheblicher Verletzung der Er- 
ziehungspflichten. Die Tatbestände sind ausführlicher als $ 170 d StGB West gestaltet. 
Beim Delikt der Verleitung zu asozialer Lebensweise ($ 145 StGB Ost) besteht die Ge- 
fahr, daß auch eine aus politischer Motivation bestehende Grundhaltung als asozial 
gewertet wird. Anzuerkennen ist dagegen die gesetzliche Mißbilligung der Verleitung 
zum Alkoholmißbrauch ($ 147 StGB Ost). Zu Recht erblickt die amtliche Begründung 
im Kampf gegen den übermäßigen Alkoholgenuß eine der wesentlichsten Aufgaben 
vorbeugender Strafrechtspflege (a.a.O. S. 260). 


Das Schlußurteil von Bundesrichter Woesner über das neue Strafgesetzbuch der 
DDR lautet: 


Trotz der Verstärkung der Gegensätze in den Strafrechtsordnungen beider Teile Deutsch- 
lands durch die Neuregelung der DDR ist in diesem Bereich noch nicht alles verloren. 
Entschlossene Hinwendung des Strafrechts der Bundesrepublik zu modernen erfahrungs- 
wissenschaftlichen Erkenntnissen und ein stufenweiser Abbau unerträglicher Erscheinun- 
gen des politischen Strafrechts in der DDR könnten auf lange Sicht eine spürbare An- 
näherung bewirken. Ob diese durchaus reale Möglichkeit genutzt wird, steht freilich da- 
hin (23.028.261). 


Drei der fünf neuen Gesetze zum Strafrecht enthalten Bestimmungen, die auf 
Religionszugehörigkeit oder auf Religionsgemeinschaften Bezug nehmen: 


a) Strafgesetzbuch 
Artikel 5 


Gewährleistung der Gleichheit vor dem Gesetz 


Das Strafrecht und die Strafrechtspflege gewährleisten die Gleichheit vor dem Gesetz als 
ein Grundprinzip sozialistischer Gerechtigkeit. Niemand darf wegen seiner Nationali- 
tät, seiner Rasse, seines Glaubensbekenntnisses, seiner Weltanschauung oder wegen seiner 
Zugehörigkeit zu einer Klasse oder sozialen Schicht strafrechtlich verfolgt oder benach- 
teiligt werden. Die Gerechtigkeit in der Strafrechtspflege erfordert, daß die objektiven 
und subjektiven Umstände der Tat, wie Art und Weise ihrer Begehung, ihre Folgen, 
ihre Ursachen und Bedingungen, die Schuld des Täters sowie die Möglichkeiten seiner 
Erziehung zu einem gleichberechtigten und gleichverpflichteten Mitglied der sozialisti- 
schen Gesellschaft unter Berücksichtigung seiner Persönlichkeit festgestellt und nach den 
für alle geltenden Gesetzen beurteilt werden. 


g91 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit 


(1) Wer es unternimmt, nationale, ethnische, rassische oder religiöse Gruppen zu ver- 
folgen, zu vertreiben, ganz oder teilweise zu vernichten oder gegen solche Gruppen 
andere menschliche Handlungen zu begehen, wird mit Freiheitsstrafe nicht unter fünf 
Jahren bestraft. 

.@) Wer durch das Verbrechen vorsätzlich besonders schwere Folgen verursacht, wird 
« mit lebenslänglicher Freiheitsstrafe oder mit Todesstrafe bestraft. 
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$ 133 


Straftaten gegen die Glaubens- und Gewissensfreiheit und die Freiheit der Religions- 
ausübung 


(1) Wer einen Menschen mit Gewalt, durch Drohung mit einem schweren Nachteil 
oder durch Mißbrauch einer Notlage oder eines Abhängigkeitsverhältnisses von der 
Teilnahme an einer religiösen Handlung in dem dazu bestimmten Bereich abhält, be- 
hindert oder zur Teilnahme an einer derartigen Handlung zwingt, wird mit Freiheits- 
strafe bis zu zwei Jahren oder mit Verurteilung auf Bewährung, Geldstrafe oder mit 
öffentlichem Tadel bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer religiöse Handlungen in dem dazu bestimmten Bereich 
böswillig stört oder verunglimpfende Handlungen in gottesdienstlichen Räumen verübt. 


b) Strafprozeßordnung 


$5 
Gleichheit der Bürger vor dem Gesetz 


(1) Im Strafverfahren ist die Gleichheit aller Bürger vor dem Gesetz zu gewähr- 
leisten. Niemand darf wegen seiner Nationalität, seiner Rasse, seines Glaubensbekennt- 
nisses, seiner Weltanschauung oder wegen seiner Zugehörigkeit zu einer Klasse oder 
sozialen Schicht strafrechtlich verfolgt oder benachteiligt werden. Für jeden Bürger gel- 
ten die Vorschriften dieses Gesetzes gleichermaßen und unabhängig von der erhobenen 
Beschuldigung. 

(2) Die Gleichheit der Bürger vor dem Gesetz erfordert die allseitige Aufklärung der 
Straftat unter Berücksichtigung der Unterschiede in der Entwicklung des Beschuldigten 
oder des Angeklagten als Voraussetzung für die einheitliche und gerechte Anwendung 
des Strafrechts. 


$27 


(1) Zur Verweigerung der Aussage sind berechtigt: 

1. Geistliche über das, was ihnen bei der Ausübung der Seelsorge anvertraut worden 
oder bekannt geworden ist; 

2. Rechtsanwälte, Notare, Ärzte, Zahnärzte, Psychologen, Apotheker und Heb- 
ammen sowie deren Mitarbeiter über das, was ihnen bei der Ausübung ihres Berufes oder 
ihrer Tätigkeit anvertraut oder bekannt geworden ist. 

Dieses Recht besteht nicht, soweit nach dem Strafgesetz Anzeige zu erstatten ist. 

(2) Rechtsanwälte, Notare, Ärzte, Zahnärzte, Psychologen, Apotheker und Heb- 
ammen sowie deren Mitarbeiter dürfen die Aussage nicht verweigern, wenn sie von der 
Verpflichtung zur Verschwiegenheit befreit sind. 

(3) Für das Recht der Abgeordneten der Volkskammer, die Aussage zu verweigern, 
gilt die Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik. 

(4) Jeder Zeuge kann die Aussage über solche Fragen verweigern, deren Beant- 
wortung ihn oder einem der im $ 26 Abs. 1 Ziffern 1 bis 3 bezeichneten Angehörigen 
die Gefahr strafrechtlicher Verfolgung zuziehen würde. Bezüglich der Angehörigen gilt 
dieses Recht nicht, soweit nach dem Strafgesetz Anzeige zu erstatten ist. 


c) Strafvollzugsordnung 


g49 


Strafgefangenen wird bei Zugehörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft auf Wunsch reli- 
giöse Betätigung in angemessener Form ermöglicht. 
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Man wird nicht sagen können, daß das neue Strafrecht der DDR die Stellung der 
Kirchen betont verschlechtert, wenn auch einige traditionelle Schutzbestimmun- 
gen fortgefallen sind und die Tendenz zur Privatisierung der Kirchen unverkenn- 
Bar ist. Delikte wie Gotteslästerung und Religionsbeschimpfung sind nicht auf- 
geführt. Der strafrechtliche Schutz der Glaubens- und Gewissensfreiheit, den 
noch $ 123 des Entwurfs vorsah, ist fortgefallen. Kirchliches Eigentum genießt 
nur den Schutz des einfachen Privateigentums, nicht den erhöhten Schutz des 
sozialistischen Eigentums. Es bleiben aber die Sicherungen des Beichtgeheimnisses 
und des ungestörten Verlaufs von Gottesdiensten, freilich, wie betont hervorge- 
hoben wird, „in dem dazu bestimmten Bereich“. 

Schließlich sollen aus dem neuen Strafgesetzbuch der DDR noch die Bestim- 
mungen über die „Unzulässige Schwangerschaftsunterbrechung“ hervorgehoben 
werden (im 4. Kapitel unter den „Straftaten gegen Jugend und Familie“): 


$153 
(1) Wer entgegen den gesetzlichen Vorschriften die Schwangerschaft einer Frau unter- 
bricht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Verurteilung auf Be- 
währung bestraft. 
(2) Ebenso wird bestraft, wer eine Frau dazu veranlaßt, oder sie dabei unterstützt, 
ihre Schwangerschaft selbst zu unterbrechen oder eine ungesetzliche Schwangerschafts- 
unterbrechung vornehmen zu lassen. Die Strafverfolgung verjährt in drei Jahren. 


$154 
(1) Wer die Tat ohne Einwilligung der Schwangeren vornimmt, oder wer gewerbs- 
mäßig oder sonst seines Vorteils wegen handelt, wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr 
bis zu fünf Jahren bestraft. 
(2) Ebenso wird bestraft, wer durch Mißhandlung, Gewalt oder Drohung mit einem 
schweren Nachteil auf eine Schwangere einwirkt, um sie zur Schangerschaftsunterbrechung 
zu veranlassen. 


$ 155 Schwere Fälle 


Wer durch eine Straftat nach den $$ 153 und 154 eine schwere Gesundheitsschädigung 
oder den Tod der Schwangeren fahrlässig verursacht, wird mit Freiheitsstrafe von zwei 
bis zu zehn Jahren bestraft. 


Mit diesen Bestimmungen wird die Strafbarkeit der Abtreibung für die DDR 
erstmals einheitlich geregelt, da für sie an Stelle von $ 218 StGB besondere Ge- 
setze der ehemaligen Länder bestanden. Die neuen Bestimmungen bedeuten zu- 
gleich, daß die Selbstabtreibung künftig straflos bleibt. Der legale Schwanger- 
schaftsabbruch regelt sich für die DDR weiterhin nach $ 11 des Gesetzes über den 
Mutter- und Kinderschutz und die Rechte der Frau (MKSchG) vom 27. Septem- 
ber 1950 (GBl. S. 1037). Näheres ist seit dem 15. März 1965 durch eine Instruk- 
tion zur Anwendung des $ 11 MKSchG geregelt (s. hierzu Kirchl. Jahrbuch 1965, 
S. 163-169). Vgl. zum Ganzen: Karl-Heinz Lehmann: Abtreibung und legaler 
Schwangerschaftsabbruch in der DDR (in: Zeitschrift f. d. gesamte Familienrecht, 
15. Jg., Heft 8/9, Aug./Sept. 1968, S. 413). 
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c) Staatliche Kirchenpolitik 


Grundzüge der neuen Besonderheiten der staatlichen Kirchenpolitik im Jahre 
1968 zeichneten sich bereits in der Verfassungsdiskussion ab. Sie wurden im Zu- 
sammenhang mit den kirchlichen Überlegungen zur Begründung eines „Bundes 
der Evangelischen Kirchen in der DDR“, über die im nächsten Kapitel eingehend 
zu berichten sein wird, zunehmend verdeutlicht. Ohne hier den Weg im einzelnen 
nachzuzeichnen, bringen wir einige Materialien vom 12. Parteitag der CDU, der 
Anfang Oktober in Erfurt stattfand. Es handelt sich durchweg um programmati- 
sche Äußerungen, aus denen ersichtlich ist, welche Konsequenzen die staatliche 
Kirchenpolitik aus der neuen Verfassung hinsichtlich der kirchlichen Organisa- 
tion in der DDR und deren Verhältnis zur EKD gezogen sehen will. Zum Ver- 
ständnis einiger Einzelheiten ziehe man das nächste Kapitel heran. Zugleich ist 
zu bedenken, daß in den ersten Oktobertagen eine vertrauliche Informations- 
tagung der Mitglieder der EKD-Synode aus der DDR in Halle und vom 6. bis 
11. Oktober die regionale Tagung (West) der EKD-Synode in Berlin-Spandau 
stattfand. 

Zum Beginn des CDU-Parteitags veröffentlichte die „Neue Zeit“ einen Auf- 
satz des Staatssekretärs für Kirchenfragen in der DDR, Hans Seigewasser, in 
dem die staatliche Kirchenpolitik so deutlich wie nie zuvor als Funktion der all- 
gemeinen Staatspolitik beschrieben wurde. Unüberhörbar ist auch die Forderung 
an die Kirchen in der DDR, auf Grund der neuen Staatsverfassung die Trennung 
von der EKD zu vollziehen. 


DIE GEMEINSAME HUMANISTISCHE VERANTWORTUNG VERBINDET UNS ALLE 
Ein Wort, das zum Programm wurde 


Von Hans Seigewasser, Staatssekretär für Kirchenfragen in der DDR 
(„Neue Zeit“ Nr. 233 vom 2. Oktober 1968) 


Die Parteitage der Christlich-Demokratischen Union gehören seit langem zu den reprä- 
sentativen Veranstaltungen in der Deutschen Demokratischen Republik, die Zeugnis 
davon ablegen, wie lebendig das Bekenntnis zur sozialistischen Gemeinschaft auch in 
jenen Kreisen und Schichten unseres Staates ist, für die es vor wenigen Jahrzehnten noch 
keine Selbstverständlichkeit war, ein gutes, vertrauensvolles Verhältnis zur Arbeiter- 
klasse und ihrer Partei zu suchen. Aus dem Mißtrauen gegeneinander das Vertrauen zu- 
und füreinander wachsen zu lassen, das ist wahrlich ein großartiges Ergebnis des ge- 
sellschaftlichen Entwicklungsprozesses, der sich auch in der Haltung unserer Menschen 
widerspiegelt. 

Zwei siegreiche Revolutionen auf dem Boden der DDR - die Vollendung der 1848 in 
ihren Keimen erstickten bürgerlich-demokratischen und die konsequente Durchführung 
der sozialistischen Revolution — haben die Grundlagen der Herrschaft radikal verändert. 
Zum erstenmal in der Geschichte des deutschen Volkes konnte es triumphieren, dank der 
Weitsicht und der Kühnheit der Partei der Arbeiterklasse, dank ihrer klaren, geschicht- 
lich notwendigen und vorwärtsweisenden Bündnispolitik und dank der freudigen Mit- 
“ verantwortung aller in der Nationalen Front des demokratischen Deutschland vereinten 
Parteien und Massenorganisationen. 
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Gemeinschaft der Tat 


Aufmerksame und unvoreingenommene Gäste der DDR bestätigen schon nach kurzem 
Aufenthalt das charakteristische Merkmal für die geistige Situation in unserer Republik: 
die feste Gemeinsamkeit von Marxisten und Christen, jene Gemeinschaft der sozialisti- 
schen Tat, die täglich erprobt, von großem Vertrauen zueinander getragen, durch per- 
sönliche Entscheidung ermöglicht wird. Ja, der sozialistische Bürger der DDR gestaltet 
bewußt seine neue Ordnung, die sozialistische Gesellschaft. 

Manchem mag dieser Satz vielleicht zu kühn oder gar zu plakativ erscheinen. Und 
doch können wir den Beweis für seine Richtigkeit aus dem Leben selbst ableiten. 

Gewiß, die Bürger der Republik sind unterschiedlich nach ihrer sozialen Herkunft, 
Tradition, Weltanschauung, Parteizugehörigkeit oder Konfession. Mancher mag sich 
noch mit einem Ballast alter gesellschaftlicher Vorstellungen abquälen, mag Vorurteile 
bewahren, die es ihm schwermachen, den entscheidenden Wert der neuen sozialistischen 
Gemeinschaft zu verstehen. Und doch erweist sich in der täglichen gemeinsamen Arbeit 
bei der Lösung echter gemeinsamer Aufgaben die Wahrheit jenes berühmten Wartburg- 
Wortes des Vorsitzenden des Staatsrates der DDR, Walter Ulbricht, im Gespräch mit 
Landesbischof D. Mitzenheim: „Die gemeinsame humanistische Verantwortung verbindet 
uns alle!“ Ein Wort, das zum Programm wurde. 

In der DDR gibt es - wie in allen sozialistischen Ländern — sehr konkrete Vorstellun- 
gen von humanistischer Grundhaltung. Seit dem großen sozialistischen Oktober 1917 
hat der Humanismus seinen konkreten Inhalt, wird er gleichzeitig zum konkreten Gebot. 
Der Humanismus unserer Zeit ist streitbar. Er fordert zur unbedingten Parteinahme auf, 
er läßt keine Möglichkeit des Ausweichens vor der Verantwortung zu. 

Dieser konkrete Humanismus verlangt deshalb das vorbehaltlose „Ja“ zum Sozialis- 
mus in Würdigung der geschichtlichen Tatsache, daß Sozialismus und Frieden identisch 
sind. Der sozialistische Humanismus läßt andererseits dem Imperialismus, unter welcher 
ideologischen Flagge er auch auftreten mag, keinen Raum. Er appelliert an alle Menschen 
guten Willens, immer auf der richtigen Seite zu stehen und niemals Toleranz gegenüber 
den Feinden des Friedens, des Sozialismus und der Sache der Humanität zu üben. 


Den Frieden retten! 


Noch immer gilt das Wort des großen deutschen Humanisten Heinrich Mann, der kurz 
vor Ausbruch des faschistischen Raubkrieges jenen unvergeßlichen Appell an das deut- 
sche Volk richtete: „Deutsches Volk, kämpfe mit uns für Frieden und Wohlstand; für 
die demokratische Freiheit, die eine Freiheit sein muß, die für sich einzustehen weiß, und 
für eine Humanität, die gegen ihre Mörder keine Schwäche weiß ... Wir wollen den 
Frieden retten.“ 

Was Heinrich Mann damals in so leidenschaftliche Worte kleidete - den Willen, den 
Frieden zu retten -, steht als humanistische Aufgabe unserer Zeit auch heute vor allen 
Menschen, denen Humanismus kein leerer Begriff, sondern lebendige Verpflichtung ist. 
Solange der Friede durch die aggressiven imperialistischen Kräftegruppen bedroht ist, 
solange der Imperialismus den gesellschaftlichen Fortschritt, den Sozialismus, verhindern 
und überall dort, wo er sich bereits kraftvoll entwickelt, mit der Waffe der Konter- 
revolution zurückdrängen will, so lange gilt auch das Gebot der Menschlichkeit: Keine 
Schwäche gegenüber den Mördern der Humanität! 

Obwohl die berüchtigte und lebensgefährliche Roll-back-Politik der John Foster Dulles 
und Adenauer längst gescheitert ist, haben die Ideologen und Praktiker der USA- 
Globalstrategie und ihre Apologeten im Zeichen der „flexiblen“ Bonner Ostpolitik ihre 
ebenso spekulativen wie abenteuerlichen Pläne nicht aufgegeben! Das zu erkennen be- 
deutet aber, alles zu tun, um ihre Pläne zu vereiteln. Das ist die Humanität, die Hein- 
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rich Mann forderte, das entspricht aber auch der Verpflichtung, die unsere Republik 
gemäß ihrer neuen sozialistischen Verfassung für immer übernommen hat. 

Die Christlich-Demokratische Union hat einen bedeutenden Anteil an der Festigung 
der politisch-moralischen Autorität der DDR. Immer neue, vielfältige Initiativen gin- 
gen von ihr aus, wenn es darauf ankam, den christlich gebundenen Menschen eine klare 
Orientierung zu geben. 

Eine der bedeutsamsten führte zum 9. Februar 1961, zum vielzitierten Gespräch des 
Staatsratsvorsitzenden Walter Ulbricht mit dem Senior der deutschen Theologen, Prof. 
Emil Fuchs. Damals bekundeten rund 32 000 christliche Persönlichkeiten mit ihrer Unter- 
schrift ihre vorbehaltlose Zustimmung zur Programmatischen Erklärung des Vorsitzenden 
des Staatsrates vom 4. Oktober 1960. Es war ein klares Bekenntnis zur Friedenspolitik 
unseres Staates und zur Politik des sozialistischen Aufbaus, das die Delegation durch 
den Ehrwürdigsten aus ihrer Mitte, Emil Fuchs, ablegte. 


Kirche im Sozialismus 


Aus der Erfahrung eines reichen Lebens sprach er aus: „Immer mehr Christen und 
Theologen in der DDR erkennen, daß die gesellschaftlichen Konsequenzen, die der 
christliche Glaube für uns hat, nämlich der Einsatz für Frieden und wahrhafte Mensch- 
lichkeit, heute in Deutschland ohne Verkürzung nur auf dem Boden der Deutschen 
Demokratischen Republik verwirklicht werden können.“ 

Dieses Gespräch ist mehr als nur eine Episode im Ringen um klare Positionen in un- 
serer sozialistischen Gesellschaft. Es kündet eine neue Entwicklung im Denken und Han- 
deln bei vielen Geistlichen und Theologen an. Zu den bleibenden Verdiensten der CDU 
gehört es, seinen Inhalt bis auf den heutigen Tag lebendig erhalten zu haben. 

Jahr um Jahr hat der Hauptvorstand auf festlichen und für die Teilnehmer eindrucks- 
vollen Veranstaltungen das Ereignis vom Februar 1961 gewürdigt. Nicht als Traditions- 
veranstaltung, sondern als Möglichkeit, die ideologische Klarheit unter Theologen und 
Geistlichen weiter zu fördern. 

Unvergeßlich ist mir persönlich jene wissenschaftliche Tagung vom 8. und 9. Fe- 
bruar 1967 an der Universität in Jena zum Thema „Humanismus und christliche Verant- 
wortung“. Als Fazit konnte der Vorsitzende der CDU, Gerald Götting, dort erklären: 

„Der 9. Februar und diese Begegnungen bestätigen die tiefe Wahrheit der Feststellung 
des Vorsitzenden des Staatsrates in der Programmatischen Erklärung: Das Christentum 
und die humanistischen Ziele des Sozialismus sind keine Gegensätze.“ 

Das denkwürdige Gespräch Walter Ulbrichts mit Professor Emil Fuchs wurde zu einem 
Meilenstein auf dem Wege zur sozialistischen Menschengemeinschaft, ebenso wie 1964 
die historische Wartburg-Begegnung des Staatsratsvorsitzenden mit dem Landesbischof 
der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen, D. Mitzenheim. 

Beide Gespräche geben Aufschluß über die Staatspolitik in Kirchenfragen. Diese 

kann und darf - trotz mancher Spezifika — nur als untrennbarer Bestandteil der all- 
gemeinen Staatspolitik gewertet werden. Sie muß deshalb auf ihrem Gebiet, dem stän- 
digen Auftrag der sozialistischen Verfassung folgend, Verhältnisse schaffen, die unserer 
Gesamtpolitik zur vollen Entfaltung der sozialistischen Menschengemeinschaft ent- 
sprechen. 
E Dazu gehören einerseits korrekte und vertrauensvolle Beziehungen der Kirchen zum 
Staat, andererseits die Bereitschaft des sozialistischen Staates, den Geistlichen und den 
Kirchenleitungen mit gutem Rat zu helfen, wenn sie alte anachronistisch gewordene 
Abhängigkeiten überwinden und eindeutig die Position der Kirche im Sozialismus be- 
ziehen wollen. Für Männer der Kirche ist das oftmals ein komplizierter, vielleicht sogar 
schmerzlicher Entwicklungsprozeß, zumal er eine klare Antwort auf die Verfassungs- 
frage nach der staatsbürgerlichen Verantwortung erheischt. 
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Mit großer Intensität 


Die CDU hat mit großer Intensität diesen Entwicklungsprozeß zu beeinflussen versucht. 
Ihrer zielstrebigen politisch-ideologischen Überzeugungsarbeit ist es mit zu verdanken, 
daß die gegen die DDR gerichtete Funktion der westdeutschen Kirchenleitung von einer 
ständig wachsenden Zahl von Geistlichen erkannt und abgelehnt wird. Viele angesehene 
Geistliche in der DDR, CDU-Mitglieder und parteilose Christen, haben bei den ver- 
schiedensten Gelegenheiten die Bonner Alleinvertretungsanmaßung als Friedensbedro- 
hung zurückgewiesen und auch ihren Ableger auf kirchlichem Gebiet, den Rat der soge- 
nannten EKD, in die Schranken der westdeutschen Bundesrepublik verwiesen. 

So entfaltete die CDU auf dem Gebiet der politisch-ideologischen Überzeugungs- 
arbeit unter Geistlichen und Theologen eine umfangreiche Aktivität, zum Beispiel auch 
anläßlich der Feierlichkeiten zum 50. Jahrestag der Oktoberrevolution. 


Konkretes Engagement 


Der 50. Jahrestag übertrug unserer sozialistischen Gesellschaft im besonderen Sinne eine 
Verpflichtung zur Würdigung dieses größten geschichtlichen Ereignisses. Auch Christen, 
unter ihnen zahlreiche Geistliche, fragten nach dem Wesen dieser Revolution und nach 
ihrer allgemeinen Gültigkeit für die Entwicklung der zwischenstaatlichen, aber auch der 
zwischenmenschlichen Beziehungen unter dem spezifischen Aspekt des Christen in der 
sozialistischen Gesellschaft. Ihnen mußte Antwort gegeben werden, Antwort möglichst von 
einem Forum, das kraft seiner Zusammensetzung autorisiert war, für alle zu sprechen und 
auch für alle Schlußfolgerungen zu ziehen. Das große Kolloquium vom 26. Oktober 1967 
in Magdeburg, zu dem der Nationalrat der Nationalen Front einen internationalen Kreis 
von berufenen Persönlichkeiten, von Würdenträgern der verschiedensten Kirchen und 
Theologen von Ruf eingeladen hatte, gab diese Antwort umfassend und überzeugend. 

Mit starkem Echo hatte zur gleichen Zeit das Zentralorgan der CDU, „Neue Zeit“, 
eine Weltumfrage zur Haltung bedeutender Repräsentanten der Kirchen und der Theo- 
logie zum Großen Oktober veranstaltet. Die Zeitung konnte über 30, ihrem Inhalt nach 
sehr gewichtige Erklärungen aus allen Bereichen der Okumene veröffentlichen. 

Landesbischof D. Mitzenheim sprach auf dem Magdeburger Kolloquium aus, was für 
alle Menschen, ohne Unterschied ihrer Weltanschauung und religiösen Überzeugung, heute 
dringend notwendig ist: „Unsere Besinnung auf die Bedeutung der Oktoberrevolution 
kann sich nicht erschöpfen im registrierenden historischen Rückblick. Sie muß zum kon- 
kreten Engagement für Gerechtigkeit, für Frieden, für Menschlichkeit werden.“ 

Konkretes Engagement für den Frieden, das ist es, worauf es im Zeichen der ver- 
schärften konterrevolutionären Wühlarbeit der Feinde des Sozialismus und des Friedens 
ankommt. Unsere Republik soll für immer fester Hort des Friedens sein, durch die poli- 
tisch-moralische Einheit der ganzen Bevölkerung durch stetig neue Taten für den So- 
zialismus, durch die Meisterung der komplizierten Probleme und Aufgaben der wissen- 
schaftlich-technischen Revolution und durch die ständige Erhöhung ihrer Verteidigungs- 
bereitschaft. 

Es steht außer Frage, daß die überwiegende Mehrheit der christlichen Bürger der Repu- 
blik bereit ist, diesen neuen, ihren sozialistischen Staat, gegen alle Anschläge ihrer 
Feinde, wenn es sein muß, auch mit der Waffe in der Hand, zu verteidigen. 

Alles das ist Zeugnis dafür, daß die religiös gebundenen Bürger bewußt und lebendig 
Anteil nehmen an der gesellschaftlichen Arbeit, daß sie willens sind, die Verantwortung 
für diesen Staat des Friedens und seine Wohlfahrt zu tragen. So werden die gemeinsa- 
men Anstrengungen zur vollen Entfaltung der Triebkräfte des Aufbaus der sozialisti- 
schen Gesellschaftsordnung gleichzeitig zum beredten Ausdruck der konkreten gemein- 
samen Verantwortung für den Frieden. 
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Diese Grundlage findet sicher auf dem 12. Parteitag der CDU ihre erneute Bestäti- 
gung. 


Sehr eingehend befaßte sich der Vorsitzende der CDU, Gerald Götting, in seinem 
ausführlichen Parteireferat auch mit Fragen der aktuellen Kirchenpolitik. Dem 
Referat wird hier folgender Abschnitt entnommen: 


AUS CHRISTLICHER VERANTWORTUNG IN DEMOKRATISCHER VERPFLICHTUNG — 
LIEBE UND TAT UNSEREM SOZIALISTISCHEN VATERLAND 


(„Neue Zeit“ Nr. 234 vom 3. Oktober 1968) 


Auch bei leitenden Männern der Kirchen hat sich mehr und mehr die Erkenntnis 
durchgesetzt, daß die dem Frieden und dem sozialen Fortschritt dienende Politik unserer 
Republik, die in der sozialistischen Verfassung staats- und völkerrechtlich verbindlichen 
Ausdruck gefunden hat, mit den Interessen aller Bürger, ungeachtet ihres Glaubens oder 
ihrer Weltanschauung, übereinstimmt. Viele von ihnen erkennen an, daß die sozialistische 
Verfassung gute Möglichkeiten für die seelsorgerliche und gemeinnützige Tätigkeit der 
Kirchen bietet. 

Vielen kirchlichen Amtsträgern ist bewußt geworden, daß die Kirchen ihre Verant- 
wortung gegenüber den christlichen Bürgern, die im Sozialismus leben und schöpferisch 
unsere Gesellschaft mitgestalten, wahrzunehmen haben, wenn sie sich nicht von ihren 
Gemeindegliedern entfernen wollen. Sie verstehen immer besser, daß die sozialistische 
Verfassung der DDR eine gute, aber auch die einzig mögliche Plattform der weiteren 
Entwicklung ihrer Beziehungen zum sozialistischen Staat bildet. Die Kontinuität, Klug- 
heit und Ehrlichkeit der Politik der Regierung und der verantwortlichen gesellschaft- 
lichen Kräfte in der DDR unter der zielstrebigen Führung der Partei der Arbeiterklasse 
haben diese Erkenntnis in den vergangenen Monaten auch vielen jener kirchlichen Amts- 
träger bewußt gemacht, die in der Verfassungsdiskussion noch Vorbehalte äußerten. 


Klar und bewußt auf dem Boden der Republik 


Der dienstälteste evangelische Bischof in der DDR, unser verehrter Freund Landes- 
bischof Mitzenheim, der durch sein Wirken wesentlichen Anteil daran hat, daß in der 
sozialistischen Verfassung die speziellen Anliegen der Kirchen in den Artikeln 20 und 
39 berücksichtigt werden konnten, führte dazu auf der Bürgervertreterkonferenz in 
Weimar am 29. Februar 1968 im Beisein unseres Staatsratsvorsitzenden aus: 

„Die Mitglieder der Kirchen sind Bürger unserer Deutschen Demokratischen Republik. 
Die Gemeinden und Kirchen, die Anstalten und Werke der evangelischen Kirche sind 
Organismen und Einrichtungen auf dem Boden der DDR, und sie wissen sich zur Be- 
achtung der Gesetze unseres Staates bei der Gestaltung ihrer eigenen Strukturen und 
Ordnungen verpflichtet. Die Staatsgrenzen der DDR bilden auch die Grenze für die 
kirchlichen Organisationsmöglichkeiten.“ 

Mit dieser Feststellung hat Landesbischof Mitzenheim sich und seine Kirche voll und 
bewußt auf den Boden unserer sozialistischen Verfassung gestellt. Auf dieser Grundlage 
haben auch alle anderen Kirchen in der DDR die Möglichkeit, als freie und unabhängige 
Kirchen ihren Dienst zu tun, ihre eigenen Angelegenheiten in Übereinstimmung mit der 
Verfassung und den Gesetzen unserer Republik zu ordnen und innerhalb der Ökumene 
ihre Verantwortung im Dienst am Frieden in der Welt immer besser zu bezeugen. 

Wir freuen uns, daß einige unserer Kirchen gerade in diesem Jahr - nicht zuletzt auf 
Grund der unablässigen, gar nicht hoch genug einzuschätzenden Bemühungen unseres 
verehrten Freundes Landesbischof Mitzenheim — begonnen haben, erste Schritte auf die- 
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sem Weg zu tun. Als Ausdruck des Wunsches realistisch denkender Männer der Kirchen, 
die kirchlichen Ordnungen in Übereinstimmung mit unserer sozialistischen Verfassungs- 
wirklichkeit zu gestalten, werten wir alle Bemühungen, die Eigenständigkeit der evangeli- 
schen Landeskirchen in der DDR zu festigen, das Verantwortungsbewußtsein und die 
Selbständigkeit ihrer Bischöfe und Leitungen zu erhöhen und den Einfluß der west- 
deutschen EKD endgültig auszuschalten. 

Wir sehen darin das Bestreben verantwortungsbewußt handelnder Persönlichkeiten 
der Kirchen, keinen weiteren Mißbrauch der evangelischen Landeskirchen in der DDR 
durch die westdeutsche Militärkirche zugunsten der auf der Alleinvertretungsanmaßung 
beruhenden revanchistischen Bonner Politik zuzulassen. Unsere Partei wird auch in Zu- 
kunft solche Bemühungen unterstützen und dadurch den evangelischen Landeskirchen 
helfen, gute, vertrauensvolle Beziehungen zu den zuständigen Organen des Staates zu 
entwickeln. Wir begrüßen die aufgeschlossene Position der Freikirchen zur Friedens- 
politik unserer Republik und zu unserem gesellschaftlichen Aufbauwerk. Wir freuen 
uns, daß die Kontakte unserer Partei zu zahlreichen leitenden Männern der Kirchen 
beider Konfessionen im Ergebnis unserer Bemühungen um die Entwicklung vertrauens- 
voller Beziehungen der Kirchen zum sozialistischen Staat enger geworden sind, das 
Verständnis und auch in wachsendem Maße die Unterstützung für unsere gesellschaft- 
liche Arbeit gewachsen ist. 

Wir wenden uns jedoch mit Entschiedenheit gegen jeden Versuch, die evangelischen 
und katholischen Kirchen in der DDR mit kirchlichen Institutionen Westdeutschlands 
unter dem Firmenschild „gesamtdeutsch“ zu verflechten und sie damit der Bonner Re- 
vanchepolitik unterzuordnen. In den vergangenen 20 Jahren haben sich solche Bindun- 
gen immer wieder unheilvoll für Christen und Kirchen in der DDR ausgewirkt. 

Von den an die NATO gebundenen westdeutschen Kirchenleitungen sind bis in die 
jüngste Zeit hinein immer wieder Versuche unternommen worden, die Kirchen in der 
DDR gegen unseren sozialistischen Staat zu mißbrauchen und auch auf kirchlicher Ebene 
die Bonner Alleinvertretungsanmaßung zu praktizieren. Eine entschiedene Absage an 
die westdeutsche Militärkirche und an alle Bevormundungsversuche der westdeutschen 
EKD ist deshalb von großer Bedeutung für die Zukunft unserer Landeskirchen. 

In letzter Zeit bemüht sich die westdeutsche EKD-Führung in enger Anlehnung an 
die neue Ostpolitik der Kiesinger-Strauß-Regierung, die alten Ziele mit neuen, flexi- 
bleren Methoden zu erreichen. Das zeigt sich besonders in der Propagierung einer soge- 
nannten Zwillingskirche, zu der die evangelischen Landeskirchen in der DDR mit den 
westdeutschen Kirchen unter dem Dach der EKD zusammengeschlossen werden sollen. 

Man gibt sich hierbei den Anschein, als wolle man der DDR entgegenkommen und 
dem Wunsche dieser Landeskirchen nach Unabhängigkeit und Selbständigkeit entspre- 
chen; in Wirklichkeit geht es aber darum, die Landeskirchen der DDR - sagen wir auf 
geschicktere Art - zu bevormunden und zu manipulieren, das um so mehr, als die bis- 
herige Politik der EKD nicht zu dem Ergebnis geführt hat, das sie erwartet hatte. 

Ich möchte deshalb ausdrücklich festhalten: Irgendeine Form des Zusammenschlusses 
unter dem Dach der mit der Bonner Ostpolitik und der NATO verbundenen EKD wäre 
unvereinbar mit der Eigenständigkeit und Eigenverantwortlichkeit der evangelischen 
Landeskirchen in der DDR. Sie würde unserer sozialistischen Verfassung und Gesetzlich- 
keit widersprechen und die weitere Entwicklung vertrauensvoller Beziehungen der Kir- 
chen zum sozialistischen Staat ernstlich hemmen. Sie würde vor allem den Kirchen und 
den Gemeinden schaden. 


Westdeutsche Militärkirche hat keine Chancen 


Ich bin gewiß, daß auch die Leitungen unserer evangelischen Landeskirchen diese Reali- 
täten sehen, sich entschieden gegen alle alten und neuen Betrugsversuche verwahren und 
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auf der Grundlage der Verfassung verantwortungsbewußt ihren kirchlichen Auftrag 
durchführen werden. Zu dieser Feststellung berechtigt auch die Tatsache, daß die Unklar- 
heiten, die es noch vor ein oder zwei Jahren im Zusammenhang mit der gegen die DDR 
gerichteten Praktizierung der sogenannten Einheit der EKD bei zahlreichen kirchlichen 
Amtsträgern gegeben hat, mehr und mehr überwunden worden sind. 

Die Versuche der westdeutschen Militärkirche, in die DDR hineinzuwirken, stoßen 
heute nicht nur bei Pfarrern und einfachen Gemeindegliedern, sondern auch bei vielen 
kirchenleitenden Männern auf Ablehnung. So ließen sich z. B. auf der Vollversammlung 
des Okumenischen Rates der Kirchen in Uppsala die Delegierten aus der DDR trotz der 
von der westdeutschen Kirchenführung unternommenen Versuche nicht für die EKD mit 
Beschlag belegen. 

Auch im Zusammenhang mit den Ereignissen in der CSSR trifft auf die Haltung 
unserer Pfarrer und Kirchen zu, was ich schon an anderer Stelle festgestellt habe. Die 
große Mehrheit von ihnen hat sich in dieser geistigen Situation nicht nur in ihrer Loyali- 
tät, sondern auch in ihrer bewußten Haltung als Staatsbürger bewährt. Trotz verschie- 
dener Unklarheiten bei einer Reihe von kirchlichen Amtsträgern, lehnten es die meisten 
kirchlichen Persönlichkeiten ab, sich mißbrauchen zu lassen. 

Sie ließen sich auch nicht durch den massiven Druck einiger Kreise im Ökumenischen 
Rat der Kirchen und besonders des Westberliner Bischofs Scharf, der - wie aus dem 
„Evangelischen Pressedienst“ vom 23. August ersichtlich ist — die sogenannten „toll- 
kühnen Heldentaten“ von Beatles gegenüber sowjetischen Panzern in Prag bewunderte, 
zu einer illoyalen Haltung gegenüber ihrer Republik verführen. Zwar schwanken einzel- 
ne kirchliche Persönlichkeiten zuweilen immer noch zwischen den Forderungen christ- 
licher Bürger in der DDR und Versuchen reaktionärer Kräfte, Direktiven der EKD 
durchzusetzen. 

Dennocd sind wir zuversichtlich, daß auch diese kirchlichen Amtsträger immer besser 
verstehen werden, daß es nicht nur ihre staatsbürgerliche Pflicht ist, sondern auch ihren 
Gemeinden und Kirchen dient, wenn sie sich bewußt und mit unverletztem Gewissen zu 
unserer Republik bekennen. Hier sind die Kirchen kein „Staat im Staate“, sondern 
haben wichtige und verantwortungsvolle Aufgaben ihren Gemeinden gegenüber, deren 
Glieder in ihrer großen Mehrheit bewußt und aktiv an der Gestaltung der entwickelten 
sozialistischen Gesellschaft mitarbeiten. 

Der Grundsatz, daß Staatsgrenzen auch Grenzen für die kirchlichen Organisations- 
möglichkeiten sind, bedeutet für die Kirchen in der DDR keinerlei Einengung. Allein 
im Dienst an den christlichen Bürgern, die sich vom Evangelium her zu ihrer Verant- 
wortung im Ringen um Frieden und brüderliches Miteinander und für das Wohl des 
Nächsten bekennen und diese in schöpferischer Mitgestaltung in der sozialistischen Ge- 
sellschaft verwirklichen, werden die Kirchen aller Konfessionen in der DDR die Kraft 
gewinnen, auch über die Grenzen unserer Republik hinaus in ökumenischer Weise zum 
Frieden in der Welt und zur Wohlfahrt aller Menschen beizutragen. 

Wir wollen alle verantwortungsbewußten Männer und Frauen in unseren Kirchen 
ermutigen und unterstützen, auf diesem Wege weiterzuschreiten. 


Der Parteitag der CDU fand in einer Situation statt, in der noch keineswegs aus- 
gemacht war, ob der DDR-Staat die Bestrebungen der evangelischen Kirchen in 
der DDR, zu einem eigenen gesamtkirchlichen Zusammenscluß in einem Kir- 
chenbund zu kommen, akzeptieren würde. Das wird auch an dem in dieser Hin- 
sicht recht vorsichtig gehaltenen Diskussionsbeitrag von Oberkirchenrat Gerhard 
Lotz auf dem Parteitag deutlich. Die „Neue Zeit“ veröffentlichte diesen Beitrag 
in folgender Fassung: 
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IN HARMONIE MIT DER VERFASSUNG 


Oberkirchenrat Gerhard Lotz 
(„Neue Zeit“ Nr. 237 vom 6. Oktober 1968) 


Anknüpfend an die Ausführungen unseres Parteivorsitzenden über die evangelischen 
Kirchen in der DDR, möchte ich Ihr Augenmerk auf Absatz C 3 unseres Entschlie- 
Bungsentwurfs lenken. Es heißt dort, daß unsere Partei „entschieden den Versuchen 
westdeutscher kirchenleitender Kreise entgegentritt, über sogenannte gesamtdeutsche 
kirchliche Institutionen, wie besonders die EKiD, in die selbständigen und unabhängigen 
Kirchen in der DDR hineinzuwirken“, und dann wird an dieser Stelle das Wort aus der 
Verfassungsdiskussion von Weimar aufgegriffen: „Staatsgrenzen sind auch die Grenzen 
kirchlicher Organisationsmöglichkeiten.“ 

Mit der gebotenen Zurückhaltung — denn unsere Partei ist keine Kirchenpartei, und 
die organisatorischen Fragen der evangelischen Kirchen in der DDR sind nicht primäres 
Aufgabengebiet und Anliegen der CDU - ist hier eine wichtige Frage angesprochen, 
die in der kirchlichen Diskussion mit dem Fachausdruck Strukturprobleme der überlan- 
deskirchlichen Zusammenarbeit bezeichnet wird. Konkret ausgesprochen bedeutet dieses 
„Strukturproblem“ die Frage: Ist eine organisatorische Zusammenarbeit in Legislative, 
Exekutive und Jurisdiktion, wie sie die Grundordnung der EKiD für alle evangelischen 
Kirchen in beiden deutschen Staaten postuliert, noch möglich? In Wirklichkeit ist diese 
Frage längst gelöst, sie hat sich aufgelöst, und es ist im Grunde nur die Erfüllung eines 
Nachholbedarfs, wenn kirchliche Arbeitsgruppen in der DDR jetzt ernsthaft an dieses 
Problem herangehen und eine vernünftige, den Realitäten und der Wirklichkeit unserer 
sozialistischen Verfassung angemessene Lösung suchen. 

Über die Bemühungen dieser Arbeitsgruppen ist in unserer Öffentlichkeit noch wenig 
diskutiert worden. Um so lebhafter ist die Reaktion in westlichen Gazetten, die in Moll- 
tönen vom „schweren Weg der evangelischen Kirchen in Mitteldeutschland“ reden oder 
vom „kritischen Augenblick für die EKiD“, von dem der bayrische Bischof Dietzfelbin- 
ger laut „Welt“ Ende Juli gesprochen haben soll. 

Ich glaube, es ist notwendig, zuerst einmal die theologische Denkfigur der Entmytholo- 
gisierung auf solche Gesänge und auf die EKiD überhaupt anzuwenden. Die EKiD ist 
nie eine Kirche gewesen. Sie hat sich nie als eine solche verstanden. Der Zusammenschluß 
der evangelischen Kirchen in der DDR und in der Bundesrepublik von 1948 zu einem 
Bund bekenntnisbestimmter Kirchen hatte immer nur begrenzte Zuständigkeiten. Er war 
keine Kirchengründung, sondern wenig mehr als ein Zweckverband selbständiger Landes- 
und Provinzialkirchen. Wer also mit dem Ton der Entrüstung oder mit trauerndem Tre- 
molo davon redet, daß hier eine Kirche zertrennt oder zerschlagen werden soll, verfälscht 
vorsätzlich oder fahrlässig den kirchengeschichtlichen Tatbestand. 

Der Kirchenbund EKiD hat von 1948 bis 1961 nicht ohne Spannungen existiert. Ich 
möchte hier nicht auf die inhaltliche Analyse eingehen, welche entscheidende Schwierig- 
keit für diese Zusammenarbeit insbesondere durch den Abschluß des Militärseelsorge- 
vertrages zwischen EKiD und Bundesregierung eingetreten ist. Das ist ausreichend dis- 
kutiert. Es ist eine Tatsache, daß die Kirchen in der Bundesrepublik bis zu einem gewissen 
Grade mehr und mehr Integrationsfaktoren der westdeutschen staatlichen und politi- 
schen Strukturen geworden sind. Daß dementsprechend die inneren Voraussetzungen 
einer Zusammenarbeit der Kirchen in beiden deutschen Staaten schrumpften, ist deutlich. 

Die Versuche, durch gewisse juristische Manipulationen die Fiktion gemeinsamer Be- 
schlüsse und Entscheidungen aufrechtzuerhalten, blieb mehr peinlich als überzeugend. 
Noch peinlicher wirkte der Versuch — der inzwischen fallengelassen ist —, durch eine Art 
Ermächtigungsgesetzgebung in den sogenannten Betheler Gesetzen die Kirchen der Bun- 
desrepublik zu einem Sprechen auch für die „verhinderten Brüder“ zu bevollmächtigen. 
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Lassen Sie mich zuerst noch ein Mißverständnis abwehren: Es geht hier nicht um die 
Forderung nach einer geistigen oder geistlichen Isolierung der Kirchen in der DDR. Es 
ist vielfältig bewiesen, daß die selbständigen Kirchen in der DDR aktiv in der ökumeni- 
schen Arbeit stehen. Die großen ökumenischen Konferenzen — ich erinnere nur an die 
Konferenz „Kirche und Gesellschaft“ in Genf und an die Versammlung des Weltkirchen- 
rates in Uppsala — wurden von den Kirchen in der DDR beschickt, und Delegierte aus 
den Kirchen der DDR haben in allen Arbeitssektionen mitgearbeitet. 

Was aber erforderlich ist, sind eindeutige rechtliche Klarstellungen. Eine organisatori- 
sche Zusammenbündelung mit den evangelischen Kirchen in der Bundesrepublik, die sich 
auf gemeinsame Gesetzgebung in gemeinsamer Synode, auf gemeinsame Exekutive in 
Kirchenleitung und Verwaltung und auf gemeinsame Jurisdiktion etwa in Disziplinar- 
sachen erstreckt, ist für die Kirchen in der DDR nicht möglich. Die Verfassung unserer 
Republik sagt klar aus, daß die Kirchen und anderen Religionsgemeinschaften ihre An- 
gelegenheiten in Übereinstimmung mit der Verfassung und den gesetzlichen Bestimmun- 
gen der DDR regeln. Diese eindeutige Feststellung ist zu respektieren. Die organisatori- 
sche Integration der selbständigen Kirchen in der DDR in einen Verband, der die Kir- 
chen der DDR und der Bundesrepublik umschlösse und der irgendwelche rechtlichen 
Befugnisse gegenüber den Kirchen der DDR beanspruchte, ist nicht angängig. 

Die selbständigen Kirchen in der DDR, die durchaus funktionsfähige Organe haben 
und in der Lage sind, ihre Ordnungen, wie ihnen das die Verfassung einräumt, selbstän- 
dig zu gestalten, haben — das ist verständlich —- den Wunsch nach Kontakt, Erfahrungs- 
austausch und vielleicht auch nach einer gewissen rechtlich geordneten Kooperation mit- 
einander. Das ist legitimes Anliegen. Ich möchte nicht dahin mißverstanden werden, als 
ob ich einem kirchlichen Provinzialismus das Wort redete. Eine solche Kooperation hat 
aber im Rahmen unserer rechtlichen Gesamtordnung, die auch für die Christen und für 
die Kirchen verbindlich ist, zu bleiben. Welche konkrete Gestaltung der Zusammenarbeit 
der einzelnen evangelischen Kirchen in der DDR untereinander zweckmäßig ist, wird 
sorgfältig zu prüfen sein. 

Es geht m. E. nicht um die Schaffung einer Superkirche, um eine unüberschaubare, von 
einer zentralen Bürokratie geleitete Einheitskirche, sondern darum, daß von den evan- 
gelischen Kirchen in der DDR im Rahmen vernünftiger Gespräche das gemeinsame In- 
teresse ermittelt und gemeinsam vertreten wird, und dieses gemeinsame Interesse kann 
nur sein: den christlichen Bürgern unseres sozialistischen Staates zu dienen. 


Oberkirchenrat Lotz hatte in seinen Ausführungen aber nicht nur organisatori- 
sche und rechtliche Verbindungen der Kirchen in der DDR mit der EKD abge- 
wiesen, sondern zugleich von einer fortbestehenden spezifischen Gemeinschaft 
zwischen den evangelischen Kirchen in beiden Teilen Deutschlands gesprochen, 
eine Formulierung, die - auf Lotz zurückgehend - in der innerkirchlichen Dis- 
kussion noch eine große Rolle spielen sollte. Dieser Teil der Ausführungen von 
Lotz, den die „Neue Zeit“ nicht veröffentlichte, Jautete nach dem später bekannt- 
gewordenen Bulletin der CDU wie folgt (zitiert nach epd ZA Nr. 241 vom 
18. Oktober 1968): 


Es geht nicht darum, die geistliche Kommunikation zwischen den Kirchen in der DDR 
und in der Bundesrepublik zu diffamieren. Ich wage zu formulieren, daß auch, wo orga- 
nisatorische Fragen entsprechend den staatlichen Realitäten und gesetzlichen Bestimmun- 
gen sauber gelöst werden, das Verhältnis der Kirchen in der DDR zu den Kirchen in der 
Bundesrepublik etwas anderes sein wird als nur ein ökumenisches Bruderschaftsverhält- 
nis (Beifall). Auch nach einer sauberen Lösung organisatorischer Probleme wird das 
Verhältnis der Kirchen in den beiden deutschen Staaten zueinander ein spezifisches Ver- 
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hältnis bleiben. Dafür gibt es Beispiele. Ich erinnere nur an die gemeinsame Arbeit an 
der Bibelrevision, an die gemeinsame Arbeit am Evangelischen Kirchengesangbuch, an 
liturgische und theologische Kooperation, an die wissenschaftliche Kommunikation, die 
über ökumenische Kontakte hinausgeht. 


d) Jugendweihe 


Der zentrale Ausschuß für Jugendweihe beschloß am 21. November ein neues 
Gelöbnis für die Jugendweihe: 


DAS NEUE GELÖBNIS ZUR JUGENDWEIHE 
Liebe junge Freunde! 


Seid ihr bereit, als junge Bürger unserer Deutschen Demokratischen Republik mit uns 
gemeinsam, getreu der Verfassung, für die große und edle Sache des Sozialismus zu ar- 
beiten und zu kämpfen und das revolutionäre Erbe des Volkes in Ehren zu halten, 

so antwortet: Ja, das geloben wir! 

Seid ihr bereit, als treue Söhne und Töchter unseres Arbeiter-und-Bauern-Staates 
nach hoher Bildung und Kultur zu streben, Meister eures Faches zu werden, unentwegt 
zu lernen und all euer Wissen und Können für die Verwirklichung unserer großen huma- 
nistischen Ideale einzusetzen, 

so antwortet: Ja, das geloben wir! 

Seid ihr bereit, als würdige Mitglieder der sozialistischen Gemeinschaft stets in kame- 
radschaftlicher Zusammenarbeit, gegenseitiger Achtung und Hilfe zu handeln und euren 
Weg zum persönlichen Glück immer mit dem Kampf für das Glück des Volkes zu ver- 
einen, 

so antwortet: Ja, das geloben wir! 

Seid ihr bereit, als wahre Patrioten die feste Freundschaft mit der Sowjetunion weiter 
zu vertiefen, den Bruderbund mit den sozialistischen Ländern zu stärken, im Geiste des 
proletarischen Internationalismus zu kämpfen, den Frieden zu schützen und den So- 
zialismus gegen jeden imperialistischen Angriff zu verteidigen, 

so antwortet: Ja, das geloben wir! 

Wir haben euer Gelöbnis vernommen. Ihr habt euch ein hohes und edles Ziel gesetzt. 
Feierlich nehmen wir euch auf in die große Gemeinschaft des werktätigen Volkes, das 
unter Führung der Arbeiterklasse und ihrer revolutionären Partei, einig im Willen und 
Handeln, die entwickelte sozialistische Gesellschaft in der Deutschen Demokratischen 
Republik errichtet. 

Wir übertragen euch eine hohe Verantwortung. Jederzeit werden wir euch mit Rat 
und Tat helfen, die sozialistische Zukunft schöpferisch zu gestalten. 


Die „Deutsche Lehrerzeitung“ veröffentlichte dazu folgende Interpretation (zi- 
tiert aus epd-Dokumentation Nr. 15/69 vom 25. März 1969): 


NEUE ETAPPE — NEUES GELÖBNIS 


Fast eineinhalb Jahrzehnte sind vergangen, seitdem hervorragende Persönlichkeiten des 
öffentlichen Lebens unserer Gesellschaft, wie Johannes R. Becher, Dr. Paul Wandel, 
Rudolf Hartig, Prof. Dr. Marie Torhorst und andere, die Initiative zur Einführung der 
Jugendweihe ergriffen. Inzwischen ist die Jugendweihe in unserer Republik zu einer 


festen Tradition geworden, der große Bedeutung in der staatsbürgerlichen Erziehung 
zukommt. 
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Mehr als eine viertel Million Jungen und Mädchen haben in interessanten Jugend- 
stunden ihr marxistisch-leninistisches Weltbild ergänzt und gefestigt. Sie haben sich in 
Gesprächen mit Arbeiterveteranen, Partei- und Staatsfunktionären, beim Besuch von 
Mahn- und Gedenkstätten Einblick in den Kampf der deutschen Arbeiterklasse und 
aller Antifaschisten gegen imperialistischen Krieg und Faschismus verschafft und in Ge- 
sprächen mit Schrittmachern unseres sozialistischen Aufbaus unsere gesellschaftliche Per- 
spektive und die daraus resultierenden Anforderungen an ihre eigene Entwicklung bes- 
ser verstehen gelernt. 

Eine viertel Million Jungen und Mädchen setzen, getreu ihrem feierlichen Gelöbnis, 
auf allen Gebieten unseres Lebens ihre ganze Kraft für die große und edle Sache des 
Sozialismus ein. Eine stolze Bilanz, für deren Zustandekommen Zehntausenden Jugend- 
stundenleitern, Pädagogen, Arbeitern, Funktionären, Wissenschaftlern und Künstlern 
Dank und Anerkennung gebührt. 

Als das bisher gültige Gelöbnis das erste Mal von Jungen und Mädchen abgelegt wur- 
de, waren gerade zwei Jahre vergangen, seitdem die zweite Parteikonferenz der SED die 
Aufgabe gestellt hatte, die Grundlagen des Sozialismus in der DDR zu schaffen. 

Inzwischen konnte der VI. Parteitag feststellen, daß die sozialistischen Produktions- 
verhältnisse in unserem Staate endgültig und unwiderruflich gesiegt haben, und der 
VII. Parteitag stellte die Aufgabe, das entwickelte System des Sozialismus aufzubauen. 
Das Gesetz über das einheitliche sozialistische Bildungssystem und die Verfassung der 
DDR, um nur einige Richtpunkte zu markieren, setzten neue Maßstäbe für unsere poli- 
tisch-pädagogische Arbeit. 

Das neue Gelöbnis für die Jugendweihe, das am 21. November 1968 vom Zentralen 
Ausschuß für Jugendweihe beschlossen wurde, wird den höheren Anforderungen an 
die Erziehung des jungen Staatsbürgers der DDR gerecht, der Meister der wissenschaft- 
lich-technischen Revolution und Mitgestalter des entwickelten gesellschaftlichen Systems 
des Sozialismus sein wird. 

Der Inhalt des neuen Gelöbnisses ist mit dem Bildungs- und Erziehungsauftrag unserer 
Schule, wie er in den neuen Lehrplänen immanent fixiert ist, mit den Gesetzen der Pio- 
nierorganisation „Ernst Thälmann“ und dem Statut der Freien Deutschen Jugend ko- 
ordiniert und abgestimmt. Bei seiner Ausarbeitung wurden die jahrelangen praktischen 
Erfahrungen aus der Jugendpolitik der SED und der Regierung der DDR berück- 
sichtigt und insbesondere die Erfahrungen, die bei der Verwirklichung der Aufgaben- 
stellung zur weiteren Verbesserung der staatsbürgerlichen Erziehung der Schuljugend ge- 
sammelt wurden. 

Mit der Einführung des neuen Gelöbnisses beginnt eine neue Etappe in unserer Ju- 
gendweihearbeit. 

Der Inhalt des neuen Gelöbnisses läßt sich in folgenden Grundgedanken zusammen- 
fassen, die gleichzeitig politisch-ideologische Leitlinien für die Bildungs- und Erziehungs- 
arbeit in den Jugendstunden sind: 

_ Die Deutsche Demokratische Republik ist das sozialistische Vaterland der Jugend, 
das es allseitig zu stärken, zu schützen und gegen jeden Angriff des Imperialismus zu 
verteidigen gilt; 

_ die sozialistische Verfassung der DDR ist das Grundgesetz für das Zusammenleben 
und Handeln aller Bürger unseres Arbeiter-und-Bauern-Staates. 

_ die entscheidende Bedingung für die Entwicklung der sozialistischen Gesellschaft ist 
die führende Rolle der Arbeiterklasse und ihrer marxistisch-leninistischen Partei auf 
allen Gebieten des gesellschaftlichen Lebens; 

_ die unverbrüchliche Freundschaft mit der Sowjetunion ist Wesenszug der Politik 
unseres Staates und Herzenssache eines jeden Patrioten, sie ist das Hauptkriterium des 
proletarischen Internationalismus; 

- das Erkennen der Perspektive, der aktive Einsatz für die Lösung der Gegenwarts- 
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aufgaben und das Bewahren des revolutionären Erbes der Arbeiterklasse sowie der 
fortschrittlichen, humanistischen Traditionen des deutschen Volkes bilden im Denken 
und Handeln junger Revolutionäre eine Einheit; 3 

— die gegenwärtigen und zukünftigen Anforderungen können nur ‚erfüllt werden, 
wenn jeder das Lernen zu einem Lebensprinzip macht, sich die sozialistische Kultur an- 
eignet und nach Höchstleistungen strebt; | 

_ die sozialistische Gemeinschaftsarbeit ist die wirksamste Form der gesellschaftlichen 
Arbeit, sie ist Ausdruck der sozialistischen Lebensweise und bestimmt weitgehend das 
moralische Verhalten der Bürger unseres sozialistischen Staates. 

Da diese Grundgedanken der gesamten staatsbürgerlichen Erziehung in der schuli- 
schen und außerschulischen Arbeit zugrunde liegen, wird das neue Gelöbnis, das die 
Jungen und Mädchen vor ihren Eltern und Pädagogen, vor den Vertretern unserer 
ganzen sozialistischen Gesellschaft ablegen, nichts auswendig Gelerntes, dem Erziehungs- 
prozeß Aufgesetztes sein, sondern ein Bekenntnis der Jugendlichen, das ihre systema- 
tisch entwickelte, festgefügte und sozialistische Überzeugung zum Ausdruck bringt. Der 
neue Inhalt der nun beginnenden Etappe unserer Jugendweihearbeit erfordert auch eine 
neue Qualität in den Formen und Methoden der Vorbereitung der Jugendweihe, insbe- 
sondere der Gestaltung der Jugendstunden. Vielerorts wird dies Neue schon richtig ver- 
standen. Ein Ausdruck dafür war zum Beispiel die letzte Sitzung der Gemeindever- 
tretung in Sanitz, Bezirk Rostock. Wichtigster Tagesordnungspunkt war die Einführung 
des neuen Jugendweihegelöbnisses, damit verbunden war die Diskussion um Stand und 
Weiterführung der Jugendweihebewegung im Schulbereich, insbesondere beschäftigten 
sich die Gemeindevertreter mit der zweckmäßigeren Zusammensetzung des Ortsaus- 
schusses. 

Hier wurde erkannt, daß die Jugendweihe nicht nur Sache der Schule oder des Paten- 
betriebes ist, sondern ein gesamtgesellschaftliches Anliegen, und daß es gilt, jede Enge zu 
überwinden. Das Neue, Weiterführende wurde in Sanitz auch in den Arbeitsformen 
und -methoden der Jugendstundenarbeit erkannt. Der Rat der Gemeinde würdigte die 
politisch-pädagogischen Bemühungen des langjährigen Jugendstundenleiters Kollegen 
Höhnke von der Polytechnischen Oberschule Sanitz um die Befähigung der Jugendlichen 
zur selbständigen Mitarbeit in der Vorbereitung und Gestaltung der Jugendstunden. 

Alle Ausschüsse, Pädagogen und Jugendfunktionäre sollten nun überprüfen, ob die 
Jugendstundenarbeit schon überall diesem sozialistischen Erziehungsprinzip gerecht wird 
oder ob nicht oft noch den Jugendlichen möglichst „viel geboten“ und ihnen alles fertig 
vorgesetzt wird. In den Beratungen über die Arbeit mit dem neuen Jugendweihegelöbnis 
sollte die Erziehung der Jungen und Mädchen zur Selbsttätigkeit, die Einbeziehung der 
FDJ-Kollektive in die Jugendweihearbeit, wie es im Brief des Zentralrates der FDJ an 
die 8. Klassen zu Beginn des neuen Schuljahres gefordert wird, eine große Rolle spielen. 


3. AUF DEM WEGE ZUM KIRCHENBUND IN DER DDR 


Die kirchliche Diskussion in den leitenden Organen der EKD in beiden Teilen 
Deutschlands war im Jahre 1968 am stärksten von der Frage beherrscht, welche 
Konsequenzen sich aus der neuen Verfassung der DDR für die Kirchen in der 
DDR, für ihre eigene Gesamtorganisation und für ihre Zugehörigkeit zur EKD 
ergeben. Dabei stellte die Verfassung zwei Fragen. Die erste war die nach der 
Verfassungsgemäßheit einer weiteren Zugehörigkeit der Kirchen in der DDR 
zur EKD und der Betätigung von EKD-Organen auf dem Boden der DDR. Daß 
öffentliche Proklamationen und Propagandaäußerungen aus Staat und Parteien 


216 


diese Frage verneinten, war zu erwarten und auch gemessen an früheren Bekun- 
dungen nicht neu. Die Bischöfe Krummacher und Noth erhielten unter Hinweis 
auf ihre Zugehörigkeit zum Rat der EKD keine Ausreisebewilligung zur Welt- 
kirchenkonferenz in Uppsala 1968. Aber würde die Regierung der DDR, ge- 
stützt auf Art. 39 Abs. 2 Satz 1 der Verfassung jetzt eine offene Auseinander- 
setzung hierzu heraufbeschwören? Und würde für die Kirchen unter der zwin- 
genden Frage des dogmatisch Gebotenen die EKD-Frage einen Verfassungskon- 
flikt rechtfertigen? An der unterschiedlichen Beantwortung dieser Frage mußten 
sich weitere Meinungsverschiedenheiten über den künftigen Weg der Kirchen in 
der DDR entzünden. 

Die zweite Frage betraf die Verfassungsaussage in Art. 39 Abs. 2 Satz 2 über 
die Möglichkeit, weitere Einzelheiten zum Verhältnis von Kirche und Staat 
durch Vereinbarungen zu regeln. In welcher Weise sollten die Kirchen von dieser 
Verfassungsbestimmung Gebrauch machen, falls die staatliche Seite mit ihr über- 
haupt ernsthafte und überlegte Vorstellungen verband? Sollte man auf einen um- 
fassenden Staatskirchenvertrag oder mehr auf Einzelregelungen zugehen? Sollte 
man nicht überhaupt auf feste Abmachungen dieser Art verzichten, da diese 
sicherlich nicht ohne politische Aussagen und Zusicherungen problematischer Na- 
tur zu haben sein würden? Auch hier gab es und gibt es unterschiedliche Meinun- 
gen. Nur in einer Hinsicht bestand weitgehende Übereinstimmung, nämlich in 
der Überzeugung, daß die Kirchen in der DDR für die weiteren Erörterungen 
und möglicherweise auch Verhandlungen über die Verfassungsfolgen eines hand- 
lungsfähigen und bevollmächtigten Organs bedurften. Einem Alleingang einzel- 
ner Kirchen und dem Interesse des Staates an einem staatsrechtlichen Gegenüber 
zu einzelnen Landeskirchen entging man am besten dadurch, daß man die be- 
stehende Konferenz der Evangelischen Kirchenleitungen in der DDR weiter ent- 
wickelte und möglicherweise zu einem neuartigen gesamtkirchlichen Zusammen- 
schluß in der DDR käme. 

Man geht aber völlig fehl in der Darstellung und im Verständnis der nun fol- 
genden Phase der kirchlichen Entwicklung in der DDR, wollte man sie aus- 
schließlich oder auch nur überwiegend mit der von der neuen Verfassung der 
DDR geschaffenen staatskirchenrechtlichen und politischen Situation erklären. 
Die neue Verfassung hat einen Prozeß beschleunigt, der seit langem im Gange 
war, sie hat freilich die kirchlichen Möglichkeiten einer fälligen stärkeren organi- 
satorischen Angleichung an die Erfordernisse der Situation erheblich eingeengt. 
Es gab seit Jahren aus sehr respektablen kirchlichen Gründen eine Diskussion 
über eine Neukonstruktion des Zusammenschlusses aller Landeskirchen in Ost 
und West in einem gesamtkirchlichen Verband. Die politisch-gesellschaftliche Si- 
tuation, die weltanschaulich-geistige Herausforderung durch die Umwelt, das 
schnelle Dahinschwinden volkskirchlicher Ordnungen und Traditionen: das alles 
stellte die Kirchen und ihre Leitungen in der DDR vor die Notwendigkeit be- 
sonderer Überlegungen und Entscheidungen, so daß von einer wirklich bestim- 
menden gemeinsamen gesamtkirchlichen Leitung für Ost und West, noch dazu in 
Anbetracht der ohnehin nicht sehr stark ausgebauten Kompetenzen der EKD, 
immer weniger die Rede sein konnte. Was übrigblieb und sehr intensiv gepflegt 
wurde, waren gegenseitige Information und Beratung, Korrektur und geist- 


liche Befruchtung, Besuchsdienst und Hilfsmaßnahmen. Alles dies hat für die 
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EKD in den vergangenen Jahren Unermeßliches bedeutet. Aber bedurfte es dazu 
auch weiterhin eines Instrumentariums, dem vornehmlich die Aufgabe der Lei- 
tung zugedacht war? 

Diese Entwicklung ist den leitenden Organen der EKD selbstverständlich 
nicht verborgen geblieben. Die zunehmende Behinderung der Arbeit der EKD- 
Organe, die sich bei gleichbleibender Besetzung mit Mitgliedern aus beiden deut- 
schen Staaten als gemeinsame Organe für die Gesamt-EKD verstanden, machte 
ein Mindestmaß an organisatorischen Maßnahmen erforderlich, um die Arbeits- 
fähigkeit der Organe zu erhalten und ihre Arbeitsweise den Erfordernissen der 
Situation anzupassen. Das galt besonders für die Synode der EKD. Ein Kirchen- 
gesetz über Tagungen der Synode in besonderen Fällen vom März 1963 (s. 
Kirchl. Jahrbuch 1963, S. 7-17 und S. 164-175) schuf die Möglichkeit örtlich 
getrennter Synodaltagungen in beiden Teilen Deutschlands. Man hielt aber am 
Gedanken der gemeinsamen Leitung der gesamten EKD durch die eine Synode 
fest, indem Abstimmungen, Beratungen und Stellungnahmen der beiden Teil- 
tagungen jeweils addiert werden sollten. Die Propaganda der DDR hat aus die- 
sem Gesetz einen kirchlichen Alleinvertretungsanspruch des Westteils der EKD 
gegenüber dem Ostteil konstruiert. Das Gegenteil war die Absicht. Das Gesetz 
sollte gerade die Mitwirkung der Kirchen in der DDR innerhalb der gesamten 
EKD sicherstellen. Tatsächlich erwies sich aber dieser bescheidene Ansatz zu einer 
organisatorischen Gliederung bei den Synodaltagungen der Jahre 1965 bis 1967 
als unzulänglich. Die Konstruktion lief immer mehr auf eine bloße Fassade hin- 
aus, hinter der sich die Synode als maßgebliches Organ der Leitung der gesamten 
EKD praktisch ausschaltete. Es hat 1963 nicht an warnenden Stimmen gefehlt, 
die eine stärkere Durchgliederung der EKD nach Ost und West verlangten und 
den neu zu gestaltenden Regionalsynoden weitgehende Kompetenzen für ihren 
Bereich einschließlich des Geserzgebungsrechtes zugestehen wollten. Man wird 
klar festhalten müssen, daß die Gründe für Versäumnisse in dieser Richtung in 
der Befangenheit eines theologisch-dogmatischen Einheitsverständnisses für die 
EKD in dieser Situation und in einer Verquickung von kirchlichem Auftrag mit 
politischen Zielvorstellungen auf seiten der Mehrheit der westdeutschen Syn- 
odalen auf der Tagung von Bethel 1963 lagen. Auf der Synodaltagung 1967 ver- 
suchte man, diesen entscheidenden Fehler zu korrigieren, indem die Synode ein 
neues „Kirchengesetz über Tagungen der Synode und der Kirchenkonferenz der 
EKD in besonderen Fällen“ (vom 4. April 1967; s. Kirchl. Jahrbuch 1967, 
S. 30-32) beschloß. Der Rat der EKD erließ unter dem 3. Mai 1968 zu diesem 
Kirchengesetz die erforderlichen Ausführungsbestimmungen: 


AUSFÜHRUNGSBESTIMMUNGEN 


zum Kirchengesetz über Tagungen der Synode und der Kirchenkonferenz 
der Evangelischen Kirche in Deutschland in besonderen Fällen vom 4. April 1967 


Vom 3. Mai 1968 
Auf Grund von $ 12 des Kirchengesetzes vom 4. April 1967 (ABl. EKD 1967 Nr. 84) 
und auf Grund der in diesem Gesetz im einzelnen erteilten Ermächtigungen ($$ 1 


Abs. 2,4 Abs. 2,8 Abs. 2,10 Abs. 1 Satz 2, 10 Abs. 2) hat der Rat beschlossen: 
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$1 
Wird die Synode gemäß $ 1 des Kirchengesetzes vom 4. April 1967 zu getrennten Ver- 
sammlungen in der Bundesrepublik Deutschland oder in Berlin (West) und in der Deut- 
schen Demokratischen Republik einberufen, so sind stimmberechtigt: 
1. in der erstgenannten Versammlung 
a) die von folgenden Gliedkirchen entsandten Synodalen: 
Evangelische Landeskirche in Baden 
Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern 
Braunschweigische ev.-luth. Landeskirche 
Bremische Evangelische Kirche 
Evangelisch-Lutherische Landeskirche Eutin 
Evangelisch-lutherische Kirche im Hamburgischen Staate 
Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers 
Evangelische Kirche in Hessen und Nassau 
Evangelische Landeskirche von Kurhessen-Waldeck 
Lippische Landeskirche 
Evangelisch-lutherische Kirche in Lübeck 
Evangelisch-reformierte Kirche in Nordwestdeutschland 
Evangelisch-Lutherische Kirche in Oldenburg 
Vereinigte Protestantisch-Evangelisch-Christliche Kirche der Pfalz 
Evangelische Kirche im Rheinland 
Evangelisch-Lutherische Landeskirche von Schaumburg-Lippe 
Evangelisch-Lutherische Landeskirche Schleswig-Holsteins 
Evangelische Kirche von Westfalen 
Evangelische Landeskirche in Württemberg 
b) die von der Evangelischen Kirche von Berlin-Brandenburg entsandten Synodalen, 
die ihren Wohnsitz in Berlin (West) haben; 
c) die berufenen Synodalen, die ihren Wohnsitz im Bereich einer der zu a) genannten 
Gliedkirchen oder in Berlin (West) haben; 
2. in der letztgenannten Versammlung: 
a) die von folgenden Gliedkirchen entsandten Synodalen: 
Evangelische Landeskirche Anhalts 
Evangelische Kirche des Görlitzer Kirchengebietes 
Evangelische Landeskirche Greifswald 
Evangelisch-Lutherische Landeskirche Meclenburgs 
Evangelische Kirche der Kirchenprovinz Sachsen 
Evangelisch-Lutherische Landeskirche Sachsens 
Evangelisch-lutherische Kirche in Thüringen 
b) die von der Evangelischen Kirche von Berlin-Brandenburg entsandten Synodalen 
mit Ausnahme der unter Ziffer 1 b) genannten; 
c) die berufenen Synodalen, soweit sie nicht unter Ziffer 1c) fallen. 


$2 
Für die Stimmberectigung der Synodalen in einer regionalen Tagung der Synode 
($$ 3-8 des Kirchengesetzes vom 4. April 1967) gilt $ 1 entsprechend. 


$3 
(1) Für die Wahl der Mitglieder des Präsidiums der Synode und des Rates im Falle von 
$ 8 Abs. 2 des Kirchengesetzes vom 4. April 1967 gilt folgendes: 
1. Die nach $ 2 in Verbindung mit $ 1 Ziffer 1 zusammengesetzte regionale Tagung 
wählt 
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a) den Präses, 2 stellvertretende Präsides und 2 weitere Mitglieder des Präsidiums 


der Synode, 
b) den Vorsitzenden des Rates und 
c) 8 weitere Mitglieder des Rates. 
2. Die nach $ 2 in Verbindung mit $ 1 Ziffer 2 zusammengesetze regionale Tagung 


wählt 
a) den ersten Stellvertreter des Präses, 2 weitere stellvertretende Präsides und 2 wei- 


tere Mitglieder des Präsidiums der Synode, 
b) den Stellvertreter des Ratsvorsitzenden und 
c) 4 weitere Mitglieder des Rates. 
(2) $ 6 Abs. 2 des Kirchengesetzes vom 4. April 1967 bleibt unberührt. 


g4 

Wird die Kirchenkonferenz nach $ 10 des Kirchengesetzes vom 4. April 1967 zu getrenn- 
ten Versammlungen einberufen, so entsenden ihre Vertreter: 

a) zu der einen Versammlung die in $ 1 Ziffer 1a) genannten Gliedkirchen und die 
Evangelische Kirche der Union, 

b) zu der anderen Versammlung die in $ 1 Ziffer 2a) genannten Gliedkirchen und die 
Evangelische Kirche von Berlin-Brandenburg. 
Berlin, den 3. Mai 1968 Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland 

Unterschrift 


Außerdem regelte der Rat zugleich die „Wahrnehmung der Aufgaben und Befug- 
nisse des Rates der EKD“ neu, und zwar in der Weise, daß diese für den Bereich 
der DDR nur von den in diesem Gebiet ansässigen Ratsmitgliedern wahrgenom- 
men werden, entsprechend auch für die Bundesrepublik; für Beschlüsse des Rates 
mit Wirkung für die gesamte EKD bedarf es übereinstimmender Beschlüsse in 
beiden Bereichen. Mit dieser Neuregelung, die über den entsprechenden Ge- 
schäftsordnungsbeschluß des Rates vom 31. August 1961 hinausgeht, sollte jede 
Vermutung einer Weisungsbefugnis eines Teiles des Rates gegenüber dem ande- 
ren Teil ausgeschlossen werden. 

Mit diesen Maßnahmen versuchte man also den Notwendigkeiten eines enge- 
ren Zusammenschlusses der Kirchen in der DDR durch eine konsequentere Durch- 
führung des Regionalprinzips für die EKD Rechnung zu tragen. Jedoch war es 
offensichtlich für eine konstruktive Lösung der gestellten Aufgabe zu spät, 
kirchliche Gemeinschaft und Selbständigkeit in einer von der EKD eingeleiteten 
verfassungsrechtlichen Neuordnung des Verhältnisses zweier verschiedenartiger 
Kirchengebiete miteinander zu verbinden. Im weiteren Verlauf setzte sich immer 
mehr die entgegengesetzte Auffassung durch, die für eine von der EKD selbst 
rechtlich unabhängige Entwicklung plädierte und an die seit langem bestehende 
besondere „Konferenz der Evangelischen Kirchenleitungen in der DDR“ an- 
knüpfte. Die Konferenz wählte übrigens im Sommer 1968 Landesbischof D. Dr. 
Niklot Beste zu ihrem Vorsitzenden, der damit die Nachfolge von Bischof Krum- 
macher antrat. Einen guten Gesamteinblick in die Vorstellungen, mit denen man 
in leitenden Kreisen der EKD in diese neue Phase der Auseinandersetzungen um 
die Ost-West-Gemeinschaft der EKD hineinging, gibt ein Gespräch der „Evange- 
lischen Kommentare“ mit dem Präsidenten der Kirchenkanzlei Walter Hammer. 


Das Gespräch wurde unmittelbar vor der endgültigen Verabschiedung der neuen 
DDR-Verfassung geführt: 
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POLITISCHE GRENZEN UND KIRCHLICHE GEMEINSCHAFT 


Gespräch mit Walter Hammer, Präsident der Kirchenkanzlei Hannover 
(„Evangelische Kommentare“, 1. ]g., Hefl 4, April 1968, S. 177) 


Evangelische Kommentare: Herr Präsident, seit dem 13. August 1961, der Errichtung 
der Berliner Mauer, ist die organisatorische Einheit der Evangelischen Kirche in Deutsch- 
land ein Problem. Niemand wird das deutlicher vor Augen haben als der Leiter der 
Kirchenkanzlei. Wie stellt sich für Sie in dieser Eigenschaft das Problem? 

Präsident Walter Hammer: Die Einheit der EKD stellt sich auf einer ganzen Reihe von 
Gebieten als Problem. Und das nicht erst seit dem 13. August 1961: von den Fragen 
des Bekenntnisses und der Abendmahlsgemeinschaft bis hin zu der Vielfalt, die ja nicht 
immer ein Reichtum zu sein braucht, die mit den landeskirchlichen Grenzen, mit der Kir- 
chensteuer, mit dem kirchlichen Mitgliedschaftsrecht und mit dem kirchlichen Dienstrecht 
zusammenhängt. Wenn Sie nun den 13. August 1961 nennen, so denken Sie an das 
Problem, daß uns mit der Spaltung Deutschlands aufgegeben ist. Tatsächlich handelt es 
sich hierbei um diejenige Frage, die uns zur Zeit am stärksten beschäftigt und in den 
letzten Jahren immer wieder neu unsere Energie und unsere Phantasie herausgefordert 
hat. Das Problem stellt sich für mich im wesentlichen in drei Formen: Da ging es einmal 
um die praktische Möglichkeit des gemeinsamen oder doch aufeinander abgestimmten 
Handelns, um das physische Zusammenkommen, um den erforderlichen Kontakt. Auf 
diesem Gebiet schwankte die Lage ständig. Man mußte auf alle Eventualitäten vorbe- 
reitet sein. Eindeutig war die Tendenz einer ständigen Erschwerung durch äußere Maß- 
nahmen. Dann aber galt es auch, die Diskussion um die Einheit der EKD, die immer 
schon geführt wurde, vor falschen Inanspruchnahmen zu bewahren. Wir mußten einer- 
seits der Möglichkeit des Mißbrauchs zu ausschließlich politischen Zwecken entgegen- 
treten, vor allem in der Zeit des Kalten Krieges, aber auch danach. Wir konnten anderer- 
seits die Sache der EKD nicht den Schwärmern überlassen, die meinten, wir brauchten nur 
die Teilung zu vollziehen, und schon werde in beiden Teilen das sogenannte „eigentliche“ 
kirchliche Leben neu und reicher blühen ... 

Kommentare: ... Gibt es nicht aber auch eine Schwärmerei in dem Sinne, daß die be- 
stehenden Schwierigkeiten und ihre Auswirkungen unterschätzt werden und daß allzu 
enthusiastisch von der Einheit der EKD geredet wird? 

Hammer: Ja, das ist unter anderem eine Temperamentsfrage. Wir haben ganz sicher 
beide Extreme. Andererseits glaube ich, daß es nur relativ wenige gibt, die voll über- 
sehen, was auf diesem Gebiet alles geschehen konnte und geschehen ist. Wir sind in einer 
viel größeren, viel stärkeren Weise gemeinsam auf dem Weg gewesen, als man man- 
chem, der das von außen betrachtet, bewußt ist. Aber es ist noch ein dritter, menschlich 
sehr verständlicher Faktor dabei im Spiel, nämlich, daß dieser oder jener in Ost oder 
West es mit der Zeit einfach schlicht müde wurde, sich ständig nach der Relevanz seines 
eigenen Handelns für die Kirche im anderen Teil fragen zu müssen. Dort, wo lange Zeit 
nicht die Möglichkeit eines persönlichen Kontaktes gegeben ist, vollzieht sich leicht eine 
Bewußtseinsverschiebung, in deren Gefolge dann eine solche Müdigkeit eintritt. 

Kommentare: Sie sprachen davon, daß es anstrengend und schwierig gewesen ist, zu 
gemeinsamen Beschlüssen zu kommen oder die Beschlüsse, die hier und dort gefaßt wer- 
den mußten, aufeinander abzustimmen. Wie sind Sie mit diesen Schwierigkeiten fertig 
geworden? 

Hammer: Indem wir miteinander gesprochen haben, soweit es irgend möglich war. 
Wir haben, soweit wir es konnten, miteinander persönlichen Kontakt gesucht und auch 
gefunden. Mit einiger Mühe und einigem Geschick sind dann gemeinsame Beschlüsse und 
gemeinsames Handeln zustande gekommen. 

Kommentare: Ursache der Schwierigkeiten waren Maßnahmen der Regierung der 


221 


DDR: die Mauer wurde gebaut, Aus- und Einreisegenehmigungen wurden verweigert 
und anderes mehr. Kann man aber nicht - wenn man die Dinge vorurteilsfrei zu be- 
trachten versucht — auch davon sprechen, daß die EKD mit ihrer die Grenzen übergrei- 
fenden kirchlichen Gemeinschaft der evangelischen Christen in Deutschland für die Re- 
gierung der DDR ein Problem gebildet hat? Gab es nicht auch auf seiten der EKD Tat- 
sachen, die der Regierung der DDR schwer zu schaffen machen müssen? 

Hammer: So etwas kann man vorurteilsfrei natürlich kaum betrachten. Dieser ganze 
Komplex ist ja deshalb so schwierig, weil er im Spannungsfeld unterschiedlicher ideolo- 
gischer Zielvorstellungen liegt. Für einen atheistishen Kommunisten ist es ein legitimer 
Standpunkt, wie ich meine, daß die christliche Kirche abzusterben hat. Wir erlauben uns, 
da anderer Meinung zu sein und handeln nach unserer Meinung. So konnte es und kann 
es gar nicht ausbleiben, daß auf seiten der EKD Tatsachen geschaffen wurden und Tat- 
sachen geschaffen werden, die nicht in das Konzept der Regierung der DDR passen. Das 
gilt aber für jede kirchliche Arbeit und nicht nur für die EKD. Falls Sie in diesem Zu- 
sammenhang an den Militärseelsorgevertrag denken sollten, so muß gesagt werden, daß 
wir bereit waren und wohl auch noch bereit sein würden, einen entsprechenden Vertrag 
mit der DDR abzuschließen. Versetze ich mich in die Lage eines atheistischen Regierungs- 
mitgliedes der DDR, so verstehe ich natürlich, daß ein solches Angebot zurückgewiesen 
wird - das wäre ja gegen die ideologische Konzeption. Aber darf uns das hindern, in der 
Bundesrepublik auch diese Möglichkeit der Seelsorge wahrzunehmen? Als noch die Pa- 
role galt, Deutsche an einen Tisch, hat man die EKD und deren Einheit in der DDR gar 
nicht so ungern gesehen. Diese politischen Gegebenheiten haben sich gewandelt. Wir ha- 
ben unsere Haltung im Gegensatz dazu nicht geändert und sind nun unbequem. Ich 
glaube, daß jede Kirche, die ihren Auftrag ernst nimmt, es notwendigerweise ihrem 
Staat schwermachen muß, mit ihr fertig zu werden. 

Kommentare: Evangelische Christen, Pastoren und Kirchenmänner wurden von der 
Propaganda der DDR häufig als „ideologische Grenzgänger“ bezeichnet. Wird nicht mit 
diesem Schlagwort der Hauptanstoß angedeutet, daß man nämlich auf seiten der Re- 
gierung der DDR eine ständige Infiltrierung mit „westlichem“ Gedankengut über die 
Verbindungskanäle der EKD befürchtet? 

Hammer: Das mag auch eine Rolle spielen. Ich meine aber, daß etwas anderes noch 
stärker ins Gewicht fällt. Die DDR hat in den letzten Jahren starke Anstrengungen 
unternommen, das Staatsbewußtsein innerhalb ihrer Bevölkerung zu festigen. Alles, 
was dieser Stärkung hinderlich sein konnte, mußte für sie ärgerlich sein. Dazu gehören 
natürlich gesamtdeutsche Kontakte jeglicher Art, auch kirchliche. 

Kommentare: Ist auch von der Regierung der Bundesrepublik die enge Bindung der 
evangelischen Kirche in der Bundesrepublik an die in der DDR mit allen Folgeerschei- 
nungen gelegentlich mit Mißtrauen bedacht worden? 

Hammer: Von einem Mißtrauen der Regierung der Bundesrepublik ist mir eigentlich 
nichts bekannt geworden. Hier haben wir ja auch ständig gute institutionelle Kontakte, 
durch die alle möglichen mißverständlichen Vorgänge schnell aufgeklärt werden können. 
Im Gegenteil, in wichtigen Dingen haben wir großes Verständnis gefunden. Anders mag 
es in einzelnen Dienststellen aussehen. Aber ernsthafte Schwierigkeiten sind mir nicht 
bekannt. Und wenn wir schon einen Bundesverfassungsschutz haben, so meine ich, ist es 
seine Pflicht, allem nachzugehen, was in seinen Bereich fällt. Da braucht die Kirche keine 
Ausnahme für sich zu beanspruchen. Ich habe gar nichts dagegen, wenn: wir von den 
entsprechenden Organen auf beiden Seiten beäugt werden. Wir können das, was wir tun, 
jederzeit vorzeigen und verantworten. 

Kommentare: Im Augenblick wird in der DDR der Entwurf für eine neue Verfas- 
sung diskutiert. Es sieht so aus, als sollte eine neue Verfassung auch dazu dienen, die 
Kirchen in der DDR endgültig von der EKD zu lösen. Entsprechende Äußerungen von 
Walter Ulbricht, dem Staatsratsvorsitzenden, und dem Vorsitzenden der Ost-CDU, 
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Gerald Götting, liegen vor. Wie schätzen Sie den Vorgang, der sich jetzt in der DDR ab- 
spielt, und die Äußerungen, die in diesem Zusammenhang gefallen sind, ein? 

Hammer: Ich meine, daß diese Äußerungen nicht als Propaganda abgetan werden 
können, sondern sehr ernst zu nehmen sind. Es ist ganz deutlich, daß die DDR mit ihrer 
neuen Verfassung nun in aller Form den Übergang zu einem sozialistischen Staat voll- 
zieht. Es gibt beruhigende Äußerungen hoher Regierungsvertreter der DDR, wonach 
das Verhältnis zwischen der DDR und den Kirchen in ihrem Gebiet praktisch keine 
Änderungen gegenüber dem jetzigen Zustand erfahren soll. Das mag für einen kürzeren 
oder längeren Zeitraum durchaus zutreffend sin. Eindeutig und entschieden sind dagegen 
die Verlautbarungen staatlicherseits zur künftigen Zusammenarbeit über die Grenzen der 
DDR hinweg. Darin wird ein gewisses Maß von Entschlossenheit deutlich, diese Gemein- 
samkeit nicht in dem bisherigen Umfang zu dulden. Davon wären dann außer den inner- 
deutschen Zusammenschlüssen auch die konfessionellen Weltbünde, der Lutherische und 
ee Weltbund, und vielleicht auch der Okumenische Rat der Kirchen be- 
troffen ... 

Kommentare: ... Auf der anderen Seite hat aber doch Walter Ulbricht dem Sinne nach 
gesagt, daß die ökumenischen Beziehungen der Kirchen in der DDR nicht betroffen 
seien ... 

Hammer: ... Er hat den entsprechenden Äußerungen leitender kirchlicher Männer 
nicht widersprochen und in der Richtung auch Äußerungen getan, aber das Wort Oku- 
mene hat ja leider noch keine eindeutige Begriffsbestimmung gefunden. Hierunter kann 
man, gerade, wenn es aus staatlichem Munde gebraucht wird, alles und nichts verstehen. 
Im Augenblick befinden wir uns, wenn ich recht sehe, drüben noch in einer Phase, in der 
den Kirchen in der DDR suggeriert wird, sie sollten sich als gute Staatsbürger aus den 
grenzüberschreitenden Kontakten selbst lösen. Eine noch im November 1966 erlassene 
Verordnung, in der zum Beispiel die Mitgliedschaft von Bürgern der DDR in Vereini- 
gungen verboten wird, die ihren Sitz außerhalb der DDR haben, und in der diese Mit- 
gliedschaft und die Zusammenarbeit unter Strafe gestellt werden, nimmt bemerkens- 
werterweise noch den gesamten Bereich der kirchlichen Arbeit expressis verbis von die- 
ser Regelung aus. 

Kommentare: Inzwischen haben auch Kirchenführer in der DDR zur neuen Verfas- 
sung und zu den Äußerungen des Staatsratsvorsitzenden Stellung genommen. Ich denke 
zum Beispiel an eine Äußerung von Generalsuperintendent Schönherr in Frankfurt 
(Oder), an eine Veröffentlichung von Bischof Krummacher im Evangelischen Nach- 
richtendienst Ost und auch an Äußerungen des thüringischen Landesbischofs Mitzen- 
heim. Wie beurteilen Sie diese Äußerungen? 

Hammer: Innerhalb der östlichen Kirchenleitung gibt es verständlicherweise noch 
keine völlig einheitliche Beurteilung der Lage in allen Einzelheiten. Will man aber die 
Außerungen, die Sie eben genannt haben, zutreffend würdigen, so bedarf es dazu eini- 
ger Voraussetzungen. Einmal muß man den genauen und vollständigen Wortlaut vor 
sich haben, und dann kann man dergleichen nicht am Frühstückstisch lesen, wie das letzte 
Herzeleid von Soraya oder die tragischen Verwicklungen um einen Elfmeterball in der 
Regionalliga. Bei den Außerungen, um die es hier geht, ist jedes Wort überlegt, das ge- 
schrieben und das nicht geschrieben wurde. Außerdem steht vieles zwischen den Zeilen. 
Die von Ihnen genannten Äußerungen richten sich ferner entweder an die Regierung 
der DDR oder an die Gemeindeglieder in der DDR. Dort versteht man derartiges richtig 
zu lesen. Und schließlich ist folgendes zu bedenken, es wäre schon eine schwerwiegende 
und höchst verantwortungsvolle Entscheidung, wollte man kirchlicherseits dem Staat 
gegenüber die Tür zuschlagen und damit praktisch den Kampf ansagen. Das aber ge- 
schähe, wenn man sich jetzt angesichts des Entwurfes einer neuen Verfassung in flam- 
menden Protesten erschöpfte, ohne vorher ausgelotet zu haben, welcher Spielraum viel- 
leicht doch gegeben ist. Geht man mit dieser Vorkenntnis an die Beurteilung der genann- 
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ten Äußerungen heran, so ergibt sich meines Erachtens etwa folgendes Bild: Angesichts 
der Tatsache, daß in der neuen Verfassung fast alle verfassungsrechtlichen Garantien 
für die kirchliche Arbeit als solche nicht mehr genannt sind, werden nun alle einschlägi- 
gen Bestimmungen und der mehrfach im Text auch genannte Geist der Verfassung darauf 
gewissermaßen abgeklopft, was sie für die künftige Sicherung des Dienstes der Kirche be- 
deuten könnten. Bei wohlwollender Auslegung kommt dabei eine ganze Menge zusam- 
men. Tatsächlich hat es hier und dort auch schon amtliche Außerungen gegeben, die Ein- 
zelheiten dieser Auslegung als zutreffend bezeichnet haben. Darauf wird man sich be- 
rufen können. Daneben muß man auf den Brief der sieben Kirchenleitungsvorsitzenden 
an Walter Ulbricht verweisen, in dem einerseits klar gesagt wird, daß die Kirche auch im 
sozialistischen Staat Kirche bleiben will, und in dem andererseits um eine wesentliche 
Erweiterung des Wortlautes des Artikels 38 Absatz 2 gebeten wird. In diesem formu- 
lierten Gegenvorschlag ist alles enthalten, was unsere östlichen Gliedkirchen weiterhin 
unter verfassungsrechtliche Garantie gestellt schen möchten. Was aber die Einheit der 
EKD anbetrifft, so muß man einmal feststellen, daß die genannten Herren ausdrücklich 
und direkt dazu nicht Stellung genommen haben, weder negativ noch positiv. Man muß 
in diesem Zusammenhang bedenken, wie stark es die DDR belastet hat, daß im Früh- 
jahr 1967 die Synode der EKD in Fürstenwalde und Spandau mit einer gemeinsamen 
Ratswahl, einem gemeinsamen Gesetzgebungsakt und mit der sogenannten Fürstenwal- 
der Erklärung gegen den erklärten Willen der DDR stattgefunden hat. Nicht allein 
Bischof Krummacher hat das deutlich zu spüren bekommen. Der staatliche Druck hat 
sich seitdem an mehreren Stellen verstärkt. Was die DDR in dieser Situation im Grunde 
verlangt, ist die klare Absage an die Fürstenwalder Erklärung. Wenn das in den Auße- 
rungen nicht geschieht, so bedeutet das schon etwas und ist eine sicher beim Adressaten 
wohlverstandene Stellungnahme. 

Kommentare: Nun hat aber doch Bischof Mitzenheim ziemlich deutlich erklärt, daß 
die staatlichen Grenzen auch Grenzen für die Organisationsmöglichkeiten der Kirche sein 
sollen. Ist das nicht eine unmittelbare Bezugnahme auf die Einheit der EKD? 

Hammer: Man muß auch hier genau auf den Wortlaut achten. Es ist richtig: Mitzen- 
heim sprach in Weimar von den Grenzen für kirchliche Organisationsmöglichkeiten. In 
seiner Erwiderung hat Walter Ulbricht diesen Satz aufgegriffen, charakteristischerweise 
aber so, daß er von den Grenzen für die kirchliche Organisation gesprochen hat. Dieser 
feine Unterschied ist unter den Bedingungen, wie wir sie in der DDR vorfinden, nicht 
unwesentlich. Während Mitzenhein extrem pragmatisch die in einer bestimmten Situa- 
tion tatsächlich gegebenen Möglichkeiten anvisiert, ohne sich grundsätzlich zu äußern, 
postuliert Ulbricht das Prinzip der Identität von Staats- und Kirchengrenzen. Nur 
scheinbar und auf den ersten Blick liegt hier Übereinstimmung vor, der Unterschied aber 
ist in Wirklichkeit beachtlich und, wie ich sicher annehme, auch so gemeint. Dies alles mag 
uns im Westen sophistisch und haarspalterisch vorkommen, will man jedoch zu einer ge- 
rechten Beurteilung dieser Außerungen und ihrer Verfasser kommen, muß man so dif- 
ferenziert vorgehen. 

Kommentare: Auf jeden Fall signalisieren auch die Außerungen der Kirchenführer 
in der DDR den Ernst der Lage. Wäre es nun nicht gut, wenn die Organe der EKD, also 
der Rat, die Synode, die Kanzlei, einem etwaigen gewaltsamen Eingriff von außen mit 
eigenen konstruktiven Lösungen zuvorkämen? Gibt es nicht längst auch legitime kirch- 
liche Gründe dafür, daß man die Form der organisatorischen Zusammenarbeit anders 
gestaltet als bisher? Die Betheler Gesetze waren in dieser Richtung ein erster Schritt, 
wahrscheinlich, so wird man rückblickend sagen müssen, ein nicht sehr glücklicher. 1967 
in Fürstenwalde und in Spandau wurden die Betheler Gesetze revidiert. Ist nicht, was 
man in Spandau und in Fürstenwalde getan hat, angesichts der Situation, in der sich die 
Kirchen in der DDR befinden, noch ungenügend? 

Hammer: Das Gesetz vom April 1967 Spandau/Fürstenwalde läßt einen weiten Spiel- 
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raum für eine flexible Handhabung. Natürlich sind weitergehende Lösungen denkbar, 
und es gibt auch in der Kirchenkanzlei glücklicherweise eine ganze Reihe von Menschen, 
die denken. Fraglich ist, ob sich in einer solchen Situation bestimmte Rechtsordnungen 
sehr weit in die Zukunft hinein bewegen und fernliegenden etwaigen Gegebenheiten 
schon entsprechen sollten. Oft ist es nicht sehr weise, gleich alles bis zur letzten Konse- 
quenz zu ordnen. Auf jeden Fall handelt es sich hier im einzelnen um Überlegungen, 
die ihrer Natur nach nicht vorzeitig offen auf dem Markt gehandelt werden können. Das 
wäre sicher nicht klug. 

Kommentare: Auf die Gefahr hin, in der Fragestellung als nicht klug angesehen zu 
werden: Könnte man sich nicht etwa vorstellen, daß es in Zukunft sozusagen eine „Zwil- 
lingskirche“ geben wird, also zwei regionale kirchliche Zusammenschlüsse mit je eigener 
regionaler Synode und auch eigener regionaler Kirchenleitung, aber zusammengehalten 
durch die Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland mit dem ganzen Ge- 
wicht, das sie enthält? 

Hammer: Zunächst einmal muß ich bekennen, daß ich gegen das Schlagwort von der 
Zwillingskirche etwas habe. Bisher haben wir uns als Brüder und Schwestern angeredet 
und das als ausreichend empfunden. Es gibt einfache, es gibt eineiige und es gibt siamesi- 
sche Zwillinge, und man weiß nicht recht, welchem Bild man hier folgen soll. Sicher wird 
man offen sein müssen für weitergehende Lösungen, und zweifellos ist auch das, was Sie 
eben anvisiert haben, eine dieser Möglichkeiten. Wir müssen Lösungen finden, die ganz 
zweifelsfrei erkennen lassen, daß keine ungeistliche gegenseitige Bindung von irgend- 
einer Seite in Anspruch genommen werden kann. Das ist ja eines der Hauptbeschwer- 
nisse auch der Regierung der DDR, daß sie immer meint, von Weisungsgebundenheiten 
der Kirchen in der DDR gegenüber denen in der Bundesrepublik sprechen zu sollen. 
Praktisch ist es heute und schon längst so: Wir sind im Umgang miteinander völlig frei, 
und das Gerede von der Weisungsgebundenheit ist, man muß das einmal deutlich sagen, 
ein zweckbestimmt aufgebautes Gespenst, und jeder Kundige weiß, daß es nicht existiert. 
Man kann aber immerhin die hier anvisierten Dinge in neuen Ordnungen noch deutlicher 
zum Ausdruck bringen. Allerdings sollte man die gegenseitige Rücksichtnahme auf 
mögliche Auswirkungen des eigenen Handelns im anderen Bereich nicht rechtlich zu 
regeln versuchen. Diese Rücksichtnahme geschieht aus geistlicher Verantwortung, oder 
sie geschieht nicht. Wenn das als Bindung bezeichnet wird, so besteht sie und wird be- 
stehenbleiben. Bisher hat sich nach meiner Beobachtung übrigens dabei der westliche Teil 
in stärkerer Weise zurückhalten müssen als der östliche. Wie das nun alles seinen recht- 
lichen Niederschlag finden wird, kann man zur Zeit abschließend wirklich noch nicht 
beurteilen. 

Kommentare: Vor 14 Tagen ist die Studie der Kammer für öffentliche Verantwortung 
über die Friedensaufgaben der Deutschen herausgekommen. An dieser Studie haben 
Mitglieder der Kammer aus den westlichen und aus den östlichen Gliedkirchen und auch 
Berater von beiden Seiten mitgearbeitet. Man kann in dieser Studie sozusagen einen 
neuesten „Beweis des Geistes und der Kraft“ der Ost/West-Gemeinschaft der EKD sehen. 
Sind Sie der Meinung, daß eine solche Zusammenarbeit gerade auch in heiklen politi- 
schen Fragen mit einem ähnlich guten Ergebnis, wie es die Studie darstellt, auch in Zu- 
kunft möglich sein wird? 

Hammer: Ob es künftig möglich sein wird, vermag ich natürlich nicht zu sagen, da ich 
hier nicht als Prophet agieren kann. Eines ist sicher, daß, wenn die Möglichkeiten dafür 
bestehen, wir ein Außerstes versuchen werden, diese Möglichkeiten auch zu nutzen. Wir 
haben ohnehin soviel gemeinsam, angefangen von unserer Geschichte über den Kirchen- 
kampf zu den gemeinsamen Gottesdienstordnungen, dem gemeinsamen Gesangbuch und 
vielem mehr. Hinzu kommen die gemeinsamen Arbeiten in Ausschüssen, Kammern und 
Kommissionen, die natürlich nicht immer so an die Öffentlichkeit treten, wie das vielleicht 
gut wäre, um es umfassend beurteilen zu können. Freilich hat die Gemeinsamkeit ihre 
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Grenzen dort, wo die Kirche in der Art ihres Dienstes auf die Situation Rücksicht neh- 
men muß, in der sich ihre Gemeindeglieder befinden. Als Beispiel denke man u. a. an 
die unterschiedlichen Möglichkeiten, die der Kirche in Presse, Rundfunk und Fernsehen 
geboten werden. Ähnliches gilt für andere Gebiete. Es ist eben ein Unterschied, ob das 
Evangelium in einer sozialistischen und weitgehend propagandistisch-atheistischen Um- 
welt oder unter den Bedingungen verkündigt werden soll, wie sie zur Zeit in der Bundes- 
republik herrschen. Aber abgesehen von diesen Differenzierungen, die in der Sache be- 
gründet sind, besteht nach meinen Beobachtungen ein starker Wille zur Gemeinsamkeit 
auf beiden Seiten. Er findet auch immer wieder, und hier darf ich vielleicht einmal etwas 
pathetisch werden, weil ich es nicht anders ausdrücken kann, bewegenden Ausdruck. 


Der in diesem Gespräch auftauchende Begriff einer „Zwillingskirche“ hat in der 
weiteren öffentlichen und internen Auseinandersetzung noch eine Rolle gespielt. 
Er war schon auf der Synodaltagung 1967 aufgetaucht, um für das von manchen 
vertretene Konzept einer konsequent durchgeführten regionalen Gliederung der 
EKD in einwandfrei paritätische Kirchengebiete in Ost und West ein anschau- 
liches Bild zu geben. Dieses Konzept wurde von den „Evangelischen Kommen- 
taren“ im gleichen Heft wie das Gespräch mit Präsident Hammer am Schluß 
eines ausführlichen Redaktionsartikels entfaltet („Das Tabu der Einheit — Er- 
wägungen zur Ost-West-Gemeinschaft in der EKD“, a.a.O. S. 180). Dieser 
Schlußteil des Artikels lautet (S. 186): 


VII. Eine neue Lösung - die „Zwillingskirche“? 


Geschichtstreue und Zukunftsverpflichtung werfen keine zwingenden Argumente dafür 
ab, daß etwas geändert werden muß. Aber diese beiden Aspekte sind, für sich genom- 
men, reichlich abstrakt. Wollte die Kirche diese Aspekte leitend sein lassen, so stände sie 
allenfalls bei einer mehr oder weniger christlichen Geschichtskonzeption. Ihr gegenüber 
ist das Evangelium Anwalt der Dimension der Gegenwart. Und im Sinne Jesu und 
seiner Botschaft ist diese Dimension der Gegenwart durch die Gabe und das Gebot der 
Liebe gefüllt. Was heißt das für unsere Frage konkret? 

1. In Sachen der Ost-West-Einheit der EKD sind falsche Alternativen zu vermeiden. 
Eine falsche Alternative in dieser Sache ist es, wenn für die Gemeinschaft zwischen den 
östlichen und den westlichen Landeskirchen als notwendige Gestalt einerseits die Ein- 
heitskirche, andererseits bloße ökumenische Beziehungen gefordert werden. In der einen 
wie in der anderen Richtung wird ohne Liebe gedacht. In beiden Fällen gibt man so oder 
so praktisch den Bruder der Isolierung anheim (NB: „Bruder“ ist nicht ein abstrakt dog- 
matischer Begriff, sondern geschichtliche Person!). Die „Einheitskirche“ isoliert die Chri- 
sten in der DDR von ihren Nächsten in der DDR, denen sie brüderlich verbunden sein 
sollen; die bloße ökumenische Gemeinschaft isoliert sie gegenüber ihren „nächsten Brü- 
dern“ in der Bundesrepublik. 

2. Die Liebe will den Bruder unabhängig und selbständig. Die Liebe bevormundet 
nicht — auch nicht unter dem Deckmantel der Fürsorge. Die bisherige organisatorische 
Gestalt der Ost-West-Einheit der EKD gibt den Kirchen, Gemeinden und Christen in 
der DDR nicht dasjenige Maß an Unabhängigkeit und Selbständigkeit, das sie unter den 
gegenwärtigen Bedingungen brauchen, um ihrem Auftrag für Zeugnis und Dienst in 
ihrer Umgebung voll gerecht zu werden. Keineswegs nur für Staatsfunktionäre ist die 
Kirche in der DDR von einer Atmosphäre umgeben, die sich für ihren Auftrag un- 
günstig auswirkt. Wer meint, diese Sicht der Dinge nicht übernehmen zu können, muß 
sich prüfen, ob er nicht durch liebgewordene Vorstellungen und durch wertvolle Er- 
fahrungen, die aber von gestern sind, für die heutigen Verhältnisse blind geworden ist. 
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Möglicherweise gilt dies - wenn auch nicht mit gleichem Gewicht - auch für die Kirche, 
Gemeinden und Christen in der Bundesrepublik. 

Praktisch bedeutet dies, daß aus Gründen der Geschichte und der Zukunft an der 
Evangelischen Kirche in Deutschland und ihrer Grundordnung, die einen ökumenischen 
Fortschritt darstellt, festgehalten werden sollte. In ihrem Rahmen jedoch sollte es nicht 
nur eine regionale Synode, sondern auch eine von dieser zu wählende regionale Kirchen- 
leitung geben, die für die Gliedkirchen der EKD in der DDR selbständig sprechen, ent- 
scheiden und handeln kann. Eine solche von der Regionalsynode zu bildende Kirchen- 
leitung, ein Rat der EKD in der DDR, der auch einen entsprechend bevollmächtigten 
Vorsitzenden hat, würde die jetzige „Konferenz der Kirchenleitungen in der DDR“ mög- 
licherweise ersetzen können. Nur mit einer solchen Lösung läßt sich auch vermeiden, daß 
die Gemeinschaft der Kirchen in der DDR unter dem Druck von außen schließlich aus- 
einanderfällt und jede Landeskirche für sich der in der DDR verfaßten sozialistischen 
Gesellschaft gegenübersteht - was einem verhängnisvollen Rückfall in einen kirchlichen 
Provinzialismus und einer Sterilisierung des Offentlichkeitsauftrages der Kirche gleich- 
kommen würde. 

Bei einer solchen Lösung müßte allerdings gleichzeitig bedacht werden, daß Quer- 
verbindungen zwischen den beiden „EKD-Zwillingen“ nicht nur bestehen bleiben, son- 
dern sich auch in Zukunft so wirkungsvoll wie möglich entfalten können — zwischen den 
regionalen Räten, den regionalen Synoden, den Ausschüssen, den Kammern, den Kanz- 
leien, kurz allen in der Grundordnung vorgesehenen Organen. Es sollte schon dabei 
bleiben, daß man so viel wie möglich gemeinsam verhandelt und auch gleichlautend 
beschließt. 

Kann eine solche „Zwillingskirche“ noch einen gemeinsamen Namen haben? Die 
Studentengemeinden haben bei ihrem in der Sache berechtigten, aber nach Methode und 
Form unglücklichen Vorpreschen auf dem Wege von institutioneller Integration zu part- 
nerschaftlicher Kooperation den Namen „Evangelische Studentengemeinde in Deutsch- 
land“ aufgegeben. Wahrscheinlich kommt auch die EKD nicht darum herum, in einem 
ersten Paragraphen eines neuen Kirchengesetzes festzustellen: Die Evangelische Kirche 
in Deutschland gliedert sich bis auf weiteres in eine Evangelische Kirche in der Bundes- 
republik Deutschland und eine Evangelische Kirche in der Deutschen Demokratischen 
Republik. Zwillinge haben den Familiennamen, aber nicht den Vornamen gemeinsam. 
Der letztere bezeichnet ihre Eigenständigkeit, der erstere: wir sind von einem Stamm. 
Hauptsache, daß das Stammbuc (in diesem Falle die Grundordnung) beide Namen 
richtig enthält. 

Es liegt auf der Hand, daß eine solche Lösung nicht ohne Risiken ist. Niemand kann 
voraussagen, ob damit nicht ein Weg beschritten wird, der von der Lockerung schließlich 
zur Loslösung führt. Dagegen ist man jedoch auch unter den gegenwärtig geltenden 
Regelungen nicht geschützt - ganz im Gegenteil. Andererseits könnten durch eine insti- 
tutionell gelockerte „Einheit“ spontane Impulse und Kräfte, die nach Austausch und 
Gemeinsamkeit verlangen, gerade neu hervorgelockt und gestärkt werden. Unverlierbar 
ist ins Bewußtsein aller, die in beiden Teilen der Evangelischen Kirche in Deutschland 
Verantwortung tragen, eingegangen, daß sie für Verständigung, Versöhnung und Über- 
windung im Bereich des Ost-West-Gegensatzes einen besonderen Auftrag haben. Für die 
beiden „Zwillingskirchen“ je in ihrem Bereich aber könnte aus einer neuen Ordnung 
ihrer Ost-West-Gemeinschaft der Anstoß ergehen, die konfessionelle Komponente der 
Einheitsfrage in der evangelischen Christenheit in Deutschland neu zu bedenken. Luthe- 
raner, Reformierte und Unierte in beiden Bereichen könnten noch weniger als bisher der 
Frage ausweichen, ob die tatsächlich zwischen ihnen bestehende Gemeinschaft schon den 
angemessenen institutionellen Ausdruck gefunden hat. 

„Furcht ist nicht in der Liebe.“ Die Furcht sollte auch bei einer Neufassung des Ver- 
hältnisses der beiden getrennten Teile der EKD nicht Ratgeber sein. Vermutlich war dies 
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bisher bei den zögernden und schrittweisen organisatorischen Änderungen allzusehr der 
Fall. „Die Liebe glaubt alles.“ Sie glaubt auch, daß eine Zwillingskirche in dem andeu- 
tungsweise vorgeschlagenen Sinne gemeinsames Zeugnis und gemeinsames Handeln her- 
vorbringen kann. Ginge es bei der anvisierten Lockerung ohne Loslösung um die Alter- 
native zwischen Glauben und Unglauben, zwischen Wahrheit und Preisgabe der Wahr- 
heit, könnte davon nicht die Rede sein. Aber so stehen die Dinge eben nicht. Was zur 
Debatte steht, ist vielmehr, wie „die bestehende Gemeinschaft der deutschen evangelischen 
Christenheit“, wie es in Artikel 1 der Grundordnung der EKD heißt, angesichts der 
„bestehenden Grenzen“, die vorerst niemand aus der Welt schafft, in die Zukunft hinein 
wirksam werden kann. Längst vor den neuesten Vorgängen und Äußerungen in der 
DDR haben sich in Ost und West viele darüber ihre Gedanken gemacht. Was an dieser 
Stelle dazu geschrieben worden ist, erhebt keinen Anspruch auf Originalität. Hinter 
verschlossenen Türen ist das und anderes mehr vermutlich schon erwogen worden. Ori- 
ginell zu sein, ist in diesem Zusammenhang kein christliches Gebot, wohl aber, öffentlich 
auszusprechen, was an der Zeit ist. In diesem Falle: höchste Zeit. 


Diese Veröffentlichung in einem westdeutschen Blatt gab einer öffentlichen Pro- 
paganda in der DDR gegen allzu EKD-nahe Lösungen den erwünschten Vor- 
wand. Vielen kirchlichen Persönlichkeiten galten Begriff und Sache einer „Zwil- 
lingskirche“ als für die DDR nicht mehr verwendbar. Es blieb die vage Parole 
„so viel in der EKD verfaßte kirchliche Gemeinschaft wie möglich — so viel kirch- 
liche und rechtliche Selbständigkeit und Unabhängigkeit wie notwendig“ mit 
allen Vor- und Nachteilen einer derartigen Generalklausel. Wie sich diese Unab- 
hängigkeit einer neuen Gemeinschaft von Landeskirchen in der DDR zu der alten 
Gemeinschaft der EKD aber denn tatsächlich verhalten sollte, diese Frage blieb 
lange Zeit unbeantwortet. 

Auf der Ebene der Konferenz der Evangelischen Kirchenleitungen in der 
DDR kommt es im Zusammenwirken mit den Mitgliedern des Rates der EKD in 
der DDR am 5. Juni zur Bildung von zwei Kommissionen, über die folgende 
Verlautbarung herausgegeben wird: 


Die Kirchenleitungen der evangelischen Landeskirchen in der DDR haben durch über- 
einstimmende Beschlüsse mit Wirkung vom 5. 6. 1968 zwei Kommissionen berufen. 

Die Strukturkommission, zu der jede Landeskirche einen Vertreter entsandt hat, soll 
die seit langem anstehende Frage prüfen, wie die unter den Kirchen der DDR bestehen- 
de Arbeits- und Zeugnisgemeinschaft intensiviert werden kann. Die Kommission soll bis 
zum Herbst Vorschläge für einen engeren Zusammenschluß der evangelischen Landes- 
kirchen in der DDR erarbeiten, zu denen die Landeskirchen beschlußmäßig Stellung zu 
nehmen haben. 

Die Verhandlungskommission hat den Auftrag zu prüfen, welche Gebiete der kirch- 
lichen Arbeit Gegenstand von Vereinbarungen gem. Art. 39,2 der neuen Verfassung 
der DDR sein könnten. Sie soll gegebenenfalls auch für die Vorbereitung solcher Verein- 
barungen zur Verfügung stehen. 

Ihr gehören an: Generalsuperintendent D. Dr. Schönherr, Berlin (federführend); Bi- 
schof D. Jänicke, Magdeburg; Präsident Dr. Johannes, Dresden; Oberkirchenrat Braeck- 
lein, Eisenach. Die Genannten sind zugleich Mitglieder der Strukturkommission. 


Während die Verhandlungskommission bisher keine große Bedeutung erlangt 
hat, führte die Strukturkommission unter dem Vorsitz von Generalsuperinten- 
dent Schönherr ihre Arbeit sehr zügig durch. Sie konnte sich bereits am 3. Sep- 


. 


228 


- Jehre. 


tember auf eine Ordnung für einen „Bund der Evangelischen Kirchen in der 
Deutschen Demokratischen Republik“ einigen, die den acht Kirchenleitungen in 
der DDR zur Stellungnahme bis zum 15. November zugeleitet wurde. Inzwi- 
schen traten die Mitglieder der Synode der EKD in der DDR zu einer Infor- 
mationstagung vom 2. bis 4. Oktober in Halle zusammen, um auch ihrerseits 
zu dem vorgelegten Ordnungsentwurf und vor allem zum Verhältnis des ge- 
planten Bundes zur EKD Stellung zu nehmen. Außer einer Reihe von Anderungs- 
vorschlägen in Detailfragen sprechen die Synodalen der EKD in der DDR fol- 
gende Empfehlung aus: 


Die Informationstagung empfiehlt dem Rat der EKD, an der Ordnung eines Bundes, 
wie sie vorgelegt wurde, weiterarbeiten zu lassen und zu prüfen, wie der Prozeß der 
Bildung eines solchen Bundes eingeleitet werden kann, ohne daß darüber die Gemein- 
schaft der EKD aufgegeben wird. 


Der von der Strukturkommission vorgelegte Ordnungsentwurf hat folgenden 
Wortlaut: 


ENTWURF VOM 3. SEPTEMBER 1968 


Ordnung des Bundes der Evangelischen Kirchen in der 
Deutschen Demokratischen Republik 


Die Evangelischen Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik schließen sich 
zum Bund der Evangelischen Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik zu- 
sammen. 

Es sind dies die Evangelische Landeskirche Anhalts, die Evangelische Kirche in Ber- 
lin-Brandenburg, die Evangelische Kirche des Görlitzer Kirchengebietes, die Evange- 
lische Landeskirche Greifswald, die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Mecklenburgs, 
die Evangelische Kirche der Kirchenprovinz Sachsen, die Evangelisch-Lutherische Lan- 
deskirche Sachsens, die Evangelisch-Lutherische Kirche in Thüringen. 

In Wahrnehmung der ihnen gegebenen Freiheit zum Zusammenscluß geben die 
Evangelischen Kirchen in der DDR ohne Aufgabe ihres rechtlichen Bestandes dem 
Bund folgende von ihren Synoden beschlossene Ordnung: 


Grundbestimmungen 


Artikel 1 


(1) Ziel des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR ist, die diesen Kirchen 
vorgegebene Gemeinschaft und ihre in der Konferenz der Evangelischen Kirchenleitun- 
gen in der DDR geübte Kooperation zu vertiefen. 

(2) Der Bund strebt unbeschadet der bekenntnisbedingten und rechtlichen Selbständig- 
keit seiner Gliedkirchen an, in der Einheit und Gemeinsamkeit des christlichen Zeugnisses 
und Dienstes gemäß dem Auftrag des Herrn Jesus Christus zusammenzuwachsen. 

(3) Mit seinen Gliedkirchen bejaht der Bund die von der ersten Bekenntnissynode in 
Barmen getroffenen Entscheidungen. Er ruft die Gliedkirchen zum Hören auf das 
Zeugnis der Brüder. Er hilft ihnen zur gemeinsamen Abwehr kirchenzerstörender Irr- 


Artikel 2 
. (1) Der Dienst am Wort und die Verwaltung der Sakramente geschieht in den Glied- 
kirchen und Gemeinden nach der Ordnung ihres Bekenntnisses. 
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(2) Die berufenen Diener am Wort sind in allen Gliedkirchen zum Dienst der Ver- 
kündigung zugelassen. 2% 

(3) Die ordnungsgemäß vollzogene Heilige Taufe wird in allen Gliedkirchen anerkannt. 

Die nach den Ordnungen der Gliedkirchen vollzogenen Amtshandlungen werden 
gegenseitig anerkannt. 

Die gliedkirchlichen Bestimmungen über das Dimissioriale bleiben unberührt. 

(4) Es ist in allen Gliedkirchen festgelegt, daß evangelische Christen, die einer der 
Gliedkirchen des Bundes angehören, der Zugang zum Heiligen Abendmahl offensteht. 
Die gliedkirchlichen Bestimmungen über die Kirchenzucht bleiben unberührt. 


Artikel 3 


(1) Der Bund nimmt seine Aufgaben nach innen und nach außen durch gemeinsame 
Organe wahr. 

(2) Als ein Verband der in ihm zusammengeschlossenen Kirchen hat der Bund den 
gleichen Rechtsstatus wie seine Gliedkirchen. 


Aufgaben 
Artikel 4 


(1) Der Bund verfolgt seine Ziele, indem er die Gemeinschaft der in ihm zusammen- 
geschlossenen Gliedkirchen festigt, den Gliedkirchen bei der Erfüllung ihres Dienstes 
hilft und ein gemeinsames Handeln anstrebt. 

(2) Der Bund nimmt die gemeinsamen Aufgaben der in ihm zusammengeschlossenen 
Gliedkirchen selbständig und unabhängig wahr. 

(3) In der Verantwortung für den missionarischen und diakonischen Auftrag fördert 
der Bund die gesamtkirchlichen Werke und regelt ihre Zuordnung zur Kirche. 

(4) In der Mitverantwortung für die ganze evangelische Christenheit in Deutschland 
wirkt der Bund an Entscheidungen, die alle evangelischen Kirchen in Deutschland be- 
rühren, durch seine Organe mit. 

(5) Der Bund fördert und koordiniert die Mitarbeit der Gliedkirchen in der Okumene. 


Artikel 5 


(1) Der Bund kann gesetzliche Bestimmungen mit Wirkung für die Gliedkirchen 
erlassen 

a) für Sachgebiete, die bereits gesamtkirchlich geregelt waren; 

b) für andere Sachgebiete, welche die Gliedkirchen dem Bund zur selbständigen Rege- 
lung übertragen; 

c) für Sachgebiete, die durch Initiative des Bundes oder der Gliedkirchen gemäß 
Artikel 6 angeregt werden. 


(2) Der Bund kann den Gliedkirchen Richtlinien und Anregungen für ihre Arbeit 
geben. 


Artikel 6 


Die Organe des Bundes oder einzelner Gliedkirchen können den Gliedkirchen Gesetz- 
entwürfe mit der Anfrage zuleiten, ob sie der Regelung des Sachgebietes durch den 
Bund zustimmen. Mit Wirkung für die zustimmenden Gliedkirchen kann die Synode das 
Sachgebiet kirchengesetzlich regeln. Das Gesetz kann nur für diejenigen Gliedkirchen 
in Kraft gesetzt werden, bei denen festgestellt wird, daß sie nicht widersprechen. 


Artikel 7 


Einzelne oder mehrere Gliedkirchen können dem Bund Aufgaben übertragen oder die 
Entscheidung über Fragen überlassen, für welche die Gliedkirchen zuständig sind. 
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Organe 


Artikel 8 

(1) Die Organe des Bundes sind 

die Synode des Bundes der Evangelischen Kirchen in der Deutschen Demokratischen 
Republik 

die Konferenz der Evangelischen Kirchenleitungen in der Deutschen Demokratischen 
Republik 
* m Zur Beratung dieser Organe sind für bestimmte Sachgebiete Kommissionen zu 

ilden. 


Artikel 9 


(1) Die Synode hat die Aufgabe, den Zielen des Bundes zu dienen. Sie erörtert Fra- 
gen, die sich aus dem gemeinsamen kirchlichen Auftrag ergeben und kann Richtlinien 
für die Arbeit des Bundes aufstellen. 

(2) Die Synode beschließt Kirchengesetze nach Maßgabe des Artikels 12 Absatz 3. 

(3) Die Synode wählt aus ihrer Mitte fünf Mitglieder der Konferenz gemäß Ar- 
tikel 14 Absatz 1 Ziffer d. 


Artikel 10 


(1) Die Synode besteht aus 

50 Mitgliedern, die von den Synoden der Gliedkirchen gewählt werden, und 

10 Mitgliedern, die von der Konferenz berufen werden. 

Für jeden Synodalen sind zwei Stellvertreter zu bestimmen. Von den gewählten und 
berufenen Synodalen soll nicht mehr als die Hälfte Theologen sein. 

(2) Die Gliedkirchen wählen zur Synode Mitglieder in folgender Zahl 

die Evangelische Landeskirche Anhalts: 2 Mitglieder 

die Evangelische Kirche in Berlin-Brandenburg: 10 Mitglieder 

die Evangelische Kirche des Görlitzer Kirchengebietes: 2 Mitglieder 

die Evangelische Landeskirche Greifswald: 3 Mitglieder 

die Evang.-Luth. Landeskirche Mecklenburgs: 4 Mitglieder 

die Evangelische Kirche der Kirchenprovinz Sachsen: 11 Mitglieder 

die Evang.-Luth. Landeskirche Sachsens: 12 Mitglieder 

die Evang.-Luth. Kirche in Thüringen: 6 Mitglieder 

(3) Die Konferenz hat erforderlichenfalls durch zusätzliche Berufungen dafür Sorge 
zu tragen, daß der Synode mindestens zwei Mitglieder mit reformiertem Bekenntnis 
angehören. 

(4) Die Mitglieder der Synode sind nicht an Weisungen gebunden. 

(5) Die Mitglieder der Konferenz, die nicht der Synode angehören, nehmen an den 
Beratungen der Synode ohne Stimmrecht teil. 


Artikel 11 


(1) Die Amtsdauer der Synode beträgt vier Jahre. 
(2) Die Synode tritt in der Regel einmal im Jahr zusammen. Sie ist außerdem einzu- 
berufen, wenn die Konferenz oder 15 Synodale es verlangen. 


Artikel 12 
(1) Die Synode wählt für ihre Amtsdauer ein Präsidium. Es besteht aus dem Präses, 
zwei Stellvertretern und zwei Beisitzern. Die Mitglieder des Präsidiums bleiben bis zur 
Wahl ihrer Nachfolger im Amt. 
(2) Die Synode ist beschlußfähig, wenn zwei Drittel der Synodalen anwesend sind. 
Die Synode beschließt mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Sie gibt sich eine 
Geschäftsordnung. 
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(3) Kirchengesetze bedürfen zweimaliger Beratung und Beschlußfassung. Enthalten 
sie eine Änderung der Ordnung des Bundes, so bedürfen sie einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der anwesenden Mitglieder. 

(4) Erhebt die Konferenz gegen einen Beschluß der Synode Einspruch, so hat die 
Synode über den Gegenstand in einer nicht am gleichen Tage stattfindenden Sitzung er- 
neut zu beschließen. Erklären sich zwei Drittel der anwesenden Mitglieder der Synode 
für die Aufrechterhaltung des Beschlusses, so bleibt er bestehen. Gegen Wahlen durch 
die Synode kann die Konferenz Einspruch nicht erheben. 

(5) Kirchengesetze treten, wenn nichts anderes bestimmt ist, mit dem 14. Tage nach 
ihrer Verkündigung durch den Präses der Synode in Kraft. 


Artikel 13 


(1) Die Konferenz der Evangelischen Kirchenleitungen in der Deutschen Demokra- 
tischen Republik hat die Aufgabe, den Bund zu leiten. Sie kann der Synode Vorlagen 
oder Anregungen zustellen. Die Konferenz ist grundsätzlich für alle Aufgaben des 
Bundes zuständig. Sie legt der Synode jährlich einen Bericht vor, zu dem diese Stellung 
nimmt. 

(2) Gegenstände, die durch Gesetz zu ordnen sind, können durch Verordnungen der 
Konferenz geregelt werden, wenn die Sache keinen Aufschub duldet und die Synode 
nicht versammelt ist. Artikel 6 gilt entsprechend. Verordnungen sind der Synode bei 
ihrem nächsten Zusammentritt zur Genehmigung vorzulegen. Die Synode kann sie 
ändern oder aufheben. 

(3) Die Konferenz bildet die Kommissionen des Bundes. 


Artikel 14 


(1) Die Konferenz besteht aus 

a) dem leitenden Geistlichen der Gliedkirchen, die sich durch ein Mitglied ihrer 
Kirchenleitung vertreten lassen können; 

b) je einem weiteren Vertreter der Gliedkirchen, von denen die Vertreter der Evan- 
gelischen Kirche in Berlin-Brandenburg, der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz 
Sachsen, der Evang.-Luth. Landeskirche Sachsens und der Evang.-Luth. Kirche in Thü- 
ringen stimmberechtigte, die Vertreter der Evangelischen Landeskirche Anhalts, der 
Evangelischen Kirche des Görlitzer Kirchengebietes, der Evangelischen Landeskirche 
Greifswald und der Evang.-Luth. Landeskirche Mecklenburgs beratende Mitglieder 
sind; - 
c) dem Präses der Synode, der sich durch einen seiner Stellvertreter vertreten lassen 
kann; 

d) fünf von der Synode aus ihrer Mitte für die Dauer der Legislaturperiode zu 
wählenden Mitgliedern; 

€) dem Leiter des Sekretariats des Bundes der Evangelischen Kirchen in der Deutschen 
Demokratischen Republik. 

(2) Die Konferenz kann Berater hinzuziehen. 

(3) Die Konferenz wählt aus ihrer Mitte für die Dauer von vier Jahren den Vor- 
sitzenden und zwei Stellvertreter. Wiederwahl ist zulässig. 

(4) Die Konferenz tritt nach Bedarf, jedoch mindestens alle zwei Monate zusammen. 

(5) Beschlüsse der Konferenz gelten nicht für die Kirchen, die innerhalb einer Frist 
von drei Wochen ausdrücklich widersprochen haben. 


Artikel 15 


(1) Der Vorsitzende, die zwei Stellvertreter des Vorsitzenden, der Präses der Synode 
und ein weiteres Mitglied, das von der Konferenz aus ihrer Mitte für die Dauer von 
vier Jahren zu wählen ist, bilden den Vorstand der Konferenz der Evangelischen Kir- 
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chenleitungen in der Deutschen Demokratischen Republik. Der Leiter des Sekretariats 
nimmt an den Sitzungen des Vorstands mit beratender Stimme teil. 

(2) Der Vorstand nimmt die laufenden Aufgaben der Konferenz zwischen ihren 
Tagungen wahr. Er ist der Konferenz verantwortlich. 


Verwaltung und Vertretung 


Artikel 16 


(1) Die laufenden Verwaltungsaufgaben werden vom Sekretariat des Bundes der 
Evangelischen Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik wahrgenommen. 
Das Sekretariat führt seine Aufgaben nach den Weisungen des Vorstandes durch. 

(2) Der Leiter des Sekretariats und die Sekretäre der Kommissionen werden von 
der Konferenz ernannt. 

(3) Weitere Referenten und Mitarbeiter des Sekretariats werden vom Vorstand 
berufen. 


Artikel 17 


(1) Die Einnahmen und Ausgaben des Bundes sind für ein Jahr oder für mehrere 
Jahre auf einen Haushaltsplan zu bringen. Ausgaben, die durch eigene Einnahmen 
nicht gedeckt sind, werden auf die Gliedkirchen umgelegt. 

(2) Der Haushaltsplan sowie die Höhe und der Verteilungsmaßstab der Umlage 
werden durch Gesetz geregelt. Das gleiche gilt für Anleihen und Sicherheitsleistungen, 
die nicht aus Mitteln des laufenden Rechnungsjahres gedeckt werden können. 

(3) Über die Haushalts- und Kassenführung ist jährlich Rechnung zu legen. Die 
Rechnung wird von einem Ausschuß der Synode geprüft. Auf Grund seines Berichtes 
beschließt die Synode über die Entlastung. 

(4) Die Konferenz kann zur Erfüllung bestimmter Aufgaben drei Kollekten jähr- 
lich ausschreiben, die in allen Gliedkirchen eingesammelt werden. 


Artikel 18 
Der Bund der Evangelischen Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik 
wird in Rechtsangelegenheiten durch den Vorstand der Konferenz vertreten. Urkun- 
den, welche ihn Dritten gegenüber verpflichten sollen, sind durch den Vorsitzenden der 
Konferenz und den Leiter des Sekretariats, oder deren Vertreter, unter Beidrückung 
des Siegels zu vollziehen. 


Artikel 19 


Bekenntnisverwandte kirchliche Gemeinschaften in der Deutschen Demokratischen Re- 
publik können dem Bund durch Vereinbarung angeschlossen werden. Die Vereinbarung 


bedarf der Bestätigung durch Kirchengesetz. 
Vorstehende Ordnung ist von den Synoden aller beteiligten Kirchen beschlossen 


worden und wird hiermit verkündet. 


Die Strukturkommission gab dem Entwurf Erläuterungen mit, aus denen hier 
folgende Absätze zitiert werden: 


I. 1. Die Kirchenleitungen der 8 evangelischen Landeskirchen haben durch überein- 
stimmende Beschlüsse mit Wirkung vom 5. 6. 1968 eine Strukturkommission gebildet 
mit dem Auftrag, „Vorschläge für die Neuordnung der Gemeinschaft der 8 Landeskir- 
chen in der DDR zur Beschlußfassung durch die Kirchen zu erarbeiten, ohne daß dabei 
der Rechtsbestand oder Rechtsverpflichtungen aufgegeben werden“ (Protokoll). 

2. Gründe dafür waren 


233 


a) die Landeskirchen sind einander durch das gemeinsame Zeugnis, zu dem sie in den 
vergangenen Jahren herausgefordert wurden, nähergekommen, als die bisherigen Zu- 
sammenschlüsse es auszudrücken vermögen; 

b) sie sind durch die allenthalben deutlich gewordene Entwicklung zur Minderheits- 
kirche, die weithin als Diaspora in einer nichtchristlichen Umwelt lebt, zu stärkerer 
Konzentration und Koordinierung ihrer Arbeit genötigt; 

c) die neue Verfassung der DDR läßt es im Hinblick auf Art. 39,2 als wünschens- 
wert erscheinen, daß die Kirchen. der DDR dem Staat gegenüber einheitlich vertreten 
werden. 

3. Das können die bisherigen Zusammenschlüsse nicht in dem wünschenswerten Maße 
leisten: 

a) Bei der Konferenz der Kirchenleitungen bisherigen Stils handelt es sich um eine 
sehr lose Arbeitsgemeinschaft der Kirchenleitungen ohne synodale Mitwirkung auf der 
Basis lediglich einer Geschäftsordnung. 

b) Die Leitungsorgane der Evangelischen Kirche in Deutschland konnten nicht mehr 
oder nur in sehr beschränkter Weise ihren Aufgaben nachkommen. 

c) Diese Tatsache wird durch die im Mai durchgeführte Regionalordnung der EKD 
noch bestätigt. Die Leitungstätigkeit der EKD wird bereits regional ausgeübt. Die ge- 
meinsame Grundordnung und der gemeinsame Name sollen auf die weiterhin bestehende 
geistliche Einheit hinweisen. Die Landeskirchen sind der Meinung, daß das auch auf 
andere Weise geschehen kann. 

4. Wir haben es als schmerzliche Tatsache erkennen müssen, daß in der politischen 
Kampfsituation an der Nahtstelle zweier Gesellschaftsordnungen und besonders ange- 
sichts der neuen Verfassungswirklichkeit in der DDR, die gemeinsame Leitungstätigkeit 
der EKD unmöglich gemacht worden ist. Bereits die Fürstenwalder Erklärung (III, 2) 
sagt: „Wir werden uns soweit freizugeben haben, daß wir unserem Auftrag in dem 
Teil Deutschlands, in dem wir leben, gerecht werden.“ 

II. 5. Es ist die Aufgabe, die Form für einen Zusammenschluß der Landeskirchen 
in der DDR zu finden, der es ermöglicht, dem Auftrag der Kirche in diesem Raum in 
voller 

Unabhängigkeit so glaubwürdig und verantwortlich wie möglich nachzukommen, 
andererseits die geistliche 

Bindung in der sie mit den Kirchen in der Bundesrepublik steht, so weit wie möglich 
festzuhalten und auszudrücken. 

6. Geistliche Gemeinschaft ist nicht mit „rein geistiger“ Gemeinschaft zu verwechseln. 
Geistliche Gemeinschaft umfaßt und intendiert nach biblischer Überzeugung auch Leib- 
haftigkeit (Phlm 16). Zu solcher Leibhaftigkeit gehören gemeinsame Beratungen und 
gegenseitige Hilfeleistung. 

IN. 7. Der neue Zusammenschluß leitet sich aus der Initiative der acht evangelischen 
Landeskirchen ab. Er ist nach außen hin unabhängig wie sie selber. Er beansprucht den- 
selben Rechtsstatus wie sie. 

8. Gegenüber der bisherigen Konferenz der Kirchenleitungen ist durch die Beibehal- 
tung des Namens für ein bestimmtes Organ des Zusammenschlusses eine gewisse Kon- 
tinuität gewahrt. 


Bei diesem Stand der Dinge fand die Regionale Tagung (West) der Synode der 
EKD (vom 6. bis 11. Oktober in Berlin-Spandau) statt, die sich in Ausschüssen 
sehr eingehend mit der Gesamtentwicklung befaßte. Offentlich beschränkte sie 
sich auf folgende Erklärung (vom 11. Oktober 1968): 


Die Synode der EKD hat auf ihrer Regionalen Tagung (West) die nachfolgende Er- 
klärung zur Gemeinschaft der Evangelischen Kirche in Deutschland beschlossen: 
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EZ Ve zu Aue a u ZZ 


Die regionale Tagung der Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland grüßt aus 
Berlin-Spandau die Brüder und Schwestern in Ost und West. Wir danken für die Ge- 
meinschaft, die Gott uns geschenkt hat. Die Einheit unserer Kirche ist in Freiheit ge- 
wachsen. Jede Gefährdung dieser Einheit können wir nur erleiden. 

Unter dem Wort Gottes sind wir miteinander verbunden im Zeugendienst für den 
einen Herrn. Gott fordert von uns, diese Gemeinschaft immer wieder zu verwirklichen 
und darin nicht nachzulassen. 

Wir wissen, daß die Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik nach Mitteln 
und Wegen suchen, ihren Dienst in den Gegebenheiten ihrer Situation auftragsgemäß 
und wirkungsvoll auszurichten. In diesem Bemühen sind wir ihnen nahe; denn unsere 
Kirchen und Gemeinden stehen vor der gleichen Aufgabe. Die Schwierigkeiten sind 
groß, die dabei zu überwinden sind; aber der Vorwurf politischer Abhängigkeit, der uns 
gemacht wird, entspricht nicht der Wahrheit. Wir bevormunden einander nicht, sondern 
sind frei, das zu tun, was unser Auftrag fordert. 

Wir sind gewiß, daß die Kirche, die ihrem Herrn gehorcht, damit ihre Einheit stärkt. 


Im Anschluß an dieses Wort der Synode gab der Vorsitzende des Rates der EKD 
Landesbischof D. Hermann Dietzfelbinger diese Erklärung ab: 


Vom Rat her nehmen wir dieses Wort der Synode auf. Was uns in dieser Sache bewegt, 
drückt es nur knapp und andeutend aus: die Dankbarkeit für die gemeinsame Kirchen- 
geschichte von 20 Jahren, die auf einer viel weiter zurückreichenden Geschichte ruht, 
das Bangen um den weiteren Weg, das Vertrauen, daß es Gottes Weg ist, und die Bitte 
um seine Führung. 

In den Gesprächen dieser Monate steht immer wieder die Frage vor uns, welche Be- 
deutung das irdene Gefäß einer organisatorischen Ordnung für unsere Verbundenheit 
besitzt. Die Macht der sich wandelnden Strukturen rührt sich auch hier. Wenn die Brüder 
drüben sich in solcher Lage über neue Schritte hin auf einen engeren Zusammenschluß 
untereinander besinnen, so wissen wir: sie tun das, um ihrem kirchlichen Auftrag in 
ihrer Lage weiter und besser gehorsam sein zu können. Wir möchten ihnen auch in 
diesem ihrem Bemühen, das sie in freier Verantwortung üben, nahe sein. 

Immer wieder wird nach den politischen Faktoren ın den schwebenden Problemen 
gefragt. Ein Blick in die Geschichte der evangelischen Kirche in Deutschland kann uns 
hier vieles lehren. Wir haben gelernt, immer deutlicher gelernt, daß diese Gemeinschaft 
in der evangelischen Kirche in Deutschland, wie es schon ihre Grundordnung am Anfang 
sehr klar ausspricht, nicht auf menschliche, vorläufige Faktoren und Voraussetzungen 
allein, sondern auf Gottes Wort und Sakrament, auf Glaube und Liebe gegründet ist. 

Damit ist gegeben, daß die Kirchen und Gemeinden drüben in ihrer eigenen christ- 
lichen Verantwortung in ihrem Staat leben und dienen. Auch darin bewährt sich die 
Freiheit unserer Gemeinschaft. Aus dem Wort Gottes wächst der lange Atem, den 
Christen in ihrer Gemeinschaft miteinander haben. 


In den gleichen Zusammenhang gehört ein Zeitungsinterview von Landesbischof 
Dietzfelbinger: 


INTERVIEW 


von Landesbischof D. Hermann Dietzfelbinger mit der „Welt am Sonntag“ 
(Berliner Ausgabe) am 13. Oktober 1968 


1. Frage: Herr Bischof, Ost-Berlin will die Einheit der EKD sprengen. Glauben Sie, daß 
es zu zwei selbständigen Gliedkirchen in Deutschland kommen wird? 
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Antwort: Es gibt seit Jahren eine eingehende Diskussion darüber, in welcher Gestalt 
die Evangelische Kirche in Deutschland ihre Gemeinschaft zwischen den beiden Teilen 
Deutschlands fortführen soll und kann. Wir haben gute kirchliche Gründe, an dieser 
kirchlichen Gemeinschaft festzuhalten. Es würde dem Wesen der Kirche widersprechen, 
wollte sie sich einfach in eine politisch bedingte Spaltung hineinziehen lassen. 

Auf der anderen Seite gibt es auch wichtige kirchliche Überlegungen, die für einen 
engeren Zusammenschluß der evangelischen Landeskirchen in der DDR sprechen. Die 
Kirchen in der DDR stehen mitten in einem ganz besonderen gesellschaftlichen Wand- 
lungsprozeß, der nicht ohne Einfluß auf die kirchliche Gestalt und Arbeitsweise bleiben 
kann. Die Organe der EKD haben seit Jahren dieser Entwicklung bereits Rechnung 
getragen, indem sie den Kirchen in der DDR für ihre eigenen Entscheidungen volle 
Freiheit eingeräumt haben. 

Gegenwärtig ist besonders die Aufgabe gestellt, die Gemeinschaft der EKD und die 
besonderen Lebensbedingungen der evangelischen Landeskirchen in der DDR mitein- 
ander in Einklang zu bringen. Zu welchen Ergebnissen die gegenwärtigen Überlegungen 
führen werden, läßt sich zur Zeit im einzelnen noch nicht sagen. 

2. Frage: Ist die Mehrheit der Christen in Mitteldeutschland — soweit Sie das über- 
sehen können - für die Erhaltung der Kircheneinheit? 

Antwort: Wir gehen davon aus, daß die Glieder der evangelischen Gemeinden in der 
DDR in christlicher Verantwortung loyale Bürger ihres Staates sein wollen. Sie sollen 
sich durch die EKD darin nicht gestört fühlen. Wir haben natürlich keinen statistischen 
Einblick darin, wie von den evangelischen Christen in der DDR die organisatorischen 
Fragen der EKD im einzelnen beurteilt werden. Daß der Mehrzahl dieser Christen an 
der Möglichkeit liegt, die Gemeinschaft des Glaubens mit den Gemeinden in der Bundes- 
republik zu pflegen, daran zweifle ich nicht. Vor allem bin ich fest davon überzeugt, daß 
die unermüdlich gegen die EKD vorgetragenen politischen Angriffe und Verdächtigun- 
gen ihnen nicht einleuchten. Wer von den Kirchen in der DDR verlangt, daß sie ihr 
Verhältnis zu den Kirchen in der Bundesrepublik an gegenwärtigen politischen Inter- 
essen orientieren, der würde ihnen zumuten, ein wesentliches Stück kirchlicher Unab- 
hängigkeit in ihrem Dienst aufzugeben. 

3. Frage: Wie weit, Herr Bischof, sind die Kontakte mit Ihren Glaubensbrüdern in der 
DDR noch möglich? 

Antwort: Natürlich nehmen wir alle Verbindungen wahr, die uns durch die gegen- 
wärtigen Regeln des Personen- und Reiseverkehrs zwischen den politisch getrennten 
Teilen Deutschlands gelassen werden. Die evangelische Kirche hält es für ihre gebotene 
Aufgabe, mit den Möglichkeiten ihrer Gemeinschaft an dem politisch zerrissenen, von 
gegenseitiger Entfremdung und von Gefühlen des Hasses bedrohten Volk einen Dienst 
der Seelsorge und Fürsorge zu tun bis hinein in das Gebet. Ich darf hinzufügen: auch 
politisch gesehen wäre es klug, hier langfristig und in größeren Zusammenhängen zu 
denken. Wenn sich die deutsche Politik auf beiden Seiten wieder stärker zu den welt- 
politischen Erfordernissen des Aufeinanderzugehens zuwendet, wird man auf alle 
Arten menschlicher Beziehungen über die Spaltungen hinweg dringend angewiesen 
sein. 


Bis zum Ende des Jahres 1968 nahmen die acht Kirchenleitungen meistenteils 
auf Grund eingehender Synodalberatungen ohne Ausnahme zustimmend zu dem 
geplanten Bund Stellung, nicht ohne eine Fülle von Vorschlägen zur Überarbei- 
tung des Textes des Ordnungsentwurfs vorzulegen. Unverkennbar ist freilich die 
unterschiedliche Temperatur, mit der das Vorhaben begrüßt, hingenommen oder 
für unvermeidlich gehalten wurde. Schließlich hatte man sich in allen Kirchen- 
leitungen und Synoden zu der Erkenntnis hindurchgerungen, daß ein Schritt 
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hinter das Vorhaben zurück nur um den Preis einer erheblichen Schwächung der 
kirchlichen Lage gegenüber den politischen und gesellschaftlichen Realitäten ge- 
tan werden könne. 

Am meisten Not machte verständlicherweise die Frage des Verhältnisses des 
Bundes zur EKD, daher stand auch Art. 4 Abs. 4 des Ordnungsentwurfs im Mit- 
telpunkt der Diskussion. Die Sätze sagten den einen zuviel, wenn doch noch ein 
Weg für die Fortführung der Gemeinschaft in der EKD gesucht werden sollte; 
den anderen zuwenig, wenn damit das Ganze der fortbestehenden besonderen 
Gemeinschaft mit den westdeutschen Kirchen bezeichnet werden sollte. Schließ- 
lich kann man aber doch wohl ein Einvernehmen darin verzeichnen, daß mit der 
Gründung des Bundes keine Absage an die EKD verbunden sein soll, aber doch 
auch nicht die Gemeinschaft mit den Kirchen in der Bundesrepublik in den bis- 
herigen Rechtsformen der EKD fortgeführt werden kann. Damit wurde einmal 
eine Reihe bisher nicht beantworteter Rechtsfragen nach der Rechtskontinuität 
und Rechtsnachfolge aufgeworfen. Besonders aber geht es um die ekklesiologi- 
sche Frage nach dem Verhältnis von kirchlicher Rechtsgestalt, geistlicher Gemein- 
schaft und Verleiblichung in den horizontalen Beziehungen zwischen christlichen 
Gemeinden und Kirchen. 

Um des Zusammenhanges willen ist es an dieser Stelle nützlich, mit der Doku- 
mentation über die eigentliche Berichtszeit hinaus in das Jahr 1969 noch hinüber- 
zugreifen. Am 13. Januar 1969 ließ Generalsuperintendent Schönherr als Vor- 
sitzender der Strukturkommission durch den Evangelischen Nachrichtendienst 
der DDR ein Interview veröffentlichen, durch das der Öffentlichkeit zum ersten- 
mal ein genauerer Einblick in die Bundespläne gegeben wurde (zitiert nach epd- 
Dokumentation Nr. 5/69 vom 20. Januar 1969): 


EIN WICHTIGER SCHRITT AUF DEM WEGE ZUM 
„BUND DER EVANGELISCHEN KIRCHEN IN DER DDR“ 


Ein ena-Interview mit dem Verwalter des Bischofsamtes D. Albrecht Schönherr 


In einer Sondersitzung am 7. Januar 1969 befaßten sich die leitenden Geistlichen der 
acht evangelischen Landeskirchen in der DDR gemeinsam mit der im Juni vorigen 
Jahres eingesetzten Strukturkommission mit den bisherigen Ergebnissen der Arbeit. 
Wir baten aus diesem Anlaß den Vorsitzenden der Strukturkommission, den Verwalter 
des Bischofsamtes, Generalsuperintendent D. Albrecht Schönherr, uns einige Fragen zu 
beantworten. 

Frage: Der Evangelische Nachrichtendienst in der DDR veröffentlichte im Juni 1968 
das in der Offentlichkeit viel beachtete Kommuniqu& über die Bildung einer gemein- 
samen kirchlichen Strukturkommission, deren Vorsitzender Sie sind. Laut Kommunique 
sollte die Kommission die „seit langem anstehende Frage prüfen, wie die unter den 
Kirchen der DDR bestehende Arbeits- und Zeugnisgemeinschaft intensiviert werden 
kann“, und bis zum Herbst Vorschläge für einen engeren Zusammenschluß erarbeiten. 
Offizielle Mitteilungen über die Arbeit der Kommission wurden seitdem nicht gemacht. 
Dagegen wurden allerlei Spekulationen an die Arbeit der Kommission geknüpft. Erst 
auf den Herbst-Tagungen einiger Landessynoden in der DDR im November kam das 
"Thema andeutungsweise öffentlich zur Sprache, nicht ohne gelegentliche Äußerungen 
von Unbehagen, daß über den Fortgang der Angelegenheit so wenig bekannt wurde. 
Inzwischen haben Ende November die Beschlüsse der Freiberger Tagung der Lutheri- 
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schen Generalsynode über die Bildung einer Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche 
in der DDR ein neues Element in die ganze Frage gebracht. Am 7. Januar haben sich 
die leitenden Geistlichen der evangelischen Kirchenleitungen gemeinsam mit der Struk- 
turkommission mit dem Stand der Dinge befaßt. Können Sie der kirchlichen Offentlich- 
keit nun Genaueres darüber sagen, wie der Stand der Dinge ist? 

Antwort: Wir wollten einen gewissen Abschluß der Arbeit erreicht haben, ehe wir 
mit den Ergebnissen unserer Überlegungen an die Offentlichkeit treten. Dieser Zeitpunkt 
ist erst jetzt gekommen. Die Strukturkommission hat die Ordnung eines „Bundes der 
evangelischen Kirchen in der DDR“ entworfen. Der Entwurf ist den acht Landeskirchen 
in der DDR zur Begutachtung durch ihre Leitungen zugegangen. Über die Grundlinien 
scheint nun Übereinstimmung zu bestehen. Das wurde durch die Sitzung am 7. Januar 
voll bestätigt. Damit erscheint es jetzt möglich und sinnvoll, auch öffentlich einiges 
darüber zu sagen. 

Frage: Darf man erfahren, was die Stellungnahmen der Landeskirchen ergeben haben? 

Antwort: Es sind 118 Änderungen an dem Entwurf vorgeschlagen worden. Die 
weitaus meisten sind redaktioneller Natur. Inhaltlich von Belang waren nur 16, davon 
ganz wenige von grundsätzlicher Bedeutung. Auch die Stimmen, die sich zurückhalten- 
der gaben, betonten, daß sie die größtmögliche Zusammenarbeit der acht Landeskirchen 
wollen. Gegen die Bildung eines Bundes hat sich keine einzige Landeskirche ausgespro- 
chen. Damit wird das Hauptmotiv des Zusammenschlusses von allen bejaht. Das ist die 
Hauptsache. Die Fragen, die noch kontrovers waren, konnten in der erwähnten Januar- 
sitzung soweit geklärt werden, daß jetzt im wesentlichen nur noch redaktionelle Arbeit 
zu tun bleibt. 

Frage: In welchen Fragen bestanden noch Kontroversen? Gab es unterschiedliche 
Auffassungen über das Verhältnis des geplanten Bundes zu den einzelnen Landes- 
kirchen? - 

Antwort: Eigentlich nicht. Die Landeskirchen sind die Auftraggeber der Struktur- 
kommission und damit die Initiatoren des Bundes. Es kann keinen kirchlichen Zusam- 
menschluß in der DDR geben, der an den Landeskirchen vorbeigeht oder sie überspielt. 
In anderen Gegenden der Welt sind die Voraussetzungen andere. Seit der Reformation 
gibt es im deutschen Raum evangelischerseits Landeskirchen. Das ist wahrscheinlich nicht 
ideal. Aber das ist das geschichtliche Erbe, das unser kirchliches Leben geprägt hat. Das 
gilt für die Verfassungen der einzelnen Kirchen, das gilt aber auch sehr stark für ihre 
geistlichen Besonderheiten. Zweifellos ist in einer so mobilen Gesellschaft, wie wir sie 
heute in einem hochindustrialisierten Staat haben, die Bedeutung der Landeskirchen 
nicht mehr so groß wie früher. Vielleicht werden wir im Laufe der Zeit einmal zu 
Kirchengebieten kommen, die nicht mehr vom Reichsdeputationshauptschluß von 1803 
oder vom Wiener Kongreß von 1815, sondern von der bestmöglichen Ausrichtung des 
Dienstes ihre Gliederung herleiten. Aber vorläufig haben wir mit den Landeskirchen zu 
rechnen, so verschieden sie nach Art und Größe nun einmal sind. 

Gelegentlich tauchte die Sorge auf, ob der Bund eine Einheitskirche mit straffer Zen- 
tralgewalt wie weiland die „Altpreußische Union“ mit ihrem Evangelischen Ober- 
kirchenrat werden könnte. Dieser Gedanke ist in den Überlegungen der Kommission 
bisher nie ernsthaft aufgetaucht. Solche „Superkirche“ würde notwendig zu einer Be- 
hördenkirche entarten, wie sie zum Beispiel im Kirchenkampf der Dreißiger Jahre eine 
unheilvolle Rolle gespielt hat. Die Alternative kann also nicht lauten: Lose Arbeits- 
gemeinschaft — Einheitskirche. Es kann höchstens in der Zukunft einmal um eine sinn- 
volle Neugliederung gehen. Aber sie kann nicht am Anfang stehen, sondern wird erst 
die Frucht langer Zusammenarbeit sein. Eine Zusammenordnung der Landeskirchen 
kann daher realistischerweise nur in Form eines „Bundes“ geschehen. 

Frage: Die lutherischen Kirchen haben sich inzwischen auf der Tagung ihrer General- 
synode zu einer VELK in der DDR zusammengeschlossen. Besteht nun nicht die Gefahr 
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einer konfessionellen Blockbildung, die neben der Vielfalt der acht Landeskirchen noch 
ein neues zentrifugales Element darstellen kann? 

Antwort: Es besteht kein Grund, an der Versicherung der verantwortlichen Brüder 
aus den evangelisch-lutherischen Kirchen zu zweifeln, daß sie nach wie vor die Zusam- 
menarbeit mit den Kirchen in der DDR wollen, die nicht der VELK angehören. Das 
wird auch ein wenig von diesen Kirchen abhängen, wie sie auf den Freiberger Beschluß 
reagieren. Ich glaube, sie sollten jeden Schein vermeiden, eine „Fraktion“ der Unions- 
kirchen zu bilden. Die lutherischen Kirchen gehörten bisher einer VELK an. Sie pflegten 
bisher selbstverständlich ihre Beziehungen zum Lutherischen Weltbund. Das wird so 
bleiben, dagegen ist nichts einzuwenden. Jedenfalls ist es auch nach Freiberg nicht beab- 
sichtigt, die konfessionelle Gliederung der acht Landeskirchen in der Ordnung des 
Bundes zu verankern. 

Frage: Hier und da ist die Befürchtung zu hören, der „Bund“ käme auf eine neue 
Union heraus, zumal die Kirchen der „Union“ in dem Bund auf jeden Fall in der 
Mehrheit sein werden. 

Antwort: Wir sollten den Zusammenschluß mit solchen Fragestellungen nicht be- 
lasten. Gerade wir Leute aus den Unionskirchen wissen, daß die „Preußische Union“ 
praktisch durch einen königlichen Hoheitsakt zustande gekommen ist. An dieser Hypo- 
thek hat sie lange getragen. Erst die letzten fünfunddreißig Jahre haben diese Kirche 
zu einer engen Gemeinschaft zusammengeführt. „Hoheitsakte“ wie vor 150 Jahren sind 
heute undenkbar. Wir sind auch gewarnt, die Wahrheitsfrage durch Verwaltungsakte 
zu überspielen. 

Andererseits kann und darf es keinen Christen und keine Kirche geben, die sich nicht 
danach sehnten und es mit Leidenschaft betrieben, die konfessionellen Unterschiede in 
der Wahrheit zu überwinden. Dies kommt bereits im 1. Artikel der Ordnung zum 
Ausdruck, in dem es nach dem Entwurf der Strukturkommission heißt: „Der Bund 
strebt unbeschadet der bekenntnisbedingten und rechtlichen Selbständigkeit seiner Glied- 
kirchen an, in der Einheit und Gemeinsamkeit des christlichen Zeugnisses und Dienstes 
gemäß dem Auftrag des Herrn Jesus Christus zusammenzuwachsen.“ Dies darf wohl 
im Zeitalter der Okumene als gemeinsames Ziel bei allen ernsthaften Christen und allen 
christlichen Kirchen vorausgesetzt werden. Wenn darüber keine Übereinstimmung 
herrschte, sollten wir mit einem Bund gar nicht erst beginnen. 

Dies Ziel im Auge zu haben bedeutet aber nicht, von den einzelnen Kirchen bereits 
ekklesiologisch schwerwiegende Vorleistungen zu verlangen. Wir können dankbar für 
alles sein, was sich an Gemeinsamkeit über die Grenzen der Konfessionen hin entwik- 
kelt hat. Als 1948 die Evangelische Kirche in Deutschland entstand, wurde in der 
Grundordnung noch sehr zurückhaltend formuliert: „Berufenen Dienern am Wort wird 
der Dienst der Verkündigung auch in Gemeinden eines anderen Bekenntnisses im Rah- 
men der geltenden Bestimmungen der Gliedkirchen nicht verwehrt“ (Art. 4, 2). In der 
jetzt vorgeschlagenen Ordnung des Bundes heißt es: „Die berufenen Diener am Wort 
sind in allen Gliedkirchen zum Dienst der Verkündigung zugelassen“ (Art. 2,2). Und 
mußte 1948 in Art. 4,4 der Grundordnung die Abendmahlsfrage noch so beschrieben 
werden: „Über die Zulassung zum Heiligen Abendmahl besteht innerhalb der Evan- 
gelischen Kirche in Deutschland keine volle Übereinstimmung“, so sagen wir jetzt in 
Art. 2,4 der Ordnung des „Bundes“: „Es ist in allen Gliedkirchen festgelegt, daß evan- 
gelischen Christen, die einer der Gliedkirchen des Bundes angehören, der Zugang zum 
Heiligen Abendmahl offensteht.“ 

Auch diese Formulierung beschreibt nur einen Zustand, aber eben einen gegenüber 
1948 nicht unerheblich besseren. Freilich ist dieser Zustand bereits durch Beschlüsse der 
Synoden der einzelnen Landeskirchen geschaffen, und der Ordnung des Bundes bleibt 
es überlassen, ihn festzustellen. Es ist Sache der Weisheit, das Zustandekommen des 
Bundes nicht ekklesiologisch-theoretisch zu überfrachten, sich aber der Tatsache zu 
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freuen, daß die starren Fronten allenthalben in Bewegung zu geraten scheinen. Das 
zeigt sich nicht zuletzt an der Abendmahlspraxis, auch bei den Synoden. 

Frage: Mag bei einem historisch so belasteten und theologisch so befrachteten Lehr- 
stück tatsächlich äußerste Vorsicht geboten sein, so könnte doch die Frage entstehen, 
ob dann nicht das ganze Unternehmen des Bundes letztlich doch nur dort stehenbleibt, 
wo man schon war. Ist der Wunsch zum „Zusammenwachsen“ nur eine Mahnung zur 
Geduld oder bedeutet er mehr? 

Antwort: Er bedeutet ohne Zweifel mehr. Das Profil der „Ordnung des Bundes“ 
wird geradezu bestimmt durch das Programm: Zusammenwachsen durch Zusammen- 
arbeit. Das kommt dadurch zum Ausdruck, daß ein wichtiger Teil der Arbeit des 
Bundes in Kommissionen getan werden soll, die zu wesentlichen Sachfragen gebildet 
werden. 

Frage: Wie soll das praktisch aussehen? Wie stellt man sich die Zusammensetzung 
und die Arbeitsweise solcher Kommissionen vor? 

Antwort: Wenn ich die Arbeit des Bundes recht verstehe, wird es z. B. Kommissionen 
für Fragen der Ausbildung, des kirchlichen Unterrichts, der Diakonie, der Okumene, 
der Jugend, der Verwaltung und der Finanzen geben müssen. Aber das muß die Synode 
des Bundes selbst festlegen. Die personelle Besetzung sollte allerdings durch ein kleineres 
Gremium erfolgen. Auf jeden Fall müssen die sachverständigsten Leute aus allen 
Landeskirchen in die Kommissionen, Theologen und Nichttheologen, Mitglieder der 
Verwaltung, Synodale. 

Jede Kommission soll neben dem Vorsitzenden einen Sekretär haben. So sieht es der 
Entwurf der Ordnung vor. Die Sekretäre der Kommissionen bilden zusammen das 
Sekretariat des Bundes, also das Verwaltungsorgan. Dadurch, daß die Sekretäre in 
ihren Kommissionen mit deren spezifischen Aufgaben beheimatet sind, kann vermieden 
werden, daß die Verwaltung ein zu starkes Eigengewicht erhält gegenüber dem Dienst, 
der getan wird. Der Leiter des Sekretariats sollte allerdings keiner besonderen Kommis- 
sion angehören, sondern der Vermittlungsmann zwischen allen sein. Daß bei der ganzen 
Konstruktion die Struktur des Okumenischen Rates der Kirchen Pate gestanden hat, 
dürfte nicht verborgen geblieben sein. 

Die Kommissionen werden vor allem die Aufgabe haben, die mannigfaltige Arbeit 
der Ausschüsse der einzelnen Landeskirchen und anderer Gremien zu koordinieren 
und mit den einschlägigen Ergebnissen der ökumenischen Arbeit zu konfrontieren. Wir 
erhoffen uns aber von den Kommissionen auch wichtige Impulse. Natürlich erwarten 
wir auch, daß Doppel- und Mehrfacharbeit an den einzelnen Problemen durch die 
Arbeit der Kommissionen vermieden und dadurch viel Zeit, Kraft und Geld gespart 
werden kann. 

Frage: Ist damit über die Struktur des geplanten Bundes schon alles gesagt, oder 
welche weiteren wesentlichen Gesichtspunkte gibt es? 

Antwort: Der Bund wird in seiner Ordnung den Gedanken der Einheit und der 
Föderation verbinden müssen. Dem Gedanken der Einheit dient die Synode des Bundes. 
Sie wird durch die Synoden der einzelnen Landeskirchen nach einem festgelegten 
Schlüssel beschickt. Dazu kommen, wie üblich, berufene Mitglieder. Dem synodalen 
Organ wird es zustehen, Richtlinien für die Arbeit des Bundes und Kirchengesetze zu 
erlassen und Fragen des gemeinsamen Auftrages aller Kirchen zu erörtern. Das Organ 
der Leitung des Bundes hat föderativen Charakter: Hier sind die Landeskirchen als 
solche durch ihre leitenden Geistlichen und je einen zweiten Mann vertreten. Dazu 
kommen einige Abgesandte der Synode. In Fortführung von schon Vorhandenem soll 
dieses Organ des Bundes „Konferenz der Kirchenleitungen“ heißen. 

Frage: Kann aber die Synode durch ihre Beschlüsse nicht doch einzelne Mitglieder 
und damit auch einzelne Landeskirchen überstimmen? Womit ist das föderative Moment 
ihr gegenüber gesichert? 
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‚Antwort: Diese Sicherung ist gegeben. Für Kirchengesetze, die für die Gliedkirchen 
wirksam werden sollen, ist die Synode an ganz bestimmte Kompetenzen gebunden, die 
entweder festgelegt sind oder noch werden. Außerdem hat die Konferenz der Kirchen- 
leitungen die Möglichkeit, gegen Beschlüsse der Synode Einspruch zu erheben. Der 
Einspruch bewirkt, daß die Synode noch einmal beschließen muß. Auch für Beschlüsse 
der Konferenz der Kirchenleitungen gibt es die wichtige Einschränkung, daß sie nur für 
diejenigen Kirchen gelten, die nicht innerhalb von drei Wochen widersprechen. 

Frage: Die Konferenz der Kirchenleitungen dürfte nach Ihren vorhin gegebenen 
Auskünften etwa 20 Mitglieder haben. Kann ein Gremium von solcher Größe wirklich 
leiten? Kann es häufig genug zusammentreten, um kontinuierliche Arbeit leisten zu 
können? Und bedeuten solche häufigen Reisen über teilweise lange Strecken nicht einen 
erheblichen Aufwand an Zeit und Geld? 

Antwort: Wir haben diese Gesichtspunkte durchaus bedacht. Die Ordnung des Bun- 
des sieht vor, daß die Konferenz aus ihrer Mitte einen fünfköpfigen Vorstand bildet. 
Der hat die Möglichkeit, öfter zusammenzukommen und die Aufgaben der Konferenz 
wahrzunehmen, wenn diese nicht zusammen ist. 

Frage: Noch eine Frage grundsätzlicher Art. Ist auch an die Vertretung der Refor- 
mierten Gemeinden, die es in einigen Landeskirchen gibt, in den Organen des Bundes 
gedacht worden? 

Antwort: Ja, es ist dafür gesorgt, daß mindestens zwei Reformierte in der Synode 
des Bundes vertreten sind. Normalerweise kann das dadurch geschehen, daß die beiden 
großen Landeskirchen der Union, Kirchenprovinz Sachsen und Berlin-Brandenburg, 
unter ihren Synodalen solche aus reformierten Gemeinden berücksichtigen. Geschähe das 
nicht, müßten Angehörige reformierten Bekenntnisses in die Synode berufen werden. 

Frage: Bleibt der Bund auf die acht Landeskirchen beschränkt oder steht er auch 
anderen Kirchen in der DDR offen? 

Antwort: Es ist daran gedacht, daß andere Kirchen, soweit sie „bekenntnisverwandt“ 
sind, durch besondere Vereinbarung aufgenommen werden. Ich gestehe, daß das Wort 
„bekenntnisverwandt“ in der Zeit der Orthodoxie leichter zu definieren war, als es das 
heute ist. Nach meiner Erkenntnis bedeutet es heute: diese Kirchen dürfen in ihrer Lehre 
die der anderen Kirchen nicht ausschließen und müssen ihrer Arbeit nach in den Rahmen 
des Bundes passen, so daß eine fruchtbare Zusammenarbeit zu erhoffen ist. Aber das 
alles wäre zu prüfen, wenn ein solcher Wunsch ausgesprochen würde. 

Daß die Verbindung zu den Kirchen, mit denen wir ohnehin in der Arbeitsgemein- 
schaft christlicher Kirchen verbunden sind, und zu der Römisch-Katholischen und der 
Orthodoxen Kirche im Rahmen der Okumenischen Kommission des Bundes gepflegt 
und so eng wie möglich gestaltet werden soll, bedarf keiner besonderen Versicherung. 

Frage: Bitte erlauben Sie, daß wir noch einen ganz anderen Aspekt berühren. In den 
Diskussionen um den Zusammenschluß der Evangelischen Kirchen in der DDR ist oft 
darauf hingewiesen worden, daß durch die Verfassung der Deutschen Demokratischen 
Republik von 1968 für die Kirchen eine neue Lage entstanden ist. Liegt nicht hier der 
eigentliche Grund für die Bildung des „Bundes“? 

Antwort: Wir müssen zwischen Ursache und Anlaß unterscheiden. Ursache ist der 
Wille der Kirche, ihre Gemeinschaft, die sich schon lange in wichtigen Fragen bewährt 
hat, besser als bisher auszudrücken. Vor uns stehen ja Aufgaben fundamentaler Art, 
die nur in großer Gemeinsamkeit gelöst werden können. Der Anlaß, der es unauf- 
schiebbar machte, dieser Gemeinschaft auch organisatorisch Ausdruck zu geben, ist das 
neue Verfassungsrecht der DDR. Hier ist besonders auf die beiden Sätze von Art. 39 (2) 
hinzuweisen. Der erste betont die Notwendigkeit, daß die Kirchen ihre Tätigkeit „in 
Übereinstimmung mit der Verfassung und den gesetzlichen Bestimmungen der DDR“ 
ausüben. Das zwingt zu Folgerungen auf dem Gebiet der Organisation. Der zweite 
Satz sieht die Möglichkeit von Vereinbarungen zwischen Staat und Kirche vor. Es ist 
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wünschenswert, daß die Kirchen, wenn der Wunsch nach solchen Vereinbarungen er- 
kennbar wird, gemeinsame legale Organe als Verhandlungspartner bereitstellen. 

Frage: Was bedeutet das künftig für die Kirchen in der DDR im Blick auf die Fragen 
um die EKD? 

Antwort: Diese Frage erfordert eine doppelte Antwort. Es kann nicht um die Auf- 
kündigung kirchlicher Gemeinschaft gehen. Mit den Kirchen in der Bundesrepublik ver- 
bindet uns nicht nur die gemeinsame Sprache wie mit den Kirchen in Osterreich und in 
der Schweiz, uns verbindet auch eine gemeinsame Geschichte, die gezeichnet ist von dem 
mühevollen Weg bis hin zu jenem seinerzeit im Jahre 1948 in Eisenach vollzogenen 
Zusammenschluß zur Evangelischen Kirche in Deutschland. Auf diesem Weg gab es die 
Theologische Erklärung von Barmen, aber auch das Schuldbekenntnis von Stuttgart, 
das Darmstädter Wort des Bruderrates und das Friedenswort der Synode von Weißen- 
see 1950. 

Das gemeinsame Band aller Kirchen, die sich zu Christus als ihren Herrn und Heiland 
bekennen, ist ihr erhöhter Herr selbst. Das ist die Ermächtigung zur ökumenischen Be- 
wegung und zu jeder Bemühung um die Einheit der Kirchen. Aber es gibt eine zweite 
Ebene darunter. Auf ihr haben geschichtliche Bande ihren Wert. Man löst sie nicht ohne 
Not. Zeichen solcher geschichtlichen Verbundenheit sind z. B. das gemeinsame evange- 
lische Kirchengesangbuch und die revidierte Bibelübersetzung. Hier ist der Ausdruck 
„spezifische Gemeinschaft“ am Platze, der in der Debatte der letzten Monate fiel. Die 
uns allen vorgegebene Einheit in Jesus Christus kann nicht aufgegeben werden, die 
spezifische Einheit geschichtlicher Verbundenheit soll nicht aufgegeben werden. Es wird 
noch eine Reihe von Problemen gemeinsam gelöst werden müssen, z. B. das Tauf- und 
Abendmahlsproblem, die Fragen der Autorität der Bibel und die Frage des Amtes, 
um nur einige zu nennen. 

Ein anderes ist es, ob solche spezifische Gemeinschaft sich in gemeinsamen Organen 
der Leitung und Verwaltung ausdrücken muß. Unter den gegebenen Bedingungen, daß 
nämlich zwischen der DDR und der BRD nicht eine beliebige Staatsgrenze, sondern die 
Grenze zweier antagonistischer Gesellschaftsordnungen verläuft, wird der Feststellung 
von Landesbischof D. Mitzenheim zuzustimmen sein: „Die Staatsgrenzen der Deutschen 
Demokratischen Republik bilden auch die Grenze für die kirchlichen Organisations- 
möglichkeiten.“ Das gilt offenbar von den bisherigen Organen der EKD, von Synode 
und Rat. Die Synode hat schon lange nicht mehr die Möglichkeit gehabt, gemeinsam zu 
tagen. Dem Rat geht es kaum anders. Die Tatsache, daß man schon vor vielen Jahren 
eine „Ostkonferenz“, jetzt „Konferenz der Kirchenleitungen“, zu gründen für nötig 
hielt, spricht eine deutliche Sprache. 

Kirchliche Organe sollen dem Zeugnis der Kirche dienen. Wenn sie das nicht mehr 
können, müssen sie verändert werden. Das Zeugnis hat den Vorrang vor der Organisa- 
tion. Und wir werden alle Hände voll zu tun haben, das Zeugnis zu finden, mit dem 
es den Menschen in unserer sozialistischen Umwelt das Evangelium auszurichten 

aben. 

Frage: Welche sachlichen und rechtlichen Konsequenzen ergeben sich aus diesen Über- 
legungen? 

Antwort: Es kann ernsthaft nur einen Weg geben. Mit dem Zustandekommen der 
Organe unseres Bundes, also mit der Wahl der Synode des Bundes und der Bildung 
seiner Leitungsorgane werden die bisherigen EKD-Organe ihre Verantwortung für 
unsere Kirchen nicht mehr wahrnehmen können. Ein künftiges gleichzeitiges Arbeiten 
beider Organe nebeneinander ist aus vielen Gründen nicht mehr möglich. 

Frage: Wie geht esnun weiter? Wann wird der Bund konstituiert sein? 

Antwort: Wir sollten zügig weiterarbeiten. Dazu sind nun alle Voraussetzungen ge- 
geben. Die Strukturkommission ist beauftragt, auf Grund der Stellungnahmen der 
Landeskirchen die letzte Hand an die Ordnung des Bundes zu legen. Vielleicht wird sie 
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darüber hinaus noch Beiträge aus anderen kirchlichen Gremien und aus den Gemeinden 
erhalten, die sie verarbeiten kann. Der endgültig festgestellte Text der Ordnung des 
Bundes muß dann durch die Synoden der einzelnen Landeskirchen verabschiedet werden. 
Es ist zu hoffen, daß der „Bund Evangelischer Kirchen in der DDR“ um die Mitte dieses 
Jahres mit seiner Arbeit beginnen kann. 


Mit dieser Klarheit war es bisher öffentlich noch nicht ausgesprochen worden, 
daß die bisherigen EKD-Organe ihre Tätigkeit für den Bereich der DDR in Zu- 
kunft nicht würden fortsetzen können. Der Ratsvorsitzende der EKD Landes- 
bischof Dietzfelbinger erklärte dazu (zitiert nach epd-Dokumentation Nr. 5/69 
vom 20. Januar 1969): 


In dem Interview von Dr. Schönherr wird die Verwirklichung des seit längerer Zeit 
geplanten Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR angekündigt. Die Kirchen in 
der DDR haben schon bisher innerhalb der Ordnung der Evangelischen Kirche in 
Deutschland ihre kirchlichen Entscheidungen frei gefällt. Wir müssen ihren jetzigen 
Weg respektieren, können aber nur mit Schmerzen die Ankündigung von Dr. Schönherr 
hören, daß mit der Konstituierung der Organe des geplanten Bundes die Organe der 
EKD in der DDR nicht mehr arbeiten sollen. Welche Rückwirkungen dieses Geschehen 
auf die EKD in der Bundesrepublik Deutschland haben wird, kann heute noch nicht 
beurteilt werden. Wir wissen, daß Organisationsformen nicht das wichtigste Band kirch- 
licher Gemeinschaft sind. Wir müssen trotzdem tief bedauern, daß die organisatorische 
Gemeinsamkeit in der EKD, in der sich eine lange segensreiche gemeinsame Geschichte 
ausprägt, offenbar nicht aufrechtzuerhalten ist. Im Zeitalter der Okumene ist gerade 
uns evangelischen Christen in Deutschland, die an der Nahtstelle zweier antagonistischer 
Gesellschaftsordnungen leben, die Aufgabe gestellt, in der bleibenden Gemeinschaft des 
Glaubens, auf die auch Dr. Schönherr hinweist, einen langen Atem zu bewahren. 


Ebenfalls auf dem Hintergrund des Schönherr-Interviews sprach der Berichter- 
statter folgenden Rundfunkkommentar: 


DIE EKD UND DER NEUE KIRCHENBUND IN DER DDR 


Kommentar im Rias am 2. Februar 1969 
Von Oberkirchenrat Erwin Wilkens 


Die Evangelische Kirche in Deutschland steht vor der Aufgabe, ihre Gemeinschaft 
zwischen den beiden Teilen Deutschlands neu zu ordnen. Allen Schwierigkeiten zum 
Trotz ist es bis heute gelungen, die evangelischen Landeskirchen in der Bundesrepublik 
und in der DDR als Gliedkirchen der einen Evangelischen Kirche in Deutschland organi- 
satorisch beieinanderzuhalten. Kirchliche und staatliche Grenzen brauchen nicht mitein- 
ander übereinzustimmen. Es würde dem Wesen der Kirche widersprechen, wollte sie sich 
ohne weitere Überlegungen in den Wechsel politisch bedingter Spaltungen hineinziehen 
lassen. Wir leben in einem Zeitalter, in dem das Verhältnis sowohl der Staaten wie der 
Kirchen zueinander auf größere Einheiten und auf engere Gemeinschaftsformen zuläuft. 
Was sich zur Zeit sowohl politisch wie kirchlich zwischen den beiden Teilen Deutsch- 
lands abspielt, hat mit den Aufgaben, die uns von der Zukunft her gestellt sind, wenig 
zu tun. 

Eine weitere Überlegung müssen wir noch hinzufügen, wenn man die Bedeutung der 
kommenden Entwicklung für die evangelische Kirche voll ermessen will. Es sind Verhält- 
nisse denkbar, in denen die Kirche um ihres Wesens und um ihres Dienstes willen sich 
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solange wie möglich dagegen wehren muß, in politische und staatliche Abgrenzungen 
oder gar Gegensätze mit eingeordnet zu werden. Vor dieser Lage standen und stehen wir 
in Deutschland. Das gesellschaftliche und staatliche Auseinandertreten der beiden deut- 
schen Teile vollzieht sich in Formen, die menschlich unerträglich und politisch höchst 
gefährlich sind. Die evangelische Kirche hat versucht, zu ihrem Teil mitten in diesem 
schmerzlichen Trennungsprozeß einen Dienst des Ausgleichs und der Vermittlung zu 
tun und auch ihre eigene Rechtsgemeinschaft in den Dienst dieser Aufgabe zu stellen. 

Um die Form dieser rechtlichen‘ Gemeinschaft geht es nun in der weiteren Entwicklung. 
Die evangelischen Landeskirchen in der DDR halten den Augenblick für gekommen, 
sich zu einem eigenen, auf den Raum der DDR beschränkten Kirchenbund zusammen- 
zuschließen. Schon im Juni des vergangenen Jahres haben sie einer gemeinsamen Struk- 
turkommission den Auftrag erteilt, die „seit langem anstehende Frage (zu) prüfen, wie 
die unter den Kirchen der DDR bestehende Arbeits- und Zeugnisgemeinschaft inten- 
siviert werden kann“; es sollten Vorschläge für einen engeren Zusammenschluß erarbei- 
tet werden. Das Ergebnis dieser Arbeit ist jetzt durch eine ausführliche Erklärung be- 
kanntgeworden, die der Vorsitzende dieser Kommission, Generalsuperintendent Al- 
brecht Schönherr, der das Amt des Bischofs in der Ostregion der Kirche von Berlin- 
Brandenburg verwaltet, der Offentlichkeit übergab. Danach ist der Entwurf für die 
Ordnung eines „Bundes der evangelischen Kirchen in der DDR“ fertiggestellt. Der 
Bund wird zur Gesetzgebung eine Synode, zur Leitung der laufenden Geschäfte eine 
„Konferenz der Kirchenleitungen“ und für die Verwaltungsaufgaben ein Sekretariat, 
also eine Art Kirchenkanzlei erhalten. Mit der endgültigen Gründung dieses Kirchen- 
bundes ist bis zum Ende des Sommers 1969 zu rechnen. In ihm wird sich die überregio- 
nale Zusammenarbeit der evangelischen Kirchen in der DDR in Zukunft vollziehen. 

Uns interessiert in diesem Zusammenhang am meisten, was die Gründung dieses 
Bundes für die Evangelische Kirche in Deutschland und für die Zugehörigkeit der 
Kirchen in der DDR zu ihr bedeutet. Darauf erhalten wir eine doppelte Antwort. 
Einmal beschreibt Generalsuperintendent Schönherr die besonderen geschichtlichen Bin- 
dungen, die zwischen den Kirchen in den politisch getrennten Teilen Deutschlands seit 
Jahrhunderten bestehen, bis heute fortwirken und auch ihr künftiges Verhältnis be- 
stimmen werden. Solche Bindungen gehen in ihrer Bedeutung über die ökumenischen 
Beziehungen, die zwischen allen Kirchen in der Welt und in einzelnen Regionen be- 
stehen, weit hinaus. Man spricht daher in diesem Zusammenhang gern von einer „spezi- 
fischen Gemeinschaft“, von einer „spezifischen Einheit geschichtlicher Verbundenheit“ 
zwischen den evangelischen Kirchen in Deutschland, die nach dem Willen der Kirchen- 
leitungen in der DDR nicht aufgegeben werden soll. Man versteht also diesen ganzen 
Vorgang falsch, wenn man ihn lediglich negativ als „Aufkündigung kirchlicher Ge- 
meinschaft“ bezeichnet. Eine ganz andere Frage ist es, ob sich eine solche spezifische 
Gemeinschaft zwischen Kirchen immer und unter allen Umständen in einer festen 
Rechtsgemeinschaft mit gemeinsamen Organen der Leitung und der Verwaltung aus- 
drücken muß. Hier, so vertritt es Generalsuperintendent Schönherr, müsse der Tatsache 
Rechnung getragen werden, daß unter den gegebenen Bedingungen zwischen der DDR 
und der Bundesrepublik Deutschland nicht eine beliebige Staatsgrenze, sondern die 
Grenze zweier antagonistischer, also einander widerstreitender Gesellschaftsordnungen 
verläuft. Er zieht aus allem den Schluß, daß mit dem Zustandekommen des „Bundes 
der evangelischen Kirchen in der DDR“ die bisherigen Organe der Evangelischen Kirche 
in Deutschland ihre Verantwortung für die Kirchen in der DDR nicht mehr wahrneh- 
men können; ein gleichzeitiges Arbeiten der Organe beider kirchlichen Zusammen- 
schlüsse sei für das Gebiet der DDR in Zukunft aus vielen Gründen nicht mehr möglich. 

Es besteht also kein Zweifel daran, daß der neue Kirchenbund in der DDR sich als 
Neugründung versteht und jede Art kirchenorganisatorischer und verfassungsrechtlicher 
Gemeinschaft mit den westdeutschen Kirchen ausschließt. Zugleich aber versteht man 
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den neuen Weg nicht als Absage an eine spezifische Gemeinschaft und an Schlußfolge- 
rungen, die aus der geschichtlichen Verbundenheit auch für die Zukunft zu ziehen sind. 
Es geht für uns alle also offenbar darum, bei voller kirchlicher und rechtlicher Unab- 
hängigkeit doch möglichst viel an geistlicher Gemeinschaft zwischen den evangelischen 
Kirchen in beiden Teilen Deutschlands über die politische Spaltung hinweg in wirk- 
samer Form lebendig zu erhalten. Was aus Kreisen der evangelischen Kirche der deut- 
schen Politik geraten wird, nämlich neue Formen eines geregelten Miteinanders zu 
suchen, werden die Kirchen in beiden Teilen Deutschlands nun auch für ihre eigene 
Gemeinschaft entwickeln müssen. 

Lassen Sie mich nun, meine Hörerinnen und Hörer, zum Ganzen noch einige An- 
merkungen in kirchlicher und politischer Hinsicht hinzufügen. Die Evangelische Kirche 
in Deutschland hatte es seit langem als ihre besondere Aufgabe erkannt, ihre übergrei- 
fende Gemeinschaft zwischen den Teilen Deutschlands einerseits und die besonderen 
Lebensbedingungen der evangelischen Kirchen in der DDR andererseits miteinander in 
Einklang zu bringen. Wie es gute kirchliche Gründe gibt, an der Gemeinschaft zwischen 
Ost und West festzuhalten, so gibt es nicht erst seit gestern kirchlich begründete Über- 
legungen, die für einen besonderen engeren Zusammenschluß der Kirchen in der DDR 
sprechen. Dabei mußte man davon ausgehen, daß die Glieder der evangelischen Gemein- 
den in der DDR in christlicher Verantwortung loyale Bürger ihres Staates sein wollen. 
Es konnte und kann nicht kirchliche Aufgabe sein, sie darin zu behindern. Darüber 
hinaus stehen die Kirchen in der DDR mitten in einem ganz besonderen gesellschaft- 
lichen und geistigen Wandlungsprozeß, der nicht ohne Einfluß auf kirchliche Gestalt und 
Arbeitsweise bleiben kann. Die Organe der Evangelischen Kirche in Deutschland haben 
diesen Umständen seit Jahren Rechnung getragen, indem sie den Kirchen in der DDR 
für ihre eigenen Entscheidungen volle Freiheit eingeräumt haben. Dieser Freiheit wird 
auch jetzt voll Rechnung zu tragen sein, obwohl es die Hinnahme einer schmerzlichen 
Entwicklung bedeutet. 

Die politische Propaganda der DDR hat diese freie Entfaltungsmöglichkeit der Kir- 
chen in der DDR immer wieder neu bis heute in Zweifel gezogen. Es wird abzuwarten 
sein, ob diese Propaganda mit der bevorstehenden Klärung der Rechtsbeziehungen zwi- 
schen den Kirchen in beiden Teilen Deutschlands endlich zum Schweigen kommt. Es 
wird weiter abzuwarten sein, ob die Regierung der DDR den rechtlich voneinander 
unabhängigen Kirchengebieten die Möglichkeit läßt, ihre Beziehungen zueinander neu zu 
gestalten. Auf jeden Fall werden die Kirchen es für eine ihnen gebotene Aufgabe 
halten, an den politisch zertrennten, von gegenseitiger Entfremdung und von Gefühlen 
des Hasses bedrohten Menschen im geteilten Deutschland einen Dienst der Seelsorge und 
der Fürsorge zu tun. 


Ein weiteres Mal äußerte sich Landesbischof Dietzfelbinger eingehend in einem 
epd-Interview zu der Situation in der DDR und zu den von daher für die EKD 
aufgeworfenen Fragen (epd-Dokumentation Nr. 7 vom 4. Februar 1969). Auch 
zur Entwicklung in der VELKD wird darin Stellung genommen, über die unten 
noch zu berichten sein wird. 


Heßler: Herr Landesbischof, für die Evangelische Kirche in Deutschland bahnen sich 
tiefgreifende Veränderungen an. Generalsuperintendent Schönherr in Ost-Berlin hat 
die Gründung des seit längerer Zeit geplanten Kirchenbundes in der DDR für den 
Sommer dieses Jahres angekündigt. Auch kirchenamtlicherseits ist dazu festgestellt 
worden, daß mit diesem Schritt die Einheit der EKD organisatorisch endgültig zusam- 
menbrechen werde. Wie beurteilen Sie als EKD-Ratsvorsitzender die beabsichtigte Kir- 
chenbundsgründung? Welche Konsequenzen müssen aus dieser Situation für den Zu- 
sammenschluß der EKD und ihre Arbeit in der Bundesrepublik gezogen werden? 
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Dietzfelbinger: Dieser Bund ist seit etwa einem dreiviertel Jahr im Gespräch. Er ist 
im Osten wohl einfach angesichts der politischen Verhältnisse notwendig geworden, 
infolge mancher Veränderung und neuer Gegebenheiten. Aber vielleicht ist er auch 
wegen der Veränderung der kirchlichen Struktur in den letzten zwanzig Jahren nötig 
geworden. Wir müssen die Entscheidung der Brüder und der Kirchenleitungen drüben 
respektieren, wenn sie meinen, daß dieser Weg nun zu gehen ist, und sie sind in dieser 
Entscheidung ja völlig frei. Das ist in der EKD bereits von jeher so gewesen. Für den 
Zusammenschluß der EKD bedeutet die Gründung des Bundes voraussichtlich — das 
kommt in der Ankündigung von Dr. Schönherr zum Ausdruck -, daß wohl die 
organisatorische Zusammenarbeit in den Organen der EKD nun nicht mehr möglich ist. 
Es ist ja nun gesagt worden, daß der Bund eigene Organe haben wird: eine Synode, 
eine Kirchenleitung, ein Generalsekretariat und auch eine Konferenz der Kirchenlei- 
tungen. Und wenn neben den Organen dieses neuen Bundes dann die Organe der EKD, 
die bisher in der DDR tätig waren, nicht mehr aktiv sein können, müssen wir das 
hinnehmen. Das schmerzt uns, Die organisatorische Verbundenheit ist zwar nicht das 
Allerwichtigste, aber sie kann doch eine ganz wesentliche Bedeutung haben. Unsere 
Aufgabe wird sein, so wird es auch von Schönherr ausgesprochen, daß wir nun einfach 
die Verbindung der Christen untereinander, die auch ohne solchen organisatorischen 
Zusammenhalt sein kann, festhalten, pflegen und vertiefen, im Austausch, im Gebet, 
in Briefen und Besuchen — soweit das möglich ist. Wir müssen uns gegenseitig dazu 
anhalten, in dieser Gemeinschaft einen langen Atem zu bewahren. 

H.: Wenn Sie sagen, Kirchen und Christen sollten einen langen Atem bewahren, 
was meinen Sie damit konkret? Haben Sie dabei ein bestimmtes Zukunftsbild vor 
sich? Langen Atem bewahren - für was? Auf was hin? 

D.: Auf eine Zukunft hin, die wir nicht kennen, die Gott allein kennt. Es ist in der 
Geschichte der Kirche schon häufig so gewesen. Sie ist ja länger als die Geschichte man- 
cher anderen Bewegungen. Daß man in einem langen Atem, oder wie die Bibel sagt, 
daß man in Geduld und Glaube der Heiligen einfach gestanden ist und durchgehalten 
hat, ist oft schon entscheidend gewesen. Dann hat sich oft aus solch einer Verbundenheit 
wieder manches Neue und Unerwartete für die Gemeinschaft ergeben. Ich denke hier 
nicht politisch. Ich weiß ja nicht, wie die politische Zukunft zwischen Ost und West wird. 
Gerade an dieser Stelle, wo zwei einander entgegengesetzte Gesellschaftssysteme sich 
berühren, muß man ja wohl sehr nüchtern denken. Aber es heißt doch, daß in dieser 
so verstandenen Weise Christen nicht einfach aufgeben dürfen, was ihnen als Gabe 
Gottes gegeben ist. 

H.: In diesem Zusammenhang wird gern davon gesprochen, daß uns die kirchliche 
Gemeinschaft doch bleibt. Schönherr erwähnt sie in seinem Interview, in dem er die 
Kirchenbundgründung erläutert, und Sie sprechen davon in Ihrer Reaktion auf Schön- 
herrs Ankündigung. Was ist unter dieser kirchlichen Gemeinschaft zu verstehen? Was 
unterscheidet sie von der Gemeinschaft, die wir mit anderen Kirchen in der Ökumene 
haben, abgesehen einmal von Sprache und gemeinsamer Geschichte? 

D.: Es bestehen tatsächlich doch Unterschiede gegenüber einer ökumenischen Gemein- 
schaft. Auch die ökumenische Gemeinschaft kann sehr differenziert sein. Die ökumenische 
Gemeinschaft etwa mit den Kirchen in Österreich ist eine andere als etwa diejenige mit 
den Kirchen in Sumatra. Die ökumenische Gemeinschaft etwa zwischen der bayerischen 
Landeskirche und der Kirche auf Neuguinea, einer Tochterkirche der bayerischen Landes- 
kirche, ist wieder etwas anderes als die ökumenische Gemeinschaft mit den Kirchen in 
Tansania. Da sind aber auch noch einige andere Faktoren. Die Gemeinschaft zwischen 
den Kirchen in beiden deutschen Staaten ist dadurch schon etwas Besonderes, daß doch 
auch die Geschichte uns verbindet. Wenn ich theologisch reden soll: Gemeinschaft der 
Kirche umfaßt nicht nur die Gemeinschaft des sogenannten dritten Glaubensartikels: 
Gemeinde der Heiligen, sondern gleichzeitig die des zweiten, das ist die Erlösung durch 
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Jesus Christus, und auch die des ersten Glaubensartikels, wo wir uns als Menschen des 
gleichen Stammes und der gleichen Sprache begegnen. Aber darüber hinaus hat diese 
Kirche durch die Geschichte der Reformation und infolge der Nähe zu den Stätten der 
Reformation besonders viel Gemeinsames. Wir können doch nicht aufgeben, daß auch 
für uns die Hauptorte der Reformation beispielsweise in Thüringen liegen oder in 
Sachsen, in Eisenach und Erfurt, Leipzig und Wittenberg. Alles das bewegt uns. Wir 
haben aber auch noch mehr gemeinsam. Wir haben das gleiche Gesangbuch, was in der 
Okumene nicht so vorhanden ist. Wir haben die gleiche Lutherbibel. Diese Dinge machen 
für das kirchliche Leben ungeheuer viel aus. 

H.: Ich möchte noch einmal auf strukturelle Fragen zurückkommen. In der Offent- 
lichkeit sind verschiedentlich Überlegungen darüber angestellt worden, wie die Folgen 
der jüngsten Entwicklung in der DDR für die praktische Arbeit gesamtkirchlicher 
Größenordnung in geeigneter Weise strukturell aufgefangen werden können. Ist in der 
Bundesrepublik die Bildung eines ähnlichen regionalen Zusammenschlusses denkbar un- 
ter dem Gesichtspunkt, für künftige Gespräche und gemeinsame Aktionen mit den 
Kirchen in der DDR einen adäquaten Partner zu schaffen? 

D.: Wir müssen uns natürlich überlegen, ob und wie wir die Gespräche miteinander 
weiterführen können. Wenn so wie bisher die Möglichkeiten in Ost-Berlin gegeben sind, 
dann wird man weiter diese Möglichkeit nutzen. Man muß eben hier eine andere, wie 
soll ich sagen, partnerschaftliche Lösung finden. Dies müßte möglich sein, wenn es wenig- 
stens eine ökumenische Gemeinschaft geben soll. Das ist doch im Grunde das mindeste in 
der Ökumene, daß man sich wenigstens begegnen kann. Sie fragen, ob jetzt im Westen 
schon Pläne für die Gründung eines ähnlichen Zusammenschlusses vorliegen. Es sind 
keine Pläne vorhanden, denn wir wollen auch nichts vorwegnehmen. Natürlich wird da 
und dort die Frage gestellt, ob sich die Kirchen in der Bundesrepublik jetzt nicht auch neu 
organisieren müßten, weil die EKD nunmehr doch bloß noch ein Zweidrittelkörper ist. 
Auf der anderen Seite könnte man sagen, daß sie ja auch so weiterexistieren könnte. Es 
gibt in der Tat auch Leute, die fragen, ob die Gründung des Bundes drüben gewisser- 
maßen als Rückwirkung nicht die Gründung eines Bundes evangelischer Kirchen in der 
Bundesrepublik zur Folge haben müsse. Darüber ist in den Leitungsgremien der EKD 
noch nicht gesprochen worden. Ich nehme aber an, daß manche Leute bereits ernsthaft 
darüber nachdenken. Jedenfalls halte auch ich es nicht für wahrscheinlich, daß die Grün- 
dung des Bundes drüben ohne Wirkung auf den Westen bleiben wird. Solche Wirkungen 
sind zu erwarten bis in die Arbeit der einzelnen Organe der EKD und bis in Fragen 
einer neuen Strukturierung der Beziehungen zwischen Ost und West. 

H.: Glauben Sie, daß die EKD in der Bundesrepublik im Bemühen um eine mög- 
lichst weitreichende Zusammenarbeit und um möglichst ungefährdete Kontakte mit den 
Kirchen in der DDR in der Frage ihrer eigenen Struktur zu einem hohen Preis bereit 
wäre? 

D.: Ich könnte mir vorstellen, daß, wenn die bisherige organisatorische Bindung - wie 
jetzt vorgesehen — einmal gelöst ist, dieses der Preis war, den wir haben zahlen müssen, 
um vielleicht auf anderer Ebene noch eine Verbindung halten zu können. Dies hängt 
sehr stark einfach mit der Frage zusammen, wie sich die beiden politischen Systeme in 
Ost und West zueinander verhalten, ob sie sich weiter in ihrem Gegeneinander versteifen 
oder ob es Auflockerungen gibt. 

H.: In Ihrer ersten Stellungnahme zur Schönherr-Ankündigung haben auch Sie offen- 
bar betont - wie der Ostberliner Bischofsamtsverwalter - das Wort „antagonistisch“ 
gebraucht. Meinen Sie, daß mit dem Gebrauch dieses Wortes die Beschreibung der politi- 
schen Gegebenheit in Ost und West in der kirchlichen Diskussion eine bestimmte Nuance 
erhalten soll? 

D.: Ich sehe darin den Versuch, und darum wird es auch Dr. Schönherr gegangen 
sein, hier die Realität der Situation so schonungslos und so deutlich wie möglich zu be- 
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schreiben. Die Grenze, die uns trennt, ist eben, das kann man nicht leugnen, eine an- 
dere Grenze als die zwischen der Bundesrepublik und Österreich oder zwischen Frank- 
reich und Spanien. Es ist eben die Grenze, an der sich zwei politische und weltanschau- 
liche Systeme einander begegnen und in einer besonderen Spannung, in einem Antago- 
nismus zueinander stehen. 

H.: Erlauben Sie bitte, daß ich nochmals auf die mögliche weitere Zusammenarbeit 
mit den Kirchen in der DDR zu sprechen komme. Schönherr meint in dem Interview, in 
dem er die Konstituierung des Kirchenbundes ankündigt, daß ungeachtet der bevor- 
stehenden Entwicklung eine Reihe von Problemen für den Protestantismus gemeinsam 
gelöst werden könnten. Er nennt dabei das Tauf- und Abendmahlsproblem, Autorität 
der Bibel und das geistliche Amt. Wie wird eine Zusammenarbeit in diesen Fragen nach 
Ihrer Ansicht unter den zu erwartenden neuen Gegebenheiten geschehen können und 
welche Rolle werden bei der Behandlung solcher Fragen die überaus unterschiedlichen 
Umwelterfahrungen beziehungsweise Umweltbedingungen spielen? 

D.: Diese Umweltbedingungen und Umwelterfahrungen haben schon jetzt eine wich- 
tige Rolle gespielt in den Gesprächen, die wir in der gemeinsamen Organisationsform 
miteinander hatten. Es war nicht zu verkennen, daß bis in den Sprachgebrauch hinein die 
Welt im Osten und im Westen sich in den letzten zwanzig Jahren unterschiedlich ent- 
wickelt hat. Es ist auch zwangsläufig, daß die Auseinandersetzung mit der Weltan- 
schauung hier und mit der Weltanschauung dort die Schwerpunkte der Probleme anders 
legt. Wenn man auf der einen Seite sich mit einem atheistischen Humanismus oder dia- 
lektischen Materialismus auseinandersetzen muß und wenn man es auf der anderen 
Seite mit einer noch vom christlichen Glauben her bestimmten oder sich bestimmt glau- 
benden Demokratie zu tun hat, so ergeben sich unterschiedliche Ausgangspositionen und 
Gesprächslagen. Dabei haben wir allerdings auch immer wieder feststellen können, daß - 
ungeachtet der unterschiedlichen Entwicklungen — doch in vielem die Probleme hier und 
dort einander ähnlich sind, sogar frappant ähnlich. Die Grundprobleme jedoch bleiben: 
die sich unterschiedlich entwickelnde Sprache, das sich Auseinanderleben der Menschen, 
der Wechsel der Generationen: die Nachkommenden kennen die Geschichte bis 1945 
nicht und tun sich schwer dabei, bestimmte Vorgänge vor dem historischen Hintergrund 
zu sehen und zu verstehen. Dies alles erschwert sicherlich das Gespräch und wird die 
Gesprächsgegenstände verändern. Aber vielleicht wird es doch noch in Zukunft Möglich- 
keiten der Kommunikation geben. 

H.: Um noch ein weiteres Sachproblem in diesem Zusammenhang zu erwähnen: Wür- 
den Sie in diese Reihe der gemeinsam zu behandelnden Probleme auch die Konfirmations- 
frage einordnen? 

D.: Die Konfirmationsfrage kann man dazu einordnen. Sie ist aber gerade ein Bei- 
spiel, an dem man merkt, wie die Problematik in einem Teil Deutschlands bereits völlig 
anders geworden ist als im anderen. Die Auseinandersetzung um die Konfirmation 
haben die Brüder im Osten schon seit ungefähr 15 Jahren zu führen gehabt. Bis in die 
Form hinein ist dort in der Konfirmationsfrage infolge der Auseinandersetzung mit der 
Jugendweihe vieles völlig anders geworden. Sie stehen in dieser Diskussion an einer 
ganz anderen Stelle als wir hier. Auch bei uns hat die Konfirmationsdiskussion einge- 
setzt. Aber während sie es drüben mit dem militanten Atheismus zu tun hat, muß sie 
sich bei uns mit der volkskirchlichen Lässigkeit oder Gewohnheit auseinandersetzen und 
der damit verbundenen Frage, wie der Entscheidungscharakter und der Zeugnischarakter 
des christlichen Glaubens sich auch in dieser Form und bei der Konfirmation zum Aus- 
druck und zur Geltung bringen kann. 

A.: Auch die VELKD, der Zusammenschluß der lutherischen Kirchen, ist durch jüngste 
Entwicklungen, durch die Verselbständigung der VELK in der DDR, in eine neue orga- 
nisatorische Situation gebracht worden. Ihre Lage ist einerseits einfacher und anderer- 
seits noch komplizierter als die der EKD. Innerhalb der VELKD bestanden bereits die 
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rechtlichen Möglichkeiten eines auch gesetzlich legitimierten unabhängigen Handelns in 
beiden Teilen Deutschlands. Gibt es jetzt praktisch nicht drei VELKs? Eine in der DDR, 
eine in der Bundesrepublik Deutschland und unabhängig davon die bisherige unaufge- 
löste alte VELKD? Welche Konsequenzen wird die VELKD in der Bundesrepublik 
Deutschland aus der Verselbständigung der VELK in der DDR ziehen oder ziehen 
müssen? 

D.: Zur ersten Frage: Man kann natürlich sagen, daß drei verschiedene VELKs be- 
stehen. Dabei müßte man hinzufügen, daß die dritte, also die bisherige VELKD, die 
seit 1948 existierte, jetzt nur eine imaginäre ist. Sie ist ja nicht real, denn Kirche ist 
immer eine Gemeinschaft von Menschen. Man kann aber sagen, daß die bisherige Ver- 
fassung der VELKD gewissermaßen sich potentiell als dieselbe Verfassung noch über 
beide wölbt. Aber sonst sind die beiden Teile organisatorisch getrennt. Welche Folge- 
rungen sich daraus für die Kirchen im Westen ergeben, darüber wird die General- 
synode der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands in der Bundes- 
republik in Augsburg im Mai dieses Jahres zu sprechen haben. Die Vorarbeiten orga- 
nisatorischer Art, die schon durch Jahre hindurch geleistet worden sind, haben die 
VELKD in die Lage versetzt, sich im Organisatorischen leichter die möglicherweise nö- 
tigen neuen Formen zu geben. Es sind vielleicht gar nicht sehr viele Formen notwendig. 
Der Kirchenkörper ist kleiner, viel homogener als der der EKD. Hinzukommt, daß er 
wohl nicht so im Schußfeld der Angriffe steht und gestanden hat wie die EKD. 


Abschließend ist in diesem Zusammenhang noch über die parallelen Vorgänge 
in der VELKD zu berichten. Diese hatte im Vergleich mit der EKD eine ungleich 
bessere rechtliche Ausgangsbasis für die Aufgabe, sowohl die rechtliche und sach- 
liche Kontinuität ihres kirchlichen Zusammenschlusses zwischen ihren Gliedkir- 
chen in beiden Teilen Deutschlands zu wahren als auch den situationsbedingten 
Erfordernissen einer möglichst weitgehenden regionalen Verselbständigung Rech- 
nung zu tragen. Schon das Kirchengesetz der VELKD über eine regionale Glie- 
derung der Organe der Vereinigten Kirche vom 14. Juni 1963 (s. Kirchl. Jahr- 
buch 1963, S. 15-16) hatte eine stärkere Gliederung der VELKD nach Ost und 
West mit einem eigenen regionalen Gesetzgebungsrecht vorgesehen und bewirkt. 
Diese Durchgliederung wurde auf den regionalen Tagungen der Lutherischen 
Generalsynode 1968 vom 12. bis 15. Mai in Bückeburg und vom 28. bis 30. No- 
vember in Freiberg (Sachsen) zu Ende geführt. Das „Kirchengesetz zur ÄAnde- 
rung verfassungsrechtlicher Bestimmungen der VELKD“ vom 12. Dezem- 
ber 1968 (ABl. der VELKD, Bd. III, Stück 3, vom 16. Dezember 1968, S. 86) 
schuf außer einer personellen Verstärkung der Generalsynode und der Kirchen- 
leitung die Grundlage für Verfassungsänderungen auch auf regionaler Basis. 
Für den entscheidenden Schritt war damit der Weg frei gemacht worden. Die 
Regionaltagung (Ost) der Lutherischen Generalsynode in Freiburg beschloß fol- 
gendes Kirchengesetz: 


KIRCHENGESETZ ÜBER DIE VEREINIGTE EVANGELISCH-LUTHERISCHE KIRCHE 
IN DER DEUTSCHEN DEMOKRATISCHEN REPUBLIK 


Vom 1. Dezember 1968 
(ABl. der VELKD, Bd. III, Stück 4, vom 17. März 1969, S. 122) 


Generalsynode und Bischofskonferenz haben gemäß $ 3 Absatz 2 des Kirchen- 
gesetzes über eine regionale Gliederung der Organe der Vereinigten Kirche vom 
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14. Juni 1963 unter Wahrung der Vorschriften von Artikel 16 Absatz 4 der Verfassung 
der Vereinigten Kirche vom 8. Juli 1948 auf der regionalen Tagung der Generalsynode 
der Vereinigten Kirche in Freiberg am 30. November 1968 das folgende „Kirchengesetz 
über die Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche in der Deutschen Demokratischen 
Republik“ beschlossen, das hiermit verkündet wird. 


$1 

(1) Die Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche in der Deutschen Demokratischen 
Republik besteht aus der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Sachsens, der Evan- 
gelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen und der Evangelisch-Lutherischen Landes- 
kirche Meclenburgs (Gliedkirchen). 

(2) Organe der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche in der Deutschen Demo- 
kratischen Republik sind die Bischofskonferenz, die Generalsynode und die Kirchen- 
leitung. Gemeinsame Dienststelle ist das Lutherische Kirchenamt Berlin. 


$2 
(1) Die Bischofskonferenz besteht aus den Bischöfen der drei Gliedkirchen. 
(2) Die Generalsynode besteht aus den Mitgliedern, die aus den drei Gliedkirchen in 
die IV. Generalsynode der Vereinigten Kirche entsandt oder berufen worden sind. 
(3) Für die Zusammensetzung der Kirchenleitung gilt Absatz 2 entsprechend. 


$3 
Die Verfassung, die Kirchengesetze und die Ordnungen der Vereinigten Kirche sind in 
sinngemäßer Anwendung geltendes Recht der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kir- 
che in der Deutschen Demokratischen Republik. 


$4 
Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Dezember 1968 in Kraft. 


Schwerin, den 1. Dezember 1968 Der Leitende Bischof 
D. Dr. Beste 


Zugleich mit diesem Gesetz faßte die Generalsynode in Freiberg diesen Be- 
schluß: 


BESCHLUSS 


der 2. regionalen Tagung der IV. Generalsynode 
der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands in Freiberg 


Vom 30. November 1968 


Die Generalsynode bittet Bischofskonferenz und Kirchenleitung der Vereinigten Kirche, 
den eg Beschluß zur Kenntnis zu nehmen und in geeigneter Weise zu ver- 
wenden. 

Mit der Verabschiedung eines Kirchengesetzes über die Vereinigte Evangelisch-Luthe- 
rische Kirche in der Deutschen Demokratischen Republik geht die in Freiberg versam- 
melte regionale Tagung der Generalsynode auf dem Wege weiter, der mit dem Kirchen- 
gesetz über eine regionale Gliederung der Organe der Vereinigten Kirche im Jahre 1963 
beschritten ist. 

Sie sagt sich von den übrigen Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen 
Kirche Deutschlands nicht los. Sie will auch künftig, so gut das möglich ist, die Gemein- 
schaft des Glaubens und des Dienstes festhalten. Diese Gemeinschaft ist in 400jähriger 
Geschichte gewachsen. Sie hat sich im Kampf der Bekennenden Kirche bewährt. Sie 
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hat 1948 in Eisenach durch die Bildung der Vereinigten Kirche sichtbar Gestalt ge- 
Lars, Die gemeinsame Arbeit in gegenseitiger Verantwortung ist reich gesegnet 
worden. 

Die Vereinigte Kirche in der DDR trägt mit ihrer institutionellen Selbständigkeit der 
staatlich-politischen Situation Rechnung, die eine Rechtseinheit der Vereinigten Kirche 
wie bisher nicht zuläßt. Sie geht diesen Weg, um in der Lage, in die Gott seine Gemeinde 
geführt hat, den Dienst zu leisten, der ihr vom Herrn der Kirche aufgetragen ist. 

Der Vereinigten Kirche muß auch künftig daran gelegen sein, die in gemeinsamer 
Arbeit sich dokumentierende Verbundenheit mit den anderen evangelischen Kirchen in 
der DDR weiterzuführen und zu vertiefen. Die regionale Tagung der Generalsynode 
bittet Bischofskonferenz und Kirchenleitung zu erwägen, wie diese Verbundenheit in 
geeigneter Weise gefördert werden kann. 


Es folgte eine Stellungnahme des Lutherischen Kirchenamtes in Hannover: 


STELLUNGNAHME DES LUTHERISCHEN KIRCHENAMTES HANNOVER 


Vom 13. Dezember 1968 


Zu dem „Kirchengesetz über die Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche in der Deut- 
schen Demokratischen Republik“, das auf der regionalen Tagung der Lutherischen Ge- 
neralsynode am 30. November 1968 in Freiberg/Sachsen beschlossen wurde, gab das 
Lutherische Kirchenamt in Hannover folgende Stellungnahme ab: 

Nur mit Schmerz und Trauer kann man im ökumenischen Zeitalter zur Kenntnis 
nehmen, daß es im Mutterland der Reformation neben der Vereinigten Evangelisch- 
Lutherischen Kirche Deutschlands, deren Arbeit sich künftig auf die Gliedkirchen in der 
Bundesrepublik Deutschland beschränkt, nunmehr die Vereinigte Evangelisch-Lutheri- 
sche Kirche in der Deutschen Demokratischen Republik gibt. Andererseits konnte nie- 
mand, der die Entwicklung der letzten Zeit und den beschwerlichen Weg der Kirchen in 
der Deutschen Demokratischen Republik aufmerksam verfolgt hat, von der Entscheidung 
der Freiberger Generalsynode überrascht werden. 

Das in Freiberg beschlossene Kirchengesetz sieht vor, daß die Vereinigte Evangelisch- 
Lutherische Kirche in der Deutschen Demokratischen Republik aus den lutherischen 
Landeskirchen Sachsen, Thüringen und Mecklenburg besteht, daß die bisherigen Regio- 
nalorgane der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands die volle 
Rechtsstellung selbständiger Organe erhalten und daß die Verfassung der Vereinigten 
Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands und ihre sonstigen bisher erlassenen Ord- 
nungen in sinngemäßer Anwendung geltendes Recht für den Zusammenschluß in der 
Deutschen Demokratischen Republik bleiben. 

Für die Beurteilung der neuen Rechtslage sind folgende Gesichtspunkte festzuhalten: 

1. Die Freiberger Entscheidung wurde nicht in einem Alleingang, sondern nach vor- 
heriger Beratung in den verantwortlichen Organen der Vereinigten Evangelisch-Luthe- 
rischen Kirche Deutschlands getroffen. Die regionalen Tagungen der Generalsynode in 
Bückeburg und Freiberg haben mit einer gemeinsam beschlossenen Verfassungsänderung 
die Rechtsgrundlage für die Verselbständigung der Vereinigten Kirche in der DDR 
geschaffen. Sie knüpften dabei an die bereits seit 1963 geltende Regionalordnung an. 

2. Schon bisher haben die westdeutschen Gliedkirchen niemals einen „Alleinvertre- 
tungsanspruch“ erhoben. Es gab keine Weisungen aus dem Westen. Deshalb konnte nie- 
mand den Gliedkirchen in der DDR die Entscheidung abnehmen. Es mußten aber die 
rechtlichen Voraussetzungen für den nun vollzogenen Schritt geschaffen werden. 

3. Die Organe und Gliedkirchen in der DDR sahen sich auf Grund der neuen Ver- 
fassung der DDR und der damit zusammenhängenden staatlichen Rechtsentwicklung 
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genötigt, ihre Entscheidung jetzt zu treffen. Sie konnte nur auf der ordnungsgemäß 
stattfindenden Regionaltagung der Generalsynode fallen. 

4. Die Freiberger Generalsynode handelte nicht nur unter einer von außen aufge- 
nötigten Situation. Entscheidend ging es um das Festhalten an dem den lutherischen 
Kirchen gemeinsam aufgetragenen Dienst und um die Effektivität ihrer Organe. Aus 
diesem Grunde sind auch die Generalsynode und die Kirchenleitung zahlenmäßig 
verstärkt worden. 

5, Die in Bückeburg und Freiberg beschlossene volle Freiheit des rechtlichen Handelns 
besteht nunmehr auch im Bericht der westdeutschen Gliedkirchen. Über die Konsequen- 
zen, die sich für diesen Bereich ergeben, wird die im Mai 1969 in Augsburg zusammen- 
tretende Generalsynode zu entscheiden haben. 

6. Mit Dankbarkeit muß der Wunsch und Wille der Vereinigten Evangelisch-Lutheri- 
schen Kirche in der DDR zur Kenntnis genommen werden, an der Gemeinschaft des 
Glaubens und des Dienstes der lutherischen Kirchen in Deutschland festzuhalten. Wie in 
Freiberg betont wurde, hat sich diese Gemeinschaft in einer 400jährigen gemeinsamen 
Geschichte bewährt und im Jahre 1948 in Eisenach mit der Bildung der Vereinigten 
Evangelisch-Lutherischen Kirche konkrete Gestalt angenommen. Es ist eine durch Be- 
kenntnis, Sprache und Geschichte gewachsene Gemeinschaft, die über eine nur ökume- 
nische Verbindung hinausgeht. Auch in Zukunft wird es daher kooperative Arbeit an 
den großen theologischen und geistlichen Aufgaben, die der lutherischen Kirche heute 
gestellt sind, geben müssen. 

7. Meldungen über eine „Blockbildung der Lutheraner“ gehen an den Tatsachen 
völlig vorbei. Es geht nicht um eine Neugründung, sondern um die Erhaltung einer seit 
Jahrzehnten bestehenden Gemeinschaft zwischen den lutherischen Landeskirchen in der 
DDR. Formen engerer Zusammenarbeit aller evangelischen Kirchen in der DDR sind 
nicht nur möglich, sondern von der Generalsynode in Freiberg geradezu gefordert. Die 
lutherischen Kirchen schulden einer größeren Gemeinschaft den Dienst mit ihren Gaben, 
Erfahrungen und Erkenntnissen. Die Freiberger Entscheidung fügt sich damit in die 
Pläne des viel erörterten Kirchenbundes ein, die von Anfang an nicht auf eine Ein- 
heitskirche hinzielten. 


Mit diesem für viele überraschenden Schritt haben sich die Gliedkirchen der 
VELKD Sachsen, Thüringen und Mecklenburg rechtlich verselbständigt. Der 
Vorgang und die damit geschaffene Rechtslage sind von eigener Art. Die Spal- 
tung in zwei selbständige Kirchengebiete geschah aus dem Recht der VELKD 
heraus; die rechtliche Kontinuität wurde gewahrt, obwohl man den Zusammen- 
schluß der drei Gliedkirchen zur VELK in der DDR als Neugründung ansehen 
kann; aus der VELKD brauchten die östlichen Gliedkirchen nicht ausdrücklich 
auszuscheiden, obwohl deren Verfassungsauftrag in der DDR künftig von der 
rechtlich selbständigen VELK in der DDR wahrgenommen wird; mit der künftig 
auf die Bundesrepublik beschränkten VELKD verbindet die Gliedkirchen in der 
DDR dieselbe Verfassungsurkunde, aber die Organe der VELKD haben in der 
DDR keinerlei Kompetenzen. 

Vielen Beobachtern innerhalb und besonders natürlich außerhalb der VELKD 
erschien der Schritt von Freiberg trotz der Gunst der Rechtslage als voreilig. 
Starken Bestrebungen, in den neuen „Bund der Evangelischen Kirchen in der 
DDR“ auch in geeigneter Weise die VELKD und die EKU einzubeziehen, wurde 
ein Riegel vorgeschoben. Da alle Landeskirchen in der DDR, von einzelnen re- 
formierten Gemeinden abgesehen, durchweg lutherisch geprägt sind, hätte es 
nahegelegen, zugleich mit der Gründung des Bundes auch die konfessionelle 
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Frage durch einen konstruktiven Schritt nach vorn weiterzubringen. Daß jede 
der acht Landeskirchen in der DDR angesichts der durch die Umwelt gestellten 
völlig gleichartigen Aufgaben künftig zwei über-landeskirchlichen Zusammen- 
schlüssen angehört, wird nicht geringe Anstrengungen erfordern, wenn man den 
Bund nicht von vornherein durch Rivalitäten schwächen will. Daß man diese 
Probleme durchaus sieht, zeigt eine Presseverlautbarung über die erste Sitzung 
der neuen Kirchenleitung der VELK in der DDR unter dem Vorsitz des Leiten- 
den Bischofs D. Dr. Niklot Beste am 11. Dezember. Darin heißt es (epd-Aus- 
gabe für die kirchliche Presse Nr. 1 vom 2. Januar 1969): 


Über das zukünftige Verhältnis zu den lutherischen Kirchen in der Bundesrepublik heißt 
es, nach Auffassung von Kirchenleitung und Generalsynode der VELK in der DDR sei 
„durch die Gemeinsamkeit des Glaubens und Dienstes eine spezifische Gemeinschaft ge- 
wachsen“, die sich „in vierhundertjähriger gemeinsamer Geschichte bewährt und sichtbare 
Gestalt gewonnen“ habe und über die Gemeinschaft mit den Kirchen in der Okumene 
hinausgehe. Daraus ergebe sich eine kooperative Arbeit in theologischen und geistlichen 
Fragen. Ebenfalls sprach sich die Lutherische Kirchenleitung in der DDR in Überein- 
stimmung mit der Generalsynode dafür aus, daß der VELK nach wie vor daran gelegen 
sei, „die Zusammenarbeit mit den anderen evangelischen Kirchen in der DDR weiter- 
zuführen und zu vertiefen“. Sie habe ihnen „mit ihren Gaben zu dienen und zu den 
gemeinsamen Aufgaben von ihren Erkenntnissen und Erfahrungen her einen eigenen 
Beitrag zu leisten“. Der VELK gehören mit der sächsischen, der thüringischen und der 
mecklenburgischen Landeskirche drei der acht evangelischen Landeskirchen in der DDR 
an. 


4. ÖFFENTLICHE VERANTWORTUNG 
a) Allgemeines 


Das kirchliche Wort in Fragen der öffentlichen Verantwortung für Staat und 
Gesellschaft ist nur bei denen erwünscht, die sich in ihren Auffassungen bestätigt 
sehen. Daß Auftrag und Wirkung des kirchlichen Wortes mehr bei der kritischen 
Anfrage liegen, wird oft übersehen. In dieser Hinsicht besteht zwischen den bei- 
den Teilen Deutschlands kein Unterschied. Dennoch ist die Lage der Kirche hin- 
sichtlich dieser Dimension ihres Auftrages in der DDR natürlich eine ganz be- 
sondere, sie ist es erst recht durch den Wegfall alter Verfassungsgarantien ge- 
worden. Dazu äußerte sich Bischof D. Johannes Jänicke in seinem letzten Bericht 
vor der Provinzialsynode der Kirchenprovinz Sachsen am 19. Oktober 1968. 
Unmittelbar darauf trat Bischof Jänicke in den Ruhestand. Zu seinem Nachfol- 
ger wurde Studiendirektor Dr. Werner Krusche gewählt und eingeführt. In dem 
erwähnten Bericht heißt es: 


Die Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik von 1949 hatte in Artikel 41 
ausdrücklich den Religionsgemeinschaften das Recht zugesprochen, zu den Lebensfragen 
des Volkes von ihrem Standpunkt aus Stellung zu nehmen, mit der selbstverständlichen 
Einschränkung, daß sie sich nicht für verfassungswidrige oder parteipolitische Zwecke 
mißbrauchen lassen. Es ist in den Diskussionen über die neue Verfassung, deren Be- 
stimmungen über die Kirche bekanntlich sehr viel kürzer sind, wiederholt versichert 
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worden, daß die Rechte der Kirche gegenüber dem bisherigen Zustand nicht geschmälert 
werden sollen. Aber auch abgesehen davon muß die Kirche um ihres Auftrags an die 
Welt willen das Wort nehmen, wenn die christliche Verantwortung für das öffentliche 
Leben es gebietet. Sie tut das ja auch laufend. Denn die Kirche redet ja nicht allein durch 
die Erklärungen ihrer Synoden, Kirchenleitungen oder Bischöfe, sondern mehr noch 
durch ihre Glieder, die überall im Staat und Volk tätig sind und an der Verantwortung 
für das Ganze Anteil haben. Dabei sollte es für Christen selbstverständlich sein, daß 
sie ihre Existenz in diesem unserem Staat bejahen und nicht in einer heimlichen Emigra- 
tion leben, handeln und reden. Das kann nicht oft genug gesagt werden, daß die positive 
Verantwortung für unseren Staat die Voraussetzung für die Stellungnahme der Christen 
ist, selbst da, wo ihr Wort der öffentlich bekannten Meinung widersprechen sollte. Wäre 
die positive Verantwortung nicht die selbstverständliche Voraussetzung, dann könnten 
wir es uns wahrlich manchmal bequemer machen und einfach schweigen — wie es ja viele 
tun! Wir müssen es aber ablehnen, wenn uns beim Reden aus christlicher Verantwortung 
unterstellt wird, wir handelten in Abhängigkeit oder gar im Auftrag von Stellen, die 
unseren Staat grundsätzlich verneinen. 

So hat denn auch in der Berichtszeit unsere Kirche öfter das Wort genommen und kon- 
fliktreiche Situationen, die daraus entstanden, eben hinnehmen müssen. Sie wird sich da- 
durch nicht irremachen lassen in ihrem grundsätzlichen Ja zu dem Staat, in dem wir leben. 

Wir meinen nicht für eine uneingeschränkte Freiheit der öffentlichen Meinungsäuße- 
rung eintreten zu sollen, die gewiß in bestimmten Situationen eines Staates bedenklich 
und fragwürdig sein kann und ihre Grenze haben muß. Wenn sich die Kirche aber zum 
Mund einer zutiefst begründeten Sorge ihrer Gemeinden macht und in solche Situationen 
das ihr aufgetragene Wort Gottes hineinspricht und zum rechten Beten aufruft und an- 
leitet, dann tut sie damit nur, was ihres Amtes ist, und würde ihren Auftrag ver- 
säumen, wenn sie schwiege. Wir sind dessen gewiß, daß damit in Krisensituationen 
auch dem Staat letztlich besser gedient ist als mit Schweigen oder mit wenig über- 
zeugenden Akklamationen. 

Es hat in den letzten Jahren wohl keinen Synodalbericht in unseren Kirchen gegeben, 
in dem nicht die unser Volk und die Völker tief erregende Frage nach dem Frieden in 
der Welt zur Sprache gekommen ist. Dabei habe ich in den vergangenen Jahren mich mehr- 
fach zum Sprecher christlicher Gewissen in Fragen des Wehrdienstes zu machen versucht, 
nicht im Sinne einer pazifistischen Weltanschauung, die m. E. unrealistisch und unbi- 
blisch ist — mitunter bin ich in diesem Sinne mißverstanden worden —, wohl aber unter 
der uns bedrängenden Frage: Was ist das rechte Friedenszeugnis des Christen und der 
Kirche heute? 

In einem speziellen Problem muß ich nun der Synode mitteilen, daß meine Bemü- 
hungen, in ein Gespräch mit den verantwortlichen Stellen des Staates hierüber zu kom- 
men, gescheitert sind. Wir sind unserem Staat dankbar, daß er - als einziger im soziali- 
stischen Lager! — jungen Männern, die aus Gewissensgründen den Dienst mit der Waffe 
ablehnen, die Möglichkeit gibt, einen waffenlosen Dienst in den sogenannten Bau- 
einheiten zu tun. Auf die besonderen Probleme dieses Dienstes will ich jetzt nicht ein- 
gehen, weil ich es bei früherer Gelegenheit ausführlich getan habe. - Es sind uns aber 
eine Reihe von Fällen bekanntgeworden, in denen junge Leute, die sich zum Dienst in 
den Baueinheiten entschlossen hatten, an den Hochschulen und Oberschulen zu vor- 
militärischen Übungen mit der Waffe herangezogen wurden. Wenn sie sich weigerten mit 
dem Hinweis darauf, daß sie von der legalen Möglichkeit eines waffenlosen Dienstes 
Gebrauch machen wollten und deswegen auch hier einen waffenlosen Ersatzdienst an- 
boten, ist ihnen in einer Reihe von Fällen geantwortet worden, daß sie damit ihre 
Berufslaufbahn gefährdeten. ö 

Im Auftrage der Konferenz der Kirchenleitungen in der DDR habe ich hierüber beim 
Nationalen Verteidigungsrat unter ausführlicher Darlegung des Sachverhalts am 22, De- 
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zember 1966 ein Gespräch erbeten. Obwohl mein Schreiben erwiesenermaßen an den 
Adressaten gelangt ist, habe ich hierauf weder eine Antwort noch einen Zwischen- 
bescheid noch auch nur eine Empfangsbestätigung erhalten. Am 1. Februar 1968 habe 
ich mich dann unter Hinweis auf den Erlaß des Staatsrates der Deutschen Demokratischen 
Republik über die Eingaben der Bürger und die Bearbeitung durch die Staatsorgane 
vom 27. Februar 1961 an den Vorsitzenden des Staatsrates gewandt und mit Schilderung 
der Sachfrage um Erledigung meiner Eingabe gebeten. Auch dieses Schreiben ist bisher 
ohne Antwort geblieben. So muß ich feststellen, daß ich in einer wichtigen Lebensfrage 
junger Christen als Gesprächspartner nicht angenommen werde. Daß einige der genann- 
ten Fälle inzwischen in befriedigender Weise erledigt sind, will ich nicht verschweigen. 
Aber das grundsätzliche Gespräch ist mir ohne eine Antwort, in der die Ablehnung 
hätte begründet werden können, versagt worden. Ich bedauere das um so mehr, als bisher 
bei den örtlichen Instanzen, den Räten der Bezirke und Kreise, immer eine Bereitschaft 
zu Gesprächen zu finden war, gerade auch wenn es sich um Differenzen zwischen staat- 
lichen und kirchlichen Stellen handelte. In vielen Fällen konnte im Gespräch der gegen- 
seitige Standpunkt geklärt und ein Einvernehmen erzielt werden. Ich möchte es in diesem 
Zusammenhang dankbar erwähnen, daß Bruder Oberkonsistorialrat Ammer sich immer 
wieder diesem mühevollen Geschäft unterzogen und uns damit viele hilfreiche Dienste 
geleistet hat. Es ist mein herzlicher Wunsch, daß die Gesprächssituation auch unter mei- 
nem Nachfolger erhalten bleibt. Bei den tiefgreifenden grundsätzlichen Unterschieden in 
den Standpunkten von Staat und Kirche können Gespräche, wie wir sie in der Vergan- 
genheit beharrlich und freimütig geführt haben, für beide Seiten nur förderlich und 
fruchtbar sein. 


In dieser Weise haben sich alle Bischöfe und Kirchenleitungen zu Fragen öffent- 
licher Verantwortung auch in der Berichtszeit geäußert. Als ein weiteres Beispiel 
zitieren wir noch aus dem Bericht von Bischof Fränkel vor der Provinzialsynode 
der Evangelischen Kirche des Görlitzer Kirchengebietes (neue Bezeichnung). Der 
Abschnitt lautet: 


Im Zusammenhang der Erörterung des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR 
mußte ich auch das Verhältnis Staat und Kirche berühren, auf das ich jetzt noch etwas 
näher eingehen will. Auf der letzten Tagung unserer Synode habe ich u. a. zu der da- 
mals noch im Entwurf vorliegenden und jetzt rechtskräftig gewordenen Verfassung 
Stellung genommen. Meine Ausführungen waren Gegenstand eines Gespräches beim Rat 
des Bezirkes Dresden am 30. März des vergangenen Jahres. 

In diesem Gespräch wurde mir der Vorwurf gemacht, meine Darlegungen enthielten 
Verunglimpfungen und Entstellungen. Das wies ich entschlossen zurück. Ferner wurden 
im Laufe der Unterredung Pfarrer des Kreises Niesky beschuldigt, bei Familien ihrer 
Gemeinden für Nein-Stimmen beim Volksentscheid geworben zu haben. — Meiner Bitte, 
zwecks Nachprüfung Namen solcher Familien zu nennen, wurde nicht entsprochen. Die 
Staatsvertreter nahmen den Standpunkt ein, daß ein Pfarrer zwar mit „Nein“ stimmen 
könne, aber er dürfe, auch wenn er in der Seelsorge befragt würde, auf keinen Fall zu 
einem „Nein“ raten, da er sonst mit seinem seelsorgerlichen Rat die Konterrevolution 
decken würde. Über die Verantwortung in der Seelsorge und über das, was freie Ur- 
teilsbildung und freie Entscheidung heißt, konnte in diesem Gespräch leider keine Über- 
einstimmung zwischen uns erzielt werden. 

Wie erinnerlich, hat unsere Synode auf ihrer letzten Tagung auch ein Schreiben an 
die Verfassungskommission gerichtet, in welchem u. a. in Übereinstimmung mit der Ein- 
gabe von sieben leitenden Geistlichen an den Herrn Vorsitzenden des Staatsrates um 
Aufnahme der Garantie der vollen Glaubens- und Gewissensfreiheit in die neue Ver- 


fassung gebeten wurde. 
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Dieser von sehr vielen Seiten ausgesprochene Wunsch ist im endgültigen Text be- 
rücksichtigt worden. Dafür sind wir dankbar. 

In dem erwähnten Schreiben der Bischöfe wurde positiv von der Aufgabe gesprochen, 
„den Sozialismus als eine Gestalt gerechteren Zusammenlebens zu verwirklichen“. Von 
verschiedenen Seiten ist dieser Satz beanstandet worden als eine für Männer der Kirche 
unzulässige politische Akklamation oder gar Kapitulation vor einem Sozialismus, dessen 
Ideologie doch eindeutig im Widerspruch zum Evangelium stehe. 

Ich halte solche Beanstandungen für unzutreffend. Worum es geht, ist doch dies: Die 
Christen, die Bürger unseres Staates sind, nehmen die Ordnung, in der sie leben, an als 
den Raum der Bewährung ihres Dienstes und Zeugnisses. Die Kirche erkennt die Auf- 
gabe, auf der Basis einer sozialistischen Wirtschaftsstruktur das Zusammenleben der Bür- 
ger zu gestalten, als eine legitime Aufgabe an. Allen Versuchen, diese Basis zu zer- 
stören, versagt sie sich und läßt sich nicht politisch mißbrauchen. Indem die Bischöfe den 
Sozialismus als eine Gestalt gerechteren Zusammenlebens angesprochen haben, haben sie 
keine kritiklose, die Eigenverantwortung preisgebende Akklamation vollzogen, sondern 
den Sozialismus der Zielsetzung eines gerechteren Zusammenlebens der Menschen unter- 
stellt, auf die hin der Sozialismus sich befragen lassen muß. 

Darin liegt ein Angebot des Dialoges zwischen Christen und Marxisten. Nun weiß 
ich natürlich, daß zur Zeit der Dialog abgelehnt und statt dessen eine Zusammenarbeit 
gewünscht wird, bei der das Weltanschauliche draußen gelassen werden soll und kein 
Raum für einen eigenständigen christlichen Beitrag zur Gestaltung der Gesellschaft bleibt. 
Aber wir dürfen uns dadurch nicht beirren lassen. Der Dialog wird kommen, weil er im 
Horizont der einen Welt und Menschheit, auf die wir zugehen, notwendig ist. Wir soll- 
ten uns jedoch ernstlich fragen, ob wir für einen solchen Dialog wirklich gerüstet sind. 

Wenn die Verwirklichung des Sozialismus, so wie es die Bischöfe getan haben, unter 
dem Ziel der Gestalt eines gerechteren Zusammenlebens der Menschen gesehen wird, 
dann ist gerade die Glaubens- und Gewissensfreiheit von eminenter Bedeutung und 
schlechthin unverzichtbar. Das gilt um so mehr, als der Sozialismus zum mindesten seiner 
geschichtlichen Herkunft nach von einer Ideologie getragen ist, deren Widerspruch nicht 
nur zu jeder Art von Idealismus, sondern auch zum christlichen Glauben jedem redlich 
Denkenden einsichtig ist. Welcher Stellenwert der Glaubens- und Gewissensfreiheit im 
Ganzen der Verfassung und damit auch in der Wirklichkeit des gesellschaftlichen Le- 
bens zukommt, davon hängt entscheidend die Wahrhaftigkeit und Freude im gesell- 
schaftlichen Einsatz bei allen denen ab, die sich aus innerster Gewissensüberzeugung die 
Weltanschauung des dialektischen Materialismus nicht zu eigen machen können. 

Auf keinen Fall dürfen Glaubens- und Gewissensfreiheit nur ein Dekorum sein. Ver- 
wirklichung des Sozialismus als Gestalt eines gerechteren Zusammenlebens zielt darauf, 
daß mit dem Sozialismus Gerechtigkeit und Freiheit untrennbar verbunden sind. Ich 
halte es für einen Irrtum, daß eine sozialistische Gesellschaftsordnung ihrem Wesen nach 
die mit echter Glaubens- und Gewissensfreiheit gegebene Begrenzung des Ideologischen 
nicht erträgt. Die einen erliegen diesem Irrtum aus der an sich verständlichen Sorge um 
die Bewahrung der sozialistischen Errungenschaften, die anderen aus einer Resignation, 
die der Macht des die Geschichte lenkenden Herrn zu wenig vertraut. Im übrigen aber 
möchte ich ein Beispiel nennen, das in der Richtung dessen, was ich meine, weist, das ist 
die Bausoldatenordnung von 1964, mit der der Staat in Selbstbegrenzung seines Wollens 
eine von ihm nicht gebilligte Gewissensentscheidung gesetzlich geschützt hat. Gerade weil 
ich in dieser Verordnung immer einen gesellschaftspolitisch hoffnungsvollen Ansatz ge- 
sehen habe, bedauere ich es um so mehr, daß die Entwicklung inzwischen rückläufig ge- 
gangen ist, sofern sich für manche, die den Weg der Bausoldaten gehen wollen, Schwie- 
rigkeiten des beruflichen Fortkommens ergeben. \ 

Überhaupt ist ein Trend zu ideologischer Verhärtung nicht zu verkennen. 

Die Lage in der Schule macht uns Sorge. Der Satz: es gehe in der Schule um Kenntnis 
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des dialektischen Materialismus, aber nicht um Bekenntnis, trifft so allgemein nicht mehr 
zu. Wir müssen es erleben — um nur ein Beispiel zu nennen -, daß einem begabten Schü- 
ler ideologische Unklarheit im Reifezeugnis bescheinigt wird, weil er in Diskussionen 
über Fragen wie Frieden und Haß klar die christliche Auffassung vertreten hat. Im 
Gespräch der Eltern mit dem Schulleiter und den Lehrern wurde offen zugegeben, daß 
sich die Lage gegenüber früher geändert habe. Nur, wer den Sozialismus voll bejaht, 
habe ein Anrecht auf den Besuch der Erweiterten Oberschule. - Mit dieser vollen Be- 
jahung wird nicht eine theoretische Bejahung des Atheismus zugemutet, wohl aber wird 
verlangt, die sich aus dem dialektischen Materialismus ergebenden sittlichen Urteile und 
Zielsetzungen des Handelns sich voll zu eigen zu machen. Mit dieser Forderung wird 
jedoch übersehen, daß die im Evangelium begründete Lebensgestaltung sich nicht einfach 
mit derjenigen deckt, die sich aus dem dialektischen Materialismus herleitet. Glaubens- 
und Gewissensfreiheit beinhalten jedoch nicht nur die Freiheit, eine bestimmte Glau- 
bensüberzeugung zu haben, sondern, auch ihr gemäß zu leben. 

Wird das nicht zugestanden, so ist die Glaubens- und Gewissensfreiheit in Frage ge- 
stellt, dann sind die Kinder bewußt christlicher Eltern nicht mehr gleichberechtigt gegen- 
über anderen Kindern, und ich weiß, wie schwer das viele christliche Eltern belastet. 

Aber wir sollten uns dadurch nicht erbittern lassen, auf keinen Fall um äußerer Vor- 
teile willen unseren Herrn verleugnen, sondern in seiner Nachfolge tragen, was uns 
auferlegt ist, und fest darauf vertrauen, daß Gott unsere Kinder recht führen wird, auch 
wenn bestimmte Berufswünsche sich nicht erfüllen. Das ist das eine, was ich sagen möchte. 
Das andere ist dies - und das sage ich um unserer Gesellschaft willen -: Es ist niemals für 
eine Gesellschaft gut, wenn Menschen sich wegen ihrer Überzeugung benachteiligt füh- 
len; damit werden sie im Innersten verletzt und in der Freudigkeit zur Mitarbeit ge- 
lähmt. Darum treten wir als Kirche unbeirrt und entschlossen dafür ein, daß volle 
Glaubens- und Gewissensfreiheit allen gewährt wird. Dazu gehört auch das Recht, seine 
Meinung und Überzeugung frei zu äußern. Damit ist jedoch nicht eine hemmungslose 
Freiheit gemeint, die keine Verantwortung gegenüber der Gesellschaft kennt, wohl aber 
die Freiheit, ohne Furcht vor Nachteilen seine sittlich begründete Meinung und Über- 
zeugung in allen für Staat und Gesellschaft wichtigen Fragen zu äußern, und zwar 
auch dann, wenn die eigene Meinung mit der offiziell herrschenden nicht in Überein- 
stimmung steht. Wird diese Freiheit zu sehr begrenzt, dann wird der Mensch in seinem 
Menschsein getroffen und droht die Gefahr, sich zu Heuchelei verleiten zu lassen. Es 
gehört zur gesellschaftspolitischen Verantwortung aller Christen, für ein Klima einzu- 
treten, in dem man sich in Offenheit und Wahrhaftigkeit begegnet. Der Freimut, seiner 
Meinung und Überzeugung auch dann Ausdruck zu verleihen, wenn sie amtlich nicht 
gedeckt ist, stellt einen sittlichen Wert in jeder Gesellschaft dar und fördert das ver- 
trauensvolle Zusammenarbeiten und Miteinanderleben der Menschen. 

Daß diese Erkenntnis gegenüber aller Mißdeutung und Mißtrauen sich durchsetzt, da- 
für hat die Kirche in ihrem Dienst einzutreten. 

Wir verstehen unseren Dienst nicht so, als sei es unsere Aufgabe, die Rolle einer 
Gouvernante zu spielen, aber eines muß klar sein: Wir haben das Wort Gottes in die 
konkrete gesellschaftliche Situation hinein zu verkündigen. Dabei haben wir uns vor der 
Versuchung zu hüten, aus Sorge um die Erhaltung der Kirche nur den angenehmen Teil 
der Wahrheit zu sagen, denn damit würden wir das Evangelium entstellen und uns selbst 
unglaubwürdig machen. 

Wir wünschen uns für den Dienst unserer Kirche gewiß mehr Bewegungsfreiheit, als 
wir gegenwärtig haben, aber davon will ich jetzt nicht reden. Entscheidend ist, daß wir 
in der Freiheit beharren, zu der uns Christus befreit hat, nicht müde werden, zu tun, 
was uns geboten ist, und den Verheißungen unseres Herrn mehr trauen als den Pro- 
gnosen der Welt. 

„Des Herrn Wort ist wahrhaftig, und was er zusagt, das hält er gewiß!“ 
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b) Friedensaufgaben der Deutschen 


Am 1. März 1968 wurde von der Kirchenkanzlei der EKD in Hannover mit 
Genehmigung des Rates der EKD eine von der Kammer der EKD für öffentliche 
Verantwortung vorgelegte Studie „Friedensaufgaben der Deutschen“ veröffent- 
licht (der Text ist in diesem Band S$. 114 ff. abgedruckt; er ist außerdem als Bro- 
schüre im Gütersloher Verlagshaus Gerd Mohn erschienen). Da diese Studie aus 
einer Zusammenarbeit evangelischer Christen in beiden Teilen Deutschlands 
hervorgegangen ist, mit der also auch die aus der DDR beteiligten Mitarbeiter 
ein Stück öffentlicher Verantwortung wahrnehmen wollten, verdient sie an dieser 
Stelle noch eine besondere Erläuterung. Die Studie ist in der Überzeugung erar- 
beitet worden, man könne seitens der Kirche an den sich verhärtenden Beziehun- 
gen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der DDR nicht vorübergehen, 
sondern müsse den Versuch machen, mit Überlegungen langfristiger Art einen 
Beitrag zur Überwindung erstarrter Fronten zu geben. Zugleich aber wollte 
man so konkret bleiben, daß diese Überlegungen für die gegenwärtige politische 
Urteils- und Bewußtseinsbildung fruchtbar sind. 

Aus einem Aufsatz des Berichterstatters zu dieser Studie werden hier die 
beiden letzten Abschnitte wiedergegeben: 


„FRIEDENSAUFGABEN DER DEUTSCHEN“ 
Zur Deutschland-Studie der Kammer der EKD für öffentliche Verantwortung 


Von Erwin Wilkens 
(Evangelische Kommentare, Jg. 1, Hefl 4, April 1968, S. 187) 


IV. Zwei politische Ordnungen 


Hauptstück der Studie ist das letzte Kapitel über den „Beitrag der Deutschen“. Auf 
dem Hintergrund weltweiter Maßstäbe und Zusammenhänge vertritt und begründet die 
Studie im Angesicht der politischen Spaltung die Fortdauer der einen deutschen Nation. 
Die Verfasser halten die Herstellung einer politischen Gemeinschaft dieser einen Nation 
als friedensfördernden Schritt für denkbar. Für den langen und beschwerlichen Weg zu 
diesem Ziel geben sie die Umrisse eines Rahmen- und Stufenplanes. Für die Dauer eines 
vor uns liegenden langwierigen Prozesses ist mit der Existenz zweier politischer Ordnun- 
gen zu rechnen. „Ihr Verhältnis zueinander muß vom Gegeneinander des Kalten Krieges 
wegführen und über ein geregeltes Nebeneinander zum konstruktiven Miteinander 
hinleiten.“ 

Zu den auffallendsten Merkmalen dieses Teiles der Studie gehört es, daß er die Vor- 
aussetzungen für diesen Weg in Richtung auf eine neue politische Gemeinschaft der 
Deutschen beschreibt, indem er alle bisher in der Deutschlandpolitik üblichen Begriffe, 
Denkmodelle und Rechtsfiguren vermeidet, die entweder einem nicht mehr vollziehbaren 
nationalstaatlichen Souveränitätsdenken oder einer wenig fruchtbaren Alles-oder- 
nichts-Politik entstammen. Nur mittels einer solchen Entdogmatisierung, die zwischen 
den Konstanten und den Variablen der überschaubaren weltpolitischen Entwicklung 
zu unterscheiden weiß, kann es zu einer fortschreitenden Zusammenarbeit zwischen 
den beiden Teilen Deutschlands kommen, auf die die jeweils angemessenen Rechts- 
formen anzuwenden sind. 

Es ist nicht verwunderlich, daß die Formulierungen zum Neben- und Miteinander der 
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beiden politischen Ordnungen von Anfang an viel Mühe gemacht haben und auch in 
der endgültigen Fassung auf manche Kritik gestoßen sind. Dabei muß man aber be- 
denken, daß eigentlich alle hier aufgenommenen Gesichtspunkte und Erwägungen schon 
seit längerem in verantwortlichen Kreisen der deutschen Politik im Gespräch sind. Die 
Studie tut den Dienst, die zerstreuten Gedanken zu sammeln und zu einem sinnvollen 
Ganzen miteinander zu verknüpfen. Das Ergebnis ist alles andere als provokativ. 
Die im ganzen freundliche Aufnahme der Studie gerade in politischen Kreisen zeigt, 
daß sie die politische Wirklichkeit in einer Phase getroffen hat, in der sich eine Bereit- 
schaft zu neuen Wegen mit einer gewissen Ratlosigkeit verbindet. In einer solchen Situa- 
tion werden ernsthafte Gesprächspartner einen besonderen Beitrag auch dann als hilf- 
reich empfinden, wenn einzelne Aspekte zunächst unbequem erscheinen. Es ist zudem 
zu bedenken, daß der Text der Studie mit kirchlichen Partnern in der DDR fixiert 
wurde, die sich als loyale Bürger ihres Staatswesens verstehen. Sie sind bei den Verhand- 
lungen über die Studie bis an die äußerste Grenze dessen gegangen, was ihnen in ihrer 
Situation im Interesse einer Überwindung der erstarrten Fronten zumutbar erschien. Es 
kann auf der westlichen Seite nicht anders sein. Und nichts berechtigt zu der An- 
nahme, daß bei späteren Verhandlungen über die Deutschlandfrage in den politischen 
Beratungszimmern die Preise für die Wahrnehmung der Friedensaufgabe in Deutsch- 
land für eine der beiden Seiten niedriger sein werden, als in der Studie angedeutet wird. 


V. Was wollen wir eigentlich? 


Die besondere Entstehungsgeschichte der Studie als eines kirchlichen Ost-West-Doku- 
mentes muß schließlich noch gegen einen Einwand deutlich gemacht werden, der auf den 
ersten Blick vielen überzeugend zu sein scheint. Die Kritik hat gleich darauf hinge- 
wiesen, daß die in der Studie für die deutsche Nation geltend gemachten geistigen Grund- 
lagen und sittlichen Werte den beiden Teilen Deutschlands eben nicht gemeinsam ver- 
pflichtend seien; die evangelische Kirche fördere aufs neue die Illusion, als ob man es 
auf der östlichen Seite mit einem gleichartigen Partner zu tun habe; es sei unredlich, die 
ganz und gar unterschiedlichen sittlichen und ideologischen Ausgangspositionen zu ver- 
schweigen und stillschweigend zu egalisieren. 

An dieser Stelle entscheidet sich in der Tat, was wir eigentlich wollen. Wer so redet, 
kann nur weiterhin Monolog gegen Monolog zu setzen beabsichtigen. Wer aber den 
Dialog sucht, weil er der Kraft der geistigen Auseinandersetzung noch etwas zutraut, 
muß sich zunächst um eine gemeinsame Ausgangsposition bemühen. An Differenzen 
wird es beim Fortgang der Auseinandersetzungen nicht fehlen. Und kritische, auch po- 
lemische Anfragen wird es auf beiden Seiten geben. „Für die drüben sind wir — drüben“: 
dieses in einem politischen Kabarett in der DDR gesprochene Wort ist auch auf unserer 
Seite bedenkenswert. 

Wir durchlaufen gegenwärtig eine sonderbar verschlungene Phase der Weltpolitik, 
die auch im Verhältnis der beiden Teile Deutschlands zueinander erkennbar ist. Es fehlt 
auf allen Seiten nicht an Einsichten in das von der Vernunft Gebotene, die ideologische 
Befangenheit ist aber nicht weniger stark. Im Dilemma zwischen Vernunft und Ideo- 
logie bleiben die vernünftigen Einsichten meistenteils auf der Strecke. Die Studie der 
Kammer für öffentliche Verantwortung ist ein Teil des verzweifelten Versuches der 
Christenheit, der Vernunft dazu zu verhelfen, ideologische Hürden zu nehmen. In der Be- 
freiung der Vernunft zu sich selbst liegt die eigentliche theologische Legitimation eines 
solchen Versuches. Für den Christen lebt die Freiheit der Vernunft von der Freiheit des 
Evangeliums. 


Dieser Studie stellten einige in der kirchlichen Arbeit in der DDR stehende 
Autoren eine kritische Stellungnahme mit einer eigenen Beschreibung der Frie- 
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densaufgaben der Deutschen in der DDR entgegen, die später auch in der 
„Neuen Zeit“ veröffentlicht wurde, während an eine Veröffentlichung der EKD- 
Studie in der DDR natürlich nicht zu denken war. Diese Stellungnahme macht 
deutlich, wie schwierig es bereits zwischen Christen aus beiden Teilen Deutsch- 
lands ist, zu gemeinsamen Aussagen zur öffentlichen Verantwortung der Kirche 
zu kommen. Die hierunter wiedergegebene Stellungnahme aus der DDR ist 
einem doppelten Mißverständnis erlegen. Einmal sollte diese Studie kein ins 
einzelne gehendes politisches Programm vorlegen, sondern langfristig angelegte 
Rahmenüberlegungen anstellen. Und zweitens hat es die Studie absichtlich ver- 
mieden, die politischen Maximalprogramme beider Seiten aufzunehmen, gerade 
weil zwischen ihnen kein Dialog möglich ist und ihre ständige Vertretung in Ost 
und West das politische Handeln blockiert. Statt dessen wird dazu geraten, das 
hier und heute Mögliche zu tun und die Endgestalt im Verhältnis zwischen den 
beiden deutschen Staaten zunächst einmal offenzuhalten. Die genannte Stellung- 
nahme lauter: 


FRIEDENSAUFGABEN DER DEUTSCHEN IN DER DEUTSCHEN DEMOKRATISCHEN REPUBLIK 


Eine Stellungnahme 


Die folgende Stellungnahme zu der von der Kammer der EKD für öffentliche Ver- 
antwortung im März 1968 publizierten Studie „Friedensaufgaben der Deutschen“ geht 
von den, wie wir meinen, der heutigen Situation entsprechenden Voraussetzungen aus, 
daß die verschiedenen Bedingungen in der Deutschen Demokratischen Republik und der 
Bundesrepublik Deutschland (und in West-Berlin) wesentlich verschiedene Friedens- 
aufgaben stellen. 

Voraussetzung für den Frieden in Europa ist heute, daß die politischen und gesell- 
schaftlihen Umwälzungen der letzten Jahrzehnte in den Ländern Ost- und Mittel- 
europas als (oft schmerzhafter) Geburtsprozeß einer neuen Gesellschaftsordnung aner- 
kannt werden, einer Gesellschaftsordnung, die — soweit sich jetzt erkennen läßt — durch 
die Vergesellschaftung der wesentlichen Produktionsmittel und die Errichtung neuer so- 
zialer Strukturen besser in der Lage sein wird, den Problemen des menschlichen Zusam- 
menlebens in Gegenwart und Zukunft zu begegnen. Frieden in Europa ist nur möglich, 
wenn die in diesen Ländern im Entstehen befindliche sozialistische Gesellschaftsordnung 
nicht mehr durch Kräfte gefährdet wird, die diese Entwicklung rückgängig machen wollen. 

Daher steht die Konsolidierung der neuen Gesellschaftsordnung heute im Zentrum der 
Friedensaufgaben der Deutschen in der DDR. Man kann nicht von den Friedens- 
aufgaben „der Deutschen“ sprechen, ohne — gewollt oder ungewollt — die Verschieden- 
heit der beiden deutschen Staaten und ihrer Gesellschaftsordnungen zu verschleiern und 
damit dem Bewußtwerden und der Durchführung der jeweils verschiedenen Friedens- 
aufgaben entgegenzuwirken. Das bedeutet nicht, daß es nicht weltweite und europäische 
Aufgaben gäbe, vor die alle Deutschen gestellt sind. Es bedeutet auch nicht, daß das 
Mitbedenken und -berücksichtigen der Situation und der Aufgaben im anderen deut- 
schen Staat aufhören könnte. Es bedeutet aber, daß im Vordergrund die Klärung der 
jeweils eigenen Friedensaufgaben stehen muß. 

Mit diesen einleitenden Bemerkungen möchten wir andeuten, daß wir den Grundsatz 
der Studie der EKD - angefangen von ihrem Titel — in Frage stellen. Die folgenden 
kritischen Bemerkungen zum Text der Studie wollen versuchen, eine Beschreibung der 
Friedensaufgaben der Deutschen in der DDR im Kontext einer europäischen Friedens- 
ordnung zu geben. Wir werden dabei verschiedene Sätze der Studie in Frageform auf- 
nehmen, um sie von unserer Sicht her zu beantworten. 
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1. Kann die EKD als unabhängige Institution fungieren, die sich nach beiden Seiten 
hin für eine kritische Solidarität offenhält (I, Absatz 3)? 

Seit der Gründung der beiden deutschen Staaten hat die EKD in ihren Verlaut- 
barungen zur deutschen Frage keineswegs eine neutrale Haltung eingenommen. Aus- 
gesprochen oder unausgesprochen werden die gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und po- 
litischen Bedingungen in der DDR als anormal und änderungsbedürftig, die in der BRD 
als normal und entwicklungsfähig angesehen. Es wurde stark emotional von der „will- 
kürlichen Zerreißung des deutschen Volkes“ gesprochen und die Forderung nach „Ein- 
heit in Freiheit“ erhoben. („Der ‚Eiserne Vorhang‘ zerschneidet den Leib unseres Vol- 
kes“ — „Gebt dem deutschen Volk die Möglichkeit, sich in Freiheit eine neue Rechts- 
ordnung zu schaffen, in der Osten und Westen wieder zu einer Einheit kommen können!“ 
EKD-Synode Berlin-Weißensee 1950.) In der Studie wird im allgemeinen eine emo- 
tionale Terminologie vermieden, aber der Sache nach hat sich wenig geändert: „Die 
heutige Trennungslinie zwischen beiden Teilen Deutschlands ... ist willkürlich gezogen 
und zerreißt alte menschliche, politische und wirtschaftliche Zusammenhänge“ (IV, 2a). 
„So groß auch die Schwierigkeiten sind, so wird schließlich doch der freie Wille der Bür- 
ger für eine politische Gemeinschaft der Deutschen den Ausschlag geben“ (IV, 5b). Der 
Sowjetunion und der DDR wird stillschweigend angelastet, die Schuld an der Vertiefung 
der deutschen Teilung zu tragen und ihre Lösung zu blockieren. An kaum einer Stelle 
ist der Versuch zu erkennen, den Ursachen der Teilung Deutschlands nachzugehen oder 
die Vorschläge der UdSSR und der DDR zur deutschen Frage zu prüfen. Der Gedanke, 
daß ein vereinigtes Deutschland, das politisch, wirtschaftlich, gesellschaftlich, unter Um- 
ständen sogar militärisch in den westlichen Block integriert ist, für die osteuropäischen 
Staaten inakzeptabel sein muß (wie umgekehrt ein vereinigtes sozialistisches Deutsch- 
land für die westeuropäischen), kommt gar nicht in den Blick. 

Diese einseitige Orientierung in Konzeption und Argumentation gilt auch für die 
Studie - nun allerdings auf dem Boden der inzwischen eingeleiteten „neuen deutschen 
Ostpolitik“. Das beginnt mit den Bezeichnungen für die beiden deutschen Staaten. Nur 
an zwei Stellen begegnen die offiziellen Namen (I, 3. Abs., IV, 4a). Sonst ist man ent- 
sprechend der seit der Regierungserklärung von Bundeskanzler Kiesinger am 13.12.1966 
üblichen Sprachregelung „flexibel“: es heißt „in beiden Teilen Deutschlands“, „die eine 
oder die andere Seite“, „verschiedene politische Ordnungen“. 

Inhaltlich wird die „deutsche Frage“ in eine europäische Konzeption integriert, die die 
eigentliche und entscheidende Frage nach einer völkerrechtlichen Anerkennung der DDR 
und die damit möglichen Schritte der Annäherung der beiden deutschen Staaten umgeht 
(IV, 4b, IV, 5a). Dabei wird vorgeschlagen, daß die Verwirklichung dieser Konzeption 
nicht durch die „Auseinandersetzungen über Gebiete ... die zum Deutschen Reich ge- 
hörten, heute aber kaum mehr von Menschen deutscher Sprache bewohnt sind“, behindert 
werden soll (IV, 4a). Die Frage der Anerkennung der Oder-Neiße-Grenze und der Un- 
gültigkeit des Münchner-Abkommens wird damit ausgeklammert. Die Nähe zum „Ent- 
wurf für Europa“ von Franz Josef Strauß ist nicht zu übersehen. Wenn „Westeuropa 
ein größeres politisches Eigengewicht“ bekommt, könnte es „Moskau später einmal zu 
einem Arrangement bereitmachen“ (S. 89), und man wird fragen müssen, ob hier die 
alte westdeutsche Konzeption zur Liquidierung der DDR und des Sozialismus auf deut- 
schem Boden mit neuer Sprachregelung übernommen wurde. 

2. Ist eine politische Gemeinschaft der Deutschen denkbar und als friedensfördernder 
Schritt anzustreben, oder ist der Friede am besten gesichert, wenn die Deutschen sich 

trennen (IV, 4; IV, Einleitung)? 
Diese Frage wird in der Studie nicht diskutiert, sondern nur einseitig im Sinn der 
Tradition kirchlicher Verlautbarungen, die in der Teilung Deutschlands immer eine Ge- 
fährdung des Friedens sahen, beantwortet („ein Friedensvertrag, der die Teilung Deutsch- 
lands verfestigt, [könnte] kein Beitrag zum Frieden sein“, Handreichung zur Friedens- 
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frage 1962). Daß der Friede in Europa ungesichert ist, weil bis heute — dreiundzwanzig 
Jahre nach der Befreiung vom Faschismus — ein Friedensvertrag aussteht, der die Ergeb- 
nisse des von Deutschland angestifteten und verlorenen Zweiten Weltkrieges anerkennt, 
kommt gar nicht in den Blick. Die in der Studie rhetorisch gestellte Frage: „Oder ist der 
Frieden am besten gesichert, wenn die Deutschen sich trennen?“ hat ebenso wie die Be- 
hauptung, daß „ein bloßer Botschafteraustausch lediglich die endgültige Trennung zweier 
verfeindeter deutscher Staaten völkerrechtlich fixieren“ (VI, 5a) würde, polemischen 
Charakter. Dabei wird vergessen, daß es in Wirklichkeit gar nicht um die Frage geht, ob 
die Deutschen sich trennen wollen oder nicht, sondern ob die getrennten Deutschen und 
ihre Staaten miteinander ins Gespräch kommen wollen oder nicht. Miteinander sprechen 
können sie aber nur, wenn sie sich gegenseitig als gleichberechtigte Partner anerkennen; 
enger miteinander kooperieren können sie nur, wenn sie als souveräne Staaten vertrag- 
liche Abmachungen miteinander treffen. Der erste notwendige friedensfördernde Schritt, 
der geeignet ist, die Überwindung der De-facto-Trennung einzuleiten, ist nach unserer 
Meinung die gegenseitige völkerrechtliche Anerkennung beider deutscher Staaten. 

Die Studie vermeidet ängstlich das Wort „Anerkennung“. Sie spricht von „Beziehun- 
gen in angemessenen Rechtsformen“, die „weit intensiver sein (könnten) als diploma- 
tische Beziehungen, wenn und weil sie keine Auslandsbeziehungen sind“ (IV, 5a). Der 
Begriff „Auslandsbeziehungen“ kann in diesem Zusammenhang nur als Polemik ver- 
standen werden, mit der man Emotionen wecken kann und will. Worin unterscheidet 
sich die Beziehung der beiden deutschen Staaten untereinander von ihren Beziehungen zu 
anderem „Ausland“? Beide deutsche Staaten haben gegenwärtig sehr viel bessere Be- 
ziehungen zu anderen Staaten als zueinander. Ist für die notwendige Verbesserung der 
Beziehungen beider deutscher Staaten und die Erfüllung der gestellten Aufgaben ein 
Botschafteraustausch nützlich, dann muß ihm zugestimmt werden. Er kann die „end- 
gültige Trennung zweier verfeindeter deutscher Staaten“ (IV, 5a) verhindern helfen. 
Gerade das wäre eine „neue Politik“ der Bundesregierung im Gegensatz zu der bis- 
herigen „Verfeindung“ durch den Alleinvertretungsanspruch und die Nichtanerkennung 
der DDR. 

Dieser Schritt hätte friedensfördernden Charakter, weil er von vornherein den gegen- 
seitigen Verzicht auf Einverleibung des jeweils anderen deutschen Staates einschließt und 
den Anspruch auf Einmischung in die internen Angelegenheiten des jeweils anderen 
ausschließt. Er würde die Möglichkeit zu Vereinbarungen über friedliche Kooperation 
beider deutscher Staaten und zu Verhandlungen über Frieden und Sicherheit mit anderen 
europäischen Staaten eröffnen. Sobald beide deutsche Staaten ihre Beziehungen geregelt 
haben, brauchen die anderen europäischen Staaten weder einen deutschen Zentralstaat 
mit 75 Millionen Einwohnern und dem stärksten wirtschaftlichen und militärischen Po- 
tential in Europa noch den gefährlichen Zustand des beziehungslosen Nebeneinanders 
oder feindlichen Gegeneinanders der zwei deutschen Staaten zu fürchten (vgl. IV, 2d). 

3. Sind nationale Bindungen stärker als ideologische und gesellschaftspolitische (III, 2; 
IV, 2a)? 

Diese Frage ist für die Deutschen schwer zu beantworten. Sicher gibt es nationale 
Bindungen durch gemeinsame Geschichte, Sprache und Kultur. Die kurze Existenz eines 
deutschen Nationalstaates von 1871 bis 1945 nach dem späten und für Europa verhäng- 
nisvollen Sieg des deutschen Nationalismus ist eine fragwürdige historische und rechtliche 
Grundlage für die Postulierung einer „deutschen Einheit“, die die Deutschen seither frei- 
willig nicht aufgegeben haben“ (IV, 1), da gerade diese Epoche deutscher Geschichte mit 
zwei Weltkriegen Unfrieden über Europa und die Welt gebracht hat. Beide deutsche 
Staaten sprechen zwar von einer deutschen Nation, knüpfen aber jeweils an verschiedene 
Traditionen der deutschen Geschichte an. Während die DDR auch mit den zum Faschis- 


mus führenden Traditionen gebrochen hat, wurde in der BRD fast ungebrochen bei 1933 
wieder angeknüpft. 
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Die Grundwerte Frieden, Freiheit, Gleichheit und Solidarität, aus denen die Studie 
gemeinsame Aufgaben abzuleiten versucht (IV, 3), sind einerseits übernational, anderer- 
seits jeweils verschieden ideologisch bzw. gesellschaftspolitisch interpretiert. In der DDR 
sind zum Beispiel Aufbau und Festigung des Sozialismus Voraussetzung für partner- 
schaftliche Teilnahme an den heutigen internationalen Aufgaben einschließlich der Si- 
cherung des Weltfriedens. Wir denken, daß die „gesamtsozialistische“ Verantwortung 
der gesamtdeutschen vorzuordnen ist, ebenso wie eine gesamteuropäische Koexistenz- 
politik zwischen Staaten verschiedener Gesellschaftsordnungen einer gesamtdeutschen 
Einigungspolitik. 

Wie steht es nun aber mit dem in der Studie erwähnten „elementaren Bewußtsein, 
zusammenzugehören“, das sich im „Verlangen nach ungehinderter Kommunikation“ 
äußert (IV, 2a)? Die Interessen der Menschen in beiden deutschen Staaten liegen sicher 
in der Überwindung der gegenwärtigen Beschränkung in Begegnungs- und Reisemöglich- 
keiten. Die Regierung der DDR hat konkrete Vorschläge zur Regelung der Grundsatz- 
fragen gemacht, in deren Verlauf auch die Probleme der menschlichen Beziehungen gelöst 
werden können. Die Bundesregierung aber will den entgegengesetzten Weg gehen. „Un- 
geachtet der bestehenden prinzipiellen Gegensätze“ sollen Schritte gefunden werden, 
„um die Not der Spaltung unseres Volkes zu erleichtern und dadurch die Voraussetzun- 
gen für eine Entspannung innerhalb Deutschlands zu schaffen“ (Kiesinger vor dem Bun- 
destag am 12.4. 1967). Auch diese Konzeption übernimmt die Studie ohne Berücksichti- 
gung der bisherigen Vorschläge der Regierung der DDR. Wir meinen, daß nur eine An- 
erkennung der „prinzipiellen Gegensätze“ sowie die Herstellung normaler Beziehungen 
zwischen beiden deutschen Staaten eine Überwindung der menschlichen Probleme der 
Teilung zuläßt. Andere Vorschläge gehen der wirklichen Frage aus dem Wege oder aber 
zielen letzten Endes auf die Liquidierung der DDR. 

4. Steht im Zentrum der deutschen Aufgaben die Suche nach dem Frieden unter den 
Deutschen (I, Abs. 4)? 

Im Zentrum der Friedensaufgabe der Deutschen in der DDR steht heute die Konso- 
lidierung der neuen Gesellschaftsordnung. Sie hat in der gegenwärtigen Situation Vor- 
rang vor anderen Friedensaufgaben, von denen sie aber nicht isoliert werden kann: 

- intensive Unterstützung der Völker der „Dritten Welt“ in ihrem Kampf um politi- 
sche und wirtschaftliche Unabhängigkeit; 

— Versöhnung mit den von Deutschland überfallenen Völkern, besonders in Ost- und 
Mitteleuropa; 

- Entwicklung von Kooperationsbeziehungen zwischen Ost- und Westeuropa. 

Die Aufgabe der vollen Entfaltung und Konsolidierung der neuen Gesellschaftsord- 
nung ist allen sozialistischen Ländern gestellt. Sie kann in keinem Land isoliert gelöst 
werden, auch wenn entsprechend den verschiedenen Bedingungen verschiedene Wege ein- 
geschlagen werden. Nur enge und partnerschaftliche Beratung und Zusammenarbeit zwi- 
schen allen sozialistischen Ländern kann gewährleisten, daß die Entwicklung im eigenen 
Land den Entwicklungsstand der anderen sozialistischen Länder gebührend berücksich- 
tigt und daß die mannigfaltigen Unterschiede zwischen diesen Ländern nicht Angriffs- 
punkte für antisozialistische Kräfte werden, die die Konsolidierung gefährden. Die sich 
daraus für die Deutschen in der DDR ergebenden wesentlichen Aufgaben liegen im 
ökonomischen und gesellschaftspolitischen Bereich. 

Nachdem in den letzten zwei Jahrzehnten die ökonomischen Grundlagen für die neue 
Gesellschaftsordnung in der DDR gelegt worden sind (Vergesellschaftung der wesent- 
lichen Bereiche von Industrie, Landwirtschaft, Handel und Verkehr), nachdem die Indu- 
strialisierung der bis zum Ende des Zweiten Weltkrieges vorwiegend auf Agrarproduk- 
tion ausgerichteten Gebiete einen beträchtlichen Umfang erreicht hat, nachdem der nor- 
male Konsumbedarf der Bevölkerung im wesentlichen befriedigt werden kann, steht die 
DDR heute vor der Aufgabe, die auf Grund der gegebenen Bedingungen - geringe 
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Bodenschätze, hoher technologischer Bildungsstand der Bevölkerung — vor allem auf 
Export angelegte Wirtschaft so zu strukturieren, daß sie dem zunehmenden Konkurrenz- 
kampf auf dem Weltmarkt gewachsen ist. Durch steigende ökonomische Effektivität 
wäre die DDR auch in der Lage, die Länder der Dritten Welt entsprechend den Erforder- 
nissen zu unterstützen. 

Verbunden mit den ökonomischen Aufgaben sind die gesellschaftspolitischen: die 
geschehenen revolutionären Umwälzungen bewußtseinsmäßig zu verarbeiten und in 
entsprechenden Gesellschaftsstrukturen zu verankern. Dies erfordert die eigenverant- 
wortliche Mitarbeit jedes einzelnen bei der Gestaltung der sozialistischen Gesellschafts- 
ordnung in den verschiedensten Bereichen. Beispiele für diesen begonnenen und weiter- 
zuführenden Prozeß sind unter anderm: die Neugestaltung des Bildungswesens, Refor- 
men im Rechtswesen, Demokratisierung der medizinischen Versorgung, Gleichstellung 
der Frau, Abbau der sozialen Unterschiede innerhalb der Bevölkerung, effektivere For- 
men politischer Information und der Bewußtseinsbildung, Erziehung zur gesellschaft- 
lichen Verantwortung gegen ein einseitiges individuelles Konsumdenken (auch im Hin- 
blick auf die „Dritte Welt“). Die Faktoren, die diese Entwicklung immer wieder retar- 
dieren, können hier nicht im einzelnen analysiert werden: schwache demokratische Tra- 
ditionen in der deutschen Geschichte, Nachwirkungen des Faschismus, Einleitung des 
revolutionären Prozesses unter den Bedingungen eines verlorenen Krieges, Einfluß kon- 
servativer Tendenzen und - vor allem - die ständige Einwirkung antikommunistischer 
Kräfte aus der Bundesrepublik. Es ist deutlich, welche Aufgaben zur Konsolidierung 
der sozialistischen Gesellschaftsordnung hier vor den Deutschen in der DDR liegen. 

5, Wenn Friedenssicherung beherrschende gemeinsame Aufgabe in der Welt heute 
ist, welchen Beitrag können die europäischen und speziell die beiden deutschen Staaten 
dazu leisten (III, Einleitung)? 

Die zunehmende Aggressivität imperialistischer Kräfte, die sich besonders deutlich in 
Vietnam zeigt, hat das Weltinteresse vom Deutschlandproblem abgelenkt. Diese Zeit 
sollte genützt werden, den weiterhin latent gefährlichen Krisenherd in Zentraleuropa zu 
beseitigen, und zwar durch vertragliche Regelungen, die verhindern, daß eines Tages 
doch noch ungeklärte Fragen (zum Beispiel West-Berlin) zum Anlaß für einen dritten 
Weltkrieg werden. 

Die Lösung der deutschen Frage im Sinn der Wiedervereinigung oder Neuvereinigung 
als Voraussetzung für eine europäische Friedensordnung anzusehen heißt, diese auf un- 
bestimmte Zeit zu vertagen. Aber es gibt keine Wahrnehmung gemeinsamer Aufgaben 
in der „Region Europa“, in der die Nationalstaaten in „größere Einheiten“ eingeordnet 
werden (III, 2, 3), ohne partnerschaftliche Zusammenarbeit aller europäischen Staaten. 
Und partnerschaftliche Zusammenarbeit erfordert geregelte diplomatische Beziehungen 
zwischen allen europäischen Staaten. Das Ziel der Zusammenarbeit kann nicht die In- 
fragestellung und Aufweichung der sozialistischen Gesellschaftsordnung in den Ländern 
Ost- und Mitteleuropas sein, sondern die Sicherung des Friedens. 

Ein unumgänglicher Schritt auf diese Friedensordnung zu ist also die Anerkennung 
der Eigenstaatlichkeit, Souveränität und territorialen Integrität der DDR durch die 
BRD und vertragliche Abmachungen über den Status von und den Zugang nach West- 
Berlin. Dadurch wäre praktisch auch die Frage der polnischen Westgrenze gelöst, da die 
DDR die Oder-Neiße-Grenze anerkannt hat. Der Alleinvertretungsanspruch der BRD 
stünde der Aufnahme diplomatischer Beziehungen beider deutscher Staaten mit anderen 
europäischen und außereuropäischen Staaten nicht mehr im Wege. Mitarbeit und Mitver- 
antwortung beider deutscher Staaten in internationalen Organisationen wären möglich. 

Gewaltverzichtserklärungen, Absprachen über Abrüstung, insbesondere über Nicht- 
beteiligung an atomarer Rüstung, sind notwendige Schritte für die Beendigung des 
Unfriedenszustandes in Europa. 

Der Plan einer atomwaffenfreien und militärisch verdünnten Zone in Zentraleuropa 
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muß endlich ernsthaft diskutiert werden. Seine Realisierung, bei der gerade die beiden 
deutschen Staaten entscheidend mitarbeiten könnten, wäre ein wichtiger Beitrag für die 
Sicherung des Friedens in der Welt. 

In einem späteren Stadium könnten bestehende militärische Bündnisse im Sinn einer 
europäischen Sicherheitspolitik verwandelt werden. Diese Schritte sollten dazu dienen, 
ein Modell friedlicher und konstruktiver Koexistenzpolitik in einem Europa mit ver- 
schiedenen Gesellschaftsordnungen zu entwickeln und Mittel und Kräfte freizusetzen 
zur Durchsetzung der internationalen ökonomischen Gerechtigkeit. 

Berlin, den 12. August 1968 Elisabeth Adler Manfred Punge 

Wolf-Dietrich Gutsch Walter Romberg 


c) Zu den Vorgängen in der CSSR 


Die Vorgänge des Jahres 1968 in der Tschechoslowakei (CSSR) sind von der 
Bevölkerung in der DDR offenbar mit größter Anteilnahme verfolgt worden. 
Das gilt besonders für kirchliche Kreise. Dabei ist zu bedenken, daß es in der 
DDR bisher zu einem wirklichen Dialog, zu einer geistigen Auseinandersetzung 
zwischen dem Marxismus als Philosophie und Weltanschauung einerseits und 
den geistigen Grundlagen des Christentums andererseits nicht gekommen ist. 
Die sich anbahnende Entwicklung in der CSSR war geeignet, auch für die DDR 
die Hoffnung auf eine neue Phase kirchlicher Existenzmöglichkeit in einem so- 
zialistischen Staat zu erwecken. Man konnte in den Auswirkungen eines demo- 
kratischen Sozialismus auf den kirchlichen Bereich den Versuch sehen, die Kir- 
chen aus der Situation bloßer Objekte einer mehr oder weniger einsichtigen 
staatlichen Kirchenpolitik zu befreien und sie als Partner in der geistigen Aus- 
einandersetzung um die Bestimmung des Menschen und um die Grundlagen sei- 
ner Lebensordnungen zu respektieren. 

Alle an diese Entwicklung geknüpften Hoffnungen wurden mit dem 21. Au- 
gust 1968 vorerst zunichte gemacht. Es kam hinzu, daß man in verantwortlichen 
kirchlichen Kreisen und doch wohl in großen Teilen der Bevölkerung das Vor- 
gehen der fünf Mitgliedstaaten des Warschauer Paktes politisch überhaupt für 
eine anachronistische Anwendung militärischer Machtmittel im internationalen 
Bereich hielt. Auf diese Stimmungslage, die sich in Demonstrationen verschiede- 
ner Art äußerten, reagierte der Staat außerordentlich empfindlich. Eine größere 
Zahl von Verhaftungen, Prozessen und Verurteilungen war die Folge. Diese 
Reaktion des Staates zeigt die große Besorgnis an, die hier gegenüber allen 
Tendenzen zur ideologischen Auflockerung besteht. Auf der anderen Seite muß 
man anerkennen, daß die Regierung offenbar nicht an besonders harten Gegen- 
maßnahmen interessiert war. Die im Zusammenhang mit Raktionen auf die 
Maßnahmen des Warschauer Paktes in der CSSR eingeleiteten Strafverfahren 
wurden entweder niedergeschlagen, ausgesetzt oder mit überraschend milden 
Strafen abgeschlossen. Man muß an dieser Stelle das Eingreifen von Bischöfen, 
Kirchenleitungen, Pfarrkonventen und christlichen Gruppen hervorheben, die 
zum Teil unter großen Risiken sich für inhaftierte und verurteilte Demonstran- 
ten verwandten. 

Nach außen hin reagierten die Kirchen mit den ihnen gemäßen Mitteln. Dazu 
ein zusammenfassender Bericht des epd: 
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FÜRBITTE IN DER DDR FÜR DAS TSCHECHOSLOWAKISCHE VOLK 


Erinnerung an Stuttgarter Schuldbekenntnis von 1945 
(epd ZA Nr. 201 vom 2. September 1968) 


epd Berlin, 2. September 1968. In der DDR ist in zahlreichen evangelischen Gottes- 
diensten auch am zweiten Sonntag nach der Intervention des „schwer geprüften tschecho- 
slowakischen Volkes“ fürbittend gedacht worden. Mehrere Landeskirchenleitungen hat- 
ten den Gemeindepfarrern entsprechende Hinweise gegeben oder Gebetsvorschläge ge- 
macht. Auch dort, wo keine Anregungen einer Kirchenleitung vorlagen, haben sich in 
mehreren Fällen Pfarrkonvente spontan zusammengefunden und Gebetstexte formu- 
liert. Dabei wurde auch an das Stuttgarter Schuldbekenntnis von 1945 erinnert und die 
Bitte um Vergebung für alles ausgesprochen, „worin wir unseren Nachbarn schuldig 
geworden sind“, wie es in einem solchen Gebet hieß. 

Eine gemeinsame Kanzelabkündigung oder Stellungnahme der östlichen evangelischen 
Kirchenleitungen zur Besetzung der Tschechoslowakei durch Truppen des Warschauer 
Paktes unter Beteiligung der „Nationalen Volksarmee“ der DDR liegt nicht vor. Auch 
von Erklärungen politisch besonders engagierter kirchlicher Gruppen, etwa des DDR- 
Regionalausschusses der Prager Christlichen Friedenskonferenz (CFK), ist in West- 
Berlin bisher nichts bekanntgeworden. Erfolglos sind, soweit bekannt, die vielerorts 
angestellten Bemühungen politischer Funktionäre geblieben, Zustimmungserklärungen 
von Pfarrkonventen oder Superintendenten zur Intervention in der CSSR zu erhalten. 


Die meisten der von Kirchenleitungen veranlaßten Eingaben an staatliche Stel- 
len und Rundschreiben an Pfarrer und Gemeinden sind öffentlich nicht zugäng- 
lich. Bekanntgeworden sind die Außerungen der Kirchenleitung von Berlin- 
Brandenburg (Ostregion): 


Evangelische Kirchenleitung Berlin-Brandenburg 102 Berlin, den 5. 9. 1968 
An alle Pfarrer, Pastoren und Prediger der evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg 


Liebe Brüder und Schwestern! 


Die Kirchenleitung hat beschlossen, Ihnen den beigefügten Brief an die im Okumenischen 
Rat zusammengeschlossenen Kirchen in der CSSR mit der dringenden Bitte um eine um- 
fassende Information der Gemeinden zuzusenden. Dabei empfiehlt sie, ihn im nächsten 
Gottesdienst im Wortlaut bekanntzugeben. 

Die Erläuterung des Briefes könnte etwa folgendermaßen geschehen: 

Unter dem Eindruck der Ereignisse, von denen die Völker der CSSR seit dem 
21.8.1968 betroffen wurden, hat die Kirchenleitung aus ihrer Sitzung vom 5.9. heraus 
einen Brief an die im Ökumenischen Rat zusammengeschlossenen Kirchen in der CSSR 
gerichtet. 

Die Kirchenleitung hält es für ihre Pflicht, ihre Gemeinden hiervon in Kenntnis zu 
setzen, zumal aus den Gemeinden viele Stimmen an sie gelangt sind, die einen derartigen 
Schritt nahelegten. 

Die Kirchenleitung verbindet mit der Bekanntgabe des Briefes den Aufruf, in der 
konkreten Fürbitte für Frieden und Gerechtigkeit in der Welt nicht müde zu werden. 
Zugleich empfiehlt sie, diesen Brief daraufhin durchzuarbeiten, ob er der Verantwortung 
des Christen für den Frieden in sachgemäßer Weise nachkommt. 

Wir verstehen unseren Brief als eine konkrete Interpretation der beiden Verse aus 
unserem Predigttext: 1 Joh 4, 11 und 12. Ihr D. Schönherr 


Der an die Kirchen in der CSSR gerichtete Brief hat folgenden Wortlaut: 
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Evangelische Kirchenleitung Berlin-Brandenburg 102 Berlin, den 5. 9. 1968 


An die im Okumenischen Rat zusammengeschlossenen Kirchen in der CSSR 
Prag / CSSR 


Liebe Brüder! 


In diesen für Euer Volk und Land so schweren Tagen sind wir Christen aus den Gemein- 
den unserer Berlin-Brandenburgischen Kirche mit unseren Gedanken und mit unserer 
Fürbitte bei Euch. Wir haben die Stunden gemeinsamen Bekennens und Anbetens auf 
ökumenischen Tagungen und gelegentlich vieler persönlicher Begegnungen nicht ver- 
gessen. Wir leiden mit Euch darunter, daß noch immer militärische Mittel eingesetzt 
werden, um politische Fragen zu lösen. Wir danken es auch Eurer Besonnenheit und 
Festigkeit, daß es zu keinem größeren Blutvergießen gekommen ist, und hoffen, daß es 
auch hinfort nicht dazu kommt. 

Wir wissen und verstehen, daß es Euch besonders verletzt hat, daß unter den ein- 
rückenden Truppen Deutsche und auch Christen gewesen sind. Wir hoffen, daß im Laufe 
der kommenden Verhandlungen feste Termine für den Abzug der Truppen vereinbart 
werden. Wir beten, daß die beteiligten Regierungen rechte Entscheidungen treffen, die 
dem Frieden und der Freiheit Eures Volkes und damit auch dem Frieden der Welt 
dienen. Wir beten für die Vollmacht Eurer Verkündigung, daß Ihr in dieser Zeit das 
Wort des Trostes und der Mahnung findet, dessen Eure Gemeinden bedürfen. 

Wir rufen in diesen für unsere brüderliche Gemeinschaft so belastenden Tagen zum 
Herrn: „Hilf du uns, Gott, unser Helfer, um deines Namens Ehre willen. Errette uns 
und vergib uns unsere Sünde um deines Namens willen“ (Psalm 79,9 — Losung der 
Brüdergemeinde vom 21. 8. 1968). 


Euch im Glauben verbunden Evangelische Kirchenleitung 
Berlin-Brandenburg 
D. Schönherr 


Generalsuperintendent Schönherr begründete diesen Schritt in seinem Synodal- 
bericht vom 1. bis 5. November 1968 wie folgt: 


Die Ereignisse in der CSSR seit dem 21. 8. 1968 haben die Kirchenleitung bewogen, den 
Kirchen, die im Okumenischen Rat der Kirchen der CSSR vereinigt sind, einen Brief zu 
senden. Sie bedurfte, zumal unmittelbar nach Uppsala, zu diesem Zeichen ökumenischer 
Verbundenheit keines Anstoßes von außen. Die Kirchenleitung hat den Brief den Ge- 
meinden ihres Kirchengebietes bekanntgegeben und empfohlen, ihn im Gottesdienst zu 
verlesen. Viele Fragen und Anstöße aus den Gemeinden hatten erkennen lassen, daß 
eine Außerung der Kirchenleitung erwartet wurde. 

Der Brief war als ein Wort brüderlicher Tröstung gedacht und ist, wie wir erfahren 
haben, von den Empfängern auch so verstanden worden. Er ist, wie wir dankbar fest- 
stellen, nicht zur Sensationsmache benutzt worden, wozu er seiner Art nach ja auch 
nicht geeignet gewesen wäre. Dabei sollte es bleiben. Nach wie vor kommt es darauf an, 
soviel an uns ist, dazu beizutragen, Wunden zu heilen und zur Versöhnung und Frieden 
beizutragen. 


Besonders betroffen waren von den Vorgängen in der CSSR die Christliche 
Friedenskonferenz und ihre regionalen Konferenzen, zumal das Sekretariat der 
CFK in Prag und besonders der Präsident der CFK Prof. J. Hromadka sich 
sehr entschieden gegen das Vorgehen des Warschauer Paktes ausgesprochen 
haben. In welche schwierige Situation die DDR-Regionalkonferenz der CFK 
geriet, zeigt dieser epd-Bericht: 
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MEINUNGSGEGENSÄTZE IN DER CSSR-FRAGE NICHT AUSGERÄUMT 


Nur allgemeine Erklärungen der CFK-Regionalkonferenz in der DDR 
(epd ZA Nr. 280 vom 4. Dezember 1968) 


epd Berlin, 4. Dezember 1968. Nur indirekt hat sich, wie jetzt bekannt wird, die diesjährige 
DDR-Regionalkonferenz der Christlichen Friedenskonferenz (CFK) mit zwei Sätzen 
zu der nach dem 21. August entstandenen Lage in der Tschechoslowakei geäußert. In 
ihrer am Wochenende verabschiedeten Erklärung heißt es dazu: „Zu unserer Verant- 
wortung gehört es auch, mitzuhelfen, das gegenseitige Vertrauen zwischen den soziali- 
stischen Staaten zu stärken. Die gemeinsame Konsolidierung der sozialistischen Gesell- 
schaftsordnung ist die Voraussetzung für den Frieden und die notwendige Hilfeleistung 
für die Dritte Welt.“ 

Der CFK-Regionalkonferenz war ein Bericht des DDR-Regionalausschusses der CFK 
über seine Bemühungen vorgelegt worden, sich in vier Sitzungen nach dem 21. August 
über die Konsequenzen für die Christliche Friedenskonferenz aus den Ereignissen in der 
CSSR einig zu werden. Aus diesem in der Ostpresse nicht veröffentlichten Bericht des 
engeren Kreises der CFK-Mitarbeiter in der DDR geht hervor, daß die Meinungsgegen- 
sätze zwischen den Gegner der militärischen Intervention und denen, die sie rechtfertigen 
wollten, nicht ausgeräumt werden konnten. 

Es heißt dazu: „Wir müssen mit Betroffenheit eingestehen, daß es der CFK nicht ge- 
lungen ist, einen rechtzeitigen Beitrag zur Verhinderung von Fehlentwicklungen und zur 
Praktizierung gefaßter eigener Beschlüsse zu leisten. Das liegt gewiß am Mangel des Ver- 
trauens auf geistliche Vollmacht, durch welche wir früher Gegensätze unter uns zu über- 
winden und zu gemeinsamer Haltung zu’ kommen vermochten. Gerade darum aber sind 
wir uns darin einig, daß jetzt erst recht unsere Zusammenarbeit auf der gemeinsamen 
Grundlage der Christlichen Friedenskonferenz notwendig ist. Sie wird uns in unserer 
Bewegung zum Gespräch führen, das unseren Dienst am Frieden zwischen den Völkern 
wieder wirksam macht.“ 

Während Einigkeit über die Beurteilung des militärischen Eingreifens in der CSSR 
nicht erzielt werden konnte und auch die Prager kommunistische Reformbewegung unter 
den CFK-Mitarbeitern in der DDR nach wie vor gegensätzlich bewertet wird, einigte 
man sich auf die Sätze: „Die Tatsache, daß viele Menschen in der CSSR die ... mili- 
tärischen Aktionen nicht als eindeutige Hilfsaktionen verstanden, ändert nichts daran, 
daß die Ereignisse der letzten Monate nur vor dem Hintergrund der Friedensgefährdung 
und der notwendigen Stärkung der europäischen Sicherheit zu verstehen sind. In der 
Moskauer Vereinbarung vom 27.8. und dem Prager Vertrag vom 16. 10. ist eine Über- 
einstimmung zwischen der UdSSR und der CSSR getroffen worden, die diesem Ziel wie 
auch dem der Entwicklung der sozialistischen Demokratie in der CSSR dient. Wider- 
stand dagegen kann tatsächlich nur Wasser auf die Mühlen der Konterrevolution sein. 
Wir sehen in der Vereinbarung auch für uns den Ansatzpunkt, „die Politik der fried- 
lichen Koexistenz zwischen West- und Osteuropa zu fördern.“ 


5. KiRCHLICHES LEBEN 


Aus der Berichtszeit liegt eine Fülle von Dokumenten und Berichten zur kirch- 
lichen Gesamtsituation, zum Strukturwandel in Kirche und Gemeinde, über den 
Fortgang der Bemühungen um einen der Situation entsprechenden Gemeinde- 
aufbau vor. Man gewinnt aus der Lektüre den Eindruck, daß die kirchlichen 
Organe und kirchlich-theologischen Arbeitsgemeinschaften mehr als zuvor daran- 
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gehen, die eigene kirchliche Situation, die Entwicklung der Gemeinden, ihr Ver- 
hältnis zur Umwelt insgesamt zu reflektieren und Schlußfolgerungen für eine 
neue kirchliche Gestalt daraus zu ziehen. Man wird fragen müssen, ob dies in 
den westdeutschen Kirchen in vergleichbarer Weise geschieht. 


a) Statistik 


Das Ergebnis der Volkszählung von 1964 wurde im Jahre 1968 im einzelnen 
veröffentlicht. Damit wurden zugleich auch die bisher nur gerüchtweise bekann- 
ten Ziffern über die Kirchenzugehörigkeit der Bevölkerung der DDR bestätigt. 
Ein epd-Bericht gibt dazu folgende Zusammenfassung: 


STARKER RÜCKGANG DER KIRCHENZUGEHÖRIGKEIT IN DER DDR 


Ost-Berlin veröffentlicht Ergebnisse der Volkszählung von 1964 
(epd Ausgabe für kirchliche Presse Nr. 43 vom 23. Oktober 1968) 


Die Kirchen und Religionsgemeinschaften in der DDR haben von 1950 bis Ende 1964 
rund 31 Prozent ihres Mitgliederbestandes verloren. Der Anteil der konfessionell Ge- 
bundenen ist in derselben Zeit um 26 Prozent zurückgegangen, der der Konfessionslosen 
von 8 auf 32 Prozent gestiegen. Das ergibt sich aus den jetzt vorliegenden Ergebnissen 
der DDR-Volkszählung vom 31. Dezember 1964. An diesem Stichtag bezeichneten sich 
von 17003633 Einwohnern der DDR einschließlich Ost-Berlins 5416814 (31,9 Pro- 
zent) als nicht konfessionsgebunden, 10 091 907 (59,3 Prozent) als Angehörige evange- 
lischer Kirchen, 1 375 237 (8,1 Prozent) als Angehörige der römisch-katholischen Kirche 
und 119674 (0,7 Prozent) als Angehörige anderer christlicher Gruppen bzw. freireligiö- 
ser oder sonstiger Weltanschauungsgemeinschaften. 

Absolut haben die evangelischen Kirchen gegenüber 1950 (14 802 217, also 80 Pro- 
zent der damaligen Bevölkerung) einen Mitgliederverlust von rund 4,7 Millionen er- 
litten. Etwa 1 Million davon geht zu Lasten des vor allem durch die Abwanderung nach 
Westen bedingten allgemeinen Bevölkerungsrückganges in der DDR. Die Zahl der römi- 
schen Katholiken verringerte sich gegenüber 1950 (2 021 260 gleich 11 Prozent der dama- 
ligen Gesamtbevölkerung) um rund 600 000. 


Stärkste Entkirchlichung in Ost-Berlin 


Die staatliche Zentralverwaltung für Statistik der DDR hat die Volkszählungsergebnisse 
in Sachen Religionszugehörigkeit nicht nach sozialen Schichtungen und auch nicht nach 
Landeskirchen oder Diözesen aufgegliedert. Veröffentlicht wurde nur die Aufgliederung 
nach Geschlechtern und nach Verwaltungsbezirken. Daraus ist zu ersehen, daß der Rück- 
gang der kirchlichen Bindung stärker beim männlichen als beim weiblichen Bevölkerungs- 
anteil wirksam geworden ist. Während das Zahlenverhältnis der Geschlechter im Durch- 
schnitt der Gesamtbevölkerung 45,5 (männlich) zu 54,5 (weiblich) beträgt, gilt für die 
evangelischen Kirchenangehörigen ein Verhältnis von 42 zu 58. Besonders extrem ist die 
unterschiedliche Entwicklung in Ost-Berlin verlaufen. Dort kommen in der Gesamt- 
bevölkerung auf 44 männliche 56 weibliche Personen, während von 100 Evangelischen 
nur 38 zum männlichen Geschlecht gehören. 

Ost-Berlin steht auch insgesamt an der Spitze der Entkirchlichung. Als konfessionslos 
bezeichneten sich dort 46,5 Prozent (von den Ost-Berliner Männern mit 53,5 Prozent 
sogar mehr als die Hälfte), als evangelisch 45,9 Prozent, als römisch-katholisch 7 Prozent. 
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An zweiter Stelle steht der Bezirk Leipzig mit 40,9 Prozent Konfessionslosen, 52,2 Pro- 
zent Evangelischen und 6,3 Prozent Katholiken. Über dem Landesdurchschnitt liegt der 
Anteil der evangelischen Christen in den Bezirken Suhl (19,9 Prozent Konfessionslose, 
72,4 Prozent Evangelische, 7,2 Prozent Katholiken), Neubrandenburg, Schwerin, Cott- 
bus, Potsdam, Frankfurt, Rostock und Karl-Marx-Stadt. Mit 16,3 Prozent unverhältnis- 
mäßig hoch ist der katholische Bevölkerungsanteil im Bezirk Erfurt, zu dem das Eichsfeld 
gehört, das einzige größere Gebiet im Bereich der DDR, das traditionell eine katholische 
Bevölkerungsmehrheit hatte. 


Keine Vergleichsmöglichkeiten mit kirchlichen Statistiken 


Die Ergebnisse der Volkszählung gelten in kirchlichen Kreisen als zuverlässig. Es wird 
allerdings darauf hingewiesen, daß es sich dabei um eine Selbsteinschätzung der Bevöl- 
kerung gehandelt hat. Es sei zu vermuten, daß viele der Eltern, die Kirchen angehören, 
ihre nichtgetauften Kinder unzutreffend als evangelisch bezeichnet haben, während sich 
auf der anderen Seite viele Getaufte, die nicht förmlich aus der Kirche ausgetreten sind, 
als konfessionslos bezeichnet haben dürften. In den evangelischen Landeskirchen gilt als 
Kriterium der Kirchenzugehörigkeit die Taufe. Ein Getaufter wird unabhängig von der 
Beteiligung an der Konfirmation, dem Gottesdienst oder der Zahlung von Kirchensteu- 
ern alsGemeindeglied betrachtet, wenn er nicht den Kirchenaustritt förmlich erklärt hat. 


Dieses Zahlenbild wird von epd erläutert: 


KIRCHLICHER SCHRUMPFUNGSPROZESS IN DER DDR 


Zu der Statistik über Religionszugehörigkeit in Mitteldeutschland 
(epd ZA Nr. 246 vom 24. Oktober 1968) 


Die amtlichen Ergebnisse der DDR-Volkszählung von der Jahreswende 1964/65 haben 
in der Frage der Religionszugehörigkeit keine Überraschungen gebracht. Sie bestätigen, 
was die Kirchen wußten: Etwa ein Drittel der Bevölkerung betrachtet sich nicht mehr als 
christlich. Es gibt auch keinen Anhaltspunkt dafür, daß die Entwicklung inzwischen 
zum Stillstand gekommen wäre. Die Taufziffern und die Statistiken über Christenlehre- 
besuch und Konfirmation deuten darauf hin, daß der Anteil der nicht konfessionell ge- 
bundenen Bevölkerung in der DDR inzwischen höher ist als die bei der Volkszählung 
ermittelten 32 Prozent und daß er stetig weiterwächst. 

Die Ursache für den ständigen Rückgang der Kirchenzugehörigkeit seit Gründung der 
DDR kann nicht vornehmlich in direkten antikirchlichen Aktionen gesucht werden. 
Gewiß kam es vor allem in den fünfziger Jahren unter politischem Druck zu einer 
größeren Kirchenaustrittsbewegung. Inzwischen jedoch stehen der DDR-Staatsführung 
für die gesellschaftlich und politisch relevanten Positionen so viele Menschen zur Ver- 
fügung, die nie eine ernsthafte kirchliche Bindung besessen haben, daß Pressionen zum 
Kirchenaustritt im ganzen unnötig erscheinen. 

Viel gravierender als der aggressive Atheismus, der kaum „Bekehrungen“ zu verzeich- 
nen hat, wirkt sich die totale Entchristlichung aller Bereiche des öffentlichen und gesell- 
schaftlichen Lebens aus, die nur in den wenigen Publikationen der Ost-CDU noch etwas 
kaschiert wird. Für die Volkskirche ist etwa in den Schulen nicht so sehr die immer wieder 
auftretende antichristliche Agitation oder die Verhöhnung des Glaubens gefährlich, son- 
dern die Tatsache, daß im Normalfall Kirche und Christentum im Unterricht nur in 
historischen Bezügen vorkommen und von der gegenwärtigen Existenz christlicher Ge- 
meinden oder der gesellschaftlichen Relevanz des Evangeliums gar keine Kenntnis ge- 
nommen wird, auch nicht in der Form ideologischer Auseinandersetzungen. 
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Die Schrumpfung der Mitgliederzahlen der Kirchen in der DDR ist zum ersten darauf 
zurückzuführen, daß gesellschaftliche Verhältnisse geschaffen wurden, die die längst vor- 
handene, aber durch formale Kirchenzugehörigkeit früher verdeckte religiöse Gleich- 
gültigkeit wirksam werden lassen. Als zweiter Faktor tritt hinzu, daß es den Kirchen 
sehr erschwert, ja weiterhin unmöglich gemacht wird, die Menge der religiös Indifferen- 
ten, die nicht von sich aus den Weg in ein Gotteshaus finden, überhaupt mit ihrer Bot- 
schaft zu konfrontieren, sie also vor eine Entscheidung zu stellen. 

Noch allerdings wirkt sich auch in der DDR die christliche Tradition sehr stark aus, 
noch läßt etwa jedes zweite Elternpaar seine Kinder taufen, ohne damit gleichzeitig den 
entschiedenen Willen zu christlicher Erziehung zu verbinden. Die 68 Prozent der DDR- 
Bürger, die sich am Stichtag der Volkszählung als Angehörige einer christlichen Kirche 
betrachteten, waren in ihrer überwiegenden Mehrheit damit nicht gleichzeitig bewußte 
und aktiv beteiligte Glieder der Gemeinden. Bis die Zahl der Kirchenmitglieder etwa 
identisch mit der Zahl derer geworden ist, für die der Glaube eine konkrete Alltags- 
bedeutung hat, wird der kirchliche Schrumpfungsprozeß in der DDR wahrscheinlich 
weitergehen, auch ohne daß es zu ausdrücklichen staatlichen Abwerbungsmaßnahmen 
kommt. Reinhard Henkys 


b) Kirchliche Gesamtsituation 


Eine genaue und verarbeitete Kenntnis der kirchlichen Gesamtsituation im Jah- 
re 1968 in der DDR zeigt ein Redaktionsartikel der „Evangelischen Kommen- 
tare“ (1. Jg., Heft 11/1968, S. 619): „Zwischen Volkskirche und Freiwilligkeits- 
gemeinde. Tatsachen und Tendenzen aus dem kirchlichen Leben in der DDR“. 
Der Artikel sieht die Kirchen in der DDR in der in mancherlei Hinsicht noch 
offenen Situation des Übergangs von der Zugehörigkeit zur EKD zu einem 
eigenen engeren Zusammenschluß, schildert die statistische Lage der Kirchenzu- 
gehörigkeit und fährt dann fort: 


Bei vielen Unterschieden im einzelnen läßt sich aus den verschiedenen statistischen Quel- 
len im ganzen ablesen, daß in der DDR noch volkskirchliche Größenordnungen vorhan- 
den sind und, trotz kontinuierlichen Rückgangs, noch auf längere Zeit vorhanden sein 
werden, daß sie aber keine gesunde Basis für eine volkskirchliche Zukunft darstellen. Die 
gesellschaftliche Relevanz der „Massenorganisation evangelische Kirche“ geht, rein quan- 
titativ betrachtet, von der Zahl her und noch mehr von der Altersschichtung und der 
geographischen Disparität der Schwerpunkte von Kirchenzugehörigkeit und gesellschaft- 
lichen Wirkungszentren her zurück. 


IL 


Das ist eine von allen Kirchenleuten in der DDR natürlich längst erkannte Binsenweis- 
heit. Sie sagt über die gesellschaftliche Qualität der Kirche, über die Treffsicherheit, die 
Kongruenz des eigenständigen evangelischen Zeugnisses mit der politisch-gesellschaft- 
lichen Wirklichkeit der DDR und für sie nichts aus. Einen gewissen Aufschluß hierüber 
kann die Frage nach den kirchlichen Organisations- und Arbeitsformen in der DDR 
geben. Und hier ist festzustellen, daß die sozialistische Umstrukturierung aller Bereiche 
der Lebensverwirklichung in der DDR das Organisationsgefüge der Kirchen im Kern 
unberührt gelassen hat. Exemplarisch wird das deutlich an der Tatsache, daß die evange- 
lischen Landeskirchen das Berufsbeamtentum und die beamtenrechtliche Stellung und 
Versorgung des Pfarrerstandes beibehalten haben und auch heute, wo niemand mehr 
garantieren mag, daß die Beamten- und Pfarrerversorgung nicht zusammenbrechen wird, 
noch keine ernsthaften Schritte zu grundlegender Änderung unternehmen. Schon rein 
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formal, aber eben nicht nur formal, wird die Kirche damit zum Museum sonst nicht 
mehr zu findender bürgerlicher Strukturen in der DDR. 

Die kirchliche Neuorganisation nach 1945 verwertete meist die Erfahrungen des Kir- 
chenkampfes, ohne sich gleichzeitig auf die sich ankündigenden gesellschaftlichen Wand- 
lungsprozesse einzustellen. Alle durchgängigen Organisations- und Arbeitsformen sind, 
unter möglichst weitgehender Konservierung der historischen Zufälligkeiten der landes- 
kirchlichen und parochialen Abgrenzungen einschließlich ihrer durch die Bevölkerungs- 
umschichtung oft fragwürdig gewordenen konfessionellen Zuordnungen, deutlich am 
Leitbild der volkskirchlichen Versorgung ausgerichtet. Alles, was davon abweicht, ist 
immer noch im Stadium des Experiments. Deutlich wird das etwa an der nach 1945 ein- 
gerichteten Christenlehre. Die in kircheneigener Verantwortung von kirchlich angestell- 
ten Katecheten erteilte Christenlehre trat an die Stelle des weggefallenen Religions- 
unterrichtes an den staatlichen Schulen. Im ganzen ist, nach den Erfahrungen des Kir- 
chenkampfes, das als Chance begrüßt und viel Mühe an Gewinnung und Ausbildung 
von Katecheten und die Aufstellung eigener Lehrpläne usw. gewendet worden. Jedoch 
folgte man im ganzen nicht dem Ziel, einen neuen gemeindlichen Dienst als Außerungs- 
form des Lebens der Ortsgemeinde aufzubauen, sondern eben den Religionsunterricht 
durch einen kirchlich verantworteten, stärker auf Einübung im Glauben zielenden Un- 
terricht zu ersetzen. Nicht nur aus organisatorischen Notwendigkeiten wurden die Kin- 
der möglichst in Jahrgangsklassen, nach Schulzugehörigkeit zusammengefaßt, und ein 
großer Teil der Katecheten führte bald, von der Schule mißachtet, in der Gemeinde ein 
Fremdkörper, ein isoliertes, besonders angefochtenes Leben. 

Die aus Staatskirchenzeiten überkommene Neigung der deutschen Landeskirchen zu 
kirchengesetzlichen und sonstigen rechtlichen Fixierungen möglichst vieler Arbeitsbe- 
reiche und Arbeitsverhältnisse wirkt sich in der DDR schon da hemmend aus, wo es um 
die Anpassung an veränderte Verhältnisse zum Zwecke der besseren Erfüllung volks- 
kirchlicher Verpflichtungen geht. Noch größere Schwierigkeiten entstehen da, wo volks- 
kirchliches Versorgungsdenken aufgegeben oder durchbrochen werden soll. Während in 
Staat und Gesellschaft Gordische Knoten dieser Art rücksichtslos zerhauen werden, 
wenn das Ziel es erfordert, bietet die Kirche das Schauspiel eines quälenden Ringens mit 
den Stricken museal anmutender Traditionen. 

Das eine ist das Problem der „Raumordnung“. Die Neuabgrenzung von Parochien 
und Kirchenkreisen macht in allen Landeskirchen große Schwierigkeiten. Ständig wird 
der Tatsache, daß sich Bevölkerungszentren verschoben, Verkehrsstrukturen verändert 
haben, denen um des volkskirchlichen Dienstes willen kirchliche Organisationsänderun- 
gen folgen müssen, mit historischen Argumenten begegnet, die aus rechtlichen Gründen 
meist nur in mühseligen, langdauernden Verfahren zu überwinden sind. Immerhin ist 
das möglich, und in einigen Landeskirchen, so vor allem der Kirchenprovinz Sachsen und 
Berlin-Brandenburg, sind vielerorts Fortschritte in der notwendigen Anpassung ge- 
macht worden. Noch kaum gelöst hingegen ist das Problem der Umstellung von volks- 
kirchlicher lückenloser geographischer „Abdeckung“ bestimmter Gebiete zur Schwer- 
punktarbeit mit beweglichen Teams kirchlicher Mitarbeiter. Es stellt sich einmal wegen 
des strichweise schon eingetretenen, in erheblich größerem Maße aber noch zu erwarten- 
den Mangels an Theologen und anderen für die Erfüllung parochialer Aufgaben vorge- 
bildeter Mitarbeiter, aber auch deshalb, weil es schon heute hier und da Ortsgemeinden 
gibt, die einen Pfarrer haben, aber kaum mehr Gemeindeglieder, die seinen Dienst in 
Anspruch nehmen. 

Vorstöße und Experimente in dieser und anderer Richtung, gelungene und geschei- 
terte, gibt es in zunehmender Zahl. Nicht nur die Goßner-Mission hat hier Pionier- 
arbeit geleistet. Dazu kommen die zahlreichen Bemühungen, im Schutz noch einiger- 
maßen intakter volkskirchlicher Strukturen Dienstgruppen aus Laien zu gewinnen und 
zuzurüsten, die etwa in neuen Siedlungen ohne Kirche und Pfarrhaus Gemeindeglieder 
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suchen, besuchen und sammeln. Dazu kommen die Gemeindeseminare, die Ausbildung 
von Lektoren, die heute weithin überparochiale, nach fast völligem Zusammenbruch der 
„Jungen Gemeinde“ sich seit Jahren aufwärtsentwickelnde Jugendarbeit, dazu kommen 
Hausgemeinden, die auch zuweilen die Christenlehre in eigene Hände nehmen, dazu 
kommt Fernunterricht, Beauftragung von Berufstätigen mit der Wortverkündigung, da- 
zu kommen ungezählte Initiativen nicht nur zur neuen Sammlung der Gemeinden, son- 
dern auch zur missionarischen Bekundung des Evangeliums. Vorherrschend jedoch ist 
trotz und über allem die Orientierung an den volkskirchlichen Aufgaben. 

Das hat seine Gründe. Der Begriff Volkskirche wird, wie überall, so auch in der DDR 
mit unterschiedlichen Inhalten gebraucht. In unserem Zusammenhang meint er einfach 
die Tatsache, daß eine Mehrheit der Bevölkerung der DDR im Säuglingsalter evange- 
lisch getauft und damit in die Kirche aufgenommen worden ist. Die daraus resultierende 
Verpflichtung, die Getauften nun auch mit dem Evangelium bekannt zu machen, sie auf 
ihre Gliedschaft anzusprechen, ihnen die Möglichkeit zum Hören des Wortes, zum Emp- 
fang des Altarsakraments zu geben, ihnen mit Seelsorge zu helfen und Raum für ge- 
meindliche Gemeinschaft zu bieten, wird von allen Landeskirchen in der DDR sehr ernst 
genommen. Kirchenleitungen und Synoden sehen wohl, daß auf lange Sicht mit einem 
Ende dieser volkskirchlichen Situation gerechnet werden muß, jedoch zeichnet sich die 
neue Form der Freiwilligkeitskirche vorerst noch so schwach ab, daß niemand es verant- 
worten mag, auf sie hin radikale strukturelle Wandlungen vorzunehmen, die notwendig 
mit einer zumindest teilweisen Preisgabe volkskirchliher Verantwortung verbunden 
wäre. Und so ist weiterhin die Säuglingstaufe die Regel, die Freiwilligkeitstaufe von Er- 
wachsenen die seltene Ausnahme. Häufiger als in der Bundesrepublik wird zwar das 
Taufbegehren von offenkundig achristlichen Eltern für ihre Kinder abgelehnt, daß sich 
aber bewußt christliche Eltern dazu entschließen, ihre Kinder nicht als Säuglinge zur 
Taufe zu bringen, oder daß Pfarrer dazu raten, ist noch seltener. So kommt es, daß die 
Volkskirche zwar numerisch zurückgeht, daß sie aber gleichzeitig fortgesetzt wird, mit 
der Tendenz also zur Minderheitskirche volkskirchlicher Struktur. 

Dies hat nicht nur lutherisch-theologische Gründe, ist nicht nur — wie viele der ange- 
deuteten strukturellen Probleme — eine Konsequenz des Festhaltens an der Kirchen- 
gemeinschaft mit den westlichen Landeskirchen im Rahmen der EKD, der EKU und der 
VELKD, es ist auch nicht nur ein Ergebnis der nicht zu leugnenden falschen Einschätzung 
der politischen Entwicklung in Deutschland, also der Erwartung staatlicher Wieder- 
vereinigung unter nichtkommunistischem Vorzeichen. Das alles spielt zwar eine wichtige 
Rolle, wenn die evangelischen Landeskirchen in der DDR einschließlich Thüringens sich 
strukturell im wesentlichen nicht auf die sozialistische Gesellschaft eingestellt haben. 
Aber dazu kommt das seelsorgerliche Motiv. In einer Gesellschaft, der der Sozialismus 
in seiner vom Stalinismus herkommenden bürokratisch-zentralistischen Form zwangs- 
weise von oben aufgestülpt worden ist, in der es einen revolutionären Impetus von unten 
praktisch nicht gegeben hat, sah sich die Kirche bewußt oder unbewußt in der Rolle des 
seelsorgerlichen Hortes für die zahllosen einzelnen, die in dieser Gesellschaft den Boden 
unter den Füßen zu verlieren drohten. Ihre Gemeinschaft bot Möglichkeiten schöpferi- 
scher oder auch nur ausruhender Lebensteilnahme, die sonst nicht möglich schien. Die 
Kirche bot auf das Individuum zugeschnittene Lebenshilfe, wo der Marxismus nur ge- 
sellschaftliche Prozesse im Auge hatte. Die Kirche war der Ort, wo die traditionellen 
Individualwerte noch galten und gepflegt wurden, wo man nicht seine Überzeugung ver- 
leugnen, nicht lügen mußte, wo der alte Mensch, der Kranke, der Entrechtete etwas galt. 
Die Kirche trat ein für Wahrheit, sie pochte auf das Recht, auch auf das national- 
staatliche. 

Es ist nicht nötig, das Bild weiter auszumalen. Die Kirche füllte mit ihren traditionel- 
len volkskirchlichen Mitteln eine Lücke in der von oben zwangsrevolutionierten Gesell- 
schaft in der DDR aus. Diese - wenn man so will: gesellschaftliche - Aufgabe be- 
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schäftigte sie so vollkommen, zumal sie gesellschaftlich sowieso vorwiegend an Klein- 
bürger- und Bauerntum orientiert war, daß sie die mögliche andere Aufgabe evange- 
lischen Hineinwirkens in die Gesellschaft im Sinne des Versuchs einer die Grundlagen 
akzeptierenden positiven, kritisch-dialogischen Mitgestaltung zu spät in den Blick bekam, 
wenn überhaupt. Es erscheint kennzeichnend, daß die Handreichungstexte der fünfziger 
Jahre, die sich um eine Abgrenzung des Standorts des Christen in der DDR bemühten, 
heute auch dort weithin vergessen sind. Sie gingen im wesentlichen vom einzelnen und 
vom Christen aus, der mit dem ihm fremden, ja feindlichen Staat konfrontiert war. Sie 
machten nicht den Versuch des Dialogs mit dem Marxismus-Leninismus auf der Basis 
der Anerkennung und Bejahung einer dauerhaften sozialistischen Gesellschaftsordnung, 
um deren Ausgestaltung und Vermenschlichung es ging. 


III. 


Es ist bemerkenswert, daß im Ostteil Deutschlands nach 1945 zu keiner Zeit ein ernst- 
hafter staatlicher Versuch unternommen worden ist, die evangelischen Kirchen an der 
Rekonstruktion des volkskirchlich ausgerichteten Landeskirchentums mit all seinen histo- 
rischen Verhaftungen zu hindern oder die Kirchen energisch darauf hinzuweisen, sie 
mögen sich den neuen Verhältnissen organisatorisch anpassen. (Der Kampf gegen die 
EKD steht auf einem anderen Blatt.) Gerüchte blieben die Gerüchte, die DDR-Kirchen- 
politik ziele auf eine zentral geleitete DDR-„Nationalkirche“ hin, oder auch: sie wolle 
die Landeskirchen beseitigen und Bezirkskirchen an ihre Stelle setzen. Die Verfassung 
von 1949 rekonstruierte in ihren Kirchenbestimmungen am stärksten Weimarer Recht, 
und die Verfassung vom April 1968, die dies alles nicht mehr aufnahm, zielt nach allem, 
was bisher zu erkennen ist, nicht darauf ab, den organisatorischen und den Besitzstand 
der Kirchen (mit Ausnahme der grenzübergreifenden Verflechtungen) zu bestreiten. 
Welche Motive ursprünglich dafür auch eine Rolle spielten — heute scheint es so, als sei es 
der SED nur recht, wenn die Kirchen sich museal von den übrigen Organisationen in der 
Gesellschaft abheben, sich gleichsam im strukturellen Getto befinden. Das bietet, so 
scheint es, nicht ungünstige Voraussetzungen dafür, die kirchliche Wirksamkeit auf den 
sogenannten innerkirchlichen Raum zu begrenzen und sie schließlich auf den reinen 
„Kult“ zurückzudrängen. 

Die DDR-Kirchenpolitik hat nie ernsthaft das Ziel verfolgt, sich nach dem Vorbild 
der „Deutschen Christen“ die Kirche von innen her gefügig zu machen. Das offensive 
Vorgehen gegen die Kirchen in den fünfziger Jahren verfolgte zweierlei Ziele: die 
Kirchen als vermuteten Hort „bürgerlich-reaktionärer“ Ordnungsvorstellungen für Staat 
und Gesellschaft von jeder über den „innerkirchlichen Raum“ hinausgreifenden öffent- 
lichen Wirkungsmöglichkeit auszuschalten und gleichzeitig das Klima des gesamten öffent- 
lichen Lebens in Presse und Funk, gesellschaftlichen Organisationen, Schulen und Bil- 
dungseinrichtungen, Volksbräuchen und Sitte usw. zu entchristlichen. Es ging dabei 
darum, bestimmte Schlüsselberufe möglichst von bewußten Christen freizumachen (Kir- 
chenaustrittsbewegung unter Zwang) und die in der DDR wie in der Bundesrepublik 
und vielen anderen europäischen Staaten vorhandene tatsächliche Säkularisierung und 
religiöse Gleichgültigkeit freizulegen und wirksam werden zu lassen. Bewußte Atheisten 
hat die antiklerikale und atheistische Primitivpropaganda jener Jahre kaum geschaffen. 
Aber als niemand mehr einen gesellschaftlichen Vorteil von äußerer Kirchenzugehörig- 
keit hatte und als am Beispiel der Konfirmation, der als Gegenfeier die Jugendweihe 
gegenübergesetzt wurde, die Kraft kirchlich geprägter Volkssitte zumindest in den Städ- 
ten gebrochen war, verlor der Staat das Interesse am direkten Angriff. In den sechziger 
Jahren verschwand die Atheismuspropaganda fast völlig aus dem öffentlichen Leben, 
öffentliche Angriffe auf Kirchen oder Kirchenleitungen und Pfarrer wurden zur Rarität, 
Kirchenzugehörigkeit und Beteiligung am kirchlichen Leben dienten in Betrieben usw. 
nicht mehr als Ansatzpunkt der Agitation. Die Volkskirche war ins gesellschaftliche 


274 


0. Ku ee 


Abseits geschoben, dort ließ und dort läßt man sie. Allerdings: Eifersüchtig wird darü- 
ber gewacht, und gerade in den letzten Jahren hat sich das erneut verschärft, daß die 
kirchliche Wirksamkeit auf den Status quo beschränkt bleibt und daß, wo irgend es ohne 
groß in die Offentlichkeit dringende Auseinandersetzung geht, dieser Status immer 
mehr eingeschränkt wird. Das zeigt sich im eingeengten Spielraum der kirchlichen Presse 
selbst für „innerkirchliche* Nachrichtengebung, das zeigt sich am zähen Kampf um die 
Bibelrüstzeiten für Jugendliche, das zeigt sich an dem in letzter Zeit von überallher 
berichteten Versuch der Behörden, kulturelle Betätigung der Kirchen (Kirchenmusiken, 
Laienspiele usw.) nicht mehr als genehmigungsfreie Äußerungen kirchlichen Lebens zu 
werten, sondern staatlichem Reglement zu unterwerfen. 

Nach der Kampfperiode begann die Periode des Integrationsversuchs, besser: der 
Einkapselung der Kirchen in die im Aufbau (jetzt in der Gestaltung) befindliche soziali- 
stische Gesellschaft der DDR. Ausgangspunkt war das sogenannte „Kommunique“ vom 
Juli 1958, das am Abschluß von Verhandlungen einer Kirchendelegation mit der DDR- 
Regierung stand. In ihm wurde kirchlich die Respektierung des sozialistischen Aufbaus 
zugesichert. Am 4. Oktober 1960 gab Ulbricht vor der Volkskammer eine „Programma- 
tische Erklärung“ ab, die am 9. Februar 1961 von ihm in einem Gespräch mit dem 
Theologen Professor Emil Fuchs bekräftigt und in mehreren ebenfalls programmatischen 
Gesprächen mit Landesbischof Mitzenheim, vor allem im „Wartburg-Gespräch“ vom 
19. August 1964, ausgebaut wurde. Leitsätze sind: Die humanistischen Ziele des 
Marxismus und des Christentums sind keine Gegensätze, und: Die gemeinsame humani- 
stische Verantwortung verbindet uns alle. Dazu kommt die Formel von der „politisch- 
moralischen Einheit“ des aus Nichtchristen und Christen bestehenden Volkes sowie 
„kameradschaftliche Zusammenarbeit von Marxisten und Christen beim Aufbau des 
Sozialismus“ unter der Führung der Partei der Arbeiterklasse. Das bedeutet: staatliche 
Tolerierung des christlichen Bekenntnisses und der Kirchen unter der Voraussetzung, daß 
die jeweiligen gesellschaftlichen und politischen Ziele der DDR, die allein die SED be- 
stimmt, offen unterstützt oder zumindest schweigend hingenommen werden. Die Kirchen- 
leitungen und Synoden haben sich, mit Ausnahme Bischof Mitzenheims, nur an die 1958 
zugesicherte „Respektierung“ des Sozialismus gehalten, konnten aber wenig dagegen tun, 
daß in den sechziger Jahren die Fassade der genannten kirchenpolitischen Leitsätze in 
der DDR-Offentlichkeit aufgebaut wurde. Die distanzierte „Respektierung“ bedeutete 
allerdings auch den Verzicht auf jeden Versuch, anders als in bestimmten konkreten 
Fragen abwehrend sich zu Zielsetzungen und Grundlagen einer sozialistischen Gesell- 
schaft zu äußern, also den Dialog unter Aufnahme der gelieferten Stichworte von der 
gemeinsamen humanistischen Verantwortung und der kameradschaftlichen Zusammen- 
arbeit von Marxisten und Christen beim Aufbau bzw. der Gestaltung des entwickelten 
Systems des Sozialismus anzubieten. 

Der Dialog wird nicht gewünscht, die „kameradschaftliche Zusammenarbeit“ soll kei- 
nesfalls Partnerschaft bedeuten, sondern volle Unterwerfung unter die SED unter Aus- 
klammerung des theoretisch-weltanschaulichen Gebiets, also Verzicht auf jeden eigen- 
ständigen christlichen Beitrag zur Formung der Gesellschaft - das war von Beginn an 
deutlich. Immerhin hat es nicht stets die gleiche Starrheit auf seiten der SED bzw. der 
Staatspolitik gegeben. Die, in der Regel von vornherein unter Verzicht auf OÖffentlich- 
keit, von Fall zu Fall bei der Regierung vorgetragenen Einwände der Konferenz der 
evangelischen Kirchenleitungen in der DDR gegen bestimmte staatlich geschaffene Tat- 
sachen oder Gesetzgebungspläne - fast immer nur dann, wenn kirchliche Interessen un- 
mittelbar berührt wurden wie beim Jugendgesetz, beim Gesetz über das einheitliche so- 
zialistische Bildungssystem, beim Verfassungsentwurf, bei der Neuregelung der Schwan- 
gerschaftsunterbrechung - sind in der Regel nicht beantwortet oder in der Substanz un- 
berücksichtigt geblieben. Es gibt jedoch ein Beispiel, daß eine in der evangelischen Kirche 
entwickelte und von ihr mit Nachdruck dem Staat vorgetragene Konzeption von der 
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DDR verwirklicht worden ist, wenn auch sehr abgeschwächt: das Recht, den Waffen- 
dienst zu verweigern. Es ist nicht zu leugnen, daß es sich hierbei um eine echte gesell- 
schaftspolitische Konzession handelt. Mögen taktische Rücksichten, so vor allem der 
Wunsch, eine Reihe von nicht mehr in die Landschaft passenden Christenprozessen zu 
vermeiden, eine Rolle gespielt haben, so ist doch schwer vorstellbar, daß die Bausoldaten- 
verordnung von 1964 erlassen worden wäre, wenn nicht auch die durch kirchliche Argu- 
mente bewirkte Einsicht bei der SED-Führung eine Rolle gespielt hätte. 

Gegenwärtig ist die Periode einer auch noch so schwachen Bereitschaft, die Kirche oder 
christliche Gruppen als mögliche Gesprächspartner zu akzeptieren, vorbei. Der 21. Au- 
gust hat nicht nur der CSSR gegenüber den Sozialismus Moskauer und damit auch Ost- 
Berliner Prägung als Machtfrage deklariert. Auch in der DDR-Innenpolitik und spe- 
zieli in der Kirchenpolitik ist dieser Akzent jetzt so klar herausgearbeitet worden wie 
nie zuvor. Ganz offen erläuterte Hans Seigewasser, Staatssekretär für Kirchenfragen, das 
in einem Zeitungsartikel am 3. 10. 68: „Die Staatspolitik in Kirchenfragen ... kann und 
darf — trotz mancher Spezifika - nur als untrennbarer Bestandteil der allgemeinen 
Staatspolitik gewertet werden. Sie muß deshalb auf ihrem Gebiet, dem ständigen Auf- 
trag der sozialistischen Verfassung folgend, Verhältnisse schaften, die unserer Gesamt- 
politik zur vollen Entfaltung der sozialistischen Menschengemeinschaft entsprechen. Da- 
zu gehören einerseits korrekte und vertrauensvolle Beziehungen der Kirchen zum Staat, 
andererseits die Bereitschaft des sozialistischen Staates, den Geistlichen und den Kirchen- 
leitungen mit gutem Rat zu helfen, wenn sie alte anachronistisch gewordene Abhängig- 
keiten überwinden und eindeutig die Position der Kirche im Sozialismus beziehen wol- 
len.“ Die höfliche Formulierung vom „guten Rat“ verdeckt nur oberflächlich die Pro- 
grammatik der Machtausübung zur Gleichschaltung. Und eine Analyse des Grundsatz- 
referats von Gerald Götting vor dem Ost-CDU-Parteitag in Erfurt am 3. Oktober gerade 
in den Teilen, die nicht von der EKD handeln, führt zu dem gleichen Ergebnis, daß jetzt 
angesetzt werden soll, aus der Fassade marxistisch-christlicher und staatlich-kirchlicher Ei- 
nigkeit in allen gesellschaftlich und politisch relevanten Fragen Realität werden zulassen. 

Zumindest die theoretischen Voraussetzungen dafür sind jetzt voll entwickelt worden. 
Der Ansatzpunkt dafür ist die von den Kirchen unbestrittene, im Gegenteil oft betonte 
staatsbürgerliche Verantwortung der Christen. Seit der neuen DDR-Verfassung ist die 
Identität von Staat, Gesellschaft und Bürger nicht mehr nur politische Forderung, son- 
dern Grundgesetz. Kombiniert mit der Identität der humanistischen Zielsetzungen von 
Marxismus und Christentum, wie Ulbricht und Mitzenheim es gemeinsam — ohne zitier- 
bar gewordenen Widerspruch oder auch nur kritische Anfrage eines anderen Bischofs, 
einer Kirchenleitung, einer Synode — deklariert haben, ergibt sich nach Götting und allen 
anderen einschlägigen Rednern, daß die sozialistische Ordnung der DDR „zutiefst“ den 
Vorstellungen von einem Gemeinwesen entspricht, wie es von bewußten Christen „seit 
den Tagen der christlichen Urgemeinde immer wieder angestrebt worden ist, ohne je 
zuvor verwirklicht werden zu können“. Staatsbürgerliche Verantwortung, auf die hin 
nach Götting gerade die kirchlichen Amtsträger anzusprechen sind, kann deshalb dieser 
Theorie nach nur durch bewußte Identifizierung mit Zielsetzungen und Praxis des von 
der Partei der Arbeiterklasse geführten Staates und aus dieser Identifizierung ent- 
springende Mitarbeit realisiert werden. Und gesellschaftliche Verantwortung ist wieder- 
um identisch mit staatsbürgerlicher. Aus gesellschaftlicher Verantwortung verbietet sich 
der „abstrakte“ christlich-marxistische Dialog, denn er führt zu konterrevolutionär nutz- 
baren weltanschaulichen Auseinandersetzungen statt zur von der Verfassung gebotenen 
Aktionseinheit. Logisch folgt das Weitere: 

„Unserer gesellschaftlichen Verantwortung entsprechen wir Christen nicht durch den 
Rückzug in eine scheinbar neutrale ‚Brückenfunktion‘, die'sich die Reaktion nur allzu- 
gern als Brückenkopf zunutze macht, sondern nur durch entschiedene Parteinahme für 
das Neue in der Welt und für die gesellschaftliche Hauptkraft, von der es repräsentiert 
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wird — für die Arbeiterklasse ... Unserer gesellschaftlichen Verantwortung werden wir 
nicht durch eine den Christen angeblich gebotene ‚Mittlerposition‘ zwischen den gesell- 
schaftlichen Systemen gerecht, sondern nur durch die konsequente Parteinahme für alles, 
was dem Frieden dient, und durch die tätige Mitarbeit am Aufbau der neuen Ord- 
nung ... Unserer gesellschaftlichen Verantwortung werden wir Christen nicht in erster 
Linie durch neue theoretische Überlegungen gerecht, sondern vor allem durch die Zu- 
hilfenahme und Anwendung der Erkenntnisse der modernen Gesellschaftswissenschaften, 
die unser ‚Dasein für andere‘ erst in rechter Weise effektiv und nützlich werden läßt.“ 

Dies muß mitgehört werden, wenn DDR-Funktionäre immer wieder den Ton darauf 
legen, daß die neue DDR-Verfassung die christlichen Bürger voll gleichberechtigt ein- 
beziehe und daß sie gute Möglichkeiten für die „seelsorgerliche und gemeinnützige Tätig- 
keit der Kirchen“ biete. Dies muß in mindestens gleichem Maße wie die Polemik gegen 
die EKD bei der Interpretation des Lobes für die Bemühungen des kirchlichen Struktur- 
ausschusses in der DDR berücksichtigt werden, jenes Lobes, das Götting in die Worte 
kleidete: „Als Ausdruck des Wunsches realistisch denkender Männer der Kirchen, die 
kirchlichen Ordnungen in Übereinstimmung mit unserer sozialistischen Verfassungswirk- 
lichkeit zu gestalten, werten wir alle Bemühungen, die Eigenständigkeit der evangeli- 
schen Landeskirchen in der DDR zu festigen, das Verantwortungsbewußtsein und die 
Selbständigkeit ihrer Bischöfe und Leitungen zu erhöhen und den Einfluß der west- 
deutschen EKD endgültig auszuschalten.“ Das bedeutet, es wird von den offiziellen 
Kirchen keinerlei gesellschaftliche oder politische Bemühung erwartet, auch nicht die der 
aktiven „kameradschaftlichen“ Mitarbeit beim sozialistischen Aufbau, außer einer — ge- 
legentlich zu wiederholenden — grundsätzlichen Bejahung der sozialistischen Staats- und 
Gesellschaftsordnung der DDR und ihrer Zielsetzungen. Diese Bejahung wäre als Ver- 
zicht gerade auf jenes eigenständige, von der Akzeptierung der Realitäten in der DDR 
ausgehende Zeugnis zu verstehen, das viele Befürworter einer Lösung von der EKD sich 
als Folge dieses Schrittes erhoffen. 
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Aus allem, was evangelische Synoden und Kirchenleitungen bisher jeweils aus kon- 
kretem Anlaß zu gesellschaftlichen und staatlichen Entwicklungen in der DDR erklärt 
haben, läßt sich kein Anhaltspunkt dafür erkennen, daß die Lehre von der alle verbin- 
denden gemeinsamen humanistischen Verantwortung in der vorher dargestellten Aus- 
prägung auch nur diskutiert, geschweige denn akzeptiert worden wäre. Die Kirchen 
haben immer versucht, zwischen Regierung und Partei, zwischen Staatspolitik und to- 
talem ideologischem Anspruch, zwischen der Anerkennung der „Obrigkeit“ DDR und 
blinder Preisgabe an den Führungsanspruch der SED zu unterscheiden bzw. vom Staat 
diese Unterscheidung zu fordern. Insbesondere haben sie versucht, der Gleichsetzung von 
Engagement für den Frieden und voller Unterstützung der Gesamtpolitik der DDR, 
der „allseitigen Stärkung unseres sozialistischen Vaterlandes“, zu entgehen. In fast jedem 
Rechenschaftsbericht der meisten DDR-Bischöfe vor ihren Landessynoden ist das zu er- 
kennen. 

Offentlichkeitswirkung haben Bischofsberichte, Synoden- und Kirchenleitungserklä- 
rungen oder Briefe der Konferenz der Kirchenleitungen an die DDR-Regierung zu ge- 
sellschaftlichen und politischen Fragen in den letzten Jahren nicht mehr erzielen können. 
Selbst die interne kirchliche Information erreicht nicht immer die „Pfarrer-Ebene“, noch 
weniger die „Gemeinde-Ebene“. Vom Mittel der Kanzelerklärung zu solchen Fragen 
machen die Kirchenleitungen durchweg äußerst sparsamen Gebrauch. Ein auch nur in 
Umrissen zutreffendes Bild der kirchlichen Verkündigung in den Gemeindegottesdiensten, 
in Gemeindeveranstaltungen und Seminaren usw. zu zeichnen ist nicht möglich. Vor- 
herrschend dürfte wohl die Verkündigung sein, die konkrete Umsetzung christlicher poli- 
tischer Ethik vermeidet. Zu vermuten ist, daß die Stärkung christlicher Zivilcourage, 
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etwa in Fragen christlicher Kindererziehung, nach dem Motto „sozialistisch arbeiten ja, 
sozialistisch leben nein“, oft versucht wird und daß damit auch etwa Fragen des Hasses, 
des christlichen Friedensengagements u. ä. im Ganzen der gemeindlichen Verkündigung 
im Sinne der entsprechenden Äußerungen von Kirchenleitungen und Synoden behandelt 
werden. 

Die stärkste Wirkung dürfte bis in die letzte Zeit hinein das Gesamtverhalten der 
Landeskirchen in der DDR zu der immer unverhüllter vorgetragenen staatlichen For- 
derung nach Preisgabe der Kirchengemeinschaft mit den Landeskirchen in der Bundes- 
republik gehabt haben. Mit dieser Feststellung sind nicht die mit dem Stichwort „Wieder- 
vereinigung“ gekennzeichneten politischen Implikationen gemeint, sosehr sie sich nach 
wie vor im Bewußtsein vieler Gemeindeglieder und auch Pfarrer mit der EKD ver- 
binden, zumindest gefühlsmäßig. Im Blick ist hier vielmehr die Tatsache, daß die Kirche 
dem Totalitätsanspruch des Staates Grenzen gesetzt hat, daß sie dokumentiert hat: Es 
gibt Lebensbereiche, die staatlichem Reglement entzogen sind, in denen politischen Zweck- 
mäßigkeitserwägungen (die grade für DDR-Bürger leicht in Opportunismus umschlagen) 
nicht gefolgt werden muß. Mit dem Festhalten an der EKD-Gemeinschaft ist so von den 
evangelischen Landeskirchen in der DDR ein spezifisches Zeugnis in ihrem gesellschaft- 
lichen Raum gegeben worden. 

Das gesellschaftlich relevante gemeinsame Zeugnis der östlichen evangelischen Landes- 
kirchen hat zwar stets darauf gezielt, den Gemeindegliedern deutlich zu machen, daß - 
trotz der bis 1961 offenen Grenze in Berlin — der Ort ihrer Verantwortung die DDR sei. 
Aber die Unausweichlichkeit der sozialistischen Entwicklung im Sinne der SED ist der 
Mehrheit der Verantwortlichen in der Kirche wohl kaum früher bewußt geworden als 
der Menge der Bevölkerung. Im ganzen wurde das Wort der Kirche zu Staat und Ge- 
sellschaft von Tendenzen der Abwehr, der Verteidigung bestimmter Rechte und Werte 
gegenüber staatlichen und ideologischen Übergriffen bestimmt. Das konnte wohl auch 
kaum anders sein. Unerledigt aber ist die Frage nach der gesellschaftlichen Bedeutung 
und Aufgabe einer von der Volkskirche herkommenden evangelischen Mehrheitskirche 
im sozialistischen Staat osteuropäischer Prägung. Ob und wann in der DDR eine gemein- 
same Antwort darauf gegeben werden kann, ist heute noch nicht zu erkennen. Daß die 
Antwort Gerald Göttings von der Kirche nicht bejaht werden kann (wenn vielleicht 
auch Zeiten kommen, in denen praktisch nach ihr verfahren werden muß), liegt auf der 
Hand. Wenn eine Antwort gefunden werden soll, wird es nicht angängig sein, die For- 
mel von der gemeinsamen humanistischen Verantwortung von Marxisten und Christen, 
von der Identität der humanistischen Ziele beider, zu ignorieren und sie den Propagan- 
disten und Opportunisten zu überlassen. Die Kirche wird vielmehr den Staats-Marxis- 
mus nach seinem Humanismus befragen, sich selbst dem Humanismusproblem stellen 
müssen und den immer neuen Versuch zum Dialog darüber machen müssen, was „ge- 
meinsame Verantwortung“ in diesem Zusammenhang bedeuten kann und was für Kon- 
sequenzen das für beide Seiten hat. 


Die Kirchen und ihre Glieder stehen eigentlich erst am Anfang einer Klärung 
ihrer Situation, ihrer Aufgabe und ihrer möglichen Wirkung in einem soziali- 
stischen Staat des Ostens. In diesem Zusammenhang ist von Interesse, daß die 
Situation der Katholiken in der DDR ähnlich beurteilt wird. Ein Bericht in 
„Stimmen der Zeit“ (Heft 8, August 1968, S. 133) „Katholiken, Kirche, Staat 
in der DDR“ stellt die Frage, „wie sich die Katholiken in der DDR heute dar- 
stellen, welche Gruppierungen sich vorfinden und wie sich ihr Verhältnis zu den 
gesellschaftlichen Gegebenheiten entwickelt hat“. Dann heißt es weiter: 


Die Behauptung, die zwanzigjährige Teilung Deutschlands habe keine oder doch nur 
geringe Auswirkungen auf den Katholizismus „drüben“ gehabt, wird nicht dadurch 
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glaubwürdiger, daß sie häufig wiederholt wird oder einfachhin als still gemachte Voraus- 
setzung gilt. Sicherlich, eine Spaltung der katholischen Kirche in Deutschland ist nicht 
eingetreten. Und die Hierarchie ist nie in die Schwierigkeiten geraten, die für die Evan- 
gelischen Kirchen Deutschlands von vornherein gegeben waren. Es gab auf katholischer 
Seite keine groß angelegten Versuche eines Arrangements mit dem Staat. Doch ist die 
Situation der eineinhalb Millionen Katholiken in der DDR in den letzten Jahren zwei- 
fellos schwieriger geworden. Das hat seinen Grund nicht einfach darin, daß sich der 
staatliche Druck verschärft hätte, wenn auch die Auswirkungen der im April dieses 
Jahres beschlossenen Verfassungsänderung und der damit verbundene Verlust der juri- 
stischen Stellung einer Körperschaft öffentlichen Rechts noch nicht zu übersehen sind. 


Nach einer Schilderung der durch die neue Verfassung und das neue Strafgesetz- 
buch geschaffenen Lage fährt der Bericht fort: 


Die Religionsfreiheit immerhin ist garantiert. Und faßt man diesen Begriff enger, näm- 
lich als Kultfreiheit, so wird man Ein- und Übergiff nur selten feststellen können. Li- 
turgie, Wallfahrten, Prozessionen, Religionsunterricht, Seelsorgearbeit in Pfarrabenden, 
Hausbesuche, Spezialseelsorge in Tagungen für Akademiker, Genossenschaftsbauern 
usw., Priesterausbildung in drei Bildungsstätten, Seelsorgshelferinnenausbildung und 
sogar Kirchenbau sind in einem Maß gewährleistet, das uns gering scheinen mag, die 
Kultfreiheit aber voll respektiert. Jede Wirkung der Kirche über diesen Bereich hinaus, 
jede kritische Stellungnahme zu den gesellschaftlichen Verhältnissen, wird, wenn nicht 
ganz und gar behindert, so doch argwöhnisch betrachtet. So konnten die Bischöfe bei- 
spielsweise anläßlich der wirklich volksweit geführten Diskussion zur neuen Familien- 
gesetzgebung zwar ihre Meinung öffentlich kundtun, doch wurde sie von den Staats- 
organen höflich dankend lediglich als Eingabe der einzelnen Bischöfe als Privatpersonen, 
nicht als Ausdruck des Willens aller Gläubigen gewertet. 

Es lassen sich natürlich leicht weitere Beispiele finden für die Grenzen der kirchlichen 
Freiheit. So ist Kirchenbau möglich, und der Staat gibt sogar Mittel für den Wiederauf- 
bau kunsthistorisch wertvoller Kirchen, z. B. der Hofkirche in Dresden und der Hed- 
wigskathedrale in Berlin. Andererseits wird bedenkenlos gehandelt, wenn es im Zug der 
sozialistischen Umgestaltung erforderlich scheint, ebensolche Bauten abzureißen. Beispiele 
dafür sind das Wahrzeichen der Ostseestadt Wismar, die Marienkirche, die Heilig-Geist- 
sowie die Ulrichskirche in Magdeburg und die im Mai dieses Jahres erfolgte Sprengung 
der Leipziger Universitätskirche. 

Die eigentlichen Schwierigkeiten der Katholiken aber liegen anderswo. Sie scheinen 
zwei Ursachen zu haben. Die Auswirkung des Konzils mit ihren Tendenzen zur De- 
zentralisierung der Gesamtkirche überschneiden sich mit den Folgen der durch den Mau- 
erbau hervorgerufenen Desillusionierung. Die katholische Kirche in der DDR sieht sich 
ganz auf sich allein gestellt. Zu lange schon hat sie mit offenem oder heimlichem Schielen 
auf den Westen übersehen, daß die ihr eigene Problemstellung von ihr selbst gelöst wer- 
den muß. So gab sie sich bis in jüngster Zeit als ein festgefügter Block, in dem selbst in 
politischen Fragen Meinungsunterschiede zwischen Hierarchie und Laien nicht zutage 
traten. Neunzehn Jahre DDR haben nicht zu einer Aufspaltung führen können, wie sie 
die Katholiken in anderen Ostblockstaaten — vielleicht mit Ausnahme Polens - hin- 
nehmen mußten. Doch gibt es seit dem Bau der Mauer praktisch keine gesamtdeutsche 
Fuldaer Bischofskonferenz mehr, an der der mitteldeutsche Episkopat teilnehmen dürfte, 
wohl aber eine Berliner Ordinarienkonferenz, der alle Bischöfe und Weihbischöfe auf 
dem Gebiet der DDR angehören, soweit sie eigene Bistümer (Berlin, Meißen, Erz- 
bischöfliches Amt Görlitz als Sprengel der Diözese Breslau) verwalten oder aber Kom- 
missariate und Generalvikariate bundesdeutscher Bistümer (Generalvikariat Erfurt für 
Fulda, Kommissariat Magdeburg für Paderborn, Kommissariat und Generalvikariat 
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Meiningen für Würzburg, Kommissariat Schwerin für Osnabrück), die auf vom DDR- 
Regime kontrollierten Boden liegen. 

Sieht und hört man sich drüben um in den Kreisen des Episkopats, des Klerus, der 
CDU-Katholiken und der weniger exponierten Gläubigen, so wird man im Lauf der 
letzten Monate und in Zukunft wohl noch stärker an den je verschiedenen Beurteilun- 
gen katholischer Situation gegenüber den veränderten Verhältnissen spüren, daß die 
durch einen eigenen Staatssekretär für Kirchenfragen verkörperte Taktik der SED, die 
Kontakte der katholischen Kirche Mitteldeutschlands zur Kirche in der Bundesrepublik 
auf den Briefverkehr zu beschränken, nicht völlig erfolglos geblieben ist. In einem sind 
sich daher inzwischen die Katholiken drüben einig: Die kirchlichen Verhältnisse der 
Bundesrepublik könnten für ihr eigenes Leben nicht beispielhaft sein. Die Probleme 
sind andere und erfordern andere Lösungen. Insofern stehen ihnen die Tschechoslowakei, 
ja selbst Litauen näher. So nimmt es nicht wunder, daß eine Frage wie die der Über- 
führung westdeutscher Kommissariate auf DDR-Gebiet in eigenständige Diözesen für 
uns nahezu ideologische Tragweite hat, drüben aber nur unter pragmatischen Gesichts- 
punkten betrachtet wird. 

Die Kirche ist sich weiter noch einig darin, daß die einzelnen sich möglichst qualifi- 
zieren müssen, um entscheidende Führungsstellen im wirtschaftlichen und öffentlichen 
Leben zu erreichen. Es ist weithin keine Rede mehr vom Widerstand. Doch inwieweit 
sich der einzelne dabei mit dem Staat arrangieren darf, an dieser Frage zerbricht nach 
und nach die bisherige monolithische Einheit. Wenn die Bischöfe hier kluge Formeln 
finden, wird es ihnen zumindest gelingen, daß die institutionelle Einheit bewahrt bleibt, 
daß es nicht zu Vereinigungen von Friedenspriestern kommt wie in anderen Ostblock- 
staaten. Die Laien hingegen sind schon heute in verschiedenste Meinungsgruppen ge- 
spalten. 

Am weitesten mit dem Staat eingelassen hat sich eine Gruppe von Katholiken in der 
CDU, von den Bischöfen als Emigranten beargwöhnt, von manchen Pfarrern aus dem 
aktiven Gemeindeleben ausgeschlossen. Sie stehen in Positionen, die ein Nein zum Staat 
einfach nicht zulassen. Sie wollen zeigen, daß Katholiken in der DDR nicht nur legal 
katholisch sein, sondern darüber hinaus mit vielen politischen und gesellschaftlichen Zie- 
len ihrer Regierung übereinstimmen können. Daß ihnen erlaubt wird, eine „Monats- 
schrift progressiver Katholiken“ herauszugeben, die im 8. Jahrgang erscheinende „Be- 
gegnung“, ist als ein Hoffen der SED auf ein stärkeres Engagement der Katholiken im 
Staat zu verstehen. Von der Mehrzahl der intellektuellen Katholiken, besonders aber 
vom Klerus gelesen, wird sie von seiten der offiziellen Kirche als nicht vorhanden be- 
trachtet. Da aber den bischofseigenen Organen — den Laien sind im wesentlichen nur das 
„Hedwigsblatt“ für Berlin und der „Tag des Herrn“ für Meißen zugänglich — inner- 
kirchliche Kritik kaum zu entnehmen ist, hat diese CDU-Zeitschrift eine gute Chance, 
sonst schwer zu bekommende Informationen mit Artikeln staatsbejahender Tendenz zu 
verbreiten. 

Besonders bei den Studentengemeinden trifft sie damit auf offene Ohren. Aus deren 
Reihen wird mehr und mehr der innerkirchliche Dialog wie der mit den Atheisten ge- 
fordert. Hier werden Briefe verfaßt, die westdeutsche Spenden für DDR-Katholiken 
angesichts des Hungers in der Welt ablehnen oder polnischen Missionaren für deren 
Arbeit zur Verfügung gestellt wissen wollen. Es wird unmißverständlich gefragt, war- 
um die Diözesansynode in Meißen nicht unter stärkerer Beteiligung aller Gläubigen 
durchgeführt wird und weshalb sich keine Kommission deutlich mit den gesellschaftlichen 
Verhältnissen befaßt. Tatsächlich gibt es in den Bereichen der Erziehung und Bildung, der 
Berufstätigkeit der Frau, des Studiums - um nur einiges zu nennen — Möglichkeiten zur 
Mitarbeit. Das Wissen, nicht in allen Belangen frei zu sein,: dispensiert nicht — so wird 
gesagt — von jeglichem Tun, berechtigt nicht einfachhin zum Rückzug in den privaten 
Bereich. So mancher Priester ist mißgestimmt darüber, daß die Bischöfe völlig unver- 
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dächtigen Theologen die Teilnahme an den Gesprächen der Paulusgesellschaft mit Mar- 
xisten in Marienbad untersagt haben. Und schon haben sich Priester mit dem Bensberger 
Kreis in Verbindung gesetzt, weil nach ihrer Auffassung die dort angefaßten Fragen 
auch von ihnen angefaßt werden müssen. 

Sorgfältig sucht die offizielle Kirche alles zu meiden, was eine stärkere Differenzierung 
der Gläubigen zur Folge haben könnte. Bei der Mehrzahl der 25-300/, Gottesdienst- 
besucher (knapp 10% der Einwohner sind katholisch) muß das auch noch nicht befürchtet 
werden. Doch selbst Priester, die von der Kanzel künden, heute werfe man Pius XI. 
vor, er habe zur Judenvernichtung geschwiegen, in dreißig Jahren werde man ähnliches 
von den Katholiken der DDR sagen, sind der Überzeugung, ein Dialog wenigstens sei 
erforderlich. Tatsächlich meint eine Anzahl von Katholiken, man müsse aus der Reserve 
herausgehen und gestaltend mitwirken. Klemens Richter 


c) Gemeindeaufbau 


Fast alle der wie immer auch in der Berichtszeit sehr eingehenden Berichte der 
Bischöfe und Kirchenleitungen vor ihren Synoden befassen sich ausführlich mit 
den fortgeschrittenen Erwägungen zum kirchlichen Strukturwandel in der DDR 
und zu Aufgaben des Gemeindeaufbaus. Es folgen dazu zwei charakteristische 
Beispiele. In dem Tätigkeitsbericht von Landesbischof D. Gottfried Noth vom 
9. November 1968 lautet das Kapitel „Gemeindeaufbau“: 


Der Bericht der Sektion „Zeugnis“ auf der 3. Vollversammlung des Okumenischen Rates 
der Kirchen in Neu-Delhi enthielt die folgenden Sätze: 

„Die Vollversammlung bittet darum, daß alle, die um ihre Verantwortung für das 
christliche Zeugnis in ihrer eigenen Umgebung wissen, die Strukturen ihres kirchlichen 
Lebens neu überprüfen, um die Anforderungen und Möglichkeiten der neuen Zeit zu 
erfassen. Im Geist der Umkehr und der Bereitschaft, sich von Gottes Geist auf neue Wege 
des Zeugnisses führen zu lassen, muß die ganze Kirche anerkennen, daß ihre göttliche 
Sendung die lebendigste Beweglichkeit und den höchsten Einsatz fordert.“ 

Auf der Basis dieses Auftrages geschieht der Dienst des Arbeitskreises „Neue Formen 
im missionarischen Gemeindeaufbau“. Die hier engagierten Pfarrer und Laien beschäftig- 
ten sich besonders mit Problemen kirchlicher Strukturplanung. Es wurde sorgfältig an 
der Frage nach Modellen künftiger Gemeinden gearbeitet. Dabei wurde den Beteiligten 
klar, daß ohne den Gesichtspunkt der Prognostik an die Erarbeitung eines solchen Mo- 
dells nicht gedacht werden kann. Es müssen die möglichen Faktoren, die auf die Kirche 
von morgen einwirken können, gewissenhaft ins Auge gefaßt werden. Das bringt eine 
Fülle von theologischen und soziologischen Problemen mit sich, die zu bewältigen sind. 

Im Auftrage der Landessynode befaßte sich der Arbeitskreis sodann mit der Vor- 
bereitung einer Struktur-Analyse. Wie die Synode weiß, steht im Vordergrund der 
Untersuchungen, die zu einem Teilziel gekommen sind, das Ziel, Unterlagen für die 
Schwerpunktbildung kirchlichen Dienstes im Bereich der Landeskirche zu schaffen. Es soll 
zunächst in zwei Ephorien der Landeskirche eine solche Untersuchung anlaufen. Es zeich- 
net sich bereits jetzt die Erkenntnis ab, daß eine solche Schwerpunktbildung nur im Rah- 
men der Raumschaft sinnvoll erfolgen kann. Es wird deshalb noch stärker als bisher 
darauf zu achten sein, daß die Gemeinden zur Zusammenarbeit befähigt und alle kirch- 
lichen Mitarbeiter ihren Gaben gemäß eingesetzt werden. Es ist erfreulich zu sehen, daß 
an zahlreichen Stellen in der Landeskirche dieser Weg bereits beschritten wird. Es kann 
hier zwar nicht im einzelnen dargetan, soll aber im ganzen mit Dankbarkeit erwähnt 
werden, daß manche Konvente hier eigene Initiative ergriffen haben. Auf besonderen 
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Rüstzeiten und Tagungen haben sie die Frage der Kooperation auf der mittleren Ebene 
durchdacht, neue Wege gesucht und auch versucht, mit Rücksicht auf ihre regionale Ver- 
zahnung und mit dem Ziel der funktionalen Gliederung die missionarische Aufgabe der 
Gemeinde in dieser sich wandelnden Welt zu erfüllen. 

In diesem Zusammenhang kann berichtet werden, daß der Beauftragte des Landes- 
kirchenamtes für Fragen des missionarischen Gemeindeaufbaues, Oberkirchenrat Wonne- 
berger, in diesem ersten Jahr seines Amtes in einem ausgedehnten Reise- und Vortrags- 
dienst in allen Kreisen und auf.allen Ebenen eine große Aufgeschlossenheit für die 
Frage und Aufgabe, die im ökumenischen Gespräch mit dem Stichwort „Mission als 
Strukturprinzip“ gekennzeichnet wird, gefunden hat. Auf Bezirkssynoden, Pfarrkon- 
venten, Tagungen des Pastoralkollegs, ephoralen Mitarbeiter-Zusammenkünften, Landes- 
arbeitstagungen der gemeindeständischen Werke, Katecheten-Rüstzeiten und Gemeinde- 
abenden ist ein lebendiges Gespräch in Gang gekommen. Dabei bemüht man sich um ein 
neues Hören des biblischen Zeugnisses im Blick auf den missionarischen Auftrag der 
Gemeinde. Damit im Zusammenhang steht ein verbindliches Fragen und Suchen nach 
Strukturen und Lebensformen der Gemeinde, die es erleichtern, den modernen mensch- 
lichen Situationen zu begegnen und die Menschen zur Nachfolge Jesu in allen Bereichen 
ihres Lebens zu führen. Es ist erfreulich festzustellen, daß es auch in unserer Landes- 
kirche Ansätze gibt, die die im Hören auf das Zeugnis des Neuen Testaments und im 
Teilnehmen am ökumenischen Gespräch gewonnenen Erkenntnisse in der Praxis ver- 
wirklichen. Es gibt Sammlungsformen, die sich als Lebens- und Dienstgemeinschaften 
verstehen und in denen das lebendige Gespräch als Hilfe zur Zurüstung und Stärkung 
geübt wird. 

An dieser Stelle ist hinzuweisen auf die Hausbibelkreise, die sich in Stadt- und Land- 
gemeinden gebildet haben, und auf gemeindliche und übergemeindliche Ehepaarkreise 
und Elterngemeinden. Da gibt es Besuchsdienst-Bruderschaften, Predigt-Vor- und Nach- 
besprechungskreise, Bibelseminare, übergemeindliche Berufsgruppen-Zusammenkünfte, 
Gesprächsgruppen für Theologen und Laien usw. Dieser Hinweis, der natürlich keinerlei 
Anspruch auf Vollständigkeit erheben will, soll in keiner Weise eine Abwertung un- 
serer traditionellen Gemeindekreise enthalten. Es geht uns nicht um Strukturen und 
Lebensformen als solche, sondern um die Frage, ob wir „in Strukturen und Ordnungen 
gefangen sind, die am Sitz des heutigen Lebens vorbeigehen“, oder ob unsere Lebens- 
formen die richtigen Kanäle sind, in denen die Weitergabe und Wirksamkeit des Wortes 
gefördert wird. 

Die bewährte Arbeitsform des Besuchsdienstes in christlicher Haushalterschafl wurde 
weiter geübt und verbreitet. Sie steht in unablässiger Auseinandersetzung mit einem 
oberflächlichen Verlangen nach Übernahme fertiger Lösungen mit dem Ziele, längst 
Anstehendes kurzfristig aufholen, Bedrängendes bequem beheben oder das so zahlreich 
schon und noch immer Vorhandene um irgend etwas Weiteres vervollständigen zu wollen. 
Allein gründliche theologische Arbeit bei Theologen und Nicht-Theologen verhindert, 
daß nur eine andere Art von „Helferschaft“ dort steht, wo der Herr der Kirche verant- 
wortliche „Haushalterschaft“ erwartet. Sie steht in vielfältigen Beziehungen zu neuen 
Formen gemeindlichen Lebens, zu denen sie führt — wie etwa die Sammlung von Haus- 
kreisen — oder die sie vor Introvertiertheit bewahrt, und sie ist bemüht, bestehende Ge- 
meindegruppen in Dienstscharen umzuformen, indem sie erkannte Aufgaben fixiert und 
übernommene Aufträge verteilt. Gegenüber einem erhöhten Angebot von Experimen- 
ten sorgt sie für eine verläßliche Grundlage in Gestalt von Menschen, die gleichermaßen 
in Kirche und Welt zu Hause sind. Sie unterliegt auch den natürlichen Abnutzungs- 
erscheinungen, bedarf der Verjüngung, der Entlastung des ersten Aufgebots, der Kon- 
zentration nach extensivem Handeln, stiller Zeit, persönlicher Erneuerung, seelsorger- 
licher Stärkung. Es wäre falsch, eine Arbeit, die solche Anzeichen erkennen läßt, ab- 
zuwerten oder auslaufen zu lassen. 
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Im 10. Tätigkeitsjahre des Landesbeauftragten für Besuchsdienst in christlicher Haus- 
halterschaft, Pfarrer Krause, Meißen, kann geordnete Besuchsdienstarbeit in 135 Kir- 
chengemeinden nachgewiesen werden. 

Ein besonderes Wort muß der Aufgabe des Gemeindeaufbaues in den Neubaugebie- 
ten gewidmet sein. 

Auch im Bereich unserer Landeskirche entstehen vor allem an industriellen Schwer- 
punkten Neubaugebiete, von denen einzelne das Ausmaß ganzer Neubaustädte an- 
genommen haben. Hier erwachsen für die Kirche besondere Aufgaben. Sie sind in 
gleicher Weise von großer Dringlichkeit und nicht minder großer Schwierigkeit, vor 
allem dadurch, daß wir in diesen Großblock-Siedlungen keine kirchlichen Räume haben. 
Hier tritt die Diaspora-Situation der Kirche deutlich in Erscheinung, in der die Bewäh- 
rung der Christen in einer modernen säkularen Umwelt täglich neu von ihnen gefordert 
wird. Im Hinblick auf diesen Sendungsauftrag im Alltag ist die Frage und Suche nach 
Sammlungsformen und -stätten von besonders großer Wichtigkeit. So müssen hier viel- 
fach neue Formen der kirchlichen Arbeit gefunden werden, bei denen vor allem die 
Mitarbeit der Laien, die Gliederung in kleine Gruppen, das gemeinsame Gespräch ein 
besonderes Gewicht haben. Hier sind wir alle noch auf dem Wege und bedürfen der an- 
derweit — vor allem auch in der Okumene — gemachten Erfahrungen als Hilfe und Rat. 

Die Gemeindearbeit in den Neubau-Gebieten wird in ihren Formen Beweglichkeit 
brauchen und mit Liebe und Phantasie „sich mehr von ihrem inneren Gehalt als von 
ihrer äußeren Gestalt her“ manifestieren. Gott gebe besonders den Alt-Gemeinden in 
Städten mit großen Neubau-Siedlungen geöffnete Türen zur bislang unerreichten Ge- 
meinde hin und einen lebendigen missionarischen Geist, der den Vorstoß des Glaubens 
und der Liebe zu den „anderen“ wagt. Dieser Geist ist immer ein Geschenk des Wortes. 
Deshalb ist es eine Kardinalfrage, ob unseren Gemeinden ein neues Hören auf das Wort 


geschenkt wird. 


Von besonderem Gewicht sind auch die Abschnitte in dem von Generalsuper- 
intendent Schönherr erstatteten Rechenschaftsbericht der Evangelischen Kirchen- 
leitung Berlin-Brandenburg (Ostregion) auf der Synodaltagung vom 1. bis 5. No- 
vember 1968, in denen sich der Berichterstatter mit Strukturfragen der Ge- 
meindearbeit befaßt: 


211. Alle Leitungstätigkeit der Kirche kann letzten Endes nur das Ziel haben, die Glie- 
der der Gemeinde unter das Wort zu leiten, um sie gerade so zum Zeugnis für das Wort 
anzuleiten. Daß die Christen dies als ihre Aufgabe erkennen und wahrzunehmen ler- 
nen, ist die kirchengeschichtlihe Notwendigkeit der Stunde. Auch auf dem Lande ist 
die Schwelle des gesellschaftlichen Bewußtseins, daß „man“ Christ ist und demzufolge 
die kirchlichen Amtshandlungen Taufe, Konfirmation, Trauung und Beerdigung selbst- 
verständlich vornehmen lasse, weithin unterschritten. Die Christen werden immer mehr 
zur Minderheit mit den Chancen und Schwierigkeiten, die damit verbunden sind. 

Wie verschieden heute das Bild in einer rein ländlichen, übrigens sorgfältig durch- 
gearbeiteten Parochie sein kann, zeigen folgende Erhebungen: 

Gemeinde A: 247 Einwohner, davon 155 Evangelische, außerdem 60 Konfessionslose, 
32 von anderer Konfession. Von den 155 Evangelischen beteiligen sich in irgendeiner 
Form am kirchlichen Leben 53 (= 33%/o der Evangelischen und 21,5 0/o der Einwohner), 
31 zeigen sich ansprechbar, 62 indifferent. Die Predigtgemeinde beträgt 7,5 %/o. 

Gemeinde B: 634 Einwohner, davon 525 Evangelische, außerdem 77 Konfessionslose, 
32 Katholiken. Von den 525 Evangelischen beteiligen sich in irgendeiner Form am kirch- 
lichen Leben 192 (= 36,5%/0 der Evangelischen und 30,3°/o von der Gesamtzahl der Ein- 
wohner). 106 zeigen sich ansprechbar, 171 indifferent. Die Predigtgemeinde umfaßt 
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Gemeinde C: 445 Einwohner, davon 366 Evangelische, außerdem 63 Konfessionslose 
und 16 Katholiken. Von den 366 Evangelischen beteiligen sich am kirchlichen Leben in 
irgendeiner Form 185 (= 50°/o der Evangelischen, 41,5 0/o der Einwohner), 86 zeigen sich 
ansprechbar, 15 indifferent. 

Solche Zahlen sind kein Anlaß zu Angst der Klage, wohl aber können wir darin ein 
Stück der Führung Gottes erkennen, der uns wachrütteln und neue Aufgaben zeigen will. 

212. Die vorstehend genannten Zahlen wären sehr günstig, wenn man das Wort „am 
kirchlichen Leben beteiligt“ im Sinne von „verantwortlicher Zeugenschaft“ interpretie- 
ren könnte. Die Zahl derer, die dazu bereit sind, ist jedoch weit geringer. Das ist ver- 
ständlich. Was viele Christen hemmt, aus der Haltung eines Konsumenten pastoraler 
Tätigkeit zu eigenem Zeugnis zu kommen, ist oft die schlichte Unkenntnis der notwendi- 
gen Grundlagen des christlichen Glaubens. Es offenbart sich, daß der christliche Unter- 
richt schon seit langem nicht mehr sehr effektiv gewesen ist und daß die Meinung allge- 
mein verbreitet war, mit der Konfirmation habe man das nötige Maß christlichen Wissens 
und Denkens erreicht. Daß diese Meinung, besonders angesichts der überaus schnellen 
Veränderung der Welt, irrig ist, liegt auf der Hand. Die Kirchenleitung hat darum be- 
schlossen, den Gemeinden einen Dreijahres-Arbeitsplan anzubieten, um mit der Zu- 
rüstung der Gemeinden wenigstens einen Anfang zu machen. Er ist in erster Linie für 
die Arbeit in Gemeindeseminaren und Mitarbeiterkreisen gedacht. Auch die Thematik 
der Kreissynoden ist einbezogen. Die Kirchenleitung hat Wert darauf gelegt, daß nicht 
nur Stoff angeboten wird, sondern daß auch methodische Hinweise gegeben werden, ihn 
in zeitgemäßer Form zu bearbeiten. Dazu hat eine Arbeitsgruppe unter Leitung von 
Pastor Linn schnelle und sorgfältige Arbeit geleistet. In diesen Wochen läuft eine Fülle 
von Seminaren für Gesprächsführung, die wenigstens die erste Anleitung zur dialogi- 
schen Form der Arbeit geben sollen. Der Arbeitsplan ist zur Freude der Kirchenleitung 
in den Kirchenkreisen mit wenigen Ausnahmen positiv aufgenommen und gründlich 
durchberaten worden. Die Kirchenleitung hofft, daß nun nicht mehr nur einige Pioniere 
eine einsame Arbeit leisten, sondern daß unsere Kirche in größerer Breite wenigstens 
einen kleinen Schritt vorankommen möchte. 

213. Bei diesem Bemühen liegt eine Hauptverantwortung auf der Jugendarbeit. Zu 
unserer Freude geschieht vielerlei. In Burg, in Potsdam-Hermannswerder und Prenzlau 
haben wie jedes Jahr die großen traditionellen Jugendtage mit Tausenden von Teil- 
nehmern stattgefunden. Die Bibelrüsten in der Ferienzeit, die ja bei der Unruhe unserer 
Zeit eine besonders wichtige Gelegenheit zu konzentrierter Arbeit sind, haben unge- 
hindert in großer Zahl stattfinden können. Da die Bibelrüsten oft die einzige Möglich- 
keit einer stetigen Arbeit sind und die Erfahrung zeigt, daß es eine gewisse Anlaufzeit 
braucht, bis es dazu kommt, haben alle Kirchen der DDR sich der staatlichen Forderung 
versagen müssen, die Dauer der Bibelrüsten auf die Zeit von nur einer Woche zu be- 
schränken. 

Es muß erwähnt werden, daß die besondere Arbeit an der jungen Generation auf 
dem Lande nach Methode und Inhalt schon lange einen wertvollen Dienst leistet. 

Endlich freuen wir uns, berichten zu können, daß nach wie vor eine Fülle junger 
Christen — es wird die Zahl 573 genannt - in den verschiedenen Zweigen diakonischer 
Arbeit tätig ist. 

221. Es ist nur zu leicht zu verstehen, daß der Umbruch, von dem unsere Kirche heim- 
gesucht wird, die Pfarrer, unter ihnen besonders die älteren, beunruhigt. Das Bild des 
Pfarrerstandes, wie es seit der Reformationszeit, ja, im Grunde seit tausend Jahren be- 
stand, ist undeutlich geworden. Um in dem Umbruch nicht nur Zusammenbruch, sondern 
Ermutigung zum Aufbruch zu erkennen, bedarf es eines klaren Blickes, um das ge- 
schichtlich Gewordene und das vom Evangelium Gebotene zu unterscheiden. 

222. Noch schwerwiegender ist es, daß die Erschütterung auch die Aussagen des 
Evangeliums selbst nicht ausläßt. Nach 200 Jahren historisch-kritischer Forschung haben 
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wir es nicht mehr so leicht wie die Reformatoren, uns auf das Wort und das Wort allein 
zu berufen, wenn wir darunter das Bibelwort verstehen. Alte Gegensätze im Verständ- 
nis des Evangeliums, an denen in der Reformationszeit die Einheit der Kirche zerbrach, 
haben heute ihre kirchentrennende Kraft verloren. Im Jahr des Reformationsgedenkens 
haben Lutheraner und Reformierte in weitreichendem Konsens zusammengefunden. 
Aber neue Gegensätze sind aufgekommen. In Westdeutschland ist eine Bekenntnisbewe- 
gung „Kein anderes Evangelium“ und in West-Berlin eine „Evangelische Sammlung“ vor 
die Offentlichkeit getreten. Sie werfen den Kirchenleitungen Laxheit gegenüber der Irr- 
lehre vor. Auch in unserem Kirchengebiet gibt es Stimmen, die einen Zusammenschluß 
der Bekenntnistreuen fordern. In vielen Pfarrkonventen ist eine heiße Auseinander- 
setzung darüber, was heute zu predigen ist, in vollem Gange. Das ist gut so und sollte 
uns nicht zu sehr beunruhigen. Solange wir uns bemühen, aufeinander und gemeinsam 
auf das Zeugnis der Schrift zu hören, kann der Streit um die Wahrheit nur förderlich 
sein. Gefahr ist erst im Verzuge, wenn der Klärungsprozeß sich publizistisch und organi- 
satorisch verfestigt. Dann wird aus dem Streit um die Wahrheit ein Kampf um Prestige, 
um Einfluß und Posten. Die Kirchenleitung hofft, daß die Arbeit am Dreijahresplan, 
aber auch die Konventsthemen des vergangenen und des kommenen Jahres („Die redak- 
tionsgeschichtliche Forschung“ und „Die Bedeutung des Kreuzes Christi“) zur Klärung 
beitragen werden. 

223. Eine Umfrage bei über 200 Altesten eines Kirchenkreises erbrachte auf die Frage: 
„Welcher andere Beruf kommt dem des Pastors am nächsten?“, als weitaus häufigste 
Antwort: „Der des Lehrers“. An zweiter Stelle folgt mit einigem Abstand: „Der des 
Arztes“. Auf die Frage: „Womit soll sich der Pastor am meisten beschäftigen?“, war 
die Antwort der großen Mehrheit: „Mit dem Bemühen um die persönlichen Probleme 
des Menschen“. Dahinter folgte mit Abstand: „Mit dem Studium theologischer Litera- 
tur“. Mögen die Antworten auch zum Teil von Leitbildern der Vergangenheit her ge- 
prägt sein, so sind sie doch bezeichnend. Sie machen deutlich, daß die in der Gemeinde- 
leitung verantwortlich tätigen Laien einen Pastor haben wollen, der die Menschen kennt, 
sein Fach versteht und seine Kenntnisse zur Hilfe für die Mitmenschen anwendet. Das 
sind berechtigte Forderungen. Sie bestärken die Kirchenleitung und speziell die General- 
superintendenten darin, die berufliche Weiterbildung der Pastoren mit Nachdruck zu 
betreiben. 

Das geschieht durch die Konvente der Kirchenkreise einschließlich der Konvente der 
reformierten Kirchenkreise unter Leitung des Moderators und die Generalkonvente der 
Sprengel, unter denen die Advents- und Pfingstrüsten der Niederlausitz durch ihre 
B.K.-Tradition und ihre Aktualität besonderen Rang einnehmen. 

Seit Jahren haben wir im Haus „Fichtengrund“ auf dem Gelände des Waldhofs bei 
Templin eine Stätte für Pastoralkollegs, in denen die Pastoren ihren Dienst theologisch 
neu durchdenken und praktische Hilfe aufnehmen sollen. Darüber hinaus ist geplant, 
was in anderen Berufen unter dem Stichwort „Qualifizierung“ längst geschieht, eine 
Reihe von Pfarrern in mehrwöchigen Kursen in das Gespräch zwischen Theologie und 
Pädagogik etwas tiefer einzuführen. Die Kirchenleitung will solche Kurse so bald wie 
möglich einrichten. , 

224. Wir werden uns von einem überholten Pfarrerbild freimachen müssen, das auch 
noch die Grundordnung (Art. 15,2) beherrscht. Danach müßte jeder Pfarrer, wenn er 
seinen Aufgaben voll nachkommen soll, alle Gaben in schöner Vollständigkeit haben. 
Tatsache ist, daß viele Pfarrer an einem solchen Gesetz ihres Berufes zerbrechen oder 
müde werden. Es kommt darauf an, zu echten Arbeitsgemeinschaften — möglichst zwi- 
schen Pfarrern und Nichttheologen — zu verhelfen, in die jeder das einbringt, was ihm 
gegeben ist. Daß das möglich ist, beweisen mehrere Dienstgruppen, die in den letzten 
Jahren entstanden sind, unter ihnen ein Team von 4 Pastoren im Kirchenkreis Ruppin, 
das nun schon zwei Jahre zusammen ist. 
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225. Aber auch Arbeitsgemeinschaften werden die Versuchung zu leerer Routine 
nicht ausschalten. Diese Gefahr kann nur dadurch gebannt werden, daß der Pfarrer sich 
immer wieder ganz persönlich, nicht nur mit Blick auf die Aufgaben des Dienstes, sei- 
nem Herrn stellt. Die Ruhe, die er sich für persönliches Gebet und Bibellesen nimmt, 
hilft ihm, die Hast des Tages zu bestehen. Vollmächtiger Seelsorger wird nur sein kön- 
nen, wer an sich selbst Seelsorge üben läßt. Ein viel größerer Schaden als manche Not 
unseres Dienstes ist, daß Beichte und geistliche Leitung durch den Bruder bei uns so 
wenig geübt werden. Ohne diese „Erbauung“ im Innersten bleibt aller Gemeindeaufbau 
leere Hülse. Betrieb um des Betriebes willen. Dieser „Erbauung“ dienen die Retraiten, 
die unter sachkundiger Leitung nun schon mehrere Jahre in Hirschluch gehalten werden. 
So dankbar die Teilnehmer stets gewesen sind, so alarmierend ist die Tatsache, daß es 
immer wieder Mühe macht, eine genügend große Teilnehmerzahl zu gewinnen. 

231. Mit dem, was über den Dienst und das geistliche Leben des Pfarrers gesagt 
wurde, hängen die Probleme, die sich bei der Ausbildung des theologischen Nachwuchses 
ergeben, aufs engste zusammen. Man wird sich fragen müssen, ob es den im Dienst ste- 
henden Pastoren immer gelungen ist, geistliches Leben auf eine Weise zu praktizieren, 
die die jüngere Generation zu überzeugen vermag. Leider zeigen die Prüfungen der 
letzten Jahre kein sehr befriedigendes Bild: Wir freuen uns über ein paar gute, sogar 
einige recht gute Leistungen, die erkennen lassen, daß die Kandidaten das Studium voll 
genutzt haben. Wir erschrecken aber über eine große Zahl mittelmäßiger und schlechter 
Leistungen. Kaum geht es bei einem Examen ohne Nachprüfungen ab. Das wird auch 
daran liegen, daß die Methodik und Dialektik des Studiums offenbar zu wenig auf junge 
Menschen mit ihren von der technischen Revolution bestimmten Denkstrukturen, bei 
denen die personalen Bezüge stark in den Hintergrund treten, abgestimmt ist. Wir er- 
hoffen viel von der Studienreform, die an den staatlichen Fakultäten und den kirch- 
lichen Hochschulen im Gange ist. Was können wir für das theologische Studium mehr 
wünschen, als daß die Theorie wesentlich enger als bisher mit der kirchlichen Praxis 
verknüpft wird! Der erste Durchgang eines diakonischen Praktikums für Studenten 
liegt hinter uns. Er hat ein gutes Echo gehabt. Das ist der Anfang einer solchen Ver- 
knüpfung. 

Auch die Fragen der praktischen Ausbildung zwischen der 1. und 2. Prüfung sind 
neu in Fluß gekommen. Die guten Erfahrungen mit dem katechetischen Praktikum haben 
den Gedanken nahegelegt, die praktische Vorbereitungszeit in Kurse für einzelne Fächer 
oder ein Bündel von Fächern aufzuteilen, in denen vorbereitende Rüste, die Praxis des 
Gemeindevikariats, die theoretische Durcharbeitung im Predigerseminar und die Teil- 
prüfung dicht aufeinanderfolgen. Auf diese Weise würde die zweite Prüfung entfloch- 
ten; das kann ihrer Qualität nur zugute kommen. Für alle diese Fragen der Aus- und 
rein der Theologen hat die Kirchenleitung kürzlich eine Arbeitsgruppe ge- 

ildet. 

Mehrere kürzere Kurse statt eines einjährigen Predigerseminars sind bei Predigern im 
Ausbildungsdienst, nicht zuletzt mit Rücksicht auf die Verheirateten, durchgeführt 
worden ... 

241. Neben dem Pastor ist auch der andere Träger des Wortdienstes, der Katechet, 
von der großen Umwälzung betroffen, die die Kirche in unserer Zeit durchmacht. Ja, 
der Katechet ist noch weit mehr betroffen, weil sein Dienst nur eine Tradition von gut 
20 Jahren gegenüber der tausendjährigen Tradition des Pfarramtes hat. Er kann sich 
nicht auf ein Ansehen bei der Gemeinde stützen, das auch heute noch beim Pfarrer er- 
staunlich groß ist. Leider findet der Katechet auch bei den Pfarrern nicht immer die Ah- 
tung, die seinem Dienst gebührt. Steht er doch heute an allervorderster Front der welt- 
anschaulichen Auseinandersetzung. Er hat von allen kirchlichen Diensten den Gegensatz 
der Generationen am allermeisten auszuhalten. Dazu kommt, daß sich sein bisheriges 
Berufsbild, das stark an dem des Schullehrers orientiert war, erheblich wandelt und wan- 


286 


deln muß. Ein neues, überzeugendes Berufsbild muß erst noch entstehen. Das wird einer 
der Gründe dafür sein, daß der Nachwuchsmangel im katechetischen Beruf besonders 
drückend ist. Wir haben allen Grund, der aufreibenden Kleinarbeit, die in den kate- 
chetischen Ausbildungsstätten geleistet wird, Anerkennung zu zollen. Der Bericht der 
Erziehungskammer, der zur Einsicht ausliegt, weist aus, daß die Christenlehre prozen- 
tual keinen größeren Schwund aufweist als andere Zweige kirchlicher Tätigkeit auch. 
Es wird wichtig sein, daß die Katecheten aus dieser Situation, die durchaus neue Chancen 
in sich birgt, die Konsequenzen ziehen und sich mit Phantasie und Schwung auf eine 
ganz neue und attraktive Art kirchlichen Unterrichts einstellen. 

242. Der Wunsch, die Kräfte zu konzentrieren, hat die Kirchenleitung auch zu dem 
Beschluß veranlaßt, die Verwaltungsaufgaben der Erziehungskammer in das Kon- 
sistorium zu übernehmen. Die fachliche Beratung und Aufsicht der Katecheten nimmt 
die Erziehungskammer weiterhin wahr. 

251. Konzentration der Kräfte ist nicht gleichbedeutend mit kirchlichem Zentralis- 
mus — im Gegenteil: Immer deutlicher wurde in diesen Jahren, daß die Bedeutung der 
Kirchenkreise ständig wächst. Die Kreissynoden stellen sich in vielen Kirchenkreisen zen- 
trale Themen zur Durcharbeitung. Einige kommen mehrmals im Jahr zusammen. Die 
Kreiskirchenräte nehmen die ihnen übertragene Verantwortung in zunehmendem Maße 
sorgfältig wahr. Die Pfarrkonvente sind für das oft recht einsame Leben der Pfarrer 
von so großer Bedeutung geworden, daß man zuweilen Furcht haben muß, sie seien, 
statt Raststätten oder Tankstelle zu sein, zur Fluchtburg geworden. Die Kirchenleitung 
gedenkt die „mittleren Instanzen“ nach Kräften zu stärken. Vereinigt sich doch in ihnen 
die nötige Nähe zum Geschehen in der Gemeinde mit einer Übersicht, die die verschie- 
denen Kräfte im Kirchenkreis einander sinnvoll zuordnen und gesamtkirchliche Aspekte 
noch voll im Auge haben kann. 

252. Dieser Absicht dienen die der Synode vorgelegten Gesetze über die Verwal- 
tungs- und Finanzreform. Es ist die Absicht der Kirchenleitung, die einzelnen Gemein- 
den und ihre Pfarrer soweit wie irgend möglich von der Verwaltungsarbeit zu entlasten, 
ohne die Finanz- und Verwaltungshoheit der Gemeinden in Frage zu stellen, die Ver- 
waltung überhaupt zu vereinfachen und die Verantwortung der Kirchenkreise für ihre 
Gemeinden stärker in Erscheinung treten zu lassen. 

253. Das Amt des Superintendenten gewinnt eine immer größere Bedeutung, ist aber 
auch weit größeren Belastungen ausgesetzt als früher. Das hat zur Folge, daß es nicht 
immer leicht ist, qualifizierte Männer für diesen Dienst zu gewinnen ... 

255. Der Entlastung des Ephoralamtes soll auch folgender Gedanke dienen, der im 
Konsistorium erwogen und sich bis zur nächsten Synodaltagung hoffentlich zu einem 
Gesetzentwurf verdichtet haben wird: Die Kreissynode wählt sich ein Präsidium. Der 
Superintendent ist also nicht mehr von Amts wegen der Präses der Kreissynode. Das 
Konsistorium ist davon überzeugt, daß die Zeit dazu reif ist. Es erhofft sich von dieser 
Anderung auch, daß auf diese Weise für das Präsidium der Provinzialsynode eingeübter 
Nachwuchs zur Verfügung stehen wird. 

261. Die Raumordnung der Kirchenkreise ist bis auf die Uckermark und die Kirchen- 
kreise Storkow und Forst im wesentlichen abgeschlossen. Eine Übersicht über die ge- 
troffenen Maßnahmen wird der Synode vorgelegt. 

262. Wesentlich einschneidender werden die Entscheidungen sein, die unsere Kirche in 
Zukunft über die Raumordnung auf der Gemeindeebene zu treffen hat. In Berlin wach- 
sen an mehreren Stellen, besonders aber im Stadtzentrum, völlig neue Stadtteile in un- 
heimlicher Schnelligkeit aus dem Boden. Die Kirchenleitung steht vor der Frage, ob die 
bisherige Kirchenkreis- und Gemeindeeinteilung den Aufgaben gerecht wird, die da- 
durch auf uns zukommen, ja, ob nicht eine ganz andere, der modernen Weltstadt ange- 
paßte Form der Gemeindearbeit anzuwenden ist. 

Auf dem Lande ist eine technische Revolution größten Ausmaßes im Gange. Immer 
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leistungsfähigere und teuere Maschinen helfen dazu, kostbare Menschenkraft zu sparen 
und höhere Erträge zu erzeugen. Das führt, wie die Rede des Herrn Staatsratsvorsitzen- 
den auf dem X. Deutschen Bauernkongreß gezeigt hat, dazu, daß sich „die Art und 
Weise der Produktion von Grund auf verändern und der Gegensatz zwischen Stadt und 
Land aufgehoben wird“. Das bedeutet: „Es entwickeln sich schrittweise relativ immer 
selbständigere große Produktionseinheiten ...“ Das hat erhebliche Folgen: „Die Ko- 
operation entwickelt sich nicht nur auf dem Gebiet der Produktion, sondern sie ist eine 
gesellschaftliche Erscheinung“ (NZ Nr. 142 vom 18. 6. 1968, 5. 3 ff); 

263. Wir haben diese Gedanken wiedergegeben, weil es nach unserer Meinung unbe- 
dingt nötig ist, daß sich die Synode die Entwicklung, die hier im Gange ist, vor Augen 
stellt. Die Zitate zeigen, daß wir mit einer auf längere Sicht völligen Umgestaltung 
der landwirtschaftlichen Gebiete zu rechnen haben. Das hat u. a. auch zur Folge, daß an 
die Stelle vieler kleiner Dörfer städtische Siedlungen, nach bisher bekannten Vorstellun- 
gen mit 5000-8000 Einwohnern, treten. Das dürfte eine Erleichterung für die kirchliche 
Arbeit mit sich bringen, die sich häufig genug an der immer größer werdenden Va- 
kanznot wundreibt. Das wird aber auch eine geistige Veränderung im Gefolge haben, 
die nur mit der zu Beginn des technischen Zeitalters verglichen werden kann und er- 
hebliche Anforderungen an die Seelsorge stellt. Dazu kommen Überlegungen admini- 
strativer Art. Es kann bei dieser Entwicklung geschehen, daß eine Reihe von Pfarrern, 
auf Lebenszeit in ihre Pfarrstelle berufen, dort allein oder mit ein paar Rentnern übrig- 
bleibt. Es kann geschehen, daß Orte, die zu Kooperationszentren werden, gerade nicht 
die bisherigen Pfarrorte sind. Es ist also höchste Zeit, den Pfarrerstand beweglicher zu 
machen, damit wir nicht hoffnungslos hinter der Entwicklung zurückbleiben. Das bis- 
herige Pfarrerrecht ist zu schwerfällig. Wir müssen behutsam, aber zielstrebig auf grö- 
ßere Beweglichkeit und stärkere Zusammenarbeit der Pfarrer untereinander hinarbei- 
ten. In diesem Zusammenhang werden zur Zeit vom Konsistorium Erwägungen über 
die Schaffung von Kreispfarrstellen und über die zeitliche Begrenzung des Pfarramtes 
angestellt. Die Grundzüge für diese Überlegungen, die später in Form von Gesetzent- 
würfen an die EKU geleitet werden müssen, sind diesem Bericht als Anlage beigefügt. 
Sie sollen ein erster Anfang für eine Neuregelung dieser Fragenkomplexe sein. Es wäre 
traurig um das wandernde Gottesvolk bestellt, wenn es sich in der Zusammenarbeit und 
Beweglichkeit von Staat und Wirtschaft in den Schatten stellen ließe. 

264. Es wird weiter zu überlegen sein, wie für den nötigen kirchlichen Raum in den 
künftigen Kooperationszentren gesorgt werden kann. Müssen wir bei dem System blei- 
ben, daß große und kleine Gemeinden Kirchen zu unterhalten versuchen, deren Funk- 
tionen einander völlig gleichen? Müßten die Kirchen eines Gebietes nicht nach Lage und 
Bauart verschiedene Funktionen erfüllen können, die eine die einer großen Versammlungs- 
stätte, die andere die eines Gemeindezentrums mit verkleinertem Kirchraum, aber mit 
Platz für mehrere Räume in der für Gesprächsgruppen geeigneten Größe. Es wird not- 
wendig sein, daß diese Überlegungen bei Reparaturen von Kirchen und Pfarrhäusern 
voll mit ins Spiel kommen. 


NEUORDNUNG DES PFARRAMTLICHEN DIENSTES 


Anlage zu Punkt 263 des Berichtes der Kirchenleitung der 
Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg (Ost) 


Dem Bestreben, eine größere Beweglichkeit und stärkere Zusammenarbeit der Pfarrer 
di erreichen, dienen folgende Erwägungen über eine Neuordnung des pfarramtlichen 
ienstes: j 
I. Der Pfarrer wird in Zukunft auf Lebenszeit (mit kircheneigener Versorgung) in 
den Dienst der Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg (Gesamtkirche) berufen. 
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Er tritt also nicht mehr - wovon unsere Grundordnung, das Pfarrerdienstgesetz und die 
Pfarrerbesoldungsordnung ausgehen - in ein dienstrechtliches Verhältnis auf Lebenszeit 
zu der einzelnen Kirchengemeinde (Parochie), sondern zu der Gesamtkirche. Aus diesem 
Dienst in der Gesamtkirche erhält er einen Sendungsauftrag in die Kirchengemeinde. 
Der Sendungsauftrag vollzieht sich nach den Grundsätzen des geltenden Pfarrstellen- 
besetzungsrechts (Kirchengesetz vom 15. 12. 1948). 

Der Sendungsauftrag in die Kirchengemeinde ist auf acht Jahre befristet. Nach acht 
Jahren findet ein Pfarrstellenwechsel statt. Das Konsistorium hat den Pfarrer bei der 
Wahl einer neuen Pfarrstelle zu beraten. Eine Verlängerung des Sendungsauftrages ist 
auf wenige besonders gelagerte Ausnahmefälle zu beschränken. Neben dem Pfarrer ist 
bei dem Verfahren über den Pfarrstellenwechsel der Gemeindekirchenrat, der Kreis- 
kirchenrat, der Superintendent und der Generalsuperintendent zu beteiligen; in letzter 
Instanz wird die Kirchenleitung zu entscheiden haben. 

Ein diesen Grundsätzen entsprechendes Kirchengesetz wird für ältere Pfarrer eine 
großzügige Übergangsregelung vorzusehen haben. 

Das Recht des Pfarrers, sich von sich aus nach Maßgabe des zur Zeit geltenden Rechts 
um eine Pfarrstelle zu bewerben, sollte durch das oben vorgeschlagene Kirchengesetz 
nicht eingeschränkt werden. 

Mit einem solchen Kirchengesetz über „Pfarrer auf Zeit“ wird den Gemeindekirchen- 
räten eine besondere Verantwortung für die kontinuierliche Arbeit in der Gemeinde 
auferlegt. 

II. In Zukunft sollen Pfarrer in größerem Umfange in den Dienst des Kirchenkreises 
genommen werden („Kreispfarrer“). Der Kreispfarrer soll über die Grenzen einer Kir- 
chengemeinde oder Parochie hinaus im Kirchenkreis tätig werden können. Dabei ist 
sowohl an den herkömmlichen pfarramtlichen Dienst in mehreren Kirchengemeinden 
und Parochien als auch an die Möglichkeit zu denken, daß mehrere Pfarrer ihre Arbeit 
im Kirchenkreis je nach ihren Gaben teilen. Ebenso können einem Kreispfarrer be- 
stimmte Sonderdienste im Kirchenkreis - z. B. Krankenseelsorge in einem großen 
Krankenhaus im Kirchenkreis — übertragen werden. 

Die Regelung der Arbeit des Kreispfarrers soll in einer „Dienstanweisung“ festge- 
legt werden. Durch eine Änderung der Dienstanweisung kann ein Austausch der 
Dienste im Kirchenkreis erfolgen, ohne daß es eines neuen Berufungsverfahrens bedarf. 

Kreispfarrstellen werden nach dem gleichen Verfahren wie bei Gemeindepfarrstellen 
errichtet. Die Besetzung der Kreispfarrstellen soll grundsätzlich durch die Organe des 
Kirchenkreises im Rahmen des Pfarrstellenbesetzungsgesetzes vom 15. 12. 1948 erfolgen, 
wobei das Zusammenwirken des Kreiskirchenrates mit den Gemeindekirchenräten der 
beteiligten Kirchengemeinden und die Zuordnung des Kreispfarrers zum Kreiskirchenrat 
und zu den Gemeindekirchenräten kirchengesetzlich festzulegen ist. 


d) Volkskirche im Umbruch 


In diesem Zusammenhang soll auf eine in der Berichtszeit bekanntgewordene 
Buchveröffentlichung aus der DDR hingewiesen werden, die - würde sie in der 
Bundesrepublik verbreitet werden können - auch hier zu wichtigen Einsichten 
in die eigene kirchliche Situation führen würde. Es handelt sich um eine von der 
Theologischen Fakultät der Leipziger Karl-Marx-Universität 1964 angenommene 
" Habilitationsschrift: Gottfried Kretzschmar, Volkskirche im Umbruch. Kirch- 
liche Lebensäußerungen in drei Gemeinden der Evangelisch-Lutherischen Lan- 
deskirche Sachsens. Eine praktisch-theologische Arbeit auf kirchgemeindesozio- 
logischer Grundlage, Union Verlag (VOB) Berlin 1967, 198 S. Der Verfasser 
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führt seine Untersuchungen an drei konkreten Modellgemeinden durch, je einer 
Gemeinde in einer Großstadt, einer Kleinstadt und in einem Dorf. Dabei wer- 
den besonders durchgeprüft die Tätigkeit des Kirchenvorstands, das gottes- 
dienstliche Leben, die Amtshandlungen und die Gemeindekreise. Um wenigstens 
einen gewissen Eindruck von dieser für das Urteil über die kirchliche Lage in 
der DDR bedeutungsvollen Veröffentlichung zu geben, lassen wir hier eine 
Inhaltswiedergabe des Buches folgen, die wir dem „Informationsdienst des Ka- 
tholischen Arbeitskreises für zeitgeschichtliche Fragen“ Nr. 42, Mai 1969 ent- 


nehmen: 


Kretzschmar bemerkt in seiner Schrift eingangs: „Die Kirche lebt nicht mehr in einer 
bürgerlich bestimmten Sphäre, sondern in einer Welt tiefgehender sozialer Wandlungs- 
prozesse, die in unserem Raum den Charakter konsequenten sozialistischen Aufbaus 
haben“ (S. 9). 

Kretzschmar erwähnt, daß die „Selbstverständlichkeit“ der kirchlichen Mitgliedschaf- 
ten der Durchführung kirchlicher Amtshandlungen zur bloßen Gewohnheit, zu einem 
„Fassadenchristentum“ als Begleiterscheinung der „Volkskirche“ führten. Kretzschmar 
widerspricht der Auffassung, die „Volkskirche“ sei gegenüber den gesellschaftlichen 
Veränderungen stabil. Schon mit der Industrialisierung im 19. Jahrhundert habe der 
Zusammenbruch der traditionellen Volkskirche begonnen. 

Im einzelnen führte Kretzschmar u. a. aus: 

„Viele Fassaden einer herkömmlichen Volkskirche sind in dieser Umwelt eingestürzt 
oder ins Wanken gekommen. Um so wichtiger ist aber gerade angesichts dieser Verände- 
rungen die innere Kraft einer geistig lebendigen Gemeinde. Durch solche Erfahrungen 
hat die Gemeinde selbst in höherem Maße als früher ihre Verantwortlichkeit erkannt 
und das Opfer für die verschiedenen Zweige der kirchlichen Arbeit, besonders auch für 
den Unterricht an den getauften Kindern, im neuen Lichte sehen gelernt. Die Gemeinde 
ist bei uns, im Unterschied zu Westdeutschland, auf dem Wege von der Volkskirche zur 
Freiwilligkeitsgemeinde, die sich schon unter dem noch beibehaltenen Parochialsystem 
abzuzeichnen beginnt“ (S. 30). 

Generell wird festgestellt, daß „sich die überwiegende Mehrheit der Gemeindeglieder 
der Landeskirche kaum noch am kirchlichen Leben beteiligt. Wie wenig sich Volk und 
Kirche noch tatsächlich decken, wird daran deutlich“ (S. 17). 

Wenn Kretzschmar auch berücksichtigt, daß es im Protestantismus keine vorgeschrie- 
benen kirchlichen Pflichten gibt und stille Gebete und religiöse Gedanken nicht regi- 
strierbar sind, so wird doch vom charakteristischen „Prozeß des Strukturwandels einer 
einstigen weithin privilegierten Staats- oder Volkskirche zu einer immer mehr sich ab- 
zeichnenden Freiwilligkeitskirche“ (S. 24) gesprochen. 

Kretzschmar stellte fest, daß die Kirchgemeinden der sächsischen Landeskirche inner- 
lich und äußerlich zwar sehr differenziert sind, daß sie aber in der Regel meist aus drei 
Gruppen bestehen, die sich in ihrer kirchlichen Aktivität beträchtlich voneinander unter- 
scheiden: 

1. Die statistisch kleinste Gruppe umfaßt die sogenannte Kerngemeinde. „In ihr 
finden sich diejenigen Gemeindemitglieder, die bewußt zur Kirchengemeinde gehören 
wollen und auch im Alltag bemüht sind, ihr Leben in Haus und Beruf aus christlichem 
Geiste zu führen“ (S. 31). 

2. Zur zweiten Gruppe gehören die Durchschnitts- und Traditionschristen. „Den 
Angehörigen dieser Gruppe fehlt der Drang zum Vorstoß in die Kerngemeinde. Sie 
begnügen sich mit einer kirchlichen Passivität, weil sie meinen, sie müßten von der Kirche 
oder dem Pfarrer ‚bedient‘ werden ... Weil die Durchschnittschristen als kirchliche Mini- 
malisten gesehen werden müssen, ist zu fragen, wie lange sie noch eine Zukunft haben.“ 
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3. Die dritte - inzwischen zur größten gewordene - Gruppe der Gemeindeglieder 
sind „die Gleichgültigen, Lauen und Schlummernden“, die „kirchlichen Randsiedler oder 
Taufscheinchristen“ (S. 33). „Sie haben jedenfalls dem Geiste der Indifferenz oder der 
atheistischen Propaganda kaum etwas positiv Christliches entgegenzustellen gehabt ... 
Ihre Grundhaltung gegenüber Kirche und Christentum ist indifferent, kritisch und nicht 
selten gar ablehnend“ (S. 33). Diese Christen leben losgelöst von der Gemeinde, besuchen 
keinen Gottesdienst und keine kirchlichen Veranstaltungen, bezahlen jedoch meist noch 
die Kirchensteuer und verlangen fast nur noch die kirchliche Bestattung. Die Ursachen 
= Verbleibens in der Kirche sind — laut Kretzschmar — wissenschaftlich nicht zu er- 

assen. 

Auch folgende Bemerkungen von Kretzschmar zu dieser Gruppe sind interessant: 

„Wenn aber diese ‚Nur-Kirchensteuerzahler‘, die dem Gottesdienst konstant fern- 
bleiben, trotzdem nicht den Kirchenaustritt vollziehen, muß man annehmen, daß hinter 
dieser Haltung subjektiv eine christliche Gesinnung, zumindest aber ein Zugehörigkeits- 
gefühl zur Kirche steckt. In vielen Fällen mag gerade die freiwillige Entrichtung dieses 
finanziellen Beitrages als kirchlich positives Verhalten angesehen werden“ (S. 158). 

Kretzschmar wandte sich dagegen, daß man das Gebiet der Landeskirche als Mis- 
sionsgebiet ansieht: 

„Bei uns ist es richtiger und exakter, von Exfanität, von Entfremdung oder Abfall 
breitester Kreise von der Kirche zu sprechen. 

Diese Kirchgemeindeglieder sind zwar weithin ‚verheidnischte Christen‘, nicht aber 
Heiden wie auf ‚Missionsgebieten‘. In Grenzsituationen, etwa in den Stunden des Ster- 
bens, werden bei ihnen oft plötzlich christliche Urbestände, die ein Leben lang verborgen 
waren, ans Licht gebracht. Das wäre aber unter ‚echten Heiden‘ undenkbar. 

Unkirchlichkeit ist zudem durchaus nicht immer mit Unglauben gleichzusetzen. Bei 
vielen, die sich von der Kirche innerlich oder auch äußerlich gelöst wissen, ist mit manch- 
mal noch ziemlich erheblichen Resten eines christlichen Glaubens zu rechnen, den man ja 
auch durch eine bloße Austrittserklärung nicht ohne weiteres von sich streifen kann“ 
(5. 152). 

An Hand verschiedener Fakten aus drei Gemeinden unterschiedlichen Typus weist 
Kretzschmar auf ein sichtbares Absinken der Kirchlichkeit (Abnahme der Gottesdienst- 
besuche, der kirchlichen Taufen, Trauungen und Konfirmationen) hin. Im einzelnen be- 
merkte er u. a.: 

„Weil der gottesdienstliche Sammelpunkt der Kirchgemeinde fehlt, zeigen sich unter 
den Gemeindegliedern geistliche Verfallserscheinungen. Die Zehn Gebote in ihrer Gül- 
tigkeit, daß Bewußtsein für Sünde und Schuld, das Gebet - um nur diese für die volks- 
kirchliche Situation früherer Zeiten charakteristischen geistlichen Lebensäußerungen zu 
nennen — sind weithin reduziert und nicht mehr in ihrer theozentrischen Verankerung 
gesehen. Selbst die christlichen Feste werden höchstens noch am Rand als kirchlich-tradi- 
tionell verstanden. Die Akirchlichkeit hat auf dem Lande ebenso ihren festen Platz wie 
in der Großstadt“ ($. 43). 

Vielfach wird die Kirche als Institution gesehen, die vornehmlich durch den Pfarrer 
dargestellt wird, ohne selbst eine Verantwortung zu erkennen. Der Gottesdienstbesuch 
wird auch auf dem Dorf nicht mehr sozial gefordert. Während zwischen dem 18. und 
45. Lebensjahr nur ein sehr geringer Prozentsatz der Gemeindeglieder den Gottesdienst 
und andere Gemeindeveranstaltungen besucht, nimmt bei Älteren die Beteiligung wieder 
zu. 
Zur Auslastung der Großstadtkirchen und der Stadtgeistlichen stellte Kretzschmar 
fest: 

„Erwähnt werden muß in diesem Zusammenhang noch einmal die Beziehung zwischen 
Gottesdienstbesuch und Ortsgröße, von der bereits ausführlich gesprochen wurde. Hier 
sei summarisch festgestellt, daß bei wachsender Wohnortgröße eine abfallende Tendenz 
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im Kirchenbesuch festzustellen ist. Deshalb entsprechen viele Großstadtkirchen in keiner 
Weise der Größe der Gemeinde. Nur der Gottesdienstbesuch am Heiligen Abend läßt 
entfernt ahnen, was eintreten würde, wenn alle Glieder einer Kirchgemeinde von ihrem 
Pfarrer die ihnen zustehende geistliche Versorgung forderten. Das Mißverhältnis zwi- 
schen Kirchenraum und Gemeindegröße würde in erschreckender Weise offenbar. Es 
müßten mancherorts sonntäglich bis zu zehn Gottesdienste gehalten werden, um einen 
hohen Prozentsatz der Gemeindeglieder räumlich erfassen zu können. In Wirklichkeit 
jedoch leben fast alle Pfarrer davon, daß die überwiegende Mehrheit ihrer Pfarrange- 
hörigen keinerlei Forderungen an sie stellt“ (S. 78). 

In den Bibelstunden, in Veranstaltungen des Männerwerkes und im Frauendienst do- 
minieren meist die älteren Jahrgänge. In der Bibelstunde der Großstadtgemeinde A 
nahmen am 14. 11. 1961 von 34 Teilnehmern nur 2 Männer (Küster und Kirchense- 
kretär) teil. Das Durchschnittsalter der fast ausschließlich weiblichen Teilnehmer lag bei 
62,3 Jahren. Die älteste Teilnehmerin war 87 Jahre. Nur acht Bibelstundenteilnehmer 
waren unter 60, davon waren drei hauptamtlich im Kirchendienst tätig. 

Kretzschmar gelangte zu folgendem soziologischen Urteil: 

„Das Überwiegen der Witwen und unverheirateten Frauen erklärt sich aus der Tat- 
sache, daß dieser Personenkreis abends keine Pflichten gegenüber der Familie hat. Diese 
Gemeindeglieder fassen die Bibelstunden neben unbestrittenem geistlichem Verlangen 
auch als eine willkommene Möglichkeit auf, die Abendstunden in Gesellschaft zu ver- 
bringen, und zwar, entsprechend der finanziellen Lage, billig ... 

Wie entscheidend den Teilnehmerinnen das gesellschaftliche Momentan der Bibelstunde 
ist, zeigt sich auch darin, daß einige dieser Frauen bereits eine Stunde vor Beginn im 
Gemeindesaal erscheinen, um sich dort laut und ungeniert zu unterhalten. Erst die Ein- 
samkeit des Witwendaseins hat diese Frauen zur Bibelstunde geführt; hier suchen sie 
gesellschaftlichen Kontakt“ (S. 126). 

Von besonderer Bedeutung sind die Zahlenangaben, die Kretzschmar über die be- 
gehrten Amtshandlungen in den Kirchengemeinden anführt: 

„Die vom Katechumenat der Kirche her begründete Taufe und die dem Bereich der 
Sakramentalien angehörende Konfirmation, Trauung und Bestattung wurden bis etwa 
1954 von den meisten Gemeindegliedern begehrt. 

Dadurch aber war ‚das zunächst scheinbar so eindeutige Bild der Unkirchlichkeit 
merklich verzerrt‘. Konnte etwa die Gottesdienstbesucherzahl in keiner Weise mit der 
Zahl der katholischen Messbesucher konkurrieren, so zeigte sich im Begehren der Amts- 
handlungen bei beiden Konfessionen etwa die gleiche Höhe. Die Kasualien werden von 
‚Kirchlichen‘ und ‚Unkirchlichen‘ beansprucht. Beide Gruppen demonstrieren so ihre Zu- 
gehörigkeit zur Gemeinde. Die ‚Oberkirche‘ und die ‚Unterkirche‘ feierten in diesem 
Punkt ihre Versöhnung. 

Dieses nahezu schrankenlose Gewähren der Amtshandlungen durch die Kirche hat in 
jüngster Vergangenheit einen Mann wie Rudolf Bohren veranlaßt, mit beißendem Spott 
festzustellen, daß die Kirche eigentlich dadurch dartue, daß ‚im Grunde Predigt nicht 
vonnöten, Glaube überflüssig, Gemeinschaft ein Hobby und Diakonie ein Spleen sei .. 
Wer amtshändlerisch sich bedienen läßt, liegt richtig: denn er wächst christlich auf, hei- 
ratet christlich und liegt endlich christlich im Grabe. Der Ritus macht den Christen ... 
Die Mechanik der Amtshandlungen produziert fortlaufend Christen, die ohne Christus 
leben‘“ (S. 100). 

Durch Versäumnisse in der Vergangenheit wurde schon das innere Verhältnis der 
Gläubigen zur Taufe, Trauung und zum Teil auch zur Bestattung gelockert. Manche 
Kirchenangehörigen verzichten in einer achristlich geprägten Umwelt auf christliche 
Formen auch aus Sparsamkeitserwägungen. Die nach Taufen und kirchlichen Hod- 
zeiten stattfindenden großen Familienfeiern erscheinen manchen als lästig. Die stille 
standesamtliche Hochzeit mit kurzer Feier im kleinen Kreis und anschließender Hoch- 
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zeitsreise findet immer mehr Anklang. Sofern eine größere Feierlichkeit gewünscht 
wird, kommen die Betriebe diesem Bedürfnis mit sozialistischen Eheschließungen ent- 
gegen, die vorwiegend von den Betrieben ausgestattet werden. 

Auch aus nachstehender Tabelle „Zahl der Konfirmanden“ geht der Rückgang der 
Kirchlichkeit deutlich hervor: 





Jahr Gemeinde A B G Gesamt 
1950 84 152 56 292 
1953 76 81 37 194 
1956 54 9 20 164 
1958 46 72 29 147 
1960 31 22 12 64 
1961 16 28 23 67 


Erwähnenswert ist, daß ein sehr bedeutender Teil der evangelischen Christen im prak- 
tischen Verhalten nicht den Standpunkt der Kirchenleitung von der Unvereinbarkeit 
von Konfirmation und Jugendweihe teilt und daß sich viele Jugendliche an beiden Ver- 
anstaltungen beteiligen. Man ist sich in der Landeskirche darüber im klaren: „Rigorose 
Maßnahmen im Sinne eines endgültigen Entweder-Oder hätten in ihr und zugleich in 
den meisten Großstadtgemeinden die Konfirmation als Institution der Volkskirche zum 
Erliegen gebracht“ (S. 110). 

Hinsichtlich kirchlicher Trauungen zeigte sich folgender Trend: 

Gemeinde A 1950 34 und 1961 7 Trauungen, 

Gemeinde B 1950 54 und 1961 18 Trauungen, 

Gemeinde C 1951 29 und 1960 16 Trauungen. 

Allgemein wird festgestellt, daß die junge Generation, die seit 1939 ohne den Re- 
ligionsunterricht in den Schulen aufgewachsen ist, meist ohne kirchliche Trauung in den 
Ehestand tritt und auf die Taufe der Kinder verzichtet (S. 33). 

Hinsichtlich der Taufen wurden folgende Zahlen ermittelt: 


Jahr Gemeinde A B c Gesamt 
re EN 
1950 58 77 61 195 
1951 69 121 50 240 
1952 63 103 51 217 
1953 72 129 66 267 
1954 60 113 43 216 
1955 55 102 48 205 
1956 44 88 49 181 
1957 46 94 50 190 
1958 33 83 32 148 
1959 34 59 31 124 
1960 22 64 34 120 
1961 32 38 33 103 


Verhältnismäßig erfreulich war insgesamt noch die Entwicklung der Jungen Gemeinde, 
in deren Zentrum die Bibelarbeit steht. In ihr überwiegen die 15- bis 17jährigen, von 
denen ein Teil durch Aktivität in der Jungen Gemeinde - nach Teilnahme an der 
Jugendweihe — die Voraussetzungen zur Nachkonfirmation erfüllen will. Danach setzt 


aber auch hier eine auffallende Scheidung ein: 
„Entweder man wird abständig, weil andere Interessen Zeit und Kraft erfordern (z. B. 
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Freundschaft mit dem anderen Geschlecht, Beitritt in einen Sportklub, Volkshochschule, 
Fernsehen), oder man findet nun bewußter als bisher auch zum inneren Kern der Kirch- 
gemeinde, nämlich zu Gottesdienst und Sakrament“ (S. 136-137). 

Bemerkenswert ist aber, daß bei einer Befragung von 513 Jugendlichen 66°/0 (261 Jun- 
gen und 252 Mädchen) angaben, daß ihnen der Gottesdienst durch die Predigt verleidet 
werde, weil diese „nie oder nur selten ihre Alltagssorgen berührt“ und die Übersetzung 
der Theologie in eine lebensnahe, verständliche Verkündigung fehle. 

Aus dem Buch Kretzschmars geht aber auch die Bestätigung hervor, daß es nach wie 
vor sehr gute Einzelbeispiele von Opfergesinnung und kirchlicher Verbundenheit gibt 
(die Gemeinde C brachte z. B. bei der Aktion „Brot für die Welt“ 10000 DM auf) und 
daß dort, wo eifrige, den Anforderungen voll gerecht werdende Pfarrer, Pfarrfrauen 
und sonstige kirchliche Mitarbeiter tätig sind, bessere Ergebnisse anzutreffen waren. 

Auf Grund der gegebenen Beobachtungen kam Kretzschmar zur Schlußfolgerung, 
daß die Zeit der Volkskirche in Mitteldeutschland zu Ende gehe und daß die evange- 
lischen Christen dort in eine Diasporasituation hineinwachsen, wobei sich die Volkskirche 
zu einer Art Freikirche umwandle. 


Es muß hier leider darauf verzichtet werden, die sehr lehrreiche Zusammen- 
fassung und kritische Beurteilung des Verfassers wiederzugeben. Wir beschrän- 
ken uns daher auf den Abdruck des Ausblicks auf die Zukunft durch den Ver- 
fasser und des Nachwortes, das Prof. Dr. Hans Moritz dem Buch „Volkskirche 
im Umbruch“ angefügt hat: 


V. KIRCHLICHER ZUKUNFTSDIENST 


Es ist nach diesem Sachstand künftighin wichtig, daß dem „Besuchsdienst“ viel Auf- 
merksamkeit geschenkt wird, besonders auch deshalb, weil die mangelnde kirchliche 
Versorgung in den Massengemeinden mit zur Entkirchlichung beigetragen hat. Hier 
haben die Menschen seit eh und je keine Heimat mehr gefunden, selbst wenn sie in den 
Gottesdienst kamen. Weil aber eine echte Kirchgemeinde immer auch ein Stück communio 
sein muß, gilt es, diesem Mißstand abzuhelfen. Es sind nicht wenige dieser „gemeinde- 
losen“ Pfarrangehörigen, die sich in ihrer Vereinsamung nicht so wohl fühlen, wie oft 
angenommen wird. Wieviel Ratlosigkeit und versteckte Sehnsucht nach Gemeinschaft 
wird etwa im Seelsorgegespräch offenbar. 

Es ist angesichts der Breite der kirchlichen Entfremdung unserer Gemeindeglieder un- 
möglich, dem Pfarrer den Besuchsdienst allein zu überlassen. Er muß dorthin gehen, wo 
er wirklich gebraucht wird, zu den Kranken, Angefochtenen und Sterbenden, zu den 
Leidtragenden und Suchenden. Der „übrige“ Besuchsdienst hingegen, der aus dem Willen 
zur unbedingt notwendigen Information und kirchlichen Kontaktaufnahme erwächst, 
muß von Gemeindegliedern übernommen werden. Freilich ist nicht jedermann für diesen 
Dienst geeignet, auch nicht jeder, der zur Kerngemeinde oder zum Kirchenvorstand 
gehört. Deshalb ist eine gewissenhafte Auslese und systematische Zurüstung derer, 
die für diesen Dienst in Frage kommen, die Voraussetzung. Es darf sich bei dieser 
Arbeit auch nicht um eine einmalige Aktion handeln. Besuchsdienst von Gemeindeglied 
zu Gemeindeglied muß zum Dauerzustand werden. 

Das ist zunächst etwas Neues. Vor ungefähr 100 Jahren war es genauso neu, daß 
damals Pfarrer erstmalig Hausbesuche machten, die vorher so nicht stattfanden. Es galt 
vielmehr für viele als sektenhaft oder pietistisch, ja sogar als „unwürdig“, den Ge- 
meindegliedern „nachzulaufen“. Erinnert sei nur an Steinmeyers Warnung, daß sich 
„die Luft des Privathauses nicht für die Entfaltung der Doxa des Amtes eigne und der 
Eliasmantel dem Pastor bei den Hausbesuchen von den Schultern falle“. Selbst so ver- 
diente lutherische Theologen wie Löhe und Vilmar distanzierten sich von den pietistisch 


294 


anmutenden Hausbesuchen und wollten nur die Pflichtbesuche im Zusammenhang mit 
den Kasualien gelten lassen. 

Heute hingegen hat sich der Hausbesuch auch in den lutherisch bestimmten Kirchen 
durchgesetzt und wird mit Recht von den Pfarrern neben der seelsorgerlichen Sprech- 
stunde als amtliche Verpflichtung angesehen. 

Es gibt deshalb auch keinen überzeugenden Einwand gegen das Bemühen, eigens dafür 
geschulte Gemeindeglieder im Besuchsdienst einzusetzen. Aber die praktische Begrün- 
dung dieser Arbeit, gewissermaßen aus der verfahrenen kirchlichen Situation heraus, 
genügt auf die Dauer nicht. Wahr ist vielmehr, daß die tiefsten Wurzeln für die „christ- 
liche Haushalterschaft* im Neuen Testament liegen. Jesus selbst hat neben seinen Jün- 
gern siebzig „andere“ Menschen, die von seiner Botschaft ergriffen waren, als Boten 
ausgesandt, und die Aussendungsreden lassen kaum einen Zweifel daran, daß er sie, je 
zwei und zwei, in die Häuser und Familien geschickt hat. Obwohl erst die kirchliche 
Gegenwartsnot erfinderisch gemacht hat, liegen also die Ursprünge für das neu entdeckte 
Amt des Laien schon in den Evangelien (vgl. neben Lk 10, 1 ff., Mt 25,36 b u. a.) und 
in den paulinischen Briefen. 

Mit dem bloßen Besuch ist es freilich noch nicht getan, jedenfalls in der Regel nicht. 
Es kommt nun auf das Gespräch an, das die Abgesandten des Pfarrers zu führen im- 
stande sind. Die Zurüstung müssen sie deshalb in der Form einer Gesprächsschulung 
erhalten. 

In der nur stichwortartig angedeuteten Aktion wird schon ein Stück kirchlichen 
Zukunftsdienstes erkennbar, das sicherlich nicht als Allheilmittel anzusehen ist, das 
aber getan werden muß, um in allem Abbau unserer herkömmlichen Kirchgemeinden 
schon dem Neuen und Werdenden zum Durchbruch zu verhelfen. Gerade weil der Herr 
seinen klugen und treuen Haushaltern verheißen hat, daß er es an seinem Segen und an 
seiner Hilfe nicht fehlen lassen werde, muß dieser Dienst freudigen Herzens getan wer- 
den. Leider gibt es in keiner der drei Gemeinden einen Besuchsdienst. Vor allem in der 
Gemeinde A wäre er notwendig. Andere Großstadtpfarrer, die sich einen Besuchs- 
dienst herangebildet haben, berichten sehr viel Positives, etwa Pfarrer Schäfer, der 
zugleich Stadtverordneter in Berlin ist. Die Taufzahlen sind oft gestiegen, auch die Zahl 
der Christenlehrekinder ist gewachsen. 

Ein Stück kirchlichen Zukunftsdienstes wird sich auch im Verzicht auf die alleinige 
Orientierung auf den Pfarrer abzeichnen. Sowenig er auch künftig für eine geordnete 
Ausrichtung des Wortes und der Sakramente zu entbehren ist, gerade in einer vom 
Amt her denkenden und handelnden Kirche, sosehr wird man anerkennen müssen, daß 
das Zusammenleben der Menschen in unserem Jahrhundert nur kaum noch von der 
Gestalt des „Vaters“ bestimmt wird, wie Jochen Klepper es empfand. Grundfigur unserer 
Zeit ist die gleichberechtigte Partnerschaft, die in der Solidarität steht und im Dialog 
nach der Wahrheit und dem letzten Sinn unseres Daseins fragt. 

Weil in der Vergangenheit auch die „Väter“ aller Schattierungen nur allzuoft versagt 
haben, ist ein bestimmtes partnerschaftliches Denken und Tun in unseren Kirchgemeinden 
unumgehbar. Durch den verantwortungsbewußten Einsatz von „mündigen“ Laien könn- 
ten auch wieder Charismen zum Vorschein kommen, die längst als tot galten. 

Diese Vielfalt der Gnadengaben ist für unsere kirchgemeindliche Gestaltung schon 
deshalb wünschenswert, weil unser heutiges Leben viel differenzierter ist als zu früheren 
Zeiten. Kein einzelner vermag die Fülle der Probleme zu lösen, die sich aufdrängen. 
Der Pfarrer wird gerade deshalb bestrebt sein müssen, Menschen zu finden und zu 
sammeln, die auf bestimmten Lebensgebieten Sachkenntnisse besitzen und mit denen er 
als Hörender und Lernender im Gespräch bleibt. 

Dieser Arbeitsstil muß immer mehr Bestandteil des kirchlichen Wirkens in dieser 
Zeit werden. Der vornehmlichste Gewinn wird in der Konkretion, Aktualität und 
Eindringlichkeit des Gebotenen bestehen. 
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Schließlich sei noch ein Vorschlag im Blick auf die Neuwerdung unserer Kirchgemein- 
den angeführt. Er geht davon aus, daß der Mensch in unserer „mobilen“ Gesellschaft 
offensichtlich Scheu davor hat, dauernde Bindungen einzugehen. Er ist zwar für zeitlich 
befristete Vorhaben zu interessieren, zieht sich aber zurück, wenn die jeweilige Aufgabe 
erfüllt ist. Die Arbeit in den Parochien sollte diesem Sachverhalt Rechnung tragen und 
sich neben „stabilen“ auch um „mobile“ Gruppen bemühen. 

Selbstverständlich wird trotz allem der seelsorgerliche Dienst des Pfarrers am einzelnen 
immer notwendig bleiben. Aber wo der Geistliche überfordert wird, sollte auch eine 
Mithilfe charismatisch begabter Laien die Regel sein. 

Nicht zuletzt wird auch in Zukunft alle Erneuerung unserer Kirche durch die Frage 
der Verkündigung gelöst werden. Insofern schafft nicht die Soziologie, wohl aber die 
rechte Theologie echten Wandel. Die Aporie der gegenwärtigen Kirche hat ihren Grund 
doch wohl mit darin, daß ihr die Vollmacht fehlt, „das Wort der Wahrheit‘ in einer 
neuen Weltstunde so zur Sprache zu bringen, daß die Predigt des Gesetzes die uns 
und unsere Zeitgenossen bedrängende Wirklichkeit als uns von Gott auferlegte und 
zugemutete wirksam werden läßt und daß die Predigt des Evangeliums Menschen, die 
unter dem Gesetz unserer gesellschaftlichen Wirklichkeit schuldig werden, tröstet und 
stärkt“. 

Diese Verkündigung wird auch in einer sich reduzierenden Volkskirche im Sinne von 
Landesbischof D. Dr. Mitzenheim immer für das ganze Volk bestimmt bleiben müssen. 
Ganz anders als die genuinen Freikirchen wird gerade eine Landeskirche darum wissen 
müssen, daß das ganze Volk zu allen Zeiten und in jeder Gesellschaftsordnung der Ver- 
gebung durch Jesus Christus bedarf. In der Spannung zwischen Diasporasituation und 
kirchlihem Universalauftrag wird deshalb christliches Handeln auch in der Zukunft 
zu geschehen haben. 

Dabei muß die tragende Bruderschaft immer mehr zum integrierenden Bestandteil 
pfarramtlicher Wirksamkeit werden. Schon nach den Schmalkaldischen Artikeln (III, 4) 
gehört das „mutuum colloquium“ und die „consolatio fratrum“ zu den Merkmalen einer 
evangelischen Gemeinde. Sie wiederzuentdecken, dazu ist unsere Generation wie kaum 
eine andere berufen. 

Wo diese Erkenntnis sich durchsetzt, besteht am ehesten die Möglichkeit, den Anfech- 
tungen, die gewiß groß sind, zu widerstehen und den Blick freizubekommen für 
Gottes Werk auch in unserer Zeit und in unserer Kirche. „Wenn heute ein Zerbröckeln, 
eine Auflösung der christlichen Gemeinden beobachtet wird, so kann die Reaktion nicht 
in der Folgerung bestehen, man müsse nur nach neuen Methoden zur Erhaltung und 
zum Wiederaufbau alter Formen suchen. Überhaupt sind nicht die Überlegungen über 
die Gestaltformung der Gemeinde das erste Gebot der Stunde, sondern bessere Bemü- 
hungen um den einzelnen. An unsere kirchliche Praxis und an unsere kirchlichen Ord- 
nungen ist die kritische Frage zu richten, ob der einzelne Mensch im Mittelpunkt der 
Bemühungen steht. In dem Maße, in dem dieser einzelne vom Evangelium ergriffen ist, 
wird die Gemeinde Gestalt gewinnen.“ 

Der Protestantismus hat einst den modernen individualistischen Menschen mit schaf- 
fen helfen und dadurch jene psychologische Einstellung entwickelt, die das kapitalistische 
Wirtschaftssystem in Gang hielt. Man ahnte damals noch nicht, welche kirchlich negativen 
Konsequenzen sich daraus ergeben. 

In unserer gesellschaftlichen Ordnung wird nun derselbe Protestantismus - an das 
reformatorische Erbe anknüpfend — sich erneut auf den einzelnen besinnen müssen, 
wird aber gleichzeitig ins Blickfeld zu bekommen haben, welche revolutionären Wand- 
lungen sich auf allen Gebieten ergeben haben und noch ergeben werden. 

„Volkskirche im Umbruch“ — das bedeutet denn also, daß die Kirche den Geist der 
urchristlichen Gemeinden in sich wieder wachrufen möge und in einer gewandelten Welt 
froh ihre Botschaft bewahre und bewähre. 
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Das genannte Nachwort von Prof. Dr. Hans Moritz lautet: 


Der Bitte des Verlages, ein Nachwort zu schreiben, komme ich um so lieber nach, als die 
vorliegende Arbeit es unternimmt, eine längst fällige und auch dringend notwendige 
Materie in den Griff zu bekommen. Soweit ich sehe, ist es für das Gebiet der DDR die 
erste gründliche Studie zum Thema Kirchgemeindesoziologie. Daher mußte zum mühe- 
vollen Fleiß der persönliche Mut treten, sich auf ein Gebiet zu wagen, das in unserem 
Lebensbereich als Neuland bezeichnet werden kann. Daß der junge Wissenschaftler dabei 
zunächst Illusionen zerstören mußte, die sich manche unserer Mitchristen entweder aus 
Unkenntnis der Sachlage oder aus anderen Gründen hinsichtlich der Substanz unseres 
kirchlichen Lebens machen, läßt sich wohl nicht vermeiden, sondern ist auch eine Auf- 
gabe und ein Ziel soziologischer Forschung, vor allem, wenn sie - wie das der Verfasser 
tut — weithin empirisch betrieben wird. 

Dabei spürt man den Darlegungen an, daß sie getragen sind von einer großen Liebe 
zu dieser empirischen Kirche, deren ordinierter Diener der Verfasser ist und die ihm in 
Gegenwart und Zukunft nicht nur Objekt wissenschaftlicher Forschung, sondern auch 
Gegenstand beständiger Sorge und Hoffnung ist. Da der Autor sich einem zentralen 
Thema unserer Gegenwart stellt, mußte er notwendigerweise alle kirchlichen Lebens- 
äußerungen in eine gesellschaftliche Wirklichkeit hineinstellen, die vom umfassenden 
Aufbau des Sozialismus bestimmt ist. 

Beide Intentionen — Liebe zu seiner Kirche und das Bemühen, den gesellschaftlichen 
Grundproblemen der Zeit gerecht zu werden — geben der Arbeit ihre innere Dynamik 
und werden ihr sicher eine starke Beachtung in der wissenschaftlichen und kirchlichen 
Offentlichkeit sichern. Es ist eine theologische Grundhaltung des „unbedingten Realis- 
mus“, der sich der Verfasser bei der Erhellung unserer kirchgemeindlichen Situation 
verbunden weiß. Dieser Wirklichkeit versucht er zunächst verstehend gerecht zu werden, 
ehe er auch kritische Akzente setzt. 

Daß der augenblickliche Stand der „volkskirchlichen“ Lebensäußerungen sich dabei 
als äußerst unbefriedigend zu erkennen gibt, hat auch historische Gründe, auf die der 
Verfasser in der gebotenen Kürze immer wieder hingewiesen hat. Es gibt aber auch 
Ursachen, die ihre Wurzeln in der Gegenwart haben und die man anders sehen und 
bewerten muß. Diese sollen erkannt werden, um einer kirchlichen Neuorientierung in 
unserer sozialistischen Umwelt den Weg zu bereiten. Es geht dieser Studie offensichtlich 
nicht nur um Tatbestandsaufnahme, sondern auch um einen Zukunftsdienst für unsere 
Kirche. Insofern ist diese Publikation kein Dokument der Resignation, sondern voll von 
gläubiger Zuversicht. 

Diese Zuversicht ist darauf gegründet, daß die Diasporaexistenz der Kirche in der 
modernen Welt bewußt übernommen und bejaht wird, weil auch bei quantitativer Ver- 
kleinerung die Chance eines qualitativen Neuwerdens gegeben ist. Eine solche Neu- 
orientierung der evangelischen Christenheit ist — wie der Verfasser betont — nur möglich 
bei geordneten Beziehungen von Staat und Kirche, und zwar in allen Bereichen, vor 
allem in den Bereichen, in denen sich die kirchlichen Lebensäußerungen tagtäglich ereig- 
nen, in der Großstadt, in der Kleinstadt und auf dem Dorfe. Je ehrlicher, offener und 
wahrhaftiger die Neubesinnung ist, desto schneller werden unsere Kirchgemeinden den 
Weg in eine Zukunft finden, die zwar die einstige Volkskirche mit ihren Privilegien nicht 
wiederbringt, wohl aber die Bahn frei läßt und immer wieder frei macht für einen 
Dienst an Kirche und Welt. 

Der Autor hat seine soziologische Untersuchung der kirchlichen Lebensäußerung 
an drei repräsentativen Gemeinden (Großstadt, Kleinstadt, Dorf) durchgeführt und 
wird sich in der Diskussion der Frage stellen müssen, welcher Maßstab dieser Auswahl 
zugrunde lag. Auf alle Fälle ist auch in dieser Beschränkung ein wichtiger erster Schritt 
getan worden, um den Blick zu schärfen für die soziologische Situation der Kirche in der 
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Gegenwart. Wohin aber der Weg führen wird, der sich als Umbruch vollzieht, steht 


letztlich nicht in Menschenhand. 

Die Zeit der Volkskirche geht zu Ende. Man muß der Hoffnung des Verfassers zu- 
stimmen, wenn er nach gründlicher wissenschaftlicher Einsicht ersehnt, daß der Weg aus 
dem Umbruch heraus zu Gemeinden führe, die immer stärker dem Geiste Jesu Christi 


verpflichtet sind. 
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Okumenische Bewegung 1965-1968 


Von Hanfried Krüger 


Der ökumenischen Berichterstattung stellen sich je länger desto mehr zunehmende 
Schwierigkeiten in den Weg. Zunächst einmal hat der Fortgang der ökumenischen 
Entwicklung ein geradezu rapides Maß der Vielfalt im ganzen wie der Ver- 
zweigung im einzelnen angenommen, so daß es dem Chronisten Mühe macht, 
die Vielzahl dieser Vorgänge zu einem umfassenden und verläßlichen Bild zu- 
sammenzuordnen. Zum anderen ist die ökumenische Berichterstattung, insbeson- 
dere was die Dokumentation und Auswertung der großen Konferenzen anbe- 
trifft, gerade in den letzten Jahren erfreulicherweise so sehr angewachsen, daß 
es unnötige Überschneidungen zu vermeiden gilt, um nicht zu wiederholen, was 
an anderer Stelle bereits vollständiger und sachgerechter gesagt worden ist und 
werden konnte. Unsere Aufgabe kann daher wirklich nur diejenige einer Chro- 
nik sein, die frei von perfektionistischen Ansprüchen einen Aufriß des ökume- 
nischen Geschehens in den letzten vier Jahren vermitteln möchte, den inhaltlich 
zu füllen und kritisch zu werten dem Leser an Hand der vorliegenden und im 
Laufe dieses Berichtes zitierten Literatur überlassen bleiben muß. Im Rahmen 
dieser begrenzten Darstellung können dafür nur einige Schwerpunkte gesetzt 
und Hinweise gegeben werden. Das gilt selbstverständlich auch für die Auswahl 
der herangezogenen Dokumentation, die lediglich in einigen beispielhaften Ver- 
lautbarungen insoweit aufgenommen werden konnte, wie sie dem angegebenen 
Ziel dient. Schon der Raum gebot hier engste Beschränkungen. 

Wenn man gleich zu Anfang gewisse Markierungspunkte ökumenischer Ent- 
wicklungen zwischen 1965 und 1968 herausstellen will, so bieten sich dafür 
naturgemäß die Weltkonferenz für Kirche und Gesellschaft in Genf (1966) und 
die Vierte Vollversammlung des Okumenischen Rates der Kirchen (ORK) in 
Uppsala (1968) an. Als nicht weniger bedeutsam — was ihr inneres Gewicht anbe- 
trifft - verdient die Tagung der Kommission für Glauben und Kirchenverfassung 
in Bristol (1967) in den gleichen Rang eingestuft zu werden. Es ist kein Zufall, 
wenn diese drei weltweiten Konferenzen in einem Atemzug genannt werden. Sie 
deuten einen bemerkenswerten Vorgang innerhalb der ökumenischen Bewegung 
an: die zunehmende Verschmelzung ihrer beiden Urströme, der Bewegung „Life 
and Work“, in der Struktur des ORK heute fortgeführt im Referat für Kirche 
und Gesellschaft, und der Bewegung „Faith and Order“, die in den ersten Jahr- 
zehnten der Existenz des ORK mehr oder weniger unverbunden nebeneinander 
herliefen oder gar in einer gewissen Konkurrenz zueinander standen. Hieran 
kann man ein weiteres Stadium ökumenischer Gesamtintegration erkennen, nach- 
dem 1961 in Neu-Delhi die Vereinigung mit der internationalen Missionsbewe- 
gung im Vordergrund gestanden hatte, ein Prozeß, der freilich noch längst nicht 
zum Abschluß gelangt ist. 

Nach außen gesehen kommt in der Berichtszeit der engeren Zusammenarbeit 
mit der römisch-katholischen Kirche das größte Gewicht zu. Was sich in diesen 
Jahren im Anschluß an das Zweite Vatikanische Konzil angebahnt hat, ist von 
geradezu kirchengeschichtlicher Bedeutung und in seinen Auswirkungen noch 
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kaum zu ermessen. Das gilt nicht nur für das neu aufgebrochene und jetzt unter 
verheißungsvolleren Aspekten als früher geführte Gespräch zwischen Rom und 
den Kirchen der Reformation. Auch die orthodoxen Kirchen sind dabei, ange- 
sichts der veränderten Situation ihr Verhältnis zueinander, auch im Blick auf 
die monophysitischen Kirchen, zu überprüfen. Ebenfalls sind die Grenzen zwi- 
schen den großen Konfessionsfamilien in Bewegung geraten. Ein weiteres be- 
merkenswertes Element zeigt sich in dem Erstarken regionaler Zusammenschlüsse 
und Aktionen, die auf der einen Seite das Prinzip der „Konziliarität“ in den 
Mittelpunkt stellen und praktizieren, auf der anderen Seite unvermeidlich die 
Frage nach der Struktur des ORK, der ein Rat von Kirchen ist, aufwerfen. Hier 
liegen ungelöste Probleme äußerst diffiziler Art, die im Großen wie im Kleinen 
an die Grundstruktur jeder ökumenischen Gemeinschaft rühren. 

Die Zahl der Mitgliedskirchen hat sich in der Berichtszeit von 213 auf 235 
(darunter 11 „angeschlossene“ Kirchen) erhöht. Diese stete Aufwärtsentwick- 
lung, die freilich nicht mehr große Geländegewinne, sondern eher eine Flurberei- 
nigung in sich schließt, darf nicht darüber hinwegtäuschen, daß zwischen den 
großen, auch durch die Mitgliedskirchen des ORK hindurchgehenden Gruppie- 
rungen der „konservativen Evangelikalen“ und dem ORK immer noch tiefe 
Gräben bestehen, um deren Überbrückung man indes beiderseits in fortdauernden 
theologischen Gesprächen bemüht ist. Daß die Pfingstbewegung und die Sieben- 
ten-Tags-Adventisten in diesen Prozeß einbezogen sind, zeigt an, daß sich heute 
keine christliche Gemeinschaft mehr der Frage nach dem gemeinsamen Zeugnis 
und Dienst in einer mehr und mehr säkularisierten Welt zu entziehen vermag. 

Eine verhältnismäßig geringe Rolle spielen im ökumenischen Gesamtgeschehen 
nach wie vor die Kirchenunionen. Man gewinnt den Eindruck, daß die auf 
höchster Ebene ausstehenden Klärungen auch die im überschaubaren Raum fäl- 
ligen Entscheidungen vorläufig noch hemmen, denn keine der an Unionsverhand- 
lungen beteiligten Kirchen ist naturgemäß ohne Bindungen an übergreifende 
Kirchen- und Konfessionsfamilien, so wenig andererseits auch die regionalen 
Komponenten und die früher ungenau sogenannten „nichttheologischen Fak- 
toren“ unterschätzt werden dürfen. Wenn man die Unionsbereitschaft als Test- 
fall ökumenischer Gesinnung nehmen wollte, bestünde freilich Anlaß zur Resi- 
gnation, doch ist die Lage von Fall zu Fall so verschieden und viel zu kompliziert 
und vielschichtig, um sie auf diesen einfachen Nenner bringen zu können. 

Im politischen Bereich schließlich hat der ORK seine vom Evangelium gebote- 
nen Bemühungen, dem Streit unter den Völkern Einhalt zu gebieten und der 
Welt zu einer wahren Friedensordnung zu verhelfen, fortgesetzt. Dabei ist sein 
Instrument, die Kommission der Kirchen für internationale Angelegenheiten 
(KKIA), zum Gegenstand eingehender Überlegungen geworden, um ihre Tätig- 
keit künftig wirksamer und fundierter zu gestalten. 

Gehen wir aber jetzt im folgenden den aufgezeigten Perspektiven im einzel- 
nen nach. 
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I. DER ÖKUMENISCHE RAT DER KIRCHEN 


Wer die Vielfalt der Entwicklungen und Ereignisse im Okumenischen Rat der 
Kirchen einigermaßen in den Griff bekommen, bündeln und ordnen möchte, muß 
sich legitimerweise an die alljährlichen Verhandlungen des Zentralausschusses 
halten. Dort findet sich wie in einem Spiegelbild zusammengefaßt, was sich in 
der Zwischenzeit abgespielt hat, um geprüft und gewertet, angenommen oder 
abgelehnt, modifiziert oder umgeformt zu werden, damit es seinen richtigen 
Platz im Fortgang der ökumenischen Gesamtarbeit findet. Die Empfehlungen 
und Beschlüsse des Zentralausschusses münden ihrerseits wieder in eine große 
Rechenschaftsablage vor der Vollversammlung aus, die das Fazit zu ziehen und 
Richtlinien für die Zukunft festzulegen sucht. Diese Einschnitte sind in der Be- 
richtszeit mit den Zentralausschußsitzungen in Enugu (Nigeria) vom 12. bis 
21. Januar 1965, in Genf vom 8. bis 17. Februar 1966 und in Heraklion/Kreta 
vom 15. bis 26. August 1967 sowie mit der Vierten Vollversammlung des Oku- 
menischen Rates der Kirchen von Uppsala vom 3. bis 20. Juni 1968 gegeben. 


1. Nachfolge von Generalsekretär Dr. Visser’t H oofl 


Über die wenig glücklich verlaufenen Vorverhandlungen in dieser Frage wurde 
bereits im letzten Bericht einiges gesagt (vgl. Kirchl. Jahrbuch 1964, S. 278 #.). 
Trotz der lautgewordenen Kritik hielt der Exekutivausschuß auch in Enugu an 
der Benennung von Rev. Patrick Rodger fest. Wenn dieser Vorschlag, mit dem 
sich der Zentralausschuß in vier geschlossenen Sitzungen beschäftigte, kein unge- 
teiltes Echo fand, so letztlich um der verschiedenen Konzeptionen willen, mit 
denen man das Amt des Generalsekretärs künftig verbunden wissen wollte. Es 
stellte sich heraus, wie wenig das Generalsekretariat bisher verfassungsmäßig 
definiert war. Das hing zweifellos mit der überragenden Persönlichkeit von 
Dr. Visser ’t Hooft zusammen, der mit seiner erstaunlichen Vielseitigkeit als 
Theologe, Organisator und Kirchenpolitiker diesem Amt in fast 27 Jahren das 
Gepräge verliehen hatte. So kam man überein, einen 18köpfigen Nominierungs- 
ausschuß einzusetzen, damit dem Zentralausschuß auf seiner nächsten Sitzung 
erweiterte Möglichkeiten zu einer sachgemäßen Entscheidung gegeben würden. 
Dahinter stand das offensichtliche Bestreben, den Zentralausschuß wieder in die 
ihm verfassungsmäßig gebührende Rolle hineinwachsen zu lassen. Mochte es doch 
in den früheren Jahren gelegentlich den Anschein erweckt haben, als habe sich 
das Schwergewicht ökumenischer Verantwortung auf den Exekutivausschuß als 
eine Art „Kabinett“ verlagert, während er nach den Satzungen (VI, 2) lediglich 
ausführendes Organ des Zentralausschusses zwischen dessen Tagungen sein sollte. 
Auf der nächsten Sitzung in Genf wurde dann fast ohne Gegenstimme der 
59jährige Dr. Eugene Carson Blake, seit 1951 Generalsekretär der Vereinigten 
Presbyterianischen Kirche in den USA, zum Nachfolger von Dr. Visser ’t Hooft 
gewählt, der auf Wunsch des Zentralausschusses sein Amt noch bis zum 1. De- 
zember 1966 weiterführte. In beratender Funktion blieben sein Rat und seine 
reichen Erfahrungen dem Generalsekretariat auf ausdrücklichen Wunsch von 
Dr. Blake auch weiterhin erhalten. Der bleibende Dank, den die ökumenische 
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Bewegung Dr. Visser ’t Hooft schuldet, kam nicht zuletzt durch die Wahl zum 
Ehrenpräsidenten des Okumenischen Rates auf der Vollversammlung in Uppsala 
zum Ausdruck. In einer auf der Genfer Sitzung des Zentralausschusses gefaßten 
Resolution heißt es, Dr. Visser ’t Hooft habe für den Okumenischen Rat „seine 
großen Fähigkeiten“ eingesetzt, „sein sicheres Erkennen biblischer Wahrheit, sei- 
nen klaren geistlichen Einblick und sein schnelles Erfassen geistiger und sozialer 
Strömungen der Zeit. Er vereinte auf ungewöhnliche Weise die Gabe des autori- 
tativen und machtvollen prophetischen Wortes mit der Fähigkeit, ein höchst 
differenziertes Kollegenteam zu leiten und ihm sowohl Freiheit als auch Zusam- 
menhalt zu geben.“ 

Um nicht sowohl im Vorsitz des Zentralausschusses wie in der Leitung des 
Generalsekretariates Amerikaner an der Spitze zu haben, wählte der Zentralaus- 
schuß den Inder Principal Russell Chandran zu seinem Stellvertretenden Vor- 
sitzenden neben Dr. Ernest Payne. 


2. Die ökumenische Gesamtsituation vor Uppsala 


Innerhalb der Verhandlungen auf den jeweiligen Zentralausschußsitzungen ist 
stets den Berichten des Generalsekretärs eine besondere Bedeutung beizumessen. 
Hier werden die Fülle der Fakten in einen überschaubaren Zusammenhang ein- 
geordnet und die verwirrend bunten Fäden zu einem Gesamtbild verknüpft. Wir 
lassen zunächst den Bericht folgen, den Dr. Visser *t Hooft dem Zentralausschuß 
in Enugu gab: 
BERICHT DES GENERALSEKRETÄRS 
1. Der Geist der Pioniere 


Der Zeitpunkt ist gekommen, der Pioniere der ökumenischen Bewegung zu gedenken, 
jener Männer, die die visionäre Kraft und den Mut besaßen, die Bewegungen zu schaf- 
fen, die sich im Okumenischen Rat der Kirchen vereinigten. Bischof Brent, der Vater der 
Bewegung für Glauben und Kirchenverfassung, wurde 1862 geboren, Dr. John R. Mott, 
der Vater des Internationalen Missionsrates, im Jahre 1865 und Erzbischof Nathan 
Söderblom, der Vater der Bewegung für Praktisches Christentum, im Jahre 1866. Jeder 
von ihnen entstammte einer besonderen Tradition und hatte seine eigene Berufung. Brent 
war Pastor, Missionar und Streiter gegen soziale Mißstände; Mott war Laie, Evangelist 
und christlicher Stratege; Söderblom Theologe, Kirchenführer und ein Mann des Frie- 
dens. Sie hatten aber auch sehr viel Gemeinsames, und gerade das ist ein kostbarer Teil 
unseres Erbes. Ich möchte besonders vier Aspekte ihres Lebenswerkes erwähnen. 

a) Alle drei Männer waren von einem wahrhaft allgemein-christlichen Interesse am 
Leben aller Kirchen beseelt. Einige von uns erinnern sich daran, daß Mott davon zu 
sprechen pflegte, daß er allen Kirchen, besonders den orthodoxen Kirchen und den 
Quäkern, geistlich viel verdanke. Mott und Söderblom nahmen in führender Position 
an dem historischen Treffen des Christlichen Studentenweltbundes im Jahre 1911 in 
Konstantinopel teil. Diese Konferenz wurde von vielen Vertretern der östlichen Kirchen 
besucht, unter ihnen auch von Priester Germanos Strinopoulos, dem späteren Erzbischof 
Germanos, dem Exarchen des Okumenischen Patriarchats und einer der ersten Präsiden- 
ten des Ökumenischen Rates. Dieses Treffen ist als die erste Konferenz beschrieben 
worden, auf der die alten östlichen Kirchen mit der entstehenden ökumenischen Bewe- 
gung in Berührung gebracht wurden. Brent, der im Bereich der jungen Kirchen arbeitete, 
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hatte seine erste Berührung mit den alten Kirchen im Jahre 1920, als die orthodoxe 
Delegation nach Genf zur Vorbereitungstagung von Glauben und Kirchenverfassung 
kam. Er schrieb damals: „Wir aus dem Westen brauchen den lieblichen und anmutigen 
Gottesdienst des Ostens.“ Alle drei besaßen die Gabe, echten christlichen Glauben in 
Gliedern anderer Kirchen dankbar anzuerkennen. So überraschte Söderblom einmal eine 
Abendgesellschaft gebildeter Amerikaner durch eine Solodarbietung des Sankey Hymnus 
„Es waren ihrer neunundneunzig“. Er war aber auch derjenige, der alles in Bewegung 
setzte, um orthodoxe Delegationen zur Konferenz nach Stockholm zu bringen. Brent 
fühlte sich in der konservativ-evangelischen Atmosphäre der Konferenz von Edinburgh 
im Jahre 1910 zu Hause. Er tat aber auch sein möglichstes, um römisch-katholische 
Bischöfe und Theologen an der Bewegung für Glauben und Kirchenverfassung zu inter- 
essieren. Mott redete dieselbe Sprache in seiner Ansprache vor dem ersten Sobor der 
Russisch-Orthodoxen Kirche im Jahre 1917 wie in seiner Ansprache an die Christliche 
Weltjugendkonferenz in Amsterdam im Jahre 1939. 

b) Sie ließen sich von keinem Sonderbereich des kirchlichen Lebens völlig gefangen- 
nehmen. Brent spielte eine große Rolle auf der Konferenz für Glauben und Kirchenver- 
fassung in Lausanne, nahm aber mit gleicher Energie an der Weltmissionskonferenz in 
Edinburgh und an der Konferenz für Praktisches Christentum in Stockholm teil. Mott 
hatte natürlich mit allen ökumenischen Bewegungen zu tun. Er war der Gründer des 
Christlichen Studentenweltbundes und des Internationalen Missionsrates, Vorsitzender 
der Konferenz für Praktisches Christentum in Oxford, Sektionsvorsitzender in der Kon- 
ferenz für Glauben und Kirchenverfassung in Edinburgh und Ehrenpräsident des Oku- 
menischen Rates der Kirchen. Söderblom war nicht nur die Seele der Bewegung für 
Praktisches Christentum, sondern auch ein aktiver Führer in der Bewegung für Glauben 
und Kirchenverfassung. 

c) Alle drei Männer setzten sich leidenschaftlich für die Einheit ein, jedoch nicht nur 
für die Einheit um ihrer selbst willen. Sie strebten nach Einheit, damit die Kirche ihren 
Auftrag in der Welt erfüllen könne. Brent und Mott betonten besonders das Motiv der 
Mission. Söderblom verkündete mitten im Ersten Weltkrieg, daß die Einheit der Chri- 
sten verwirklicht werden müßte, damit die Kirche das Gewissen der Völker sein könnte. 
Die drei waren sich darin einig, daß man die Frage der Einheit im größeren Rahmen 
des Auftrages und der Sendung der Kirche in und für die ganze notleidende Welt sehen 
müßte. 

d) Alle drei traten für die Erneuerung des Lebens der Kirche ein. Sie erkannten die 
Forderung nach einem neuen Gehorsam in einer neuen Lage. Darum bemühten sie sich, 
neue Strukturen für neue Aufgaben zu schaffen. Sie wußten, daß Einheit nicht durch 
die Addierung bestehender institutioneller Formen zustande kommt, sondern dadurch, 
daß die Kirchen dem Heiligen Geist gehorchen und sich zusammen durch ihn verwandeln 
lassen. Mott bemühte sich, „die Kräfte der Laien freizusetzen“, wie er es ausdrückte, 
und appellierte an die Kirchen, ihren missionarischen Auftrag ernst zu nehmen. Söder- 
blom fragte, ob denn die Kirchen ängstlich, mutlos und ohne Glauben zu Hause sitzen 
müßten, und rief sie heraus, gemeinsam ihr prophetisches Amt zu entdecken. Brent 
schrieb während des Ersten Weltkrieges: „Die Welt bricht auseinander. Die Kirchen zie- 
hen langsam hinter den Armeen her, und nichts geschieht, was den Namen eines lebendigen 
Zeugnisses für die Einheit verdient, einer Einheit, wie Christus uns geboten hat, sie zu 


interpretieren.“ 
2. Vier Kriterien 


Wir sind nicht dazu gerufen, diese Pioniere in jeder Hinsicht nachzuahmen. Folgende 
Elemente ihrer Arbeit und Botschaft bleiben jedoch ein unaufgebbarer Bestandteil des 
Lebens des Ökumenischen Rates der Kirchen: Echte Katholizität, Hingabe an den ge- 
samten Auftrag der Kirche, Einheit um der Sendung der Kirche an die Welt willen und 
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Bereitschaft zur Erneuerung des Lebens. Hier haben wir noch ein gutes Stück Wegs zu- 
rückzulegen. 

Echte Katholizität. Wir haben einen Punkt in der Mitgliedschaft des Okumenischen 
Rates erreicht, an dem unsere Katholizität über höchst eindrucksvolle Möglichkeiten ver- 
fügt. Es ist aber immer noch eine potentielle Katholizität. Sie muß noch herausgearbeitet 
und im Leben unserer Kirchen angewandt werden. Wir werden nur dann in echter Weise 
katholisch sein, wenn wir zu solch einer Fürsorge der Kirchen füreinander und solch 
einem Miteinanderleben der Kirchen gelangen, daß die Kirchen von Ost und West und 
Nord und Süd, junge und alte, kleine und große, eine der anderen Last tragen und 
begierig darauf sind, geistliche Gaben voneinander zu empfangen. 

Hingabe an den gesamten Auftrag der Kirche. Die Arbeit des Okumenischen Rates 
erstreckt sich jetzt auf viele Bereiche und Anliegen, es gibt aber noch zu viele Leute in 
unseren Kirchen, die sich nur für das besondere Anliegen einer besonderen Abteilung 
oder Referates interessieren, und zu wenige, die sich bemühen, das Ganze zu verstehen 
und zu unterstützen, und die bekennen, daß unsere verschiedenen Arbeitsarten nur in 
ihrer Gesamtheit die Berufung der Kirche widerspiegeln. 

Einheit um der Sendung der Kirche an die Welt willen. Hier verfügen wir seit dem 
Zusammenschluß des Ökumenischen Rates der Kirchen und des Internationalen Missions- 
rates wieder über eine neue Möglichkeit. Die wirkliche Aufgabe liegt aber noch vor uns. 
Wir haben nur angefangen zu fragen, was es bedeutet, daß die Kirche zur Mission und 
zum Dienst in sechs Kontinenten gerufen ist und daß die örtliche Gemeinde eine missio- 
narische und nicht bloß eine bewahrende Struktur haben muß. 

Bereitschaft zur Erneuerung des Lebens. Erneuerung bedeutet Veränderung, und Ver- 
änderung bedeutet ein Aufgeben der Formen und Strukturen, die den Forderungen der 
Stunde nicht länger gerecht werden können. Darum müssen wir damit rechnen, daß es 
immer Spannungen geben wird zwischen denjenigen, die für eine Erneuerung eintreten, 
und denjenigen, die die bestehenden Strukturen aufrechterhalten möchten. Und es ist 
keine ausgemachte Sache, daß jeder Vorschlag für eine Erneuerung notwendigerweise 
recht hat. Notwendig ist, daß diese Spannung als konstruktive Spannung getragen wird 
und daß sie nicht zu einer Verhärtung der Fronten führt. Der Okumenische Rat muß 
bereit und fähig dazu sein, mit dieser Spannung in seinen eigenen Reihen zu leben. Als 
ökumenische Bewegung muß er für jene Erneuerung eintreten, die die Voraussetzung 
für einen Fortschritt auf dem Wege zur Einheit ist. 


3. Solidarität in einer auf Zusammenleben angewiesenen Welt 


Einer der wichtigsten Punkte auf der Tagesordnung dieser Konferenz des Zentralaus- 
schusses ist die Vorbereitung der Weltkonferenz für Kirche und Gesellschaft, die hoffent- 
lich 1966 stattfinden kann. Der Okumenische Rat hat sich immer mit sozialen und inter- 
nationalen Fragen befaßt, die in seinen Beratungen einen wichtigen Platz eingenommen 
haben. Wir werden aber jetzt das erste Mal seit der Schaffung des Okumenischen Rates 
und auch das erste Mal seit der Oxford-Konferenz über Kirche, Volk und Staat im Jahre 
1937 eine große Weltkonferenz abhalten, die ganz besonders diesen Fragen gewidmet 
ist. 

Man kann unschwer sehen, warum wir eine Auseinandersetzung mit diesen Fragen 
nötig haben. Es hat immer soziale Probleme gegeben, aber in unserer Zeit ist das Pro- 
blem, wie wir Hunger und Armut überwinden und soziale Gerechtigkeit schaffen kön- 
nen, zu einer eminent wichtigen Frage geworden, von deren Lösung die Zukunft der 
Menschheit abhängt. Das Angewiesensein unserer modernen Welt auf Zusammenarbeit, 
die Überzeugung, daß die Nöte alle Abhilfe finden können, das Entstehen eines neuen 
Gefühls für Würde und einer neuen Hoffnung unter den nichtprivilegierten Massen, das 
Entstehen so vieler neuer Staaten, die gesunde Gesellschaften aufbauen wollen - alle 
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diese Dinge haben das internationale, interkontinentale soziale Problem zur brennend- 
sten Frage unserer Zeit werden lassen. Da wir uns in Afrika treffen, ist vielen von uns 
die Realität dieser Frage noch bewußter geworden als vorher. 

Die christlichen Kirchen haben auf diesem Gebiet eine ganz besondere Verantwortung. 
Sie leben in allen diesen Gesellschaften, sie möchten ihre Lasten mittragen und an der 
Aufgabe des Staatsaufbaus teilnehmen. Durch ihre Arbeit der Mission und des Dienstes 
sind sie bereits intensiv beteiligt an dem Versuch, Abhilfe für die dringendsten Nöte der 
Entwicklungsländer zu schaffen. Sie wissen aber auch, daß noch viel mehr geschehen 
muß, daß es zu einem großen Aufbruch eines Geistes menschlicher Solidarität kommen 
muß, damit so neue Strukturen internationaler und wirtschaftlicher Zusammenarbeit ge- 
schaffen werden können und Hunger und Armut mit vereinten Kräften bekämpft werden 
können. 

Es geht also zuerst um eine geistliche Frage. Sollen wir unseres Bruders Hüter sein? 
Nikolai Berdjaiew sagt, die Frage des täglichen Brotes meines Nächsten sei keine mate- 
rielle, sondern eine geistliche Frage. Das Geheimnis von Menschen, die als Geschöpfe 
und Brüder zusammenleben, für die alle Christus gestorben ist. 

Viele Leute haben noch nicht begriffen, wie schwer die Verantwortung ist, die unserer 
Generation auferlegt ist. Es ist beunruhigend, daß man in vielen Ländern auf die jüng- 
sten politischen Entwicklungen mit einer verminderten statt einer erhöhten Bereitschaft 
zur Teilnahme an Plänen für eine internationale Hilfe reagiert hat. Sogar in unseren 
eigenen Kirchen haben wir noch nicht jenes wache Verständnis für die Nöte anderer 
Völker und jene Bereitschaft für umfassende und kostspielige Maßnahmen geschaffen, 
ohne die kein wirklicher Fortschritt möglich ist. Unser Okumenischer Rat muß den Weg 
weisen. Er darf nicht zulassen, daß die Spannung zwischen reich und arm zu einer un- 
überbrückbaren Kluft wird, und muß den Kirchen helfen, für eine revolutionäre Ver- 
änderung im Denken und Handeln zu arbeiten, durch die wir sozialen und nationalen 
Egoismus überwinden und eine echte Solidarität zwischen den Völkern schaffen können. 

Die Weltkonferenz für Kirche und Gesellschaft kann und muß ein wichtiger Schritt 
auf dieses Ziel zu werden. 


4. Beziehungen zur römisch-katholischen Kirche 


Wenn ich mich jetzt den Beziehungen zwischen dem Okumenischen Rat der Kirchen und 
der römisch-katholischen Kirche zuwende, so muß ich zuerst sagen, daß ich es heute 
schwieriger finde, über dieses Thema zu sprechen als bei allen früheren Anlässen. Das 
liegt natürlich daran, daß die jüngsten Entwicklungen, besonders diejenigen, die in den 
letzten Tagen der dritten Session des Vatikanischen Konzils stattgefunden haben, ein 
Gefühl großer Unsicherheit geschaffen haben. 

Andererseits können und dürfen wir die Stärke der Bewegung für eine wahre geist- 
liche Erneuerung nicht unterschätzen, die in der römisch-katholischen Kirche am Werk 
ist und in vielen Ansprachen und einigen Beschlüssen des Konzils zum Ausdruck ge- 
kommen ist. Wir wissen aber aus Erfahrung, daß zwischen dem Wunsch nach Erneuerung 
und seiner tatsächlichen Verwirklichung im täglichen Leben der Kirche ein großer Unter- 
schied besteht. Wir müssen uns aber darüber freuen, daß es schon soviel neues Denken 
gibt und soviel Bereitschaft, sich mit den Problemen des Auftrages und der Botschaft 
der Kirche in der modernen Welt in neuer Weise auseinanderzusetzen und daß dieses 
neue Bemühen in einem so großen Umfang von einem neuen Hören auf das biblische 
. Zeugnis getragen wird. PER, 

Andererseits sehen wir, daß diese Erneuerung einer mächtigen Opposition in führen- 
den Kreisen der Kirche begegnet. Das ist besonders der Fall bei einer Reihe von Fragen 
gewesen, die für das Verhältnis zwischen den Kirchen von großer Bedeutung sind. Das 
hat bisher dazu geführt, daß das Konzil in gewisser Hinsicht zu Entscheidungen gekom- 
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men ist, die vom ökumenischen Gesichtspunkt aus konstruktiv sind, während es anderer- 
seits Entscheidungen über andere wichtige Fragen, wie z. B. die Religionsfreiheit, ver- 
tagt hat und in einigen Fällen nur die alten Positionen bestätigt hat. 

Damit entsteht die Frage: Wie sollen wir uns zu diesem Zeitpunkt verhalten, wenn 
Anlaß zu Hoffnung und Enttäuschung besteht? Mir scheint, wir sollten dabei folgende 
Erwägungen im Auge behalten: 

Zuallererst können wir nicht vergessen, daß wir in unseren eigenen Kirchen das 
Problem der Spannung zwischen den Kräften der Erneuerung und den bestehenden 
Strukturen keineswegs gelöst haben. Zweitens, genauso wie viele römische Katholiken 
und Glieder anderer Kirchen sich zusammen freuen, wenn sie in ihren Kirchen Zeichen 
echter geistlicher Erneuerung sehen und dadurch ein neues Verhältnis zueinander be- 
kommen, so ist auch die Sorge über Entwicklungen, die auf dem Wege zur Erneuerung 
Hindernisse aufrichten, eine Sorge, die viele römische Katholiken und viele Christen 
anderer Konfessionen miteinander teilen. Dadurch entsteht aber ein Gefühl dafür, daß 
man an einer gemeinsamen Sache beteiligt ist. Drittens schafft die Annahme und Promul- 
gierung des Dekretes de oecumenismo eine neue Lage. Sie bedeutet, daß die römisch- 
katholische Kirche nicht länger abseits steht. Das Dekret bringt ihren Wunsch zum Aus- 
druck, in brüderliche Beziehungen mit anderen Kirchen einzutreten. Das geschieht freilich 
auf der Grundlage eines Begriffes von Okumenismus, der in wichtiger Hinsicht von den 
Begriffen des Okumenismus, der in unserer Mitte vertreten wird, abweicht. Die Tatsache 
bleibt aber bestehen, daß die römisch-katholische Kirche in das Gespräch mit anderen 
Kirchen eintreten möchte, weil sie erkennt, daß Christus in diesen Kirchen am Werke 
ist. Das bedeutet ganz gewiß, daß die römisch-katholische Kirche und die nichtrömischen 
Kirchen eine große Verantwortung füreinander tragen. Durch die Entwicklungen in 
jüngster Zeit sind sie mehr denn je „ihres Bruders Hüter“ geworden. Ist es nicht schon 
deutlich, daß wir tatsächlich einen großen, gewissermaßen unterirdischen Einfluß auf- 
einander ausgeübt haben? Ist nicht die ökumenische Bewegung ein wichtiger Faktor in 
der neuen Entwicklung in der römisch-katholischen Kirche gewesen? Und haben wir 
nicht wichtige geistliche Anregung von den römisch-katholischen Okumenikern emp- 
fangen? Und ist es beim Blick auf die Weltsituation nicht deutlich, daß wir zusammen 
vor der Aufgabe stehen, den Auftrag der Kirche in einer zunehmend säkularen Welt neu 
zu interpretieren und das prophetische Wort zu finden, um die Menschen in ihrer Unord- 
nung an die Ordnung Gottes zu erinnern? Eine lediglich höfliche und passive Koexi- 
stenz genügt nicht, wir müssen die Verantwortung füreinander übernehmen und darum 
ein intensives Gespräch miteinander aufnehmen. Muß man wirklich noch sagen, daß 
solch ein Gespräch nicht bedeutet, daß feste Überzeugungen zum Stillschweigen gebracht 
oder abgeschwächt werden? Insofern dieser Dialog es mit den besonderen Problemen der 
Lehre zu tun hat, wird er natürlich zwischen der römisch-katholischen Kirche und ande- 
ren Kirchen stattfinden. Vom Gesichtspunkt des Okumenischen Rates aus ist es nur 
normal und notwendig, daß solche Gespräche dann, wenn die Kirchen dazu bereit sind, 
stattfinden. Insofern der Dialog mit Fragen zu tun hat, in denen der Okumenische Rat 
selber zuständig ist, kann der Dialog zwischen der römisch-katholischen Kirche und dem 
Okumenischen Rat der Kirchen stattfinden. Es ist unsere Aufgabe, eine klare Unter- 
scheidung zwischen diesen beiden Typen des Dialogs auszuarbeiten. 


5. Die Bedeutung regionaler ökumenischer Entwicklungen 


Ein Wort müßte noch über die regionalen ökumenischen Entwicklungen gesagt werden. 
Während der letzten Jahre hat der Prozeß der Zusammenführung der Kirchen auf regio- 
naler Ebene große Fortschritte gemacht. Bemerkenswert ist, daß eine solche Entwicklung 


sich jetzt auch in Lateinamerika anbahnt und daß damit praktisch in allen Kontinenten 
regionale Organe bestehen. 
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Die Bedeutung dieser regionalen Organisationen für das Leben der ökumenischen Be- 
wegung ist nicht immer verstanden worden. Darum ist kürzlich die Vermutung geäußert 
worden, ihr Wachstum sei ein Zeichen der Auflösung der ökumenischen Bewegung. Solch 
eine Ansicht verrät eine große Unkenntnis der auf diesem Gebiet wirksamen Motive 
und Faktoren. Indem der Okumenische Rat das Wachstum regionaler Körperschaften zu 
fördern sucht, schaufelt er sich nicht sein eigenes Grab. Im Gegenteil, die Okumene be- 
ginnt zu Hause, in dem oikos der Kirchen. Heute, da die Kontinente in einer Weise, 
wie das früher nicht der Fall war, zu Realitäten werden, und da sie besondere gemein- 
same Probleme haben, die sich von denjenigen anderer Kontinente unterscheiden, werden 
kontinentale Räte von Kirchen zu einem wichtigen Glied in der gesamten ökumenischen 
Kette. Ihre erste Aufgabe besteht darin, den christlichen Kirchen in ihrem eigenen Gebiet 
und Kontinent zu dienen. Sie helfen den Kirchen, Probleme zu lösen, die auf regionaler 
Ebene gelöst werden müssen. Sie können die Sprecher der Kirchen bei den verschiedenen 
regionalen politischen Organisationen sein. Als Beispiel wäre hierbei an die sehr wich- 
tige Rolle zu denken, die die Gesamtafrikanische Kirchenkonferenz in bezug auf die 
Planung neuer Strukturen für die Erziehung in Afrika zu spielen hat. 

Sie können aber auch dem Okumenischen Rat einen sehr großen Dienst leisten. Sie 
vermitteln ihm die Stimme ihres Kontinents. Man denkt dabei an die große Bedeutung 
der von der Ostasiatischen Christlichen Konferenz ausgearbeiteten Pläne für die Tagung 
über „Das Bekenntnis des christlichen Glaubens im heutigen Asien“. Sie machen den 
Okumenischen Rat auf die besonderen Nöte ihres Gebietes aufmerksam und können als 

/erbindungskanäle des Okumenischen Rates dienen. Das große „ökumenische Nothilfe- 
programm für Afrika“ ist in Beratung zwischen dem Okumenischen Rat der Kirchen 
und der Gesamtafrikanischen Kirchenkonferenz ausgearbeitet worden, und sein Erfolg 
wird zu einem großen Umfange von einer engen Zusammenarbeit zwischen den beiden 
abhängen. 

Was den Ökumenischen Rat der Kirchen betrifft, so wünscht man von seiner Seite 
aus nicht, in irgendeiner Weise die Autonomie der regionalen Organe zu beeinträchtigen. 
Auch ist dem Okumenischen Rat von seiner Struktur und Verfassung her solch eine Ein- 
mischung untersagt. Wir haben aber den Wunsch, Beziehungen der Zusammenarbeit mit 
allen regionalen Organen zu schaffen, die mit uns zusammenarbeiten wollen. 


Seinen letzten Bericht gab Generalsekretär Dr. Visser ’t Hooft dem Zentralaus- 


schuß in Genf: 


BERICHT DES GENERALSEKRETÄRS 
1. Dreimal Genf 


Genf besitzt in der ökumenischen Bewegung den Ruf - und zwar nicht immer nur den 
günstigen Ruf —, der Ort zu sein, an dem die Professionellen der Bewegung ihr geschäfti- 
ges Treiben entfalten. Der Zentralausschuß tagt zum erstenmal in Genf. Das ist Anlaß, 
sich in Erinnerung zu rufen, daß Genf schon im Jahre 1920, also lange bevor irgendein 
Hauptquartier der drei Gründerorganisationen des Okumenischen Rates sich hier nieder- 
ließ, bereits als Startplatz dieser Organisationen gedient hat. Innerhalb eines Monats 
fanden 1920 drei voneinander unabhängige Tagungen statt. Der Fortsetzungsausschuß 
der Weltmissionskonferenz Edinburgh tagte im Chäteau de Crans, nicht weit entfernt 
von Bossey. Hier wurde unter der Leitung von Dr. Mott und Dr. Oldham beschlossen, 
- eine ständige Organisation zu schaffen — der spätere Internationale Missionsrat. Wenige 
Tage darauf fand im Hotel Beau S£jour eine Vorbereitungstagung statt, die über die 
Einberufung einer Weltkonferenz für Praktisches Christentum beriet. Söderblom war 
der dynamische Führer, der die Konferenz nach Uppsala einlud. Man schuf ein Vorbe- 
reitungskomitee. Das war das Startzeichen für die Bewegung für „Praktisches Christen- 
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tum“. In den darauffolgenden Tagen fand ein Vorbereitungstreffen für eine Weltkonfe- 
renz für Glauben und Kirchenverfassung in Athene statt. Die treibenden Führungskräfte 
waren Bischof Brent und Robert Gardiner. Man beschloß einen Plan für eine ständige 
Organisation und setzte einen repräsentativen Ausschuß zur Vorbereitung der Weltkon- 
ferenz ein. So wurde Glauben und Kirchenverfassung zu einer zwischenkirchlichen, 
internationalen Bewegung. 

Drei ökumenische Organisationen nahmen so am gleichen Ort und zur gleichen Zeit 
ihren Anfang. Wenige führende Persönlichkeiten nahmen an zwei der drei Tagungen 
teil, aber niemand nahm an allen drei Konferenzen teil. Jede Bewegung hatte ihr eigenes 
Ethos, ihr eigenes Sendungsbewußtsein und ihre starke Führerpersönlichkeit. Daß diese 
verschiedenen Unternehmungen miteinander verschmelzen könnten, schien damals sehr 
unwahrscheinlich zu sein. Aber schon wurden einige Stimmen laut, die von einer Zukunft 
sprachen, in der die Trennung überwunden sein würde. Dr. Oldham erklärte auf der 
Missionskonferenz: „Die internationale Missionsorganisation wird wahrscheinlich in 
nicht allzu langer Zeit einer Sache Platz machen müssen, die die Anfänge einer Weltliga 
der Kirchen darstellen könnte.“ Bei der Tagung der Bewegung für „Praktisches Christen- 
tum“ hielt Erzbischof Söderblom beim Empfang des Erzbischofs Germanos und anderer 
orthodoxer Vertreter die Enzyklika Konstantinopels in Händen, die im gleichen Jahr 
ausgesandt worden war, den Vorschlag zur Bildung einer Koinonia der Kirchen enthielt, 
und bei deren Abfassung Germanos selber eine entscheidende Rolle gespielt hatte. Erz- 
bischof Söderblom verglich diesen Plan mit seinem eigenen Vorschlag zur Bildung „eines 
Okumenischen Rates, der die Christenheit in geistlicher Weise vertritt“. Bei der Tagung 
für Glauben und Kirchenverfassung machte Professor Alivisatos (das einzige Mitglied 
unseres Ausschusses, dessen ökumenische Tätigkeit bis in das Jahr 1920 zurückreicht) 
ebenfalls auf den Vorschlag des Okumenischen Patriarchates aufmerksam. 

Es dauerte aber noch eine lange Zeit, bis die Bewegungen und die Kirchen zur Errich- 
tung eines von den Kirchen geschaffenen und von ihnen abhängigen integrierten Rates 
bereit waren. Als der Plan schließlich angenommen wurde, brachte der Zweite Weltkrieg 
zwangsläufig einen Aufschub in der Verwirklichung dieses Planes. 

Nach dem Kriege mußte ein neuer Anfang gemacht werden. Man hatte miteinander 
in sehr lebendiger und echter Weise Kontakt gehalten, aber niemand wußte, welche 
Gestalt die ökumenische Bewegung nach der Beendigung der Feindseligkeiten annehmen 
sollte. Der Vorläufige Ausschuß wurde im Januar 1946 nach Genf einberufen. Wir 
kamen damals, ebenso wie heute, in einem neuen Gebäude zusammen. Das war damals 
in der Route de Malagnou, und wir waren sehr stolz auf diese Unterkunft, wenngleich 
es der Tagung selber sehr an Raum fehlte. Wie froh aber waren wir, endlich wieder zu- 
sammen zu sein! Diese Freude beruhte nicht zuletzt auf der Stuttgarter Erklärung von 
1945, durch die wir stärker als je zuvor miteinander verbunden waren. Dr. Boegner 
sagte damals in seiner Schlußansprache: „Die Tatsache, daß wir bekennen konnten, daß 
unsere ökumenische Gemeinschaft aufrechterhalten und durch all die Leiden der ver- 
gangenen Jahre sogar gestärkt worden ist, wird ganz gewiß mit uns gehen als eine jener 
unaussprechlichen, uns von Gott geschenkten Freuden.“ Es war eine außerordentlich 
schöpferische Tagung. Bemerkenswert für die Konferenz war auch die Teilnahme unserer 
chinesischen Brüder, deren Abwesenheit bei unseren Tagungen in den letzten Jahren wir 
so sehr bedauert hatten. Die Konferenz genehmigte die Errichtung des Referats für 
Wiederaufbau, des Jugendreferates, der KKIA und des Ökumenischen Instituts. Für 
die erste Vollversammlung bestimmte man das Jahr 1948. So wurde Genf wieder einmal 
zu einem Ausgangspunkt für die Reise in den ökumenischen Weltraum. 

Dieser Rückblick auf zwei entscheidend wichtige Treffen in Genf ist nicht nur von 
historischem Interesse, sondern gleichzeitig werden wir auch daran erinnert, daß es zum 
Wesen der ökumenischen Bewegung gehört, neue Anfänge zu machen und zu neuen küh- 
nen Märschen aufzubrechen. Heute wird ein solcher Neuanfang aus anderen Gründen 
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als im Jahre 1946 von uns gefordert. Wir haben das Ende eines Zeitabschnittes und 
den Anfang eines neuen Abschnittes erreicht, weil jetzt praktisch alle großen Konfes- 
sionsfamilien grundsätzlich akzeptiert haben, daß sie eine ökumenische Aufgabe zu 
erfüllen haben, und weil die Kirchen in allen Teilen der Welt an dieser Aufgabe teil- 
nehmen. Das bedeutet gewiß, daß unser Hauptanliegen von nun an darin bestehen muß, 
die ökumenische Bewegung zu vertiefen anstatt auszuweiten. Die Hauptaufgabe besteht 
jetzt in der Konzentration und nicht in der Expansion. Wir haben einen langen Weg 
zurückgelegt, um die Kirchen in ein Verhältnis der Zusammenarbeit, der Solidarität 
und des Dialogs miteinander zu bringen. Wenn unser Zusammensein nicht bedeuten soll, 
daß wir auf der Stelle treten, sondern, daß wir „zusammenwachsen“, dann werden wir 
unsere Beziehungen intensivieren, Hindernisse für eine volle Gemeinschaft beseitigen 
und konkrete Entscheidungen in der Frage der Einheit treffen müssen. Darum haben 
wir diesesmal als Hauptthema gewählt: „Der ökumenische Weg und die spezifische 
Rolle des Okumenischen Rates der Kirchen.“ Wir möchten über die neuen Aufgaben, 
wie sie sich aus der neuen ökumenischen Situation ergeben, nachdenken und hoffen, daß 
Genf wiederum zu einem Startpunkt für einen neuen Aufbruch zu neuen Ufern wird. 


2. Gemäß der Heiligen Schrifl 


Ich möchte die Aufmerksamkeit noch auf eine andere Lektion lenken, die wir in der 
ökumenischen Bewegung gelernt haben, nämlich auf die Tatsache, daß ihre Stärke von 
dem Platz abhängt, den sie der Heiligen Schrift in ihrem Leben gibt. Schon im Jahre 
1926 sagte Adolf Deissmann bei der Konferenz für Praktisches Christentum in Bern: 
„Das Geheimnis der Kraft der ökumenischen Bewegung besteht in ihrer starken Ver- 
wurzelung in der Heiligen Schrift.“ Diese Wahrheit hat sich in den folgenden Jahrzehn- 
ten bestätigt. Das Zusammenrücken der Kirchen in den dreißiger und vierziger Jahren, 
ebenso wie die Entdeckung so vieler Gemeinsamkeiten in Oxford, Edinburgh und 
Amsterdam hätte nicht geschehen können, wenn sich nicht eine Renaissance der 
biblischen Theologie an so vielen Orten in jenen Jahren vollzogen hätte, und wenn diese 
Theologie nicht einen erstaunlichen Konsensus über viele wesentliche Punkte gebracht 
hätte. Man stellte mit bemerkenswerter Einmütigkeit fest, daß die Bibel - wenngleich 
eine Sammlung von Schriften großer Verschiedenheit, wie die historisch-kritische Schrift- 
forschung gezeigt hatte - dennoch gleichzeitig charakterisiert ist durch eine starke Ein- 
heit in ihrer Bezeugung des rettenden Handelns Gottes in der Geschichte, das seinen 
Mittelpunkt und sein Ziel in Jesus Christus hat. 

Dieselbe grundlegende Überzeugung hat dem Dialog zwischen römisch-katholischen 
und anderen Theologen seine Substanz verliehen. Die geheime Kraft, die uns zusammen- 
geführt hat, war das biblische Kerygma, das wir auf beiden Seiten wieder in neuer Weise 
vernommen haben. 

Es ist interessant festzustellen, daß die Jugendbewegungen als erste daraus die logische 
Konsequenz zogen, daß die gemeinsame Bibelarbeit ihren festen Platz in ökumenischen 
Tagungen haben sollte. Ein besonders denkwürdiges Beispiel dafür ist die Christliche 
Weltjugendkonferenz 1939. Und wir haben in vielen folgenden Konferenzen erlebt, daß 
die Bibel das zuverlässige Band zwischen uns ist und bleibt und die Kraft, die uns 
nötigt, zu einer tieferen Einheit untereinander vorzudringen. Als wir darum in Neu- 
Delhi der Basis die Worte „gemäß der Heiligen Schrift“ zufügten, vollzogen wir 
nicht nur eine fromme Geste, sondern erkannten dankbar an, was wir der Bibel in 
unserem gemeinsamen Leben verdanken. 

Ich glaube, wir haben allen Grund, diese Erfahrung nicht zu vergessen; denn wir 
befinden uns jetzt in einer Zeit, in der man radikal in Frage stellt, was einst bleibende 
Resultate biblischer Forschung zu sein schienen. Ebenso bestehen tiefe Meinungsverschie- 
denheiten zwischen den Fachleuten der biblischen Wissenschaften, sehr oft sogar zwischen 
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Forschern, die derselben Konfession angehören. Und wieder ist eine der großen Streit- 
fragen, ob in der biblischen Botschaft irgendeine wirklich wesentliche Einheit vorhanden 
ist. Daß jede Generation neue Fragen aufwirft und auch ihren eigenen Konsensus er- 
arbeiten muß, ist ganz natürlich. Wenn wir aber feststellen, daß eine unserer zentralsten 
gemeinsamen Überzeugungen in Frage gestellt wird, können wir nicht gleichgültig blei- 
ben. Wir müssen klar zum Ausdruck bringen, ob wir auf dieser Überzeugung beharren. 
Können die Worte „gemäß der Heiligen Schrift“ etwas anderes bedeuten als „gemäß 
der als ein zusammenhängendes Ganzes und mit einer gemeinsamen Stimme sprechenden 
Heiligen Schrift“? Viel steht auf dem Spiel. Die Einheit der Bibel zu leugnen heißt die 
Notwendigkeit der Einheit der Kirche leugnen. Eine als Sammlung verschiedener Chri- 
stologien und Ekklesiologien interpretierte Bibel kann kaum die Grundlage unseres 
Rufes zur Einheit sein. Unsere Bewegung kann nur eine dynamische Bewegung zur grö- 
ßeren Einheit sein, wenn wir zusammen auf die eine Stimme hören, die uns unsere 
Marschbefehle gibt. Glücklicherweise hat das Wort Gottes seine eigene Art, durch 
menschliche Mißverständnisse hindurchzubrechen, oder - um es mit den Worten aus der 
Stellungnahme der ökumenischen Konferenz über die Auslegung der Bibel aus dem Jahre 
1959 zu sagen: „Die Bibel selber führt uns zu dem lebendigen Wort Gottes zurück.“ 


3. Das Wächteramt 


Wir gedenken in diesen Tagen besonders des einzigartigen Beitrages, den Erzbischof 
Söderblom bei der Schaffung der ökumenischen Bewegung geleistet hat. Er fand es 
unerträglich, daß die Kirchen in einer Zeit, in der die ganze Welt durch eine katastro- 
phale Krise hindurchging und unaussprechliches Leid über Millionen von Menschen kam, 
nicht in der Lage waren, ein gemeinsames Zeugnis abzulegen und der Welt dadurch zu 
helfen, einen besseren Weg als den der Selbstzerstörung zu finden. Er beschwor die 
Kirchen, mit einer Stimme zur Öffentlichkeit zu sprechen, damit die Forderungen 
des christlihen Gewissens klar ausgesprochen werden könnten. Wenn die Kirchen - 
so sagte er — eine Gemeinschaft bilden und gemeinsam im Namen ihres gemeinsamen 
Herrn zur Welt sprechen würden, dann würde es wieder deutlich werden, daß das Evan- 
gelium Salz und Feuer und Licht ist. 

Als die Kirchen auf diesen Auftrag zu antworten begannen, entdeckten sie, daß sie 
zuerst gemeinsame theologische und ethische Positionen ausarbeiten mußten. Darum 
konnte Stockholm 1925 nicht viel über Grundsatzerklärungen herausgehen. Oxford 1937 
tat einen weiteren Schritt in Richtung auf konkrete Erklärungen. Zu dieser Zeit hatte 
man aber bereits eine große Zahl christlicher Laien für eine Bewegung gewonnen. Diese 
trug in großem Umfange dazu bei, sicherzustellen, daß die Aussagen der Konferenz in 
rechter Weise auf die Wirklichkeiten des politischen und sozialen Lebens bezogen waren. 

Aber erst nach dem Zweiten Weltkrieg wurde es durch die Errichtung der KKIA und 
die Arbeit des Referates für Kirche und Gesellschaft möglich, internationale und soziale 
Entwicklungen kontinuierlich und mit der nötigen Sachkenntnis zu verfolgen. In der 
Zwischenzeit waren viele Kirchen ebenfalls zu dem Schluß gekommen, daß die Kirche 
sich nicht nur in allgemeinen Wendungen über Frieden und Gerechtigkeit ergehen darf, 
sondern daß die Kirchen die Pflicht haben, in kritischen Situationen von ernsten ethi- 
schen Konsequenzen sehr deutlich zur Sache zu sprechen und Anweisungen über die 
Richtung zu geben, die die Nation oder die Nationen einschlagen sollten. Es ist ganz 
erstaunlich zu sehen, wie das Wort der Kirchen in vielen Ländern zu einem wichtigen 
Faktor in der öffentlichen Meinungsbildung und bei nationalen Entscheidungen über 
nationale oder internationale Fragen geworden ist. Einige hervorragende Beispiele sind 
die heißumstrittene Denkschrift der EKD über „Die Lage. der Vertriebenen und das 
Verhältnis des deutschen Volkes zu seinen östlichen Nachbarn“, die Stellungnahmen der 
Kirchen in Rhodesien und der britischen Kirchen über die einseitige Unabhängigkeits- 
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erklärung Rhodesiens, die Entschließungen der amerikanischen Kirchen über Vietnam 
und der Bericht der Niederländischen Reformierten Kirche zur Frage der Atomwaffen. 

Der Stab des Okumenischen Rates hat auch sehr spezifische Stellungnahmen entweder 
indirekt durch die KKIA oder direkt durch seinen Zentral- und Exekutivausschuß ab- 
gegeben. Ebenso wird sich gewiß die Weltkonferenz für Kirche und Gesellschaft bemü- 
hen, zu konkreten Beschlüssen zu den großen sozialen und internationalen Fragen unserer 
Zeit zu gelangen. 

Ich glaube, daß wir sehr gute Gründe dafür haben, diese Linie weiterzuverfolgen. 
Auf die Rede, die Kirchen sollten sich nur um geistliche Dinge kümmern, kann man 
bestimmt nur antworten, daß das Eintreten für die Opfer der Ungerechtigkeit und der 
Auseinandersetzungen eine eminent geistliche Angelegenheit ist. Auf das Argument, die 
Kirche solle nur allgemeine Grundsätze feststellen, müssen wir antworten, daß wir kein 
Recht haben, Staatsmännern und anderen Führern, die den vielschichtigen Problemen 
der Politik gegenüberstehen und so oft zwischen verschiedenen Möglichkeiten zu wählen 
haben, von denen jede ernste Konsequenzen haben kann, nur Ratschläge für ein Voll- 
kommenheitsideal zu geben. Wenn man uns sagt, die Kirche verfüge über keine Sach- 
kenntnis auf diesem Gebiete, so müssen wir dadurch antworten, daß wir das Denken 
und die Energie unserer fähigsten Laienchristen mobilisieren, die über die betreffenden 
Probleme Bescheid wissen. Ich bin aber auch der Meinung, daß wir bisher noch keine 
ausreichend klare Theologie und Methodologie in der Frage unseres Zeugnisses auf die- 
sen Gebieten ausgearbeitet haben. Wir müssen noch mehr über die grundsätzlichen Fra- 
gen zur Präsenz der Kirche in der Welt nachdenken. Wir brauchen noch deutlichere 
Kriterien für die Wahl der Fragen, zu denen wir sprechen sollten. Wir müssen klar- 
machen, in wessen Namen jede Stellungnahme abgegeben wird. Die bevorstehende Welt- 
konferenz für Kirche und Gesellschaft und die Konsultation, in der wir die zukünftige 
Arbeit der KKIA diskutieren wollen, sind Gelegenheiten, um zu einer klaren Definition 
zu gelangen. An dieser Stelle brauchen wir die Hilfe von Theologen, Kirchenführern und 
christlichen Laien der verschiedenen Berufe. Die Aufgabe besteht darin, festzustellen, 
was zu dem Wächteramt der Kirche gehört, d.h. zu dem Amt des Wächters, der das 
Volk im Namen des Herrn warnt. 


4. Nach dem Zweiten Vatikanischen Konzil 


Wir werden in dieser Tagung unseres Zentralausschusses die Bedeutung des Zweiten 
Vatikanischen Konzils für unseren eigenen Auftrag sorgfältig erörtern. Unsere beiden 
ständigen Beobachter, die ihre schwierige Aufgabe mit außergewöhnlicher Fähigkeit und 
mit einem tiefen Verantwortungsgefühl für die ganze ökumenische Sache durchgeführt 
haben, werden ihre Schlußberichte vorlegen. Ich will mich deshalb auf die folgenden 
allgemeinen Bemerkungen beschränken. 

Unmittelbar vor Beginn des Konzils sagten wir: Nostra res agitur. Heute können wir 
diesen Satz in einem tieferen Sinne wiederholen. Wir haben das Geschehen im Petersdom 
nicht als bloße Zuschauer verfolgt, sondern als wirklich Beteiligte, die ein entscheidendes 
Ereignis in der Kirchengeschichte miterleben. Wir waren innerlich beteiligt, weil die 
Existenz unserer Bewegung einer der Gründe für die Abhaltung des Vatikanischen Kon- 
zils war. Wir waren innerlich beteiligt, weil wir alle mit der Aufgabe der Erneuerung 
in unseren Kirchen ringen, und weil wir soviel von der Selbstprüfung und Verjüngung 
lernen können, die das Vatikanische Konzil begonnen hat. Wir waren schließlich auch 
innerlich beteiligt dadurch, daß wir konziliaren Entscheidungen dankbar zugestimmt 
haben, und auch dadurch, daß wir in anderen Fragen enttäuscht und anderer Meinung 
gewesen sind. 

Daß es in anderen Kirchen unterschiedliche Reaktionen auf ein Konzil gegeben hat, 
das sich mit so vielen brennenden Fragen befaßt hat, ist ganz unvermeidlich. Mir scheint 
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aber, daß wir uns alle über die wirkliche Aufgeschlossenheit freuen müssen, die dieses 
Konzil für die Existenz der größeren christlichen Familie gezeigt hat, und zwar nicht 
nur durch die neue Sprache, die in dem Dekret über den Okumenismus gesprochen wird, 
sondern auch in einer Reihe anderer Entscheidungen und in dem wirklich brüderlichen 
Empfang, der den Beobachtern aus anderen Kirchen zuteil wurde. 

Das heißt, daß wir uns jetzt in einer Situation befinden, in der alle Kirchen die 
schlichte Wahrheit anerkennen, die jahrhundertelang vernachlässigt worden ist, daß 
nämlich alle christlichen Kirchen eine gemeinsame Verantwortung für die ganze christ- 
liche Sache tragen. Man wird Zeit brauchen, um die Konsequenzen dieser Wiederent- 
deckung auszuarbeiten. 

In unseren traditionellen Einstellungen, in unseren Strukturen und in unseren Kir- 
chenlehren gibt es so vieles, was uns zurückhält. Daher leben wir im Augenblick in einer 
Periode mit widersprüchlichen Aspekten. Die De-facto-Entwicklungen sind den De-jure- 
Definitionen vorausgeeilt. Einerseits ist keine der grundlegenden Lehrfragen, in denen 
wir getrennt sind, gelöst worden. Auf dem Gebiet der rechten Ordnung der Kirche ist 
die Situation nach dem Zweiten Vatikanischen Konzil nicht wesentlich verschieden von 
der des Ersten Vatikanischen Konzils. Andererseits haben wir gute brüderliche Bezie- 
hungen, wie sie an vielen Orten in den großen Veranstaltungen während der letzten 
Gebetswoche für die christliche Einheit ihren Ausdruck gefunden haben. Gleichzeitig sind 
unvermutete Möglichkeiten der Konsultation und der Zusammenarbeit aufgetaucht. Auf 
den meisten Gebieten, auf denen der Okumenische Rat tätig ist, finden wir jetzt Mög- 
lichkeiten für einen fruchtbaren brüderlichen Meinungs- und Erfahrungsaustausch. Wir 
haben viel mehr gemeinsame Positionen zu behaupten und zu verteidigen als wir je für 
möglich hielten. Eine vergleichende Untersuchung von Stellungnahmen des Ökumenischen 
Rates der Kirchen mit Stellungnahmen des Vatikanischen Konzils würde eine bemer- 
kenswerte Anzahl von Analogien und Übereinstimmungen enthüllen. Das gilt ganz 
besonders im Bereich des Zeugnisses der Kirche im Leben der Welt. Wir brauchen nur 
an solche Themen zu denken wie Religionsfreiheit, die christliche Haltung gegenüber 
dem jüdischen Volk, Abrüstung, Rassenproblem und die Spaltung der Welt in reiche 
und arme Nationen. 

In einer solchen Situation ist es für den Okumenischen Rat der Kirchen und die rö- 
misch-katholische Kirche notwendig geworden, gemeinsam zu erörtern, wie die neuen 
Entwicklungen so gelenkt werden können, daß sie zum Besten der gesamten ökumeni- 
schen Sache dienen. Aus diesem Grunde wurde vor einem Jahr die Arbeitsgruppe zwi- 
schen dem Ökumenischen Rat der Kirchen und der römisch-katholischen Kirche eingerich- 
tet. Sie wird dieser Tagung des Zentralausschusses ihren Bericht vorlegen. Sache des 
Zentralausschusses wird es dann sein zu sagen, ob er die von der Gruppe ausgearbeiteten 
Empfehlungen billigt und den leitenden Behörden der römisch-katholischen Kirche vor- 
schlagen möchte, daß die Gruppe ihre Arbeit fortsetzt. 

Diejenigen von uns, die an dieser Arbeit beteiligt waren, sind sich sehr wohl darüber 
im klaren, daß unsere Arbeit nicht darin besteht, eine Position auszuarbeiten, die über 
diejenigen Positionen hinausgeht, die vom Okumenischen Rat der Kirchen und der rö- 
misch-katholischen Kirche bereits ausgearbeitet worden sind, sondern herauszufinden, 
was wir im Lichte der erklärten Richtlinien zusammen tun können. Das leitende Prinzip 
bei der Ausarbeitung dieser und aller anderen Beziehungen muß sein, daß der Okume- 
nismus unteilbar ist. Das heißt, daß wir beständig uns das Anliegen und Überzeugungen 
aller Teile unserer Mitgliederschaft bewußt sein müssen und auch der Anliegen aller 
Christen, die außerhalb unserer Gemeinschaft stehen. Es bedeutet, daß wir die Aufgabe 
des Ökumenischen Rates der Kirchen als einen Teil der weiteren Aufgabe ansehen müs- 
sen, an der alle Kirchen teilhaben und in der diese ihre eigene Initiative ergreifen 
müssen. Es heißt schließlich auch, daß das, was irgendwo geschieht, um die Sache der 
christlichen Einheit zu fördern, eine Gabe für alle Kirchen ist. 
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Zusammenfassung 


Am Ende des Berichtes, den ich im Jahr 1946 auf der Tagung des Vorläufigen Ausschus- 
ses des Ökumenischen Rates der Kirchen in Genf vorlegte, sagte ich, wir seien versucht, 
die Zukunft des Ökumenischen Rates der Kirchen als ein großes Fragezeichen zu sehen 
und zu fragen, ob der Rat nach zwanzig Jahren noch bestehen würde. Ich fügte aber 
auch hinzu, eine solche Frage bedeute, die Sünde zu begehen, das Leben der Kirche so 
anzusehen, als gäbe es keinen Heiligen Geist. Zwanzig Jahre sind seitdem verstrichen. 
Mit aller Demut und Dankbarkeit können wir sagen, daß der Rat nicht nur besteht, 
sondern für das zu Pfingsten offenbar gewordene göttliche Wirken benutzt worden ist 
und immer noch benutzt wird. So dürfen wir hoffen, daß, solange der Rat gebraucht 
wird, er auch weiterhin ein Werkzeug sein wird, durch das der Heilige Geist die ver- 
streuten Kinder Gottes für ihre gemeinsame Sendung in die Welt sammelt. 


Nachstehend sei auch gleich der erste Bericht des neuen Generalsekretärs Dr. 
Eugene C. Blake angeschlossen, den er dem Zentralausschuß in Heraklion er- 
stattete: 


BERICHT DES GENERALSEKRETÄRS 


Als der Zentralausschuß das letzte Mal als Gast des Okumenischen Patriarchen auf 
Rhodos im Jahre 1959 zusammenkam, sagte der Generalsekretär gegen Ende seines 
Berichtes an die Versammlung: 

„Die ökumenische Bewegung leidet in gewisser Weise unter ihrem Erfolg, insofern 
nämlich, als viele sie trotz ihrer Jugend in ihrer gegenwärtigen Form als selbstverständ- 
lich hinnehmen und sich nicht klarmachen, daß eine ökumenische Bewegung, die ledig- 
lich ein zusätzlicher Teil der kirchlichen Struktur geworden ist, aber nicht zu neuen 
Taten des Gehorsams im Bereich der Einheit führt, eine Bewegung ist, die ihr eigentliches 
Ziel verfehlt hat.“ 

Diese Worte waren für unseren Rat vor acht Jahren bedeutsam, und sie sind für uns 
heute nicht weniger beachtenswert. 

Der „Erfolg“ der ökumenischen Bewegung war in diesen Jahren viel größer als irgend 
jemand damals zu prophezeien gewagt hätte, und die Gefahr, daß sie „lediglich ein 
zusätzlicher Teil der kirchlichen Struktur“ wird, ist deshalb größer geworden. Ich habe 
deshalb beschlossen, in diesem meinem ersten Bericht an den Zentralausschuß ganz all- 
gemein „die ökumenische Bewegung und den Ort des Okumenischen Rates der Kirchen 
in ihrem Dienst“ zu behandeln. 

Die ökumenische Bewegung ist besser bekannt und findet mehr Zustimmung als je 
zuvor. Der offizielle Eintritt der römisch-katholischen Kirche in die ökumenische Bewe- 
gung als Ergebnis des Zweiten Vatikanischen Konzils hat nicht nur bewirkt, daß die 
Bewegung im Denken der Öffentlichkeit viel besser bekannt wurde, sondern daß auch 
wesentlich höhere Erwartungen von der Welt an sie gerichtet wurden. Diese neue Kennt- 
nis und Erwartung hat jedoch oft die Form der ziemlich romantischen Hoffnung ange- 
nommen, daß nach Jahrhunderten der Trennung die Kirchen plötzlich fähig sein würden, 
zusammenzukommen und durch eine Erneuerung ihres Lebens schnell zu einer gemein- 
samen Mission und zur Einheit zu gelangen. Aber die Reaktion der konservativen Kräfte 
in der römisch-katholischen Kirche und die gleichzeitige konservative Reaktion in prote- 
stantischen, anglikanischen und orthodoxen Kirchen hat neuerdings bei einigen Okume- 
nikern, besonders den jüngeren, ernste Zweifel hervorgerufen, ob sich die Strukturen 
der Kirche überhaupt an einen ökumenischen Aufbruch anpassen könnten, und darüber 
hinaus, ob die Struktur des Okumenischen Rates der Kirchen selbst dienlich sei, die 
ökumenische Bewegung weiterhin anzuführen oder auch nur damit Schritt zu halten. 

Außerdem gründete sich die Popularität der ökumenischen Bewegung in vielen säku- 
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laren Geistern auf ein erhebliches Mißverständnis des Ursprungs und Charakters der 
Bewegung. Die wachsende Anerkennung des Pluralismus als der säkularen Basis einer 
einzigen Weltgemeinschaft in Freiheit, Gerechtigkeit und Frieden hat es für viele mo- 
derne Menschen einschließlich mancher Christen sehr schwierig gemacht, in der ökume- 
nischen Bewegung etwas anderes oder mehr zu sehen als ein Wachsen von Toleranz, 
Liberalismus und Diesseitigkeit. Die Tatsache, daß die ökumenische Bewegung auf einen 
christozentrischen Glauben gegründet ist, der sich selbst wieder auf die Schrift und die 
alten supranaturalen Traditionen der Kirchen stützt, macht es erforderlich, daß wir - 
wenn unsere neue Popularität nicht in schmerzlicher Enttäuschung oder in tragischem 
Unglück enden soll - uns einigen fundamentalen Fragen stellen. 

Ich schlage vor, daß wir die folgenden Fragen an uns richten: 

1. Ist Transzendenz sowohl in bezug auf Gott als auch in bezug auf Kulturen, Rassen, 
Klassen oder nationale Interessen eine nützliche Kategorie für unser Denken und Han- 
deln in einer zunehmend pragmatischen, empirischen und säkularen Zeit? 

2. Kann der Okumenische Rat der Kirchen weiter dynamisch und glaubwürdig der 
ökumenischen Bewegung dienen, wenn die Bewegung eine kirchliche Revolution zu er- 
fordern scheint, während der Rat als Institution von stetigem Verständnis und gleich- 
bleibender Unterstützung seitens der Kirchen abhängig ist? Lassen Sie mich diese beiden 
Fragen untersuchen. 


1: 


A. Ich möchte Sie daran erinnern, daß wir in einer Zeit leben, in der der Transzendenz- 
begriff für die meisten Intellektuellen in Metaphysik, Wissenschaft und sogar Theologie 
unbrauchbar geworden zu sein scheint. Der rote Faden, der durch unser Jahrhundert 
läuft und der dem Existentialismus, dem logischen Positivismus mit seiner semantischen 
Kampfansage an alte Denk- und Ausdrucksformen, dem Materialismus und dem wissen- 
schaftlichen Experimentalismus zur Popularität verholfen hat, ist die Idee, daß nichts 
objektiv transzendent ist. Das Denken außerhalb und oft sogar innerhalb der Kirche 
verabscheut jeden Gedanken an eine Transzendenz, weil er vielen modernen Menschen 
als der letzte und altertümliche Überrest von primitivem Aberglauben erscheint. 

Gott ist für das durchschnittliche Denken von heute eigentlich ein Unsinn. Man hält 
ihn entweder für eine untergeordnete Funktion der menschlichen Existenz ohne selb- 
ständige Realität, für einen leeren Begriff also, oder für eine experimentiell nicht nach- 
weisbare Hypothese. Es ist deshalb nicht schwer zu verstehen, warum die „Theologie des 
Todes Gottes“ so viel Aufmerksamkeit gefunden hat, selbst wenn ihre Führer noch nicht 
in der Lage gewesen sind, klar zum Ausdruck zu bringen, wie sie den Glauben lebendig 
erhalten wollen, wenn sein persönlicher und transzendenter Gegenstand verschwunden 
ist. 

Es scheint mir, daß diese weitverbreitete moderne Übereinstimmung, es gäbe keinen 
transzendenten Gott, die ökumenische Bewegung am stärksten bedroht. Denn die Bewe- 
gung, wie wir sie verstanden haben, ist immer christozentrisch und seit Neu-Delhi aus- 
drücklich trinitarisch fundiert gewesen. Die Lehre vom Gott-Menschen, von Jesus Chri- 
stus als der Offenbarung des transzendenten Gottes, kann aber nicht mehr ernstgenom- 
men werden, wenn die Hälfte dieser Offenbarung weder objektive Realität noch Sinn 
hat. 

Obwohl ich sicher bin, daß die Einstellung und das Verhalten der ökumenischen 
Bewegung zu den Anhängern „neuer theologischer Ansichten“ seelsorgerliche Aufmerk- 
samkeit sein muß, ist es meiner Meinung nach doch von größter Wichtigkeit, daß wir 
niemand Grund zu der Annahme geben, wir — ein Okumenischer Rat der Kirchen — 
stellten das Sein des Gottes und Vaters unseres Herren Jesus Christus, der in der Bibel 
für die Augen des Glaubens offenbart ist, in Frage. Wenn dieses von den Fortschritt- 
lichen als konservativ und obskur angesehen wird, dann soll es mir recht sein. Die 
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ökumenische Bewegung ist heute wie eh und je auf den transzendenten Gott angewiesen, 
der sich in seinem Sohn Jesus Christus, unserem Herrn, offenbart hat. 

Nahe verwandt mit dieser theologischen und metaphysischen Problematik ist die von 
einigen modernen Theologen mit Schärfe gestellte, spezifische Frage nach dem Verständ- 
nis der Bibel. Gerade zu dem Zeitpunkt, als viele von uns annahmen, daß die historische 
und kritische Interpretation der Schrift in der protestantischen wie auch der katholischen 
Kirche weithin verstanden und akzeptiert würde — ganz abgesehen von den hoffnung- 
erweckenden Einsichten in das Verhältnis zwischen Schrift und Tradition, die sich unter 
uns zu regen begannen -, haben jetzt viele Vertreter der alt- und neutestamentlichen 
Wissenschaft den hermeneutischen Konsensus in Frage gestellt, auf den die ökumenische 
Bewegung bis jetzt gegründet war. Auch an diesem Punkt müssen wir uns ganz im 
klaren darüber sein, daß es die Bibel ist, die uns in Poesie und abstrakter Begrifflichkeit 
das Wesen und Sein des transzendenten Gottes offenbart hat, der der Ursprung und 
Gegenstand unseres Glaubens ist. Ohne die Absicht zu haben, mich hier in die technische 
Debatte der biblischen Theologen einzuschalten, möchte ich wiederholen, daß die öku- 
menische Bewegung kaum überleben wird ohne jenen ehrfürchtigen Widerhall, den die 
Schrift von Anfang an so reichlich im Gottesdienst und Denken der Kirche hervorgerufen 
hat, und der so stark war, daß die Christen traditionellerweise die Bibel als das Wort 
Gottes bezeichnet haben. Auch hier ist es nicht ein Anathema, das von Führern der 
Kirche erwartet wird, sondern vielmehr das einfache, störrische Festhalten an geistlicher 
Wahrheit, selbst wenn sie für eine Zeit aus der Mode gekommen ist. Auch wenn wir im 
Augenblick nicht in der Lage sind, unseren Glauben an den transzendenten Gott zur 
Zufriedenheit unserer eigenen Dogmatiker zu formulieren, auch wenn wir die Probleme 
der Exegese und Hermeneutik der Bibel nicht zur Zufriedenheit unserer eigenen biblischen 
Theologen lösen können, wollen wir nichtsdestoweniger glaubensvoll fortfahren, in 
Freude und Lob Vater, Sohn und Heiligen Geist, offenbart in der Schrift, als den ewigen 
Gott vor und nach allen Dingen, den Transzendenten, dessen überlegene Pläne die 
Erlösung der ganzen Welt durch Jesus Christus unseren Herrn einschließen, zu verehren. 
Die Denkströmungen der Menschen vergehen bald, aber Gott lebt von Ewigkeit zu 
Ewigkeit. 

B. Noc in einem anderen und recht unterschiedlichen Sinne greift das moderne Den- 
ken die Idee der Transzendenz an, auf die die ökumenische Bewegung für ihre Gesund- 
heit und Existenz angewiesen ist. Das ist die verbreitete zynische Überzeugung, daß man 
von keinem Menschen oder keiner Gemeinschaft von Menschen erwarten könne, daß 
sie je ihre eigenen Interessen, ihre Klasse, Kultur, Nation, Rasse oder Farbe transzen- 
dieren könnten. Kein Okumeniker teile diesen Zynismus! 

Das bedeutet nicht, daß die ökumenische Bewegung im wesentlichen romantisch oder 
unrealistisch sei. Im Gegenteil: Wenn die Bewegung wirklich im Evangelium ihren Ur- 
sprung hat, dann sollte die Klarheit über die Sünde des Menschen, die mit der dem 
Evangelium eigenen Hoffnung in engstem Zusammenhang steht, einen Christen dazu 
befähigen, das Wesen des Menschen realistischer zu sehen als jeder Humanist. Weil einem 
Christen tiefe Einsicht in die Selbstsucht des Menschen möglich ist, in seine natürliche 
Identifizierung mit Menschen einer eigenen Art, in seine nicht weniger natürliche und 
primitive Furcht vor Andersartigen und sein Mißtrauen gegen alles Fremde und Unge- 
wohnte - gerade deshalb gibt das Christentum den Menschen den Mut, sich der Tiefe der 
Sünde bewußt zu werden und anzuerkennen, daß nichts Geringeres als das Kreuz des 
Gottessohnes den Menschen davon erlösen kann. 

Man muß jedoch ehrlich zugeben, daß dieses theologische Verständnis der sündhaften 
Selbstbezogenheit und Beschränktheit des Menschen bei der modernen Welt nicht den 
Eindruck erweckt hat, als habe es das christliche Leben und Handeln so stark beeinflußt, 
wie etwa die Einsichten der modernen Psychologie die liberalen Humanisten bestimmt 
haben. Wenn die Christen und ihre Kirchen die Welt überzeugen wollen, dann müssen 
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sie in ihrem Leben zeigen, daß die von Jesus angebotene Erlösung bei denen, die sie 
empfangen, tatsächlich eine Wirkung hat, daß sie nämlich weniger selbstsüchtig und 
dafür mutiger, weniger furchtsam und dafür freundlicher werden, daß sie weniger miß- 
trauisch sind und dafür mehr Hoffnung haben, weniger zynisch sind und dafür mehr 
Vertrauen schenken, daß sie weniger sektiererisch und nationalistisch sind und dafür 
ökumenischer werden. 

Denn die ökumenische Bewegung ist auf einem Glauben fundiert, der uns befähigen 
sollte, nicht nur unsere eigenen, selbstsüchtigen Interessen, sondern auch unsere durch 
und durch verständlichen, natürlichen Ansichten zu transzendieren. Man kann aus dem 
Leben des Okumenischen Rates der Kirchen Illustrationsmaterial herbeibringen, das we- 
nigstens die Hoffnung wecken könnte, daß eine Bekehrung zum Christentum einen Men- 
schen ändern kann und daß aufrichtig bekehrte Männer und Frauen eine Kirche ändern 
können. Bei der Weltkonferenz für Kirche und Gesellschaft letzten Sommer, zum Bei- 
spiel, war es offensichtlich, daß ihr gemeinsames Christentum die Teilnehmer in einer 
Weise zusammenhielt, in der eine Vollversammlung der Vereinten Nationen nicht zu- 
sammengehalten werden kann. Und dies war so trotz der erschreckenden und fundamen- 
talen Unterschiede und Meinungsverschiedenheiten zwischen ihnen. Lassen Sie mich noch 
ein anderes Beispiel geben. Vor zweieinhalb Jahren nahm ich als Beobachter an einer 
Tagung der christlichen kirchlichen Führer Afrikas teil, die von unserer Abteilung für 
Zwischenkirchliche Hilfe, Flüchtlings- und Weltdienst einberufen worden war. Der Ver- 
sammlung lag ein Entschließungsantrag vor, der kritisch zu der Apartheid-Politik in 
Südafrika Stellung nahm. Einer der wenigen weißen Teilnehmer an der Tagung, der 
selbst von Südafrika kam, machte einen Abänderungsvorschlag: Es war eine gute Ände- 
rung, die den doppelten Vorteil hatte, daß sie das Anliegen der Versammlung sowohl 
präziser als auch etwas fairer und weniger anstößig für die weißen Südafrikaner formu- 
lierte. Ich wartete beinahe atemlos, was die Versammlung tun würde. Die Änderung 
wurde nach sehr kurzer Debatte mit überwältigender Mehrheit angenommen. Angesichts 
der Rassendiskriminierung und des Vorurteils in Afrika konnte dieses Abstimmungs- 
ergebnis nicht mit Selbstverständlichkeit vorausgesehen werden. Seit jenem Augenblick 
wußte ich mit größerer Gewißheit als je zuvor, daß das Evangelium selbst tief einge- 
wurzelte Vorurteile und brennende Leidenschaften transzendieren kann. 

Aber es geht nicht immer so gut auf kirchlichen Zusammenkünften oder Tagungen 
des Okumenischen Rates. Während der Krise im Mittleren Osten im Mai und Juni schien 
es eine Zeitlang, als ob keine christliche Kirche ihren politischen, kulturellen, nationalen 
oder ideologischen Rahmen transzendieren könne. Wenn der Okumenische Rat der Kir- 
chen auch volles Verständnis und große Sympathie für die Kirchen hatte, die von ver- 
schiedenen Seiten unter Druck gesetzt wurden, sich völlig mit der einen oder anderen 
Partei des Konfliktes im Mittleren Osten zu identifizieren, war es doch außerordentlich 
schwierig für ihn, seine ökumenische Aufgabe der Versöhnung und Transzendenz zu er- 
füllen, während er infolge der aufeinanderprallenden Kräfte sich scharfen und lauten 
Forderungen gegenübersah, daß er die eine oder andere Seite unumschränkt unterstüt- 
zen solle. Damals sandte ich an die Mitglieder dieses Ausschusses und auch die Mitglieds- 
kirchen selbst einen Brief, in dem ich andeutete, was getan und was nicht getan worden 
war, und welches die Gründe für unsere Position seien. Ich hoffe, daß der Zentralaus- 
schuß dieses Dokument zusammen mit unseren Berichten über spätere Schritte überprüfen 
wird, damit wir in der nächsten Zukunft von seinem gemeinsamen Urteil geleitet werden 
können. Ich bin überzeugt, daß der Zentralausschuß durch die Bildung dieses Urteils 
allen Kirchen dabei helfen wird, zwischen Tatsachen und Behauptungen zu unterschei- 
den, und daß er mit Verständnis für die leidenschaftliche Anteilnahme aller einen 
Unterschied machen wird zwischen den Verhaltensweisen derjenigen Kirchen, die mit 
den Positionen ihrer Regierungen oder Nationen nicht übereinstimmen können, und 
derer, die anscheinend in keiner Weise ihre angestammte Situation transzendieren können. 
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Transzendenz ist das Thema dieses Berichtes. Kann von einer Kirche erwartet werden, 
daß sie ihre eigenen Interessen transzendiert? Kann eine Konfession lernen, ihre eigene 
Tradition zu transzendieren? Kann der Okumenische Rat der Kirchen seine organisa- 
torischen Bedürfnisse transzendieren? Wenn der Okumenische Rat der Kirchen weiter 
der ökumenischen Bewegung dienen soll, dann darf er nicht erlauben, daß seine institu- 
tionellen Erfordernisse und Vorteile seinem transzendierenden ökumenischen Zeugnis 
im Wege stehen. Irgendwie muß er die Möglichkeit haben, seine Mitgliedskirchen dazu 
zu veranlassen, aufeinander zu hören. Der Okumenische Rat der Kirchen muß eine 
Möglichkeit finden, dem Glauben Ausdruck zu verleihen, daß die Führung des Heiligen 
Geistes uns allen zusammen in einer Weise zuteil wird, wie sie jedem einzelnen von uns 
getrennt nicht zuteil wird. Transzendenz bedeutet nicht das Außerachtlassen der Sonder- 
interessen der Kirchen oder des Okumenischen Rates, sondern eine Möglichkeit, ihre 
einzelnen Lichtstrahlen in dem reinen, weißen Licht des Evangeliums zu sammeln. Dies 
wird niemals vollkommen geschehen. Aber die Bemühung, alle menschlichen Grenzen zu 
transzendieren, und der Glaube, daß Gott eine Transzendenz ermöglicht, sind das Herz 
der ökumenischen Bewegung. 


U. 


Meine zweite Frage ist weniger theologisch und theoretisch, dafür mehr institutionell 
und praktisch. „Kann der Okumenische Rat der Kirchen weiter dynamisch und glaub- 
würdig der ökumenischen Bewegung dienen, wenn die Bewegung eine kirchliche Revolu- 
tion zu erfordern scheint, während der Rat als Institution von stetigem Verständnis und 
gleichbleibender Unterstützung seitens der Kirchen abhängig ist?“ 

Wir, die wir hier im Zentralausschuß versammelt sind, müssen uns daran erinnern, 
daß wir „Organisationsmenschen“ sind in dem Sinne, daß wir die offiziellen Vertreter 
von protestantischen, anglikanischen und orthodoxen Kirchen in der ganzen Welt sind, 
und daß wir zusammen als der Zentralausschuß des Okumenischen Rates der Kirchen 
die verantwortliche, leitende Körperschaft dieses Rates sind. 

Deshalb müssen wir uns vergegenwärtigen, daß wir zu Recht der Kritik der fort- 
schrittlichen Kräfte innerhalb aller unserer Kirchen ausgesetzt sind, insbesondere von 
seiten der Jugend, bei der heute offensichtlich die Überzeugung viel weiter verbreitet ist 
als in früheren Zeiten, daß das Evangelium sowohl in der Kirche als auch in der Welt 
eine Revolution erfordert. Wenn der Okumenische Rat unter unserer Führung furchtsam 
und mit Kompromissen anstatt mutig und mit Prinzipien handelt, dann müssen wir 
erwarten, daß viele Christen, jung und alt, sich von uns abkehren und anderswo die 
Dynamik und Glaubwürdigkeit suchen werden, die die ökumenische Bewegung be- 
nötigt, wenn sie sich schnell genug voranbewegen soll. 

Auf der anderen Seite ist es klar, daß der Okumenische Rat der Kirchen auch schon 
von den mehr konservativ eingestellten Gliedern aller unserer Kirchen kritisiert wird, 
die glauben, daß wir so fortschrittlich handeln, daß das Verständnis und die Unter- 
stützung seitens derer, die wir zu vertreten haben, auf das Spiel gesetzt wird.'Ebenso 
werden die verantwortlich leitenden Kräfte unserer Mitgliedskirchen, zu denen ich selbst 
noch vor etwas mehr als einem Jahr gehörte, finanziell und auf andere Weise unter 
Druck gesetzt, sich zu „beruhigen“ und den Gewinn zu sichern anstatt progressiv vor- 
wärts zu dringen und damit die zu Führenden weiter und weiter zurückzulassen. 

Das ist ein echtes Dilemma. Läßt es sich ermöglichen, daß wir in der Führung unserer 
Kirchen, des Okumenischen Rates und der ökumenischen Bewegung glaubwürdig und 
dynamisch sind und doch zur gleichen Zeit die Unterstützung und das Verständnis aller 
von uns Vertretenen bewahren können? Ich halte es für möglich, wenn unsere Ent- 
scheidungen, Resolutionen und Programme von unserem Verständnis des Willens Gottes 
für unsere Zeit und nicht von Zweckdienlichkeitserwägungen bestimmt werden. 

Lassen Sie mich ein Beispiel geben. Jeder junge Pfarrer muß sich klar darüber sein, 
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was er tun und sagen wird, wenn er von seinen Gemeindemitgliedern kritisiert wird. 
Und wenn er zu verstehen beginnt, daß Kritik unvermeidlich ist, gleichgültig, was er 
tut oder sagt, dann wird er in aller Demut zu der Einsicht gezwungen werden, daß er 
nur dann als Pfarrer überleben kann ohne ständig über sich selbst unglücklich sein zu 
müssen, wenn er vor allem Gottes Urteil sucht und aus diesem Verständnis heraus han- 
delt und redet, anstatt sich übermäßig über die unvermeidbare Kritik an den verschie- 
densten Seiten seiner Gemeinde zu grämen. Der Wandel auf dem Weg des Evangeliums 
bedeutet für einen jungen Pfarrer einzig und allein, daß er die Wahrheit sucht und sie 
überzeugend zu Gehör zu bringen sich bemüht, daß er auf die grenzenlose Liebe Gottes 
antwortet, indem er versucht, durch seine Lebensweise die ihm von der Natur gesetzten 
Grenzen menschlicher Schwachheit zu überwinden, und daß er Tag für Tag vor dem 
vollkommenen Gott sein Versagen bekennt, damit er niemals in die Falle der Verwir- 
rung des besten an ihm selbst mit Gottes vollkommener Güte gerate, in der Menschen 
des Glaubens so leicht gefangen werden. Gibt es für die Kirchen und den Ökumenischen 
Rat der Kirchen einen anderen Weg als diesen Weg des Evangeliums? 

Ist es dem Ökumenischen Rat der Kirchen wirklich möglich, auf diesem Weg der öku- 
menischen Bewegung weiterhin dynamisch und glaubwürdig zu dienen? Es ist doch ziem- 
lich klar, daß in der Gegenwart von uns und unseren Kirchen umstrittene revolutionäre 
Änderungen verlangt werden. Aber es ist nicht klar, daß unsere Gemeindemitglieder, 
die Führer unserer Kirchen und des Okumenischen Rates der Kirchen fähig und willens 
sind, das Risiko einzugehen, das ein dynamisches und glaubwürdiges Zeugnis jetzt er- 
fordert. 

Lassen Sie mich meine Intention kurz erläutern an Hand der Hauptpunkte, die wir 
den Vertretern aller unserer Kirchen nächstes Jahr auf der Vierten Vollversammlung 
in Uppsala vorlegen wollen. 

In Sektion I, so werden wir die Vollversammlung bitten, sollen die Probleme der 
Einheit der Kirche behandelt werden. Aber eigentlich gibt es hier nur ein Problem. 
Ist jeder einzelne von uns bereit, auf Grund der Voraussetzung — die inzwischen schon 
zu einem ökumenischen Axiom geworden ist — zu handeln, daß es nur eine Kirche Jesu 
Christi gibt und daß es unsere klare Pflicht ist, diese Einheit der Welt einleuchtend zu 
machen? Wir haben alle möglichen Entschuldigungsgründe, sei es auf Grund unserer 
Traditionen oder aus praktischen Erwägungen, daß wir nicht radikal handeln könnten, 
weil dadurch vielleicht unsere Mitgliedskirchen gespalten würden. Aber nehmen wir 
den Willen Gottes in Jesus Christus ebenso ernst wie unsere Befürchtungen? Fürchten wir 
wirklich Gott? 

In Sektion II wollen wir die Mission der Kirche in aller Welt diskutieren. Aber wird 
unsere Diskussion dazu führen, daß wir irgend etwas tun werden, um die Mission der 
Kirche Jesu Christi auf sechs Kontinenten wieder aufleben zu lassen? Wir studieren „die 
missionarische Struktur der Gemeinden“; wir rufen auf zum „gemeinsamen Handeln in 
der Mission“; wir bilden Experten für die Sozial- und Industriearbeit aus - aber wird 
das Ergebnis auch nur wieder ein neues Schriftstück zum 'Thema sein, während die Ge- 
meinden introvertierte religiöse Vereine bleiben, unsere missionarischen Bemühungen 
weiterhin im wesentlichen getrennt und einzeln durchgeführt werden und unsere Groß- 
stadtexperten nicht einmal die Mittel haben, erfolgreiche Pionierprojekte weiterzufüh- 
ren? 

In Sektion III wollen wir die Rolle der Kirche im wirtschaftlichen und sozialen 
Umbruch behandeln. Wird in dieser Sektion irgend etwas gesagt werden, das uns dabei 
helfen wird, uns aufrichtig mit den Armen und Benachteiligten zu identifizieren, mit 
denen, die „ferner liefen“ oder diskriminiert werden? Oder ist es nicht viel wahrschein- 
licher, daß wir unserer Kreuzespflicht ausweichen und auf die eine oder andere Weise 
versuchen werden, den Platz zur Rechten oder Linken unseres Herrn in seinem Reich 
einzunehmen? 
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In Sektion IV werden wir internationale Angelegenheiten und den Dienst der Kirche 
an der Errichtung der im Evangelium zweifellos implizierten weltweiten Gemeinschaft 
diskutieren. Aber wagen wir auch nur den Versuch, unser über mehr als 80 getrennte 
Nationen verstreutes Kirchenvolk dahin zu führen, daß es den Nationalismus zugunsten 
jener weltweiten Gemeinschaft transzendieren kann, die von technischen und politischen 
Kräften gleicherweise gefordert wird? 

In Sektion V werden wir Gottesdienst und Liturgie untersuchen. In wieviel Gemein- 
den wird ein neuer Sinn für das Wunder und Geheimnis der gemeinsamen Verehrung 
von Gott dem Vater, Sohn und Heiligen Geist entstehen? In wieviel Gemeinden wird 
der Gottesdienst weiter ein offensichtlich unbedeutendes und sogar entzweiendes Ritual 
bleiben? 

Und in Sektion VI werden wir mit den neuen Problemen eines zeitgemäßen „Stils“ 
des christlichen Lebens zu ringen haben. Wird die Welt über uns lächeln, wenn sich die 
Fernsehkameras in Uppsala auf uns richten werden, die wir in kirchlichen Gewändern 
dastehen, deren Stil jahrhundertealt ist — offensichtliches Symbol dafür, daß wir mit 
dem Menschen unserer Zeit nicht Schritt gehalten haben? Könnte uns vielleicht eine 
erregende Vision von der Erscheinung des Christen in der Welt von heute zuteil werden? 

Ich habe genug gesagt, um meine Überzeugung klarzumachen: Wenn der Okumenische 
Rat der Kirchen heute der ökumenischen Bewegung dienen will, dann muß er einen 
ebenso radikalen Einfluß zugunsten eines revolutionären, neuen Gehorsams gegenüber 
Jesus Christus ausüben, wie er eine konservative Kraft darstellen muß, die das ursprüng- 
liche Evangelium von dem transzendenten Gott, der sich in Jesus Christus, seinem Sohn 
und unserem Herrn, zu erkennen gibt, für die Welt bewahren kann. 

Das Wort „Transzendenz“ ist der Schlüssel zur Erklärung, wie wir zur gleichen Zeit 
konservativ und radikal sein können. Die Vision und Motivierung des Evangeliums 
hängen von der Transzendenz Gottes und seines Reiches ab. Unser Gehorsam ist ab- 
hängig von der Fähigkeit der Kirche, die Grenzen von Rasse und Familie, Nation und 
Klasse, Farbe und Generation, Bekenntnis und Tradition zu transzendieren. Nur durch 
diese Transzendenz kann der Okumenische Rat der Kirchen weiterhin der ökumenischen 
Bewegung dienen, ohne sie zu hindern. 


Ein Vergleich dieser drei Tätigkeitsberichte erweist, daß zwar der neue General- 
sekretär Dr. Blake sich den vorwärtsdrängenden Kräften im ORK (wie auch 
insbesondere in seinem eigenen Arbeitsstab!) weit aufgeschlossener zeigen möchte 
als sein Vorgänger, doch ebenso unbeirrbar an der biblischen Grundlage des ORK 
festzuhalten gedenkt wie er. 


3. „Auf dem ökumenischen Weg“ 


Die Bemühungen, Wesen und Aufgabe des Okumenischen Rates zu klären und 
neu zu bestimmen, haben auch in der Berichtszeit ihre Fortsetzung gefunden. Das 
Echo aus den Mitgliedskirchen auf die Erklärung des Zentralausschusses „Die 
Bedeutung der Mitgliedschaft im Ökumenischen Rat der Kirchen“ aus dem Jahre 
1963 war äußerst mager geblieben (vgl. Kirchl. Jahrbuch 1964, S. 261 ff.). Die 
Gründe für dieses fast unerklärliche Schweigen waren zweifellos verschiedener 
Natur. Ganz sicher wollte keine Mitgliedskirche damit manifestieren, daß ihr die 
Gemeinsamkeit ökumenischen Denkens und Handelns nichts bedeute. Wohl aber 
scheute man sich, schon jetzt eine Erfahrung allgemein gültig zu definieren, die 
bei den Kirchen je nach der Dauer der Mitgliedschaft und der Intensität ihrer 


319 


Teilhabe unterschiedlicher Stärke ist und zudem neue theologische Kategorien 
der Erfassung und Umschreibung erforderlich macht. Das galt und gilt vor allem 
für die orthodoxen Kirchen, deren Selbstverständnis die Anwendung ekklesio- 
logischer Begriffe auf eine Gemeinschaft von so verschiedenen Kirchen, wie sie 
im Okumenischen Rat vereinigt sind, nicht erlaubt. Es zeugt von der Weisheit 
der Genfer Leitungsgremien, nicht etwas zu überstürzen und zu erzwingen, was 
in den Mitgliedskirchen noch nicht ausgereift ist. Deshalb wählte man auf der 
Genfer Sitzung des Zentralausschusses einen anderen Weg. Anstatt des Versuches, 
das Wesen des Ökumenischen Rates zu bestimmen, wurde die Frage nach der ge- 
meinsamen Aufgabe gestellt. Das Ergebnis liegt in dem Dokument „Auf dem 
ökumenischen Weg“ vor, dessen Wortlaut wir nachstehend bringen: 


AUF DEM ÖKUMENISCHEN WEG 


Erklärung des Zentralausschusses des ÖRK im Februar 1966 in Genf 


Während unserer Tagung des Zentralausschusses haben wir gemeinsam die gegenwärtige 
Situation der Okumene und die Aufgabe der Kirchen und des Okumenischen Rates der 
Kirchen in dieser Situation diskutiert. Diese Fragen werden ausführlich auf der Vierten 
Vollversammlung des Okumenischen Rates der Kirchen im Jahre 1968 behandelt werden. 
Trotzdem legen wir den Kirchen, den nationalen und regionalen Christenräten und den 
konfessionellen Organisationen die folgende Stellungnahme vor, um sie zur Vorbereitung 
der Vollversammlung an unseren Überlegungen teilhaben zu lassen. Wir bitten darum, 
diese Gedanken zu prüfen und als Diskussionsgrundlage in Ortsgemeinden und über- 
gemeindlichen Tagungen zu benutzen. 

Wir bitten die Kirchen und Räte, uns ihre Kommentare und ihre Auffassungen bis zur 
Tagung des Zentralausschusses im Jahre 1967 zu übermitteln. 


I 


1. Unser Herr Jesus Christus hat der ganzen Menschheit den Weg zum Vater und 
zueinander ermöglicht. Er selbst ist der Weg. Deswegen kann auch der Glaube an ihn 
einfach „der Weg“ genannt werden (Acta 9, 2). Dieser Weg bleibt für alle Generationen 
derselbe, aber es gibt viele Möglichkeiten, dem lebendigen Christus nachzufolgen. Der 
Weg nimmt darum in verschiedenen Gegebenheiten verschiedene Gestalt an, je nach der 
Führung des Heiligen Geistes. In unserer Zeit führt er uns als Kirchen mehr als je zuvor 
auf dem Weg engerer Zusammenarbeit auf die volle Einheit zu. Die Verhältnisse in der 
Welt, in der wir heute leben, machen dies nicht nur möglich - sie fordern es geradezu, 
und in dieser Forderung spricht Gott zu uns. Indem wir auf diesem ökumenischen Weg 
weitergehen, bringen wir unseren Glauben an den zum Ausdruck, der der Weg ist, der 
uns mit Gott und miteinander versöhnt und der die ganze bewohnte Erde, die Ökumene, 
unter sich als dem Haupt versammelt haben will. So ist der ökumenische Weg ein Aus- 
druck des innersten Wesens des Evangeliums. 

2. Dieser Weg, von dem wir sprechen, wird kein Ende haben, bis Christus die eine 
Herde unter sich als dem einen Hirten versammelt hat. In der Zwischenzeit müssen wir 
unsere gemeinsame Wanderung fortsetzen, ohne genau zu wissen, in welche Situation 
uns das führen wird. Das aber wissen wir: Er wird „unsere Füße auf den Weg des 
Friedens richten“, wenn wir weiterhin der Führung dessen vertrauen, der der Weg ist, 
und ihm in seinem sammelnden und versöhnenden Werk nachfolgen. Wir meinen, daß 
für unseren Okumenischen Rat der Kirchen der Zeitpunkt gekommen ist, sich Gedanken 
über den Weg zu machen, den er geführt worden ist, und für die unmittelbar vor uns 
liegende Zeit die Richtung eines Weges des gemeinsamen Gehorsams Christi aufzuzeigen. 
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3. Ein halbes Jahrhundert lang vor der Bildung des Okumenischen Rates der Kirchen 
hat Gott sein Volk auf vielen (und oft überraschenden) Wegen bis zu dem Punkt geführt, 
an dem die getrennten Kirchen bereit waren, in einer gegenseitig verpflichteten Gemein- 
schaft zusammenzukommen, indem sie einen gemeinsamen Glauben und eine gemeinsame 
Berufung zum Ausdruck brachten. Wir freuen uns, daß es viele andere Organisationen 
gibt, die nicht offiziell Teil unserer kirchlichen Institution sind, die aber viel zur öku- 
menischen Bewegung beigetragen haben und noch beitragen. Der spezifische Charakter 
des Okumenischen Rates der Kirchen besteht darin, daß die Kirchen als solche sich dieser 
Bewegung verpflichtet haben. 

Hinsichtlich des Wachstums und der Veränderungen seit 1948 weisen wir auf einige 
Aspekte hin: 

a) Gleichzeitig mit dem Entstehen einer einzigen Weltgemeinschaft hat eine bemer- 
kenswerte Erweiterung der Mitgliedschaft des Okumenischen Rates stattgefunden, vor 
allem durch den Beitritt der Mehrheit der orthodoxen Kirchen und von Kirchen in Asien 
und Afrika; in ähnlicher Weise haben sich regionale Räte und Konferenzen für ökume- 
nische Zusammenarbeit in fast allen Kontinenten der Welt entwickelt. 

b) Wesen und Zielsetzung des Rates haben sich geklärt, indem die Bewegung der 
Mission und der Einheit, die seit Edinburgh 1910 bestanden, durch die Integration des 
Internationalen Missionsrates und des Okumenischen Rates der Kirchen miteinander 
verbunden wurden und indem die Zeichen der Einheit in der Neu-Delhi-Erklärung von 
denjenigen beschrieben wurden, die in ihrem Verständnis der Kirche erfahren hatten, 
einander zu geben und voneinander zu empfangen. 

c) Der Fortschritt im gemeinsamen Handeln: indem die Kirchen mehr und mehr ge- 
lernt haben, durch zwischenkirchliche Hilfe und Dienst an der Menschheit Christus zu 
folgen und sich als zusammengehörige Glieder zu verhalten; indem sie sich darum be- 
mühten, eine gemeinsame Haltung in sozialen und internationalen Fragen zu entwickeln; 
indem sie gemeinsam die Programme für Ausbildung von Theologen und für christliche 
Literatur durchführten; und indem sie bei der Inangriffnahme neuer Formen ökume- 
nischer Arbeit einander halfen und anregten - in der Laienarbeit, Jugendarbeit und 
Zusammenarbeit von Mann und Frau in Kirche, Familie und Gesellschaft. 

4. Es ist deutlich, daß auf dem ökumenischen Weg andere Kirchen außerhalb des 
Ökumenischen Rates der Kirchen die lebendigmachende Kraft des Heiligen Geistes er- 
fahren und darauf reagiert haben. Mit großer Freude haben wir erst kürzlich die Ent- 
scheidung der römisch-katholischen Kirche zur Kenntnis genommen, den Okumenismus 
mit eigener Erneuerung zu verbinden und in einen Dialog mit anderen Kirchen einzu- 
treten. Wir glauben, daß in der Vorsehung Gottes die ökumenische Bewegung der angli- 
kanischen, altkatholischen, orthodoxen und protestantischen Kirchen dazu beigetragen 
hat, daß die römisch-katholische Kirche sich ihrer Verantwortung innerhalb dieser Bewe- 
gung bewußt geworden ist. Jetzt hat nun das Zweite Vatikanische Konzil, in einem 
gerechten Austausch, dem Okumenischen Rat der Kirchen neue und drängende Fragen 
gestellt, durch die unsere theologischen und geistlichen Kräfte herausgefordert werden. 
Während sich die offiziellen Beziehungen zwischen dem Okumenischen Rat der Kirchen 
und der römisch-katholischen Kirche noch im Anfangsstadium der Erkundung befinden, 
stehen wir doch bereits heute vor unzähligen Möglichkeiten: theologische Forschung, 
praktische christliche Zusammenarbeit und sogar freimütige Erörterung der Fragen, die 
immer noch trennend zwischen uns stehen. 


1. Wenngleich diese Erklärung bereits in weiten Kreisen zitiert und studiert worden ist, so 
glauben wir immer no, daß eine eingehende Behandlung des Sektionsberichtes von Neu-Delhi 
über die Einheit dazu beitragen wird, die immer noch große Ratlosigkeit im Blick auf die von 
uns erstrebte Einheit aufzuklären. 
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Es ist genauso wahr, daß in den evangelikalen Kreisen, denen der Okumenismus bis- 
her verdächtig war, jetzt in wachsendem Maße Zeichen der Beschäftigung mit der Einheit 
der Christen sichtbar werden. Die Kritik am Okumenischen Rat der Kirchen ist oft mit 
einer ernsten Selbstprüfung im Lichte der Schrift verbunden. Zu dieser Selbstprüfung 
gehört auch, daß die Evangelikalen nach den Gründen für die Spaltung in ihren eigenen 
Reihen suchen. 

Eine andere Gruppe innerhalb der ökumenischen Bewegung verbindet einen großen 
Eifer für die christliche Mission mit einem ziemlich scharfen Urteil über die Starrheit 
einiger kirchlicher und sogar auch einiger ökumenischer Strukturen. Sie betonen die Nor- 
wendigkeit einer authentischen - und darum vereinigten — christlichen Gemeinschaft in 
der Welt. Diese Haltung macht sie zu tatkräftigen und kritischen Teilnehmern an der 
gesamten Bewegung. 

In einer Zeit, in der so viele Christen sich sorgfältig mit den Grundfragen der Ein- 
heit beschäftigen, können wir also mit Freude feststellen, daß wir alle voneinander ler- 
nen und durch immer neue Entdeckungen des Lebens und des Gottesdienstes der anderen 
bereichert werden können, die Gott uns machen läßt. 

5, Bisher haben wir vor allem vom Wachstum in den Beziehungen christlicher Gemein- 
schaften zueinander gesprochen. Aber unser ökumenischer Weg verläuft innerhalb der 
heutigen Welt in ihren Forderungen. Hierauf zu antworten hat Gott seine Kirche sicher- 
lich berufen. Jene, die dem Menschensohn in den aktiven Dienst an der leidenden 
Menschheit gefolgt sind, haben eine tiefere Einheit mit Ihm und miteinander entdeckt. 
Mehr und mehr wird unsere Aufmerksamkeit auf die Verantwortung der weltweiten 
christlichen Gemeinschaft gegenüber der Allgemeinheit gelenkt. All die Feindschaft zwi- 
schen Rassen, Nationen oder Ideologien, die ungeheure Zahl der Hungernden und 
Flüchtlinge macht uns schnelles Handeln zur Pflicht. 

Unser Dienst kann nicht von einer privilegierten Sonderstellung her geleistet werden. 
Viele Kirchen sind heute in der Situation von Minderheiten, die einem starken Druck 
der sie umgebenden Gesellschaft ausgesetzt sind. 

Das rasche Anwachsen der Weltbevölkerung verschärft in steigendem Maße den Auf- 
ruf zur Mission und Evangelisation besonders an die Jugend. Keine Kirche ist gegen die 
Auswirkungen des Säkularismus oder Synkretismus in ihren verschiedenen Formen ge- 
feit. Inmitten all dieser Prüfungen kann die Schwachheit unserer Kirchen nur zur Stärke 
werden, wenn sie sich auf die Kraft Christi verläßt. Ein Haus, das in sich selbst uneins 
ist, kann nicht bestehen. 

II. 


6. Auf dem Wege zur Einheit müssen noch manche Zwischenziele erreicht werden. 
Unionen zwischen Kirchen verschiedener Konfessionsfamilien, volle Abendmahlsgemein- 
schaft und gegenseitige Anerkennung als Kirchen im wahren und vollen Sinne des Wortes 
sind noch Ausnahmen und nicht die Regel. Dasselbe muß auch in bezug auf das gemein- 
same Handeln in der Mission und ein vereintes Reden im Kampf für Frieden und Ge- 
rechtigkeit gesagt werden. Die notwendige sachkundige christliche Meinungsbildung und 
Einflußnahme auf öffentliche Angelegenheiten sind weitgehend noch nicht verwirklicht. 
Dies sind einige der Symptome der eigentlichen Krankheit. 

7. Die Hindernisse, denen unsere Kirchen auf dem ökumenischen Weg begegnen, sind 
häufig von ihnen selbst errichtet. Während uns Gottes Handeln in der Welt um uns 
herum nicht nur drängt zur Erneuerung und Einheit, sondern oft genug sogar zwingt, 
auf dem Wege weiterzugehen, sind unsere Kirchen nur zu oft vom Widerwillen gegen 
Änderungen geplagt, von Trägheit, von der Verteidigung des Eigeninteresses und von 
einem Mangel an Mut und Vorstellungskraft. 

Vielleicht ist der gewaltige Unterschied zwischen ökumenischem Reden und ökumeni- 
schem Handeln, zwischen dem Mut unserer gemeinsamen Sprache und der Langsamkeit 
unseres tätigen Gehorsams das ernsteste Hindernis auf dem Weg. 
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Es besteht ständig die Versuchung, die ökumenische Arbeit auf eine kleine Gruppe 
von Spezialisten zu beschränken, anstatt sie als eine Dimension des Lebens und der Sen- 
dung der gesamten Kirche zu erkennen und zu behandeln. 

Es besteht heute die wirkliche Gefahr einer neuen Spaltung innerhalb der ökume- 
nischen Bewegung zwischen denen, die in ihr ein Leben lang gearbeitet haben, und 
anderen, die der Meinung sind, daß die formalen ökumenischen Entwicklungen mit dem 
Maß der uns gegebenen Einheit nicht Schritt halten. 

8. Solange diese Unterschiede nicht überwunden werden, 

a) kann der Okumenische Rat der Kirchen nicht arbeiten wie er sollte, d.h. als ein 
den Kirchen zur Verfügung stehendes Instrument, das sie in die Lage versetzt, die er- 
reichte Einheit auszudrücken, und ihnen den Weg auf die völlige Einheit zu öffnet, die 
nach dem Neuen Testament Gottes Gabe an die Kirche ist und in die nach seinem Wunsch 
alle hineinwachsen sollen; 

b) können die Kirchen ihren Beitrag zum Okumenischen Rat der Kirchen nicht auf 
der Grundlage völliger Freiheit und Gleichheit leisten. Der Okumenische Rat der Kir- 
chen wird darum nicht in der Lage sein, durch sein Leben zu zeigen, daß alle Grenzen 
der Rasse, Nation oder Politik überwunden werden können; 

c) können wir nicht erwarten, daß der Okumenische Rat der Kirchen die Entwick- 
lung eines christlichen Konsensus in bezug auf die großen Probleme des Lebens der 
Menschheit fördern kann. 

Die Kirchen können sich nicht mit dem zur Zeit auf dem ökumenischen Weg Erreich- 
ten zufriedengeben. Es besteht die ernste Gefahr, daß sie brüderliche Verhältnisse und 
Zusammenarbeit für ausreichend und das weitere Bestehen von Unterschieden für un- 
ausweichlich ansehen. Solch ein Schluß würde uns in die Versuchung führen, uns mit der 
Konsolidierung des in den letzten Jahrzehnten Erreichten zufriedenzugeben, anstatt 
unsere Bereitschaft zum Miteinander-Weitergehen zu erneuern. Die ökumenische Bewe- 
gung würde dann aufhören, eine Bewegung der Erneuerung zu sein, die auf das Ziel 
der vollen Einheit in Glauben und Kirchenverfassung, Gottesdienst und Sakrament, 
Mission und Dienst zugeht. 

Die Hindernisse auf dem ökumenischen Weg sind eine Prüfung unseres Gehorsams, 
nicht aber das Ende unseres Fortschritts. 


IV. 


9. Um die Einheit zu erlangen, von der wir glauben, daß sie Gottes Wille für sein 
Volk ist, müssen die Ortsgemeinden, Mitgliedskirchen und der Okumenische Rat selbst 
andauernde, zielbewußte und erfindungsreiche Bemühungen unternehmen. 

10. Fortschritte auf dem ökumenischen Weg verlangen von den Ortsgemeinden, 

a) daß die Gemeindeglieder für eine umfassendere und tiefere Einheit mit Christen 
anderer Gemeinschaften vorbereitet werden; 

b) daß die Gemeinde und der einzelne in besonderen Fürbittegebeten anderer Kirchen 
gedenken und nicht nur allgemeine Gebete für die Einheit benützt werden; 

c) daß die kirchliche Unterweisung in Unterricht, Predigt und Praxis eine ökume- 
nische Dimension erhält; 

d) daß die Gemeindeglieder an der Lektüre der Heiligen Schrift treu festhalten als 
der notwendigen Anleitung für den ökumenischen Weg; 

e) daß in der Predigt die biblische Schau des einen Volkes Gottes, das unter dem 
Kreuz Christi vereinigt ist, ständig verkündigt wird; 

f) daß die Gemeinden und ihre Glieder es sich etwas kosten lassen, an der Sendung 
der Kirche teilzuhaben und eine Schau von der Bedeutung des Auftrages der Kirchen als 
einer „Mission in sechs Kontinenten“ vermittelt bekommen; 

g) daß angesichts des Ausmaßes der Not in einer Welt, in der Menschen nach Brot 
und Bildung hungern, großzügige Hilfsmaßnahmen ergriffen werden; 
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h) daß sich die Christen als Staatsbürger aktiv dafür einsetzen, Menschenwürde und 
Menschenrechte für alle Menschen zu sichern und daß sie überall, wo immer sie auch 
leben, ihrer Verantwortung als Bürger mit großem Eifer nachgehen. 

11. Fortschritte auf dem ökumenischen Weg verlangen von den Mitgliedskirchen des 
Okumenischen Rates der Kirchen, 

a) daß ihre Taten wirksamer den vielen und freundlichen Worten entsprechen, die 
bei ökumenischen Gelegenheiten über die Dringlichkeit kirchlicher Einheit und über den 
weiten Bereich des für sie bereits möglichen gemeinsamen Handelns gesprochen wer- 
den; 

b) daß sie die herausfordernden Fragen, die sich die Kirchen gegenseitig stellen, ernst 
nehmen und sich offen an Gesprächen beteiligen, die der gegenseitigen Berichtigung und 
Bereicherung dienen; 

c) daß sie sich an gemeinsamen Aktionen der Evangelisation beteiligen und, wo dies 
möglich ist, Übereinkommen über Altar- und Kanzelgemeinschaft und über die Vermei- 
dung von Proselytismus erzielen; 

d) daß sie bereit sind, die sich bietenden Gelegenheiten für eine Beteiligung an Unions- 
verhandlungen zu ergreifen; 

e) daß sie alles das zusammen tun sollten, was sie nicht aus Gewissensgründen ge- 
trennt tun müssen, und dabei erkennen, daß an diesem Punkt ein Versagen ihren Gehor- 
sam gegenüber dem Herrn der Kirche in Frage stellt; 

f) daß sie die Initiative örtlicher Gruppen von Christen, die sich an ökumenischen 
Experimenten beteiligten und innerhalb ihrer Gemeinschaften gemeinsam handeln, posi- 
tiv aufnehmen; solche Versuche, gehorsam zu sein, tragen häufig dazu bei, den Weg 
nach vorn zu zeigen und der ökumenischen Bewegung neue Impulse zu geben. Wir müs- 
sen „die Geister unterscheiden“, nicht aber „den Geist dämpfen“; 

g) daß sie an die Einheit in der Wahrheit glauben und für sie arbeiten, eine Einheit, 
deren Zentrum und Maßstab Jesus Christus ist; 

h) daß die Mitgliedskirchen und regionalen und nationalen Christenräte, weil sie nur 
verhältnismäßig langsam die Ergebnisse des ökumenischen Dialogs innerhalb des Oku- 
menischen Rates übernommen haben, mit großer Dringlichkeit die Möglichkeiten er- 
wägen sollten, durch die die Verbindung zwischen dem Okumenischen Rat und den 
angeschlossenen kirchlichen Körperschaften verstärkt werden können. Vor allem könnte 
die im Zusammenhang mit dem Okumenischen Rat herausgegebene Literatur eine wei- 
tere Verbreitung und wirksamere Verwendung finden; 

i) daß sie erkennen, daß Gott in der Vielfalt der geistlichen Gaben gepriesen wird, 
die in der umfassenden Mannigfaltigkeit kirchlicher Traditionen innerhalb des Rates 
bewahrt werden und an denen, in der Vorsehung Gottes, alle „zum Nutzen der Ge- 
meinde“ (1 Kor 12,7) teilhaben sollen. 

12. Im Blick auf den Ökumenischen Rat selbst muß sichergestellt werden, daß das 
notwendige institutionelle Element in seinem Leben im Blick auf das Ziel, dem er dient, 
beweglich genug bleibt und daß die Form niemals den Geist beherrscht. Genauso wie 
die Kirchen, die den Okumenischen Rat der Kirchen geschaffen haben und ihn kontrol- 
lieren, hat auch der Okumenische Rat seine institutionellen Aspekte, Ohne klare kon- 
stitutionelle Grundsätze, ohne eine bestimmte Struktur und eine wirksame Admini- 
stration kann er seine Ziele nicht erreichen. Der Okumenische Rat muß jedoch sein 
institutionelles Leben ständig prüfen und für neues Licht offenbleiben, das aus dem 
Worte Gottes hervorbricht, damit er nicht ein Hindernis für die vom Heiligen Geist 
gewirkte Inspiration und Erneuerung wird. 

Darüber hinaus muß der Okumenische Rat, indem er sich der reichen Vielfalt der 
Traditionen innerhalb seiner Gemeinschaft freut, die häufig erhobenen Vorwürfe, er 
strebe Uniformität an, ad absurdum führen. Er sollte gleichzeitig im gemeinsamen 
Gottesdienst, in der Sprache seiner Erklärungen und in der Arbeit seiner Ausschüsse und 
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des Mitarbeiterstabes den schriftgemäßen, trinitarischen Glauben der großen Traditionen 
und Theologien seiner Mitgliedskirchen nachdrücklich Ausdruck verleihen. 

Der Okumenische Rat muß sich deutlich dessen bewußt sein, daß sein wirksamer 
Dienst für den ökumenischen Weg nicht vom Kredit vergangener Erfolge abhängen 
kann. Er kann seinen Grund nur in der Ausweitung seiner Erkenntnisse, der Tiefe seiner 
Hinwendung zum Evangelium der Versöhnung und der Echtheit seines Gehorsams 
gegenüber Gott haben. 

13. Schließlich sollte sich der Okumenische Rat zutiefst bewußt sein, daß der ökume- 
nische Weg nicht aus der Welt herausführt, sondern in sie hinein, damit die Kraft der 
zukünftigen Welt in ihr sichtbar gemacht werde. Der Okumenische Rat der Kirchen muß 
daher danach trachten, den Willen Christi für seine Welt deutlicher zu erkennen und 
niemals das Bewußtsein der Einheit mit ihm in seinem Dienst an allen Menschen zu 
verlieren. 


Zumindest in den deutschen Kirchen hat man sich eingehend mit diesem Doku- 
ment befaßt, jedoch sich des Eindrucks dabei nicht erwehren können, daß es 
theologisch unausgeglichener und weniger gehaltvoll erschien als die frühere, auf 
Dr. Visser ’t Hooft zurückgehende Vorlage über die Bedeutung der Mitglied- 
schaft im ORK. 

Dr. Lukas Vischer äußerte sich vor dem Zentralausschuß in Heraklion über 
das Schicksal des Dokumentes wie folgt: 


AUF DEM ÖKUMENISCHEN WEG 


Das Dokument „Auf dem Okumenischen Weg“ hat mit dem Sekretariat für Glauben 
und Kirchenverfassung nicht unmittelbar zu tun. Es ist ein Dokument, das der Zentral- 
ausschuß auf seiner letzten Sitzung (Februar 1966) verfaßt, gutgeheißen und durch das 
Generalsekretariat den Mitgliedskirchen zugestellt hat. Sie wurden gebeten, noch vor 
dieser Sitzung des Ausschusses dazu Stellung zu nehmen, offenbar in der Hoffnung, daß 
diese Umfrage dazu beitragen werde, die Situation im Blick auf die Vierte Vollver- 
sammlung zu klären. Es ist keine einfache und vor allem keine ganz angenehme Auf- 
gabe, über die eingegangenen Stellungnahmen zu berichten. Denn es ist offenkundig, daß 
das Dokument mit gemischten Gefühlen aufgenommen worden ist, und wenn man die 
Mischung genauer untersucht, wird deutlich, daß das Gewicht eher zum Negativen neigt. 
Gewiß, auch manche Zustimmung und Dankbarkeit sind zum Ausdruck gebracht worden, 
und selbst wenn man die in solchen Stellungnahmen üblichen „captationes benevolentiae“ 
abzieht, bleibt noch manches echte positive Wort. Die Beschreibung der allgemeinen 
ökumenischen Situation und die an die Kirchen gerichteten Fragen haben manchen einzel- 
nen Gruppen die Gelegenheit gegeben, über ihre eigene Situation nachzudenken, und 
wenn man die Antworten durchblättert, steht man immer wieder unter dem Eindruck, 
wie groß die Bereitschaft ist, sich in Frage stellen zu lassen, ja mehr noch: immer wieder 
spürt man etwas von einer Hoffnung und Erwartung, daß der Okumenische Rat den 
Kirchen und vor allem den Gemeinden in pastoraler Weise zu Hilfe komme. Eine Hoff- 
nung und Erwartung, die in ihrer Intensität fast beschämend ist. 

Die Kritik ist aber darum nicht weniger scharf. Manche Gruppen waren von dem 
Text offensichtlich enttäuscht. Eine Einschränkung muß hier allerdings sofort hinzuge- 
fügt werden: Nur eine ausgewählte Zahl von Mitgliedskirchen hat sich überhaupt die 
Mühe genommen zu antworten, und wenn es erlaubt ist, sich an das Sprichwort zu 
halten, „wer schweigt, stimmt zu“, kann man von einer geradezu enthusiastischen Zu- 
stimmung reden. Da ich aber von der Gültigkeit dieses Sprichworts nur teilweise über- 
zeugt bin, werde ich die wichtigsten Punkte der Kritik doch kurz nennen: 
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1. Der schwerwiegendste Einwand, der in manchen Antworten wiederkehrt, betrifft 
die theologische Einleitung. Sie sei zu schwach und zu verschwommen. Christus als 
Träger und Inhalt des Evangeliums komme darin nicht genügend zur Geltung. Das 
Dokument sage zwar am Ende, daß der Okumenische Rat den trinitarischen Glauben in 
„robuster“ Weise zum Ausdruck bringen müsse, halte sich aber selbst nicht an seine 
eigene Empfehlung. „Weg“ ist eine der johanneischen Selbstbezeichnungen Jesu, und es 
wäre möglich gewesen, diese gewaltige Aussage so zu entfalten, daß Christus wirklich 
als das A und das O der Geschichte und damit auch aller unserer menschlichen Unter- 
nehmungen sichtbar wird. Das Dokument spricht zwar von Christus als dem Weg, 
benützt den Ausdruck aber nur als Sprungbrett, um so rasch wie möglich bei unseren 
eigenen, insbesondere bei unseren eigenen ökumenischen Wegen anzukommen. Der Be- 
griff „Weg“ wird in — hermeneutisch fragwürdiger — Weise als Motiv benützt, das es 
möglich macht, von einer Ebene auf die andere zu gleiten. Die große Spannung zwischen 
dem Weg und den Wegen wird dadurch verdeckt, eine Spannung, deren Anerkennung 
für die klarere Erfassung des Themas hätte wichtig sein können. 

2. Viele, die sich mit dem Dokument beschäftigt haben, waren enttäuscht darüber, 
daß es im Grunde nicht mehr als ein Inventar von positiven oder negativen ökumeni- 
schen Tatsachen und Entwicklungen enthält. Nicht daß sie eine fromme Erklärung mehr 
erwarten. Sie wissen auch, daß fromme Sprache billig verströmt werden kann. Das Feh- 
len eines weiteren geistlichen Rahmens hat aber zu einem doppelten Mißverständnis 
geführt. Manche hatten den Eindruck, daß der Okumenische Rat ein Dokument der 
Resignation herausgegeben habe. Das Gewicht der Ereignisse sei so erschlagend, daß er 
nur noch imstande sei, sie aufzuzählen. Das zweite Mißverständnis ist weit gefährlicher: 
Manche hatten den Eindruck, daß der Okumenische Rat vornehmlich mit den Faktoren 
in der gegenwärtigen ökumenischen Situation beschäftigt sei und aus ihnen die Zukunft 
ableiten möchte. Sie konnten den Verdacht nicht unterdrücken, daß den Problemen, die 
sich aus der Begegnung der getrennten Kirchen ergeben, zu große Bedeutung beigemessen 
werde, so sehr, daß die Aufmerksamkeit von den großen Fragen der gegenwärtig gebo- 
tenen theologischen Auseinandersetzung abgelenkt würde. Die kurzen Bemerkungen am 
Ende des zweiten Teils wurden als viel zu schüchtern und belanglos empfunden. Ich 
weiß, daß es sich in beiden Fällen um Mißverständnisse handelt. Es ist aber wichtig zu 
wissen, daß das Dokument diese Mißverständnisse geweckt hat. 

3. Eine dritte Kritik, die manchen Antworten gemeinsam ist, besteht darin, daß der 
Okumenische Rat in diesem Dokument zu sehr mit sich selbst beschäftigt sei. Diese 
Kritik ist natürlich leicht zu erheben, und es ist heute ein derartiger Gemeinplatz ge- 
worden, über die Institution als Hindernis zur Einheit und zum Zeugnis zu sprechen, 
daß man darüber hinwegzugehen geneigt sein mag. Denn sagt das Dokument nicht aus- 
drücklich, daß der Okumenische Rat „beweglich“ bleiben und seine „institutionellen 
Elemente“ unter Kontrolle halten müsse? Der Einwand kann aber nicht so rasch abgetan 
werden. Er fällt erst dahin, wenn deutlich wird, was „Beweglichkeit“ und „Kontrolle“ 
in Wirklichkeit bedeuten. Sowohl das Dokument selbst als vor allem auch die Antworten 
zeigen, daß die Diskussion über die Bedeutung des Okumenischen Rates festgefahren 
ist. Weder von der einen noch von der anderen Seite werden irgendwelche weiterführen- 
den Vorschläge gemacht. Die Diskussion beschränkt sich auf die Affirmationen und vor 
allem die Negationen der Erklärung von Toronto (1950), und wenn man die Lektüre 
der Antworten beendet hat, hat man den Eindruck, sich nutzlos in einem Kreis gedreht 
zu haben. Wenn eine Diskussion festgefahren ist, ist es wohl am klügsten, sie für eine 
Weile stehenzulassen, wo sie steht. Die großen Fragen, die durch die gegenwärtige Situa- 
tion aufgeworfen werden, können durch eine Diskussion über das Wesen des Okume- 
nischen Rates ohnehin nicht eingefangen werden, und es läßt sich nichts dadurch gewin- 
nen, daß hier ein Komma und dort ein anderes Tüttel der Erklärung von Toronto 
verändert wird. Solche Bemühungen erwecken nur den Eindruck der Beschäftigung mit 
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sich selbst. Der Blick auf die großen Erschütterungen in den Kirchen und in der Welt 
ist darum auch in dieser Frage der angemessenen Struktur der sachlichste Blick, ein 
Umweg, der sich als der kürzeste Weg erweisen mag. 

Manche anderen Bemerkungen könnten hinzugefügt werden. Ich beschränke mich auf 
diese drei. Sie sehen, daß sie eng zusammenhängen, und wenn ich sie zusammenfassen 
soll, würde ich am ehesten die schon genannte Formel benützen: Das Dokument unter- 
scheidet auf allen Ebenen nicht genügend zwischen dem Weg und den Wegen. 

Diese Kritik hat nicht akademischen Charakter. Sie wird weder aus hermeneutischem 
Purismus noch um der Kritik willen erhoben. Die Gruppen, die sich mit dem Dokument 
beschäftigten, hatten vielmehr den Eindruck, daß eine klarere Unterscheidung es möglich 
gemacht hätte, sich in viel größerer Freiheit mit den Problemen auseinanderzusetzen, 
die die Kirchen in der heutigen Welt sehen. Alle sind einverstanden, vielleicht sogar zu 
rasch einverstanden mit der Liste von Mängeln, die im dritten Teil aufgezählt werden, 
vor allem mit dem berühmten Satz von dem „Abstand zwischen der Großartigkeit der 
gemeinsamen Erklärungen und der Langsamkeit des aktiven Gehorsams“. Manche hätten 
aber gerne klarer gesehen, auf Grund welcher umfassenden Sicht sie diesen Abstand 
überwinden können. Diese Kritik ist im Grunde ermutigend, und man kann sagen, daß 
das Dokument unter diesem Gesichtspunkt seinen Dienst geleistet hat. Es wird kein 
kanonischer Text werden. Es hat aber auf seine Weise dazu beigetragen, die Bewegung 
nach vorne zu stärken. Die Stellungnahmen verlangen mutige Schritte von seiten des 
Okumenischen Rates, und dies ist vielleicht das Verheißungsvollste des ganzen Unter- 
nehmens. 


4. Kirche und Gesellschaft 


Seit der Weltkonferenz von Oxford über Kirche, Volk und Staat im Jahre 1937 
hatte kein ähnlich umfassender Versuch mehr stattgefunden, die christliche Ver- 
antwortung in diesem Bereich neu zu durchdenken und zu formulieren. Die Not- 
wendigkeit, die seither eingetretenen technischen und sozialen Umwälzungen zu 
untersuchen und die sich daraus ergebenden Folgerungen für die Kirchen zu zie- 
hen, veranlaßte den Zentralausschuß in Enugu zu dem Entschluß, vom 12. bis 
26. Juli 1966 eine Weltkonferenz nach Genf einzuberufen, die zwar nicht unter 
der offiziellen Verantwortung des ORK, wohl aber in seinem Auftrag abgehal- 
ten wurde. Über die Planung und Durchführung der Konferenz finden sich in 
dem Berichtsband „Von Neu-Delhi nach Uppsala 1961-1968“ folgende Aus- 
führungen: 


In der Zeit zwischen Neu-Delhi und Uppsala hat das Referat für Kirche und Gesell- 
schaft eine rege Tätigkeit entfaltet. Der Stab war fast ausschließlich mit der Vorbereitung 
und Planung der Weltkonferenz für Kirche und Gesellschaft, die vom 12. bis 26. Juli 
1966 in Genf stattfand, und der Arbeit nach der Konferenz beschäftigt. Zweifellos wird 
diese Konferenz, an der das Sekretariat für rassische und ethnische Beziehungen voll 
beteiligt war, das soziale Denken und Handeln des ORK und seiner Mitgliedskirchen 
und die Entwicklung in vielen Lebens- und Arbeitsbereichen der Okumene nachhaltig 
beeinflussen. Über die Konferenz ist bereits in der ökumenischen Bewegung viel dis- 
kutiert worden, und sie hat zwischen den Kirchen und der säkularen Welt erneut das 
Gespräch über viele Fragen der Sozialethik und Politik in Gang gebracht. 


327 


DIE WELTKONFERENZ FÜR KIRCHE UND GESELLSCHAFT 
a) Wie es zu der Konferenz kam 


Der Vorschlag zur Einberufung einer Weltkonferenz für Kirche und Gesellschaft ging 
auf eine doppelte Reaktion auf die Beschlüsse von Neu-Delhi zurück: 

1. auf die Notwendigkeit, ein Durchführungsorgan für umfassende Studienprogramme 
über soziale Fragen, das die Vollversammlung genehmigt hatte, zu schaffen und 

2. auf den Eindruck, daß es nötig wäre, vor der Vollversammlung von 1968 ein welt- 
weites Forum zu haben, um auf die Dringlichkeit des Dialogs zwischen den afrika- 
nischen, asiatischen und lateinamerikanischen Nationen einerseits und dem „Westen“ 
andererseits aufmerksam zu machen. 

Nur so könnte ein neues ökumenisches Verständnis der Fragen internationaler, sozia- 
ler Gerechtigkeit gewonnen werden, zu dem dann die Vollversammlung von Uppsala 
Stellung nehmen könnte. 

Die Vollversammlung von Neu-Delhi hatte ein umfassendes Studienprogramm über 
drei Problemkreise gebilligt: 

1. Fragen moralischer Verantwortung im Umbruch von traditioneller zu dynamischer 
Gesellschaft, 

2. die sozialen, politischen und ethischen Probleme moderner Industriegesellschaften 
und 

3. rassische und ethische Spannungen in einer sich wandelnden Weltgemeinschaft. 

Es blieb dem Referat für Kirche und Gesellschaft überlassen, Vorschläge zur Durch- 
führung dieses Programms zu machen, obschon die Vollversammlung bestimmt hatte, 
daß man nach Mitteln und Wegen suchen sollte, um die Mitarbeit von Laien, moderner 
Forschung und christlicher Wissenschaft aus verschiedenen Regionen und Ländern sicher- 
zustellen, damit so eine möglichst umfassende Vertretung des ökumenischen Sozialden- 
kens erreicht würde. Die Ergebnisse, die aus der Studienarbeit „Rascher sozialer Um- 
bruch“ (1955-1961) gewonnen wurden, hatten gezeigt, daß den „neuen“ Nationen eine 
geeignete Gelegenheit geboten werden müßte, um ihre sozialen Probleme und Ansichten 
vor der gesamten ökumenischen Bewegung darzulegen. 

Man erkannte bald, daß eine weltweite Konferenz über Kirche und Gesellschaft nötig 
war, sollten Fortschritte im ökumenischen Sozialdenken gemacht werden, und auf der 
Tagung in Paris 1962 billigte der Zentralausschuß den Vorschlag für diese Konferenz 
und beauftragte das Referat für Kirche und Gesellschaft, mit den Vorbereitungen zu 
beginnen. Später setzte der Zentralausschuß einen Vorbereitungsausschuß ein und prüfte 
auf seinen folgenden Sitzungen die Berichte, die dieser ihm über den Fortgang der 
Arbeiten vorlegte. Auf seiner Tagung in Enugu im Januar 1965 stimmte der dem Haupt- 
thema und den wichtigsten Punkten des Konferenzprogramms zu; im Februar 1966 
prüfte er in Genf ein letztes Mal den Stand der Vorbereitungsarbeiten. 

Die Genfer Konferenz war die 3. Weltkonferenz, die sich vorwiegend mit Fragen von 
Kirche und Gesellschaft beschäftigte, und wie die erste (Weltkonferenz für Praktisches 
Christentum, Stockholm 1925) und zweite (2. Weltkonferenz für Praktisches Christen- 
tum über „Kirche, Volk und Staat“, Oxford 1937) wurde sie durch zahlreiche Studien 
vorbereitet, die in vier Bänden vor Beginn der 3. Weltkonferenz veröffentlicht wurden. 
Sie behandeln folgende Themen: 

Christliche Sozialethik in einer sich wandelnden Welt, 

Verantwortliche Regierung in einem revolutionären Zeitalter, 

Wirtschaftliche Entwicklung in weltweiter Sicht, 

Der Mensch in der Gemeinschaft. 

Die großen Linien dieser Binde wurden im Juni 1963 auf einer Konferenz in St. Cer- 
gue (Schweiz) festgelegt, an der 60 Wissenschaftler aus verschiedenen Teilen der Welt 
teilnahmen. Die Vorschläge wurden dem Zentralausschuß auf seiner Tagung in Rochester, 
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New York, im August 1963 vorgelegt, der die Pläne für die Vorbereitungsarbeiten 
annahm. 

Über 80 Autoren und Herausgeber wurden aufgefordert, die Manuskripte einzurei- 
chen, und 1964 traten Redaktionsgruppen in Holland zusammen, um die ersten Ent- 
würfe zu begutachten und zu überarbeiten. Die Bände wurden von April bis Juni 1966 
veröffentlicht? und haben außerhalb der Konferenz in hohem Maße als Lehrmaterial 
Verwendung gefunden. Der Planungsausschuß der Konferenz hat sich ganz wesentlich 
auf die in diesen Bänden enthaltenen Diskussionen gestützt, als er die Themen und Leit- 
gedanken der Konferenz formulierte. 


b) Die Planung der Konferenz 


Nachdem die vorbereitenden Studien in Gang gesetzt waren, begann der Vorbereitungs- 
ausschuß der Konferenz mit der Ausarbeitung des Programms und mit der Auswahl der 
Konferenzteilnehmer. 

Ge der Zentralausschuß 1962 seine Zustimmung zu der Konferenz gab, hatte er 
erklärt: 

„Die ökumenische Bewegung und vor allem der ORK haben versucht, durch ein 
intensives Studienprogramm über soziale Fragen von Amsterdam 1948 bis Neu-Delhi 
1961 mit diesen sozialen und theologischen Entwicklungen Schritt zu halten. Die Zeit 
ist gekommen, in der die Probleme der Gesellschaft in der heutigen Welt von dem Ruf 
her gesehen werden müssen, den Gott an die Menschen ergehen läßt. Daraus können 
eine Reihe von theologischen und ethischen Einsichten entwickelt werden, die die Kirchen 
bei ihrem Zeugnis in der gegenwärtigen Geschichte unterstützen.“ 

Es wurde beschlossen, daß die Konferenz ermächtigt sein sollte, 

— Berichte entgegenzunehmen und sie den Kirchen zu empfehlen; 

— dem ORK Empfehlungen vorzulegen; 

- in ihrem eigenen Namen Erklärungen abzugeben. 

In der Folge wurden in Enugu die Zielsetzungen der Konferenz präzisiert und be- 
schlossen, daß sie „Weltkonferenz für Kirche und Gesellschaft: Die christliche Antwort 
auf die technische und soziale Revolution unserer Zeit“ heißen sollte. Das Thema wurde 
später etwas umformuliert, und die Ziele der Konferenz wurden folgendermaßen gefaßt: 

u. Vertreter der Sozialwissenschaften und andere, die sich mit der Entwicklung neuer 
Formen der Gesellschaft in der gegenwärtigen Welt befassen, mit Theologen zusammen- 
zuführen: 

1. um folgende Gegebenheiten in unserer heutigen Welt und deren Bedeutung für 
das menschliche Zusammenleben zu überprüfen: 

— die beschleunigte technische Entwicklung unserer Zeit; 

- die Befreiung der Völker von verschiedenen Formen der Fremdherrschaft und da- 
mit zugleich ihre neuen Hoffnungen auf ein erfüllteres Leben; 

_ die wachsende Kluft zwischen reichen und armen Ländern, die sich widerstreiten- 
den Interessen und sich daraus ergebenden Machtkämpfe der Staaten in einer immer 
mehr zu gegenseitiger Abhängigkeit sich entwickelnden Welt; 

2. um zu erkennen, wie diese revolutionären Veränderungen die christliche Nachfolge 
in der modernen Welt beeinflußt haben und noch beeinflussen; 

3, um im Lichte solcher Erkenntnisse die Bedeutung des Evangeliums für soziale 
Ethik und Aktion zu bedenken, 

- um für die Stellungnahme der Kirchen Vorschläge zur Stärkung und Erneuerung 
ihres Dienstes an der Gesellschaft zu formulieren, 


2. Deutsche Ausgabe als Auswahlband: Die Kirche als Faktor einer kommenden Weltgemein- 
schaft, Kreuz-Verlag, Stuttgart und Berlin. 


329 


- um dem ORK bei der Ausarbeitung von Richtlinien zu helfen, die das christliche 
Bemühen um menschliche Solidarität, Gerechtigkeit und Freiheit in einer Welt revolu- 
tionärer Veränderungen zum Ausdruck bringen.“ 


c) Die Auswahl der Teilnehmer 


Wie ursprünglich geplant, sollte sich die Konferenz aus Delegierten zusammensetzen, 
die von den Mitgliedskirchen ernannt würden und befugt wären, im Namen der Kirchen 
und des ORK zu sprechen. Nach reiflicher Überlegung kam man jedoch zu dem Schluß, 
daß drei Nachteile mit diesem Verfahren verbunden wären: erstens würde eine zu 
große Zahl der Teilnehmer Kirchenführer gewesen sein; zweitens wäre bei einem sich 
nach der Größe der Kirche bemessenden Delegiertenanteil kein ausgewogenes Gleich- 
gewicht hinsichtlich der Repräsentation verschiedener Gebiete bei einer weltweiten Dis- 
kussion über soziale Fragen zustande gekommen, und drittens hätte eine so zusammen- 
gesetzte Konferenz nicht die Freiheit gehabt, eine bahnbrechende und schöpferische 
Konzeption der Verantwortung der Kirche in der Gesellschaft zu entwickeln, worauf der 
ursprüngliche Auftrag abzielte. 

Aus diesem Grunde kam der Exekutivausschuß des ORK überein, den Charakter der 
Konferenz dahingehend abzuändern, daß aus einer Konferenz, die im Namen der Kir- 
chen sprechen sollte, eine Konferenz wurde, die zu den Kirchen sprechen und sie bei der 
christlichen Antwort auf die Herausforderungen der revolutionären Wandlungen in 
unserer Zeit beraten würde. Mit Zustimmung des Zentralausschusses wurde das Ver- 
fahren zur Auslese der Teilnehmer geändert, um der neuen Vorstellung gerecht zu wer- 
den. Der ORK wählte Teilnehmer auf Namenslisten aus, die ihm die Kirchen vorgelegt 
hatten, und seine Wahl wurde von den Kirchen und nationalen Kirchenräten bestätigt. 
Dadurch wurde zweierlei erreicht: 1. ein ausgewogenes Gleichgewicht zwischen Theo- 
logen und Fachleuten verschiedener anderer Disziplinen und 2. die Vertretung der 
Regionen gemäß ihrer Bedeutung in der Weltgemeinschaft. Dank ihres so veränderten 
Charakters hatte die Konferenz die nötige Freiheit, neue Stellungnahmen zur christlichen 
Sozialethik zu prüfen und neue Möglichkeiten vorzuschlagen; ihre beiden ausschlag- 
gebenden Kriterien waren: 1. starke Vertretung der Laien und 2. eine relativ breite 
Vertretung der nichtwestlichen Welt. 

Insgesamt nahmen 420 Teilnehmer - einschließlich 38 Beobachtern und 18 Gästen - aus 
80 Nationen und 164 Mitgliedskirchen an der Konferenz teil. Von den 338 offiziell von 
den Kirchen ernannten Delegierten waren 180 Laien und 158 Theologen. Unter den Teil- 
nehmern befanden sich 50 politische Führer und Beamte des öffentlichen Dienstes, 19 Ge- 
schäftsleute und Industrielle, 28 Volkswirtschaftler, 36 Angehörige freier Berufe, 9 Ar- 
beiter oder Gewerkschaftsführer, 20 Sozialwissenschaftler und 8 Naturwissenschafler. 

Unter den Theologen und Geistlichen befanden sich 20 Pastoren, 50 Professoren für 
Sozialethik und 57 Kirchenbeamte und Kirchenführer. Weiter nahmen teil: 30 Jugend- 
vertreter, die vom Christlichen Studentenweltbund und dem Jugendreferat des ORK 
ausgewählt waren; 38 Beobachter, darunter acht römisch-katholische und fünf aus ande- 
ren Nichtmitgliedskirchen; sechs Beobachter von Sonderorganisationen der UNO und 
19 aus anderen befreundeten religiösen Organisationen. 

Die offiziellen Konferenzteilnehmer verteilen sich wie folgt auf die einzelnen Regio- 
nen und Kontinente: Nordamerika 65; Lateinamerika 42; Westeuropa (einschließlich 
Großbritannien) 76; Osteuropa (einschließlich der UdSSR) 45; Afrika 42; Asien 46; 
Mittlerer Osten 17; Australien und Neuseeland fünf. 

So wurde diese Konferenz die erste ökumenische Weltkonferenz, auf der die über- 
wiegende Mehrheit der Teilnehmer Laien waren, und die erste, auf der Afrika, Asien 


und Lateinamerika zahlenmäßig ebenso stark vertreten waren wie Westeuropa und 
Nordamerika. 
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Der Verwaltungsstab der Konferenz umfaßte über 50 Personen; etwa die Hälfte 
waren Mitarbeiter des ORK und der Rest junge Theologen und Laien aus verschiedenen 
Ländern. 

Pressevertreter von über 125 Presseorganen und über 25 Mitarbeiter von Rundfunk- 
und Fernsehanstalten nahmen an der Konferenz teil. 


d) Die Struktur des Konferenzprogramms 


Die grundlegenden Arbeitseinheiten waren vier Sektionen, in denen behandelt wurde: 

I. Wirtschaftliche Entwicklung in weltweiter Sicht, 

II. Wesen und Auftrag des Staates in einer Zeit des Umbruchs, 

III. Strukturen internationaler Zusammenarbeit — Friedliches Zusammenleben in 
einer pluralistischen Weltgemeinschaft, 

IV. Mensch und Gemeinschaft in sich wandelnden Gesellschaftsformen. 

Jeder Teilnehmer war einer dieser Sektionen zugeteilt. Während der ersten Tage der 
Konferenz tagten die Sektionen im Plenum, später teilten sie sich zu eingehenden Dis- 
kussionen und zur Abfassung der Entwürfe über verschiedene Sektionsthemen in Unter- 
sektionen auf und traten dann wieder im Plenum zusammen, um die Berichte der Unter- 
sektionen zu beraten und zu einem Gesamtbericht zusammenzustellen. 

Weiter wurden drei Arbeitsgruppen eingerichtet, die aus Mitgliedern der Sektionen 
gebildet wurden und außerhalb des regulären Konferenzprogramms tagten. Sie hatten 
die Aufgabe, die Berichte über drei Themen auszuarbeiten, die die Arbeit sämtlicher 
Sektionen durchzogen: 

A. Theologische Probleme in der Sozialethik, 

B. Möglichkeiten im gegenwärtigen technischen und wissenschaftlichen Umbruch, 

C. Das Wirken der Kirche in der Gesellschaft. 

Die ersten Vollsitzungen der Konferenz sollten den Sektionen und Arbeitsgruppen 
helfen, ihre Arbeit im großen Zusammenhang der sozialen Wirklichkeit unserer Zeit zu 
sehen. Während der Eröffnungstage beschäftigten sie sich mit vier Dimensionen der revo- 
lutionären Veränderungen, die sich heute in der Welt vollziehen: 1. Möglichkeiten im 
gegenwärtigen technischen und wissenschaftlichen Umbruch, 2. politische und wirtschaft- 
liche Dynamik neuerwachter Völker, 3. die Suche nach einem neuen Ethos für neue 
Gesellschaften und 4. die Herausforderung und Relevanz der Theologie in der sozialen 
Revolution unserer Zeit. 

In den Plenarsitzungen der nächsten Tage standen zentrale Themen der einzelnen 
Sektionen im Mittelpunkt, die von Interesse für die ganze Konferenz waren, und andere 
schwierige Probleme wie die sozialen Fragen in Lateinamerika, der Dialog mit dem 
Vatikanischen Konzil über soziale Fragen und die Rolle der Kirche bei der Umgestal- 
tung der Gesellschaft. In den letzten Tagen befaßte sich das Plenum mit den Berichten 
der Sektionen und Arbeitsgruppen, die der Konferenz zur Beschlußfassung vorgelegt 
wurden. 


e) Gottesdienste und Bibelarbeiten 


Außer den Eröffnungs- und Schlußgottesdiensten fanden täglich Morgen- und Abend- 
gottesdienste statt. Jeden Morgen wurden in den Sektionen Bibelarbeiten gehalten. 
Sämtliche Sektionen arbeiteten über Stellen aus dem Kolosserbrief und erwogen deren 
Bedeutung für die Fragen der Sektion. 

Am ersten Sonntag der Konferenz fanden sich die Teilnehmer zu einem öffentlichen 
ökumenischen Gottesdienst in der St.-Pierre-Kathedrale in Genf zusammen, bei dem 
Dr. Martin Luther King predigen sollte. Obwohl er durch Rassenunruhen in Chicago 
festgehalten war, hörten Millionen Dr. King im europäischen Rundfunk und Fernsehen, 
da man nachts zuvor ein Tonband seiner Predigt in die Schweiz geflogen hatte. 
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f) Das ökumenische Sozialdenken nach der Konferenz 


Es kann an dieser Stelle nicht ausführlich über die Ergebnisse der Konferenz berichtet 
noch ihre Bedeutung für das ökumenische Sozialdenken untersucht werden. Der offizielle 
Bericht über die Konferenz, den der Vorsitzende der Konferenz, M. M. Thomas (Indien), 
und der Organisationssekretär, Paul Abrecht vom Referat des ORK für Kirche und 
Gesellschaft, verfaßt haben, ist sämtlichen Mitgliedskirchen zu Studium und Stellung- 
nahme zugeleitet worden3. Die Kirchen und der ORK müssen sich noch mit der Kon- 
ferenz auseinandersetzen. Der Vollversammlung in Uppsala soll nicht nur der Bericht 
über die Konferenz vorgelegt werden, sondern auch ein umfassender Bericht über die 
eingegangenen Stellungnahmen und Kommentare. 

Bestimmte Aspekte der Konferenz haben besonderes Interesse geweckt, und die Dis- 
kussion über zwei von ihnen soll hier erwähnt werden. 


1. Der Beitrag der Konferenz zur Frage der theologischen Grundlage der Sozialethik. 
Es ist gefragt worden, ob theologische Fragen auf der Konferenz genügend Beachtung 
gefunden haben. Manche Beobachter sind der Ansicht, daß sie nicht genügend berück- 
sichtigt worden sind. Andere weisen darauf hin, daß die Theologie notwendig im Hinter- 
grund stehen mußte. Vielleicht erklärt das den vorläufigen Charakter der theologischen 
Aussagen der Konferenz und warum der Bericht der theologischen Arbeitsgruppe der 
Konferenz dringend empfahl, der ORK solle „eine Konsultation zur theologischen Beur- 
teilung des Konferenzberichts“ einberufen, die besonders Fragen, die sich im Dialog zwi- 
schen Theologen, Sozialwissenschaftlern und Physikern ergeben, untersuchen sollte. 


2. Die Diskussion über den revolutionären Umbruch. In Anbetracht des Hauptthemas 
der Konferenz war es wohl unvermeidlich, daß die Frage — Kirche und Revolution — 
schon vor der Konferenz zu einer der heikelsten Fragen wurde. Tatsächlich stand sie 
dann auch im Mittelpunkt der theologischen Referate am dritten Abend der Konferenz. 
Die Frage wurde auf zweierlei Weise gestellt: 1. Wie sollen Christen den revolutionären 
Umbruch im technischen und sozialen Bereich beurteilen, der unsere Welt kennzeichnet? 
2. Was ist das spezifisch christliche Zeugnis angesichts der Forderungen nach revolutio- 
nären Veränderungen, die in so vielen Teilen der Welt erhoben werden? Eine Reihe 
Teilnehmer war schockiert, daß die Revolution als normale Form des sozialen Wandels 
gelten sollte. Andere sahen den revolutionären Wandel als Beweis für Gottes Wirken in 
der menschlichen Geschichte an. Die Kluft zwischen diesen Gruppen war oft sehr tief. Die 
Diskussion, die nach der Konferenz über diese Streitfrage weitergeführt wurde, ist mit 
außerordentlich großem Interesse verfolgt und die Weltkonferenz sehr gelobt, aber auch 
scharf verurteilt worden, daß sie diese Frage aufgegriffen hat. 


g) Die Ausweitung des ökumenischen Dialogs 


Einer der bemerkenswertesten Aspekte der Weltkonferenz war das außerordentliche 
Interesse, das der Konferenz und ihrer Vorbereitung von römisch-katholischer Seite ent- 
gegengebracht wurde und das auch in den starken Gruppen römisch-katholischer Beob- 
achter und Pressevertreter, die an der Konferenz teilnahmen, und in den Diskussionen 
über ihre Ergebnisse zum Ausdruck kam. Die acht Beobachter, die der Vatikan entsandt 
hatte, bildeten eine eindrucksvolle, wahrhaft internationale Gruppe, die sich aus Theo- 
logen und Laien zusammensetzte. Ihr wohlwollendes Verständnis für die Konferenz hat 
wesentlich dazu beigetragen, deren Zielsetzungen der gesamten christlichen Welt zu inter- 
pretieren. Dies wurde durch zwei von der römisch-katholischen Kirche und dem ORK 


3. Appell an die Kirchen der Welt, Kreuz-Verlag, Stuttgart und Berlin. 
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gemeinsam veranstaltete Konsultationen über christliches Sozialdenken heute (März 1965 
und Februar 1966) ermöglicht, die der Konferenz vorausgingen und beiden Seiten Ge- 
legenheit boten, die Arbeit der anderen Gruppe auf dem Gebiet des christlichen Sozial- 
denkens kennenzulernen. Der Bericht über die Konsultationen wurde in Ökumenische 
Diskussion, Bd. II, Nr. 2, 1966, S. 86-116, veröffentlicht. 


Auf den Ablauf der Konferenz im einzelnen einzugehen ist hier nicht der Ort. 
Dafür sei u. a. auf das Sonderheft der „Ökumenischen Rundschau“, Nr. 1/1967, 
verwiesen, in dem auch weitere Literaturangaben enthalten sind. Die Dokumente 
der Weltkonferenz für Kirche und Gesellschaft findet man in dem Band „Appell 
an die Kirchen der Welt“ (Kreuz-Verlag, Stuttgart 1967). Aber schon die „Bot- 
schaft der Konferenz“ versuchte, die wesentlichen Punkte zusammenzufassen: 


BOTSCHAFT DER KONFERENZ 


1. Wir, die Teilnehmer der Konferenz für Kirche und Gesellschaft, danken Gott, der 
uns aus 70 Nationen der Welt hier zusammengeführt hat. Dankbar erkennen wir an, 
daß er uns diese Erfahrung der Weltgemeinschaft, die in unserem Zeitalter der fortge- 
schrittenen Technik und sozialen Revolution im Entstehen ist, gewährt hat. Durch seine 
Gnade sind wir uns erneut der Wirklichkeit der Kirche als Gottes Volk bewußt gewor- 
den, einig in aller Vielfalt, in Schwachheit getragen durch die Kraft des Heiligen Geistes 
und berufen zu der Freiheit und Versöhnung, die uns in Christus gegeben ist. 

2. Während unseres Zusammenseins sind wir an die neuen Möglichkeiten, die heute 
der Menschheit offenstehen, erinnert worden, aber auch an die neuen Bedrohungen der 
menschlichen Existenz. Unter uns ist ein neues Verständnis für die Dringlichkeit der vor 
uns liegenden Aufgabe wachgeworden. Im Lichte dessen, was jetzt in unserer Gesellschaft 
geschieht, können wir Christen dem Ruf zum ernsthaften Studium und kraftvollen Han- 
deln nicht ausweichen. 

3, Unsere Aufmerksamkeit hat sich während der ganzen Konferenz auf vier Fragen- 
kreise konzentriert: 

a) Moderne Technik. Wir waren uns der durch sie geweckten Hoffnung bewußt und 
haben zu verstehen versucht, wie sie so gebraucht und kontrolliert werden kann, daß sie 
auf bestmögliche Weise zur Befreiung des Menschen, zum wirtschaftlichen Wohl und zur 
sozialen Gerechtigkeit beiträgt. 

b) Die Notwendigkeit einer beschleunigten Entwicklung in Asien, Afrika und Latein- 
amerika und grundlegender Veränderungen in den Beziehungen zwischen diesen Ländern 
und den Industrienationen. 

c) Das Ringen um den Frieden in der Welt: Die Wichtigkeit, alles, was möglich ist, 
zu unternehmen, um den gegenwärtigen militärischen Konflikt in Vietnam zu beenden 
und Lösungen für solche spannunggeladenen Situationen zu finden, die die Möglichkeit 
neuer Kriege in sich bergen. Wir haben mit großer Beunruhigung festgestellt, daß sich 
unter vielen Menschen eine rohe, gefühllose Einstellung zu den Mitteln herausbildet, die 
in Bürgerkriegen und internationalen Kriegen angewandt werden. Alle herkömmlichen 
Grausamkeiten und alle neuen Formen der Kriegsführung sollten das christliche Gewis- 
sen aufrütteln. 

d) Das Problem einer gerechten politischen und sozialen Ordnung und die sich wan- 
delnde Rolle des Staates. Eine grundlegende Frage in diesem Zusammenhang ist die 
Funktion des Rechtes in unserer Zeit des Umbruchs und seine theologische Begründung. 

4. Es ist nicht leicht, ein gemeinsames Verständnis dieser Probleme und ihrer Lösun- 
gen zu erzielen. Unsere Diskussionen haben eine weite Skala von Gesichtspunkten ge- 
zeigt, die nicht nur durch die Verschiedenartigkeit der Situationen, aus denen wir kom- 
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men, bedingt sind, sondern auch durch die unterschiedlichen Perspektiven, aus denen wir 
soziale Fragen bedenken. Unser christlicher Glaube gibt uns ein gemeinsames Fundament, 
grundlegende Einstellungen und gemeinsame Zielsetzungen für unseren Dienst an der 
Gesellschaft, aber keinen leichten Konsensus über spezielle soziale Probleme. Auf dieser 
Konferenz haben wir jedoch entdeckt, daß ein Dialog zwischen diesen verschiedenen 
Standpunkten möglich ist und daß eine solche Diskussion die Grenzen unseres Denkens 
offenlegt und uns zu größerer Treue aufruft. 

5. Wenn die Kirche ihren Gliedern Führung in ihrem Dienst an der Welt geben will, 
muß sie herausfinden, wie ein ständiger Dialog zwischen den Sozialwissenschaftlern und 
den Theologen, zwischen solchen, die die sozialen Probleme studieren, und denen, die 
sich mit den Gemeinschaftsaufgaben in der Gesellschaft befassen, ermöglicht wird. Die 
Anwesenheit einer großen Zahl von Laien und Experten aus den verschiedensten Gebie- 
ten auf dieser Konferenz hat eine einzigartige Möglichkeit für diesen Dialog geschaffen. 
Sie hat sowohl die Möglichkeiten als auch die Schwierigkeiten, die in dem Dialog ver- 
borgen liegen, aufgedeckt und zu der Empfehlung geführt, langfristige Planungen für 
solche Diskussionen auszuarbeiten. 

6. Als Christen müssen wir uns für die Umwandlung der Gesellschaft einsetzen. In 
der Vergangenheit haben wir das gewöhnlich in aller Stille durch Bemühungen um 
soziale Erneuerung getan, indem wir in den und durch die vorhandenen Institutionen 
ihren Bestimmungen gemäß gearbeitet haben. Heute beziehen viele von denen, die sich 
dem Dienst Christi und ihres Nächsten widmen, eine radikalere und revolutionärere 
Stellung. Sie leugnen keineswegs den Wert von Tradition und sozialer Ordnung, sind 
aber auf der Suche nach einer neuen Strategie, mit deren Hilfe grundlegende Änderun- 
gen in der Gesellschaft ohne zu großen Zeitverlust herbeigeführt werden können. Mög- 
licherweise wird in Zukunft die Spannung zwischen diesen beiden Lagern einen wichtigen 
Platz im Leben der christlichen Gemeinschaft einnehmen. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
ist es wichtig, daß wir die tiefere Verankerung dieser radikalen Position in der christ- 
lichen Tradition erkennen und ihr einen berechtigten Platz im Leben der Kirche und in 
der gegenwärtigen Diskussion über die soziale Verantwortlichkeit einräumen. 

7. In vielen Teilen der heutigen Welt stellt die Kirche eine verhältnismäßig kleine 
Minderheit dar, die sich zusammen mit anderen religiösen und weltlichen Bewegungen 
am Kampf um die Zukunft des Menschen beteiligt. Zudem kann sie nur hoffen, zur Um- 
wandlung der Welt beizutragen, wenn sie selber in Kontakt mit der Welt umgewandelt 
wird. Der Gott, der seinen Sohn ans Kreuz sandte und seine Macht in Schwachheit offen- 
barte, hat uns an diesen Punkt geführt und gibt seinem Volk neue Möglichkeiten des 
Dienstes und des Zeugnisses. Auf dieser Konferenz sind wir dazu geführt worden, einige 
dieser neuen Möglichkeiten zu erkennen, und wir wurden dazu herausgefordert, uns für 
diese Aufgabe des Dienstes vorzubereiten. 

8. Wenn die Kirche wirklich als Dienerin lebt, mag sie ihren einzigartigen Auftrag in 
dieser unserer Zeit entdecken. Angesichts der Forderungen nach einer neuen Beziehung 
zwischen den reichen und armen Nationen und zwischen den mächtigen und den unter- 
drückten Klassen kann die Kirche verstehen, daß der Mächtige die Hilfe des Schwachen 
ebenso nötig braucht wie der Schwache die des Starken. Gesellschaften auf verschiedenen 
Entwicklungsstufen sehen sich schwierigen Problemen gegenüber, für die es keine ein- 
fachen Lösungen gibt. Sie können das Wesen ihrer eigenen Probleme oft klarer erfassen 
im Gegenüber zu Gesellschaften, die völlig anders sind als sie selbst. Die dynamische 
Welt, in der wir leben, ruft uns zu neuen Experimenten auf dem Gebiete sozialer Pla- 
nung und zu neuen Strukturen. Diese neuen Formen bilden sich vielleicht in einigen Fäl- 
len zunächst in den Entwicklungsländern heraus, in denen die Auswirkungen des sozialen 
Umbruchs am spürbarsten sind. Die Begegnung, die hier stattgefunden hat, wird sich 
vielleicht als ein bedeutsamer Schritt auf dem Wege zur Erfüllung dieses Auftrages er- 
weisen. 
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9. Im Geist dieser Konferenz muß unser letztes Wort an die Kirchen ein Ruf zur 
Buße und zur Erkenntnis des göttlichen Gerichts über uns sein, aber auch ein dringender 
Appell zu wirksamerem und entschiedenerem Handeln, als Ausdruck unseres Zeugnisses 
vom Evangelium in der Welt, in der wir leben. Wir sind uns darüber im klaren, daß 
diese Aufgabe nicht leicht ist. Sie erfordert einen langen und mühsamen Kampf. Aber wir 


beten um Kraft, gestützt auf das Versprechen unseres Herrn: „Seid getrost; ich habe die 
Welt überwunden.“ 


Vor dem Zentralausschuß in Heraklion hob Prof. J. M. Lochman (Prag) die 
dringlichsten Fragen, die durch die Weltkonferenz ausgelöst waren, hervor: 


DIE WELTKONFERENZ FÜR KIRCHE UND GESELLSCHAFT 1966 


Bericht von Prof. J. M. Lochman 


Der Zentralausschuß in Paris 1962 genehmigte die Weltkonferenz für Kirche und Ge- 
sellschaft. Detaillierte Pläne für Thema, Struktur und Teilnehmerschaft wurden vom 
Zentralausschuß in Enugu im Januar 1965 genehmigt. Der Zentralausschuß in Genf im 
Februar 1966 überprüfte die Konferenzpläne in ihrer endgültigen Fassung und gab seine 
Genehmigung. 

Wie allgemein bekannt, fand die Weltkonferenz im Juli 1966 in Genf statt. Sie haben 
ein Exemplar des offiziellen Berichtes vom Generalsekretär erhalten. Ich habe die Ehre, 
im Namen von Herrn M. M. Thomas, dem Vorsitzenden des Arbeitsausschusses, und im 
Namen der Mitglieder des Arbeitsausschusses diesem Zentralausschuß offiziell den Kon- 
ferenzbericht zu überreichen. 

Aufgabe der Konferenz war es, die technische und soziale Revolution unserer Zeit zu 
untersuchen und die Kirchen und den ORK in der Frage der christlichen Reaktion auf 
diese Revolution in unserer Zeit zu beraten. Die Bedeutung der Konferenz wird im 
großen Umfange davon abhängen, wie die Kirchen und der ORK die Ergebnisse über- 
prüfen und ihre Antwort im Lichte der Empfehlungen der Konferenz formulieren. 

Der Arbeitsausschuß des Referats für Kirche und Gesellschaft hat auf seiner Tagung 
in St. Cerque, Schweiz, Anfang dieses Monats beschlossen, wir sollten in unserer Bericht- 
erstattung heute mit Ihnen vier Punkte erörtern: 

1. die Hauptkennzeichen der Konferenz; 

2. die Fragen von besonderer Bedeutung für die Kirchen und den ORK, wie sie sich 
aus der Konferenz ergeben haben, und die im Anschluß an die Konferenz entstandene 
Diskussion über diese Punkte; 

3. den Plan, eine gründliche Studienarbeit und Auswertung der Konferenzergebnisse 
durch die Kirchen und den ORK in der Zeit vor Uppsala herauszugeben, damit die 
Vollversammlung ihre eigenen Beschlüsse über die Ergebnisse und Empfehlungen der 
Konferenz fassen kann; 

4. eine Vorschau auf die Situation nach Uppsala und die weiterreichenden Ergebnisse 
der Weltkonferenz für das Programm von Kirche und Gesellschaft. 


I. Die Hauptkennzeichen der Konferenz 


Ich möchte den weltweiten Charakter der Konferenz von 1966 unterstreichen. Ein Groß- 
teil der Diskussion über die Ergebnisse der Konferenz rührt her von den verschiedenen 
Interpretationen der Beiträge der Kirchen Afrikas, Asiens, Lateinamerikas und des 
Nahen Ostens, deren Vertreter auf dieser Konferenz in größerer Zahl als bei irgendeinem 
früheren ökumenischen Welttreffen zugegen waren. Dadurch daß die Kirchen aus diesen 
Ländern einen Anteil von Delegierten stellten, der praktisch der Zahl der Delegierten 
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aus Westeuropa und Nordamerika gleichkam, schuf die Konferenz eine neue Art ökume- 
nischer Konfrontation, die einen starken Einfluß auf das ökumenische Sozialdenken ge- 
habt hat und weiterhin haben wird. 

Die Teilnehmerschaft der Konferenz gliedert sich folgendermaßen nach Regionen und 


Kontinenten: 


Nordamerika - 65 
Lateinamerika +42 
Westeuropa (einschließlich Vereinigtes Königreich) - 76 
Osteuropa (einschließlich UdSSR) - 45 
Afrika - 42 
Asien — 46 
Mittlerer Osten = 47 
Australien und Neuseeland = 5 


Das Spektrum der Interessen, wie es sich in dieser Gruppe von Christen, Männern 
und Frauen aus der ganzen Welt, widerspiegelt, bildete eine der großen Möglichkeiten 
und zugleich ein großes Problem der Konferenz. Zum erstenmal sind die Fragen des 
Okumenismus in neue Gebiete der Welt eingedrungen, und wir haben bereits Berichte 
über das neue Interesse erhalten, das diese Konferenz an der ökumenischen Bewegung 
bei Kirchen erweckt hat, die bisher keine besondere Gelegenheit hatten, an solchen öku- 
menischen Studienkonferenzen teilzunehmen. 

Gleichzeitig hat diese weitreichende und weltweite Beteiligung die Konferenz vor 
schwere Fragen gestellt. Bisher in ökumenischen Konferenzen nicht erörterte Gesichts- 
punkte und Fragen wurden aufgeworfen, und die daraus sich ergebenden Debatten 
waren oft stürmisch und heiß. Einer der aufregendsten Berichte über diese Begegnung ist 
von einem Laien — einem Geschäftsmann - aus den USA, der an seiner ersten ökume- 
nischen Tagung teilnahm, geschrieben worden: 

„Der größte Erfolg der Konferenz war, daß sie nicht auseinanderbrach. Das hätte 
geschehen können. Nur die verbindende Kraft christlicher Liebe hielt sie zusammen. Ich 
habe noch nie in meinem Leben die große Macht dieser Liebe so deutlich bezeugt gesehen“ 
(Robert N. Hilkert: A Layman’s Report on the Conference on Church and Society). 

Zweites Hauptkennzeichen der Konferenz war die starke Beteiligung der Laien. Von 
338 offiziell von den Kirchen ernannten Teilnehmern der Konferenz waren 180 Laien 
und 158 Theologen. Die Zahl der vom Christlichen Studentenweltbund und vom Jugend- 
referat des ORK ausgewählten jugendlichen Teilnehmer betrug 30. 38 Beobachter, davon 
8 römische Katholiken, 5 Beobachter von Nichtmitgliedskirchen, 6 Beobachter von Son- 
derorganisationen der Vereinten Nationen und 19 von anderen befreundeten kirchlichen 
Organisationen nahmen teil. 

Ich betone diese Zahlen, weil sie die außerordentliche Mannigfaltigkeit der Tagung 
zeigen. Wer von Ihnen die Teilnehmerliste im Anhang des offiziellen Konferenzberichtes 
durchgesehen hat, wird die Bedeutung der Konferenz, was Umfang und Reichweite des 
hier versammelten Fachwissens betrifft, begreifen. 

Mir steht nur begrenzte Zeit zur Verfügung, um über Wesen und Ergebnis dieser weit- 
gespannten Welttagung zu berichten. Jede der vier Sektionen und der drei Arbeitsgrup- 
pen hat eine Fülle von Ideen und Vorschlägen für die Behandlung durch die Kirchen 
und den ORK produziert. Aus der Zahl der vielen Fragen möchte ich zwei herausgreifen, 
die in der Konferenz viel debattiert wurden und in der Debatte nach der Konferenz 
besonderes Interesse erregt haben. 


II. Fragen von besonderer Bedeutung 


Vielleicht sind Sie überrascht, wenn ich die theologische Fragestellung als eines der 
Hauptanliegen der Konferenz bezeichne, handelte es sich doch bei dieser Konferenz im 
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strengen Sinne nicht um eine theologische Konferenz, sowohl im Blick auf ihre Zusam- 
mensetzung (Mehrheit Laien) als auch auf ihr Programm und ihre Zielsetzung. Auf den 
ersten Blick schien die Theologie auf der Konferenz eine Aschenputtelrolle zu spielen. 
Daher ist es nicht überraschend, daß viele der Theologen während der Konferenz und 
in ihrer Auswertung nachher bestürzt waren. Einer von ihnen schrieb: „Der Theologe 
fühlte sich überflüssig und fehl am Platze. Seine Sprache wurde nicht verstanden, und 
man hielt seine Meinung nicht für wichtig“ (Lutherische Rundschau, Bd. 14, Nr. 2, 1966). 
Sogar einer der aktivsten Theologen auf der Konferenz gab zu, daß „die Kräfte der 
Theologie in Genf verzettelt und tastend waren“. Dennoch schließt er mit den Worten: 
„Darin lag die Schwäche und zugleich die schöpferische Kraft der Konferenz“ (Charles 
West: Technologists and Revolutionaries, Background Information, Mai 1967, Nr. 38, 
S. 8). Dem geduldigeren Teilnehmer und Beobachter zeigte die Konferenz auch die 
andere Seite ihres theologischen Bemühens. Bezeichnend ist, daß gerade unter den Laien 
viele waren, die die Rolle der Theologie geradeso erfuhren. E. V. Matthew drückte das 
mit folgenden Worten aus: 

„In diesem Rahmen spielte die Theologie eine untergeordnete, geradezu verborgene 
Rolle, die die ihr zukommende Rolle ist. Das Fehlen des üblichen festen Rahmens, wie 
er schon seit langem für christliche Konferenzen üblich ist, war erfrischend ... Man er- 
lebte, daß die Theologie, wenn sie von konkreten Situationen aus dem Alltagsleben, 
von Schweiß und Mühsal und Sünde spricht, und nicht von a priori Postulaten ausgeht, 
sogar anregend sein kann.“ 

Es ist unmöglich, den suchenden, tastenden und manchmal sogar chaotischen theolo- 
gischen Gärstoff der Konferenz auf einen gemeinsamen Nenner zu bringen. Es gab eine 
große Polyphonie theologischer Stimmen in Genf — wahrscheinlich umfassender als je 
zuvor. Bei dem Bemühen, versuchsweise Formen eines sich abzeichnenden Konsensus 
inmitten dieser Vielfalt aufzuzeigen, möchte ich die folgenden drei Elemente nennen: 

1. Es gab einen weitreichenden Konsensus in der Betonung der Relevanz der sozialen 
Dimension des christlichen Glaubens. Sowohl in den Vorbereitungsbänden als auch in 
der Mehrheit der Erklärungen in Genf war folgende Grundeinstellung vorhanden: Die 
soziale Verantwortung ist nicht ein inferiores „opus alienum“ der Christen, sondern ein 
wesensmäßiger Bestandteil ihres Glaubens und Lebens. 

2. Diese soziale Verantwortung der Christen kann nicht auf die persönlichen Bezie- 
hungen des einzelnen Christen zu seinem Nächsten beschränkt werden. Nächstenliebe in 
der Komplexität der menschlichen gesellschaftlichen Situation bedeutet notwendigerweise 
lebendiges Interesse an den Strukturen (für die wirtschaftlichen, politischen und kultu- 
rellen), in denen die Menschen heute leben. „Liebe durch Strukturen“ wurde zu einem 
der Hauptschlagworte der Konferenz. Die Berichte praktisch aller Sektionen illustrierten 
dieses Bemühen ökumenischer Sozialethik, die traditionelle Versuchung eines vagen und 
allgemeinen Moralismus zu überwinden und sich realistisch den Problemen und Mög- 
lichkeiten moderner wirtschaftlicher, politischer und internationaler Ordnung zu stellen. 

3. Die Betonung der Strukturen ging Hand in Hand mit dem dritten Kennzeichen 
der theologischen Diskussionen: dem dynamischen Verständnis der menschlichen gesell- 
schaftlichen Situation. Die Strukturen ernst zu nehmen, heißt für den Christen, sie in 
das Licht von Gottes Sorge für den Menschen in Jesus Christus zu stellen und zu ver- 
suchen, sie zu verändern, wenn sie Gerechtigkeit, Frieden und Freiheit des Menschen 
nicht fördern. Aus dieser Konfrontation im Zusammenhang mit einem echten Gespür 
für die heutige tiefe soziale, wirtschaftliche und geistliche Krise der Menschheit ergab 
sich das wahrscheinlich schärfste theologische Ringen der Konferenz. Es wurde mit einem 
anderen Schlagwort der Konferenz formuliert: „Theologie der Revolution.“ Das ist 
gewiß ein mehrdeutiger Ausdruck, der der theologischen Klärung bedarf. Drei verschie- 
dene Interpretationen in den Diskussionen der Konferenz über diesen Punkt offenbaren 


die ganze Breite der Meinungen: 
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„Was meinen wir, wenn wir sagen, daß das Christentum eine revolutionäre Kraft ist? 
Umformung der Gesellschaft oder gewaltsame Auflösung der alten Ordnung? Oder nur 
spezielle Spielarten dieses gewaltsamen Bruchs? Ist es nicht für die christliche Beurtei- 
lung der Revolution von entscheidender Bedeutung zu wissen, was sie zerstört und was 
sie aufrichtet? Revolution als normales Mittel gesellschaftlichen Wandels ist Unsinn. Es 
fiel mir schwer, den Flirt des ORK mit diesem Schlagwort zu verstehen. Ich bin der 
Meinung, wir sollten das Wort fallenlassen und den Gedanken einer kräftigen Umwand- 
lung der Gesellschaft festhalten#.“ 

In seinem Bericht anläßlich einer Sondersitzung des Schweizerischen Evangelischen 
Kirchenbundes zur Erörterung der Konferenz erklärte ein Schweizer Theologe: 

„Zu den bedeutsamsten und aufregendsten Ereignissen der Weltkonferenz für Kirche 
und Gesellschaft in Genf gehörte die Tatsache, daß die Konferenz sich gerade mit dem 
Thema ‚Revolution‘ als einem Hauptdiskussionsgegenstand befaßte. Sie erklärte damit, 
daß die revolutionäre Welt von heute Kirche und Theologie vor eine neue Aufgabe 
stellt, die in positiver Weise angepackt werden muß. Weil sie dieses Thema behandelte, 
kann man der Konferenz ohne Übertreibung einen Platz in der Kirchengeschichte zu- 
sprechen3.“ 

Ein führender französischer römisch-katholischer Theologe, Redakteur und Autor 
schrieb: 

„Eine Theologie der Revolution: Dieser Ausdruck ist neu, aber die Genfer Konfe- 
renz hat ihm bereits seinen Rang verliehen ... Das christliche Denken wird an diesem 
Punkte gepackt, ohne es recht zu merken. Es hat immer unterstützt, was bewährt war, 
in dem Bemühen, das alte Bewährte aufzuwerten ... Heutzutage arbeiten viele Christen 
in der Revolution mit. Wie sollte man ihr Handeln theologisch verstehen? ... Diese neue 
Überlegung wurde mit einem gesunden Realismus durchgeführt ... Der Christ wird dabei 
kein einfacher Partner sein, weil seine Teilnahme an der Revolution sowohl positiv als 
auch kritisch sein wird®.“ 

Die in diesem Begriff enthaltene Herausforderung ist jedoch sehr real. Die gegenwär- 
tigen Sozialstrukturen der Welt können nicht unmodifiziert weiterbestehen. Zu viele 
Menschen leben im Mangel, in der Not und brauchen zu viele Dinge, von denen sie mei- 
nen, man könne sie erreichen: Erziehung, Gesundheit, Nahrung, neue kulturelle und 
soziale Möglichkeiten und das Recht, sich selbst und ihre Gemeinschaften weiterzuent- 
wickeln. Wir müssen darum einen Umbruch erwarten und mit ihm rechnen, oft sogar mit 
einem revolutionären Umbruch. Wenn die theologischen Kräfte der Konferenz in aller 
Schwachheit und Mehrdeutigkeit sich bemühten, diese brennenden Fragen zu meistern, 
so begaben sie sich an die wirkliche Front und kämpften einen guten Kampf. 

Die zweite Frage, die ich erwähnen möchte, ist die wirtschaftliche und soziale Welt- 
entwicklung. Wir können hier aus Zeitgründen nicht all das betrachten, was die Konfe- 
renz über die menschlichen und technischen Aspekte der großen Aufgabe internationaler 
Gerechtigkeit, Frieden und Entwicklung gesagt hat. Zum erstenmal kam eine Gruppe 
christlicher Laien (Wirtschaftswissenschaftler, Regierungsplaner, Unternehmer und Poli- 
tiker), die sowohl für die hauptsächlichen technischen Anliegen als auch für die ver- 
schiedenen Gebiete der Welt repräsentativ war, zusammen, um die Bedeutung des Be- 
griffes einer verantwortlichen Gesellschaft im Weltmaßstab zu erforschen. Unsere Dis- 
kussion der Weltentwicklung scheint nicht nur das Anliegen vieler Christen, sondern 
auch vieler führender Denker und führender Politiker im säkularen Bereich zum Aus- 
druck gebracht zu haben?. Gleichzeitig ist ein paralleles Anliegen in römisch-katholischen 


4. Dr. C.L. Patijn, in einem Artikel „Collision“, Frontier, Frühling 1967, S. 31. 

5. Prof. A. Rich, Kirchenblatt für die reformierte Schweiz (Nr..17, 25. 8. 1966). 

6. Rev. M. Peuchmard, in Signes du Temps (France), Sept./Okt. 1966. 

7. Brief des Präsidenten der Weltbank, Mr. George Woods, an den Generalsekretär des ORK, 
Dr. Blake: „... Ich habe den Bericht der Weltkonferenz 1966 für Kirche und Gesellschaft gelesen 
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Kreisen vorhanden, das in der päpstlichen Enzyklika „Populorum Progressio“ seinen 
Ausdruck gefunden hat. Die Ähnlichkeit unserer Bemühungen hat bereits nicht nur den 
Vorschlag für eine gemeinsame Studienarbeit des ORK und der römisch-katholischen 
Kirche hervorgebracht, sondern auch den Vorschlag für ein gemeinsames Handeln auf 
diesem Gebiet. 

Was wir weiter oben über das Verhältnis zwischen der Nächstenliebe und der Um- 
wandlung alter Strukturen mit all seinen Konsequenzen für den politischen, ideologischen 
und kulturellen Fragenbereich gesagt haben, bekommt hier entscheidende Bedeutung. 
Darum ist es nicht überraschend, daß gerade an dieser Frage sich die größten Meinungs- 
verschiedenheiten über Ziele und Methoden ergeben. Nach allgemeiner Übereinstimmung 
steht aber der ökumenischen Bewegung in unseren Tagen gerade an dieser Stelle die 
große Bewährungsprobe bevor. 

Es ist nicht unsere Aufgabe, als Mitglieder des Arbeitsausschusses für Kirche und 
Gesellschaft, deren Bericht und den Beitrag der Konferenz zu würdigen. Das ist Sache 
des Zentralausschusses und aller unserer Mitgliedskirchen. Zweifellos werden viele Er- 
gebnisse zu Recht kritisiert werden. Die Konferenz war bestimmt keine unfehlbare Ver- 
sammlung. Im Gegenteil, einige werden sogar sagen: Vielleicht war sie eine der fehl- 
barsten Versammlungen in der Geschichte unserer ökumenischen Bewegung. Wenn ich 
jedoch mit einem persönlichen Bekenntnis schließen darf, so möchte ich sagen: In ihrer 
grundlegenden Tendenz und ihrem Unternehmungsgeist, d. h. in ihrer dynamischen 
Solidarität, mit den Nöten der heutigen Menschheit hat diese Versammlung etwas von 
dem Geiste einer Communio viatorum, einer Gemeinschaft von Menschen, die unterwegs 
sind, sichtbar gemacht. Es war die Stimme der dienenden Kirche Jesu Christi, die nicht 
der Herr der Gesellschaft dieser Welt ist, sondern sinnvoll auf diese Gesellschaft in 
ihrem Glauben, ihrer Liebe und ihrer Hoffnung bezogen ist. Es war die Stimme der 
Kirche der menschlichen Gesellschaft, in der sie lebt. 

Dieser Geist der Konferenz hat uns die Konferenz liebgewinnen lassen. Ich spreche 
hier nicht nur für mich selber, sondern für viele Christen, ganz besonders für die Chri- 
sten aus den sozialistischen Ländern und aus den jungen Kirchen der neuen Nationen, 
d. h. für diejenigen, die tiefgehende Wandlungen ihrer Gesellschaft durchgemacht haben 
und die sich bemühten, ihren Weg in dieser neuen Situation zu gehen. Nicht rückwärts 
gewandt, sondern mit dem Blick nach vorne im Vertrauen auf Ihn, der mitten in aller 
menschlichen Konfusion „alle Dinge neu macht“. Wir fühlten uns geistlich in der Oikou- 
mene in Genf 1966 sehr zu Hause und hoffen, daß ihr Geist bewahrt und in Zukunft zur 
Entfaltung kommt. Darum sind wir dankbar für diese Konferenz. Wir danken allen, 
die mit ihrem Denken und ihrer organisatorischen Energie - manchmal bis zur Selbst- 
aufgabe (ich denke in diesem Zusammenhang besonders an den Genfer Stab) - diese 
Konferenz gestaltet haben. Last not least danken wir Ihnen, den Mitgliedern des Zen- 
tralausschusses, für Ihre Initiative und Ihre Bereitschaft zum Risiko und zur Durch- 
führung der Konferenz für Kirche und Gesellschaft im Jahre 1966. 


und möchte Ihnen sofort sagen, daß ich ihn für eine ausgezeichnete, ja sogar hervorragende Arbeit 
halte. Mir scheint sehr wichtig zu sein, daß der ORK von seinen verschiedenen Voraussetzungen 
aus, innerhalb eines anderen Rahmens und mit seiner Verantwortung als Institution gegenüber 
verschiedenen Auftraggebern, zu einer zutreffenden Beschreibung der meiner Meinung nach wich- 
tigsten Aufgaben der Weltbank und ihrer Zweigorganisationen gelangen konnte, wie es Ihrem 
Bericht in den Abschnitten 45-47 gelungen ist. Ich möchte meinerseits gerne die Möglichkeiten 
erforschen, wie wir zusammen von dieser gemeinsamen Plattform aus weiter bauen können ... Es 
ist mir völlig klar, daß das in Ihrem Bericht ausgesprochene Anliegen, wenn wir überhaupt der 
Herausforderung der Entwicklung - nicht in einem Jahrzehnt, sondern in einer Generation — ge- 
recht werden wollen, irgendwie in den Verfahren und Beschlüssen der politischen Führer der gro- 
ßen Nationen höhere Prioritäten genießen muß, als das heute der Fall ist. Ich bin zuversichtlich, 
daß die Kirchen in diesem Bemühen eine wichtige Rolle spielen können.“ 
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Verwiesen sei auf den nachstehenden Bericht des Ausschusses der Vollversamm- 
lung in Uppsala für Kirche und Gesellschaft, in dem folgende Vorschläge für 
Studien auf diesem Gebiet begrüßt werden: 1. Überwindung der Rassentren- 
nung; 2. Strukturveränderungen, die für wirksame Weltentwicklung notwendig 
sind; 3. die Funktion der Gesetze und die Verwirklichung sozialer Gerechtigkeit 
in einer Zeit des Wandels; 4. die Bedeutung des Menschlichen (Humanum) im 
weltweiten technischen Wandel. Der Bericht lautet wie folgt: 


BERICHT DES AUSSCHUSSES FÜR KIRCHE UND GESELLSCHAFT 
I. Auswertung der Weltkonferenz für Kirche und Gesellschafl (Genf 1966) 


1. Die Konferenz für Kirche und Gesellschaft (1966) hat den Kirchen und dem Oku- 
menischen Rat eine starke Anregung vermittelt. Es ist immer noch unmöglich, diese 
Arbeit in vollem Umfang auszuwerten, und die Hauptreaktion der Vollversammlung 
kann nur darin bestehen, ihre Dankbarkeit für dieses umfassende Panorama sozial- 
ethischen Denkens zum Ausdruck zu bringen. Es hat in der ganzen Welt Echo gefunden 
und wird weiterhin beträchtlichen Einfluß ausüben. Die Ergebnisse der Sektion III und 
anderer Sektionen der Vollversammlung beruhen zum großen Teil auf den Resultaten 
der Genfer Konferenz. 

2. Die Konferenz wurde abgehalten, weil erkannt wurde, daß sich die Kluft zwischen 
den Besitzenden und den Habenichtsen gefährlich vertieft und daß der Dialog zwischen 
Industrieländern und Entwicklungsländern nicht länger verschoben werden darf. Be- 
merkenswert ist, daß mehr Teilnehmer aus Afrika, Asien und Lateinamerika an dieser 
Konferenz als an irgendeiner früheren teilnahmen und das wachsende gemeinsame Ver- 
ständnis der Probleme, denen wir alle gegenüberstehen. 

3, Die Konferenz wurde auch einberufen in der Erkenntnis, daß unsere Welt einen 
weitreichenden und raschen Wandel durchläuft. Der Okumenische Rat tat recht daran, 
dem Studium dieses Phänomens Vorrang zu geben. Die Untersuchung hat nicht nur das 
Gefühl der Verantwortlichkeit der Christen und der Kirchen für soziale und politische 
Fragen verstärkt, sondern sie spiegelt auch die klare Erkenntnis wider, daß Christen für 
den Prozeß des Wandels offen sein sollte und daß der Ruf des Evangeliums zu Buße 
und Erneuerung sie nötigt, die bestehenden Ordnungen ständig zu überprüfen und in 
das Ringen für neue und bessere Strukturen sozialer Gerechtigkeit einzutreten. 

4. Nach der Genfer wurden viele regionale und nationale Konferenzen abgehalten 
und verschiedene Konsultationen über spezifische Fragen auf der Ebene des Okumeni- 
schen Rates einberufen: Eine in Sagorsk, in Zusammenarbeit mit dem Sekretariat für 
Glauben und Kirchenverfassung, erörterte die 1966 in Genf aufgeworfenen theologi- 
schen Fragen. In Beirut wurde in Zusammenarbeit mit der päpstlichen Kommission für 
Gerechtigkeit und Frieden eine gemeinsame ökumenische Strategie für die Entwicklung 
entworfen. 

5. Der wichtige Punkt für die Mitgliedskirchen besteht jetzt darin, diese Beschlüsse 
auszuführen. Eines der bezeichnendsten Ergebnisse der Genfer Konferenz ist die wach- 
sende Zusammenarbeit mit römischen Katholiken auf vielen Ebenen. Das schließt nicht 
nur die gemeinsame Schirmherrschaft der Beirut-Konferenz ein, sondern auch die Bil- 
dung eines gemeinsamen Ausschusses mit einem gemeinsamen Stab. 

6. Die Methode von Genf ist von besonderer Bedeutung, weil sie mit ihren vielen 
neuen Anregungen eindrücklich die Möglichkeiten zeigte, die die Kirche für gemeinsames 
Denken, gemeinsame Diskussion und Äußerung schaffen sollte, die über die bereits er- 
reichten, offiziellen Positionen hinausgehen. Der Sagorsk-Bericht spricht von offiziell 
einberufenen Gruppen, die aufgefordert wurden, sich inoffiziell zu äußern. Die Autorität 
ihrer Außerungen liegt nur in dem ihnen innewohnenden Gewicht, doch geben sie oft 
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kirchlichen Stellen sowohl auf nationaler als ökumenischer Ebene den Anstoß, neue 
Bereiche des Überlegens und Handelns zu betreten, und bereiten sie vor, in neue Formu- 
lierungen einzustimmen. Dieser Prozeß ist für die Freiheit der Kirche wesentlich. 


II. Empfehlungen für ein Programm in der Zeit nach der Vollversammlung 


A. Die Beseitigung des Rassismus — Studien- und Aktionsprogramm 


7. Der Okumenische Rat der Kirchen hat in zahlreichen ökumenischen Stellungnah- 
men seit 1948 immer deutlicher erkannt, daß die christliche Kirche aktiv am Kampf um 
rassische Gleichheit, Würde und Selbstachtung teilnehmen muß. Er hat festgestellt, daß 
dieser Kampf immer rascher einem Höhepunkt zustrebt. Die verhängnisvollen Ereignisse 
seit Neu-Delhi 1961 verpflichten uns, neue Bemühungen zur Beseitigung des Rassismus 
zu fördern. 

8. Mit Rassismus meinen wir den ethnozentrischen Stolz auf die eigene rassische 
Gruppe, Bevorzugung der besonderen Wesensmerkmale dieser Gruppe, die Überzeu- 
gung, daß diese Merkmale grundsätzlicher biologischer Art sind und den nachfolgenden 
Generationen weitergegeben werden, negative Empfindungen gegenüber anderen Grup- 
pen, die nicht an den eigenen Merkmalen teilhaben, verbunden mit dem Drang, die 
andersrassische Gruppe zu diskriminieren und von der vollen Teilhabe am Leben der 
Gemeinschaft auszuschließen. 

9. Mit weißem Rassismus meinen wir den bewußten oder unbewußten Glauben an die 
inhärente Überlegenheit der Menschen europäischer Herkunft (besonders nordeuro- 
päischer Herkunft), die allen weißen Menschen Herrschaft und Vorrechte einräumt, ver- 
bunden mit dem Glauben an die angeborene Minderwertigkeit aller Farbigen, insbe- 
sondere derjenigen afrikanischer Herkunft, die deren Unterwerfung und Ausbeutung 
rechtfertigt. Wenn wir uns auf den weißen Rassismus konzentrieren, vergessen wir nicht 
die anderen Formen von Ethnozentrismus, die heute inter-ethnische und Stammeskon- 
flikte in der ganzen Welt hervorrufen. 

10. Wir glauben, daß der weiße Rassismus besonderes historisches Gewicht besitzt, 
weil seine Wurzeln in mächtigen, hochentwickelten Ländern liegen, deren Stabilität für 
jede Hoffnung auf internationalen Frieden und internationale Entwicklung entscheidend 
ist. Die Rassenkrise in diesen Ländern ist kaum weniger ernst als die Bedrohung durch 
einen Atomkrieg. Die Revolte gegen den Rassismus ist eines der aufwühlendsten Ele- 
mente der sozialen Revolution, die sich heute über die ganze Welt erstreckt, weil sie auf 
der Ebene der tiefsten und verwundbarsten Gefühle ausgetragen wird - des universalen, 
leidenschaftlichen Strebens nach Menschenwürde. Das drohende Chaos innerhalb jener 
Länder, in denen der Rassenkonflikt am schärfsten ist, hat direkte weltweite Auswirkun- 
gen, da der bekämpfte Rassismus zur Schaffung und Verbreitung eines Gegenrassismus 
neigt. Wir meinen, daß diese Krise noch zunehmen wird, wenn wir nicht das historische 
Phänomen des weißen Rassismus verstehen, wenn wir nicht verstehen, was diesen von 
anderen Formen des Konfliktes unterscheidet und was getan werden muß, um die Krise 
auf der Grundlage rassischer Gerechtigkeit zu lösen. Anmerkung: Über eine kurze Dis- 
kussion zum Thema Rassismus s. Protokoll 67 I (S. 200f.). 

11. Es wird dringend gebeten, daß der Okumenische Rat der Kirchen sofort ein Pro- 
gramm zur Anleitung des Rates und der Mitgliedskirchen in der dringenden Frage des 
Rassismus entwirft. Dieses Programm sollte einschließen: 

1. Die Entwicklung umfassender, auf dem neuesten Stand befindlicher Berichte über 
die Rassensituation in verschiedenen Gebieten der Welt. Der Prototyp dafür könnte der 
umfassende PEP-Report aus dem Vereinigten Königreich sein (PEP = Policy and Eco- 
nomic Planning = Politik und wirtschaftliche Planung). Sofortige Untersuchungen sind 
nötig, aus Südafrika, USA und Australien. 
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2. Tagungen über Fragen des Rassismus auf regionaler und internationaler Ebene. 

3. Beratungsdienste von Experten für die verschiedenen säkularen und kirchlichen 
Stellen. 

4. Berichte über Anschauung und Erfahrung der Kirche an die verschiedenen inter- 
nationalen Stellen, besonders die Vereinten Nationen. 

5. Forschung auf den Gebieten potentieller Krisen und Alarmierung der Kirchen 
und säkularen Stellen, damit sie das Anwachsen von Spannungen, die aus dem Rassismus 
entstehen, zu verhindern helfen. 

6. Aktions-Koalitions-Projekte, besonders Entwicklung von Modellen für Aktion 
(z. B. in einigen der Projekte für gemeinsames Handeln in der Mission). 

7. Material für die Massenerziehung zur Rassenfrage. 

8. Innerhalb des Generalsekretariats ein koordiniertes Sekretariat für die Eliminie- 
rung des Rassismus zu errichten und eine Kommission zu bestellen. 


B. Notwendige strukturelle Veränderungen für wirksame Weltentwicklung 


12. Die Vierte Vollversammlung des ORK hat durch den Bericht „Wirtschaftliche und 
soziale Weltentwicklung (Sektion III)“ festgestellt: „Die Kirche hat heute die Aufgabe, 
für eine weltweite, verantwortliche Gesellschaft zu arbeiten.“ Wirksame Entwicklung 
erfordert radikale Veränderungen der Institutionen und Strukturen auf drei Ebenen: 
innerhalb der Entwicklungsländer, der entwickelten Länder und der internationalen 
Wirtschaft. 

13. Trotz der allgemeinen Übereinstimmung in der obigen Feststellung gibt es kein 
klares Verständnis des Wesens dieser Veränderungen, ihrer Auswirkungen und der Mit- 
tel zu ihrer Erreichung. 

14. Deswegen empfehlen wir: 

1. Das Referat für Kirche und Gesellschaft unternimmt eine Untersuchung der 
wesentlichsten strukturellen Änderungen, die nötig sind. Dabei sollten die Studienarbei- 
ten berücksichtigt werden, die bereits vom Okumenischen Rat der Kirchen und den Ver- 
einten Nationen vorliegen. Auch anderes relevantes Material sollte berücksichtigt werden; 

2. eine weitere Studie sollte unternommen werden, um den Kirchen beim Entwurf 
einer Strategie und eines Aktionsplanes zu helfen, einschließlich regionaler und/oder 
weltweiter Konsultation(en); 

3. die Möglichkeit der Zusammenarbeit mit anderen Religionen im Kontext der ge- 
meinsamen Verantwortung für die Weltentwicklung sollte geklärt werden; 

4. diese Studie sollte gemeinsam von Vertretern der entwickelten und der sich ent- 
wickelnden Länder durchgeführt werden. 


C. Die Funktionen des Rechts und die Verwirklichung der sozialen Gerechtigkeit in 
einer Zeit der Veränderungen 


15. Der Bericht der Weltkonferenz für Kirche und Gesellschaft weist auf die Not- 
wendigkeit hin, ein neues Verständnis des Rechts zu gewinnen und die Rechtsfremdheit 
vieler Christen zu überwinden. In dieser Vollversammlung wurden die Forderungen 
nach weltweiter sozialer Gerechtigkeit und nach einer Strategie der Friedenssicherung 
stark betont. Je besser es gelingt, diese Aufgabe in einer funktionierenden Rechtsordnung 
zu verwirklichen, desto größer ist die Hoffnung, daß gewaltsame Konflikte innerhalb 
der Staaten und im Zusammenleben der Staaten vermieden werden können. In dem 
Bericht der Sektion IV wird ein doppelter Beitrag des Rechts genannt: seine bewahrende 
und stabilisierende Funktion und seine dynamische und konstruktive Rolle. Daraus fol- 
nn in einer Zeit des Wandels zahlreiche Probleme für die Gesetzgebung und -anwen- 

ung. 
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16. Im Dialog zwischen Theologen, Juristen, Politologen und anderen Wissenschaft- 
lern aus verschiedenen Teilen der Welt sind u.a. folgende Fragen zu untersuchen: 

1. Wie ist die Beziehung zwischen menschlichem Recht und der Gesetzgebung theo- 
logisch zu verstehen? Folgen daraus Kriterien für besseres und schlechteres Recht? Las- 
sen sich diese Kriterien so formulieren, daß sie als Prinzipien menschlicher Gerechtigkeit 
von Christen und Nichtchristen anerkannt werden? 

2. Was folgt aus der Doppelfunktion des Rechts in einer Zeit des Wandels, in der 
einerseits Strukturveränderungen notwendig werden, in der aber andererseits der Mensch 
besonderen Rechtsschutzes bedarf? 

3. Die Menschenrechte, wie sie in den Verfassungen und der UN-Charta formuliert 
sind, sind ein wertvolles Mittel, um sowohl den Menschen zu schützen als auch eine 
Verbesserung des Rechts herbeizuführen. Wie sind sie theologisch zu würdigen und zu 
definieren? Wie können sie zu dauerhafter Wirksamkeit gebracht werden? 

4. Neben dem Recht als Normen sind in einer Zeit des Wandels institutionelle Rechts- 
strukturen und Gesellschaftsformen besonders wichtig. Welche Strukturen sind besonders 
geeignet, um den Prozeß einer schöpferischen Rechtsentwicklung offenzuhalten und zu 
fördern und die Bevölkerung an den Entscheidungen im politischen, gesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen Bereich zu beteiligen? Ist die Idee der verantwortlichen Gesellschaft 
in eine Theorie der progressiven Gesellschaft weiterzuentwickeln? Zu überprüfen sind 
insbesondere die Rechtsstrukturen des Eigentums. 

5, Wenn das Recht ungerechte Verhältnisse zementiert, können revolutionäre Kon- 
flikte entstehen. Lassen sich diese noch ausreichend unter dem rechtlichen Gesichtspunkt 
des Widerstandsrechts beurteilen? Welche ethischen Parallelen bestehen zwischen kriege- 
rischer Gewaltanwendung zwischen den Staaten und gewaltsamen Änderungen der 
Herrschaftsstruktur innerhalb eines Staates? Wie kann durch gewaltlose Strategie drin- 
gend notwendige soziale Veränderung wirksam erreicht werden? 


D. Weltweiter technischer Wandel (Die Bedeutung des Humanum) 


17. Wir sehen uns der zweiten technischen Revolution gegenüber. Der moderne 
Mensch kann ohne die moderne Technik nicht leben; er muß sie zur Erhöhung seiner 
Menschlichkeit und seiner sozialen Solidarität nutzen und sich nicht von ihr vernichten 
lassen. 

18. Am Ende des Jahrhunderts, vorausgesetzt, daß es keine weltweiten Katastrophen 
gibt, wird sich die Weltbevölkerung von 3,5 Milliarden verdoppelt haben; die Hälfte 
der Bevölkerung wird unter 25 sein; ein großer Prozentsatz wird über 75 Jahre alt 
sein; die Nahrungsmittelerzeugung muß verdoppelt werden; es müssen zweimal soviel 
Wohnungen gebaut werden wie bisher in der ganzen Menschheitsgeschichte zusammen. 
Wir müssen mit dieser Situation, mit einer konzertierten und weltweiten Aktion fertig 
werden. 

19. Die Technik bietet einzigartige Möglichkeiten für die menschliche Entwicklung. 
In der natürlichen Umgebung (die Reserven des Meeres, neue Energiequellen, Ernäh- 
rungs- und Wasserversorgungstechnik), in der sozialen Umgebung (Bevölkerungskon- 
trolle, simultane weltweite Kommunikation, Planung von Systemen großen Ausmaßes 
durch Computer, Automation der Produktion und Verteilung, Technik für Lehren und 
Lernen, Reihenuntersuchungen und Impfungen). 

20. Unkontrollierte und schwere Gefahren liegen im verantwortungslosen Gebrauch 
dieser Technik. Atomare, biologische und chemische Kriegführung; Verschmutzung des 
Wassers, der Luft und des Bodens, wodurch ganze Landstriche oder sogar die ganze Erde 
unbewohnbar gemacht werden können; Störung des Klimas und des Wetters; nicht regu- 
lierte Bevölkerungsexplosion, die zu regionalen Auseinandersetzungen ‚oder zu Welt- 
kriegen, zu Epidemien und Hungersnöten führen kann; eine wesentlich verbreiterte 
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Skala der Möglichkeiten für die Unmenschlichkeit des Menschen gegenüber seinem Mit- 
menschen; Gefahren einer durch Computer ermöglichten Zentralisierung politischer 
Macht und Einmischung in das Privatleben; krebsartiges Anwachsen von Super-Städten 
etc. 

21. Weitere schwerwiegende ethische und geistige Probleme ergeben sich aus folgen- 
den Möglichkeiten: Fortschritte in der Biologie, die die Verpflanzung von Organen er- 
lauben; genetische Manipulierung des Menschen; Veränderungen des Gehirns; Raum- 
fahrt, die des Menschen Ansicht über sich selbst ändern kann. 

22. Es geht um grundlegende menschliche Werte. Sie können überhöht, stabilisiert, 
erniedrigt oder vernichtet werden, das hängt davon ab, welchen Gebrauch wir von der 
Technik machen. 

23. Zum erstenmal in der Geschichte ist der Mensch in der Lage, eine planetarische 
„Haushalterschaft“ in Gottes gesamter Schöpfung wahrzunehmen. 

24. Wir empfehlen dem Okumenischen Rat der Kirchen daher, er möge den Proble- 
men der Wissenschaft und dem weltweiten technischen Wandel besondere Aufmerk- 
samkeit in seinem Studienprogramm widmen, und zwar in Zusammenhang mit der 
römisch-katholischen Kirche und im Dialog mit säkularen Ideologien. Wir empfehlen: 

1. Eine Übersicht sollte erstellt werden über die vorhandenen Wissenschaftler, Tech- 
niker und Theologen, die sich mit diesen Fragen befassen. 

2. Theologische, naturwissenschaftliche und technische Fakultäten sollten dazu er- 
mutigt werden, sich mit diesen Fragen näher zu beschäftigen. 

3. Es sollte eine Reihe kleinerer Arbeitsgruppen zusammengerufen werden zur 
Vorbereitung einer größeren Konferenz und zur möglichst weiten Verbreitung der 
Ergebnisse. Wir betonen, daß sich solche Diskussionen organisch in das Gefüge aller Fach- 
richtungen einpassen müssen. 


5. Glauben und Kirchenverfassung 


Die inneren und äußeren Veränderungen, die sich in der Zusammensetzung und 
in der Arbeit der Kommission für Glauben und Kirchenverfassung während der 
Berichtszeit ergeben haben, spiegeln sich am konzentriertesten in dem Referat 
wider, das Dr. Lukas Vischer vor dem Zentralausschuß in Heraklion hielt: 


DIE SITZUNG DER KOMMISSION FÜR GLAUBEN UND KIRCHENVERFASSUNG IN BRISTOL 


(29. Juli bis 9. August 1967) 


Die Sitzung der Kommission liegt erst wenige Tage zurück, und es mag darum etwas 
voreilig sein, bereits einen zusammenfassenden Bericht darüber vorlegen zu wollen. Die 
Bedeutung einer Konferenz ist ja nicht sofort ersichtlich. Manches, was auf den ersten 
Blick wichtig und weiterführend erscheint, erweist sich später mit einemmal als neben- 
sächlich, und gelegentlich treten Gesichtspunkte, die zunächst nur wenig Beachtung fan- 
den, plötzlich in den Vordergrund. Die großen Linien der Zusammenkunft sind aber 
doch deutlich genug, um sie schon jetzt beschreiben zu können. 

Zunächst ein Wort über die Teilnahme. Die Sitzung war gut besucht. Ein ungewöhn- 
lich hoher Prozentsatz der Mitglieder war anwesend oder doch vertreten. Für manche 
war es die letzte Sitzung der Kommission, an der sie teilnahmen. Eine ganze Reihe hatte 
den Wunsch geäußert, anläßlich der nächsten Vollversammlung durch jüngere Theologen 
ersetzt zu werden. Zu denen, die sich aus der Kommission, zurückzuziehen gedenken, 
gehören auch der Vorsitzende der Kommission, Professor Paul S. Minear, und der lang- 
jährige Vorsitzende des Arbeitsausschusses, Bischof Oliver S. Tomkins. Sie wurden 
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während der Tagung durch Bischof Hans Heinrich Harms und Professor Robert Nelson 
ersetzt. Die Kommission schuldet den beiden scheidenden Präsidenten große Dankbar- 
keit, und ich möchte dies auch an dieser Stelle zum Ausdruck bringen. Beide haben als 
Mitglieder des Stabes und als Präsidenten in der Bewegung gearbeitet, Oliver Tomkins 
über eine Zeit von nahezu dreißig Jahren. Der Umstand, daß die Kommission in Bristol 
in der perfektest denkbaren Weise beherbergt wurde, rief seine Verdienste um die Bewe- 
gung in besonders lebhafter Weise in Erinnerung. 


1. Einheit in neuen Gegensätzen 


Worin bestand aber der wesentliche Inhalt der Zusammenkunft? Wo lag das Gewicht? 
Wenn ich recht sehe, war die beherrschende Frage: Wo liegen eigentlich die theologischen 
Probleme, die die getrennten Kirchen heute anzufassen haben? Diese Frage wurde immer 
wieder gestellt. Die Bewegung für Glauben und Kirchenverfassung wurde ins Leben ge- 
rufen, um — wie man damals sagte — Kirchen aus der Isolierung in das Gespräch zu 
führen. Sie sollten einander in der Begegnung finden. Sie sollten ihre voneinander ab- 
weichenden Überzeugungen einmal mehr überprüfen. Sie sollten den anderen verstehen 
lernen. Das Ziel war die Einheit, die volle, lebensspendende Gemeinschaft in Christus, 
der Gegenstand der Diskussion waren jedenfalls zunächst die Unterschiede, die sie 
trennten. Die Bewegung für Glauben und Kirchenverfassung hat sich nun während mehr 
als fünfzig Jahren dieser Aufgabe gewidmet. Die Unterschiede in der Lehre, in der 
Ordnung, in Gottesdienst und im geistlichen Leben sind mit eindrücklicher Geduld 
untersucht und immer wieder neu interpretiert worden. Gewiß, die Methode hat sich im 
Laufe der Jahre verändert. Während man sich in erster Zeit darauf beschränkte, die 
verschiedenen Überzeugungen zu vergleichen und sowohl die Abweichungen als die Kon- 
vergenzen ans Licht zu heben, kam man später mehr und mehr dazu, von der in Christus 
gegebenen, gemeinsamen Mitte auszugehen. Die gemeinsame Beschäftigung mit dem 
Verhältnis zwischen Christus, dem Heiligen Geist und der Kirche würde, so hoffte man, 
die Unterschiede neu verstehen lehren und neue Übereinstimmungen entdecken lassen. 
Das Ziel blieb aber auch mit diesen veränderten Methoden die Einheit, die volle Ge- 
meinschaft der Kirchen, der Gegenstand der Diskussion die Unterschiede, die diese 
Gemeinschaft zu verunmöglichen schienen und auch heute noch zu verunmöglichen schei- 
nen. Die besondere Aufgabe der Kommission im Rahmen des Okumenischen Rates be- 
stand darin, zur Klärung dessen beizutragen, was offensichtlich zwischen den Kirchen 
steht. 

Läßt sich aber die Aufgabe der Bewegung heute noch länger auf diese Weise beschrei- 
ben? Haben die Unterschiede zwischen den Kirchen heute noch dieses Gewicht, daß die 
Aufmerksamkeit ausschließlich auf sie gelenkt werden darf? Wer in den letzten Jahren 
an konventionellen Gesprächen über Glauben und Kirchenverfassung teilgenommen hat, 
weiß, daß das Interesse an den konfessionellen Unterschieden in rapidem Sinken begrif- 
fen ist. Die Auseinandersetzung mit ihnen wird mehr und mehr als eine vielleicht un- 
ausweichlich notwendige, aber darum nicht weniger uninteressante Aufgabe empfunden, 
und wenn sich die Möglichkeit bietet, wird das Gespräch sofort auf eine andere Ebene 
verlagert. Ich war kürzlich bei einem Treffen, an dem einem erfahrenen Theologen die 
Frage gestellt wurde: Was werden Ihrer Meinung nach die großen theologischen Pro- 
bleme sein? Er brauchte nur kurze Überlegung, um die Antwort zu geben: Ich weiß es 
nicht, aber jedenfalls nicht die kontroverstheologischen Probleme. Er hat ohne Zweifel 
recht. Die Zahl der Theologen, deren theologische Überlegungen von den traditionellen 
Gegensätzen bestimmt sind, wird immer geringer. Das Vatikanische Konzil hat die 
letzte Bastion, die diesem Denken Berechtigung gab, zusammenbrechen lassen. Die durch 
das Konzil eröffneten neuen Möglichkeiten theologischen Denkens haben in der Christen- 
heit eine Freiheit der Fragestellung entstehen lassen, wie sie vorher nicht bestanden 
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hatte. Nachdem die emotionelle Rücksicht darauf, was eine andere Kirche lehrt und 
darum in der eigenen nicht gelehrt werden darf, geringer geworden ist, hat in vielen 
Kirchen eine Vielfalt theologischen Denkens Einzug gehalten, die vorher nie möglich 
gewesen war. 

Was heißt dies für die Kirchen in ihrer Trennung und ihrer werdenden Gemeinschaft? 
Es wird heute oft gesagt, daß die Unterschiede nicht mehr zwischen den Konfessionen 
lägen, sondern quer durch sie hindurch gingen. Wenn dieser Slogan -— der ja so alt wie 
die ökumenische Bewegung selbst ist - benützt wird, ist die Meinung meistens die, daß 
wir uns heute in einer neuen Gemeinschaft befänden. Der Slogan hat natürlich etwas 
Richtiges. Er ist aber zugleich auch falsch, und zwar in zweierlei Hinsicht. Die Unter- 
schiede, die quer durch die Konfessionen gehen, sind nicht nur der Grund neuer Gemein- 
schaft, sondern auch der Grund neuer Spaltung. Die Kirchen stehen alle in der Ausein- 
andersetzung mit den Fragen, die durch die heutige Welt gestellt werden. Sie müssen sich 
alle neu darüber klarwerden, wie Gott, Christus, das Evangelium heute zu verstehen 
seien, und zugleich, was der Mensch sei, an den diese frohe Botschaft gerichtet ist. Sie 
werden durch diese Auseinandersetzung näher zueinander getrieben, und es mag wohl 
sein, daß sie die eigentliche Triebfeder in der erstaunlichen Bewegung zur Einheit in den 
letzten Jahrzehnten gewesen ist. Sie brechen aber über dieser neuen Aneignung des 
Evangeliums zugleich auch auf neue Weise auseinander. Die großen Triumphe, die die 
ökumenische Bewegung in den letzten Jahren gefeiert hat, dürfen nicht darüber hinweg- 
täuschen. Die Gemeinschaft ist zwar gewachsen und hat sich vertieft. Sie ist aber auch in 
neuer Weise bedroht. Fragen von Glauben und von Kirchenverfassung sind in neuer 
Weise zum Gegenstand der Auseinandersetzung geworden. Denken wir an die Spannun- 
gen um die Autorität der Schrift, denken wir an die Frage der angemessenen Sprache, 
an das oft erbitterte und verzweifelte Fragen nach dem rechten Platz und der Funktion 
der Institution in der Kirche, an die tiefe Unsicherheit des geistlichen Lebens. Diese 
Spannungen wachsen sich zwar nicht zu Trennungen im überlieferten Sinne des Wortes 
aus. Sie sind aber darum vielleicht nur um so echtere und lebendigere Gegensätze. Sie 
stellen jedenfalls die Einheit mancher einzelnen Kirchen, ja die werdende ökumenische 
Gemeinschaft selbst in Frage, und wem es um die Einheit zu tun ist, muß sich dieser 
weiteren Dimension der Einheit stellen. 

Der Slogan von den Unterschieden quer durch die Konfessionen ist aber noch in 
anderer Hinsicht falsch. Er unterschätzt das bleibende Gewicht der traditionellen Gegen- 
sätze. Wenn es auch wahr und nur zu wahr ist, daß das existentielle Interesse an den 
kontroverstheologischen Fragen am Weichen ist, bleibt es darum nicht weniger wahr, 
daß sie nach wie vor bestimmenden Einfluß auf die Kirchen ausüben. Die Gegensätze 
sind nicht einfach geistliche, sondern geschichtliche Größen. Sie sind Teil der uns prägen- 
den Vergangenheit, und solange sie nicht überwunden sind, werden sich die Kirchen 
immer wieder aneinander stoßen. Die Arbeit an ihrer Überwindung ist noch weit von 
ihrem Abschluß entfernt. Manche Kirchen haben überhaupt erst vor kurzem angefangen, 
sich damit zu beschäftigen. Eine merkwürdig widersprüchliche Lage: In dem Augenblick, 
in dem die Kirchen allmählich bereit werden, ihre Unterschiede wirklich dem gegen- 
seitigen Gespräch auszusetzen, stellt sich heraus, daß die brennenden Fragen bereits an 
anderen Stellen liegen. Sie dürfen darum aber nicht einfach zur Seite geschoben werden. 
Was unbewältigt zur Seite geschoben wird, kehrt wieder, und wenn die Kirchen wirklich 
für die Zukunft frei werden wollen, müssen sie darum auch aufarbeiten, was sie von 
der Vergangenheit her trennt. 

Die Diskussionen in Bristol ließen beide Aspekte deutlich werden: die Dringlichkeit 
der neuen Fragen und die Zähigkeit der alten kontroversen Unterschiede. Die Kommis- 
sion fällte aber im Laufe der Tagung einen eindeutigen Entscheid. Sie will den großen 
gegenwärtigen Auseinandersetzungen in ihrer künftigen Arbeit den Vorrang geben. Ge- 
wiß, Studien über die Ekklesiologie, über die Sakramente und das Amt sollen auch in 
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Zukunft fortgesetzt werden. Die Kommission hat detaillierte Empfehlungen für eine 
Studie über Taufe und Eucharistie und für eine Studie über die Ordination ausgearbei- 
tet. Die praktische Notwendigkeit solcher Bemühungen ist zu offensichtlich, als daß sie 
eingestellt werden könnten. Denken wir nur an die Unionsverhandlungen, die gerade in 
diesen Fragen steckenzubleiben pflegen. Denken wir aber auch daran, wie viele Kirchen 
ihre bestehende Praxis erneuern möchten. Anregungen können darum von Nutzen sein. 
Das beherrschende Thema soll aber auf einer anderen Ebene liegen. Die zentrale Studie 
soll den Titel „Der Mensch in Natur und Geschichte“ tragen. Nach allem bisher Gesag- 
ten dürfte deutlich sein, daß diese Wahl keine Abweichung vom ursprünglichen Ziel der 
Bewegung darstellt. Das Ziel bleibt dasselbe: die Einheit und volle Gemeinschaft in 
Christus; einzig der Gegenstand der Diskussion ist dem erweiterten Problem der Einheit 
angepaßt worden. 

Man mag die Frage stellen, warum gerade die Anthropologie zum zentralen Thema 
gemacht worden ist. Die verschiedensten Überlegungen haben zu diesem Entschluß ge- 
führt. Zunächst ist diese Studie die natürliche Fortsetzung der Studie „Gott in Natur 
und Geschichte“, die die Kommission zusammen mit der Studienabteilung in den letzten 
drei Jahren durchgeführt hat und deren zusammenfassender Bericht in Bristol mit großer 
Zustimmung aufgenommen worden ist. Es gibt aber tiefere Gründe als die immer etwas 
verdächtige Logik der Fortsetzung. Die großen Auseinandersetzungen, die heute die 
Kirchen erregen, scheinen alle in der Frage nach dem Menschen ihr eigentliches Zentrum 
zu haben. Denken wir an die hermeneutische Frage und die Rolle, die die Kategorien 
des modernen Denkens für die Auslegung der Schrift spielen. Denken wir an die Frage 
der Autorität und der Institution. Können sie beantwortet werden ohne ein tieferes Ver- 
ständnis dessen, was das Evangelium über den Menschen zu sagen hat? Denken wir an 
die gewichtigen theologischen Probleme, die durch die Weltkonferenz für Kirche und 
Gesellschaft sichtbar geworden sind. Wie verhält sich die Kirche zum Wandel in der 
Gesellschaft? Die Konferenz nannte - mit Recht - immer wieder das Kriterium des 
„humanum“, das ihr Urteil und ihre Entscheidung bestimmen müsse. Was heißt das 
aber? Die Antwort darauf liegt nicht einfach bereit. Die Kommission war der Meinung, 
daß eine Besinnung über das Wesen des Menschen ins Zentrum der heutigen theologischen 
Überlegungen führen könne. Manche oberflächlichen und vielleicht sogar überflüssigen 
Gegensätze, die die gegenwärtige kirchliche Lage kennzeichnen, könnten durch eine ge- 
meinsame Bemühung an dieser Stelle überwunden werden. 


2. Schrifl und Tradition 


Ein zweiter Schwerpunkt der Sitzung in Bristol waren die Diskussionen über Schrift 
und Tradition. Sie wissen alle, daß die Vierte Weltkonferenz in Montreal (1963) sich 
eingehend mit der Frage der Tradition befaßt hat. Es ist oft gesagt worden, daß der 
Bericht dieser Sektion vielleicht der bedeutsamste gewesen sei. Es ist darum natürlich, 
daß die Arbeit gerade an dieser Stelle weitergeführt wurde. Sie bewegte sich auf drei 
Linien. Eine Gruppe befaßte sich mit der Hermeneutik der Heiligen Schrift, eine zweite 
stellte sich die Frage, welche Bedeutung den Vätern der Alten Kirche zukomme, und 
eine dritte beschäftigte sich mit den Konzilien der ersten Jahrhunderte. Vor allem in der 
zweiten und dritten Gruppe beteiligte sich eine große Zahl von orthodoxen Theologen. 
Die Ergebnisse der drei Gruppen wurden in Bristol in derselben Sektion diskutiert, und 
es zeigte sich, daß es an mehreren Punkten möglich war, über die Aussagen der Welt- 
konferenz von Montreal hinauszugehen. Der wichtigste Fortschritt liegt vielleicht ein- 
fach darin, daß die Fragen weit konkreter geworden sind. Während in Montreal die 
Aussagen über die Schrift noch allgemeinen und ausschließlich formalen Charakter tru- 
gen, ist jetzt die Frage gestellt worden, auf welche Weise die historischen und literari- 
schen Methoden bei der Auslegung der Heiligen Schrift, insbesondere des Neuen Testa- 
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mentes, anzuwenden seien. Die Kommission war sich darüber so weitgehend einig, daß 
sie es wagte, die Empfehlung an den Okumenischen Rat zu richten, in seinen eigenen 
Dokumenten die Schrift diesen Methoden gemäß zu benützen; eine Empfehlung, die 
aber natürlich nicht dadurch zu erfüllen ist, daß man die Schrift überhaupt nicht mehr 
zitiert. Auch in der Beurteilung der Väter und der Konzilien ist ein ähnlicher Fortschritt 
zu konkreteren Aussagen zu verzeichnen. Während in Montreal noch in allgemeinen 
Wendungen von der Bedeutung der ersten Jahrhunderte für die spätere Christenheit 
gesprochen wurde, ist jetzt die Frage aufgeworfen worden, wie die Väter der ersten 
Jahrhunderte auszulegen seien. Die Anfänge einer patristischen Hermeneutik wurden 
vorgelegt und diskutiert. Besondere Aufmerksamkeit wurde den Konzilien der Alten 
Kirche gewidmet. Ein Versuch wurde gemacht, eine Verbindung herzustellen zwischen 
dem konziliaren Vorgang der ersten Jahrhunderte und der heutigen ökumenischen Bewe- 
gung. Die Kirchen werden aufgefordert, dem Begriff der Konziliarität in ihren ekklesio- 
logischen Überlegungen vermehrte Beachtung zu schenken. Die Studie soll in der näch- 
sten Periode durch eine Untersuchung über das Konzil von Chalcedon fortgesetzt 
werden. 

Im Zusammenhang mit diesen Aussagen über Schrift und Tradition muß auch ein 
Wort über die Methode der Arbeit von Glauben und Kirchenverfassung gesagt werden. 
Seit der Weltkonferenz in Montreal ist immer wieder gesagt worden, daß die Arbeit von 
Glauben und Kirchenverfassung von einem zu simplizistischen Verständnis der Heiligen 
Schrift ausgehe. Die Einheit der Kirche im Neuen Testament werde in unhistorischer 
Weise vorausgesetzt. Die Verschiedenheiten, ja gelegentlich sogar Gegensätze, die sich in 
der Heiligen Schrift finden, würden nicht ernst genug genommen. Die Sitzung in Bristol 
hat sich mit diesem Vorwurf positiv auseinandergesetzt, und es ist mehrmals davon die 
Rede gewesen, daß vielleicht die Zeit einer neuen Methode der Arbeit gekommen sei. 
Die Bewegung für Glauben und Kirchenverfassung ist in den verschiedenen Perioden 
von verschiedenen Methoden bestimmt gewesen: der wichtigste Wendepunkt ist ohne 
Zweifel der Übergang von der vergleichenden Methode zu dem, was man seit der 
Dritten Weltkonferenz in Lund (1952) die christologische Methode nennt. Niemand in 
Bristol wollte die Gültigkeit dieses Überganges bestreiten. Es wurde aber immer wie- 
der darauf aufmerksam gemacht, daß in Zukunft den Verschiedenheiten und Gegen- 
sätzen im Neuen Testament weit mehr Beachtung geschenkt werden müsse. Die Voraus- 
setzung dürfte nicht ohne weiteres gemacht werden, daß sich im Neuen Testament eine 
bestimmte Christologie und eine bestimmte Ekklesiologie finden. Der Kampf um die 
Einheit werde dadurch nicht überflüssig gemacht, wie manche zu fürchten scheinen. Eine 
methodische Besinnung über die Verschiedenheiten im Neuen Testament auf der einen 
Seite und die Gegensätze, die die Kirchen heute trennen, auf der anderen Seite könnten 
im Gegenteil neue Möglichkeiten für ein tieferes Verständnis der Einheit eröffnen. Es 
wird sich zeigen müssen, ob sich die Sitzung in Bristol in dieser Hinsicht wirklich als 
ein neuer methodischer Wendepunkt erweist. 


3. Eucharistie und Gottesdienst 


Ein weiteres wichtiges Element der Sitzung waren die Diskussionen über die Eucharistie. 
Ein Bericht, der der Kommission vorgelegt wurde, fand weitgehende Zustimmung. Er 
handelt von drei bestimmten Aspekten eucharistischer Theologie und Praxis, nämlich 
von dem Verhältnis zwischen Anamnese und Epiklese, von der Katholizität der Euchari- 
stie und von Eucharistie und Agape. Die Gruppe, die in den letzten drei Jahren an 
diesem Bericht gearbeitet hatte, war zur Überzeugung gekommen, daß eine Abhandlung 
über die Eucharistie im allgemeinen nicht weiterführen könne; sie hatte es vorgezogen, 
über bestimmte Probleme bestimmte Folgerungen vorzulegen. Die meisten Folgerungen 
wurden durch die Kommission willkommen geheißen, nämlich daß die Anrufung des 
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Heiligen Geistes in der eucharistischen Liturgie ihren angemessenen Platz finden müsse, 
daß der katholische, universale Charakter der Kirche in der Feier der Eucharistie zum 
Ausdruck kommen müsse und schließlich daß die Feier von Agapen unter gewissen Vor- 
aussetzungen in Erwägung zu ziehen sei. Der Konsensus über die Eucharistie wurde von 
der Kommission als so erheblich empfunden, daß das Sekretariat aufgefordert wurde, 
das seit der Ersten Weltkonferenz (1927) Erreichte auf übersichtliche und leicht ver- 
ständliche Weise zusammenzufassen und zu veröffentlichen. 

Der Bericht über die Eucharistie führte allerdings auch zu einer Auseinandersetzung, 
und zwar war bezeichnenderweise ein konkreter Vorschlag die Ursache dafür. Der 
ursprüngliche Bericht hatte angeregt, daß im Zusammenhang mit der Vierten Vollver- 
sammlung eine Agape gefeiert werden solle. Die Sektion, die sich mit diesem Gedanken 
zunächst zu beschäftigen hatte, kam einstimmig zum Ergebnis, diesen Vorschlag zu unter- 
stützen. Die Plenarsitzung zeigte allerdings nicht mehr dieselbe Einstimmigkeit. Eine 
Reihe von Rednern (vor allem reformierte) machte geltend, daß eine derartige Feier als 
Ersatz für die gemeinsame Eucharistie mißverstanden werden könnte. Die Wiederein- 
führung der altkirchlichen Agape sei erst möglich, wenn die Kirchen ihre Einheit wieder- 
gefunden hätten. Es wurde schließlich beschlossen, die Anregung zusammen mit einer 
Zusammenfassung der Diskussion an den Zentralausschuß weiterzuleiten. Ich darf viel- 
leicht hinzufügen, daß wohl zum erstenmal in den Annalen der Bewegung für Glauben 
und Kirchenverfassung Jugendliche mit Plakaten in die Diskussion eingriffen. Jedenfalls 
stand an dem auf die Diskussion folgenden Tag hinter dem Präsidentenstuhl in großen 
Buchstaben zu lesen: Agape is o.k., eine Aussage, die jedenfalls wenn man das Wort in 
seinem allgemeineren Sinne nimmt, kaum bestreitbar ist. 

Die Kommission hat sich selbstverständlich auch darüber unterhalten, wie die Studien 
über den Gottesdienst weitergeführt werden sollen. Manches wird dabei davon ab- 
hängen, zu welchen Ergebnissen die fünfte Sektion der Vollversammlung kommen wird. 
Jedenfalls wurde aber eines deutlich: Die Studie soll auf zwei Ebenen fortgesetzt wer- 
den. Einerseits soll das Thema von Taufe, Konfirmation und Eucharistie in ähnlich 
konkreter Weise wie in der bisherigen Studie über die Eucharistie aufgenommen werden. 
Andererseits soll — in Übereinstimmung mit dem zentralen Thema — die Frage des 
Gebets überhaupt aufgegriffen werden. Wie ist das Gebet zu verstehen? Wie ist sein 
Grund und seine Möglichkeit? Was und wie haben wir heute zu beten? Eine Kommis- 
sion, die jedes Jahr eine Gebetswoche für die Einheit vorbereitet, hat allen Anlaß, dar- 
über nachzudenken. 


4. Die Ausdehnung und die Organisation des theologischen Gesprächs 


Die letzten Jahre haben eine gewaltige Ausdehnung der ökumenischen Bewegung ge- 
bracht. Neue Gesichtspunkte sind in das ökumenische Gespräch eingebracht worden, 
und die theologische Problematik hat sich sowohl vervollständigt als auch kompliziert. 
Fast jede ökumenische Tagung bringt in ihrem Bericht eine Bemerkung über diese 
Erweiterung unter. Die Kommission für Glauben und Kirchenverfassung in Bristol hat 
sich nicht so sehr mit der bloßen Tatsache dieser Erweiterung beschäftigt. Sie hat sich 
vielmehr die Frage gestellt, wie das ökumenische theologische Gespräch auf eine noch 
breitere Basis gestellt werden könne. Verschiedentlich wurde gefordert, daß Vertreter 
neuer theologischer Richtungen und der jüngeren Generation mit in die Arbeit einbe- 
zogen werden sollten. Vor allem aber war es der immer wieder ausgesprochene Wunsch 
der Kommission, daß eine größere Zahl von Kirchen, die heute noch außerhalb des 
Okumenischen Rates stehen, in der Kommission vertreten sein sollte. Wie Sie wissen, 
ist die Mitgliedschaft in der Kommission für Glauben und Kirchenverfassung nicht auf 
die Mitgliedskirchen des Okumenischen Rates beschränkt. Diese Regel, die bei der 
Gründung des Ökumenischen Rates aufgestellt und seither eingehalten worden ist, macht 
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es möglich, daß in der Kommission für Glauben und Kirchenverfassung eine noch weitere 
Breite von Verschiedenheiten zusammenkommen kann als im Okumenischen Rat selbst. 
Sie hat dazu beigetragen, daß in diesen Jahren die theologische Diskussion immer auf 
die Gesamtheit der christlichen Traditionen ausgerichtet blieb, daß sie sich nicht in 
internen Fragen verfing, sondern das ökumenische Problem in allen seinen — auch den 
noch nicht repräsentierten - Aspekten im Auge behielt. Die Kommission hat während 
ihrer Sitzung in Bristol auf diesen Umstand größtes Gewicht gelegt und der Hoffnung 
Ausdruck gegeben, daß der besondere Charakter der Bewegung für Glauben und Kir- 
chenverfassung innerhalb des Okumenischen Rates in Zukunft nicht nur bewahrt, son- 
dern im Gegenteil sogar entfaltet werde. Die Kommission für Glauben und Kirchenver- 
fassung soll der Ort sein und, soweit sie es jetzt noch nicht ist, im Laufe der Zeit dazu 
werden, an dem die ganze Vielfalt der theologischen Gegensätze ausgetragen werden 
kann. 

Wenn sich das theologische Gespräch ausdehnt, muß man sich aber zugleich die Frage 
stellen, wie es besser koordiniert und zusammengehalten werden kann. Die Gespräche 
über Fragen von Glauben und Kirchenverfassung haben sich in den letzten Jahren auf 
allen Ebenen vervielfacht, und es könnten ohne Zweifel manche Verdoppelungen vermie- 
den und Anregungen ausgetauscht werden, wenn zwischen den einzelnen Gesprächen ein 
engerer Zusammenhang bestünde. Die Kommission hat selbstverständlich keinerlei Recht, 
eine solche Koordination auch nur zu fordern, geschweige denn konkret vorzuschlagen. 
Die Verfassung setzt ihrer Kompetenz an dieser Stelle die Grenzen in aller wünschbaren 
Deutlichkeit. Die Tatsache ist aber, daß in den letzten Jahren von immer mehr Seiten 
der Wunsch an die Kommission herangetragen worden ist, als Zentrum für einen Aus- 
tausch von Information zu dienen. Die Kommission hat die Möglichkeiten in dieser 
Hinsicht geprüft und ist zu dem Schluß gekommen, daß, falls der Wunsch dazu vor- 
handen ist, die Beziehungen nach verschiedenen Richtungen ausgebaut werden sollten. 
Ich nenne die folgenden Beispiele: 

a) Konfessionelle Weltbünde. In den letzten Jahren haben mehrere Kirchen auf der 
universalen Ebene ökumenische Gespräche aufgenommen. Während sie bisher auf dieser 
Ebene nur selten in direkter ökumenischer Aktivität engagiert waren, sind bilaterale 
Kommissionen heute bereits ein nahezu feststehender Bestandteil der ökumenischen 
Begegnung geworden. Zum Teil ist dies eine Folge des Zweiten Vatikanischen Konzils 
und der daraus folgenden ökumenischen Aktivität der römisch-katholischen Kirche, zum 
Teil stehen aber auch andere Gründe hinter dieser Entwicklung. Die meisten dieser 
Gespräche sind nach Inhalt und Intention Teil der Bewegung für Glauben und Kirchen- 
verfassung. Die Kommission war der Meinung, daß manche dieser Studien für die all- 
gemeine Arbeit über Glauben und Kirchenverfassung bedeutsam sein könnten und daß 
darum eine Beziehung hergestellt werden müsse. Sie beschloß, den Weltbünden anzu- 
bieten, „liaison consultants“ zu ernennen. Ihre Aufgabe würde darin bestehen, den 
regelmäßigen Austausch von Information sicherzustellen. 

b) Unionsverhandlungen. Die Kommission hat schon immer ein besonderes Interesse 
an den Unionsverhandlungen und den sich daraus ergebenden Problemen gehabt. Die 
letzten Jahre haben aber die Aufgaben der Kommission noch vermehrt. Der Grund 
dafür ist einfach. Er liegt darin, daß die Zahl der Verhandlungen stark zugenommen 
hat und Unionen — oder genauer gesagt: die Möglichkeit von Unionen - ein ernsthafter 
Faktor im Leben mancher Kirchen geworden ist. Kontakt und Austausch zwischen den 
einzelnen Verhandlungen werden darum eine immer offensichtlichere Notwendigkeit. Es 
ist ein unnötiger Verbrauch von Kräften, wenn die Kirchen in jedem einzelnen Land 
die Verhandlungen führen, als ob nicht in anderen Ländern schon manche Schritte mit 
Erfolg oder auch klarem Mißerfolg versucht worden wären! Die Kirchen können von- 
einander lernen, und wenn die Zeit, die zur Überwindung der psychologischen Hinder- 
nisse nötig ist, nicht verkürzt werden kann, können doch manche theologischen und 


350 


praktischen Umwege vermieden werden. Je größer die Zahl der Kirchen wird, die in Ver- 
handlungen engagiert sind, desto mehr stellt sich auch die Frage, in welche Beziehung 
die unierten Kirchen einmal zueinander treten werden. Wie werden sie die Universalität 
der Kirche zum Ausdruck bringen? Keine von ihnen — darüber herrscht Einigkeit — 
wünscht eine Weltgemeinschaft von unierten Kirchen. Die Frage der gegenseitigen Bezie- 
hungen bedarf aber doch umfassender Klärung. Kontakt ist aber noch aus einem weit 
tieferen Grund nötig. Die theologische und ekklesiologische Basis der Einheit bedarf der 
Überprüfung. Das Modell, das die meisten Verhandlungen bewußt oder unbewußt be- 
stimmt, stammt aus einer Zeit, deren theologische und ekklesiologische Voraussetzungen 
heute nicht mehr ohne weiteres geteilt werden. Das Modell wird aber nach wie vor und 
zum Teil natürlich mit guten Gründen benützt. Die Notwendigkeit, neuere theologische 
Einsichten zu berücksichtigen, wird aber immer offensichtlicher, und diese Aufgabe kann 
nur durch das Gespräch zwischen den Verhandlungen gelöst werden. Eine erste Zusam- 
menkunft von Vertretern der verschiedenen Verhandlungen hat im vergangenen Früh- 
jahr stattgefunden. Eine ganze Reihe von Empfehlungen ist bei dieser Gelegenheit an 
die Kommission gerichtet worden, und die Kommission hat beschlossen, im Rahmen des 
Möglichen darauf einzugehen. Jedenfalls sollen ähnliche Zusammenkünfte in regel- 
mäßigen Abständen fortgesetzt werden. 

c) Dezentralisierte Arbeit von Glauben und Kirchenverfassung. Schließlich wurde 
immer wieder betont, daß das eigentliche Gewicht der Bewegung für Glauben und 
Kirchenverfassung nicht auf der internationalen Ebene, sondern in den einzelnen Kirchen 
und Ländern liegen müsse. Mit Genugtuung wurde davon Kenntnis genommen, daß in 
den letzten Jahren zahlreiche regionale und lokale Treffen von Glauben und Kirchen- 
verfassung stattgefunden haben. Denken wir etwa an die große asiatische Faith- and- 
Order-Konferenz, die der EACO® im Herbst 1966 in Hongkong organisierte. Denken 
wir an die verschiedenen, in der Regel von Christenräten organisierten Treffen in den 
Vereinigten Staaten. Die Kommission gab der Meinung Ausdruck, daß die Entwicklung 
nach Kräften ermutigt werden solle. Sie war sich bewußt, daß durch diese Empfehlung 
die Frage der Christenräte überhaupt aufgeworfen sei. Was ist ihre Rolle? Welche Be- 
deutung kommt der theologischen Arbeit in ihrem Rahmen zu? Es gehört ja zu den 
merkwürdigen Eigenheiten mancher Christenräte, daß sie ihre Aktivitäten ganz auf 
die praktische Ebene beschränken, während die theologischen und geistlichen Fragen, 
wenn überhaupt, von den einzelnen Kirchen wahrgenommen werden. Manche Christen- 
räte geraten dadurch in die Gefahr, zu bloßen Assoziationen zur Erfüllung bestimmter 
Zwecke zu werden. Eine Besinnung über das Wesen und die weitere Entwicklung natio- 
naler und lokaler Christenräte drängt sich aus diesem und manchen anderen Gründen 
auf, unter anderem auch darum, weil die Frage römisch-katholischer Beteiligung immer 
aktueller zu werden scheint. 

Der Vollständigkeit halber muß ich noch einen mehr technischen Punkt erwähnen. 
Die Kommission hat während dieser Sitzung ihre neue Verfassung diskutiert und mit 
einigen Veränderungen angenommen. Der Text muß, um rechtskräftig zu werden, von 
diesem Zentralausschuß gebilligt werden. Die Veränderungen sind nicht enorm. Die 
Revision, die übrigens mehrere Jahre in Anspruch nahm, wurde vornehmlich vorgenom- 
men, um eine Reihe von archaischen Formulierungen und Bestimmungen zu eliminieren, 
die ohnehin nicht mehr eingehalten wurden. Der neue Text gewährt der Kommission 
und vor allem dem Sekretariat mehr Beweglichkeit in der Gestaltung der Arbeit. Wäh- 
rend früher nur von internationalen theologischen Kommissionen die Rede war, wird 
jetzt der ganzen Vielfalt von Faith-and-Order-Aktivitäten besser Rechnung getragen. 
Während der Sitzung in Bristol wurde der Vorschlag gemacht und angenommen, die 
maximale Mitgliedszahl von 120 auf 150 zu erhöhen, um eine größere Beteiligung von 
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Vertretern aus den Nichtmitgliedskirchen in der Kommission zu ermöglichen. Es wurde 
jedoch sofort hinzugefügt, daß diese Erweiterung nur schrittweise und im Rahmen der 
finanziellen Möglichkeiten vorgenommen werden solle. Die neue Verfassung wurde von 
der Kommission einstimmig gutgeheißen. 


Wie Sie aus dieser ganzen Darstellung ersehen, ist während der Sitzung in Bristol eine 
Verschiebung im Programm von Glauben und Kirchenverfassung eingetreten. Es wäre 
falsch zu sagen, daß dies eine plötzliche Verschiebung wäre. Sie geht auf die Weltkon- 
ferenz in Montreal zurück, wo sich zum erstenmal, „in einem verheißungsvollen Chaos“, 
wie einige damals sagten, zeigte, daß neue Themen in den Vordergrund rücken sollten. 
Das Chaos hat sich seither etwas gelichtet. Die Arbeit der letzten vier Jahre hat sichtbar 
werden lassen, in welche Richtung die neuen Bemühungen gehen müssen. Die Antworten 
auf die neuen Fragen sind noch nicht verfügbar. Nur erste Versuche liegen vor. Das Pro- 
gramm, das die Kommission sich gestellt hat, hat aber genügend Konturen, um mit 
einigen Erwartungen in die Zukunft zu sehen. 


Zum besseren Verständnis der eingetretenen Wandlungen sollten auch die von 
Prof. Edmund Schlink in Bristol gemachten „Bemerkungen zur Arbeitsmethode 
der Kommission für Glauben und Kirchenverfassung“ sorgfältig zur Kenntnis 
genommen werden: 


BEMERKUNGEN ZUR ARBEITSMETHODE DER KOMMISSION FÜR GLAUBEN 
UND KIRCHENVERFASSUNG? 


In jeder voranschreitenden Arbeit ist es von Zeit zu Zeit nötig, eine methodologische 
Besinnung einzuschalten und kritisch zu fragen, ob die bisher angewandten Methoden für 
die inzwischen neu aufgebrochenen Fragestellungen noch ausreichen oder ob eine neue 
methodologische Weichenstellung notwendig ist. Dies gilt auch für die Arbeit der Kom- 
mission für Glauben und Kirchenverfassung. Einer solchen Selbstprüfung hat sie ihre 
Arbeit in besonderer Weise in Lund unterzogen, und es ist zu fragen, ob heute nicht 
wieder ein Zeitpunkt gekommen ist, an dem sie ähnlich wie in Lund eine Neubesinnung 
vornehmen muß. Ich bin davon überzeugt, daß wir heute in der Tat vor der Aufgabe 
einer solchen neuen Weichenstellung stehen. Zwar bleibt das Thema unserer Kommission 
unverändert dasselbe, nämlich die Einheit der Kirche. Aber dieses Thema hat sich im 
Lauf der Jahrzehnte als so vielschichtig erwiesen, daß wir ihm nur mit einer fortschrei- 
tenden Differenzierung der Fragestellungen und der Methoden gerecht werden können. 
Lassen Sie mich versuchen, dies durch einen Rückblick auf die wichtigsten Einschnitte in 
der Geschichte unserer Kommission zu erläutern, wobei ich mich wegen der Kürze der 
mir zur Verfügung stehenden Zeit auf kurze Hinweise beschränken muß. Dabei sind 
vier wichtige Schritte zu unterscheiden. 

1. In den Anfängen der Faith-and-Order-Arbeit war die Methode die vergleichende. 
In Lausanne und Edinburgh benutzten die Vertreter der getrennten Kirchen diese Me- 
thode, um einander besser zu verstehen und das in ihren Verschiedenheiten enthaltene 
Gemeinsame möglichst klar und umfassend herauszuarbeiten. Diese Methode wurde 
zunehmend differenziert, so daß man in Amsterdam (nach einem Wort von Karl Barth) 
nach den „Übereinstimmungen in den Unterschieden“ und nach den „Unterschieden in 
den Übereinstimmungen“ fragte. 

Die Voraussetzung dieser Methode war die Tatsache, daß die Kirchen vorher mehr 
oder weniger abgeschlossen nebeneinander hergelebt hatten und nun ein jeder begann, 


9. Referat, gehalten vor der Kommission für Glauben und Kirchenverfassung in Bristol am 
2. August 1967. 
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von den Voraussetzungen seiner eigenen Kirche her die anderen Kirchen nach dem zu 
befragen, was dort wohl von dem vorhanden und wiederzuentdecken sei, was ihm aus 
der Wirklichkeit der eigenen Kirche vertraut war. Wenn man somit — um später üblich 
gewordene Begriffe zu benutzen — nach den „Elementen“ und „Spuren“ der Kirche in 
den anderen Kirchen fragte, so ging man aus von der eigenen Kirche und suchte Elemente 
der eigenen Kirche in den anderen Kirchen. Dies ist auch der Ansatz der Aussagen über 
die nichtrömischen Kirchen in der Kirchenkonstitution und in dem Okumenismusdekret 
des II. Vatikanischen Konzils!?, 

Die vergleichende Methode wird zu allen Zeiten für die Arbeit der Kommission für 
Glauben und Kirchenverfassung unentbehrlich sein, und sie muß auch in Zukunft mit 
größter Sorgfalt und ständig fortschreitender Differenzierung angewendet werden. 
Würde man sie geringschätzen, so würde man den Blick für die konkrete, geschichtlich 
gewordene Wirklichkeit der Kirchen verlieren. Aber sie reicht nicht aus. Würde man 
sie allein anwenden, so blieben die getrennten Kirchen letztlich bei sich selbst, und sie 
würden in ihrer methodischen Arbeit nicht hinreichend ihre Einheit im Glauben an Jesus 
Christus ernst nehmen, die bereits von den Konferenzen in Lausanne und Edinburgh 
ausdrücklich bezeugt worden ist. 

2. In Lund erfolgte eine wichtige methodologische Neubesinnung. Das beherrschende 
"Thema wurde nun: Christus und die Kirche. Dieses Thema hatte methodologische Kon- 
sequenzen, da alle Kirchen Jesus Christus als ihren geschichtlichen Grund und gegen- 
wärtigen Herrn bekennen. Damit trat die Dimension der Geschichte, und zwar die 
Heilsgeschichte, die vom Alten Bund zur Erfüllung in Jesus Christus und von ihm zur 
Kirche führte, in den Vordergrund. Es wurde deutlich, daß es nicht genügt, die Kirchen 
miteinander zu vergleichen, sondern daß es nötig ist, von Jesus Christus als dem gemein- 
samen Grund auszugehen, um die heutigen Kirchen, ihre Unterschiede und Gemeinsam- 
keiten, richtig zu verstehen. Die gemeinsame Bemühung um das Verständnis der Hei- 
ligen Schrift, ihres Christuszeugnisses und ihrer Aussagen über die Kirche bekam nun 
eine vordringliche Bedeutung. 

Die Voraussetzung für diesen methodologischen Schritt war einmal die von Anfang 
an bezeugte Einheit im Glauben an Jesus Christus, sodann die den Kirchen gemeinsame 
Heilige Schrift. Zwar wird das prinzipielle Verhältnis von Schrift und Tradition von 
den Kirchen verschieden bestimmt, und ihre prinzipiellen Aussagen über die Autorität 
der Heiligen Schrift weichen im einzelnen voneinander ab. Wohl aber nimmt faktisch 
die Heilige Schrift in allen Kirchen als Schriftlesung, Predigttext und als Begründung 
dogmatischer Aussagen eine unvergleichlich hervorgehobene Stellung ein. Von diesem 
faktisch gemeinsamen Ausgangspunkt her haben sich seit Lund fruchtbare neue Erkennt- 
nisse für das Verständnis der Kirche, der Taufe und der Tradition ergeben. 

Dieser Einsatz bei Christus und der Heiligen Schrift ist unaufgebbar. Wir werden 
immer mehr zusammenwachsen, je mehr wir unsere verschiedenen Traditionen von der 
gemeinsamen Heiligen Schrift her zu verstehen vermögen und mit der in der Heiligen 
Schrift bezeugten urchristlichen Einheit vergleichen. Aber es kann nicht übersehen wer- 
den, daß das Christuszeugnis und das Kirchenverständnis der Heiligen Schrift sehr 
mannigfaltig ist. Es genügt nicht, von einer Harmonisierung der verschiedenen biblischen 
Zeugnisse auszugehen, da jede Harmonisierung schon eine Auswahl aus dieser Mannig- 
faltigkeit darstellt. Die Einheit der Heiligen Schrift wurde in unserer Arbeit weithin zu 
selbstverständlich und zu einfach vorausgesetzt. Dies gilt auch noch von den diesjährigen 
beiden Vorlagen „Der Heilige Geist und die Katholizität der Kirche“ und „Gott in 
Natur und Geschichte“. Es genügt nicht, den heilsgeschichtlichen Weg vom Alten Bund 
bis zur Entstehung der Kirche als Einheit ins Auge zu fassen, denn auf diesem Wege 
entstanden sowohl im Alten Bund als auch in der Urchristenheit Verschiedenheiten, die 


10. Vgl. E. Schlink: Nach dem Konzil, 1965, S. 101 ff. und 236 ff. 
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für das Verständnis der Unterschiede zwischen den Kirchen von heute von großer Be- 
deutung sind. 

3. Ein wichtiger weiterer Schritt erfolgte in Montreal. Hier wurde durch die Referate 
von E. Käsemann und R. E. Brown der Blick auf die Verschiedenheiten der neutesta- 
mentlichen Kirchenverständnisse gelenkt. Dabei verstand Käsemann die Verschiedenhei- 
ten zum Teil als Gegensätze und verneinte „eine ungebrochene Einheit neutestamentlicher 
Ekklesiologie“. Brown hingegen bemühte sich in Anerkennung der Verschiedenheiten 
besonders um den Aufweis derjenigen „Elemente“, „die allen neutestamentlichen Ekkle- 
siologien gemeinsam sind“: „Man würde kein vollständiges Bild des neutestamentlichen 
Kirchenbegriffs bieten, wenn man sie zugunsten der Unterschiede vernachlässigen würde“. 
Durch diese beiden Referate ist auf das Problem der Mannigfaltigkeit innerhalb der 
neutestamentlichen Schriften hingewiesen worden. Eine Mannigfaltigkeit findet sich dort 
nicht nur im Verständnis der Kirche, sondern auch im Christuszeugnis, in den Aussagen 
über die Heilszueignung (Rechtfertigung, Wiedergeburt, Heiligung usw.) und über die 
Gemeindeordnung (Charismen und Ämter), auch in der Eschatologie. Diese beiden Vor- 
träge von Montreal dürfen keine Episode in der Arbeit der Kommission für Glauben 
und Kirchenverfassung bleiben. Vielmehr ergibt sich von hier aus die Notwendigkeit 
einer neuen methodologischen Weichenstellung. Die Unterschiede innerhalb der neu- 
testamentlichen Einheit müssen methodisch ins Auge gefaßt, umfassend erhoben, und 
von diesen Unterschieden her muß ein neues Verständnis unserer heutigen Unterschiede 
versucht werden. Damit werden die beiden zuerst genannten Methoden nicht abgelöst; 
weder das Vergleichen der Kirchen miteinander noch die Frage nach der Einheit der 
Heiligen Schrift wird damit überflüssig. Aber diese beiden Methoden müssen nunmehr 
durch die dritte Fragestellung ergänzt und verfeinert werden. 

Eine Voraussetzung hierfür ist mit der Tatsache gegeben, daß die ökumenische Bewe- 
gung von Anfang an die Einheit als „Einheit in der Mannigfaltigkeit“ angestrebt hat, 
so zuletzt auch wieder in der Einheitserklärung von New Delhi. Aber es blieb unklar, 
wie weit die Mannigfaltigkeit reichen und worin sie bestehen darf, ohne die Einheit zu 
sprengen. So blieb die Formel „Einheit in Mannigfaltigkeit“, wenngleich allgemein an- 
erkannt, so doch abstrakt und wenig wirkungsvoll. Von der Beachtung der in der Ein- 
heit des Neuen Testamentes enthaltenen Unterschiede aber kann diese Formel eine in- 
haltliche Füllung bekommen, so daß man erkennen kann, welche Art von Unterschieden 
mit der Kircheneinheit vereinbar ist. Für diese Fragestellung liegt sehr viel Material in 
der heutigen neutestamentlichen Forschung bereit, das bisher noch nicht unter dem 
ekklesiologischen Gesichtspunkt ausgewertet worden ist. Von der Kommission für Glau- 
ben und Kirchenverfassung sollten die Methoden und Ergebnisse der heutigen historisch- 
kritischen Bibelwissenschaft voll und ganz aufgenommen werden. In der Verwendung 
der Bibel haben wir es uns nicht selten zu bequem gemacht. Zwar scheint der Aufweis 
der Unterschiede zwischen den biblischen Aussagen zunächst eine Erschwerung der öku- 
menischen Arbeit zu sein und von der Einheitsfrage wegzuführen. In Wahrheit aber 
ergeben sich gerade so sehr hilfreiche und maßgebliche neue Gesichtspunkte für das Ver- 
ständnis der Einheit. 

Die Verarbeitung der Mannigfaltigkeit der biblischen Zeugnisse ist für die Ekklesio- 
logie unerläßlich. Wenn wir dies in methodischer Strenge tun, werden wir freilich auch 
hier an eine Grenze stoßen. Sie besteht darin, daß aus der urchristlichen Mannigfaltig- 
keit nicht direkt die heutigen Unterschiede zwischen den Kirchen abgeleitet werden kön- 
nen und daß ein Vergleich zwischen den urchristlichen und den heutigen Unterschieden 
nicht direkt vorgenommen werden kann. Denn die urchristliche Mannigfaltigkeit kann 
nicht zeitlos verstanden werden. Sie entfaltete sich damals in einer bestimmten, nicht 
wiederholbaren geschichtlichen Situation. Die heute getrennten Kirchen fanden aber ihre 
Prägung in sehr anderen geschichtlichen Konfrontationen — in Auseinandersetzungen 
mit anderen Irrlehren und anderen Bedrohungen von außen und innen. Es bleibt ein 
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Hiatus zwischen der urchristlichen Mannigfaltigkeit und den heutigen Unterschieden, der 
eine direkte Übertragung der neutestamentlichen „Einheit in Mannigfaltigkeit“ auf die 
heutige Situation der Kirchen unmöglich macht. 

4. So werden wir auch nicht stehenbleiben dürfen bei der Herausarbeitung der ver- 
schiedenen neutestamentlichen Christuszeugnisse, Ekklesiologien, liturgischen Ansätzen, 
Gemeindeordnungen usw. Vielmehr müssen wir durch diese urchristlichen Verschieden- 
heiten hindurchstoßen zu den Grundstrukturen des Lebens der Kirche. Eine solche 
Grundstruktur ist z. B. in Lund hervorgehoben worden: die Kirche lebt wesenhaft in 
einer „doppelten Bewegung“, nämlich in „ihrem Herausgerufensein aus der Welt und 
in ihrem Hineingesandtsein in die Welt“; aber in der jeweiligen geschichtlichen Wirklich- 
keit muß sich diese doppelte Bewegung in verschiedener Gestalt und in verschiedener 
Betonung vollziehen. Die Mitte dieser doppelten Bewegung ist die gottesdienstliche Ver- 
sammlung, und auch hier sind bestimmte bleibende Grundstrukturen göttlichen und 
menschlichen Tuns hervorzuheben; aber in der jeweiligen geschichtlichen Wirklichkeit 
kommen auch diese Grundstrukturen in verschiedenen Gestalten der Liturgie zur Aus- 
wirkung. Mit dem Geschehen in der gottesdienstlichen Versammlung sind auch bestimmte 
Strukturen der Leitung und des gegenseitigen Dienstes der Gemeindeglieder aneinander 
gegeben, die sich aber, wie bereits die neutestamentlichen Texte deutlich zeigen, in der 
geschichtlichen Wirklichkeit in sehr verschiedenen Ordnungen und Bezeichnungen der 
„Ämter“ konkretisieren. Die Fragestellung nach den bleibenden Grundstrukturen der 
Kirche ist neuerdings auch im Bereich der römisch-katholischen Theologie, insbesondere 
von Hans Küngl!, aufgenommen worden. Nicht weniger wichtig ist die Herausarbeitung 
der Grundstrukturen der theologischen Aussagen, da sich so Möglichkeiten ergeben, die 
Dogmen der getrennten Kirchen in neuer Weise zu interpretieren und durch die Über- 
setzung aus einer Grundform der Aussage in die andere auch da noch Gemeinsamkeiten 
zu erheben, wo der Wortlaut verschieden ist!2. 

Die Herausarbeitung der Grundstrukturen der Kirche ermöglicht es, über eine bloße 
Aneinanderreihung von „Elementen“ der Kirche hinauszugelangen, die von der einen 
Kirche in den anderen erkannt werden. Denn solche „Elemente“ liegen keineswegs alle 
auf einer Ebene, sondern sind einander funktional zugeordnet. Das Okumenismusdekret 
des II. Vatikanischen Konzils hat von einer „Hierarchie der Wahrheiten“ (11) gesprochen 
und damit darauf hingewiesen, daß die Aussagen der christlichen Lehre keineswegs alle 
auf derselben Ebene nebeneinander stehen, sondern der zentralen Mitte des Bekennt- 
nisses dienend und explizit zugeordnet sind. Darüber hinaus kann von einer „Hierarchie 
der Elemente“ gesprochen werden. Es gibt „Elemente“, wie das Evangelium, die Taufe 
und das Abendmahl, durch die Christus als Gnadenmittel wirkt. Es gibt wieder andere 
„Elemente“, die, wie die Heilige Schrift, die Dogmen und die Ämter, diesem Wirken 
Christi dienend zugeordnet sind. So grundlegend z. B. die neutestamentlichen Berichte 
über die Einsetzung des Abendmahls sind, so wird doch Christi Leib und Blut nicht 
bereits durch diese Berichte, sondern durch die diesen Berichten gemäße Austeilung des 
Abendmahls zuteil. So groß auch die Bedeutung der Dogmen ist, so widerfährt uns doch 
das Heil noch nicht durch die dogmatischen Aussagen über Wort und Sakrament, son- 
dern durch die Verkündigung des Wortes und durch die Spendung der Sakramente. Die 
dogmatischen Aussagen dienen diesem Geschehen, aber sie sind nicht dieses Geschehen. 
Auch die Bedeutung der Ämter und Charismen ist keineswegs zu unterschätzen. Aber 
das Amt und die Charismen sind Christi Wirken durch Wort und Sakrament dienend 
zugeordnet und können nicht in gleicher Weise-als Gnadenmittel bezeichnet werden wie 


- diese. 


11. H. Küng: Strukturen der Kirche, Quaestiones disputatae 17, 2. Aufl., 1963; Die Kirche, 


1967. 
12. Vgl. E. Schlink: Die Struktur der dogmatischen Aussage als ökumenisches Problem, in: 


Der kommende Christus und die kirchlichen Traditionen, 1961, S. 24 ff. 
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Die Herausarbeitung der neutestamentlichen Grundstrukturen der Kirche und der 
„Hierarchie“ der Elemente erlaubt es, methodisch zuverlässige Schritte zu tun, 

a) um über die vergleichende Betrachtung der Kirchen hinauszukommen, die zwar 
Gemeinsamkeiten neben Verschiedenheiten, nicht aber die unter den Verschiedenheiten 
verborgene dynamische Einheit erkennen kann, 

b) um über einen solchen Vergleich zwischen den verschiedenen Kirchen und dem 
Neuen Testament hinauszukommen, der die neutestamentlichen Ekklesiologien in unge- 
schichtlicher Weise harmonisiert und das Ergebnis dieser Harmonisierung in legalistisch- 
biblizistischer Weise als Maßstab für die Beurteilung der kirchlichen Traditionen ver- 
wendet, 

c) um über eine bloße Feststellung von Verschiedenheiten im Neuen Testament und 
ihren Vergleich mit den heutigen Unterschieden hinauszukommen. Die unter b) und c) 
angeführten Verwendungen des Neuen Testamentes werden der Geschichtlichkeit der 
Kirche nicht gerecht, die in neuen geschichtlichen Situationen wesensnotwendig in ver- 
änderten Gestalten, und zwar auch gleichzeitig und nebeneinander in verschiedenen Ge- 
stalten des Zeugnisses, des Gottesdienstes, der dogmatischen Abgrenzungen, der Ämter- 
ordnung usw., demselben Gott zu dienen hat. 

d) Da die strukturelle Betrachtung weder bei den konkreten Gestalten der heutigen 
Kirche noch bei denen der frühen Kirche stehenbleibt, sondern hinter die geschichtlichen 
Gestalten auf die durch Gottes Heilstat und Sendung gegebenen Grundbestimmtheiten 
kirchlicher Wirklichkeit zurückgeht, kann hier den verschiedenen kirchlichen Traditionen 
viel offener begegnet werden, als wenn man von der eigenen kirchlichen Wirklichkeit 
oder auch von einem harmonisierten Bild der neutestamentlichen Kirche als Maßstab 
ausgeht. Auch die Frage nach den Grenzen zwischen wahrer Kirche und Pseudokirche 
kann so präziser gestellt werden. 

Gehen wir von den Grundstrukturen der Kirche aus, dann erkennen wir die geschicht- 
liche Notwendigkeit vieler verschiedener konkreter Gestalten der Verkündigung, des 
Gottesdienstes, der dogmatischen Aussagen usw. Wir erkennen in diesen Verschiedenhei- 
ten auch Einseitigkeiten, Verkümmerungen und gegenseitige Korrekturen, wobei die 
Korrekturen nicht selten entgegengesetzte Einseitigkeiten sind. Wir erkennen aber auch, 
daß viele Einseitigkeiten, Verkümmerungen und Korrekturen sich komplementär ergän- 
zen und trotz der Trennungen ein zusammenhängendes Ganzes sind. Wir erkennen, daß 
Gott nicht aufgehört hat, die Kirchen trotz ihrer Trennung als Ganzes zu sehen und 
in ihnen als derselbe durch Christus und in der Kraft des Heiligen Geistes zu wirken. 
Die Formel „Einheit in der Mannigfaltigkeit“ bekommt dann einen konkreten Inhalt 
und hört auf, nur ein ökumenisches Schlagwort zu sein. 

Manche werden die hier angestellte methodologische Überlegung vielleicht für über- 
flüssig halten, weil sie die Einheit von einer gemeinsamen Zuwendung der Kirche zur 
Welt erwarten. Aber so wichtig die Zuwendung zur Welt ist, so wage ich nicht, davon 
die Einigung der Kirche zu erhoffen - am wenigsten, wenn die Zuwendung zur Welt im 
Mißbrauch bekannter Sätze von Dietrich Bonhoeffer zur Anpassung an die Welt führt. 
Vielmehr werden die Kirchen erst dann in glaubwürdiger Weise der friedlosen Welt 
dienen, wenn sie in voller Gemeinschaft Gott zugewandt sind. Darum kann sich die 
Kommission für Glauben und Kirchenverfassung von ihrem eigentlichen Thema, der 
Einheit der Kirche im Bekenntnis des Glaubens, im Gottesdienst und in der Gemeinschaft 
der Ämter nicht dispensieren, so mühsam die Arbeit dn diesen Fragen auch oft ist13. 


Die Vollversammlung von Uppsala griff die von der Kommission für Glauben 
und Kirchenverfassung vorgelegten Berichte und Projekte in einer umfassenden 
Überlegung auf: 

13. Vgl. zum Ganzen das Beiheft zur „Ökumenischen Rundschau“, Nr. 7/8, „Bristol 1967“. 


356 


BERICHT DES AUSSCHUSSES FÜR GLAUBEN UND KIRCHENVERFASSUNG 


Der Ausschuß hat sich mit den Vorschlägen befaßt, die die Kommission für Glauben 
und Kirchenverfassung auf ihrer Tagung in Bristol zum weiteren Studium erarbeitet hat. 
Wir begrüßen diese Vorschläge. Wir stimmen der vorgeschlagenen Regelung für eine 
Koordinierung der verschiedenen, innerhalb des Okumenischen Rates durchgeführten 
Studien über den Menschen zu. Wir sind jedoch überzeugt, daß Glauben und Kirchenver- 
fassung in diesem Rahmen einen besonderen Beitrag zu leisten hat. 

Wir begrüßen auch die Erweiterung der Kommission für Glauben und Kirchenver- 
fassung durch die Hinzufügung von mehr Vertretern aus Nichtmitgliedskirchen, der 
römisch-katholischen wie protestantischen. 

Wir haben uns mit folgenden Fragen etwas eingehender beschäftigt: 


A. Das Wesen der Einheit der Kirche 


Die Dritte Vollversammlung nahm eine wichtige Erklärung an über „die Einheit, die 
zugleich Gottes Wille und seine Gabe an seine Kirche ist“. Die Annahme dieser Erklä- 
rung kennzeichnete ein wichtiges Stadium in der Geschichte der ökumenischen Bewegung. 
Diese Erklärung hat in den Kirchen weite Zustimmung gefunden. Sie hat zu Stellung- 
nahmen außerhalb der Mitgliedskirchen des Okumenischen Rates geführt. Sie hat einen 
positiven Einfluß auf örtliche Unionsverhandlungen ausgeübt. Sie hat auch der Unge- 
duld derjenigen neue Nahrung gegeben, die ein tiefes Verlangen nach der Einheit der 
Kirche haben und der Meinung sind, daß die Kirchen bei der Umsetzung ihrer Worte in 
Taten zu langsam sind. 

Die Ereignisse während der letzten sieben Jahre seit der Vollversammlung von Neu- 
Delhi haben den Rahmen verändert, in dem das Ringen um Einheit geschieht. Fast alle 
orthodoxen Kirchen sind dem Okumenischen Rat der Kirchen beigetreten. Durch das 
Zweite Vatikanische Konzil ist die römisch-katholische Kirche in einem neuen Sinn ein 
ökumenischer Partner geworden. Durch die gegenwärtigen exegetischen Studien wurde 
die Frage aufgeworfen, ob sich eine Vielfalt von Ekklesiologien im Neuen Testament 
findet und ob dies eine Vielzahl von Denominationen rechtfertigt. Das erneuerte Inter- 
esse an patristischen Studien und die neu aufgenommene Diskussion über Tradition und 
Traditionen haben unserer Diskussion über die Einheit eine neue historische Tiefe verlie- 
hen. Die Genfer Weltkonferenz für Kirche und Gesellschaft hat in einem bisher nicht 
dagewesenen Maße das Bewußtsein der Kirchen geweckt im Blick auf das Verlangen 
der Menschheit nach einem erfüllteren Leben und auf die ungeheuren Möglichkeiten, 
dieses Leben zu verwirklichen. Die Studienarbeit über die missionarische Struktur der 
Gemeinde, die in Neu-Delhi genehmigt wurde, und andere ähnliche Studienarbeiten 
haben in bestimmten Kreisen zu radikalen Fragen über die traditionellen Strukturen 
der Kirchen und daher auch über die Form der Einheit geführt, die diesen Strukturen 
zugrunde liegt. Ein sehr viel lebendigerer Dialog mit Menschen anderer Religionen und 
Ideologien hat begonnen. Viele junge Menschen, denen es vor allem um christliches Zeug- 
nis und Handeln in unserer Welt geht, sind unzufrieden mit den langsamen Fortschritten 
der Kirchen in Richtung auf die Einheit, die sie so oft verkündigt haben. 

Wir stimmen mit der Entscheidung der Kommission für Glauben und Kirchenver- 
fassung auf ihrer Tagung in Bristol überein, ihr Studienprogramm über die Einheit der 
Kirchen innerhalb des umfassenderen Rahmens der Studien über die Einheit der Menschheit 
und der Schöpfung durchzuführen. Gleichzeitig begrüßen wir die Erklärung der Kom- 
mission für Glauben und Kirchenverfassung, daß ihre Aufgabe auch weiterhin darin 
besteht, „das Einssein der Kirche Jesu Christi zu verkünden und dem Okumenischen Rat 
und den Kirchen vor Augen zu halten, daß sie verpflichtet sind, um ihres Herrn und der 
besseren Erfüllung seines Auftrags in der Welt willen diese Einheit zu manifestieren“. 
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Man könnte jedoch fragen, ob das Problem der Einheit lediglich auf die Zunahme in der 
„Manifestation“ reduziert werden kann oder ob es einen inneren Bruch der Einheit 
gibt, der wieder geheilt werden muß. Die Wiederherstellung und Erfüllung der Einheit 
der Kirchen ist die dringlichste Aufgabe, zu der Glauben und Kirchenverfassung sie 
aufzurufen hat. Dies macht eine Erneuerung des geistlichen Lebens der Kirchen erforder- 
lich. 

Wir bekräfligen die Erklärung von Neu-Delhi über das Wesen der Einheit in Aner- 
kenntnis der Tatsache, daß es in. diesem Zusammenhang Fragen gibt, die untersucht 
werden müssen. Die Erklärung wird vielleicht im Lichte der bereits von den Kirchen 
gemachten oder noch zu machenden Anmerkungen umformuliert werden müssen. Die 
durchzuführenden Studien sollten einerseits die theologische Erforschung solcher Pro- 
bleme wie der Bedeutung und der praktischen Implikationen der Wendungen „an jedem 
Ort“ und „zu allen Zeiten“ einschließen. Andererseits müssen diese Untersuchungen die 
radikalen Fragen berücksichtigen, die durch die neue Lage gestellt werden, in der wir uns 
befinden. Diese Studien über die Einheit der Kirche müssen in den Kontext der Einheit 
der Menschheit hineingestellt werden. Wir sind daher dankbar für die Erfahrung der 
Sehnsucht der Welt nach Einheit, die uns diese Vollversammlung geschenkt hat. Die 
Liebe Gottes, die das Geheimnis der Einheit der Kirche ist, ist auch die Grundlage für 
die Einheit der Menschheit. 


B. Interkommunion 


I. Interkommunion ist ein altes, aber immer noch akutes ökumenisches Problem. Die 
klassischen Positionen (zwischen verschiedenen Kirchen oder innerhalb einzelner Kirchen) 
werden weiterhin vertreten. Ein neues Gefühl der Dringlichkeit ergibt sich jedoch aus 
folgenden Erwägungen: 

a) Römisch-katholische Teilnehmer sind erstmalig als volle Mitglieder der Kommis- 
sion für Glauben und Kirchenverfassung an der Diskussion beteiligt. Im Lichte des 
Zweiten Vatikanischen Konzils gehört die Frage der Interkommunion zum ökume- 
nischen Dialog. 

b) Das Dokument „Die Eucharistie im ökumenischen Denken“ spiegelt die jüngsten 
Fortschritte der theologischen Studien innerhalb von Glauben und Kirchenverfassung 
wie auch zu einem gewissen Maße die Erfahrung von Christen verschiedener Traditionen 
wider, wenn sie sich zum Gottesdienst zusammenfinden. 

c) Die von einer Kirche ausgesprochene Anerkennung des kirchlichen Charakters 
anderer christlicher Gemeinschaften (in welchen Formen diese Anerkennung auch ausge- 
sprochen sein mag) stellt unsere Trennung beim Heiligen Abendmahl stärker als je 
zuvor in Frage und führt an vielen Orten zur Frage nach dem Verhältnis zwischen 
Taufe und Abendmahl. 

d) Interkommunionsfeiern, die in letzter Zeit einige Mitglieder von Kirchen gehalten 
haben, welche nicht miteinander in Gemeinschaft stehen, und die über die bestehenden 
kirchlichen Regelungen hinausgehen, werden für bedeutsam gehalten. 

II. Indem wir die bereits gegebenen Empfehlungen für Studien von Glauben und 
Kirchenverfassung über dieses Thema bestätigen, möchten wir folgende Punkte beson- 
ders unterstreichen: 

a) Die Notwendigkeit, die Begriffsbestimmungen zu revidieren, wie sie im Bericht 
der Konferenz von Lund gegeben wurden. Eine solche Revision wurde z. B. im kürzlich 
veröffentlichten Bericht einer Kommission der Kirche von England über „Intercom- 
munion Today“ vorgeschlagen. Ihre Notwendigkeit wird auch beleuchtet durch die 
Infragestellung des Begriffs der „Interkommunion“ durch die orthodoxen Kirchen mit 
der Begründung, daß eucharistische Gemeinschaft allein innerhalb der einen Kirche mög- 
lich und zulässig ist. Es wird weiterhin anerkannt, daß terminologische Unterscheidun- 
gen noch sorgfältiger vorgenommen werden müssen zwischen Fällen, wo wesentliche 
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Unterschiede in der Lehre vorhanden sind, und anderen, die sich auf die Ordnung der 
Kirchen beziehen. 

b) Die Notwendigkeit, die zwischen verschiedenen Traditionen stehenden Hindernisse 
unter Berücksichtigung des von Glauben und Kirchenverfassung formulierten wachsen- 
den Konsensus zu überprüfen. Wir begrüßen die Entscheidung der Kommission für 
Glauben und Kirchenverfassung in Bristol, allgemein verständliche Broschüren zu ver- 
öffentlichen, die die Glieder der Kirchen mit den eigentlichen Fragen bekanntmachen. 

c) Die Notwendigkeit, sich mit der Bedeutung der Verpflichtung gegenüber Christus 
in seiner Kirche und deren Implikationen für die Austeilung und den Empfang des 
Abendmahls zu beschäftigen. Fragen der Ordination (wie sie bereits von der Kommission 
für Glauben und Kirchenverfassung untersucht werden) und der Zulassung zum Abend- 
mahl sollten im Rahmen der Lehre von der Kirche studiert werden. 

d) Die Notwendigkeit, die Fragen ernsthaft zu bedenken, die sich aus den oben 
unter Id) angeführten Interkommunionsfeiern ergeben. Sie sind nicht immer nur eine 
gefühlsmäßige Reaktion auf bestehende sakramentale Vorstellungen, sondern ergeben 
sich oft aus einem ernsthaften theologischen Nachdenken. Einige sehen sie als Zeugnis 
für ein neues Gefühl der Gemeinschaft und für eine Ungeduld mit den vorherrschen- 
den Auffassungen von Gemeinschaft innerhalb der Kirche. Andere sehen in ihnen einen 
Ausdruck des Versagens, die Verbindung zwischen der Eucharistie und der Kirche als 
der Gemeinschaft des Glaubens zu verstehen. Die ganze Frage, einschließlich des An- 
spruchs, daß solche Akte eine vorwegnehmende Darstellung der Einheit der Kirche sind, 
bedarf der sorgfältigen Untersuchung. 

Mit dem Fortgang dieser Arbeit sollte ein regelmäßiger Gedankenaustausch zwischen 
den von der Kommission für Glauben und Kirchenverfassung geförderten Studien einer- 
seits und den Gesprächen innerhalb bestimmter Kirchen, Nationen oder Religionen ande- 
rerseits stattfinden. 


C. Bekenntnisfamilien 


Der Vollversammlungsausschuß hat sich mit dem Dokument „Die Stellung der Bekennt- 
nisfamilien in der ökumenischen Bewegung“ beschäftigt. Es wurde vom 18. bis 20. Ok- 
tober 1967 von der Konferenz der Exekutivsekretäre der konfessionellen Weltbünde 
verfaßt, auf der fast alle diese Bünde vertreten waren. Es erkennt eindeutig den öku- 
menischer Charakter der Bekenntnisfamilien an (wie dies auch der Okumenische Rat der 
Kirchen bereits in Evanston und Neu-Delhi getan hat). Zu dieser Frage heißt es in dem 
Dokument: „Der Ausdruck ‚Bekenntnisfamilien‘ (World Confessional Families) bezeich- 
net hier die verschiedenen christlichen Traditionen, jeweils als Ganzheit aufgefaßt. Jede 
Bekenntnisfamilie besteht aus Kirchen, die derselben Tradition angehören und durch 
ein gemeinsames Erbe zusammengehalten werden; sie sind sich bewußt, in derselben 
universalen Gemeinschaft zu leben und geben diesem Bewußtsein in irgendeiner Form 
sichtbaren strukturellen Ausdruck.“ Es besteht jedoch eine solche Vielfalt an weltweiten 
Bekenntnisfamilien, daß es sehr schwierig ist, für sie eine allgemeine Bezeichnung zu 
finden. Der hier als eine gängige Bezeichnung verwendete Begriff soll nicht nur die welt- 
weiten Organisationen der von der Reformation herkommenden Kirchen, sondern auch 
die römisch-katholische Kirche und die Familien der orthodoxen und orientalischen Kir- 
chen einschließen. 

Unser Ausschuß begrüßt die positive Einstellung des Dokumentes zu enger Zusam- 
menarbeit mit dem Okumenischen Rat der Kirchen und mit den verschiedenen Unions- 
verhandlungen. Der Grund für die Bildung vieler Bekenntnisfamilien lag in dem Wunsch, 
den über regionale und nationale Grenzen hinausgehenden kirchlichen Beziehungen Aus- 
druck zu verleihen. Er war somit wirksam in den ersten Ausdrucksformen des weltweiten 
Bemühens um den Okumenismus. Viele kirchliche Gemeinschaften, die sonst in keiner 
Beziehung zur ökumenischen Bewegung stehen, sind Mitglied in einer der Bekenntnis- 
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familien. Ihre Mitgliedschaft gibt den Bekenntnisfamilien die einzigartige Gelegenheit, 
Verständnis und Zusammenarbeit zwischen denen zu fördern, die voll in der ökume- 
nischen Bewegung mitarbeiten, und denen, die außerhalb stehen. Gespräche zwischen 
Kirchen auf Weltebene werden immer zahlreicher. Sie befassen sich notwendigerweise 
mit Fragen von Glauben und Kirchenverfassung. Es ist wichtig, daß alle diese Gespräche 
im Rahmen der Bekenntnisfamilien der regionalen Räte und Kommission für Glauben 
und Kirchenverfassung wie auch die Unionsverhandlungen in eine engere Beziehung mit- 
einander gebracht werden. Natürlich werden solche Gespräche, in Übereinstimmung mit 
der Verfassung für Glauben und Kirchenverfassung, innerhalb der Zuständigkeit der 
Kirchen bleiben. Doch die Kommission für Glauben und Kirchenverfassung sollte weiter- 
hin ihre Dienste anbieten, wo diese gewünscht werden. Die Tatsache, daß Weltbünde 
innerhalb und außerhalb der Mitgliedschaft im ORK die Einladung angenommen haben, 
Verbindungssekretäre zur Kommission für Glauben und Kirchenverfassung zu ernennen, 
wird dazu beitragen, eine Verdoppelung der Bemühungen und eine Verschwendung der 
Studienmöglichkeiten zu vermeiden. 

Wir befinden uns zweifellos in einer Zeit einer sich beschleunigenden Bewegung in 
Richtung auf ein wirksameres Zeugnis durch Kircheneinheit. Daher ist es für Christen 
wichtig, die theologische Bedeutung der Kirchenräte und der konfessionellen Weltbünde 
zu untersuchen und deren Eignung für den Dienst gegenüber Gott und den Menschen zu 
prüfen. Die Kommission für Glauben und Kirchenverfassung und die konfessionellen 
Weltbünde tragen für diese Aufgabe eine deutliche Verantwortung!#. 


D. Unionsverhandlungen 


Unser Ausschuß behandelte auch den Bereich über die Konsultation für Unionsverhand- 
lungen, die im April 1967 in Bossey stattfand. Wir meinen, daß er für die Kommission 
für Glauben und Kirchenverfassung, für Bekenntnisfamilien und für Kirchen, die an 
Unionsverhandlungen beteiligt sind, von Bedeutung ist. Er verdient eine formelle Ant- 
wort des Arbeitsausschusses von Glauben und Kirchenverfassung. Wir hoffen, daß er, 
zusammen mit unseren Anmerkungen, eine weite Verbreitung findet. 

1. Wenn man die einzelnen Kirchen und Unionsverhandlungen ins Auge faßt, muß 
man bestimmte, für die Verhandlungen wichtige Faktoren bedenken, von denen wir auf 
vier besonders hinweisen wollen: 

a) Es gibt eine wachsende Zahl von ökumenischen Tagungen, die vom Ökumenischen 
Rat der Kirchen, von regionalen Räten, Bekenntnisfamilien und Ausschüssen für Unions- 
verhandlungen veranstaltet werden. Dadurch wird in vielen kleinen Kirchen den glei- 
chen Persönlichkeiten eine schwere Verantwortung auferlegt, werden die verfügbaren 
kirchlichen Geldmittel erschöpft und Mitarbeiter am Dienst und Zeugnis gehindert. 

b) In vielen Unionsplänen sind fast gleichlautende Erklärungen über Glauben und 
Kirchenverfassung aufgenommen worden, die in früheren Plänen enthalten sind, z. B. in 
der Verfassung der Kirche von Südindien. Wir sehen darin einen großen Vorzug, vor- 
ausgesetzt, daß dadurch die Verhandlungen nicht in Versuchung kommen, Diskussionen 
Sa Glauben und Kirchenverfassung im Zusammenhang ihrer eigenen Situation zu um- 
gehen. 

c) Eine neue Entwicklung zeigt sich in vielen ökumenischen Experimenten, z. B. in 
gemeinsamen Gottesdiensten und örtlichen Unionen von Gemeinden. Zuweilen besitzen 
sie die Zustimmung der betreffenden kirchlichen Autoritäten. Viele Experimente sind 
jedoch gänzlich inoffiziell und verstoßen gegen die kirchlichen Gesetze und Ordnungen. 
Sie ergeben sich zum Teil aus einer Ungeduld oder einem Vertrauensverlust gegenüber 
den herrschenden kirchlichen Strukturen, die oft zu unbeweglich und gegenüber dem 


14. Es wird verwiesen auf die Resolution im Bericht des Ausschusses für Grundsatzfragen I. 
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modernen Leben irrelevant zu sein scheinen. Die Kirchen sollten versuchen, von den an 
solchen Experimenten Beteiligten zu lernen und ihnen eine verständnisvolle Führung zu 
geben. Vielleicht können einige Richtlinien entwickelt werden, so daß radikale Experi- 
mente in eine zukünftige vereinigte Kirche eingefügt werden können und sich nicht zu 
neuen sektiererischen Gemeinschaften entwickeln. 

d) Es gibt eine wachsende Zahl bilateraler Gespräche von Mitgliedskirchen des Oku- 
menischen Rates; dazu gehören besonders die, an denen die römisch-katholische Kirche 
und die orthodoxen Kirchen beteiligt sind. Diese Gespräche könnten zu Folgerungen 
führen, die für die Überwindung von Schwierigkeiten bei bestimmten Unionsverhand- 
lungen eine große Hilfe leisten könnten. Es ist daher wichtig, daß über solche interkon- 
fessionellen Gespräche in allen Teilen der christlichen Welt ausreichend berichtet wird. 

2. Da Kirchen, die an Unionsverhandlungen und -gesprächen beteiligt sind, auf eine 
Kirche hinarbeiten sollten, die nicht nur vereinigt ist, sondern auch eine umfassendere 
Einheit anstrebt und somit auf die endgültige Einheit „aller an jedem Ort“ blickt, schla- 
gen wir vor, alles zu unternehmen, um bei solchen Verhandlungen einige Vertreter der 
noch nicht als Verhandlungspartner beteiligten Kirchen als Berater mit heranzuziehen. 

3. Wir bekräftigen den Vorschlag, daß das Sekretariat für Glauben und Kirchenver- 
fassung auch weiterhin so häufig und schnell, wie es die Mittel erlauben, Quellenmaterial 
zur Verfügung stellt und für den Austausch von Informationen sorgt. Weiterhin sollte 
das Sekretariat Konsultationen über Unionsverhandlungen in regelmäßigen Abständen 
planen und durchführen, die in ihrer Zusammensetzung regional wie auch global sein 
könnten. 

4. Eine der in zukünftigen Konsultationen zu behandelnden Fragen ist die Form der 
Beziehungen von vereinigten Kirchen untereinander und zu den konfessionellen Fami- 
lien, denen sie früher angehört haben. 


Nachdem die in Bristol gemachten Vorschläge von der Vollversammlung in 
Uppsala gebilligt waren, traf sich unmittelbar im Anschluß an die Konferenz 
der Arbeitsausschuß der Kommission für Glauben und Kirchenverfassung unter 
Vorsitz von Prof. J. Robert Nelson (Boston) in Sigtuna, um sich im Rahmen des 
vom ORK geplanten Studiums der christlichen Anthropologie mit dem Thema 
„Der Mensch in Natur und Geschichte“ zu beschäftigen. Erstmalig gehören jetzt 
auch eine Frau und zwei römisch-katholische Theologen dem Arbeitsausschuß an. 
Insgesamt wurden neun römische Katholiken (darunter aus Deutschland Prof. 
Ratzinger/Tübingen) in die jetzt 135 Mitglieder umfassende und von Bischof 
D. Hans Heinrich Harms geleitete Kommission von der Vollversammlung in 
Uppsala berufen. 

Eine gemeinsam vom Sekretariat für Glauben und Kirchenverfassung und 
vom Referat für Kirche und Gesellschaft des ORK veranstaltete Konsultation in 
Sagorsk vom 17. bis 23. März 1968 fragte nach gemeinsamen Ausgangspunkten 
&hristlicher Sozialethik (vgl. „Okumenische Diskussion“ IV/2, 1968, 5.:758,, 
und Wolf-Dieter Marsch: Sagorsk — zwischen Genf und Uppsala, in: „Okume- 
nische Rundschau“, Heft 3/1968, S. 302 ff.). 


6. Beziehungen zur römisch-katholischen Kirche 
Nachdem Dr. Lukas Vischer auf der Tagung des Zentralausschusses des ORK in 
Enugu eine ausführliche Übersicht und Wertung der Beziehungen zur römisch- 
katholischen Kirche gegeben hatte (vgl. Kirchl. Jahrbuch 1964, S. 306 ff.), faßte 
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der Zentralausschuß einen weitreichenden Beschluß, der in dem Vorschlag einer 
Gemeinsamen Arbeitsgruppe zwischen dem ORK und der römisch-katholischen 
Kirche gipfelte: 


(i) Auf Empfehlung des Weisungsausschusses für Grundsatzfragen II und des Exe- 
kutivausschusses nimmt der Zentralausschuß die folgende Erklärung zur Frage der 
Beziehungen zur römisch-katholischen Kirche entgegen und billigt sie in großen Zü- 

en: 

: 1. Der Zentralausschuß des Okumenischen Rates der Kirchen nahm auf seiner Tagung 
in Rochester im Jahre 1963 eine Erklärung zur Frage der Beziehungen zur römisch- 
katholischen Kirche an. Diese Stellungnahme sprach vom Beginn eines echt ökumenischen 
Dialoges zwischen der römisch-katholischen Kirche und anderen Kirchen, der sich auf 
das eine Fundament der Selbstoffenbarung Gottes in Jesus Christus gründet und sich um 
ein tieferes Verständnis, gegenseitige Bereicherung und eine Erneuerung des Lebens der 
Kirchen bemüht, in dem die tiefen dogmatischen Unterschiede in einem Geist der Liebe 
und Demut behandelt werden müssen. Es wurde die Forderung erhoben, jede Gelegen- 
heit zur Entwicklung eines solchen Dialogs auf allen Ebenen des kirchlichen Lebens 
wahrzunehmen. Eine Reihe besonderer Probleme wurden erwähnt, die angepackt wer- 
den müssen, falls ein echter Dialog möglich werden soll. 

2. Der Okumenische Rat bereitet sich auf diesen Dialog auf verschiedene Weise vor: 
durch die Entsendung von Beobachtern zu den Sessionen des Zweiten Vatikanischen 
Konzils; durch eine Reihe von Konsultationen über besondere Themen, wie z. B. die 
Laienarbeit, Probleme der Mission oder soziale Fragen; und ganz allgemein durch die 
Kontakte, die mit dem Sekretariat zur Förderung der christlichen Einheit in Rom her- 
gestellt worden sind. 

3. Die Annahme und Promulgierung des Dekrets „De Ecumenismo“ durch die rö- 
misch-katholische Kirche hat eine neue Lage geschaffen. Daß die römisch-katholische 
Kirche ihren Wunsch nach der Aufnahme von Gesprächen mit anderen Kirchen und ihre 
Überzeugung zu diesem Thema so entschieden zum Ausdruck bringt, ist eine wichtige 
neue Tatsache in der Entwicklung der ökumenischen Bewegung. Die römisch-katholische 
Kirche nimmt nämlich eine Reihe von Grundsätzen und Verfahrensweisen an, die die 
Kirchen in der ökumenischen Bewegung in vergangenen Jahrzehnten geleitet haben. Es 
gibt Punkte, an denen ihre Auffassung von ökumenischen Beziehungen dieselbe ist wie 
die im Okumenischen Rat und seinen Mitgliedskirchen entwickelte Auffassung. An 
anderen Punkten bestehen erhebliche Unterschiede. Der Okumenische Rat der Kirchen, 
der sich immer bemüht hat, „die Kirchen aus ihrer Isolierung heraus zu gemeinsamen 
Gesprächen zu führen“, muß gewiß diese Gelegenheit wahrnehmen, um im Lichte seines 
Auftrages alles in seiner Macht Stehende zu tun, um diese neuen Kontakte zu pflegen, 
und sollte selber in ein Gespräch mit der römisch-katholischen Kirche über ein gemein- 
sames Anliegen und ungelöste Probleme der Beziehungen kommen. 

Gerade die Tatsache, daß in unseren Auffassungen von den ökumenischen Bezie- 
hungen Unterschiede bestehen, verpflichtet uns um einer gesunden Entwicklung der 
ökumenischen Bewegung willen, unser möglichstes zu tun, um unsere Position deutlich 
zu machen, und, wenn möglich, zu einer Verständigung zu kommen. 

4. Vorbereitende Gespräche zwischen Vertretern des Ökumenischen Rates der Kirchen 
und des Sekretariats für die Förderung der christlichen Einheit haben stattgefunden. 
Der Exekutivausschuß des Okumenischen Rates hat sich ernsthaft mit dieser Frage be- 
faßt, und eine Reihe von Kirchenführern sind konsultiert worden. 

Diese Diskussionen haben zu dem Schluß geführt, daß die Zeit gekommen ist, um 
zwischen dem Okumenischen Rat der Kirchen und der römisch-katholischen Kirche eine 
gemeinsame Auffassung derjenigen Prinzipien auszuarbeiten, auf die sich die Beziehun- 
gen gründen sollten, und der Art, in der sie sich entwickeln sollten. 
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5. Der Okumenische Rat der Kirchen und die römisch-katholische Kirche sind keine 
vergleichbaren Größen. Der Okumenische Rat ist eine Gemeinschaft von Kirchen ver- 
schiedener konfessioneller Herkunft. Die römisch-katholische Kirche ist eine einzige 
Kirche. Ihre Zusammenarbeit schafft daher besondere Probleme. Diese Probleme können 
jedoch am besten durch ein offenes Gespräch gelöst werden. 

6. Sehr wichtig ist festzustellen, daß die Zuständigkeit des Okumenischen Rates der 
Kirchen auf diesem Gebiet strengen Begrenzungen unterworfen ist. Wenn er nicht aus- 
drücklich dazu ermächtigt worden ist, kann er nicht für die Mitgliedskirchen handeln. 
Der in der Toronto-Erklärung niedergelegte Grundsatz muß genau beachtet werden: 

„Der Okumenische Rat der Kirchen wurde nicht geschaffen, um Unionsverhandlungen 
zwischen den Kirchen in die Wege zu leiten - was eine Sache der Kirchen selbst ist und 
nur auf ihre eigene Initiative hin geschehen kann -, sondern um die Kirchen miteinander 
in lebendigen Kontakt zu bringen und um Untersuchungen und Aussprachen über Fragen 
der kirchlichen Einheit in Gang zu bringen.“ 

Das bedeutet, daß sich der Okumenische Rat in Gespräche, die seine Mitgliedskirchen 
mit der römisch-katholischen Kirche pflegen, nicht einmischt. Der Okumenische Rat 
möchte jedoch über solche Diskussionen informiert werden und ist bereit, alle Hilfe, um 
die er gebeten wird, zu leisten. 

7. Zwischen Themen, die sachgemäß zwischen dem Okumenischen Rat der Kirchen 
und der römisch-katholischen Kirche erörtert werden können, und solchen Themen, die 
in zweiseitigen Gesprächen zwischen einzelnen Mitgliedskirchen (oder konfessionellen 
Weltbünden) und der römisch-katholischen Kirche erörtert werden können und müssen, 
muß klar unterschieden werden. 

Unter den zur ersten Kategorie gehörenden Themen würden wir besonders erwähnen: 
a) praktische Zusammenarbeit auf philanthropischem Gebiet und in sozialen und inter- 
nationalen Angelegenheiten; b) theologische Studienprogramme von besonderer Bedeu- 
tung für ökumenische Beziehungen (Glauben und Kirchenverfassung); c) Probleme, die 
Spannungen zwischen den Kirchen schaffen (Mischehe, Religionsfreiheit, Proselytismus) ; 
d) gemeinsame Anliegen im Blick auf Leben und Sendung der Kirche (Laien, äußere 
Mission usw.). Es wird anerkannt, daß diese Themen gewisse Aspekte haben, die am 
besten auf internationaler, und andere Aspekte, die am besten auf nationaler Ebene 
diskutiert werden können. 

8. Im Lichte der obigen Erwägungen wird vorgeschlagen, eine Arbeitsgruppe zu er- 
richten, die aus acht Vertretern des Okumenischen Rates der Kirchen und sechs Vertre- 
tern der römisch-katholischen Kirche zusammengesetzt ist. 

Die Aufgabe dieser Gruppe würde darin bestehen, die Grundsätze für die weitere 
Zusammenarbeit und die zu benutzenden Methoden auszuarbeiten. Bei der Erörterung 
neuer Arbeitsgebiete könnte die Gruppe an dem jeweiligen Gebiet besonders Interessierte 
einladen, als Berater teilzunehmen. Die Arbeitsgruppe könnte keinerlei Beschlüsse fassen, 
sondern lediglich Vorschläge zur Vorlage bei den Organen ausarbeiten, die ihre Mit- 
glieder vertreten, und zur Weitergabe an die Mitgliedskirchen. 

-- 9, Die Beziehungen zwischen dem Stab des Okumenischen Rates der Kirchen und dem 
Sekretariat für die Förderung der christlichen Einheit können am besten durch den regel- 
mäßigen Austausch von Besuchen aufrechterhalten werden. 

10. Für den Ökumenischen Rat der Kirchen wird es wichtig sein, bei diesen Fragen 
engen Kontakt mit Kirchenfamilien und konfessionellen Weltbünden zu halten, von 
denen einige ihre eigenen Kontakte mit der römisch-katholischen Kirche entwickeln wer- 
den. Das kann dadurch geschehen, daß man soviel Beratung und gegenseitige Vertre- 
tung wie möglich einrichtet. Vielleicht möchten auch einige nationale Räte von Kirchen 
die Hilfe des Okumenischen Rates bei ihren Gesprächen mit der römisch-katholischen 
Kirche auf nationaler Ebene haben. 

11. Es sollte unterstrichen werden, daß der Okumenische Rat der Kirchen Beziehun- 
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gen zu allen Kirchen aufzunehmen wünscht, die nicht Mitglieder des Okumenischen 
Rates sind, die aber Kontakt mit ihm halten möchten. 

(ii) Die leitenden Amtsträger werden ermächtigt, vorausgesetzt, daß von den ent- 
sprechenden Stellen der römisch-katholischen Kirche parallele Maßnahmen getroffen 
werden, 8 Vertreter für eine Arbeitsgruppe zu ernennen, wie sie oben in Paragraph 8 
vorgeschlagen wird. 

(iii) Der Zentralausschuß empfiehlt den von Dr. Lukas Vischer ausgearbeiteten Be- 
richt (siehe Anhang V) der Aufmerksamkeit der Kirchen und hofft, daß er in weitesten 
Kreisen Verbreitung findet. 

(iv) Der Zentralausschuß hört mit großer Freude, daß der Umfang des Dialogs, der 
Gemeinschaft und der Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedskirchen des Okumenischen 
Rates und den römischen Katholiken auf vielen verschiedenen Ebenen - örtlich, national 
und regional - ständig zunimmt. In dieser Situation entstehen neue Probleme, die ge- 
sehen werden müssen. Die Grundsätze, auf denen Dialog und Zusammenarbeit beruhen 
sollen, müssen offen diskutiert und geklärt werden. Es ist wichtig sicherzustellen, daß sich 
neue Beziehungen so entwickeln, daß die zwischen den Kirchen bestehenden Beziehungen 
vertieft und gestärkt werden und daß die Freiheit gewahrt bleibt, die Gemeinschaft 
zwischen allen Christen umfassender zu entwickeln. 

(v) Die folgenden Dienste werden den Kirchen und nationalen Räten auf Wunsch 
zur Verfügung gestellt: 

(a) Austausch von Nachrichten über Entwicklungen in den Beziehungen zur römisch- 
katholischen Kirche auf allen Ebenen. 

(b) Information über Dokumente, die erforderlich sind, um die sich entwickelnden 
Beziehungen zwischen der römisch-katholischen Kirche und anderen Mitgliedskirchen des 
Okumenischen Rates der Kirchen zu verstehen. 

(c) Interpretierende Kommentare, die den Kirchen und nationalen Räten im Dialog 
mit und in der Beziehung zur römisch-katholischen Kirche helfen können. 

(vi) Als ersten Schritt fordert der Zentralausschuß den Stab auf, einen Aufsatz vor- 
zubereiten, der nach Genehmigung durch den Exekutivausschuß den Mitgliedskirchen 
und nationalen Räten übersandt werden kann, um ihnen zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
der Entwicklungen der Beziehungen zur römisch-katholischen Kirche zu helfen. 


Anläßlich seines Besuches in Genf im folgenden Monat überbrachte Kardinal Bea 
die Zustimmung der katholischen Kirche zu diesem Angebot. Katholischerseits 
gehörten dieser Gemeinsamen Arbeitsgruppe an: Mgr. J.G.M. Willebrands, 
Bischof von Maurania, Sekretariat für die Einheit, Rom; Mgr. Thomas Holland, 
Bischof von Salford, Manchester; Mgr. William W. Baum, Bischofskommission 
für ökumenische Angelegenheiten, Washington D.C.; Mgr. C. Bayer, General- 
sekretär der Caritas Internationalis, Rom; Pater P. Duprey und Pater J. Hamer, 
beide Einheitssekretariat, Rom. Der ORK berief folgende Mitglieder: Dr. W. A. 
Visser ’t Hooft, ORK Genf; Erzpriester Vitaly Borovoy, ORK Genf; Pfr. Dr. 
Espy, Nationalrat der Kirchen Christi in den USA, New York; Dr. N. A. Nis- 
siotis, Okumenisches Institut Bossey; Prof. D. Dr. Edmund Schlink, Heidelberg; 
O. S. Tomkins, Bischof von Bristol; Vater Paul Verghese, ORK Genf (seit 1. 10. 
1967 in Kottayam, Kerala/Indien); Dr. Lukas Vischer, ORK Genf. 

Nach zwei Tagungen in Bossey (22. bis 24. 4. 1965) bzw. Ariccia (17. bis 
20. 11. 1965) bei Rom legte die Gemeinsame Arbeitsgruppe dem Zentralausschuß 
in Genf 1966 einen ersten Bericht vor: 
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GEMEINSAME ARBEITSGRUPPE DER RÖMISCH-KATHOLISCHEN KIRCHE 
UND DES ÖKUMENISCHEN RATES DER KIRCHEN 


A. Erster offizieller Bericht 1966 
I. Grundlegende Fragen 


1. Der Auftrag der Gemeinsamen Arbeitsgruppe 
Nach mehreren vorbereitenden Besprechungen zwischen Vertretern des Sekretariats zur 
Förderung der Einheit der Christen und des ORK wurde der Auftrag für die Gemein- 
same Arbeitsgruppe dem Zentralausschuß auf seiner Tagung im Januar 1965 in Nigeria 
vorgelegt und von ihm angenommen. Danach wurde er auch von den zuständigen Stellen 
der römisch-katholischen Kirche offiziell gebilligt. 

Bei der Ausarbeitung dieses Projektes ließ sich die römisch-katholische Seite von 
dem Dekret über den Okumenismus leiten, das am Ende der dritten Session des Vatika- 
nischen Konzils verkündet worden war. Die Vertreter des DRK gingen von mehreren 
Dokumenten des ORK aus, die sein Wesen und seine Aufgabe beschreiben, sowie von 
verschiedenen Erklärungen des Rates zur gegenwärtigen ökumenischen Situation. 

Die Gemeinsame Arbeitsgruppe wurde nicht gebildet, um Verhandlungen zu führen. 
Ihr Arbeitsauftrag ist begrenzt: Sie soll Möglichkeiten für den Dialog und die Zusam- 
menarbeit erkunden. Auch hat sie keinerlei Entscheidungsbefugnis. Ihre Aufgabe besteht 
darin, gemeinsam bestimmte Probleme zu untersuchen, um dann den jeweils zuständigen 
Stellen beider Seiten Bericht zu erstatten. 

Ihre Arbeit ist geistlicher und seelsorgerischer Natur. Sie muß im Geiste des Gebetes 
geschehen und von der Überzeugung getragen werden, daß Gott sein Volk leitet. Sie 
soll sich also keineswegs nur auf die technischen oder administrativen Gesichtspunkte 
der Zusammenarbeit beschränken; vielmehr obliegt es ihr, den Willen Gottes in der 
gegenwärtigen ökumenischen Situation zu erkennen. 


2. Das Wesen des Okumenismus 

Die Arbeitsgruppe beschäftigte sich zuerst mit dem beiderseitigen Verständnis des Oku- 
menismus. Für die katholische Position zog sie die verschiedenen Dokumente des 
Vatikanischen Konzils in Betracht. Ebenso untersuchte sie die verschiedenen Texte, die 
die Auffassung des ORK darlegen, berücksichtigte jedoch auch seine praktische Arbeit. 
Es ist zweifellos schwierig, einen Vergleich zwischen der römisch-katholischen Kirche und 
dem ORK anzustellen. Auf der einen Seite steht eine Kirche, auf der anderen eine 
Gemeinschaft von Kirchen. Eigentlich kann das in dem Dekret des Vatikanischen Kon- 
zils zum Ausdruck kommende Verständnis des Okumenismus nur mit Auffassungen ver- 
glichen werden, die in ähnlichen Dokumenten einzelner Kirchen zu finden sind. Dennoch 
bringt die Bewegung der römisch-katholischen Kirche und des ORK besondere Probleme 
mit sich, die gemeinsames Studium erfordern. Die ökumenische Aufgabe wird von beiden 
Seiten nicht ganz in der gleichen Weise verstanden. Es ist daher wichtig, den Dialog 
über dieses Thema fortzusetzen und zu vertiefen mit dem Ziel, zu einer gemeinsamen 
Auffassung zu kommen. Doch kann, ungeachtet der Unterschiede in den Auffassungen, 
gemeinsames Handeln auf verschiedenen Gebieten bereits beginnen. Die fortgesetzte 
Pflege und Vertiefung der Kontakte kann nur dazu beitragen zu klären, was noch 
unklar ist. Ferner sind wir trotz der Unterschiede zwischen den in verschiedenen Kirchen 
für das ökumenische Handeln geltenden ekklesiologischen Prinzipien davon überzeugt, 
daß es ein und dieselbe ökumenische Bewegung ist, an der wir alle teilhaben. 


3. Okumenischer Dialog 
Die Gruppe begann eine Studienarbeit über das Wesen des ökumenischen Dialogs, die 
noch nicht abgeschlossen ist. Auf Ersuchen der Gruppe hat ein besonderer Unterausschuß 
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ein Dokument vorbereitet, das auf einer späteren Tagung behandelt und gebilligt wer- 
den soll. Im Laufe der Diskussion wurde von beiden Seiten als ein Erfordernis der öku- 
menischen Methode betont, daß alle Begegnungen auf der Ebene der Gleichberechtigung 
stattfinden sollten. Dieses wesentliche Merkmal des ökumenischen Dialogs wurde sowohl 
vom Exekutivausschuß des ORK auf seiner Tagung in Odessa als auch vom Okume- 
nismusdekret hervorgehoben („par cum pari“). 


4. Bilaterale Gespräche 

Das Bestehen der Gemeinsamen Arbeitsgruppe ist kein Hindernis für direkte Gespräche 
zwischen der römisch-katholischen Kirche und anderen Kirchen. Fragen der Beziehungen 
zwischen zwei Kirchen auf dem Gebiet des Glaubens und des Handelns gehören in das 
bilaterale Gespräch. Dies wurde von beiden Seiten bei der Formulierung des Auftrags 
ausdrücklich anerkannt. Wir glauben jedoch, daß multilaterale und bilaterale Gespräche 
eng miteinander verbunden sind. Deshalb ist der gegenseitige Austausch von Informa- 
tionen sehr wichtig. 


5. Beobachter und Berater 

Die Vermehrung der ökumenischen Kontakte macht die Klärung des verschiedenen Sta- 
tus der Teilnehmer an diesen Kontakten erforderlich, wobei den verschiedenen Situatio- 
nen Rechnung zu tragen ist. 

a) Dies kann nicht ohne den Versuch der Definition geschehen. Ein Beobachter nimmt 
an einer Versammlung teil, um sich selbst und seine Kirche zu informieren. Durch Hin- 
zufügung der Worte „offiziell beauftragt“ kann unterstrichen werden, daß der Beob- 
achter diese Funktion nicht aus eigener Initiative wahrnimmt, sondern von seiner Kirche 
entsandt ist. Man wird sich daran erinnern, daß das Vatikanische Konzil die Bezeich- 
nung „observator delegatus“ in diesem Sinne verstanden hat. Ein Berater nimmt direkt 
an der Arbeit der von ihm besuchten Zusammenkunft teil. Er kann gebeten werden, das 
Wort zu ergreifen, Studienmaterial vorzubereiten usw. Die Funktionen des Beobachters 
und des Beraters können miteinander verbunden werden. In diesem Falle schlagen wir 
vor, die Bezeichnung Berater-Beobachter zu gebrauchen. So wichtig die Rolle des Be- 
rater-Beobachters möglicherweise sein kann, muß doch beachtet werden, daß sein beson- 
derer Status (beratend) ihm weder das Recht zu reden noch das Stimmrecht verleiht. 

b) Im gegenwärtigen Stadium der Beziehungen zwischen der römisch-katholischen 
Kirche und dem ORK scheint der Austausch von Beobachtern und Beratern die am 
besten geeignete Art zu sein, Kontakte herzustellen und aufrechtzuerhalten. 

c) Wenn eine Versammlung gemeinsam von der römisch-katholischen Kirche und 
einer anderen Kirche oder einem Rat von Kirchen organisiert wird, tragen alle daran 
beteiligten Parteien zu gleichen Teilen die Verantwortung für die Versammlung und 
deren Ergebnisse. 

d) Die Angelegenheiten der nationalen und lokalen Räte gehören nicht in den un- 
mittelbaren Arbeitsbereich der Gemeinsamen Arbeitsgruppe. Es ist jedoch klar, daß auf 
diesem Gebiet viele Variationsmöglichkeiten der Situationen bestehen. Die Gruppe ist 
jedoch der Meinung, daß einem katholischen Vertreter, der dazu eingeladen wird, sich 
mit der Tätigkeit der nationalen und lokalen Räte zu befassen, der Status eines Beob- 
achters oder sogar eines ständigen Berater-Beobachters gegeben werden kann. Dies steht 
indessen weder anderweitigen Lösungen noch späteren Entwicklungen im Wege. 


II. Möglichkeiten der Zusammenarbeit 


6. Allgemein 
Die Gemeinsame Arbeitsgruppe kann sich nicht selber mit allen Fragen beschäftigen, die 
aus der Zusammenarbeit erwachsen könnten. Um die Beziehungen weiterzuentwickeln, 
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bedarf sie der Mitarbeit besonderer Gruppen, d. h. vor allem von Kommissionen und 
Konsultationen. Treffen dieser Art zu bestimmten Fragen haben bereits zwischen Ver- 
tretern des ORK und der römisch-katholischen Kirche stattgefunden, und weitere sind 
geplant. Im folgenden geben wir eine allgemeine Übersicht über die Gebiete, auf denen 
die Zusammenarbeit bereits begonnen hat oder eingeleitet werden kann. In diesem 
Zusammenhang ist es wichtig, den Unterschied zwischen folgenden Arten von Veranstal- 
tungen zu beachten: einerseits der Arbeit der Kommissionen und Konsultationen, die 
direkt von der Gemeinsamen Arbeitsgruppe einberufen werden; andererseits der Arbeit 
der Kommissionen und Konsultationen, die entweder von verschiedenen Organen der 
römisch-katholischen Kirche (z. B. dem Einheitssekretariat) oder von katholischen Orga- 
nisationen (z. B. dem ständigen Ausschuß der Internationalen Kongresse für das Laien- 
apostolat, COPECIAL) in Verbindung mit den Abteilungen und Referaten des ORK 
veranstaltet werden. Im ersten Fall gehen die Berichte direkt an die Gemeinsame Ar- 
beitsgruppe. Im zweiten Fall gehen sie an die verantwortlichen Stellen, während die 
Gemeinsame Arbeitsgruppe informiert wird. 


7. Glauben und Kirchenverfassung 

Die Arbeit auf dem Gebiet von Glauben und Kirchenverfassung — dem auf katholischer 
Seite das Gebiet der Lehre entspricht — bietet viele Gelegenheiten für Konsultationen 
(ohne indessen das einzige zu sein). Die Zusammenarbeit hat sich bereits gut angelassen, 
muß jedoch vertieft werden. Wir möchten folgende Vorschläge machen: 

a) Zum Programm der Kommission des ORK für Glauben und Kirchenverfassung 
gehören eine Reihe von Studienarbeiten, die auf weltweiter oder regionaler Ebene durch- 
geführt werden. Die Gemeinsame Arbeitsgruppe begrüßt es, daß römisch-katholische 
Theologen an mehreren dieser Studienkommissionen als Berater-Beobachter teilnehmen 
werden. 

b) Daneben gibt es noch andere Möglichkeiten der Zusammenarbeit. So könnten pa- 
rallel laufende Studienarbeiten durchgeführt werden. Bestimmte, von der Kommission 
für Glauben und Kirchenverfassung vorgeschlagene Themen könnten von katholischen 
Gruppen behandelt werden, während umgekehrt das Einheitssekretariat oder andere rö- 
misch-katholische Organe Themenvorschläge machen könnten, welche ausschließlich von 
Theologen zu bearbeiten wären, die vom ORK eingeladen werden. Die Ergebnisse sol- 
cher Arbeit würden der Stelle zugehen, von der die Initiative ausging, d. h. entweder 
dem ORK oder dem Einheitssekretariat. Die Gemeinsame Arbeitsgruppe würde darüber 
informiert werden. 

c) Die Gruppe schlägt vor, daß vom Einheitssekretariat und von der Kommission für 
Glauben und Kirchenverfassung eine besondere theologische Kommission gebildet wird, 
um grundsätzliche Probleme zu untersuchen, die immer wieder im Dialog zwischen der 
römisch-katholischen Kirche und anderen Kirchen auftauchen. Auf Grund eingehender 
Überlegungen wird das allgemeine Thema „Katholizität und Apostolizität“ vorgeschla- 
gen. 


8. Gemeinsames Gebet bei ökumenischen Veranstaltungen 
Die rasche Entwicklung der ökumenischen Bewegung verlangt, daß wir zusammen über 
das gemeinsame Gebet und gemeinsames liturgisches Handeln nachdenken. Auf ihrer 
ersten Sitzung hatte die Gemeinsame Arbeitsgruppe den Wunsch nach einer Konsultation 
zu diesem Thema geäußert. Seitdem sind diese Fragen auf zwei gemeinsam veranstalte- 
ten Tagungen untersucht und einige provisorische Ergebnisse erzielt worden, die im 
Anhang zu diesem Bericht zu finden sind; sie werden der Aufmerksamkeit und dem 
Studium aller empfohlen. 

In der Gebetswoce für die Einheit der Christen begegnen sich Gläubige aller Kon- 
fessionen vor dem Angesicht des Herrn. Eine weitere Entwicklung dieser Initiative er- 
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fordert gemeinsame Untersuchung. Die Arbeitsgruppe spricht den Wunsch aus, daß sich 
eine weitere Konsultation damit beschäftige. 


9. Mission 

Auf dem Missionsfeld bieten sich Möglichkeiten der Zusammenarbeit, die sorgfältig 
analysiert werden müssen. Vom 5. bis 10. April 1965 fand in Cr£t-Berard (bei Lausanne, 
Schweiz) eine erste Konsultation zu Fragen der Missionstätigkeit statt, die gemeinsam 
von der Abteilung für Weltmission und Evangelisation und dem Einheitssekretariat 
organisiert wurde. Ein Bericht darüber ging der Gemeinsamen Arbeitsgruppe zu. Daraus 
ergibt sich, daß künftig auf verschiedenen Gebieten Zusammenarbeit möglich ist. Weitere 
Studienarbeit ist jedoch notwendig, um die Möglichkeiten zu untersuchen, die durch das 
am Ende der vierten Session verkündete Konzilsdekret über die Missionstätigkeit der 
Kirche eröffnet wurden. 

Der eben genannte Bericht hat auch die Aufmerksamkeit auf Spannungen gelenkt, 
die sich auf dem Missionsfeld ergeben können (unwürdige Formen des Proselytismus, 
unlauterer Wettbewerb usw.). Die Gemeinsame Arbeitsgruppe ist überzeugt, daß, wenn 
in solchen Situationen Abhilfe geschaffen werden soll, Mittel und Wege für die Auf- 
nahme und Aufrechterhaltung enger Kontakte zwischen den verantwortlichen Stellen 
gefunden werden müssen; und sie schlägt vor, daß Schritte in dieser Richtung unter- 
nommen werden. Es wäre z. B. wünschenswert, daß die zuständigen Stellen beider Seiten 
Personen damit beauftragen, Beschwerden zu untersuchen und Bemühungen zur Klärung 
der Situation in Gang zu setzen. 


10. Kirche und Gesellschaft 

Der Platz der Kirche in der Gesellschaft ist ein Problem, das allen Christen in allen 
Kirchen gemeinsam ist. Hier ist ein weiter Bereich für Studium und Zusammenarbeit. 
Eine vom Referat des ORK für Kirche und Gesellschaft und dem Einheitssekretariat 
veranstaltete Konsultation fand vom 28. bis 31. März 1965 in Genf statt. Der Bericht, 
der uns vorgelegt wurde, ermutigt uns zur Fortsetzung der Zusammenarbeit. Die Pasto- 
ralkonstitution über die Kirche in der Welt von heute enthält dafür wichtige Elemente. 
Der ORK seinerseits bereitete eine „Weltkonferenz für Kirche und Gesellschaft“ für 
Juli 1966 vor. Eine zweite Konsultation ist bereits vorgesehen. 


11. Laien 

Auch Probleme der christlichen Laienarbeit können mit Gewinn gemeinsam untersucht 
werden. Zwei Begegnungen zwischen COPECIAL und dem Laienreferat des ORK haben 
bereits stattgefunden. Trotz theologischer Unterschiede ist in Fragen des Laienapostolats 
und der Ausbildung dafür ziemlich weitgehende Übereinstimmung erzielt worden. Die 
Diskussion hat u. a. zu folgendem Ergebnis geführt: „Während die Glaubensunterschiede 
beachtet werden müssen, dürfen wir an keinem Punkt der Laienausbildung getrennt vor- 
gehen, wo gemeinsame Arbeit ebenso gute oder bessere Ergebnisse erzielen würde“ 
(Tagung in Gazzada-Varese, Italien, 7. bis 10. September 1965). 


12. Frauenarbeit 

Der Wunsch nach ähnlichem gemeinsamem Handeln wurde von einer Gruppe von 
Frauen geäußert, die vom Referat des ORK für die Zusammenarbeit von Mann und 
Frau in Kirche, Familie und Gesellschaft und vom Einheitssekretariat zu einer Tagung 
vom 22. bis 24. Oktober 1965 nach Vicarello-Bracciano eingeladen worden waren. Die 
Teilnehmerinnen äußerten den Wunsch, daß solche Veranstaltungen wiederholt werden 
sollten. Unter anderem könnten folgende Themen diskutiert'werden: Neubewertung der 
Rolle der unverheirateten Frau, Wandlungen in der Rolle der Familie, nichtvollzeitliche 
und vollzeitliche Arbeit verheirateter Frauen, Möglichkeiten des Dienstes der Frau in 
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kirchlichen Institutionen sowie Möglichkeiten der Zusammenarbeit von Frauen verschie- 


dener Konfessionen beim Weltgebetstag der Frauen und der Gebetswoche für die Ein- 
heit der Christen. 


13. Karitative und soziale Tätigkeit, Nothilfe und Entwicklungshilfe 

Es ist klar, daß gerade auf diesem Gebiet eine Reihe von Kontaktmöglichkeiten be- 
steht. Die betreffenden Organe arbeiten bereits in erheblichem Umfang zusammen. Die 
Gruppe nimmt mit Befriedigung die ständig wachsende Zusammenarbeit zwischen den 
verschiedenen Hilfsorganisationen der römisch-katholischen Kirche und der Abteilung 
für Zwischenkirchliche Hilfe, Flüchtlings- und Weltdienst des ORK zur Kenntnis. Sie 
schlägt vor, daß weitere Möglichkeiten der Zusammenarbeit untersucht werden, beson- 
ders im Hinblick auf Notsituationen und Katastrophen, aber auch auf langfristige Pro- 
jekte im Kampf gegen Hunger und Armut. Sie empfiehlt, Konsultationen zur Unter- 
suchung der gegenwärtigen Möglichkeiten der Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
sozialen und karitativen Tätigkeit, der Nothilfe und der Entwicklungshilfe abzuhalten. 
Auf diesen Tagungen sollen jedoch nicht nur die Möglichkeiten unmittelbarer Zusammen- 
arbeit untersucht werden, sondern die Aufmerksamkeit soll vor allem der geistlichen 
Motivierung und der christlichen Verantwortung als den Grundlagen aller Zusammen- 
arbeit zugewandt werden. Eine erste Begegnung hat bereits vom 26. bis 28. Januar 1966 
in Genf stattgefunden. 


14. Der internationale Bereich 

Hier ist die Zusammenarbeit aller dringend erforderlich. Es wäre von höchstem Wert 
für die in internationalen Angelegenheiten engagierten Christen, wenn sie auf diesem 
Gebiet zu gemeinsamen Überzeugungen über die Grundlagen des Handelns gelangen 
könnten. Die Gruppe hofft deshalb, in nicht allzu ferner Zukunft eine Konsultation über 
die christliche Verantwortung in internationalen Angelegenheiten veranstalten zu kön- 
nen. Die Untersuchung dieses Fragenbereichs sollte besonderen Vorrang haben. 


15. Internationale katholische Organisationen 

Die Beziehungen zwischen internationalen römisch-katholischen Organisationen und den 
verschiedenen Referaten des ORK werfen besondere Probleme auf. Welche Organe ent- 
sprechen einander? Die Arbeitsgruppe hat die Untersuchung der Methoden begonnen, 
die zur Aufnahme von Kontakten für fruchtbare Zusammenarbeit führen könnten. 


III. Besondere Probleme verschiedener Gebiete der Zusammenarbeit 


16. Die Bibel 

In mehreren Ländern werden gemeinsame Bibelübersetzungen in Angriff genommen. In 
einigen Fällen sind protestantische Übersetzungen von der römisch-katholischen Kirche 
benutzt worden. Die Bibelgesellschaften und verschiedene Kirchen haben lebhaftes Inter- 
esse an diesem gemeinsamen Vorgehen gezeigt. Die dogmatische Konstitution des Vati- 
kanischen Konzils über die göttliche Offenbarung hat solche Pläne ermutigt. 


17. Ostertermin BR 
Die Festsetzung eines allen Christen gemeinsamen Datums für die Feier des Osterfestes 





15. „Quae (scil. versiones) si, data opportunitate et annuente Ecclesiae auctoritate, confician- 
tur communi etiam cum fratribus seiunctis nisu, ab omnibus christianis adhiberi potuerunt“ — 
Constitutio dogmatica de Divina Revelatione, 18. November 1965, Nr. 22. („Wenn die Über- 
setzungen bei sich bietender Gelegenheit und mit Zustimmung der kirchlichen Autorität in Zusam- 
menarbeit auch mit den getrennten Brüdern zustande kommen, dann können sie von allen Chri- 
sten benutzt werden.“) 
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ist gewiß ein Vorhaben, das Aufmerksamkeit verdient. Die Arbeitsgruppe ist der Mei- 
nung, daß detaillierte Untersuchungen zu dieser Frage vorgenommen werden sollten. 
Mehrere Kirchen haben bereits dazu Stellung genommen (vgl. die vom Okumenischen 
Rat für Praktisches Christentum durchgeführte Untersuchung). Die römisch-katholische 
Kirche hat kürzlich ihren Standpunkt zu dieser Frage im Anhang zur Konstitution über 
die heilige Liturgie geäußert. 


18. Liturgie 

Wenn Christen die gleichen Gebete benutzen (biblische oder andere), ist es wünschens- 
wert, daß übereinstimmende Texte zur Verfügung stehen. Das gemeinschaftliche Gebet 
würde dadurch sehr erleichtert werden. Man sollte z.B. nur an den Vorteil denken, inner- 
halb der verschiedenen Sprachen ein und dieselbe Version des Vaterunsers benutzen zu 
können. Die Arbeitsgruppe beabsichtigt, alle Bemühungen in dieser Hinsicht zu fördern. 


IV. Die Weiterführung unserer Arbeit 


19. Unsere Gemeinsame Arbeitsgruppe besteht seit der Übereinkunft im vergangenen 
Februar. Die seitdem geleistete Arbeit ist zwar an sich recht beachtlich, jedoch nur gering 
im Blick auf das, was noch zu tun bleibt. Die meisten der hier angeschnittenen Fragen 
befinden sich noch im Untersuchungsstadium oder allenfalls im Frühstadium der Aus- 
führung. Außerdem steht aber noch eine große Zahl von Problemen an, die wir nicht 
einmal berührt haben. Einer der Hauptgründe ist die Notwendigkeit, gemeinsam die 
Konzilsdokumente zu untersuchen und für die Weiterarbeit in Betracht zu ziehen; doch 
standen diese zum Zeitpunkt unserer letzten Zusammenkunft noch nicht vollständig 
zur Verfügung. Wir möchten hier - um nur ein paar Beispiele zu geben — auf einige 
Hauptprobleme hinweisen, die zu bearbeiten sich lohnen würde: 

a) Ausbildung von Theologen und Laien im ökumenischen Geist — gleichzeitig könnte 
eine Untersuchung der Katechismen und anderer im Religionsunterricht verwendeter 
Texte vorgenommen werden, in denen andere Kirchen nicht immer in objektiver Weise 
dargestellt werden; 

b) Lehre und Praxis der Taufe; 

c) Theologie der Ehe und Mischehen unter Christen; 

d) praktische Konsequenzen der Religionsfreiheit; 

e) Probleme des Proselytismus; 

f) Jugendprobleme. 


B. Gemeinsamer Gottesdienst bei ökumenischen Veranstaltungen 


Dieser Bericht von zwei Tagungen in Rom im Oktober und November 1965 wurde dem 
ersten offiziellen Bericht angefügt. 

Die Gemeinsame Arbeitsgruppe der römisch-katholischen Kirche und des ORK hielt 
am 16. Oktober und am 18. November 1965 in Rom Zusammenkünfte ab. Von römisch- 
katholischer Seite nahmen teil: Mgr. Joseph Baker, Mgr. Henry Davis, P. Emmanuel 
Lanne OSB, P. John Long SJ, P. George Mejia und P. Thomas Stransky CSP. Als Ver- 
treter des ORK waren anwesend: Bischof Thomas Mar Athanasios, Kan. John Findlow, 
Prof. Nikos Nissiotis, Pfr. W. Norgren, Prof. Albert Outler, Prof. J. K. S. Reid, Bischof 
Karekin Sarkissian und Pfr. Lukas Vischer. 


Einleitung 


Immer mehr Gelegenheiten bieten sich für das Zusammenkommen von Christen verschie- 
dener Gemeinschaften. Daher besteht vielerorts das Bedürfnis nach gewissen Richtlinien 
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für die Gestaltung von Gottesdiensten bei solchen ökumenischen Zusammenkünften. Der 
ORK hat in dieser Hinsicht bereits einige Erfahrungen gesammelt und verschiedene 
Empfehlungen für Gottesdienste dieser Art erarbeitet. Die römisch-katholische Kirche hat 
im Okumenismusdekret einige Prinzipien formuliert und arbeitet weitere Direktiven 
zu diesem Thema aus, die ihren Gliedern in der nächsten Zukunft klarere Weisung geben 
sollen. Inwieweit kommt in diesen Texten ein Konsensus zum Ausdruck? Um die Beant- 
wortung dieser Frage zu erleichtern, müssen zunächst einige allgemeine Überlegungen 
angestellt werden. 

1. Wenn Christen zusammenkommen, erfahren sie trotz aller ihrer recht ausgeprägten 
Trennungen eine gewisse Einheit in einer tieferen Gemeinschaft. Das Erlebnis dieser 
Gemeinschaft und ihrer Vertiefung ist besonders stark, wenn sie zusammen beten und 
Gott loben, wenn sie ihre Sünde bekennen und Gott um Vergebung bitten, wenn sie 
gemeinsam das Wort Gottes hören. Was oft nicht in Gedanken erfaßt und in Worten 
gesagt werden kann, erweist sich im gemeinsamen Kommen zu Gott als Wirklichkeit. 
Deshalb ist es von entscheidender Bedeutung für die ökumenische Bewegung, daß Chri- 
sten zum gemeinsamen Gebet zusammenkommen, das aus diesem gemeinsamen Grund 
erwächst. 

2. Das gemeinsame Gebet darf jedoch nicht den Eindruck erwecken, daß Gemeinschaft 
besteht, wo dies nicht der Fall ist. Daher sollte nichts unternommen werden, was gegen 
Überzeugung und Disziplin einer Kirche verstößt. Eine Gemeinschaft im Gottesdienst, 
die nicht durch eine Gemeinschaft im Leben gefestigt wird, fördert die ökumenische 
Sache nicht. 

3. Berücksichtigt man diese beiden Gesichtspunkte, dann muß man sich darüber im 
klaren sein, daß Gemeinschaft wirklich erlebt werden muß, wenn sie wachsen soll. Des- 
halb dürfen die Regeln, die aufgestellt werden sollen, nicht so starr sein, daß sie weitere 
gemeinsame Schritte in Richtung auf eine erweiterte Gemeinschaft ausschließen. 

4. Das Problem des gemeinsamen Gottesdienstes kann verschiedene Formen anneh- 
men, je nachdem, ob zwei verschiedene Kirchen zusammenkommen oder mehrere ver- 
schiedene Traditionen bei einer Zusammenkunft vertreten sind. Die vom ORK ausge- 
arbeiteten Richtlinien gelten nur für die letztere Möglichkeit. Viele Mitgliedskirchen 
haben deshalb ihre eigenen Regelungen für ihre Beziehungen zu anderen Kirchen ge- 
troffen. Auch die römisch-katholische Kirche hat dies getan, wie aus verschiedenen Doku- 
menten des Zweiten Vatikanischen Konzils und dem Direktorium zu ersehen ist. Ver- 
sammlungen in weiterem Rahmen stellen jedoch weitere Probleme und sollten dement- 
sprechende Beachtung finden. 

5. Okumenische Veranstaltungen sind ihrer Art nach sehr verschieden; und wenn auch 
die Grundprobleme des Gottesdienstes immer dieselben sind, sind die praktischen 
Aspekte nicht in allen Fällen gleichartig. Okumenische Veranstaltungen können offi- 
ziellen und repräsentativen Charakter tragen; aber sie können auch weniger förmlich 
sein. Sie können von längerer oder kürzerer Dauer sein. Sie können von mehreren Kir- 
chen oder von Christenräten veranstaltet werden; die Teilnehmer können aber auch 
Gäste einer Kirche oder einer kirchlichen Gruppe sein, die eine bestimmte Form religiö- 
sen Lebens einhält. Das Schwergewicht der Zusammenkünfte kann auf dem gemeinsamen 
Gebet, dem Gespräch, der Begegnung oder praktischen Aufgaben liegen. Man muß die 
ganze Vielfalt der Möglichkeiten im Auge behalten, und der Charakter der Zusammen- 
kunft wird im Einzelfall auch die besondere Form des gemeinsamen Gottesdienstes mit- 
bestimmen. Einige Überlegungen dürften jedoch für alle Veranstaltungen gültig sein. 

6. Alle Vereinbarungen über den gemeinsamen Gottesdienst müssen auf theologischen 
und ekklesiologischen Erwägungen beruhen. Sie müssen im Lichte der konkreten und 
aktuellen ökumenischen Situation erarbeitet werden. Was in der Theorie als prinzipiell 
möglich erscheint, wird oft nur schwer in die Praxis umgesetzt werden können. Beson- 
dere Umstände müssen berücksichtigt werden. Obwohl gemeinsames Gebet im allge- 
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meinen sehr zu empfehlen ist, ist seelsorgerische Rücksichtnahme erforderlich, wenn 
örtliche Gemeinden noch nicht für eine ökumenische Gemeinschaft bereit sind. Gottes- 
dienst geschieht zum Lobe Gottes. Wir können Seiner Gegenwart nicht innewerden, 
wenn uns die innere Freiheit für den gemeinsamen Gottesdienst fehlt. 

7. Vereinbarungen zwischen dem ORK und der römisch-katholischen Kirche gelten in 
erster Linie für ihre eigenen Beziehungen zueinander. Sie können jedoch anderen Orga- 
nisationen mehr lokaler Art als Hilfen und Richtlinien dienen. Dies schließt jedoch 
nicht aus, daß örtliche oder regionale Christenräte Möglichkeiten finden oder bereits 
gefunden haben, Abmachungen untereinander oder mit örtlichen römisch-katholischen 
Stellen zu treffen, die von den auf allgemeiner Ebene erarbeiteten abweichen. 


Gebet und Gottesdienst bei ökumenischen Veranstaltungen 


1. Wenn sich die ökumenische Bewegung weiterentwickeln soll, ist es wesentlich, daß 
bei ökumenischen Veranstaltungen die gegenwärtige Lage realistisch zum Ausdruck 
kommt. Es muß den Teilnehmern möglich sein, sowohl die bestehende Einheit in Christus 
als auch die noch zu überwindenden Schwierigkeiten zu erfahren. Alle Lösungen, die 
die Unterschiede verbergen, müssen vermieden werden. Die bei einer Veranstaltung ver- 
tretenen verschiedenen Traditionen sollten soweit wie irgend möglich Gelegenheit haben, 
sich aktiv am gottesdienstlichen Leben zu beteiligen, selbst wenn das aus praktischen 
Erwägungen schwierig erscheint. 

2. Verschiedene Formen des Gottesdienstes müssen unterschieden werden: 

a) Gottesdienste, an denen Vertreter mehrerer Traditionen teilnehmen. Es ist wichtig, 
daß solche Gottesdienste gemeinsam vorbereitet und in repräsentativer Weise gehalten 
werden. Die Feier des Abendmahls ist normalerweise bei solchen Gelegenheiten ausge- 
schlossen. 

b) Gottesdienste in einer Ordnung, die die Zustimmung der Angehörigen aller kirch- 
lichen Traditionen finden kann, z. B. Anbetung, Bibellesungen, Fürbittengebete usw. 

c) Gottesdienste, die für alle Teilnehmer an einer Zusammenkunft von einem oder 
mehreren Gliedern einer Kirche gemäß der Ordnung dieser Kirche gehalten werden. 
Natürlich ist es wichtig, daß möglichst viele der vertretenen Traditionen die Gelegenheit 
haben, einen solchen Gottesdienst zu gestalten. Bei Zusammenkünften von kurzer Zeit- 
dauer wird dies schwierig sein. Falls jedoch solch ein kurzes Treffen nur eines von 
mehreren einer geplanten Serie ist, sollte es möglich sein, daß jede der vertretenen Tra- 
ditionen die Verantwortung für den Gottesdienst je einer dieser Zusammenkünfte über- 
nimmt. 

d) Abendmahlgottesdienste, die von einer Kirche im Rahmen einer Veranstaltung 
abgehalten werden. Es sollte nicht zur Regel werden, daß dem Problem des Abendmahls 
bei ökumenischen Veranstaltungen ausgewichen wird; und wenn Abendmahlgottesdienste 
gehalten werden, sollten keine Lösungen gesucht werden, die nur einen Aspekt des 
Problems sichtbar werden lassen. Selbstverständlich muß alles so geordnet werden, daß 
jeder Teilnehmer die Freiheit hat, seinem eigenen Gewissen und der Ordnung seiner 
Kirche zu folgen. Folgende Überlegungen könnten dabei wichtig sein: 1. Die Versamm- 
lung selbst kann nicht für die Feier des Abendmahls verantwortlich sein. Nur eine Kirche 
kann eine Einladung zu einem Abendmahlgottesdienst ausgehen lassen. Es ist das Nächst- 
liegende, daß eine der Kirchen des Ortes, an dem die Veranstaltung stattfindet, die 
Einladung ausspricht. 2. Wenn das ökumenische Problem in aller Deutlichkeit sichtbar 
werden soll, muß die Möglichkeit bestehen, bei der Feier des Abendmahls mit verschie- 
denen Traditionen in Berührung zu kommen. Während einige Kirchen Glieder anderer 
Kirchen zur Teilnahme an ihrem Abendmahlgottesdienst einladen können, sind andere 
dazu nicht in der Lage; und während einige die Freiheit haben, eine solche Einladung 
anzunehmen, können andere - aus theologischen Gründen und solchen der Kirchenzucht- 
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nicht den Leib des Herrn am Altar einer anderen Kirche empfangen. Bei einer längeren 
Tagung empfiehlt es sich deshalb, mindestens zwei Abendmahlgottesdienste abzuhalten: 
einen, der von einer Kirche veranstaltet wird, deren Ordnung die Einladung anderer 
Christen gestattet, und einen zweiten einer Kirche, die selbst bei ökumenischen Veran- 
staltungen verpflichtet ist, die Kommunion auf ihre eigenen Mitglieder zu beschränken. - 
Nach Möglichkeit sollten alle Teilnehmer an der Veranstaltung bei den verschiedenen 
Abendmahlgottesdiensten anwesend sein. 3. Die Benutzung einer Kirche für Abend- 
mahlgottesdienste bei ökumenischen Veranstaltungen muß sorgfältig überlegt werden, 
besonders wenn nur eine Kirche zur Verfügung steht. 4. Ein vorbereitender Gottesdienst 
für alle Teilnehmer an einer Veranstaltung hat sich bei vielen Gelegenheiten als ein 
bedeutsamer Gemeinschaftsakt erwiesen. Er kann dazu beitragen, daß das Ärgernis der 
Trennung deutlich zu Bewußtsein kommt. Falls ein solcher Gottesdienst gehalten wird, 
sollte er in Beziehung zu allen vorgesehenen Abendmahlgottesdiensten stehen. 5. Falls 
erforderlich, sollten die Teilnehmer an einer Veranstaltung Gelegenheit haben, außer- 
halb des Programms das Abendmahl gemäß der Tradition ihrer Kirche zu feiern, ohne 
ihr Gewissen zu verletzen oder ihren Verpflichtungen untreu zu werden. 

3. Erstreckt sich eine Veranstaltung über einen längeren Zeitraum, dann liegt es nahe, 
daß alle diese Gottesdienstformen angemessene Verwendung finden. Die unter a) er- 
wähnte würde besonders für den Eröffnungs- und Schlußgottesdienst der Veranstaltung 
geeignet sein, b) und c) für die regelmäßigen Morgen- und Abendandachten und d) im 
Laufe der Veranstaltung, je nach Zeit und Umständen. Es ist natürlich nicht auszuschlie- 
ßen, daß bei einer längeren Tagung ihre besondere Aufgabe dazu führen kann, eine 
bestimmte Gottesdienstform in den Vordergrund zu stellen. 


Im Zusammenhang mit Vorträgen von Dr. Lukas Vischer und Prof. Nissiotis 
(vgl. „Okumenische Rundschau“, Heft 2/1966) nahm der Zentralausschuß mit 
einer ausführlichen Erklärung zu den Beziehungen mit der römisch-katholischen 
Kirche Stellung, in der es u.a. heißt: 


Nach Beendigung des Zweiten Vatikanischen Konzils möchten wir Gott unseren Dank 
sagen für den Fortschritt, der während der letzten Jahre erreicht worden ist. Das Zweite 
Vatikanische Konzil hat viele Türen geöffnet und in unerwarteter Weise eine neue 
Gemeinschaft zwischen der römisch-katholischen Kirche und den Mitgliedskirchen des 
ORK geschaffen. Obwohl das Zweite Vatikanische Konzil in erster Linie der römisch- 
katholischen Kirche galt und im vollen und echten Sinne des Wortes kein ökumenisches 
Konzil genannt werden kann, hat es doch zur ökumenischen Bewegung einen wesent- 
lichen Beitrag geleistet. Wir sind dankbar für die neuen Möglichkeiten für Dialog und 
Zusammenarbeit, die sich ergeben haben. 

Wir möchten besondere Aufmerksamkeit auf das Dekret über den Okumenismus rich- 
ten, das am Ende der dritten Session promulgiert wurde. Durch die Annahme dieses 
Dokumentes hat die römisch-katholische Kirche sich offiziell in der ökumenischen Bewe- 
gung engagiert. Verschiedene konziliare Dokumente, die am Ende der vierten Sitzung 
promulgiert wurden, fördern und vertiefen dieses Engagement, und wir glauben, daß 
die Gemeinschaft in Zukunft sogar noch wachsen wird. Wir betrachten den Abschluß des 
Konzils eher als einen Anfang denn als ein Ende. Wir beten, daß die Bewegung der Er- 
neuerung, die durch das Wirken des Heiligen Geistes eingeleitet wurde, in allen Kirchen 
fortgeführt und in Zukunft noch ausgedehnt wird. 

Der Eintritt der römisch-katholischen Kirche in die ökumenische Bewegung schafft 
aber auch Probleme. Obwohl die römisch-katholische Kirche ihre Entschlossenheit zum 
Ausdruck gebracht hat, aktiv an der ökumenischen Bewegung teilzunehmen, wissen wir 
doch noch nicht, auf welche Weise die getrennten Kirchen mit einer Stimme sprechen 
und als eine Gemeinschaft handeln können. Die ökumenische Bewegung ist eine und darf 
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nicht in verschiedene „Okumenismen“ zerfallen. Das Bestehen einer Gemeinsamen Ar- 
beitsgruppe darf nicht als endgültige Lösung angesehen werden, und wir hoffen, daß unsere 
gemeinsame Teilnahme an der ökumenischen Bewegung Formen einer Gemeinschaft zu 
finden, die ihr noch mehr entsprechen. Wir sind uns bewußt, daß die Unterschiede im 
Verständnis der ökumenischen Aufgabe Zeichen entscheidender ekklesiologischer Unter- 
schiede sind, und wir empfehlen daher dringend, daß Versuche zur weiteren Klärung 
unternommen werden. 


Auch im Blick auf den Bericht der Gemeinsamen Arbeitsgruppe wurde die Not- 
wendigkeit betont, den Begriff des „Okumenismus“ einheitlich zu verstehen und 
zu gebrauchen. „Nur ein gemeinsames Verständnis über das Wesen des Okume- 
nismus kann als ausreichende Grundlage für Zusammenarbeit angesehen wer- 
den.“ Unter den Aufgaben, die sich die Gemeinsame Arbeitsgruppe vornehmen 
wollte, hob der Zentralausschuß als vordringlich das Proselytismusproblem, die 
Mischehenpraxis und die Anwendung der Religionsfreiheit heraus. Der Zentral- 
ausschuß bekräftigte und verlängerte das Mandat der Gemeinsamen Arbeits- 
gruppe, wobei freilich im Auge behalten werden muß, daß die Arbeitsgruppe 
nur beschränkte Befugnisse hatte, nämlich die für den Dialog in Frage kommen- 
den Probleme herauszuarbeiten, nicht aber selbst verbindliche Verhandlungen zu 
führen. Daß man dabei aber auch praktische Ziele im Auge hatte, zeigte die 
Weitergabe der von der Gemeinsamen Arbeitsgruppe empfohlenen Richtlinien 
für „Gemeinsame Gottesdienste bei ökumenischen Veranstaltungen“ an die Mit- 
gliedskirchen zur Erprobung und Stellungnahme, denn „wenn Veranstaltungen 
wirklich ökumenisch sein sollen, müssen sie Versammlungen zu gemeinsamem 
Gebet und nicht nur zur Diskussion sein“. Ebenfalls wurde zusammen mit der 
römisch-katholischen Kirche ein großzügiges Hilfsprojekt gegen die drohende 
Hungersnot in Indien und Afrika ins Auge gefaßt. 

Nach drei weiteren Tagungen in Bossey (14. bis 16. 5. 1966), Cret-Berard 
(20. bis 22. 11. 1966) und Ariccia (15. bis 19. 5. 1967) legte die Gemeinsame 
Arbeitsgruppe dem Zentralausschuß in Heraklion ihren zweiten Arbeitsbericht 
vor. Während der erste Bericht hauptsächlich Möglichkeiten und Pläne aufge- 
zählt hatte, waren diesmal bereits praktische Arbeitsergebnisse aufzuweisen, 
deren Fruchtbarkeit auf eine Erweiterung und Intensivierung des ursprünglichen 
Auftrags drängte. Der Bericht hatte folgenden Wortlaut: 


GEMEINSAME ARBEITSGRUPPE DER RÖMISCH-KATHOLISCHEN KIRCHE 
UND DES ÖKUMENISCHEN RATES DER KIRCHEN 


Zweiter Bericht 
I. Allgemeine Bemerkungen 


1. Die Gemeinsame Arbeitsgruppe zwischen der römisch-katholischen Kirche und dem 
ORK hat ihre Arbeit noch nicht beendet. Sie wurde auf gemeinsamen Beschluß der zu- 
ständigen Stellen beider Seiten Anfang 1965 gegründet, um „die Prinzipien und Metho- 
den für die weitere Zusammenarbeit auszuarbeiten“16, 

Die Arbeitsgruppe hat das Wesen der ökumenischen Bewegung und besonders die Be- 
ziehungen zwischen dem ORK und der römisch-katholischen Kirche untersucht. Hier 


16. Auftrag für die Gemeinsame Arbeitsgruppe, vgl. Ecumenical Review 1965, 2, S. 171 ff., 
und Osservatore Romano, 20. 2. 1965, S. 7. 
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sollen nun einige Ergebnisse dieser Untersuchung vorgelegt werden. Das Gebiet ist so 
weit, daß die Arbeitsgruppe kaum zu erklären braucht, warum sie ihre Aufgabe in der 
kurzen Zeit nicht erledigen konnte. Nur die Erfahrung wird lehren, welche der Möglich- 
keiten, die im Laufe der Untersuchung flüchtig zu Gesicht kamen, wirkliche Möglichkei- 
ten sind. Außerdem befinden sich die Beziehungen zwischen den Kirchen augenblicklich 
in raschem Wandel. Neue theologische Probleme treten in den Vordergrund, und unvor- 
hergesehene Situationen ergeben sich. 

2. Die Beziehungen zwischen dem ORK und der römisch-katholischen Kirche und ihre 
Probleme müssen, wenn sie ernsthaft bedacht werden sollen, im Rahmen der gesamten 
ökumenischen Bewegung gesehen werden. Diese ist ein ganz neues, charakteristisches 
Phänomen unserer Zeit; doch die Wirklichkeiten, auf denen sie gegründet ist, sind sehr 
alt. Die Christen - und die Kirchen, denen sie angehören - sind miteinander verbunden 
durch ihren Glauben an Christus, den Heiland der Welt, und durch ihr Verlangen nach 
Verherrlichung Gottes, des Vaters, des Sohnes und des Heiligen Geistes. Wichtige Ele- 
mente des Glaubens, des sakramentalen Lebens und des kirchlichen Amtes sind ihnen 
gemeinsam. Vor allem haben sie einen gemeinsamen Bezugspunkt, das Wort Gottes, das 
in der Heiligen Schrift bezeugt wird und das für sie alle nicht nur Gegenstand des Stu- 
diums und der Meditation, sondern auch Lebensnorm ist. 

3. Ohne die wesentlichen Unterschiede zu vergessen oder verkleinern zu wollen, ent- 
decken die Christen heute in anderen Kirchen wieder diese Werte des einzigartigen 
christlichen Erbes. Sie erkennen, daß zwischen ihnen bereits eine teilweise Gemeinschaft 
besteht, und sie wollen diese Gemeinschaft in ihrer ganzen Fülle entfalten. Die gesamte 
ökumenische Bewegung sucht nach dieser Fülle, dieser Einheit aller Christen, um dadurch 
Christus in der Welt von heute zu bezeugen. Sie findet ihren Ausdruck in einer Fülle 
von Formen gemeinsamen Handelns von Christen: Fürbitte, Studienarbeiten, Zusam- 
menarbeit, Versuche mit gemeinsamem Zeugnis. Doch in aller Vielfalt ist sie ein einziges 
Ganzes. Alle Kirchen, denen daran liegt, die Bande zwischen allen Christen fester zu 
knüpfen, nehmen an einer einzigen Bewegung teil. 

4. Die Zahl derer, die zur ökumenischen Bewegung beitragen, ist groß; es ist hier 
nicht unsere Aufgabe, sie alle in einer vollständigen Liste aufzuführen. Wir möchten 
lediglich die Aufmerksamkeit auf die besondere Rolle des ORK und der römisch-katho- 
lischen Kirche im Dienst an der ökumenischen Bewegung lenken; und wir möchten so 
klar wie möglich erfassen, welches ihre gegenseitigen Beziehungen sein sollten. 

5, Der ORK ist ein Instrument der ökumenischen Bewegung, das in seiner Art einzig 
ist. Wie können getrennte Kirchen in geregelter Form zusammen leben und gemeinsam 
Zeugnis ablegen, ohne doch ihre Überzeugungen aufzugeben? Der ORK wurde geschaf- 
fen, um eine konkrete Antwort auf diese Frage zu geben. Er ist eine Gemeinschaft von 
über 200 Kirchen; und diesen Kirchen ist er in zunehmendem Maße zur Stätte und zum 
Zentrum für gemeinsames Zeugnis, Zusammenarbeit, gegenseitige Hilfe und gemeinsame 
Suche nach Einheit geworden. So hat er seine Mitgliedskirchen in den Stand gesetzt, ihre 
gemeinsame christliche Erfahrung zu erweitern und zu vertiefen. 

6. Auch die römisch-katholische Kirche liefert einen bemerkenswerten Beitrag zur 
ökumenischen Bewegung, besonders seit dem Zweiten Vatikanischen Konzil. Vorbereitet 
durch die seit mehr als 30 Jahren von einigen ihrer besten Theologen geleistete Arbeit 
nahm sie ihren offiziellen Eintritt in die ökumenische Bewegung unter dem Pontifikat 
Johannes’ XXIII. durch die Schaffung eines besonderen Sekretariats für die Förderung 
der Einheit der Christen. Auf dem Konzil hat sie in ihrem Dekret über den Okumenis- 
mus die Grundsätze dargelegt, die ihr Handeln auf diesem Gebiet leiten, und allen 
Bischöfen die Förderung des Okumenismus zur Pflicht gemacht. 

7. Der ORK und die römisch-katholische Kirche kommen durch ihren gemeinsamen 
Dienst bei der Förderung der ökumenischen Bewegung in enge Berührung. Dadurch wer- 
den beide Seiten gezwungen, ihre gegenseitigen Beziehungen unter ständiger Berück- 
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sichtigung ihrer Verschiedenheit zu definieren. Der ORK ist eine Gemeinschaft von Kir- 
chen, während die römisch-katholische Kirche eine Kirche ist. Erst gemeinsames Nach- 
denken und die Erfordernisse der immer neuen Situationen werden es möglich machen, 
Schritt für Schritt die Beziehung zwischen diesen beiden wenig ähnlichen Gebilden zu 
präzisieren. 

8. Es ist wichtig, daß wir das Kriterium klären, das diese Beziehungen in der Ver- 
gangenheit bestimmte und nach dem sie in der Zukunft immer enger werden müssen. 
Dieses Kriterium muß im Dienst an der einen und einzigen ökumenischen Bewegung 
gesucht werden. Die wesentliche Frage, die immer wieder neu gestellt werden muß, ist 
folgende: Wie müssen die Beziehungen zwischen dem ORK und der römisch-katholischen 
Kirche gestaltet werden, damit sie von Christus Zeugnis ablegen und der von ihm für 
seine Kirche gewünschten Einheit besser dienen? 

9, Wie muß diese Frage heute beantwortet werden? Der gemeinsame Dienst an der 
ökumenischen Bewegung verlangt von diesen beiden Institutionen, ihre zukünftigen Be- 
ziehungen als Verlängerung und Akzentuierung der Beziehungen zu sehen, die sich be- 
reits während der vergangenen zwei Jahre zwischen ihnen entwickelt haben. Ohne sich 
jetzt auf andere Überlegungen einzulassen, sind die Mitglieder der Gemeinsamen 
Arbeitsgruppe der Meinung, daß zum gegenwärtigen Zeitpunkt die gemeinsame Sache 
der christlichen Einheit nicht gefördert würde, wenn die römisch-katholische Kirche dem 
ORK beitreten würde. Aber das heißt nicht, daß sie die gegenwärtige Form der Bezie- 
hung als endgültig ansehen. Sie sind sich der Notwendigkeit bewußt, daß der Auftrag 
der Gemeinsamen Arbeitsgruppe in nächster Zukunft neu formuliert und ihre Zusam- 
mensetzung geändert werden muß. Innerhalb dieses veränderten Rahmens müssen sie 
ihre Untersuchung der Grundlagen, der Einheit und der konkreten Errungenschaften der 
ökumenischen Bewegung fortsetzen. Aus diesem Suchen wird sich der nächste Schritt 
ergeben. 

10. Das vorliegende Dokument will kurz die konkreten Ergebnisse des bisherigen 
Gedankenaustausches aufweisen. Ferner will es einen Blick in die Zukunft wagen, in der 
die Gemeinsame Arbeitsgruppe ein Bedürfnis nach immer dynamischer werdenden Bezie- 
hungen zwischen der römisch-katholischen Kirche und dem ORK erwartet. 


II. Bericht über die geleistete Arbeit mit Empfehlungen für ihre Weiterführung 


1. Glaube und Gottesdienst der Kirchen 

a) Gebetswoche für die Einheit der Christen. Aus welchen Gründen immer Christen 
zusammenkommen mögen, werden sie sich doch jedenfalls auch zum gemeinsamen Gebet 
treffen. Wer an Christus glaubt, weiß, daß er in allem auf ihn angewiesen ist. Deshalb 
werden die getrennten Christen nur dann auf dem Weg zur Einheit voranschreiten 
können, wenn sie sich immer wieder gemeinsam durch Christus im Heiligen Geist Gott 
zuwenden und um neue Klarheit und Freiheit bitten. 

Die Gemeinsame Arbeitsgruppe befaßte sich zuerst mit dem Problem des Gottes- 
dienstes bei ökumenischen Veranstaltungen. In einem Anhang zum ersten offiziellen 
Bericht wurden einige Richtlinien gegeben. Seitdem hat sie sich vor allem mit der 
Gebetswoche für die Einheit der Christen beschäftigt. Seit Beginn der ökumenischen 
Bewegung ist diese Woche eine Quelle vieler neuer Initiativen gewesen. Immer mehr 
Kirchen nehmen heute daran teil. In ihrem Wunsch, den Kirchen bei der Beteiligung an 
dieser Gebetswoche zu dienen, hat sich die Arbeitsgruppe um vollere Übereinstimmung 
sowohl über den Sinn des Gebets um die Einheit als auch über Möglichkeiten zur Vor- 
bereitung der Gebetswoche bemüht. Eine vom Einheitssekretariat und dem Sekretariat 
für Glauben und Kirchenverfassung veranstaltete Konsultation vom 16. bis 20. Oktober 
1966 erzielte folgende Ergebnisse: 

(1) Aus Vertretern der Kommission von Glauben und Kirchenverfassung und rö- 
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misch-katholischer Stellen, die auf diesem Gebiet arbeiten, soll eine Arbeitsgruppe gebil- 
det werden. 

(2) Ihre Aufgabe ist vor allem die jährliche Vorbereitung der Handreichung für die 
Gebetswoche, das den Kirchen und Kirchenräten zur freien Verfügung steht. 

(3) Die Kirchen in den verschiedenen Ländern sollen ermutigt werden, den Text die- 
ser Handreichung ihren jeweiligen Bedürfnissen anzupassen. Dies sollte in den einzelnen 
Ländern möglichst in ökumenischer Zusammenarbeit geschehen. 

(4) Die Gebetswoche findet nicht in allen Ländern zur gleichen Zeit statt. Während 
die Mehrheit sie in der Woche vom 18. bis 25. Januar durchführt, haben einige Länder 
aus verschiedenen Gründen andere Termine gewählt (besonders die Zeit zwischen Him- 
melfahrt und Pfingsten). Keines dieser Daten ist als allgemein verbindlich zu betrachten; 
es sollte jedoch erreicht werden, daß alle Kirchen in ein und demselben Lande die Ge- 
betswoche zur gleichen Zeit halten!7. 

b) Der Ostertermin. Die Bemühungen um einen gemeinsamen Ostertermin der Chri- 
sten wurden fortgesetzt. Der ORK hat eine Umfrage zu diesem Thema durchgeführt, 
und viele Mitgliedskirchen haben bereits ihre Antworten eingesandt. Die Frage wird auf 
der Grundlage dieser Antworten weiter geprüft werden. Die römisch-katholische Kirche 
hat eine Kommission zur Untersuchung dieser Frage eingesetzt. Die Gemeinsame Arbeits- 
gruppe ist sich der mit diesem Problem verbundenen Schwierigkeiten bewußt. Mit einer 
Lösung kann in nächster Zukunft nicht gerechnet werden, da sie die volle Übereinstim- 
mung aller Kirchen voraussetzt. 

c) Theologische Kommission für „Katholizität und Apostolizität“. Die Gemeinsame 
Arbeitsgruppe machte in ihrem ersten offiziellen Bericht den Vorschlag, eine „Gemein- 
same theologische Kommission des Sekretariats für die Förderung der Einheit der Chri- 
sten und des Sekretariats für Glauben und Kirchenverfassung“ einzusetzen. Diese Kom- 
mission ist inzwischen geschaffen worden und hat bereits ihre erste Tagung gehalten 
(19. bis 24. Mai 1967). Sie kann bis jetzt noch keine Ergebnisse vorlegen. Wenn sie das 
ihr gegebene Thema in vollem Umfang behandeln soll, müssen die Unterschiede zwischen 
den Kirchen bis auf den Grund erforscht und zur Sprache gebracht werden. Das wird 
beträchtliche Zeit erfordern. 

Der Kommission gehören folgende Mitglieder an: Prof. Savas Agourides, Prof. Gui- 
seppe Alberigo, Prof. Jean Bosc, Pfr. Raymond E. Brown, SS, Pfr. Alexandre Ganoczy, 
Pater Jeröme Hamer, OP, Dr. John N. D. Kelly, Pfr. Dom Emmanuel Lanne, OSB, 
Prof. John Meyendorff, Prof. Paul Minear, Prof. Wolfhart Pannenberg, Dr. R.Schnacken- 
burg, Dr. Lukas Vischer, Prof. Claude Welc, Prof. Jan Witte, S]. 

d) Autorität der Bibel. Da gewisse exegetische und theologische Richtungen einen be- 
trächtlichen Einfluß auf die Bemühungen um die sichtbare Einheit der Christen haben, 
beabsichtigt die Gemeinsame Arbeitsgruppe, das Problem der Autorität und Interpreta- 
tion der Bibel unter ökumenischen und seelsorgerlichen Gesichtspunkten zu untersuchen. 


2. Einheit und Mission 

a) Das gemeinsame Zeugnis der Kirchen. Trennung ist ein Hindernis für die wirk- 
same Verkündigung des Evangeliums. Wird die Botschaft von der Versöhnung nicht 
geleugnet, wenn Christen nebeneinander herleben, ohne selber einander versöhnt zu 
sein? Alle Kirchen fühlen den Widerspruch in dieser Situation. Das ist einer der Gründe 
dafür, daß sie sich heute um die Wiederherstellung ihrer Gemeinschaft bemühen. Ein 
gemeinsames Zeugnis wird das Evangelium wirksamer ausrichten. Die Mitgliedskirchen 
des ORK bringen diese Intention durch ihr gemeinsames Leben und Handeln im Oku- 
menischen Rat zum Ausdruck. Das ist besonders durch die Eingliederung des IMR unter- 


17. Für weitere Einzelheiten vgl. den Bericht der Konsultation, veröffentlicht in „Okumenische 
Rundschau“ XVI, 2. April 1967. 
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strichen worden. Die römisch-katholische Kirche hat die gleiche Intention im Okumenis- 
musdekret (Abschnitt 12) und im Dekret über die Missionstätigkeit der Kirche zum 
Ausdruck gebracht. 

Gemeinsames Zeugnis setzt kirchliche Gemeinschaft voraus. Darum kann es nur dann 
voll verwirklicht werden, wenn die Kirchen in Lehre und Leben eine Einheit erreicht 
haben, die das Leben in einer Gemeinschaft ermöglicht. Eine solche Gemeinschaft wird 
die vollkommene Form des gemeinsamen Zeugnisses sein. Das heißt jedoch nicht, daß 
die Kirchen nicht schon jetzt in vieler Hinsicht zusammen für den Namen Jesu Christi 
Zeugnis ablegen können. Wenn dann aber das gemeinsame Zeugnis Fragen über den 
zentralen Gehalt des Evangeliums aufwirft, kann es geschehen, daß die ökumenische 
Arbeit alles vermeidet, was über die rein praktische Zusammenarbeit hinausgeht. Dieser 
Tendenz muß widerstanden werden. Alle ökumenische Arbeit muß dem Ziel der Ver- 
herrlichung des Namens Jesu Christi dienen. 

Besonders das gemeinsame Zeugnis in der Mission erfordert gründliche Untersuchung. 
Deshalb ist die Gemeinsame Arbeitsgruppe der Meinung, man solle sobald wie möglich 
einen besonderen Arbeitsausschuß mit der Erkundung von Möglichkeiten auf diesem 
Gebiet beauftragen. Dieser Unterausschuß sollte so zusammengesetzt sein, daß seine 
Mitglieder sowohl die theologischen als auch die praktischen Aspekte dieses Problems 
mit Erfolg behandeln können. 

b) Nichtchristliche Religionen. Beziehungen mit den nichtchristlichen Religionen wer- 
den in vielen Kirchen von neuem diskutiert, und es wird mit zunehmender Deutlichkeit 
erkannt, daß die damit verbundenen theologischen Fragen am besten ökumenisch behan- 
delt werden können. Die Gemeinsame Arbeitsgruppe nahm Berichte über verschiedene 
Tagungen entgegen, besonders über eine Konsultation über den Dialog mit nichtchrist- 
lichen Religionen in Kandy (Ceylon) vom 27. Februar bis 6. März 1967. Diese Konsul- 
tation war vom ORK veranstaltet worden; doch nahmen eine Reihe von Vertretern der 
römisch-katholischen Kirche daran teil, die vom Sekretariat für die nichtchristlichen 
Religionen benannt worden waren. Die Gemeinsame Arbeitsgruppe ist einstimmig der 
Meinung, daß solche Kontakte fortgesetzt und vermehrt werden sollten. 


3. Die Laien und die Einheit 

a) Gespräche über die Rolle der Laien. Die Rolle der Laien in der ökumenischen Be- 
wegung, die in Erklärungen beider Seiten immer wieder betont worden ist, hat in den 
Diskussionen der Gemeinsamen Arbeitsgruppe von Anfang an besonderen Vorrang ge- 
habt. Ein erstes informelles Gespräch über Laienfragen, gemeinsam veranstaltet von 
COPECIAL und der Abteilung für Okumenische Aktivität, fand im Januar 1964 in 
Glion (Schweiz) statt. Ihm folgte im September 1965 eine ökumenische Konsultation in 
Gazzada (Italien), die von COPECIAL und dem Laienreferat des ORK veranstaltet 
wurde. 

Auch die Planung des Programms für den bevorstehenden Dritten Weltkongreß für 
das Laienapostolat, der im Oktober 1967 in Rom stattfinden soll, geschah in Zusammen- 
arbeit: die verschiedenen Kirchen, der ORK sowie die Weltbünde der CVJM und der 
CV]JF waren aufgefordert worden, Berater-Beobachter zu entsenden. Diese und andere 
nichtkatholische Laien, die von katholischen Länderdelegationen des Kongresses als 
Beraterbeobachter vorgeschlagen werden, sollen an den Diskussionen und Seminaren 
in vollem Umfang teilnehmen. 

Die Einrichtung des Päpstlichen Laienrates mit einem ständigen Sekretariat in Rom 
hat neue Möglichkeiten eröffnet. Einerseits kann die mit COPECIAL begonnene Zusam- 
menarbeit auch auf offiziellerer und kontinuierlicherer Basis fortgesetzt werden, da 
dieser Rat nach dem kommenden Weltkongreß die Arbeit von COPECIAL übernehmen 
soll. Der Rat hat auf seiner ersten Sitzung vorläufige Pläne für eine weitere Konsul- 
tation zur Fortsetzung der Arbeit von Glion und Gazzada, vorgeschlagen vom Laien- 
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referat des ORK, wohlwollend in Betracht gezogen. Andererseits werden sich neue For- 
men der Zusammenarbeit entwickeln, sobald die Beziehungen zwischen dem Laienrat 
und den verschiedenen internationalen katholischen Laienorganisationen klare Formen 
gefunden haben. 

b) Zusammenarbeit der Frauen. Okumenische Gespräche auf internationaler Ebene 
zwischen den Frauen begannen im Oktober 1965 in Vicarello bei Rom. Auf dieser Ta- 
gung sprachen sich Laien, Diakonissen und Ordensfrauen über den Wandel der Rolle 
der Frau und der Formen des Dienstes in den Kirchen aus. Sie war vom Einheitssekreta- 
riat und dem Referat des ORK für die Zusammenarbeit von Mann und Frau veranstal- 
tet worden. Die Gespräche fanden eine Fortsetzung während der Vorbereitung des Drit- 
ten Weltkongresses für das Laienapostolat in Gruppen aus Mitgliedern des COPECIAL 
und des Referats. 

Im Juni 1966 fand in Cröt-Berard (Schweiz) eine Tagung für Frauen verschiedener 
Organisationen beider Seiten statt. Hauptthemen dieser Tagung waren: 

— die ökumenische Erziehung auf Gemeindeebene und 

- Möglichkeiten für gemeinsames Handeln durch gemeinsame Projekte des Dienstes 
an der Menschheit usw. 

Sie wurde vom Referat des ORK für die Zusammenarbeit von Mann und Frau und 
der Konferenz internationaler katholischer Organisationen veranstaltet. Diese beiden 
veranstalteten auch eine Konferenz in Taiz& vom 19. bis 24. Juni 1967, auf der etwa 
100 Frauen, meist leitende Mitarbeiterinnen nationaler kirchlicher Organisationen, zu- 
sammenkamen. Das Thema dieser Konferenz lautete: „Christliche Frauen — Mitgestalter 
einer sich wandelnden Gesellschaft.“ 

c) Allgemeine und religiöse Erziehung. Eine Fülle von Problemen auf dem Gebiet 
der christlichen Erziehung erfordern Diskussion und bieten Gelegenheit zur Zusammen- 
arbeit. Römisch-katholische Beobachter haben bereits an der gemeinsamen Studienkom- 
mission für Erziehungsfragen teilgenommen, die vom ORK und dem Weltrat für Christ- 
liche Erziehung getragen wird. Im regionalen Bereich haben sich verschiedene wichtige 
Entwicklungen vollzogen. Die Gemeinsame Arbeitsgruppe erklärt einhellig ihre Zustim- 
mung zur Intensivierung dieser Kontakte und ist dabei, die Möglichkeiten dafür zu 
erkunden. 


4. Dienst an der Menschheit 

a) Friede und internationale soziale Gerechtigkeit. Zweifellos haben die Christen 
eine Verantwortung für die Förderung von Gerechtigkeit und Frieden zwischen den 
Völkern und Staaten. Sie verkünden das Evangelium des Friedens: Jesus Christus hat 
die Welt mit Gott versöhnt, Diese Botschaft macht es auch ihnen selbst zur Pflicht, als 
Friedensstifter unter den Menschen zu handeln. Gemeinsames Handeln kann diese Be- 
mühungen oft überzeugender und wirksamer gestalten. 

Man sollte zwischen verschiedenen Gebieten der Zusammenarbeit unterscheiden. Da 
sind zunächst die langfristigen Bemühungen zugunsten internationaler sozialer Gerech- 
tigkeit: gemeinsame Studienarbeit, Ausarbeitung von Entwicklungsprogrammen, Beein- 
flussung der öffentlichen Meinung, Erziehung usw. Im Juli 1966 veranstaltete der ORK 
seine Weltkonferenz für Kirche und Gesellschaft, in deren Mittelpunkt die mit dem 
Einsatz für internationale soziale Gerechtigkeit verbundenen Probleme standen. Die 
Teilnehmer betonten immer wieder die Notwendigkeit enger Zusammenarbeit zwischen 
der römisch-katholischen Kirche und dem URK. Am 6. Januar 1967 wurde die Päpst- 
liche Kommission für Gerechtigkeit und Frieden eingesetzt. Bei ihrer ersten Sitzung im 
April 1967 äußerte sie den Wunsch nach möglichst enger Zusammenarbeit mit dem ORK. 
Ein ökumenischer Sondierungsausschuß aus Vertretern der Päpstlichen Kommission und 
eines zu diesem Zweck gebildeten Ausschusses des ORK tagte im Juni 1967, um die 
Möglichkeiten zur Zusammenarbeit auf diesem Gebiet zu erkunden. Die Gemeinsame 
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Arbeitsgruppe nahm Berichte über diese verschiedenen Entwicklungen entgegen. Sie be- 
grüßt diese neue und verheißungsvolle Zusammenarbeit. 

b) Praktischer Dienst: Nothilfe, Entwicklungshilfe und Gesundheitsarbeit. Die Mög- 
lichkeiten der Zusammenarbeit sind natürlich nicht nur auf die eben genannten lang- 
fristigen Planungs- und Erziehungsaufgaben beschränkt, sondern bestehen auch beim 
praktischen Einsatz: Soforthilfe bei Katastrophen, Entwicklungsprojekte, Flüchtlings- 
hilfe, Gesundheitsdienst usw. Viele Organisationen arbeiten auf diesen Gebieten, und 
die ersten Gespräche haben gezeigt, daß viel mehr als bisher gemeinsam geplant und 
durchgeführt werden kann. Vertreter verschiedener römisch-katholischer Organisationen 
(Caritas Internationalis, Katholische Hilfsdienste, Misereor, Pontificia Opera Assistenza) 
und des ORK (genauer gesagt, seiner Abteilung für Zwischenkirchliche Hilfe, Flücht- 
lings- und Weltdienst) sind zweimal zu Gesprächen zusammengekommen (26. bis 28. 
Januar 1966, 21. bis 23. Januar 1967). Diese ersten Kontakte haben bereits zu erweiter- 
ter Zusammenarbeit geführt. Das beste Beispiel ist das gemeinsame Vorgehen bei der 
Bekämpfung der Hungersnot in Indien. Im Februar 1966 richteten der ORK und die 
römisch-katholische Kirche den dringenden Aufruf an die Kirchen, besondere Anstren- 
gungen zu machen, um der in Indien drohenden Gefahr zu begegnen. Auf diesen Aufruf 
hin vereinigten die Kirchen in verschiedenen Ländern ihre Kräfte zur Beschaffung der 
notwendigen Mittel, und eine zwischenkirchliche Organisation für die Verteilung von 
Gütern (AFPRO) wurde in Indien gegründet. Ähnliche Beispiele könnten erwähnt wer- 
den, etwa der Beitrag der Gespräche zur Klärung anderer Projekte, z. B. in Afrika und 
Vietnam. Auch die Beziehungen der Kirchen zur FAO und anderen Organisationen 
wurden erörtert. 

Die Gemeinsame Arbeitsgruppe nahm Berichte über diese Entwicklungen mit großer 
Befriedigung entgegen. Sie ist der Meinung, daß die Gespräche und besonders die ge- 
meinsamen Projekte fortgesetzt werden sollten. Die Besprechungen zwischen der Päpst- 
lichen Kommission für Gerechtigkeit und Frieden und dem ORK machen die Bemühun- 
gen der besonderen Arbeitsgruppe nicht überflüssig, unterstreichen vielmehr ihre Be- 
deutung. Die Gemeinsame Arbeitsgruppe ist besonders davon überzeugt, daß engere 
Beziehungen zwischen den verschiedenen kirchlichen Organisationen für die Gesundheits- 
arbeit hergestellt werden sollten. Die besondere Arbeitsgruppe wird diesem Gebiet in 
Zukunft noch größere Aufmerksamkeit widmen. 

c) Friede und Internationale Angelegenheiten. Das Ringen um Frieden und Gerech- 
tigkeit macht noch eine andere Form gemeinsamen Handelns notwendig. Wo der Friede 
unmittelbar gefährdet ist, müssen die Kirchen sprechen. Wo Beschlüsse gefaßt werden, 
müssen sie ihre Stimme zu Gehör zu bringen suchen. Sowohl die römisch-katholische 
Kirche als auch der ORK erkennen die Wichtigkeit dieser Aufgabe. Durch Erklärungen 
und andere Mittel versuchen sie, die Menschen, von denen die Sache des Friedens am 
meisten abhängt, an ihre Verantwortung zu erinnern. Beide sind innerhalb der UNO 
usw. tätig, wenn auch auf verschiedene Weise. Die Zusammenarbeit auf diesem Gebiet 
ist noch recht begrenzt. Die beiden Seiten haben ein verschiedenes Verständnis dieser 
Aufgabe, und es müssen noch Formen für gemeinsames oder paralleles Handeln der 
Kirchen auf weltweiter Ebene gefunden werden. Aber die Aufgabe ist von solcher Wich- 
tigkeit, daß das gemeinsame Zeugnis gerade hier nicht weiter hinausgeschoben werden 
darf. Die Gemeinsame Arbeitsgruppe ist der Meinung, daß weiter energisch nach Mög- 
lichkeiten auf diesem Gebiet gesucht werden sollte. 


5. Besondere Probleme 

a) Studienarbeit zum Proselytismus. Die Gemeinsame Arbeitsgruppe hat sich vor 
allem mit den Problemen der Religionsfreiheit beschäftigt.'Ein Vergleich zwischen der 
Erklärung des Konzils über die Religionsfreiheit und verschiedenen Erklärungen des 
ORK ergab, daß zwar die theologische Begründung des Prinzips der Religionsfreiheit 
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von Kirche zu Kirche verschieden ist, daß aber im Grunde Übereinstimmung über seine 
praktische Bedeutung herrscht. Die Texte beider Seiten geben eine zureichende Basis für 
gegenseitiges Verstehen und möglicherweise gemeinsames Handeln in konkreten Situa- 
tionen. Die Probleme der Religionsfreiheit müssen zwar weiterhin im ökumenischen 
Dialog zur Sprache kommen; doch es besteht guter Grund für die Hoffnung, daß auf 
der Grundlage der bereits erzielten Übereinstimmung die noch bestehenden Spannungen 
im Laufe der Zeit überwunden werden können. 

Das Problem des Proselytismus wurde von der Arbeitsgruppe noch eingehender be- 
handelt als die Frage der Religionsfreiheit. Zwar sind die beiden Problembereiche mit- 
einander verwandt, doch dürfen die Unterschiede nicht übersehen werden. Während es 
bei der Religionsfreiheit um die Freiheit des Zeugnisses in Staat und Gesellschaft geht, 
wirft das Studium des Proselytismus die Frage nach dem Wesen des christlichen Zeug- 
nisses im allgemeinen und der Beziehung zwischen getrennten Kirchen in konkreten 
Situationen im besonderen auf. Wie sollen wir das Verhältnis zwischen der Verpflichtung 
jeder einzelnen Kirche zum Zeugnis für die Wahrheit und der ökumenischen Verantwor- 
tung dieser Kirchen füreinander verstehen? Die Arbeitsgruppe beschloß, daß eine ge- 
meinsame Studienarbeit über den Proselytismus durchgeführt werden soll. 

b) Mischehen. Auch das Mischehenproblem wurde untersucht. Der ORK hatte vom 
20. bis 24. Juni 1966 eine Konsultation abgehalten, auf der die verschiedenen Positionen 
seiner Mitgliedskirchen zusammengetragen und analysiert und die Hauptprobleme auf 
diesem Gebiet zusammenfassend formuliert wurden18. Später veranstaltete das Einheits- 
sekretariat eine Tagung zu diesem Thema. Einige Teilnehmer an dieser Tagung trafen 
vom 1. bis 4. März 1967 mit Vertretern des Sekretariats für Glauben und Kirchenver- 
fassung zusammen. Das gab Gelegenheit für einen nützlichen und verheißungsvollen 
Meinungsaustausch, führte jedoch nicht zu einem gemeinsamen Bericht. Wenn die heute 
noch immer bestehenden Schwierigkeiten verringert werden sollen, müssen die Gespräche 
zwischen den Kirchen auf internationaler und nationaler Ebene fortgesetzt werden. 

c) Nationale und örtliche Räte. Welche Beziehungen sollten zwischen römisch-katho- 
lischen Diözesen oder Gemeinden und nationalen sowie örtlichen Kirchenräten hergestellt 
werden? Diese Frage wird heute im zunehmenden Maße gestellt. An vielen Orten sind 
bereits enge Kontakte zustande gekommen. In einigen Ländern sind die römisch-katho- 
lischen Kirchenbehörden durch Beobachter oder Berater wertreten. An manchen Orten 
sind römisch-katholische Diözesen oder Gemeinden sogar Mitglieder solcher Räte. Viele 
Faktoren werden demnach die Antwort auf die Frage beeinflussen, und sie wird nicht 
überall dieselbe sein. Da die Entwicklung der Christenräte von größter Bedeutung für 
die Zukunft der ökumenischen Bewegung ist, wird sich die Arbeitsgruppe mit dieser 
Frage beschäftigen. Sie hat bereits mit der Sammlung von Informationen über die Lage 
in den verschiedenen Ländern begonnen. 


6. Übersetzung der Bibel 

Zwar bestehen erhebliche Unterschiede zwischen den Kirchen in ihrem Verständnis so- 
wohl der Autorität der Bibel als auch ihrer Interpretation; doch wird die Bibel von 
allen als Grundlage ihres Denkens und ihrer Lehre angenommen. Dieser gemeinsame 
Bezugspunkt könnte noch deutlicher als bisher hervortreten, wenn sie die gleichen Aus- 
gaben des Originaltextes und die gleichen Übersetzungen benutzen würden. Die Über- 
setzung der Schrift ist deshalb eine der Aufgaben, die gemeinsam unternommen und 
gefördert werden können. Wenn das Evangelium wirklich in die verschiedenen Kulturen 
eintreten soll, muß die Bibel in noch mehr Sprachen übersetzt werden; und da Über- 
setzungen ständig revidiert werden müssen, können bestehende Unterschiede durch ge- 
meinsame Bemühungen schrittweise ausgeglichen werden. 


18. Veröffentlicht in „Okumenische Diskussion“, Bd. III, 1, S. 196. 
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In den letzten Jahren ist viel erreicht worden. In einigen Ländern sind bereits vor- 
handene Übersetzungen einem größeren Kreis zugängig gemacht worden, in anderen 
Ländern wird an neuen Übersetzungen gearbeitet. Gespräche zwischen der römisch- 
katholischen Kirche und dem Weltbund der Bibelgesellschaften haben gezeigt, daß 
Lösungen für Probleme gefunden werden können, die bisher Schwierigkeiten bereitet 
haben, etwa die Benutzung des Urtexts, die Frage der Apokryphen, Erklärungen und 
Anmerkungen usw. Im April 1966 wurde dem Einheitssekretariat der Auftrag gegeben, 
unter den römisch-katholischen Bischofskonferenzen eine Umfrage über die Bedürfnisse 
und Möglichkeiten für Bibelübersetzungen und über mögliche Zusammenarbeit mit ande- 
ren Christen auf diesem Gebiet zu veranstalten. Die Antworten zeigen, daß die über- 
wältigende Mehrheit der Bischofskonferenzen für eine solche Zusammenarbeit eintritt. 
Über 100 Projekte sind beschlossen worden oder werden zur Zeit erörtert. Die grund- 
sätzlichen Richtlinien für diese Zusammenarbeit sind in Gesprächen zwischen dem Ein- 
heitssekretariat und dem Weltbund der Bibelgesellschaften geklärt worden. Letzterer hat 
bereits im März 1967 in Winneba (Ghana) eine Tagung der afrikanischen Bibelgesell- 
schaften mit Vertretern einiger Kirchen veranstaltet, auf der die Zusammenarbeit in 
ganz Afrika für die nächsten sechs Jahre geplant wurde. Ähnliche Tagungen sind für 
Europa, Asien, Nord- und Südamerika vorgesehen. Die Gemeinsame Arbeitsgruppe 
trägt keine direkte Verantwortung für diese Zusammenarbeit. Sie ist jedoch von solcher 
Bedeutung für die Kirchen, daß die Gruppe beschlossen hat, sie in ihrem Bericht zu 
erwähnen. Sie ist gewillt, diese Arbeit voll zu unterstützen, und gibt der Hoffnung 
Ausdruck, daß Kirchen und einzelne Christen sich in diesem gemeinsamen Bemühen 
zusammenfinden werden. 


Aus den in 4, a erwähnten Ansätzen erwuchs der Ausschuß für Gesellschaft, Ent- 
wicklung und Frieden (Exploratory Committee on Society, Development and 
Peace = SODEPAX), der im Januar 1968 unter Leitung°von Pater George 
Dunne SJ im Genfer Okumenischen Zentrum ein eigenes Sekretariat erhielt und 
die Basis für die „Konferenz für weltweite Zusammenarbeit in Entwicklungs- 
fragen“ in Beirut vom 21. bis 27. April 1968 darstellte (vgl. den Bericht von 
Max Kohnstamm, in: „Uppsala 1968“, S. 366 ff.). Die Texte der Beiruter Konfe- 
renz sind in einem offiziellen Bericht an den Okumenischen Rat der Kirchen und 
die päpstliche Kommission für Gerechtigkeit und Frieden veröffentlicht (Genf 
1968). Die Konferenzbotschaft spiegelt die Grundgedanken der Verhandlungen 
wider: 


BOTSCHAFT DER KONFERENZ FÜR WELTWEITE ZUSAMMENARBEIT 
IN ENTWICKLUNGSFRAGEN IN BEIRUT (21. bis 27. 4. 1968) 


Ein neuer Abschnitt der Weltgeschichte hat begonnen. Wissenschaft und Technik ver- 
mögen die Entfernungen von Raum und Zeit zu überwinden und dem Menschen wach- 
senden Reichtum und Überfluß zu verschaffen. Gleichzeitig geht ein einziges Streben 
nach Befreiung und Würde durch die gesamte Menschheit. Beide Entwicklungen weisen 
in die gleiche Richtung: das Heraufkommen einer planetarischen Gemeinschaft, deren 
Lebensform die Weltinnenpolitik ist. 

Doch die Mittel dieser Gemeinschaft sind ungleich verteilt. Zwanzig Prozent der Be- 
völkerung — hauptsächlich die Bewohner der Länder um den Nordatlantik — verbrauchen 
achtzig Prozent der Mittel; und während ein kleiner Teil der Menschheit reich ist und 
immer reicher wird, plagt sich die Mehrheit auf verschiedenen Stufen der Armut ohne 
große Hoffnung, in den nächsten Jahrzehnten ihr erbärmliches Los verbessern zu kön- 
nen. 

Warum gehen diese Tatsachen gerade die Christen etwas an? Diese Frage war das 
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"Thema einer Konferenz für weltweite Zusammenarbeit in Entwicklungsfragen, die ge- 


meinsam vom Okumenischen Rat der Kirchen und der römisch-katholischen Kirche nach 
Beirut einberufen worden war. Das war die erste internationale Konferenz, die jemals 
auf einer so breiten ökumenischen Basis zustande gekommen ist. 

Ein erster Grund liegt darin, daß die Mehrzahl aller Christen im hochentwickelten 
Norden lebt. Der Wohlstand dieses Gebietes liegt bei weitem über dem Durchschnitt der 
Weltgesellschaft, und seine christlichen Bewohner ziehen aus dieser Ungleichheit nur wei- 
teren Gewinn. Sie müssen vor ihrem Gewissen über den Gebrauch ihrer Güter Rechen- 
schaft ablegen. 

Zweitens haben alle Christen eine schwere Verantwortung in einer Welt, in der es 
als etwas ganz Normales erscheint, 600 Milliarden Mark jährlich für Rüstungszwecke 
auszugeben, während es schwierig ist, 40 Milliarden Mark für die Aufgaben der wirt- 
schaftlichen und sozialen Zusammenarbeit aufzubringen. 

Drittens sind die Christen ganz und gar zur Einheit und Gleichheit aller Menschen 
unter der Herrschaft Jesu Christi, des Menschensohns, verpflichtet, daher aber auch zum 
Einsatz für Einigkeit und Gerechtigkeit in der Weltgesellschaft als dem Lebensraum der 
Menschheitsfamilie. 

Viertens glauben sie, daß Gott dem Menschen die Verantwortung übertragen hat, 
seine Mittel für die Gestaltung und Erneuerung der Erde einzusetzen. 

Letztlich finden sich die Christen in einer Zeit zusammen, da der Wille zur Zusam- 
menarbeit in der Entwicklung im wohlhabenden Norden zu erlahmen scheint, während 
der entwicklungsbedürftige Süden immer dringender nach Wachstum verlangt. Als Chri- 
sten müssen sie sich deshalb in den wirtschaftlich fortgeschrittenen wie in den Entwick- 
lungsländern mit neuer Willensenergie der Förderung weltweiter Gerechtigkeit und 
Entwicklung zuwenden. 

Diese Herausforderung des christlichen Gewissens drängt zum Handeln auf zwei 
Ebenen: der der Erziehung (zum Zwecke der öffentlichen Meinungsbildung) und der der 
politischen Aktion (zum Zwecke der Beeinflussung politischer Entscheidungen). 

Im Blick auf die Erziehung fordert die Konferenz alle christlichen Gemeinschaften 
nachdrücklich zu folgenden Maßnahmen auf: 

1. Idee und Realität der christlichen Verflochtenheit in das Streben der Welt nach 
Einheit, Gerechtigkeit und Entwicklung müssen zu einem Element der christlichen Er- 
ziehungsarbeit auf jeder Bildungsstufe werden, vom Kindergottesdienst bis zum Theolo- 
giestudium. Im besonderen werden theologische Fakultäten, Ausbildungsstätten für 
Religionslehrer und christliche Pädagogen und die Missionsinstitute aufgefordert, darauf 
hinzuwirken, daß jeder Studierende die Einheit, Gerechtigkeit und Zusammenarbeit der 
Menschheit als einen wesentlichen Bestandteil des christlichen Glaubens verstehen lernt 
und daß bei der Planung für die missionarische Arbeit dem Gedanken an die Entwick- 
lung eine zentrale Stelle eingeräumt wird. 

2. In Zusammenarbeit mit Gruppen von Fachleuten und internationalen Organisa- 
tionen ist Unterrichtsmaterial zu Fragen der Gerechtigkeit und Entwicklung auszuarbei- 
ten, das in der Erwachsenenbildung, in Aufklärungsfeldzügen und in den Massenmedien 
Verwendung finden kann. Alle Mitbürger sind zur aktiven Beteiligung an der Planung 
und Durchführung entsprechender Programme zu gewinnen. 

3, Die Strukturen und Arbeitsweisen der Kirchen und das persönliche Engagement 
jedes einzelnen Christen müssen in der Weise erneuert werden, daß dem Ruf nach welt- 
weiter Gerechtigkeit Folge geleistet werden kann - etwa in der Weise, daß die Kirchen 


und die einzelnen Christen einen festen und schrittweise zu erhöhenden Teil ihres Ein- 
- kommens für die Entwicklung zur Verfügung stellen. 


Im Blick auf die politische Aktion empfiehlt die Konferenz, folgende Aufgaben in 
den siebziger Jahren mit Vorrang in Angriff zu nehmen: 
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A. In den entwickelten Ländern 


1. Diese Länder sollen sich, möglichst von 1970 an, zu einem nicht rückzahlbaren und 
produktiv einzusetzenden Transfer von Mitteln verpflichten, der einem Prozent ihres 
jährlichen Bruttosozialproduktes entspricht (ohne indessen eine spätere Erhöhung aus- 
zuschließen). 

2. Bis zum gleichen Zeitpunkt ist ein Fluß privater Investitionen in mindestens der 
gleichen Höhe anzustreben. 

3. Die Verhandlungen zur Neufestlegung der Laufzeiten bisher schon gewährter Kre- 
dite sind zu beschleunigen und die Bedingungen für zukünftige Kreditgewährung zu 
erleichtern. 

4. Die Bereitstellung von Personal für technische Hilfe ist systematisch auszubauen, 
so daß sie mit der Erhöhung der finanziellen Transfers Schritt hält. 

5. Die Empfehlungen der UNCTAD zur Stabilisierung der Preise ausgewählter Roh- 
stoffe und deren bevorzugtem Zugang zu den Märkten der entwickelten Welt sind bis 
zur Mitte der siebziger Jahre zu verwirklichen. 

6. Die Programme und Richtlinien der entwickelten Länder müssen die eigentlichen 
Bedürfnisse und Prioritäten der Entwicklungsländer berücksichtigen: Modernisierung 
der Landwirtschaft statt höherer Ausgaben für Rüstung, arbeitsintensive Industrien statt 
industrieller Giganten, die ihre Kapazität nur zu 25 Prozent ausnützen, Schulen und 
Krankenhäuser statt repräsentativer Bauten, Förderung aller Menschen statt Monopol- 
stellungen der wenigen. 

7. Den Erfordernissen der Entwicklungsländer ist bei allen neuen Maßnahmen im 
Bereich der internationalen Liquidität höhere Priorität einzuräumen. 


B. In den Entwicklungsländern 


1. Der Beseitigung aller politischen und sozialen Hindernisse für dynamischen Fort- 
schritt und der Beteiligung aller Menschen an den Bemühungen und Gewinnen der Mo- 
dernisierung ist auf kommunalpolitischer Ebene höchster Vorrang zu geben. 

2. Der Modernisierung der Landwirtschaft und geeigneten Maßnahmen zur Verlang- 
samung des Bevölkerungswachstums — Maßnahmen, die die Rechte und religiösen 
Überzeugungen jeder Familie respektieren — ist die Vorrangstellung zu geben, die 
erforderlich ist, um die Wahrscheinlichkeit von Hungersnöten in den beiden nächsten 
Jahrzehnten zu verringern und der Hoffnung auf bessere Ernährung, Gesundheit, Erzie- 
hung und verantwortliches Familienleben einen Grund zu geben. 

3. Im Bereich der Industrie und der Dienstleistungen ist sinnvoller Technisierung und 
möglichst auch arbeitsintensiven Unternehmen Vorrang zu geben; die Planung ist mit 
den verfügbaren örtlichen Mitteln in Einklang zu halten. 

4. Die Erziehung ist auf den angemessen definierten Bedarf der Nationen an Staats- 
bürgern mit modernen Einstellungen und Fähigkeiten auszurichten, wobei besonders die 
Ausbildung für Landwirtschaft, Technik und Betriebsleitung zu berücksichtigen ist. 

5. Mittels angemessener Besteuerung und Anregung zu privater Spartätigkeit ist jeg- 
liche nationale Planung eng mit systematischer Mobilisierung der finanziellen Reserven zu 
verbinden. 

6. Regionale gemeinsame Märkte zur Koordinierung industrieller Investitionen sind 
zu entwickeln, um dadurch die Grundlage für eine wirksame Industrialisierung zu ver- 
breitern, die Wettbewerbsfähigkeit des Exports zu steigern und ein stetiges Wachstum 
des Handelsvolumens zwischen den Entwicklungsländern zu gewährleisten. 

Entwickelte und in der Entwicklung befindliche Völker haben gleichermaßen einen 
weiteren Horizont als nur für die Vorgänge in ihren eigenen Ländern. Sie alle sind an 
der durch ständig wachsende Interdependenz charakterisierten Weltwirtschaft beteiligt. 
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EZ 





Allen würde es zugute kommen, wenn die in der Welt herrschende Gesetzlosigkeit 
eingedämmt werden könnte und es gelänge, die Energien der Menschheit von der Kriegs- 
vorbereitung auf friedliche Arbeit zu lenken. Internationale Institutionen und Organisa- 
tionen bieten den Menschen aller Länder die Möglichkeit, bei der Arbeit für Ent- 
wicklung und Frieden ihre Partnerschaft und ihr gemeinsames Engagement zum Ausdruck 
zu bringen - sofern sie bereit sind, jene internationalen Instanzen in wachsendem Maß 
in Anspruch zu nehmen. 

Deshalb drängt die Konferenz darauf: 

1. daß die Vereinten Nationen und alle ihre Organe die Formulierung ihrer Pläne 
und Anregungen für die siebziger Jahre beschleunigen und daß die christlichen Gemein- 
schaften sich zur Förderung von Zielen in Bewegung setzen, die mit dem wachsenden 
christlichen Konsensus in Entwicklungsfragen und der wachsenden Bereitschaft der Chri- 
sten zur Zusammenarbeit in Einklang stehen; 

2. daß ein wachsender Prozentsatz der Entwicklungs-Transfers durch internationale 
Organe geleitet wird; 

3. daß die noch laufenden bilateralen Transfers soweit wie möglich im Rahmen 
multilateraler Konsortien oder beratender Gruppen verteilt werden; 

4. daß alle Regierungen einzeln und gemeinsam ihre Prioritäten überprüfen und der 
Entwicklung und Zusammenarbeit die zentrale Aufmerksamkeit und das Prestige geben, 
die herkömmlicherweise der Verteidigung zukommen. 

Die Arbeit für die Entwicklung kann nicht an einem Tag oder in einem Jahr voll- 
endet werden: sie ist eine Aufgabe für dieses Jahrhundert und darüber hinaus. Die 
Konferenz fordert die Christen in allen Ländern auf, als Staatsbürger eine reguläre 
Verantwortung für die Entwicklung zu tragen, sich mit allen Mitteln politischer Offent- 
lichkeitsarbeit und Druckausübung für die Entwicklung einzusetzen und den Regierun- 
gen, Parteien, Führern und Organisationen keine Ruhe zu lassen, bis die ganze Mensch- 
heit unter angemessenen Lebensbedingungen und mit begründeter Hoffnung auf die 
Zukunft leben kann. 

Als ein Mittel für den Zweck, die Christen zur vollen Beteiligung an dieser dringen- 
den Aufgabe zu gewinnen, empfiehlt die Konferenz, den ökumenischen Ausschuß für 
Gesellschaft, Entwicklung und Frieden zu einer ständigen Einrichtung und zu einem 
wirksamen Instrument christlicher Erziehung und christlichen Handelns zu machen. 


Die oben abgedruckten beiden Berichte der Gemeinsamen Arbeitsgruppe zwi- 
schen der römisch-katholischen Kirche und dem Okumenischen Rat der Kirchen 
fanden ihre Ergänzung in einem „Bericht der Mitglieder des ORK in der Ge- 
meinsamen Arbeitsgruppe über die weitere Entwicklung“, der folgenden Wort- 


laut hat: 


GEMEINSAME ARBEITSGRUPPE ZWISCHEN DER RÖMISCH-KATHOLISCHEN KIRCHE 
UND DEM ÖKUMENISCHEN RAT DER KIRCHEN 


Bericht der Mitglieder des ÖRK in der Gemeinsamen Arbeitsgruppe 
über die weitere Entwicklung 
(Ergänzung der beiden offiziellen Berichte - Arbeitsbuch, S. 189 ff.) 


Die Beziehungen und die Zusammenarbeit mit der römisch-katholischen Kirche haben 
sich im Rahmen des zweiten offiziellen Berichtes weiterentwickelt, der von der Gemein- 
samen Arbeitsgruppe dem Zentralausschuß vorgelegt und von diesem bei seiner Sitzung 
in Heraklion (1967) gutgeheißen wurde. Die Arbeitsgruppe ist im Laufe der vergange- 
nen Jahre zweimal zusammengekommen, das erste Mal vom 3. bis 6. Dezember 1967 in 
Assisi und das zweite Mal als Gast der Evangelischen Kirche in Deutschland vom 16. bis 
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20. Mai 1968 in Arnoldshain. Sie hat das Studium der Grundsätze, der Methoden sowie 
der gegenwärtigen Zusammenarbeit fortgesetzt. Wenn auch an mehreren Stellen Fort- 
schritte erzielt wurden, entschied sie doch, nicht schon jetzt einen dritten Bericht auszu- 
arbeiten. Das Wesentliche, was sie heute zu sagen hat, ist bereits im zweiten Bericht zum 
Ausdruck gebracht worden. Sie zieht es darum vor, die Ergebnisse und Empfehlungen 
der Vierten Vollversammlung abzuwarten und auf Grund einer erneuten Prüfung der 
Situation einen dritten Bericht folgen zu lassen. 

Der zweite Bericht zählt sechs verschiedene Gebiete der Zusammenarbeit auf. Auf 
allen diesen Gebieten haben weitere Entwicklungen stattgefunden. Das Wichtigste sei 
kurz erwähnt: 


1. Glaube und Gottesdienst der Kirchen 


a) Mitgliedschaft römisch-katholischer Theologen in der Kommission für Glauben und 
Kirchenverfassung. Die Kommission für Glauben und Kirchenverfassung hat bei ihrer 
Sitzung in Bristol (1967) beschlossen, die Zahl der Mitglieder von 120 auf 150 zu er- 
höhen. Die zusätzlichen Sitze sollten in erster Linie durch Vertreter von Nichtmitglieds- 
kirchen besetzt werden. Zur Kommission haben von jeher auch Theologen aus Nichtmit- 
gliedskirchen gehört. Der Beschluß liegt darum durchaus in der Tradition der Bewegung. 
Die römisch-katholische Kirche hat das Sekretariat für Glauben und Kirchenverfassung 
wissen lassen, daß sie eine Wahl von römisch-katholischen Theologen in die Kommission 
begrüßen würde. 

b) Die Studie über Katholizität und Apostolizität ist zu einem vorläufigen Abschluß 
gekommen. Die Ergebnisse sollen der Gemeinsamen Arbeitsgruppe bei ihrer nächsten 
Sitzung vorgelegt werden. Das Dokument, das ausgearbeitet wurde, hat allerdings 
noch nicht genügend repräsentativen Charakter, als daß es bereits veröffentlicht wer- 
den könnte. Es wird zunächst einem weiteren Kreis von Theologen zur Stellungnahme 
unterbreitet werden. 

c) Es ist zu Kontakten über liturgische Fragen gekommen. Vertreter der Kommission 
für Glauben und Kirchenverfassung und des Rates für die Liturgiereform haben sich zu 
gegenseitiger Information getroffen. Ähnliche Zusammenkünfte sollen auch in Zukunft 
abgehalten werden. Die Gemeinsame Arbeitsgruppe hat in diesem Zusammenhang be- 
sonders darauf hingewiesen, daß neben allgemeinen Problemen des Gottesdienstes auch 
die Frage der Interkommunion neu untersucht werden müsse. Ein Studienplan soll bis 
zur nächsten Sitzung ausgearbeitet werden. 

d) Die Mitgliedschaft römisch-katholischer Theologen in der Kommission für Glauben 
und Kirchenverfassung wirft die Frage auf, ob Themen wie „Katholizität und Aposto- 
lizität“ durch besondere theologische Kommissionen behandelt oder im Rahmen der 
Kommission für Glauben und Kirchenverfassung aufgenommen werden sollen. Wenn für 
einzelne Themen auch besondere Kommissionen erforderlich sein mögen, sollte doch in 
der Regel der römisch-katholische Beitrag so direkt wie möglich in den verschiedenen 
Studien von Glauben und Kirchenverfassung zum Ausdruck kommen. Als Beispiel sei 
neben den liturgischen Problemen die Studie über die Autorität der Schrift genannt. 


2. Einheit und Mission 


Kontakte auf diesem Gebiet haben sich verhältnismäßig langsam entwickelt. Da auf 
Verlangen des Vatikanischen Konzils die Congregatio de Propaganda Fide neu organi- 
siert werden sollte, mußten die Ergebnisse der Kurienreform abgewartet werden. Die 
Möglichkeiten der Zusammenarbeit auf diesem Gebiet sind von einer kleinen Gruppe, 
auf beiden Seiten vornehmlich aus Mitgliedern des Stabes bestehend, im vergangenen 
Mai bei einer Sitzung in Rom geprüft worden. Sie hatte Gelegenheit, mit verschiedenen 
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an missionarischen Fragen interessierten Kreisen zusammenzutreffen, insbesondere mit 
Vertretern von SEDOS, einer neuen Organisation, die die verschiedenen Missionsorden 
der römisch-katholischen Kirche zusammenbringen will. Die Gruppe kam zu der Über- 
zeugung, daß die Beziehungen intensiviert werden sollen. Sie schlägt u. a. vor, daß nach 
der nächsten Sitzung der Kommission für Weltmission und Evangelisation eine Gruppe 
von Theologen gemeinsam Fragen missionarischer Theologie erörtern solle. Sie empfiehlt 
auch vermehrte Zusammenarbeit bei Fragen der Ausbildung von Missionaren, der Kran- 
kenhausarbeit usw. Die Errichtung einer Christlichen Gesundheitskommission beim Oku- 
menischen Rat wird viel dazu beitragen, die Kontakte auf diesem Gebiet zu erleichtern. 


3. Die Laien und die Einheit 


Das bedeutendste Ereignis war der Laienkongreß in Rom (11. bis 18. Oktober 1967), 
an dem auch nichtrömische Berater beträchtlichen Anteil hatten; sie waren sowohl an den 
vorbereitenden Arbeiten als auch an dem Kongreß beteiligt. Berater des Okumenischen 
Rates nahmen eine besondere Stellung ein. Die Bedeutung dieses Ereignisses für die 
künftige Zusammenarbeit kann kaum überschätzt werden. 

Die Reihe der Treffen über Laienfragen zwischen Vertretern des vatikanischen Laien- 
rates und der Abteilung für ökumenische Aktivität ist fortgesetzt worden. Auf der 
letzten Zusammenkunft wurde der Vorschlag gemacht, eine gemeinsame Weltkonferenz 
über Fragen des Laienapostolats zu planen. Eine erste Vorbereitungstagung soll unter 
der gemeinsamen Verantwortung des Laienrates und der Abteilung für ökumenische 
Aktivität vom 7. bis 9. Oktober 1968 stattfinden, um diesen Vorschlag zu prüfen. Die 
Konferenz selbst soll 1970 oder 1971 abgehalten werden. 

Weitere Entwicklungen haben sich auch auf dem Gebiet der Jugendarbeit ergeben. Die 
Christliche Weltjugendkommission, das verbindende Organ zwischen den verschiedenen 
Weltjugendorganisationen, arbeitet Pläne für ein internationales Seminar über „Der 
Beitrag der Jugend zur Entwicklung“ aus. Das Seminar soll vom 28. Dezember 1969 
bis zum 3. Januar 1970 in Südamerika gehalten werden. 


4. Kirche und Gesellschaft, Entwicklung, Gerechtigkeit und Frieden 


Die Zusammenarbeit auf diesen Gebieten hat sich besonders rasch und verheißungsvoll 
entwickelt. Der zweite offizielle Bericht wies bereits darauf hin, daß ein kleiner Aus- 
schuß gebildet worden sei, um die Möglichkeiten gemeinsamer Arbeit zwischen der 
Päpstlichen Kommission für Gerechtigkeit und Frieden und dem Okumenischen Rat zu 
prüfen. Er ist schnell zu der Überzeugung gekommen, daß man sich um möglichst enge 
Zusammenarbeit bemühen sollte. Der erste Bericht des Ausschusses unterschied zwischen 
drei Gebieten. Er schlug vor, gemeinsam die theologische Überlegung über Fragen zu 
fördern, die mit der Entwicklung zusammenhängen; er forderte, daß die Beteiligung 
der Kirche an den Aufgaben der Entwicklung gemeinsam zu untersuchen und anzuregen 
sei, und sah schließlich gemeinsame Untersuchungen über Fragen des Friedens und der 
internationalen Gemeinschaft vor. Mit der Verwirklichung des zweiten Vorschlages 
wurde sofort begonnen. Vom 21. bis 27. April 1968 fand in Beirut eine große Konferenz 
über Entwicklungsfragen statt. Der Bericht „Weltweite Entwicklung — die Herausforde- 
rung an die Kirchen“ wird an geeigneter Stelle während der Vollversammlung behandelt 
werden. 

Der Ausschuß trat nach der Konferenz von Beirut wieder zusammen. Durch den 


"Erfolg ermutigt, schlägt er vor, die Zusammenarbeit in allen drei Gebieten fortzufüh- 


ren und auszuweiten. Pläne für theologische Konsultationen, für regionale Tagungen 
über Entwicklungsfragen, für gemeinsame Untersuchungen über Friedensfragen usw. 
befinden sich in Ausarbeitung. 
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Bereits für die Vorbereitung der Konferenz in Beirut ist ein besonderes, gemeinsames 
Sekretariat geschaffen worden, und Pater George Dunne wurde für sechs Monate zum 
Sekretär ernannt. Der Ausschuß schlägt vor, daß dieses Sekretariat nicht nur weiter- 
dauern, sondern auch erweitert werden soll. 

Ein besonderer Bericht mit Angaben über die Vorschläge und Pläne auf diesem Gebiet 
und die Finanzierung folgt als Anhang Nr. 1 (S. 366). 


5. Praktischer Dienst 


Die Besprechungen zwischen der Abteilung für zwischenkirchliche Hilfe, Flüchtlings- 
und Weltdienst (DICARWS) und Caritas Internationalis sind fortgeführt worden. 
Praktische Zusammenarbeit gab es vor allem in Indien, Algerien und Nigeria. 


6. Internationale Angelegenheiten 


Im vergangenen März konnte zum erstenmal eine gemeinsame Erklärung zu einem 
politischen Problem abgegeben werden. Die römisch-katholische Kirche und der Okume- 
nische Rat ließen gemeinsam einen Aufruf zur Lage im nigerianischen Konflikt ergehen. 
Wenn in diesem besonderen Falle die Schwierigkeiten, die gemeinsamer Aussage im 
Wege stehen, überwunden werden konnten, bedeutet das nicht, daß sie in anderen Fällen 
auch beseitigt werden könnten. Eine eingehende Untersuchung der Strukturen auf beiden 
Seiten ist durch die Erklärung nicht weniger wichtig, sondern eher dringlicher gewor- 
den. 

Die Gemeinsame Arbeitsgruppe hat außer diesen sechs Gebieten auch einer Reihe von 
besonderen Problemen Aufmerksamkeit geschenkt. Die im zweiten Bericht erwähnte 
Studie über den Proselytismus wurde in Gang gebracht. Bei einer ersten Zusammenkunft 
im vergangenen Mai wurde der erste Entwurf eines Studiendokumentes erarbeitet. Es 
ist beabsichtigt, es bis zum Frühjahr 1969 fertigzustellen. Auch die Möglichkeit gemein- 
samer Anstrengungen im Gebiete der Religionsfreiheit soll erneut geprüft werden. Das 
Problem der gemischten Ehen wurde von der Bischofssynode aufgegriffen, die im Herbst 
1967 in Rom stattfand. Obwohl die Ergebnisse im ganzen gesehen enttäuschend waren, 
wurde doch eine Empfehlung verabschiedet, die neue Möglichkeiten eröffnen kann. Die 
Autorität, Dispense zu erteilen, soll dezentralisiert werden. Diese Empfehlung ist bis 
jetzt noch nicht angewandt worden. Das Problem wird in der ökumenischen Diskussion 
wieder aufgenommen werden, sobald die Autoritäten der römisch-katholischen Kirche 
die Empfehlungen der Synode aufgreifen. 

Der zweite offizielle Bericht sprach von der Notwendigkeit, das Mandat und die 
Zusammensetzung der Gemeinsamen Arbeitsgruppe zu revidieren. In dem Maße, in 
dem die Zusammenarbeit zunimmt, stellt sich auch die Frage, ob die vor drei Jahren 
verwirklichte Struktur noch ausreicht. Die Gemeinsame Arbeitsgruppe hat diese Frage 
eingehend diskutiert. Sie ist zur Überzeugung gekommen, daß das Mandat heute noch 
nicht geändert werden muß. Die Gruppe ist gegründet worden, um die Möglichkeiten 
der Zusammenarbeit zu prüfen und die Methoden für die gemeinsame Arbeit auszu- 
arbeiten. Gewiß, dieses Mandat ist in einer Hinsicht nicht mehr ganz zutreffend. Wäh- 
rend es am Anfang darum ging, Möglichkeiten der Zusammenarbeit aufzuzeigen, wird 
diese Zusammenarbeit nun in immer größerem Maße verwirklicht. Besondere Kommis- 
sionen sind geschaffen worden, weitere werden vermutlich folgen. Dieser Wandel ist 
von beiden Seiten ausdrücklich anerkannt worden. Das ursprünglich gegebene Mandat 
ist aber in anderer Hinsicht noch nicht erfüllt. Die Beziehungen zwischen der römisch- 
katholischen Kirche und dem Okumenischen Rat bedürfen weiterer Prüfung. Die Ge- 
meinsame Arbeitsgruppe stellt nur eine vorläufige Struktur dar, doch die Zeit ist noch 
nicht gekommen, um zu sehen, welche Struktur an ihre Stelle treten soll. Die Gemein- 
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same Arbeitsgruppe schlägt darum vor, heute einzig die Zusammenarbeit der Gruppe 
etwas zu modifizieren: 

a) Die Gruppe soll aus einer gleichen Zahl von Vertretern auf beiden Seiten bestehen. 

b) Die Zahl der Mitglieder soll auf beiden Seiten je zehn bis höchstens zwölf betra- 
gen. Sie sollten zu einem Teil aus dem Mitarbeiterkreis in den Verwaltungen (Rom und 
Genf) stammen, zu einem anderen Teil aus Theologen und Kirchenführern. Das Ver- 
hältnis soll von jeder Delegation bestimmt werden. 

c) Besondere Aufmerksamkeit soll auf seiten des ORK der konfessionellen Verteilung 
gewidmet werden. 

Diese neue Zusammensetzung wird es möglich machen, die Arbeit wirksam weiter- 
zuführen und zu gegebener Zeit weiterführende Vorschläge zu machen, die die bereits 
bestehende Gemeinschaft umfassender darstellen. 


Die Reaktion der Vollversammlung in Uppsala auf diese Vorlage war über- 
aus positiv: 


ERKLÄRUNG ÜBER DIE BEZIEHUNGEN ZUR RÖMISCH-KATHOLISCHEN KIRCHE 
I. Zu den Berichten der Gemeinsamen Arbeitsgruppe 


1. Seit der Dritten Vollversammlung hat sich die ökumenische Bewegung erweitert 
und umfaßt nun auch die römisch-katholische Kirche. Auf dem Zweiten Vatikanischen 
Konzil legte die römisch-katholische Kirche in neuer Weise ihr Verständnis von anderen 
Kirchen und ihre Haltung zu ihnen dar. Durch die Annahme von Texten wie dem De- 
kret über den Okumenismus, der Erklärung zur Religionsfreiheit, dem Dekret über die 
Missionstätigkeit der Kirche, der Konstitution über die Kirche in der Welt von heute 
und der Konstitution über die göttliche Offenbarung legte sie die Grundlage für Dialog 
und Kooperation. Dieser Wandel war von tiefgehender Wirkung auf die ökumenische 
Bewegung. Zum erstenmal in der Geschichte der ökumenischen Bewegung nehmen alle 
wichtigen Traditionen der Christenheit mehr oder weniger an dem Dialog und der Zu- 
sammenarbeit teil, und zum erstenmal werden alle die Wurzeln und Aspekte der Pro- 
bleme sichtbar, die die Kirchen trennen. Da die römisch-katholische Kirche mit fast allen 
Kirchen im Dialog steht, ist ihr aktives Eintreten in die ökumenische Bewegung von 
besonders großer Bedeutung für ihre Gemeinschaft und ihr gemeinsames Zeugnis. 

2. Zunächst möchte die Vollversammlung für diese Möglichkeit der Gemeinschaft in 
Christus ihren Dank aussprechen. Den Christen haben sich Türen geöffnet, so daß sie 
zusammen für das erlösende und versöhnende Werk, das Christus für die ganze Welt 
vollbracht hat, Zeugnis ablegen können. Die Möglichkeit zusammenzukommen, die 
Bande, die uns in Christus vereinen, zu erleben, zusammen den Willen Gottes für unsere 
Zeit zu erkennen und aktiv zusammenzuarbeiten, sind für viele von uns sehr ermutigend 

ewesen. 
> 3. Die römisch-katholische Kirche hat auch ein neues Interesse für den Okumenischen 
Rat der Kirchen gezeigt. Sie kam mit dem Zentralausschuß des ORK überein, eine Ge- 
meinsame Arbeitsgruppe zu schaffen „zur Ausarbeitung der Grundsätze und Methoden, 
die in der weiteren Zusammenarbeit zu beachten wären“. Die Vollversammlung begrüßt 
diese Entscheidung. Sie stellt fest, daß frühere Zweifel an gegenseitigem Verstehen und 
- baldiger Zusammenarbeit sich als unbegründet erwiesen haben. Aus diesem Grund 

. glaubt die Vollversammlung zuversichtlich, daß die Gemeinsame Arbeitsgruppe zum 
Wachstum und zur tieferen Gemeinschaft in der ökumenischen Bewegung beitragen wird. 
Die Vollversammlung ermutigt die Gemeinsame Arbeitsgruppe, weiterhin der Frage der 
Mitgliedschaft der römisch-katholischen Kirche im Okumenischen Rat der Kirchen Auf- 
merksamkeit zu schenken. Mitgliedschaft hängt von der Initiative einzelner Kirchen ab, 
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die willens sind, die Basis zu akzeptieren, und von der Zustimmung der Mitgliedskirchen 
gemäß der Verfassung. Der Okumenische Rat der Kirchen bekräftigt sein eifriges Verlan- 
gen, seine Mitgliedschaft auszuweiten und alle die christlichen Kirchen einzuschließen, 
die gegenwärtig außerhalb seiner Gemeinschaft stehen. 

4. Die Vollversammlung hat die beiden Berichte, die die Gemeinsame Arbeitsgruppe 
der römisch-katholischen Kirche und dem Okumenischen Rat der Kirchen vorgelegt hat 
(siehe Arbeitsbuch, S. 189-214), zur Kenntnis genommen unter Berücksichtigung der vor- 
hergegangenen Billigung durch den Zentralausschuß (und durch die Führungsgremien der 
römisch-katholischen Kirche). Diese Berichte lassen deutlich werden, daß Zusammen- 
arbeit möglich ist. Gemeinsame Projekte sind auf verschiedenen Gebieten begonnen wor- 
den. Außerdem hat die Vollversammlung einen Bericht der Mitglieder des ORK in der 
Gemeinsamen Arbeitsgruppe durchgesehen, der die Periode von August 1967 bis zur 
Gegenwart umfaßt. 

Die Vollversammlung nimmt diese Berichte mit Dankbarkeit entgegen, billigt all- 
gemein die in ihnen enthaltenen Arbeitsrichtlinien, billigt die vom Zentralausschuß ge- 
nehmigte Modifikation in der Zusammensetzung der Gemeinsamen Arbeitsgruppe und 
ermächtigt den Zentralausschuß, solche Revisionen im Mandat der Gemeinsamen Arbeits- 
gruppe vorzunehmen, wie sie durch zukünftige Entwicklungen gefordert werden können. 

5. Der Erkundungsauftrag der Gemeinsamen Arbeitsgruppe ist offensichtlich noch 
nicht erfüllt. Wenngleich große Fortschritte erreicht worden sind, so sind die neue Situa- 
tion und ihre Auswirkungen auf die ökumenische Bewegung noch nicht ausreichend 
geklärt worden, und eine weitere Untersuchung einer Reihe theologischer Fragen, die 
die ökumenische Zusammenarbeit beeinflussen, ist erforderlich. Die Vollversammlung 
stellt mit Befriedigung fest, daß der zweite Bericht von „einer ökumenischen Bewegung“ 
spricht, und drückt ihre Überzeugung aus, daß das Leitprinzip zukünftiger Bemühungen 
darin bestehen sollte, dieser einen Bewegung zu ihrer vollen Manifestation zu verhelfen. 
Die Vollversammlung hoff, daß weitere Arbeit die praktischen Auswirkungen dieser 
Erklärung klarer machen wird. Die Kirchen geben durch ein Zusammenwachsen ein 
stärkeres Zeugnis vom Werke Christi. 

6. Die neuen Beziehungen haben es auch ermöglicht, in offener Aussprache solche 
praktischen und seelsorgerlichen Probleme wie Theorie und Praxis des Proselytismus 
heute, Religionsfreiheit und Mischehen zu erörtern, die lange Zeit Hindernisse für die 
Errichtung von Gemeinschaft gewesen sind. Wenngleich diese Hindernisse noch nicht 
beseitigt sind, so ist die Vollversammlung doch für die Tatsache dankbar, daß eine ge- 
meinsame Untersuchung dieser Probleme begonnen worden ist. Sie drückt ihre Hoff- 
nung auf befriedigende Lösungen aus. 

7. Der Okumenische Rat der Kirchen besitzt keine Autorität, an Stelle seiner Mit- 
gliedskirchen zu sprechen und zu handeln. Der Dialog und die Zusammenarbeit mit der 
römisch-katholischen Kirche, wie sie von der Gemeinsamen Arbeitsgruppe durchgeführt 
werden, beeinträchtigt in keiner Weise die Autorität der Mitgliedskirchen. Sie allein 
sind für Entscheidungen in Fragen der Beziehungen zwischen den Kirchen verantwort- 
lich. Der Okumenische Rat der Kirchen hat die Aufgabe, seinen Mitgliedskirchen Bei- 
stand zu leisten. Offensichtlich sind in der neuen Beziehung mit der römisch-katholischen 
Kirche alle Kontakte und Gespräche zwischen den Kirchen miteinander verbunden und 
beeinflussen einander. Der Okumenische Rat der Kirchen kann eine wichtige Rolle bei 
der Erleichterung dieser Kontakte und Gespräche und bei der Förderung der ganzen 
ökumenischen Bewegung spielen. 

Im Okumenischen Rat der Kirchen sind getrennte Kirchen durch die gemeinsame 
Annahme seiner Basis und durch einen Bund zur gemeinsamen Erfüllung ihrer gemein- 
samen Berufung in eine Koinonia miteinander hineingezogen worden. Die Vollversamm- 
lung bekräftigt ihre Überzeugung, daß diese Koinonia für die eine ökumenische Bewe- 
gung wesentlich ist und daß sie voller manifestiert werden muß. 
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Die unter I,3 angebotene Mitgliedschaft der römisch-katholischen Kirche im 
ORK erwies sich freilich in der weiteren Diskussion sehr bald als verfrüht, doch 
wurde die Gesprächsbasis in der Gemeinsamen Arbeitsgruppe durch die Erhö- 
hung der Mitgliederzahl auf je zwölf erheblich verbreitert. 


7. Beziehungen mit den orthodoxen Kirchen 


Die intensiver werdende Zusammenarbeit und gegenseitige Annäherung der 
Mitgliedskirchen des ORK, insbesondere aber der Dialog mit der römisch-katho- 
lischen Kirche, haben auch die orthodoxen Kirchen zu dem Bemühen veranlaßt, 
ihr Verhältnis untereinander wie gegenüber dem ORK neu zu bestimmen. So 
trafen sich erstmalig vom 15. bis 21. Januar 1965 in Addis Abeba Kirchenführer 
fünf orientalischer orthodoxer (monophysitischer) Kirchen, um eine engere Zu- 
sammenarbeit, gemeinsamere Formen und Kontaktgespräche mit der römisch- 
katholischen Kirche zu vereinbaren. Es handelte sich um die Äthiopische Ortho- 
doxe Kirche, die Koptische Orthodoxe Kirche von Ägypten, die Syrische 
Mar-Thoma-Kirche von Malabar, Indien, die Armenische Apostolische Kirche 
und die Syrisch-Orthodoxe Kirche von Antiochien. Vor allem aber wurde eine 
Überprüfung der christologischen Fragen befürwortet, die durch das Konzil von 
Chalcedon zu einem Bruch mit den großen orthodoxen Kirchen geführt haben. 
Ein erstes Gespräch zwischen den beiden Kirchengruppen hatte bereits im August 
1964 in Aarhus/Dänemark stattgefunden. Eine zweite Begegnung dieser Art 
schloß sich im Zusammenhang mit der Sitzung der Kommission für Glauben und 
Kirchenverfassung im Juli 1967 in Bristol an. Man kam dabei zu dem verhei- 
ßungsvollen Ergebnis: „Die theologischen Differenzen zwischen ihnen scheinen 
heute nicht von solcher Art zu sein, daß sie nicht durch geduldige Studien und 
eine wachsende gegenseitige Verständigung zu überwinden wären.“ 

Weniger einheitlich war die Aufgeschlossenheit der orthodoxen Kirchen gegen- 
über der römisch-katholischen Kirche. So wurden im Sommer 1965 durch den 
Vatikan ausgesprochene Einladungen der Kirche von Griechenland zur 4. Session 
des Zweiten Vaticanums von dieser ausdrücklich abgelehnt. Die freundlichere 
Haltung des Okumenischen Patriarchats von Konstantinopel veranlaßte im 
Frühjahr 1967 den Primas der Kirche von Griechenland, Erzbischof Chrysosto- 
mos, auf einer Tagung des Heiligen Synods, dem Patriarchen „übereiltes Han- 
deln“ vorzuwerfen, durch das er „die Orthodoxie vollständig dem Papst unter- 
werfe“. 

So wenig selbstverständlich dieser Vorwurf sachlich begründet werden kann, 
so positiv haben sich andererseits in der Berichtszeit die Beziehungen zwischen 
Konstantinopel und Rom entwickelt. So wurden am 7. Dezember 1965 die 
gegenseitigen Bannflüche aus dem Jahre 1054 feierlich aufgehoben (vgl. Hilde- 
gard Schaeder: Anathema 1054-1964, in: „Okumenische Rundschau“, Heft 
2/1966, S. 176 ff.). Ende 1967 stattete Papst Paul VI. Patriarch Athenagoras in 
Istanbul einen Besuch ab, den dieser vom 26. bis 28. Oktober 1967 in Rom 
erwiderte, um anschließend auch Genf und Canterbury aufzusuchen. 

In Ausführung der Beschlüsse der 3. panorthodoxen Konferenz im November 
1964 trafen sich Vertreter verschiedener orthodoxer Kirchen in den ersten Sep- 
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temberwochen des Jahres 1966 in Belgrad, um den theologischen Dialog mit 
Altkatholiken und Anglikanern vorzubereiten. Im Mittelpunkt einer von 14 
autokephalen orthodoxen Kirchen beschickten Konferenz im Juni 1968 in Cham- 
besy bei Genf stand die Vorbereitung auf ein panorthodoxes Konzil, für das im 
Jahre 1961 auf der 1. panorthodoxen Konferenz in Rhodos eine Tagesordnung 
aufgestellt worden war. Außerdem sollten die Beratungen einer systematischeren 
und umfassenderen Beteiligung der Orthodoxen an der Arbeit des ORK im 
allgemeinen und insbesondere ihren Beitrag auf der damals bevorstehenden Voll- 
versammlung in Uppsala dienen. Die Kirche von Griechenland blieb dann 
übrigens aus politischen Gründen der Vollversammlung von Uppsala fern. 

Aus dem Kommunique seien nachstehend die in Chambesy gefaßten Ent- 
schließungen wiedergegeben (zitiert nach den „Informationen aus der Ortho- 
doxen Kirche“, Nr. XV, 1968, S. 3ff. auf Grund von ZMP 1968, VII, 49 FF.; 
vgl. STO 1968, IX, 5f.; Ekklisia/Athen 1968, 1. 7. und deutsch enthalten im 
Bericht von J. Karmiris, Theologia/Athen 1968, III. Sachliche Abweichungen 
bzw. Ergänzungen bei Karmiris sind in Klammerzusätzen mit K. gekennzeich- 
net): - 


I. Synode 


Es wurde beschlossen: 

a) zum Hauptziel und zum unmittelbaren Anliegen die Einberufung der Heiligen 
und Großen Synode der Heiligen Orthodoxen Kirche des Ostens zu erklären; 

b) zu ihrer Vorbereitung an Stelle der Einberufung einer Vorsynode nacheinander 
entsprechend den einzelnen Phasen vorsynodale panorthodoxe Konferenzen einzube- 
rufen; 

c) eine Interorthodoxe Vorbereitungskommission zu gründen; 

d) durch das Okumenische Patriarchat (K. unter der Schirmherrschaft des Okumeni- 
schen Patriarchats) ein Sekretariat mit Sitz im Genfer Orthodoxen Zentrum einzurichten 
für die Geschäfte der Vorbereitungskommission, der Prosynodalen Panorthodoxen Kon- 
ferenzen und der ganzen Synodalvorbereitung; 

e) durch die erwähnten Organe die Einzelthemen aus dem Themenkatalog der I. Pan- 
orthodoxen Konferenz in Rhodos zu bearbeiten, nachdem für jedes die entsprechende 
theologische Voruntersuchung und vorbereitende Arbeit durchgeführt ist; 

f) folgende sechs Themen sollen Gegenstand besonderer theologischen Untersuchung 
durch Einzelkirchen sowie einer Bearbeitung durch die Interorthodoxe Vorbereitungs- 
kommission und der endgültigen Vorbereitung zur Vorlage für die Heilige und Große 
Synode sein: 

1. Die Quellen der Göttlichen Offenbarung. 

2. Vollständigere Teilnahme der Laien am gottesdienstlichen und sonstigen Leben 
der Kirche. 

3. Anpassung der kirchlichen Fastenregeln an die Erfordernisse der Gegenwart (K. 
statt dessen Nr. 6 und entsprechende Weiterzählung von Punkt 3-5 als 4-6). 

4. Ehehindernisse. 

5. Das Kalenderproblem. 

6. „Oikonomia“ und „Akribia“ in der Orthodoxen Kirche. 

(Der von K. anschließend abgedruckte Themenkatalog der 1. Rhodos-Konferenz 1961 
auch in den „Informationen aus der Orthodoxen Kirche“, Frankfurt 1961, Nr. 2; 
Kirche in der Zeit 1961, XI, 419f.; Una Sancta, Niederaltaich 1962, I. 

Der 'Themenkatalog von 1961 besteht aus acht Abschnitten: Glaube und Dogma; 
Gottesdienst; Leitung und Ordnung der Kirche; Beziehungen zwischen den Orthodoxen 
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Kirchen; Beziehungen der Orthodoxen Kirchen zur übrigen Christenheit; Orthodoxie 
in der Welt; allgemein theologische Themen; Sozialprobleme.) 


II. Dialoge 


1. mit der römisch-katholischen Kirche. Es wurde beschlossen: 

a) die gegenseitigen Kontakte und Äußerungen brüderlicher Liebe und gegenseitiger 
Hochachtung zwischen den Orthodoxen Landeskirchen und der römisch-katholischen 
Kirche fortzusetzen zur endgültigen Überwindung der bestehenden Schwierigkeiten 
durch einen fruchtbaren theologischen oder theoretischen (K. theoretischen wie theolo- 
gischen) Dialog; 

b) den Orthodoxen Landeskirchen zu empfehlen, mit der systematischen Vorberei- 
tung eines theologischen oder theoretischen (K. theoretischen und theologischen) Dialogs 
mit der römisch-katholischen Kirche fortzufahren; 

c) das Studium der Einzelheiten dieses Dialogs in jeder Orthodoxen Kirche mit den 
passendsten Mitteln und Methoden theologischer Untersuchung durchzuführen und den 
Austausch der Ergebnisse dieser Studien sowie auch jeder anderen Art von entsprechen- 
den Informationen zwischen den Kirchen fortzusetzen. 

2. Zum Dialog mit der Anglikanischen Kirche wurde beschlossen: daß die Interortho- 
doxe theologische Sonderkommission auf der Basis des aufgestellten Programms als stän- 
dige (K. weiterführende) Kommission die Vorbereitung des Dialogs von orthodoxer 
Seite fortzusetzen und nach Abschluß des Dialogs mit der entsprechenden anglikanischen 
theologischen Kommission beginnen soll. (Für dieses Gespräch wurde von der Kirche von 
England eine Kommission von 22 anglikanischen Theologen benannt, die eine erste Be- 
gegnung Herbst 1969 vorbereiten soll; epd 22. 1. 1969, 3.3.) 

3. Zum Dialog mit der Altkatholischen Kirche wurde beschlossen: daß auf gleiche 
Weise die Interorthodoxe Sonderkommission auf der Basis des aufgestellten Programms 
als ständige Kommission die Vorbereitung zum Dialog von orthodoxer Seite fortzu- 
setzen und nach Abschluß mit einer entsprechenden Altkatholischen theologischen Kom- 
mission den Dialog beginnen solle. 

4. Zum Dialog mit den Nichtchalkedonischen Kirchen wurde beschlossen: a) den theo- 
logischen (K. theoretischen und theologischen) Dialog zwischen der Orthodoxen Kirche 
und diesen Kirchen zu verwirklichen und b) dafür eine interorthodoxe theologische 
Kommission zu bilden, die auf Grund eines festgesetzten Programms von orthodoxer 
Seite alles für diesen Dialog vorbereiten und darauf denselben mit einer entsprechenden 
gemeinsamen Kommission aller Nichtchalkedonischen Kirchen des Orients durchführen 
soll. 

5. Zum Dialog mit den Lutheranern: 

a) die Aufnahme gegenseitiger Kontakte zwischen Orthodoxen und Lutheranern zur 
Schaffung guter Beziehungen und dadurch zur Vorbereitung für den Dialog wird als 
förderlich angesehen; 

b) es wird angenommen (K. es soll erwogen werden), daß dieser Dialog zwischen der 
Orthodoxen Kirche und dem Lutherischen Weltbund durchgeführt werden soll; indessen 
wird es für wünschenswert gehalten (K. sei aber auch nötig), daß zuvor eine gewisse 
Übereinstimmung und Einigung der größeren und konservativeren protestantischen lu- 
therischen Vereinigungen untereinander gesucht und erreicht würde (K. mit den größten 
und konservativsten ...); 

c) es wird ebenfalls für notwendig gehalten (K. soll ... für notwendig gehalten wer- 
den), daß zur Vorbereitung des Dialogs ab sofort speziell ernannte (K. fehlt „ernannte“) 
orthodoxe Theologen mit der Untersuchung von Problemen, die dieser Dialog vermut- 
lich aufwerfen wird, betraut werden und 

d) es wird vorgeschlagen, daß, nachdem dies ausgeführt ist, eine interorthodoxe theo- 
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logische Sonderkommission gebildet wird, die den Dialog in seinen Einzelheiten vor- 
bereitet und zur gegebenen Zeit durchgeführt (K. beginnt). 


III. Anteil der Orthodoxie an der Arbeit des Ökumenischen Rates der Kirchen 


Es wurde beschlossen: 

a) das gemeinsame Bewußtsein der Orthodoxen Kirche zum Ausdruck zu bringen, 
daß sie ein organisches Glied des Ökumenischen Rates der Kirchen ist, sowie ihren festen 
Entschluß, mit allen ihr zur Verfügung stehenden theologischen und anderen Mitteln 
einen fördernden Beitrag zur Sache des Ökumenischen Rates der Kirchen zu leisten; 

b) dafür bestimmte Maßnahmen sowohl der Orthodoxen Landeskirchen als auch des 
Okumenischen Rates der Kirchen zu fordern. Gleichzeitig hat die Konferenz die erste 
Beziehung der ganzen Orthodoxen Kirche (K. die Bedeutung ... welche die Orthodoxe 
Kirche beimißt) zu der bevorstehenden IV. Vollversammlung des Okumenischen Rates 
der Kirchen in Uppsala zum Ausdruck gebracht und die Methode für einen vollständi- 
geren (K. wirklich vollständigen) Beitrag zu dieser Versammlung untersucht. 


Als „organisches Glied“ des ORK, so wurde in Chambe£sy festgestellt, sei die 
orthodoxe Kirche fest entschlossen, mit allen ihr zur Verfügung stehenden Mit- 
teln — theologischer oder anderer Art — zur Förderung und zum Erfolg der ge- 
samten Arbeit des Rats beizutragen. Wie viele theologische Hindernisse auf die- 
sem Wege aber noch überwunden werden müssen, zeigt eine Rede, die Metropolit 
Nikodim, der Leiter des Außenamtes des Moskauer Patriarchats, im Rahmen des 
Besucherprogramms in Uppsala hielt, aus der wir nachstehend die wichtigsten 
Gedankengänge wiedergeben: 


DIE RUSSISCHE ORTHODOXE KIRCHE UND DIE ÖKUMENISCHE BEWEGUNG 


Die Russische Orthodoxe Kirche ist im Jahre 1961 in den Okumenischen Rat der Kir- 
chen, d. h. in die Gemeinschaft von Kirchen (Fellowship of Churches — Art. 1 der 
Verfassung des ORK) eingetreten, dessen Hauptziele die Mitwirkung an der Erreichung 
eines möglichst hohen Grades einer gesamtkirchlichen Einheit und der gemeinsame Dienst 
der Christen an der Menschheit im Geist des Liebesgebotes des Evangeliums und des 
Gehorsams gegenüber dem Willen Gottes sind. 

Bekanntlich hat die Russische Orthodoxe Kirche, bei permanenter positiver Einstel- 
lung zu den Grundideen des Okumenismus, seinerzeit eine große Vorsicht hinsichtlich 
seiner konkreten Ausdrucksformen gezeigt und speziell im Verlauf einer Reihe von 
Jahren nach der konstituierenden Amsterdamer Vollversammlung des ORK vom Jahre 
1948 die Tätigkeit dieser neuen ökumenischen Organisation geprüft, um über die Mög- 
lichkeit einer Mitarbeit in ihr ohne Verletzung der von ihr bekannten Prinzipien der 
Orthodoxie Klarheit zu gewinnen. 

Es war übrigens für das orthodoxe Bewußtsein von Anfang an offensichtlich, daß eine 
Mitarbeit im ORK und mehr noch ein Eintritt in diese Gemeinschaft unvermeidlich ein 
Eintauchen in die Sphäre des Protestantismus und, wenn Sie wollen, eine gewisse 
Variante der Kenosis bedeuten werde insofern, als die Stimme des orthodoxen Zeug- 
nisses in den ökumenischen Versammlungen und den Dokumenten des ORK verklingen 
werde im Chor verschiedenartiger, doch im Wesen protestantischer Außerungen. 

Nur eine dem faktischen spezifischen Gewicht der Orthodoxie in der christlichen Welt 
entsprechende numerische Verstärkung der Vertretung der orthodoxen Kirchen kann, 
insoweit als sich dabei eine qualitative Steigerung einer derartigen Repräsentation er- 
gibt, eine Ausbalancierung des gegenseitigen Verhältnisses der beiden sich mit gleicher 
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Kraft manifestierenden konfessionellen Gruppen oder Systeme bewirken, wodurch 
durchaus nicht immer ein optimales gegenseitiges Verstehen garantiert ist. Ich muß offen 
sagen, daß dies nur dann verschwinden wird, wenn alle christlichen Kirchen - die Ein- 
mütigkeit im Glaubensbekenntnis erreicht haben werden - d. h. wenn alle Kirchen - 
die Mitglieder des ORK - übereinstimmend mit der alten ungeteilten Kirche glauben 
werden, wobei sie in ihrer Rechtgläubigkeit oder, wenn Sie wollen, in ihrer Orthodoxie 
durchaus nicht unbedingt so sein müssen, wie sich die Orthodoxie gegenwärtig in der 
einen oder anderen Lokalkirche, darunter auch in der Russischen Orthodoxen Kirche, 
historisch darstellt. Wir Orthodoxen vermeiden derartige Erklärungen auf ökumenischen 
Versammlungen in der Meinung, daß ein häufiges Erinnern an die verschiedene Natur 
von Orthodoxie und Protestantismus kaum „zum Frieden und zur Besserung unterein- 
ander dient“ (Röm 14,19). Doch in einem so verantwortungsvollen Moment, da ich 
als Haupt der Delegation des Moskauer Patriarchats auf der Vollversammlung des 
ORK die Ansicht meiner Kirche über die ökumenische Bewegung darlegen muß, fühle 
ich mich vor Gott und meinem Gewissen verpflichtet, dies in aller nötigen Offenheit und 
Gradlinigkeit eines Zeugen zu tun, für den ein „den Ohren“ der Fragenden „Schmei- 
cheln“ (2 Tim 4, 3) bedeuten würde, daß er zum Betrüger wird, „der verführt und ver- 
führt wird“ (2 Tim 3, 13). 

Um zu zeigen, daß dies nicht nur meine persönliche subjektive Meinung ist, will ich eine 
Äußerung eines der autoritativsten russischen Theologen — des hochheiligen Patriarchen 
Sergius — zu dieser Frage anführen, der in seiner bekannten Arbeit: „Das Verhältnis der 
Kirche Christi zu den von ihr abgespaltenen Vereinigungen“ folgendes geschrieben hat: 

Es ist in der kultivierten christlichen Gesellschaft nicht üblich, radikal die Frage nach 
der wahren Kirche zu stellen. Häufiger hört man dort die als weitherzig bezeichnete 
Ansicht, daß „unsere irdischen Zäune nicht bis zum Himmel reichen“ und daß die kirch- 
lichen Spaltungen eine Frucht der Herrschsucht der Geistlichkeit und der Unverträglich- 
keit der Theologen seien. Mag der Mensch Orthodoxer, Katholik oder Protestant sein — 
wenn er nur in seinem Lebenswandel Christ ist, so kann er ruhig sein ... Doch eine solche 
Weitherzigkeit, die im Leben so bequem und beruhigend ist, befriedigt nicht wahrhaft 
kirchliche Menschen, die sich klare Rechenschaft über ihren Glauben und ihre Überzeu- 
gungen abzulegen gewöhnt sind. Unter dieser Weitherzigkeit spüren sie einen simplen 
Skeptizismus sowie kalte Gleichgültigkeit dem Glauben und der Rettung der Seele 
gegenüber (siehe die Zeitschrift „Die eine Kirche“, Jedinaja Zerkowj, 1955, 17-18). 

Was hat nun die Russische Orthodoxe Kirche dazu veranlaßt, ihren Eintritt in den 
ORK zu unternehmen? Meine Antwort: erstens die Liebe zu den Brüdern, die die Ver- 
derblichkeit der christlichen Spaltungen gespürt und ihren Wunsch erklärt haben, die 
Hindernisse zu beseitigen, welche die Erfüllung des Wunsches unseres Herrn Jesus Chri- 
stus: „daß sie alle eins seien“ (Joh 17,21), verhindern; zweitens — das Verständnis für 
die Bedeutung einer Vereinigung der Bemühungen aller Christen im Zeugnis und Dienst 
an den Menschen in den komplizierten Verhältnissen der säkularisierten und schnellen 
Veränderungen unterworfenen modernen Welt, die gespalten ist und doch zur Einheit 
hinstrebt. 

Man darf den Eintritt der Orthodoxen Kirche in den ORK nicht als einen kirchlichen 
Akt im ekklesiologischen Sinn des Wortes betrachten. Er bezieht sich auf die Seiten des 
Lebens und der Aktivität der Russischen Orthodoxen Kirche, deren freie Realisierung 
ihr keine direkte Verantwortung auferlegt vor der Gesamtheit der orthodoxen Lokal- 
kirchen, die Verantwortlichkeit, die ein Teil des geheimnisvollen Leibes Christi zu tra- 
gen hat vor der bevollmächtigten Sprecherin für seine Ganzheit — vor der ganzen 
Heiligen, Allgemeinen und Apostolischen Kirche. Daß dies tatsächlich so ist, ist aus der 
Art des Eintritts der Russischen Orthodoxen Kirche in den ORK ersichtlich. Alle ortho- 
doxen Lokalkirchen haben ihren Wunsch, in den ORK einzutreten, ohne irgendwelche 
panorthodoxe Konsultationen erklärt. Die Konferenz der Vertreter einer Reihe von auto- 
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kephalen orthodoxen Kirchen, die in Moskau im Jahre 1948 stattfand, war nicht pan- 
orthodox; einen nicht panorthodoxen Charakter hatten auch die späteren Konsultationen 
mit den Kirchen, die an der Moskauer Konferenz teilgenommen hatten, bei denen die 
Russische Orthodoxe Kirche sie, in Abänderung der früheren Abrede, über ihre Absicht, 
im Zusammenhang mit den in der Aktivität des ORK erfolgten Änderungen in nächster 
Zeit in diesen einzutreten, informierte. Die Frage des Eintritts in den ORK wurde 
zuerst vom Heiligen Synod und sodann von der Bischofsversammlung der Russischen 
Orthodoxen Kirche bearbeitet. Auf diese Weise wurde um eine formelle Erklärung des 
Einverständnisses der Gesamtheit der Lokalkirche, d. h. der Hierarchie, des Klerus und 
des Volks, die auf einem Lokalkonzil vertreten sind, speziell nicht ersucht. Dies ist 
bedeutsam, wenn man die gesamtorthodoxe Überzeugung berücksichtigt, daß „Bewahrer 
der Frömmigkeit bei uns der Leib der Kirche selbst ist, d. h. das Volk (natürlich ein- 
schließlich der Hierarchie und des Klerus. - Anm. von Metropolit Nikodim), das immer 
seinen Glauben unverändert und übereinstimmend mit dem Glauben seiner Väter zu 
bewahren wünscht“ (aus der Zirkularbotschaft der orientalischen Patriarchen vom 6. Mai 
1848). 

Die von mir hervorgehobene Begrenzung der Sanktion des Eintritts der Russischen 
Orthodoxen Kirche in den ORK begründet natürlich nicht irgendwelche Zweifel an der 
Rechtmäßigkeit dieses Aktes, denn es ist bekannt, welche Autorität und welches Ver- 
trauen in unserer Kirche die nicht nur auf Konzilen, sondern sogar auf Synoden gefaß- 
ten hierarchischen Beschlüsse genießen. Doch die von der Russischen Orthodoxen Kirche 
angewandte Methode der Beschlußfassung über den Eintritt in den ORK ist ein klarer 
Hinweis darauf, daß - ich wiederhole - dieser Akt nie als ekklesiologisch verpflichtend 
für das orthodoxe Bewußtsein betrachtet worden ist. Es wäre exakter, nicht über einen 
Eintritt - und schon gar nicht von einer Aufnahme — der Russischen Orthodoxen Kirche 
in den ORK zu reden, als vielmehr von einem Übereinkommen zwischen der Leitung 
der Russischen Orthodoxen Kirche einerseits und der Leitung des ORK andererseits 
über Hinzuziehung der Vertreter der Russischen Orthodoxen Kirche zu einer ständigen 
Zusammenarbeit „mit den Vertretern der anderen Kirchen, die sich zu einer ökumeni- 
schen Gemeinschaft unter dem Namen Okumenischer Rat der Kirchen vereinigt haben“. 
Die Vollversammlung, die im Jahre 1961 in Neu-Delhi stattfand, hat ihr Einverständnis 
mit einer solchen Zusammenarbeit erklärt. Wenn ich vom ORK rede, muß ich, um 
gerecht zu sein, bemerken, daß von Anfang an in die Definition des Wesens des ORK 
eine gewisse Unklarheit und Zweideutigkeit hineingebracht worden ist ... 

Es ist bemerkenswert, daß Dr. Visser ’t Hooft in seinem Vortrag „Über die Bedeutung 
der Mitgliedschaft im Okumenischen Rat der Kirchen“ (auf der Tagung des Zentralaus- 
schusses, Rochester 1963) bemerkt hat, daß tatsächlich eine Begriffsvermischung bezüglich 
der Definition des ORK existiert. „Jetzt ist - sagte er —, wie uns scheint, die Zeit gekom- 
men, daß wir sorgfältig unterscheiden müssen zwischen dem Okumenischen Rat der 
Kirchen und dieser neuen ökumenischen Realität ... Die Definition der entstehenden 
ökumenischen Realität auf den Okumenischen Rat der Kirchen zu übertragen, heißt das 
Instrument mit dem Produkt, das mit Hilfe dieses Instruments auf die Welt kommt, 
vermischen. Gerade durch den Okumenischen Rat der Kirchen oder wenigstens in bedeu- 
tendem Maße durch ihn sind vielen die Dimensionen und Charakteristika des Lebens 
der Kirche bewußt geworden, von denen sie früher eine vorwiegend theoretische Vor- 
stellung hatten. Doch ändert sich nichts am Wesen des Okumenischen Rates der Kirchen 
als Instrument im Dienst der Kirchen“ (V). 

Aus dieser Stelle wird ersichtlich, daß Dr. Visser ’t Hooft es für nötig hält, klarzu- 
machen, daß die „ökumenische Realität“ — die er allem Anschein nach als einen Keim 
der wahren „Una Sancta“ denkt — nicht im Okumenischen Rat der Kirchen, der lediglich 
ein Instrument der Kirchen ist, entsteht, sondern in den Mitgliedskirchen selbst, in ihrer 
Gemeinschaft, die Rat der Kirchen genannt wird. 
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Die orthodoxe Lehre ist ihrem Wesen nach unveränderlich. Dieses Wesen kann man 
als die lebendige Heilige Tradition der Kirche charakterisieren, die das ihr anvertraute, 
gottgeoffenbarte apostolische Glaubenserbe unangetastet bewahrt und unversehrt inter- 
pretiert. Was jedoch die orthodoxe Theologie als eine wissenschaftliche Disziplin angeht, 
so entwickelt und vervollkommnet sie sich natürlich, und von diesem Standpunkt aus 
kann auch die orthodoxe Ekklesiologie Phasen einer allmählichen Entwicklung und Er- 
neuerung durchmachen. Dieser Prozeß kann indessen keineswegs gebunden sein durch 
irgendwelche äußeren Normen oder formale Verpflichtungen und vollzieht sich in der 
natürlichen Ordnung einer freiwilligen Resonanz auf neue Phänomene und Bedingun- 
gen, unter denen das Leben der Kirche Christi sich vollzieht. 

Die Russische Orthodoxe Kirche hat seinerzeit den 1950 vom Zentralausschuß des 
Okumenischen Rates der Kirchen angenommenen Bericht „Die Kirche, die Kirchen und 
der Okumenische Rat der Kirchen“, der eine gewisse Klarheit in die Frage des inter- 
konfessionellen Wesens des ORK brachte, nach Verdienst gewürdigt (aus der Rede Erz- 
bischof Nikodims auf der Bischofssynode des Jahres 1961, s. ZMP, 1961, 8,19). Am 
wichtigsten sind folgende Thesen dieser sogenannten Deklaration von Toronto: „Der 
Okumenische Rat der Kirchen kann und darf sich nicht auf den Boden einer besonderen 
Auffassung von der Kirche stellen. Das ekklesiologische Problem wird durch seine Exi- 
stenz nicht präjudiziert. Innerhalb des Okumenischen Rates ist Raum für die Ekklesio- 
logie jeder Kirche, die bereit ist, am ökumenischen Gespräch teilzunehmen, und die sich 
die Grundlage des Okumenischen Rates ‚als einer Gemeinschaft von Kirchen‘ zu eigen 
macht ..., keine Kirche ist verpflichtet, ihre Ekklesiologie um der Mitgliedschaft im 
Ökumenischen Rat willen zu ändern“ (III, 3). „Wenn eine Kirche Mitglied des Okume- 
nischen Rates ist, bedeutet das nicht, daß sie damit eine bestimmte Lehre über das Wesen 
der kirchlichen Einheit annimmt“ (III, 5). 

Gerade diese Thesen haben es der Russischen Orthodoxen Kirche möglich gemacht, 
in der Person ihrer Hierarchen dem Eintritt in den Ökumenischen Rat der Kirchen in 
dem Sinne zuzustimmen, wie ich darüber schon weiter oben berichtet habe. Was jedoch 
den vierten Teil der Deklaration von Toronto angeht (Voraussetzungen, die dem Oku- 
menischen Rat der Kirchen zugrunde liegen), so wird sie, obwohl sie eine Reihe für 
Orthodoxe durchaus annehmbarer Gedanken enthält, von der Russischen Orthodoxen 
Kirche als eine partikulare Meinung angesehen, die völlig unverbindlich für die Mit- 
gliedskirchen des ORK ist, um so mehr, da in ihr implizite eine Ansicht von der Kirche 
enthalten ist, die offensichtlich für Protestanten völlig annehmbar, mit den ekklesiolo- 
gischen Prinzipien der Orthodoxie jedoch nicht vereinbar ist. Ih kann im Rahmen 
meines kurzgefaßten Referats das Wesen dieser Frage nicht behandeln: dies würde eine 
überaus sorgfältige Textanalyse des vierten Teiles der Deklaration von Toronto erfor- 
dern und unvermeidlich eine längere Diskussion hervorrufen. Um jedoch unsere Ansicht 
von diesem Teil als einer einfachen unverbindlichen Privatmeinung zu begründen, 
genügt es vollkommen, darauf hinzuweisen, daß er von den „ekklesiologischen“ Konse- 
quenzen der Mitgliedschaft im Ökumenischen Rat der Kirchen (s. Einleitung zum vierten 
Teil der Deklaration) handelt und der Okumenische Rat der Kirchen in Übereinstim- 
mung mit der klaren Äußerung im dritten Teil „einer Lösung ekklesiologischer Probleme 
nicht vorgreift“ (III). 

In vielen Dokumenten des Okumenischen Rates der Kirchen wird der Gedanke ge- 
äußert, daß die Aufgabe der ihm angehörenden Kirchen die Manifestation der schon 
existenten Einheit ist, Ich zitierte schon jene Stelle aus der Resolution der Amsterdamer 
Vollversammlung „Von der Autorität des Rates“, in der es heißt, daß die den Rat bil- 
denden Kirchen „ihre Einheit nicht selbst schaffen müssen, welche eine Gabe Gottes ist“, 
sondern daß „es ihre Pflicht ist, gemeinsam nach dem Ausdruck dieser Einheit in Leben 
und Arbeit zu suchen“. Ähnlich hieß es auch in der von der Vollversammlung in Evans- 
ton 1954 angenommenen Erklärung „Über die Bestimmung und Funktion der Basis“, 
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daß „die Kirchen gegenseitige Beziehungen eingehen (im Rahmen des Okumenischen 
Rates der Kirchen, Metr. Nikodim), weil es eine Einheit gibt, die einmal für alle gegeben 
worden ist in der Person und dem Werk ihres gemeinsamen Herrn, und weil der leben- 
dige Herr Sein Volk versammelt“ (Journal des Moskauer Patriarchats, 1961, 2, 71-72). 

Viele ähnliche Außerungen wurden und werden noch getan, indessen zeugen sie da- 
von, daß die getrennten Christen sich der Sünde und der Trennung nicht genügend 
bewußt werden. Gewiß gibt es eine ursprüngliche Einheit, die allen in der Person des 
Einen Herrn und Heilands dargegeben ist. Ebenfalls gibt es einen gewissen Grad der 
Einheit im Denken, im Hoffen, in den sittlichen Normen und im Verhalten usw., unge- 
achtet des Zustands der Trennung. Doch wie kann man sich auf beruhigende Erklärun- 
gen hinsichtlich dessen beschränken, was tatsächlich da ist, und dabei fast vergessen oder 
verschweigen, was die Mehrzahl der getrennten Christen nicht hat, nämlich die wahre 
existentielle Einheit, die dem unversehrten Leib der Kirche Christi eignet, die wir 
Orthodoxen „Katholizität“ oder „sobornost“ nennen. 

Ich kann in diesem Zusammenhang nicht umhin, auf die bekannte Definition der Ein- 
heit einzugehen, die zuerst 1960 in St. Andrews ausgearbeitet und dann in den Bericht 
der Sektion Einheit übernommen wurde, den die Vollversammlung in Neu-Delhi im 
Jahre 1961 annahm: 

„Wir glauben, daß die Einheit, die zugleich Gottes Wille und seine Gabe an seine 
Kirche ist, sichtbar gemacht wird, indem alle an jedem Ort, die in Jesus Christus getauft 
sind und Ihn als Herrn und Heiland bekennen, durch den Heiligen Geist in eine völlig 
verpflichtete Gemeinschaft geführt werden, die sich zu dem einen apostolischen Glauben 
bekennt, das eine Evangelium verkündet, das eine Brot bricht, sich im gemeinsamen 
Gebet vereint und ein gemeinsames Leben führt, das sich in Zeugnis und Dienst an 
alle wendet. Sie sind zugleich vereint mit der gesamten Christenheit an allen Orten 
und zu allen Zeiten (d. h. diejenigen, die getauft sind und Jesus Christus als Herrn und 
Heiland bekennen. — Metr. Nikodim) in der Weise, daß Amt und Glieder von allen an- 
erkannt werden und daß alle gemeinsam so handeln und sprechen können, wie es die 
gegebene Lage im Hinblick auf die Aufgaben erfordert, zu denen Gott Sein Volk ruft“ 
(Bericht der Sektion Einheit I, 2). 

Es ist vollkommen offensichtlich, daß entgegen der Behauptung desselben Berichts, 
wonach die Beschreibung der Einheit „keine irgendwie definierte Lehre von der Kirche 
voraussetzt“ (ebd. I,4), in ihr eine reine protestantische Ansicht von der Einheit als 
einer Gabe Gottes, die existentiell und unabhängig von den Trennungen dem ganzen 
Christentum zugehört, enthalten ist und sich lediglich nicht immer im notwendigen 
Umfang sichtbar manifestiert. Das Christentum selber wird dabei als der eine dem 
Wesen nach heile Leib der Kirche Christi angesehen, das Faktum der Trennung aber 
wird nicht im Sinne der Zerstörung der inneren Einheit und der schmerzhaften Beschä- 
digung der einzelnen Glieder des Leibes der Kirche begriffen, sondern lediglich im Sinne 
eines nicht ausreichenden Bewußtseins der getrennten Christen von der Gesundheit ihrer 
inneren Verfassung und im Sinne eines Mangels an Wagemut, allen diese Gesundheit zu 
verkünden mittels der Bereitschaft zu Akten einer äußerlich manifestierten Einheit. 

Die in diesem Bericht gegebene Beschreibung der Einheit kann nur auf künftige Zei- 
ten bezogen werden, wenn das Ergebnis des Gebets, der ökumenischen Zusammenarbeit 
und des ökumenischen Suchens die ersehnte Einheit erreicht sein wird. 

Die Sünde der Trennung besteht nicht in dem ungenügenden Bewußtsein von der ob- 
jektiv ja existierenden unverletzten inneren Einheit, sondern in einer wesentlichen 
Lockerung der Einheit, in einer für den ganzen Leib der Kirche Christi schmerzlichen, 
wesentlichen Verletzung seiner einzelnen Teile. Die Einheit der Kirche ist tatsächlich 
eine Gabe Gottes, allerdings in dem völlig eindeutigen Sinn, daß das göttliche Funda- 
ment der kirchlichen Einheit in Christus, das heißt die Möglichkeit engster Gemeinschaft 
mit Christus, durch den Glauben und die Teilnahme am sakramentalen Leben, sonderlich 
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aber der wahren Eucharistie unter der Voraussetzung ganzen Gehorsams gegenüber der 
Fülle göttlicher Offenbarung, existiert und bis ans Ende der Zeiten existieren wird. 

Diese objektive Seite sichert von sich aus und unabhängig von unserem Gehorsam 
oder Ungehorsam gegenüber der göttlichen Offenbarung die christliche Bruderschaft 
noch nicht. Allein die Eine, Heilige, Allgemeine und Apostolische Kirche als innerlich 
integre und unverletzliche Basis des Leibes Christi ist die tatsächliche Besitzerin der 
wahren und vollkommenen Einheit kraft ihres Gehorsams gegenüber der Stimme der 
göttlichen Wahrheit. Außerhalb ihrer Grenzen kann die eigentliche Einheit in größerem 
oder kleinerem Maße verlorengehen, unvollständig werden oder sogar an den Rand 
totalen Schwindens treten. 

Die Verbreitung und Ausdehnung der vollen und vollkommenen Einheit auf die 
ganze Okumene kann nicht durch ein bloßes „Hervorbringen“ oder durch einen „sicht- 
baren Ausdruck“ der Einheit erreicht werden, sondern ausschließlich durch die Schaffung 
einer unzerstörbaren Einheit infolge der Rückkehr zu vollem Gehorsam gegenüber der 
Wahrheit, was zugleich auch die Möglichkeit schenkt, daß die Grenzen der gesamten 
christlichen Bruderschaft mit denen der Einen, Heiligen, Allgemeinen und Apostolischen 
Kirche zusammenfallen. 

Ich will nicht auf die Erfolge der ökumenischen Bewegung in der Zeit zwischen den 
zwei Vollversammlungen des Okumenischen Rates der Kirchen (1961 bis 1968) von 
Neu-Delhi bis Uppsala eingehen. Sie sind meiner Ansicht nach unbezweifelbar und er- 
mutigend. Es genügt, mit der Arbeit der Kommission „Glauben und Kirchenverfassung“* 
bekannt geworden zu sein, um zu sehen, um wieviel breiter und tiefer das Verlangen 
nach den dogmatischen und praktischen Schätzen der alten ungeteilten Kirche ist. 

Wir begrüßen wärmstens die in den jüngsten Dokumenten der Kommission „Glauben 
und Kirchenverfassung“ bekundete Entschlossenheit, „verstärkt die Dokumente der alten 
Konzile zu studieren“ und „dem Zeugnis der patristischen Periode“ noch größere Auf- 
merksamkeit zu widmen. (Vgl. die Empfehlungen für das Dokument „Patristische For- 
schungen unter ökumenischem Gesichtspunkt“ sowie jene Passagen aus dem Bericht der 
vierten Sektion dieser in Bristol tagenden Kommission, in denen Studien solcher Art 
gutgeheißen werden.) 

Positiv werten wir auch zahlreiche Aspekte in der praktischen Tätigkeit des Okume- 
nischen Rates, die sich intensiviert und größere Bedeutung als zuvor erhalten hat, seit- 
dem neue Kontakte etwa mit der römisch-katholischen Kirche, der christlichen Friedens- 
bewegung und anderen christlichen Kreisen und Bewegungen geknüpft worden sind. 
Dabei verschließen wir selbstverständlich die Augen nicht vor einigen von unserem 
Standpunkt aus negativen Erscheinungen, die noch immer den Ökumenischen Rat daran 
hindern, eine prinzipielle und entschlossenere Haltung gegenüber den offensichtlich un- 
duldbaren Vorstößen gegen den internationalen Frieden und die souveränen Rechte der 
Völker als Opfer der Aggression einzunehmen. 

Wir hoffen aufrichtig, daß im Laufe der weiteren ökumenischen Zusammenarbeit 
ständig das Wissen unter den Christen um das wahre Wesen der in der Christenheit 
fortbestehenden Spaltung wachsen wird, so daß dadurch nicht nur das Verständnis für 
die Sündhaftigkeit der Spaltung vertieft, sondern auch das Gefühl für die Verantwor- 
tung zu baldmöglichster Aufgabe aller Erscheinungen von Eigensinn und Eigenwilligkeit 
geweckt wird, die den Leib der Kirche belasten und ihm sowohl nach außen Unehre 
bereiten wie innerlich tiefe Leiden verursachen. Wir hoffen auch darauf, daß im Prozeß 
einer engen brüderlichen Zusammenarbeit und gegenseitigen Bereicherung die Christen 
durch vielfältige Erfahrung zu einer großen moralischen Kraft werden und damit in 


“ die Lage kommen, die allgemeine Achtung der nach Frieden, Gerechtigkeit und humanen 
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menschlichen Beziehungen durstenden Menschen zu verdienen. 
Wenn die allgemeine Haltung der in der ökumenischen Bewegung vereinten Kirchen 
in einer bestimmten Frage durch die Ergebenheit gegenüber der Wahrheit des Evange- 
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liums geprägt und von der Liebe Christi getragen sein wird, so wird auch ihre christliche 
Einmütigkeit vollkommene Frucht bringen und unaufhaltsam wirken, denn „unsere 
Ermahnung ist nicht gewesen aus Irrtum noch aus Unreinigkeit noch mit List“ 
(1 Thess 2, 3). 

Ich möchte noch ein paar Worte zu einigen Gedanken im Vortrag des Generalsekre- 
tärs des ORK, Dr. Blake, sagen, die er dem Zentralausschuß des ORK während seiner 
Tagung in Heraklion (Kreta) 1967 vorgetragen hat. Dr. Blake erklärte in seinem ge- 
schickt aufgebauten und inhaltsreichen Vortrag: „Wenn der Okumenische Rat der Kir- 
chen heute der ökumenischen Bewegung dienen will, dann muß er einen ebenso radikalen 
Einfluß zugunsten eines revolutionären, neuen Gehorsams gegenüber Jesus Christus 
ausüben, wie er eine konservative Kraft darstellen muß, die das ursprüngliche Evange- 
lium von dem transzendenten Gott, der sich in Jesus Christus, seinem Sohn und unserem 
Herrn, zu erkennen gibt, für die Welt bewahren kann“ (Zentralausschußprotokoll, 
Heraklion 1967, S. 177). 

Wir Orthodoxen begrüßen wärmstens jenen vernünftigen Konservativismus im Glau- 
ben, den uns die heiligen Apostel geboten haben, wenn sie ermahnen, „lasset euch nicht 
mit mancherlei und fremden Lehren umtreiben“ (Hebr 13, 9). Deswegen hat (der Herr 
in Seiner Kirche) „etliche zu Aposteln, etliche zu Propheten, etliche zu Evangelisten, 
etliche zu Hirten und Lehrern gesetzt“, damit „wir nicht mehr Kinder seien und uns 
bewegen und wiegen lassen von allerlei Wind der Lehre“ (Eph 4, 11.14). 

Mit Genugtuung haben wir jene Stellen des Berichtes von Dr. Blake aufgenommen, 
in denen er die Bedeutung christlicher Standhaftigkeit angesichts des häretischen theolo- 
gischen Modernismus unterstreicht, der den eingeborenen Sohn Gottes, der in des Vaters 
Schoß ist (Joh 1, 18), auf die Erde herabzuziehen und das Wort ganz zu vermenschlichen 
sucht, das am Anfang bei Gott war und erst danach (Gal 4, 4) Fleisch wurde und unter 
uns wohnte (Joh 1, 14), das jetzt als Gottmensch zur Rechten Gottes des Vaters sitzt. 

„Obwohl ich sicher bin“, sagte Dr. Blake, „daß die Einstellung und das Verhalten 
der ökumenischen Bewegung zu den Anhängern ‚neuer theologischer Ansichten‘ seel- 
sorgerliche Aufmerksamkeit sein muß, ist es meiner Meinung nach doch von größter 
Wichtigkeit, daß wir niemand Grund zu der Annahme geben, wir — ein Okumenischer 
Rat der Kirchen - stellten das Sein des Gottes und Vaters unseres Herrn Jesus Christus, 
der in der Bibel für die Augen des Glaubens offenbart ist, in Frage“ (S. 170). 

Man muß allerdings unterstreichen, daß seelsorgerliche Hinwendung zu den Anhän- 
gern modernistischer Anschauungen absolut nichts mit endloser Bereitschaft zu tun hat, 
sich mit jeder beliebigen Willkür auf dem Gebiet des christlichen Glaubens auszusöhnen. 
Es gibt eine Grenze, jenseits der der Freisinn zu einem Faktor aktiver Zerstörung so- 
wohl des christlichen Glaubens als auch der christlichen Einheit wird. 

Was Dr. Blakes Gedanken über „den neuen revolutionären Gehorsam gegenüber 
Jesus Christus“ und über „den radikalen Einfluß des ORK“ in dieser Hinsicht angeht, 
so wissen wir Orthodoxen uns verpflichtet, behutsam und vorsichtig vorzugehen. Kein 
Zweifel kann darüber bestehen, daß „die Erneuerung des Geistes“ zur Erkenntnis 
dessen, „was der Wille Gottes, der gute, wohlgefällige und vollkommene“ Gotteswille 
ist (Röm 12,2), das wichtigste und ständig wirksame Gesetz christlichen Lebens bleibt. 
Um innerlich nicht zu sterben, muß das Volk Gottes mit guter Willensäußerung bestän- 
dig dem Geist Gottes bei der Erneuerung der Herzen (Jes 18,31; vgl. 36,26) und des 
rechten Geistes (Ps 5,12) entgegenkommen. 

Wie indessen dieser Prozeß in unserer Zeit verläuft, evolutionär oder revolutionär, 
ist schwer zu sagen. Niemand hat uns dazu unbestreitbare prophetische Vollmacht ver- 
liehen. Und wenn wir die Behauptung hören, „es sei vollkommen klar, wie sehr wir und 
unsere Kirchen in diesen Tagen revolutionäre Umbrüche brauchen“ (S. 7, Abschn. 2, 
Abs. 7), so entsteht unwillkürlich der Gedanke, daß damit eine etwas gefährliche Verallge- 
meinerung getroffen wird. Möglicherweise ist den protestantischen Theologen nicht nur 
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Nachdenken eigen, sondern auch im Geiste einer allumfassenden Dynamik sich auszu- 
drücken, die zuweilen dazu neigt, ähnlich wie der alte Prophet Elia, die Erscheinung 
des Herrn eher im Erdbeben und im Feuer als im Wehen eines leisen Windes zu erwar- 
ten (vgl. 1 Kön 19, 11-12). Auf jeden Fall empfinden die orthodoxen Kirchen nicht eine 
solche brennende Notwendigkeit zu „revolutionärer“ Erneuerung des kirchlichen Lebens. 
Und dies kann man nicht mit irgendeinem Vorbehalt oder mit Gleichgültigkeit gegen- 
über der in dieser Welt vor sich gehenden Entwicklung gleichsetzen noch mit einer 
Unterbewertung „der lebendigen Okumene“, von der so treffend in der bekannten Be- 
stimmung des Zweiten Vatikanischen Konzils über den Okumenismus ($ 8) gehandelt 
wird, sondern ist der Natur der Orthodoxie inhärent, die eher ein ruhiges „Aggiorna- 
mento“ zuläßt als stürmische Reformen, welche dazu angetan sind, manchmal traurige 
und schwer wiedergutzumachende Folgen hervorzubringen, etwa in der Art der bekann- 
ten russischen Kirchen-„Erneuerung“ der zwanziger Jahre. Es wäre wünschenswert, daß 
alle Feststellungen in bezug auf notwendige Erneuerungen des kirchlichen Lebens aus 
ökumenischen Diskussionen erwüchsen und in den offiziellen Dokumenten in einer völlig 
klaren und konkreten Form angeführt würden, um jegliche Verdachtsmomente, Zwei- 
deutigkeit und allzu große Verallgemeinerungen auszuschließen. 

In dem erwähnten Bericht heißt es, daß die Mitgliedskirchen des ORK immer bereit 
sein sollen, sich von all jenen Einflüssen der sie umgebenden Umstände transzendieren 
zu lassen, die die Freiheit ihrer Entscheidungen begrenzen oder verkürzen können. 

„Aber die Bemühung, alle menschlichen Grenzen zu transzendieren, und der Glaube, 
daß Gott eine Transzendenz ermöglicht, sind das Herz der ökumenischen Bewegung“ 
(Zentralausschuß-Protokoll, Heraklion 1967, S. 173). 

Natürlich muß über alles und besonders darüber, was vom Geist Gottes kommt, 
geistlich geurteilt werden (1 Kor 2,14), doch entspricht diese äußerste Spiritualisierung 
des kirchlichen Gedankens, die alle menschliche Begrenztheit zu überspielen und den 
nationalen und staatlichen Interessen überzuordnen sucht, nicht immer dem Willen Got- 
tes und dem wahren Geist des Evangeliums, das die Notwendigkeit hervorhebt, „dem 
Kaiser zu geben, was des Kaisers ist, und Gott, was Gottes ist“ (Matth 22,21). Man 
sollte sich viel lieber von dem einfacheren, doch dafür zweifellos apostolischen Rat leiten 
lassen: „Prüfer alles, aber das Gute behaltet“ (1 Thess 5,21). Schließlich kann in der 
Behauptung, der ORK müsse „eine Möglichkeit finden, dem Glauben Ausdruck zu ver- 
leihen, daß die Führung des Heiligen Geistes uns allen zusammen in einer Weise zuteil 
wird, wie sie jedem einzelnen von uns getrennt nicht zuteil wird“ (ebd. S. 173), natürlich 
nur eine private Meinung gesehen werden. Nach Auffassung der Orthodoxen läßt sich 
zwar die Möglichkeit nicht völlig ausschließen, im Laufe der ökumenischen Zusammen- 
arbeit von oben erleuchtet zu werden, denn „der Geist weht, wo Er will“ (Joh 3,8), 
doch vermissen wir für solche Verallgemeinerungen ausreichende Begründung. 

Eine ständige Versuchung im ORK ist der Wunsch einiger Okumeniker, möglichst 
schnell eine Erscheinung der neuen ekklesiologischen Realität im Zusammenleben der 
Mitgliedskirchen des ORK. konstatieren zu wollen. Grundsätzlich wird man natürlich 
die Möglichkeit solch transzendenter Ausrichtung des christlichen Bewußtseins nicht ver- 
leugnen, das ja seinem Wesen nach die Bereitschaft zur Vereinigung auf dem Boden des 
apostolischen, vollkommen unversehrt bewahrten und von der alten ungeteilten Kirche 
formulierten Erbes einschließt. Mehr noch, die Bereitschaft zu solcher Transzendenz muß 
Gegenstand unserer gemeinsamen Hoffnung sein, und der Glaube, Gott mache solche 
Transzendenz möglich, kann in der Tat ein Herzstück der ökumenischen Bewegung ge- 
nannt werden. Wenn die Gemeinschaft der Mitgliedskirchen im ORK tatsächlich begin- 


“ nen würde, solche Kennzeichen der Kirche Christi wie Heiligkeit, Okumenizität und 


apostolische Autorität in der notwendigen Fülle hervorzubringen, so würde dies be- 
deuten, daß sich unter der Wirkung des Geistes der Wahrheit die Natur der Gemein- 
schaft tatsächlich umbildet, und zwar in einer Richtung, die dem Gottmenschen, dem 
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Sohne Gottes, der den himmlischen Vater gebeten hat: „daß sie alle eins seien“ 
(Joh 17,21), erwünscht ist. 

Gegenwärtig jedoch werden leider klare Kennzeichen solcher Art gesegneter Tran- 
szendenz nicht sichtbar! Wie langsam die Einheit im Bekenntnis heranreift, kann man 
nicht nur an dem allen gut bekannten Schillern des inneren Gehaltes der vom ORK 
akzeptierten Dokumente doktrinären Charakters beurteilen, sondern auch an der Furcht, 
die seit verhältnismäßig kurzer Zeit aufbricht, sobald die Frage nach Änderung der 
Basis im ORK gestellt wird. Bekanntlich meinen einige Okumeniker, man gedächte bei 
einem derartigen Versuch das Gefäß der Pandora zu öffnen. 

Gewiß gab es in Neu-Delhi kein Unglück: Trotz Annahme einer neuen Basis blieb das 
Gefäß geschlossen. Dafür aber entschließt sich kaum jemand heute, eine Veränderung 
der Basis vorzuschlagen, die den Mitgliedern des ORK die Annahme und das Bekenntnis 
des ökumenischen Nicäno-Konstantinopolitanischen Glaubensbekenntnisses zur Bedin- 
gung machte. 

Auf jeden Fall kann man nicht von irgendwelchen wesentlichen Veränderungen in der 
Natur der Mitgliedskirchen des ORK sprechen, solange die ökumenische Zusammen- 
arbeit sich ausschließlich auf gemeinsame Tätigkeit der Vertreter der beiden hauptsäch- 
lichen Kirchengruppen - ich denke an die orthodoxen und protestantischen Kirchen — 
konzentriert, der unmittelbare Dialog zwischen eben diesen Kirchen aber dem Anschein 
nach noch nicht fruchtbar genug geführt werden kann. Deswegen bestehen wir Ortho- 
doxen fest auf der Unantastbarkeit der in der Erklärung von Toronto verkündeten 
Grundsätze, wie sie im dritten Teil dargelegt worden sind, und unterstützen völlig die 
Bemerkung eines unserer ökumenischen Brüder, den Dr. Visser ’t Hooft in seinem Vor- 
trag über den „Sinn der Mitgliedschaft im ORK“ erwähnt hat. 

„Laßt uns fortfahren, in der Bruderschaft zu bleiben und zu wirken, unnötiges Selbst- 
bewußtsein vermeidend, das uns nur Anlaß zum Hochmut sein kann.“ Lieber mit der 
Realität leben, welche die Definition übertrifft, als mit einer Definition, die größeren 
Inhalt für sich beansprucht, als bei uns in Wirklichkeit vorhanden ist ($ 5). 

So schauen wir optimistisch und mit Hoffnung auf alle Schwierigkeiten und Mühen 
unseres gemeinsamen christlichen Weges zur Einheit, entflammt in Liebe zu dem Gott- 
menschen Jesus Christus, unserm Herrn, und bestrebt, seinen Glauben und seine Liebe 
in der ganzen Welt zu mehren; laßt uns voranschreiten und nicht stehenbleiben, sondern 
die ökumenische Bewegung weiterführen, weil vor uns her als guter Hirte (Joh 1,4) 
der Heiland und Schöpfer der Welt schreitet. Er ist es, der alles neu macht (Offb 21,5). 
Er ist der Weg, die Wahrheit und das Leben (Joh 14,6). 


Neben den Anglikanern hat 1966 auch der Lutherische Weltbund seine Bereit- 
schaft bekundet, theologische Gespräche mit der Orthodoxie zu führen. Beispiel- 
hafte Schritte hat aber auch die Evangelische Kirche in Deutschland in dieser 
Richtung unternommen. So wurde das Gespräch mit dem Moskauer Patriarchat 
im März 1967 durch eine weitere Begegnung in Höchst (Odenwald) fortgesetzt, 
die das christliche Verständnis der Versöhnung zum Gegenstand hatte (vgl. 
Studienhefte 5, „Versöhnung. Das deutsch-russische Gespräch über das christliche 
Verständnis der Versöhnung zwischen Vertretern der Evangelischen Kirche in 
Deutschland und der Russischen Orthodoxen Kirche“, Luther-Verlag, Witten 
1967). Außerdem berief der Rat der EKD im Jahre 1968 eine Kommission, die 
sich auf Einladung des Ökumenischen Patriarchen von Konstantinopel den „Dia- 
log des Glaubens und der Liebe“ zur Aufgabe machte. 
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8. Beziehungen zu den „Konservativen Evangelikalen“ 


Der ORK und die zu ihm gehörenden Gruppierungen und Mitgliedskirchen 
haben sich jedoch nicht nur um ein engeres Verhältnis zu Rom wie auch zur 
Orthodoxie bemüht, sondern ebenfalls den Beitrag der „konservativen Evangeli- 
kalen“ einzubeziehen versucht. Wie schwer diese Richtung zu definieren ist, haben 
die Verhandlungen des Zentralausschusses in Enugu bewiesen. Man hat schließ- 
lich von einer genauen Begriffsbestimmung überhaupt Abstand genommen. 
Gemeint sind jedoch jene Kreise und Gemeinschaften, die aus einer streng bibel- 
gläubigen Erweckungsfrömmigkeit heraus dem ORK zurückhaltend gegenüber- 
stehen. Dabei handelt es sich um Zusammenschlüsse, die sowohl außerhalb des 
ORK stehen wie auch sich mitten durch seine Mitgliedskirchen hindurchziehen. 
In Enugu wurde schließlich die nachstehende Resolution angenommen: 


Die folgende Erklärung des Exekutivausschusses zur Frage der Beziehungen zu den 
evangelikalen Kirchen außerhalb der Mitgliedschaft des Okumenischen Rates der Kirchen 
wird angenommen und an die Mitgliedskirchen zur Erwägung weitergeleitet: 

„Der Exekutivausschuß ist nicht weniger daran interessiert, die Beziehungen zu 
anderen Nichtmitgliedskirchen zu stärken. Es ist bekannt, daß es verschiedene evangelikale 
Kirchen gibt, einschließlich einiger großer Kirchen, denen es zur Zeit unmöglich ist, der 
Gemeinschaft des Okumenischen Rates beizutreten. Es ist schwierig, formelle Kontakte 
mit diesen Kirchen in nennenswertem Umfange herzustellen, der Exekutivausschuß freut 
sich aber, von einer Reihe von informellen Treffen zu erfahren, auf denen man in einer 
Atmosphäre gegenseitigen Vertrauens und gegenseitiger Achtung über unseren gemein- 
samen Glauben sprechen konnte. Die Mitgliedskirchen des Ökumenischen Rates der Kir- 
chen, die schon etwas von der gegenseitigen Stärkung und Korrektur erlebt haben, die 
durch unsere gemeinsame Mitgliedschaft im Rat ermöglicht wird, brauchen auch den 
Beitrag dieser evangelikalen Kirchen und wünschen auf Wegen, die für beide Seiten 
annehmbar sind, sich über die praktischen Aufgaben des christlichen Dienstes und Zeug- 
nissen mit diesen Kirchen zu besprechen. Wir hoffen, daß alle, die den biblischen und 
trinitarischen Glauben an Jesus Christus als Gott und Heiland mit uns teilen, somit in 
die Lage versetzt werden, zusammen zu arbeiten und sich im gemeinsamen Glauben 
gegenseitig zu erbauen. 

Angesichts der Tatsache, daß es unter den Gliedern verschiedener Mitgliedskirchen 
eine beträchtliche Gruppe derjenigen gibt, die sich ‚konservativ evangelikal‘ nennen wür- 
den, deren theologische Überzeugungen, geistliche Erfahrungen und missionarischer 
Eifer sehr wohl einen lebendigeren Ausdruck im Leben des Okumenischen Rates der 
Kirchen finden könnten, hofft der Exekutivausschuß, daß diese Mitgliedskirchen sich 
ernste Gedanken über diese Angelegenheit machen und Wege suchen werden, auf denen 
dieses Zeugnis im Leben des Rates angemessener vertreten werden kann.“ 


Die Vollversammlung von Uppsala hat sich diese Erklärung des Zentralausschus- 
ses ausdrücklich zu eigen gemacht (vgl. Uppsala 68, S. 193f.). Auf mehreren 
Tagungen ist der ORK in der Berichtszeit bemüht gewesen, das Gespräch mit 
evangelikalen Gruppen weiterzuführen. So galt ein Treffen in Bossey im Mai 
1965 Grundfragen des Kirchenverständnisses. Als bedeutsam ist außerdem eine 


- inoffizielle Konsultation mit europäischen Pfingstgemeinden in Gunten (Schweiz) 


im Oktober 1966 hervorzuheben. Im August 1968 trafen sich in Bossey Vertreter 
der Pfingstkirchen und der konservativ-evangelikalen Gruppen mit Vertretern 
des ORK, um das Thema „Was hat die Heilige Schrift zur christlichen Verant- 
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wortung in der und für die Welt zu sagen?“ miteinander zu diskutieren. Dabei 
wurden erhebliche Bedenken gegen das Engagement der Kirchen auf politischem 
und sozialem Gebiet geäußert, weil man darin eine Gefährdung des Evangeli- 
sationsauftrages erblickte. 


9. Internationale Angelegenheiten 


In den Jahren 1965 bis 1968 hat der ORK seiner nunmehr über zwei Jahrzehnte 
alten Tradition folgend wiederum zu zahlreichen internationalen Krisen und 
Problemen Stellung genommen. So zählte die Erklärung des Zentralausschusses 
in Enugu zu den „gegenwärtigen internationalen Fragen des Friedens, der Ge- 
rechtigkeit und der Freiheit“ eine Reihe von Brennpunkten in der Weltpolitik 
auf: Afrika; Abrüstung; konstitutionelle und finanzielle Krise der Vereinten 
Nationen; Rassendiskriminierung; Indonesien und Malaysia; die Lage der Pro- 
testanten in Spanien; Zypern; Kongo; Kolonialismus und Flüchtlingsnot. Die 
Erklärung hat folgenden Wortlaut: 


Als Mitglieder des in Enugu tagenden Zentralausschusses begrüßen wir den Bericht über 
Afrika und internationale Fragen, den die Konsultation der Gesamtafrikanischen Kir- 
chenkonferenz, die vom 4. bis zum 9. Januar 1965 stattfand, uns vorgelegt hat. Sie 
bringt Gedanken zu gegenwärtigen kritischen Problemen zum Ausdruk: Unab- 
hängigkeit und gegenseitige Abhängigkeit, die Organisation für Afrikanische Einheit 
und die Gesamtafrikanische Kirchenkonferenz, Atomwaffen, Menschenrechte, wirtschaft- 
liche Entwicklung und technische Hilfe und gewisse spezifische Fragen einschließlich des 
Kolonialismus, Angola und Mozambique, Kongo, Flüchtlinge und Apartheid. Wir emp- 
fehlen dieses Dokument den Mitgliedskirchen und ganz besonders der Aufmerksamkeit 
der KKIA, da es ein wichtiger Ausdruck der afrikanischen Einstellung zu internationalen 
Problemen ist. Wir haben es entsprechend berücksichtigt bei unserer Beschäftigung mit 
den Fragen, die einen internationalen Frieden in Gerechtigkeit und Freiheit bedrohen. 


Abrüstung 


Ein Fortschritt auf dem Wege zur Abrüstung muß als die vornehmste Pflicht aller Regie- 
rungen, besonders derjenigen, die über Atomwaffen verfügen, betrachtet werden. Wäh- 
rend einige ermutigende Entwicklungen stattgefunden haben, darunter der Vertrag über 
einen begrenzten Atomversuchsstopp, geht das Wettrüsten unvermindert weiter. Wir 
sind überzeugt, daß mehr getan werden könnte und sollte. Frankreich und China müß- 
ten in die Abrüstungsverhandlungen und Abmachungen einbezogen werden. Das Ver- 
suchsstoppabkommen sollte auch auf unterirdische Versuche ausgedehnt werden. Andere 
Möglichkeiten sind die Begrenzung der Atomwaffenträger und die Errichtung atom- 
waffenfreier Zonen, wie sie gegenwärtig für Afrika von der Organisation für Afrika- 
nische Einheit vorgeschlagen worden ist. 

Es ist von größter Wichtigkeit, daß die Verteidigungsmaßnahmen, solange sie not- 
wendig sind, seien sie national oder regional, so gestaltet werden, daß sie den Fortschritt 
auf dem Wege zur Abrüstung nicht hindern, sondern erleichtern. Das gilt für konven- 
tionelle Waffen, aber ganz besonders für Atomwaffen. Es ist im Interesse aller Nationen, 
nicht zuletzt im Interesse der Atomwaffenmächte selber, die Ausweitung des Besitzes von 
Atomwaffen zu verhindern. 

In diesem Zusammenhang wurden die für und gegen die multilaterale Atomstreit- 
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macht, wie sie ursprünglich geplant war, vorgebrachten Argumente erörtert. Die kon- 
struktive Möglichkeit, finanzielle Mittel, die jetzt für die Herstellung von Vernichtungs- 
waffen verwendet werden, zur Hilfe für die Entwicklungsländer einzusetzen, ist in 
diesem Zusammenhang ein zusätzliches Argument. 


Erhaltung des Friedens 


Abrüstung wird um so eher möglich werden und der Gerechtigkeit um so besser gedient, 
wenn internationale Vorkehrungen getroffen werden, um die vielen Probleme, die ent- 
standen sind und weiterhin in einer in ständigem Umbruch sich befindenden Welt ent- 
stehen werden, anzupacken. Durch die Vereinten Nationen oder durch Verhandlungen 
zwischen den direkt beteiligten Nationen sollten feste Vorkehrungen getroffen werden 
für Untersuchung, Versöhnung, Vermittlung und internationale Maßnahmen zur Erhal- 
tung des Friedens, seien sie nun politischer oder militärischer Art. 

Eine Lösung der gegenwärtigen konstitutionellen und finanziellen Krise der Vereinten 
Nationen ist dringend erforderlich. Daß dieses Ziel erreicht wird, hängt nicht nur von 
der Erfindungskraft, sondern auch vom guten Willen aller im Augenblick sich streitenden 
Parteien ab. Falls eine endgültige Lösung nicht sofort erreicht werden kann, so sollte 
sicher ein vorübergehendes Übereinkommen möglich sein - ohne das grundlegende Stel- 
lungen aufgegeben werden -, das dennoch den Vereinten Nationen genügend Möglich- 
keiten und Mittel gibt, um ihre Arbeit fortzuführen. 


Rassendiskriminierung 


Der Okumenische Rat der Kirchen hat durch seine verschiedenen Organe bei zahlreichen 
Gelegenheiten die Übel einer Diskriminierung auf Grund der Rasse oder Hautfarbe 
mit Nachdruck verdammt, und viele repräsentative kirchliche Körperschaften und Kon- 
ferenzen in der ganzen Welt haben die gleiche Stellung bezogen. Dieses Verdammungs- 
urteil betrifft Diskriminierung überall in der Welt, in welchem Umfang und in welcher 
Weise sie auch praktiziert wird. Dies trifft auf die Diskriminierung der Neger in den 
Vereinigten Staaten zu, wo sie auf der nationalen Ebene durch die Bundesverfassung 
illegal ist, ebenso wie auf die Apartheid in Südafrika, wo diese allgemein legalisiert ist. 
Wir unterstützen die Empfehlung, daß die Kirchen noch einmal an die holländisch- 
reformierten Kirchen in Südafrika appellieren, am Kampf für die Rechte der Menschen 
und Rassen in Südafrika so teilzunehmen, daß eine erzwungene getrennte Entwicklung 
verhindert wird. Wir nehmen dankbar zur Kenntnis, daß eine beträchtliche Minderheit 
in diesen Kirchen diesen Kampf bereits aufgenommen hat. Wir bringen unsere Hoffnung 
zum Ausdruck, daß diese Minderheiten bald offiziell von ihren Kirchen unterstützt wer- 
den, wodurch die christlichen Kräfte in dieser Sache miteinander vereint würden. Wir 
bringen unsere tiefe Sympathie mit den Opfern ungerechter Anklagen und diskrimi- 
nierender Sätze in Südafrika und Rhodesien ebenso wie in jedem anderen Lande zum 
Ausdruck und unterstützen den Aufruf für Fonds zu ihrer Verteidigung vor Gericht 
und Hilfe für sie und ihre Angehörigen. Damit der Rückgriff auf Gewalt sich als unnötig 
erweist, sind wir überzeugt, daß internationale und nationale Bemühungen fortgesetzt 
werden müssen, bis Menschen und Völker, die jetzt Opfer einer Fremdherrschaft oder 
Diskriminierung sind, wirklich frei und unabhängig sind. Christliche Brüder sollten in 
solchen Fragen zusammenstehen und ihre Kräfte mit allen Menschen guten Willens ver- 
einigen. Damit das christliche Zeugnis echt und wirksam ist, ist es jedoch wesentlich, 


- daß die Kirchen in allen Ländern solche Maßnahmen treffen, daß alle Formen sozialer 


Diskriminierung in den Kirchen selber beseitigt werden. 
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Indonesien und Malaysia 


Mitglieder des Zentralausschusses, die in den unmittelbar betroffenen Ländern leben, 
haben uns eingehend über die zwischen Indonesien und Malaysia bestehende gespannte 
Situation berichtet. Uns ist auch über die Bemühungen der Ostasiatischen Christlichen 
Konferenz berichtet worden, führende christliche Persönlichkeiten aus den in Konflikt 
miteinander befindlichen Ländern zusammenzubringen, damit sie in Ausübung ihres 
Amtes der internationalen Versöhnung versuchen können, einen Weg aus den gegen- 
wärtigen Schwierigkeiten herauszufinden. Wir bitten die Kirchen, diese Bemühungen 
durch ihre Fürbitte zu unterstützen. Wir glauben, daß die betroffenen Völker in Über- 
einstimmung mit der Zielsetzung und den Grundsätzen der Charta der Vereinten 
Nationen ihren Streit friedlich beilegen können und sollten. Das kann am besten durch 
die Benützung der Möglichkeiten geschehen, die den Mitgliedern der Vereinten Natio- 
nen zur Verfügung stehen: Um des Wohles nicht nur von Indonesien und Malaysia, 
sondern auch aller Länder in Südostasien willen beten wir darum, daß Frieden, Ordnung 
und gegenseitige Achtung zwischen den Völkern in diesem Gebiet rasch wiederhergestellt 
werden. 


Spanien 


Wir sind über eine zunehmende schwierige Situation der spanischen Protestanten nach 
einer kurzen Periode der Besserung beunruhigt. Wir stellen fest, daß die Eröffnung 
einiger Kirchen verboten worden und die Erlaubnis besonderer kirchlicher Zusammen- 
künfte verweigert worden ist. Gesuche um Genehmigung einer standesamtlichen Trauung 
sind endlos verschleppt und dann zurückgewiesen worden. Aus geringfügigem Anlaß 
sind schwere Geldstrafen verhängt worden. Viele durch die Post zugesandte Bibeln und 
Testamente sind beschlagnahmt worden. Wir betrachten die Lage als unbefriedigend und 
beunruhigend, wir bringen unser Mitgefühl mit denjenigen zum Ausdruck, die durch 
diese Maßnahmen betroffen worden sind, und protestieren gegen sie. Zugleich nehmen 
wir eine kürzlich gehaltene Rede General Francos zur Kenntnis, in der er über die 
Notwendigkeit gesprochen hat, in Spanien eine „vollkommenere“ Religionsfreiheit 
sicherzustellen. Wir begrüßen die Berichte, daß die Mehrheit der römisch-katholischen 
Bischöfe in Spanien jetzt einer Gesetzgebung positiv zuneigen, die die Prinzipien der 
Religionsfreiheit enthält, wie diese im letzten Entwurf des Schemas über die Religions- 
freiheit entfaltet worden sind, und wir bringen unsere Hoffnung zum Ausdruck, daß 
bald ein Erlaß herausgegeben wird, der allen nicht zur römisch-katholischen Kirche in 
Spanien gehörenden Menschen größere Freiheiten zusichert. 


Zypern 


Wir begrüßen die Anwesenheit der Truppen der Vereinten Nationen auf Zypern und 
drängen darauf, daß diese Aktion durch Personal und Geldmittel unterstützt und mit 
größeren Vollmachten ausgestattet wird, damit ihr Auftrag erfüllt werden kann. Wir 
drücken unsere Genugtuung darüber aus, daß der Vermittler der Vereinten Nationen 
ständig bemüht ist, eine Lösung der politischen Aspekte dieser Situation zu finden. 
Selbst vorläufige und erste Schritte zu einer solchen Lösung müssen begrüßt werden, 
besonders wenn das bedeutet, daß schnellere Fortschritte durch dauerhafte Maßnahmen 
gemacht werden können. Bessere Beziehungen zwischen Griechenland und der Türkei 
sind für ein internationales gutes Einvernehmen lebenswichtig, und eine Heilung der 
zerbrochenen Beziehungen auf Zypern würde dazu beitragen. Wir bitten die KKIA, 
ihre Bemühungen um die Sicherstellung einer gerechten und nichtdiskriminierenden Be- 
handlung der Minderheiten in den direkt betroffenen Ländern fortzusetzen. Wir sind 
überzeugt, daß eine Übereinstimmung mit den internationalen Abmachungen über die 
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Menschenrechte in dieser Frage Achtung in der internationalen Gemeinschaft erlangen 
wird. Entsprechend früheren Erklärungen der KKIA hinsichtlich des Rechts auf Selbst- 
bestimmung glauben wir, daß das Recht und die Einigung des Volkes von Zypern, 
En zukünftigen Status zu bestimmen, die Grundlage einer endgültigen Lösung bleiben 
sollte. 


Kongo 


Die Debatten in den Vereinten Nationen und die Diskussionen während der Konsulta- 
tion hier in Enugu haben uns deutlich gezeigt, daß die Ansichten der Regierungen, ja 
sogar der afrikanischen Regierungen, hinsichtlich der Frage des Kongos durchaus nicht 
einhellig sind. Die Angelegenheit ist jedoch so entscheidend, daß wir es wagen, einige 
Punkte aufzuzeigen, die eine allgemeine Zustimmung finden könnten. Wir sind der 
Ansicht, daß die kürzlich unternommene Aktion des Sicherheitsrates darin Unterstüt- 
zung verdient, daß sie vor allem die Notwendigkeit hervorhebt, ausländische Inter- 
ventionen zu vermeiden und auf eine Aussöhnung der Mächte im Kongo mit der Unter- 
stützung der Organisation für die Einheit Afrikas zu drängen. Eine Zusicherung, den 
Menschen im Kongo die Möglichkeit zu geben, ihre Wünsche in einer allgemeinen Ab- 
stimmung kundzutun, würde sicher die Wiederherstellung von Frieden und Ordnung 
beschleunigen, vor allem, wenn freie Wahlen unter einer bestimmten Form internatio- 
naler Aufsicht garantiert würden. Der Kongo braucht Hilfe. Aber wenn diese Hilfe 
Nutzen bringen soll, dann darf das Land nicht zu einem Schlachtfeld ausländischer 
Mächte werden - weder militärisch noch politisch oder wirtschaftlich. 


Kolonialismus 


Die Selbstbestimmung für alle noch verbliebenen Kolonialgebiete muß mit jeder nur 
möglichen Ermutigung zu einem angemessenen Ausdruck gegenseitiger Verflochtenheit 
vorangetrieben werden. Wir sind der Ansicht, daß wir damit mit der Erklärung der 
Vereinten Nationen über die Gewährung der Unabhängigkeit für alle Kolonialgebiete 
und ihre Bevölkerung übereinstimmen. In der Situation, in der wir hier zusammen- 
gekommen sind, möchten wir das besondere Interesse auf Angola und Mozambique 
wie auch auf das schwierige Problem der Erlangung von Unabhängigkeit in Gerechtig- 
keit für die Menschen in Rhodesien richten. Unabhängigkeit hat ihren Wert und ihre 
Würde in sich selbst. An diesem Punkt fängt ein Land an, seine Möglichkeiten und 
Fähigkeiten zu erkennen, und hier kann es beginnen, seine Kräfte zum allgemeinen Wohl 
seiner Bevölkerung einzusetzen. Das sollte zu einer aktiven Zusammenarbeit zwischen 
den Staaten, einschließlich regionaler Gruppierungen, führen, die sich auf mancherlei 
Art und Weise zeigen kann. Unabhängigkeit beginnt mit politischer Souveränität, doch 
sie muß durch die Entwicklung nationaler Kräfte und durch internationale Hilfe gestärkt 
und unterstützt werden. Eine Strategie zur Hilfe für Entwicklungsländer, die zwischen 
solchen Faktoren wie wirtschaftlicher und technischer Unterstützung, Handel, Bevölke- 
rung und Naturvorkommen wirksam das Gleichgewicht halten kann, muß eine groß- 
zügigere Unterstützung der internationalen Gemeinschaft erhalten. Andernfalls wird die 
Kluft zwischen den industrialisierten Ländern und den Entwicklungsländern nicht klei- 
ner, sondern sehr wahrscheinlich nur noch tiefer, als es gegenwärtig der Fall ist. 


Flüchtlinge 


Die internationale Gemeinschaft sollte vor allem durch die Vereinten Nationen weiterhin 
angemessene Vorkehrungen für die Flüchtlinge in Europa treffen und ihre Dienste auf 
die sich entwickelnden Flüchtlingssituationen in Asien und besonders in Afrika ausdeh- 
nen. Wir stellen fest, daß die Organisation für die Einheit Afrikas auf der 19. Sitzung 
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der Vollversammlung der Vereinten Nationen in dieser Richtung auf Entscheidungen 
drängt, und wir bitten, daß die KKIA in Zusammenarbeit mit der Gesamtafrikanischen 
Kirchenkonferenz solche Schritte unternimmt, die die Erlangung dieser Ziele unter- 
stützen. Es liegt auf der Hand, daß wir uns mit vielen bestehenden internationalen 
Problemen hier nicht befassen können, einschließlich der Verletzung der Religionsfreiheit 
in zahlreichen Ländern, aber wir sind sicher, daß die KKIA diese Probleme ständig vor 
Augen hat. Zur Beseitigung der Probleme, die die Harmonie der Völker und Nationen 
bedrohen, müssen die Christen und alle Menschen unermüdlich arbeiten, um ein tieferes 
Vertrauen und eine weitreichendere Zusammenarbeit heraufzuführen, was nur mit 
gutem Willen und Verständnis erreicht werden kann. Das Jahr 1965, das die Ver- 
einten Nationen zu einem „Jahr der internationalen Zusammenarbeit“ bestimmt haben, 
zeigt eine erste Möglichkeit auf dieses Ziel hin. In einem säkularen Zeitalter wird nichts 
mehr zur Erlangung dieser großen Ziele beitragen als eine Erneuerung des Glaubens, die 
sich im Dienst an der Menschheit kundtut. 


In Genf 1966 standen Vietnam, Südrhodesien und der Sudan im Mittelpunkt: 


A. VIETNAM-ERKLÄRUNG 


Bischof Manikam stellte den Antrag, die Vietnam-Erklärung anzunehmen. Der Antrag 
wurde unterstützt. Darauf entstand die folgende Diskussion: 

Mr. Faune fragte, ob die Erklärung deutlich ausspreche, daß Gewaltanwendung mit 
der Herrschaft des Rechtes als nicht vereinbar anzusehen sei. Er wollte wissen, ob „mili- 
tärische Infiltration“ nicht genauer definiert werden sollte, ob nicht die Art des Schutzes 
für Nichtkombattanten deutlicher definiert werden sollte und schließlich, ob der Aus- 
schuß bereit sei, die Fragen zu behandeln, die sich aus der von China eingenommenen 
Haltung ergeben würden. Der Bischof von Winchester und später Dr. Russell Chandran 
schlugen eine Neuformulierung des Paragraphen über die unvermeidlichen Kosten des 
Sieges vor. Erzpriester Borovoi sprach sich gegen die in Paragraph 2 ausgesprochene 
Idee aus, daß ein Rückzug der Truppen der Vereinigten Staaten stattfinden sollte, falls 
und erst dann, wenn die erforderliche Friedensstreitmacht eingerichtet worden sei. 
Dr. Nolde schlug eine Neuformulierung dieses Paragraphen vor, über die abgestimmt 
wurde und die vom Ausschuß angenommen wurde. Herr M. M. Thomas forderte, daß 
Paragraph 3 über den Platz der Vietkongs in Verhandlungen neu formuliert werde. 
Dr. Nolde schlug eine neue Fassung vor, die zur Abstimmung gestellt und vom Ausschuß 
angenommen wurde. Bischof J. Mathews war der Meinung, daß Punkt 8 und 9 nicht in 
die Liste der sofort zu ergreifenden Maßnahmen gehören, und beantragte ihre Strei- 
chung. Dr. Baugher sprach sich gegen die Streichung dieser beiden Paragraphen aus. Der 
Antrag wurde unterstützt, zur Abstimmung gestellt und abgelehnt. Pfarrer Charles 
Westphal schlug vor, daß der Hinweis auf die Zusammenarbeit zwischen dem Okume- 
nischen Rat der Kirchen und dem Vatikan die Erkundung eines gemeinsamen Vorgehens 
einschließen solle. Dieser Zusatzantrag wurde angenommen. Später, im Verlauf der Dis- 
kussion, bat Dr. Blake um die Erlaubnis, die Diskussion über die Erklärung wiederauf- 
nehmen zu dürfen, und schlug vor, die Fassung des Einleitungsparagraphen der Erklä- 
rung so zu ergänzen, daß er mit größerer Klarheit das Anliegen der christlichen Kirchen 
für den Frieden und ihre Gründe, zu sprechen und für den Frieden zu handeln, zum 
Ausdruck bringe. Der Antrag wurde unterstützt und die von Dr. Blake vorgeschlagene 
Abänderung angenommen. Die Erklärung als ganze wurde dann zur Abstimmung ge- 
stellt und in folgender Fassung angenommen: 

Als Mitglieder des Zentralausschusses des Okumenischen ‘Rates der Kirchen, der zur 
Zeit in Genf, Schweiz, tagt, drücken wir unsere tiefe Teilnahme an der Tragödie von 
Vietnam aus. Diese Teilnahme wurde von vielen Mitgliedskirchen und beigeordneten 
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Räten der ganzen Welt ausgesprochen. Wir wissen um die Sehnsucht der Menschen nicht 
nur Südostasiens, sondern in der ganzen Welt nach Frieden. Hierin sind wir ein Teil der 
gesamten Menschheit. Aber wir glauben, daß wir als Vertreter christlicher Kirchen einen 
noch tieferen Grund haben, für den Frieden zu sprechen und zu handeln. Wir glauben, 
daß wir den Frieden auf Grund des Evangeliums suchen müssen, wie er durch unseren 
Herrn gebracht und verkündet wurde. Als Vertreter einer weltweiten Gemeinschaft des 
Glaubens gedenken wir daran, daß wir als Kinder Gottes gesegnet werden, wenn wir 
als Friedensstifter handeln. Wir beten für den Frieden. 

Gemeinsam mit allen Menschen guten Willens gedenken wir: an das Leiden eines 
Volkes, das bereits allzulange gelitten hat, an die Verkehrung der menschlichen Mög- 
lichkeiten des Aufbaus zur Zerstörung, an die Gefahr der Steigerung zu einem welt- 
weiten Konflikt, an die Feststellung, daß es keine internationale, vom Recht bestimmte 
Gemeinschaft oder auch nur eine ausreichende Verständigung darüber gibt. Diese un- 
glücklichen Realitäten tragen zur Verstärkung des christlichen Auftrages bei. Darüber 
hinaus muß in diesem nuklearen Raumzeitalter das Streben nach Gerechtigkeit das 
Risiko eines katastrophalen Konfliktes in Rechnung stellen. Wir können jedoch nicht 
vergessen, daß Frieden die Frucht der Gerechtigkeit ist und im selben Maß dauerhaft 
oder unerträglich wird, wie er auf Gerechtigkeit und Freiheit gegründet ist. „Die Frucht 
aber der Gerechtigkeit wird gesät im Frieden denen, die Frieden halten.“ 

In dieser Zeit zu schweigen, wäre nicht zu verantworten. Wir sprechen auf dem 
Hintergrund einer Gemeinschaft von Christen, die von Jahr zu Jahr ihren weltweiten 
Charakter vertieft. Das Ziel unserer Worte ist jedoch nicht, ein Urteil zu fällen über 
das, was unsere gegenwärtige beschwörende Stellungnahme verursacht hat, denn alle 
sind in gleicher Weise unausweichlich beteiligt. Sondern wir wollen mit aller Objek- 
tivität die Lage so betrachten, wie sie jetzt ist, den Tatsachen aufrichtig ins Auge sehen 
und alles in unserer Macht Stehende tun, um dazu zu helfen, die Menschheit auf den 
Weg der Vernunft und der internationalen Weisheit zu bringen. 

Die Leiter der Kommission der Kirchen für Internationale Angelegenheiten haben 
uns über ihre fortlaufende Tätigkeit, besonders seit der letzten Sitzung des Zentralaus- 
schusses in Enugu im Januar 1965, unterrichtet. Zahlreiche Nationale Räte haben ge- 
sprochen, ihre Ansichten miteinander ausgetauscht und Eingaben an ihre Regierungen 
gemacht. Wir stellen vor allem die fortlaufende Behandlung des Vietnamproblems durch 
den Nationalrat der Kirchen Christi in den Vereinigten Staaten von Amerika fest, die 
eine weitverbreitete Infragestellung der Vernünftigkeit und Richtigkeit der gegenwär- 
tigen Politik der Vereinigten Staaten widerspiegelt und die neue und glücklichere Wege 
sichtbar macht. 

Die Konsultation in Bangkok Anfang Dezember 1965 offenbarte einen weiten Bereich 
der möglichen Haltung von Christen. Delegierte der Ostasiatischen Christlichen Konfe- 
renz und des Nationalrates der Kirchen Christi in den Vereinigten Staaten diskutierten 
miteinander die Punkte, in denen sich ihre Meinung unterschied und in denen sie auf 
der Grundlage eines besseren gegenseitigen Verstehens übereinstimmten. Im Verlauf 
der vergangenen zwölf Monate haben die Leiter der KKIA direkt mit bestimmten Re- 
gierungen und mit den Vereinten Nationen Verbindung aufgenommen, um ihnen die 
Ansicht nationaler Kommissionen, regionaler Vertretungen und der Organe des Okume- 
nischen Rates der Kirchen vorzutragen. Sie drängten besonders die Regierungen jenes 
Bereichs, ihre Dienste zu benutzen, um die beteiligten Parteien in Verhandlungen mit- 
einander zu bringen. Die in den letzten Monaten von Papst Paul VI. herausgegebenen 
Aufrufe zum Frieden unterscheiden sich nicht wesentlich von denen, die der Okume- 
nische Rat der Kirchen im vergangenen Jahr veröffentlicht hat. Mögliche Wege der 
Zusammenarbeit und des gemeinsamen Vorgehens von Vatikan und Okumenischem Rat 
sollen erkundet werden. 

Das eigentliche Ziel muß sein, die Kämpfe zu beenden. Dies ist der wirkungsvollste 
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Schritt, um Diskussionen und Verhandlungen zu beginnen. Dabei handelt es sich um 
keine leichte Aufgabe. Wir übersehen nicht die tiefgreifenden Hindernisse, die bisher 
den Fortschritt der Bewegung vom Schlachtfeld weg und an den Verhandlungstisch ver- 
hindert haben. Dies drängt um so mehr, da beide Seiten durch die Fortdauer des Kon- 
fliktes vor ernste Probleme gestellt werden — die Vereinigten Staaten von Amerika und 
ihre Alliierten einerseits erwarten eine Steigerung der tiefen rassischen Voreingenom- 
menheit gegen die Vereinigten Staaten und den Westen, die Vietnamesen andererseits 
erwartet einen ungeheuren Verlust an Menschen und Material. Der am Ende des Kon- 
flikts in Aussicht stehende Sieg rechtfertigt nicht die unumgänglichen Kosten. 

Die Leiter der KKIA haben uns ihre Ansicht berichtet, daß die beste Möglichkeit, zu 
einer Übereinstimmung zu kommen, jetzt in dem Rückbezug auf die Teilnehmer und 
Ergebnisse der Genfer 14-Mächte-Konferenz von 1954 in dieser oder jener Form zu liegen 
scheint. Diese Möglichkeit wurde schon seit dem März 1965 vertreten, zusammen mit 
folgenden anderen: Rückbezug auf die Vereinten Nationen, wenn das auch den Nachteil 
hat, daß die Volksrepublik China hier keinen Sitz hat; Reaktionen auf die Initiativen 
des Generalsekretärs der Vereinten Nationen; der Gebrauch der Ad-hoc-Repräsentation 
durch die Großmächte, insbesondere die UdSSR und Großbritannien, als ständige Zweite 
Vorsitzende der Genfer Konferenz. Wir ermutigen sehr zum Handeln in dieser Richtung. 

Der Zentralausschuß hält daran fest, daß die Suche nach einer friedlichen Lösung 
unermüdlich verstärkt wird. Zu gleicher Zeit können wir die menschliche Tragödie in 
Vietnam nicht übersehen, die sich täglich neu ereignet, solange die Kämpfe andauern. 

Wir stellen die folgenden Zielpunkte heraus, die nach unserer Meinung so schnell wie 
möglich verwirklicht werden sollten, um das Leiden der Menschen auf einem Mindest- 
maß zu halten und um beizutragen zu der Schaffung eines besonderen Klimas zur Auf- 
nahme von Verhandlungen: 

1. Die Vereinigten Staaten und Südvietnam beenden die Bombardierung des Nordens, 
und Nordvietnam beendet die militärische Infiltration in den Süden. 

2. Die Vereinigten Staaten geben sofort ihre Bereitschaft zum Rückzug ihrer Truppen 
bekannt, die stufenweise in Verbindung mit internationaler Aufsicht stehenden Vor- 
kehrungen zur Erhaltung des Friedens stattfindet und nach dem Urteil einer inter- 
nationalen Autorität als angemessen betrachtet wird. 

3. Alle Parteien erkennen die Notwendigkeit an, daß sowohl der Regierung von 
Südvietnam als auch der Nationalen Befreiungsfront (Vietkong) in einem noch zu 
bestimmenden Verhältnis zueinander ein Platz in den Verhandlungen zukommt. Vor- 
bereitungen für eine Verhandlung zwischen der Regierung von Südvietnam und der 
Nationalen Befreiungsfront werden in der Hoffnung gefordert, daß sich ein Verhand- 
lungspartner, der ganz Südvietnam vertritt, finden läßt. 

4. Nord- und Südvietnam entwickeln eine größere Beweglichkeit in der Initiative 
für und Reaktion auf Verhandlungsangebote. 

5. Alle Parteien geben Zivilisten jeden möglichen Schutz und erleichtern das Los 
derer, die unter den Kämpfen leiden. 

6. Alle Parteien anerkennen die Bedeutung dessen, daß das, was in Vietnam geschieht, 
Teil einer sozialen Revolution ist. Sowohl Nord- als auch Südvietnam sollten ohne 
fremde Intervention in der Lage sein, ihre Zukunft selber zu bestimmen unter angemes- 
sener Beachtung des Gebetes, Frieden und Sicherheit in Südostasien zu erhalten. 

7. Alle Parteien sollten die Sinnlosigkeit militärischer Handlungen zur Lösung der 
dahinterliegenden politischen, sozialen und wirtschaftlichen Probleme Vietnams erken- 
nen. Massive und großzügige Entwicklungsprogramme sind notwendig. 

8. Um die gegenwärtige internationale Spannung zu erleichtern, überprüfen und 
modifizieren die Vereinigten Staaten ihre Politik der „Eindämmung“ des Kommunis- 


mus, und kommunistische Länder überprüfen und modifizieren ihre Politik der „Befrei- 
ungskriege“. 
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9. Jede Anstrengung wird unternommen, um das 700-Millionen-Volk der Chinesen, 
vertreten durch die an der Macht befindliche Regierung, als Volksrepublik China in 
die weltweite Gemeinschaft der Nationen aufzunehmen, damit es die ihm angemessene 
Verantwortung übernimmt und die legitime Möglichkeit benutzt, um einen wesentlichen 
Beitrag für den Frieden und die Sicherheit nicht nur Südostasiens, sondern der ganzen 
Welt zu leisten. 

10. Es wird sofort von beiden Seiten die Übereinstimmung über eine weitere sofor- 
tige Feuereinstellung von angemessener Dauer erzielt, um als Zeit der Abkühlung und 
der Erprobung von Verhandlungsmöglichkeiten zu dienen. Eine beachtlich zu vergrö- 
ßernde Gruppe der Internationalen Kontrollkommission (Indien, Kanada und Polen) 
sieht darauf, daß das Übereinkommen zur Feuereinstellung eingehalten wird. 


B. ERKLÄRUNG ZU SÜDRHODESIEN 


Bischof Manikam beantragte die Annahme der Erklärung zu Südrhodesien. Der Antrag 
wurde unterstützt, und folgende Diskussion schloß sich an: 

Dr. Payne war der Meinung, die Erklärung sollte spezifischer erwähnen, daß die 
Integration der verschiedenen Volksgruppen unter den zu erreichenden Zielen sei, und 
schlug eine Ergänzung vor, die die Hoffnung auf eine Integration der verschiedenen Be- 
völkerungsgruppen aussprach (diesen Abänderungsvorschlag zog er später zurück). 

Pfarrer E. E. Mahabane sagte, daß diese Begriffe in Afrika in einer anderen Weise 
benutzt würden, und bestätigte, daß „vielrassisch“ nicht „rassische Integration“ bedeute. 
Er sagte, daß die Afrikaner in Südafrika nicht als Glieder der Gemeinschaft akzeptiert 
würden, sondern daß nur Weiße als Glieder akzeptiert würden. Wenn man von Euro- 
päern spreche, so könne man das Wort „vielrassisch“ anwenden. 

Der Bischof von Bloemfontein sagte, daß eine „vielrassische“ Gesellschaft in Südafrika 
die Integration der Rassen in eine Gesellschaft bedeuten würde, wie viele von uns sie 
für wünschenswert halten würden. Er unterstützte die von Erzbischof Woods beantragte 
neue Formel. 

Dr. Fry bat um die Erlaubnis, die Geschäftsordnung beiseite zu lassen, und schlug eine 
neue Fassung vor, die lautete „und durch rassische Zusammenarbeit auf der Grundlage 
bürgerlicher Gleichberechtigung“. Der Antrag wurde gestellt, unterstützt und von allen 
angenommen. 

Pastor J. Kotto schlug die Hinzufügung zweier Punkte zur Erklärung vor: 

a) Die Verantwortung privater Firmen und einzelner Geschäftsleute, die Geschäfts- 
beziehungen oder Interessen in Südrhodesien haben, und 

b) die Verantwortung der Führer afrikanischer Staaten für die Hilfe zu einer fried- 
lichen Lösung. 

Der Antrag wurde unterstützt und angenommen. 

Dr. Nolde sagte in seiner Antwort auf eine Frage aus dem Plenum, daß diese Erklä- 
rungen an die Kirchen zur Beratung verteilt werden würden, außerdem an Beauftragte 
der KKIA und an die im Sicherheitsrat vertretenen Regierungen, wenn die Südrhodesien- 
frage auf die Tagesordnung kommen würde. 

Die Erklärung mit den in der Diskussion beantragten Ergänzungen wurde zur Ab- 
stimmung gestellt und angenommen. Sie lautet: 

Der Zentralausschuß des Okumenischen Rates der Kirchen bekundet seine Achtung 
und Unterstützung für die feste Haltung des Christenrates von Rhodesien und des Bri- 
tischen Kirchenrates in ihren Bemühungen, eine gerechte Lösung der gegenwärtigen 
Verfassungskrise in Südrhodesien zu erreichen. 

Er bekräftigt die zur Zeit der Einseitigen Unabhängigkeitserklärung geäußerte Auf- 
fassung seines Generalsekretärs und der leitenden Mitarbeiter der Kommission der Kir- 
chen für Internationale Angelegenheiten, daß der Versuch, die politische Herrschaft der 
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weißen Minorität über die schwarze Majorität auf unbegrenzte Zeit zu verlängern, 
gefährlich und verwerflich ist und wirksamen Widerstand finden sollte. 

Damit Menschen nicht gezwungen werden, in der Gewalt die einzige Beseitigung der 
Ungerechtigkeit zu suchen, dringt der Ausschuß darauf: 

i) daß die Gemeinschaft der Nationen, darunter besonders diejenigen, die wirksame 
Kontakte mit Südrhodesien haben, ihre gemeinsamen Maßnahmen der Nichtzusammen- 
arbeit mit dem bestehenden Regime in Südrhodesien aufrechterhalten und intensivieren, 
damit sichergestellt wird, daß es keine Zukunft für die Politik der Einseitigen Unab- 
hängigkeitserklärung gibt; 

ii) daß Firmen und Einzelpersonen, die Geschäftsbeziehungen oder Geschäftsinter- 
essen in Südrhodesien haben, ihre Situation um der Gerechtigkeit und des Friedens 
willen überprüfen; 

ii) daß die Ziele einer Mehrheitsregierung, erreicht durch ein Wahlsystem ohne ras- 
sische Privilegien und durch rassische Zusammenarbeit auf der Grundlage bürgerlicher 
Gleichberechtigung, von allen Gruppen in Südrhodesien eindeutig angenommen werden 
und daß gleichzeitig die notwendigen Garantien festgelegt werden gegenüber einer unbe- 
gründeten Verzögerung auf der einen Seite oder der zukünftigen Unterdrückung einer 
Minderheit auf der anderen Seite; 

iv) daß angesichts dieser Ziele die führenden Persönlichkeiten der rassischen Gemein- 
schaften in Südrhodesien bereit sind, gemeinsam die Veränderungen auszuarbeiten, von 
denen die Zukunft der Nation abhängt, und zwar in dem Bewußtsein, daß dies nur auf 
Grund gegenseitiger Konzessionen möglich ist; 

v) daß die Führer der afrikanischen Staaten angesichts der Rolle, die sie hinsichtlich 
dieses Problems einzunehmen haben, gebeten werden, ihre Weisheit und ihren Einfluß 
zu benützen, um friedliche Wege zur Lösung des Problems von Südrhodesien zu finden. 


SUDAN 


In tiefer Beunruhigung über die tragische Situation im südlichen Sudan nimmt der Zen- 
tralausschuß des Okumenischen Rates der Kirchen die bereits von den leitenden Amts- 
trägern der KKIA und der Gesamtafrikanischen Kirchenkonferenz ergriffenen Maßnah- 
men mit dem Ziele, diese Situation zu beheben, zur Kenntnis. 

Er fordert die KKIA dringend auf, in Beratung mit der Gesamtafrikanischen Kir- 
chenkonferenz weiterhin alle angemessenen Schritte zu unternehmen, einschließlich der 
Vorstellungen bei Regierungen, mit dem Ziele, die Leiden der Bevölkerung des südlichen 
Sudan zu beenden und die Ausübung der Religionsfreiheit sicherzustellen. 


Daß der ORK sich immer wieder bemüht, über alle trennenden Unterschiede 
theologischer und politischer Art zu gemeinsamen Aussagen und Empfehlungen 
zu kommen, bewies die Vorlage des vom Zentralausschuß in Kreta 1967 einge- 
setzten Unterausschusses über den Nahostkonflikt, dem sowohl die Angehörigen 
der arabischen wie auch der sozialistischen Staaten ihre Zustimmung gegeben 
hatten. Die Stellungnahme des ORK beim Ausbruch des israelisch-arabischen 
Krieges war schwach und unbefriedigend gewesen. Um so glücklicher war man 
über den jetzigen Entwurf. Im Plenum brachten freilich die Russen über- 
raschenderweise mehrere Zusatzanträge ein, die Israel namentlich verurteilten 
und entsprechende Forderungen stellten. Diese Anträge verfielen zwar der Ab- 
lehnung, riefen auch das offen bekundete Bedauern von Professor Hromädka 
hervor, doch die Einmütigkeit der Annahme war nicht mehr zu erreichen. Gegen 
die fünf russischen Stimmen bekannte sich der Zentralausschuß zu der Resolu- 
tion, die folgenden Wortlaut hat: 
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ERKLÄRUNG ZUR NAHOST-FRAGE 


Alle Christen muß der tiefgehende Konflikt, der seit über zwanzig Jahren den Nahen 
Osten in zwei Lager gespaltet hat, die ganze Welt in Unruhe versetzt und dieses Jahr 
erneut in heftigen Kämpfen zum Ausbruch gekommen ist, tief betroffen werden lassen. 
Die betroffenen Länder sind die Geburtsstätten einiger der ältesten menschlichen Kul- 
turen und drei der größten Weltreligionen, der jüdischen, christlichen und islamischen. 

Die gegenwärtige Krise hat sich zum Teil deswegen entwickelt, weil die übrige Welt 
den Befürchtungen der Völker im Nahen Osten gegenüber gleichgültig gewesen ist. Die 
Araber fürchteten sich vor der Dynamik und einer möglichen Expansion Israels; die 
Israelis, die gerade der Verfolgung in anderen Kontinenten entronnen waren, fürchteten 
sich vor den wenigstens mündlich geäußerten Drohungen, daß man sie erneut aus ihrer 
Heimat vertreiben werde. 

Wir anerkennen, daß es dringend notwendig ist, schöpferische Lösungen für dieses 
Problem zu suchen, damit nicht die Annahme einer Feuereinstellung ohne eine gerechte 
politische Lösung zu einem Fait accompli wird, die ihrerseits nur die Gegensätze ver- 
schärfen und zur Vorbereitung des nächsten Versuches einer Lösung mit Waffengewalt 
führen könnte. 

Seit Beginn der gegenwärtigen Krise hat der ORK zu einer friedlichen und gerechten 
Lösung aufgerufen. Nach Ausbruch der Feindlichkeiten drang er auf eine sofortige Ein- 
stellung der Kriegshandlungen und bestand darauf, daß die beiden unmittelbar beteilig- 
ten Völker als auch die Großmächte für die Errichtung eines gerechten und dauerhaften 
Friedens verantwortlich seien. 

Wir glauben, daß unter der Oberfläche starke geistige und moralische Kräfte vor- 
handen sind, die frei gemacht werden können, um den Circulus vitiosus von Haß und 
Mißtrauen zu beenden. Die gegenwärtige Situation unterstreicht diese Notwendigkeit 
und bietet die Gelegenheit, auf eine für alle betroffenen Völker hellere Zukunft zuzu- 
gehen. Es ist nicht unsere Aufgabe, auf die Einzelheiten einer politischen Lösung einzu- 
gehen. Wir sind jedoch der Überzeugung, daß für jeden Frieden, der auf Gerechtigkeit 
und Anerkennung der Gleichheit aller Völker dieses Gebietes beruht, folgende Elemente 
wesentlich sind: 

(1) Keine Nation darf das Territorium einer anderen Nation mit Waffengewalt be- 
halten oder annektieren. Das trifft auf die gegenwärtige Situation zu. Staatsgrenzen 
müssen auf internationalen Vereinbarungen beruhen, die zwischen den direkt betroffe- 
nen Völkern in Freiheit erreicht oder von diesen akzeptiert worden sind. 

(2) Wirksame internationale Garantien müssen für die politische Unabhängigkeit und 
territoriale Integrität aller Nationen in diesem Gebiet, einschließlich Israels und der 
Arabischen Nation, gegeben werden. - 

(3) In diesem Gebiet kann es weder Versöhnung noch nennenswerte Entwicklung 
geben, wenn nicht innerhalb der allgemeinen Lösung auch eine dauerhafte Lösung für 
das Problem der alten und neuen arabischen Flüchtlinge gefunden wird. Darum fordern 
wir dringend: 

a) Allen in den vergangenen Monaten Vertriebenen muß gestattet werden, ihr Recht 
auf Rückkehr zu ihrem bisherigen Wohnsitz auszuüben. Im Fall der auf dem Westufer 
des Jordans Wohnenden bedeutet das, daß folgende Maßnahmen zu treffen sind: 

i) Daß der Zeitraum für die Beantragung der Rückkehr erheblich erweitert wird. 

ii) Daß eine Antragsform gewählt wird, die keinerlei politische Konsequenzen in sich 
birgt. 

Wir freuen uns zu hören, daß in diesen beiden Punkten einige Fortschritte erzielt 
worden sind. 

b) Die Vereinten Nationen müssen in zunehmendem Maße sich für die kurz- und 
langfristigen Aspekte des Problems aller Vertriebenen einsetzen. Die sich ausweitenden 
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Dienste der UNRWA sind wesentlich und bedürfen dringend der großzügigen Unter- 
stützung durch alle Regierungen. Der ORK sollte weiterhin seine Bemühungen um eine 
zufriedenstellende Lösung des ganzen Flüchtlingsproblems fortsetzen. Die gegenwärtigen 
Maßnahmen der Kirchen und des Nahöstlichen Christenrates müßten verstärkt wer- 
den. 

(4) In der Zwischenzeit bis zur Erreichung einer gerechten und friedlichen Lösung ist 
der religiöse Aspekt der Situation unser ganz besonderes Anliegen. In einem Gebiet, in 
dem die Gemeinschaften dreier Religionen sich begegnen und jahrhundertelang zusam- 
mengelebt haben, muß allen einzelnen und Gemeinschaften volle Religionsfreiheit zuge- 
sichert werden. Die beständige Präsenz und das Zeugnis dieser Religionen und ihrer 
jeweiligen Gemeinschaften muß durch internationale Abmachungen garantiert werden, 
die den freien Zugang zu den heiligen Stätten eines Landes, das für jede von ihnen von 
einmaliger Bedeutung ist, einschließen. 

(5) Unter angemessener Berücksichtigung des nationalen Sicherheitsbedürfnisses der 
betroffenen Nationen muß auf jeden Fall ein neues Wettrüsten vermieden werden durch 
eine vertraglich vereinbarte Begrenzung der nationalen Rüstungen auf den niedrigsten 
Stand, der mit einem Sicherheitsgleichgewicht in diesem Gebiet vereinbar ist. 

(6) Die Großmächte haben bei der Gestaltung der politischen und wirtschaftlichen 
Struktur des Nahen Ostens eine Rolle gespielt. Deswegen und weil der Frieden in die- 
sem zentralgelegenen und höchst empfindlichen Gebiet den Weltfrieden beeinflußt, 
müssen diese Nationen bereit sein, mit den politischen Führern im Nahen Osten bei der 
Stabilisierung des Gebietes zusammenzuarbeiten und sich der selbstsüchtigen Verfolgung 
eigener politischer, wirtschaftlicher und kommerzieller Interessen enthalten. 

(7) Die legitimen Hoffnungen aller Menschen des Nahen Ostens auf Entwicklung 
sollten auf der Grundlage der Talente und Hilfsmittel aller betroffenen Nationen er- 
mutigt werden. Das setzt internationale und finanzielle Unterstützung durch alle mög- 
lichen Hilfsquellen einschließlich der bereits von den Vereinten Nationen und ihrer 
Sonderorganisationen gegebenen Zusagen voraus. 


Ähnlich erging es der nicht minder problematischen Vietnam-Erklärung, die aufs 
Ganze gesehen frühere Äußerungen des ORK wiederholte und bekräftigte: 


VIETNAM-ERKLÄRUNG 


Der Okumenische Rat der Kirchen hat durch seinen Zentral- und Exekutivausschuß 
sowie auch durch die Kommission der Kirchen für Internationale Angelegenheiten wie- 
derholt die große Sorge der Christen wegen des Vietnamkonfliktes betont. Er hat Maß- 
nahmen vorgeschlagen, die im Rahmen der Weltlage den Weg frei machen könnten, um 
Verhandlungen zu beginnen und nach größerer Gerechtigkeit für das vietnamesische 
Volk zu streben. Wir sind betrübt, daß Maßnahmen dieser Art nicht unternommen wor- 
den sind, aber wir geben in keiner Weise die Hoffnung auf. 

Die Lage hat sich heute insofern gewandelt, als noch größere Gefahren eingeschlossen 
sind, aber sich auch bessere Aussichten bieten. Die sich verhärtenden Standpunkte und 
die fortgesetzte militärische Eskalation eröffnen scheinbar die Aussicht endloser Schrek- 
ken. Durch eine Veränderung der politischen Lage sowohl innerhalb als auch außerhalb 
Vietnams können sich jedoch neue Möglichkeiten für Verhandlungen auftun. Die dro- 
hende Gefahr und die gegenwärtige Möglichkeit kommen zusammen und unterstreichen 
die Notwendigkeit sofortigen Handelns. 

Wir bekräftigen deshalb die Erklärung des Exekutivausschusses des ORK in Windsor 
vom Februar 1967 im vollen Umfange und machen besonders auf die folgenden Stellen 
aufmerksam, die erste Schritte zur Lösung der Krise in Südostasien aufzeigen: 

».. Frieden kann nicht von einer Seite allein geschlossen werden. Wir bitten deshalb 
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alle Parteien dringend, im Interesse größerer Gerechtigkeit, ohne Rücksicht darauf, aus 
welchem Grunde sie noch kämpfen, jetzt Schritte zu unternehmen, um den Wert von 
Verhandlungen anstatt des Krieges zu erproben. 

Dies also wäre der Kern unseres Aufrufs. Jede Partei soll durch eigene Initiative und 
als Antwort auf die Initiativen anderer zeigen, daß sie friedlicher Beilegung verpflichtet 
und bereit ist, zumutbare Risiken auf sich zu nehmen. Um zu illustrieren, wie man der 
Verantwortung, die gegenwärtigen Sackgassen aufzusprengen, gerecht werden kann, 
schlagen wir folgende, untereinander verbundenen Punkte vor: 

1. In dem Bemühen, Verhandlungsmöglichkeiten zu schaffen, sollten die USA die 
Bombardierung Nord-Vietnams beenden. 

2. Nord-Vietnam sollte, entweder im voraus oder als Reaktion auf die Beendigung 
der Bombardierung, durch Worte und Taten beweisen, daß es bereit ist, auf Verhand- 
lungen hinzuarbeiten. 

3. Süd-Viernam sollte Verhandlungen nicht entgegenwirken, sondern auf sie hin- 
arbeiten und im übrigen zustimmen, daß die Nationale Befreiungsfront (Vietkong) dabei 
vertreten ist ...“ 

Alle, die an einem Friedensabschluß in Südostasien interessiert sind, haben die un- 
mittelbare und beständige Pflicht, immer wieder darauf zu drängen, daß die Eskalation 
des Krieges in Vietnam gestoppt wird, daß der gegenwärtige militärische Trend abge- 
brochen wird und Bedingungen geschaffen werden, unter denen das südvietnamesische 
Volk für die Lösung seiner eigenen Probleme ohne auswärtige Einmischung arbeiten 
kann. Die Vereinigten Staaten können einen entscheidenden Beitrag dazu leisten, indem 
sie sich wiederum öffentlich dazu verpflichten, ihre Truppen zurückzuziehen, weil eine 
befriedigende endgültige Lösung nur nach der Beendigung auswärtiger Einmischung zu- 
stande kommen kann. 

Die Verantwortung für politische Entscheidungen ist schwer, und wir beten für die- 
jenigen, die eine solche Verantwortung tragen. Wir schöpfen Hoffnung und Ermutigung 
aus der Tatsache, daß sich ein gemeinsames Bewußtsein christlicher Verantwortung in 
zunehmendem Maße herausbildet, und erklären, daß wir selbst bereit sind, mit allen 
Menschen guten Willens zusammenzuarbeiten, wenn es darum geht, die vorhandenen 
Möglichkeiten zu ergreifen, um den Weg zu einer friedlichen Lösung und zu dem längst 
fälligen Wiederaufbau zu öffnen. Christen sollten sich davor hüten, zuzulassen, daß der 
lang anhaltende Krieg eine Gefühlskälte und eine Gleichgültigkeit gegenüber der mensch- 
lichen Tragödie und der fast ausweglos erscheinenden Situation entstehen läßt. 


Hierzu gab Bischof Bartha im Namen der ungarischen und der russischen Dele- 
gierten eine Erklärung folgenden Wortlauts ab: 


ERKLÄRUNG ZUR VIETNAMFRAGE IN BEZUG AUF DAS DOKUMENT DES 
ZENTRALAUSSCHUSSES DES ÖKUMENISCHEN RATES DER KIRCHEN 


Erklärung von Bischof Bartha 


Weil wir die „Erklärung über Vietnam“, die vom Weisungsausschuß für Grundsatzfra- 
gen II vorgelegt wurde, nicht als Ausdruck unserer Auffassung über das Vietnampro- 
blem betrachten, halten wir es als Mitglieder des Okumenischen Rates der Kirchen für 
wichtig, unsere Auffassung in der Form einer gesonderten Erklärung darzulegen: 

„Der Okumenische Rat der Kirchen hat die brennende Sorge der Christen über den 
Konflikt in Vietnam wiederholt betont. Der ORK hat seine Solidarität mit dem Leiden 
des viernamesischen Volkes bekundet. Der ORK hat anerkannt, daß es die Pflicht des 
Christen ist, die Beendigung der Eskalation des Krieges in Vietnam zu fordern. Der 
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ORK hat die Aufmerksamkeit auf viele negative Auswirkungen des anhaltenden grau- 
samen Krieges in Vietnam gelenkt. Der ORK hat das Recht des vietnamesischen Volkes 
anerkannt, seine eigenen Probleme ohne ausländische Intervention zu lösen. 

Jedoch zeigt sich in verschiedenen Erklärungen des ORK zur Vietnamfrage die Ten- 
denz, die Frage der eigentlichen Ursachen des Krieges in Vietnam zu umgehen und die 
Lösung des Konfliktes zu ignorieren. 

Deshalb sehen wir von unserem Standpunkt aus den Ursprung der Tragödie Vietnams 
in dem gänzlich ungerechtfertigten militärischen Eingreifen der USA in die inneren An- 
gelegenheiten des vietnamesischen Volkes. Der bedingungslose Abzug der amerikanischen 
Truppen von dem Territorium Vietnams ist absolut notwendig; das Vietnamproblem 
muß auf der Grundlage der Genfer Abkommen gelöst werden.“ 


Auch aus anderen Gründen stieß die Vietnam-Erklärung bei einigen Delegierten 
auf Ablehnung oder Stimmenthaltung, obwohl ihre Annahme durch eine über- 
wältigende Mehrheit gesichert blieb. 

Der Zentralausschuß wies darüber hinaus auf unhaltbare Zustände im sozialen 
und internationalen Bereich hin und drängte auf ihre Behebung. So zeigte man 
sich zutiefst betroffen über den Bericht der Vereinten Nationen, demzufolge 
„heute über 300 Millionen Kinder leben, die infolge fehlender ausreichend pro- 
tein- und kalorienhaltiger Nahrung eine schwere Verzögerung ihrer körperlichen 
Entwicklung und ihres Wachstums erleiden“, und rief alle Nationen auf, 
„Rüstungsausgaben einzuschränken, um Hungernden zu helfen und so einen Bei- 
trag zur Lösung dieses Problems zu leisten“. Die Gemeindeglieder wurden aufge- 
rufen, „alles zu tun, was in ihren Kräften steht, um die Kluft zwischen reich und 
arm innerhalb der Nationen und zwischen reichen und armen Nationen durch 
verstärkte internationale Zusammenarbeit zu überbrücken, die zu einer ver- 
stärkten Partnerschaft in Handel, Entwicklung und wirtschaftlicher Zusammen- 
arbeit führt“. 

Des weiteren ging man auf die Unzulänglichkeit des neuen Gesetzes über die 
Religionsfreiheit in Spanien ein, bekundete seine Erschütterung über den Bürger- 
krieg in Nigerien, betonte in einer längeren Verlautbarung die Verpflichtung der 
Christen in den gegenwärtigen Rassenkämpfen und machte sich eine Entschlie- 
ßung zur „Begrenzung der modernen Kriegführung“ zu eigen. 

Schwieriger war es hingegen, sich zu den Verhältnissen in dem Gastland Grie- 
chenland zu äußern. Der Direktor der KKIA, Dr. Frederick Nolde, ließ es sich 
jedoch nicht nehmen, in seinem Bericht auf die unveräußerlichen Menschenrechte 
hinzuweisen, für die der ORK sich einsetzte. Dabei nannte er ausdrücklich den 
Schutz gegen willkürliche Verhaftungen und forderte objektive Rechtsprechung, 
freie Wahl, freie Meinungsäußerung und anderes mehr. Auf diesem Hintergrund 
erwähnte er „die politischen Schwierigkeiten“, die seit einigen Monaten in Grie- 
chenland beständen, und fuhr fort: „Ich würde meine Pflicht gegenüber dem 
Zentralausschuß nicht erfüllen, wenn ich nicht berichten würde, daß den leiten- 
den Amtsträgern der KKIA und des ORK gegenüber in verschiedener Form 
Unzufriedenheit und Kritik geäußert worden sind.“ Eine Diskussion im Plenum 
blieb zwar aus, ebensowenig wurde eine Resolution gefaßt, doch fanden vertrau- 
liche Gespräche führender Zentralausschußmitglieder mit maßgebenden griechi- 
schen Persönlichkeiten statt. Obwohl das von mancher Seite als ein Zuwenig 
empfunden wurde, so darf doch daran erinnert werden, daß vom ORK aucı 
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sonst nicht immer der Weg öffentlicher Proklamationen beschritten, sondern das- 
jenige Mittel ausgewählt wird, das den meisten Erfolg verspricht. 

Solche methodischen und sachlichen Überlegungen, die Arbeit der KKIA sach- 
lich wirksamer zu gestalten und theologisch zu vertiefen, führten zu einer im 
April 1967 in Den Haag abgehaltenen Konsultation, über die es in dem Berichts- 
band „Von Neu-Delhi nach Uppsala“, S. 182f., heißt: 


Im April 1967 fand in Den Haag eine Konsultation über die Zukunft der KKIA statt, 
an der 60 Personen teilnahmen, von denen zwei Drittel nicht direkt an der hier zusam- 
mengefaßten Arbeit von 20 Jahren beteiligt und von denen die meisten Laien waren. 
Die Konsultation hatte sich folgende Aufgabe gestellt: Überprüfung der bisherigen 
Arbeit, Diskussion der theologischen Grundlagen der Arbeit, Analyse der gegenwärtigen 
und der sich vermutlich für die Zukunft ergebenden großen Probleme im Bereich inter- 
nationaler Angelegenheiten und Überprüfung der Struktur und Programmschwer- 
punkte der KKIA, um die für die kommende Zeit erforderlichen Änderungen festzu- 
stellen. Als ein Ergebnis dieser Konsultation werden der Vollversammlung in Uppsala 
durch den Strukturausschuß des ORK Vorschläge unterbreitet, die folgendes bezwecken 
sollen: 

1. eine weitere Klärung der theologischen Grundlage für die Mitarbeit des ORK und 
seiner Kommission für internationale Angelegenheiten bei der Suche nach Frieden, 
Gerechtigkeit und Freiheit in einer kleiner werdenden Welt, 

2. einige Struktur- und Schwerpunktänderungen, die den ORK in die Lage versetzen 
sollen, ohne Erhöhung der Kosten und Vergrößerung des Stabes wirksamer an inter- 
nationalen Problemen zu arbeiten, indem er 

a) die Beziehungen zu denjenigen nationalen und regionalen Kirchenräten verstärkt, 
die auf Grund ihrer Organisation in internationalen Angelegenheiten von christlicher 
Basis her Stellung nehmen können; 

b) engere Verbindungen zu konfessionellen Weltbünden und Gemeinschaften wie auch 
zu anderen internationalen christlichen Organisationen sucht, um diesen Körperschaften 
besser zu dienen und ihre Interessen und Mittel zu nutzen; 

c) die Abteilungen und Referate des ORK dazu benutzt, Untersuchungen auf lange 
Sicht durchzuführen und Kontakte zu den Sonderorganisationen der Vereinten Nationen 
herzustellen. 


Die Vollversammlung in Uppsala hat sich wie folgt um die Beschreibung und 
Grundlegung der KKIA bemüht: 


BERICHT DES AUSSCHUSSES FÜR DIE KOMMISSION DER KIRCHEN 
FÜR INTERNATIONALE ANGELEGENHEITEN (KKIA) 


In unseren Gesprächen über die Arbeit der KKIA kam eine Fülle von Ansichten zum 
Ausdruck, sowohl anerkennenden als auch kritischen, die nicht im einzelnen in diesem 
Bericht erwähnt werden. Der Ausschuß versuchte, sich auf zukünftige Programme und 
Tätigkeiten der KKIA zu konzentrieren, ohne eine volle Auswertung der bisher geleiste- 
ten Arbeit zu unternehmen. Das ist früher geschehen, zuletzt auf der Konsultation der 
KKIA in Den Haag 1967. 

Der Ausschuß möchte jedoch den leitenden Persönlichkeiten der KKIA für ihre Arbeit 
in den vergangenen zwanzig Jahren danken. Der ORK könnte nicht über konstruktive 
Vorschläge für die zukünftige Arbeit der KKIA diskutieren ohne das solide Fundament, 
das von Sir Kenneth Grubb und Dr. O. Frederick Nolde gelegt worden ist, die im Laufe 
dieses Jahres ihre gegenwärtigen Ämter niederlegen werden, um in den Ruhestand zu 
treten. 
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I. Aufgaben der KKIA 


1. Als Dienststelle des ÖRK hat die KKIA die Aufgabe, 

_ sich mit internationalen Problemen und ihrer Relevanz für die Kirchen zu be- 

fassen; 

_ die Kirchen über diese Probleme zu informieren; 

_ den Kirchen bei ihren notwendigen politischen Problemen zu helfen; 

— bei Regierungen und internationalen Organisationen im Namen des ORK vorstellig 
zu werden. 

2. Bei der Erörterung der hauptsächlichen Interessengebiete für die nächsten Jahre 
wurden die folgenden Arbeitsbereiche als wesentlich anerkannt: 

— politische Fragen, die ständige Aufmerksamkeit und Aktivität erfordern; 

_ Themen für Untersuchungen oder besondere Konsultationen; 

_ Arbeit für Menschenrechte und Religionsfreiheit. 

3. Politische Fragen, die ständige Aufmerksamkeit und Aktivität erfordern. 

Der Ausschuß führt die folgenden Punkte als Gegenstände beständigen Interesses und 
Handelns von seiten der KKIA auf: 

a) die Verantwortung der Atommächte für die Aufrechterhaltung des Friedens; 

b) die Beziehungen zwischen großen und kleinen Nationen und die Gefahr einseitiger 
Intervention; 

c) die Rolle der Vereinten Nationen und ihrer Bemühungen zur Erhaltung des Frie- 
dens; 

d) die Probleme der Verteidigung und Abrüstung; 

e) die Rolle regionaler Organisationen; 

f) lokale oder innerstaatliche friedensbedrohende Konflikte; 

g) die Gefahr von Waffenlieferungen und Waffenhandel; 

h) die Rechte von Minderheiten (oder unterdrückten Mehrheiten); 

i) politische, wirtschaftliche und rechtliche Aspekte der Entwiclungspolitik, vor 
allem die Auswirkungen der Entwicklung auf die internationalen Beziehungen. 

4. Themen für Untersuchungen oder besondere Konsultationen 

Die folgenden Punkte bedürfen gründlicher Untersuchung durch Studienarbeit, For- 
schungsaufträge oder besondere Konsultationen: 

a) Der Begriff der kollektiven Sicherheit angesichts des Fehlens eines wirksamen 
Weltsystems für die Erhaltung des Friedens. 

b) Wie kann die Autorität und die Wirksamkeit der Vereinten Nationen erhöht wer- 
den? 

c) Gewalt und Gewaltlosigkeit. 

d) Vorteile und Mängel der Genfer Konventionen angesichts der Entwicklung von 
atomaren, bakteriologischen und chemischen Waffen. 

e) Die Förderung der Friedensforschung. 

Einige andere Probleme sollten in enger Zusammenarbeit mit dem Referat für Kirche 
und Gesellschaft und anderen Einheiten des ORK untersucht werden, darunter besonders 
die folgenden: 

N f) die Probleme der gewaltsamen und gewaltlosen Revolution und des sozialen Wan- 
els; 

g) Strategien und Programme für das nächste Entwicklungsjahrzehnt; 

h) marxistische und nichtmarxistische Entwicklungskonzeptionen; 

i) Rassenprobleme in den Beziehungen zwischen entwickelten und Entwicklungslän- 
dern und innerhalb der Länder. 

Besondere Aufmerksamkeit sollte folgendem Punkt gewidmet werden: 

k) Studium des China-Problems und der zukünftigen Beziehungen der Volksrepublik 
China zur übrigen Welt. 
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5. Arbeit für Menschenrechte und Religionsfreiheit 

Der Ausschuß möchte die Aufmerksamkeit auf folgende Punkte lenken: 

a) das Internationale Jahr der Menschenrechte; 

b) die Ratifizierung der Konventionen über die Menschenrechte; 

c) die Notwendigkeit internationaler kritischer Bewertung der Durchführung dieser 
Konventionen; 

d) eine Behörde der Vereinten Nationen für die Koordinierung der Arbeit der UNO 
auf dem Gebiet der Menschenrechte; 

e) Kontakte zwischen der KKIA und anderen Organisationen auf dem Gebiet der 
Menschenrechte. 


II. Verfahrensfragen 


6. Die Hauptfunktion der KKIA 

Es sollte weiterhin die Verteilung der Aufmerksamkeit auf die in der Verfassung 
aufgeführten Funktionen vorgenommen werden mit folgenden Hauptakzenten: 

a) etwa 70%) für Vorstelligwerden (einschließlich der auf Aktion abzielenden Unter- 
suchungen): 

1. 35/0 bei zwischenstaatlichen Stellen, 

2. 35/0 bei Regierungen und nichtstaatlichen Stellen; 

b) etwa 20° für langfristige Studien, und vielleicht 10% für Ausbildungs- und Be- 
ratungsfunktionen; 

c) mehr Aufmerksamkeit sollte der Zusammenarbeit mit regionalen und nationalen 
Kommissionen gewidmet werden, um die repräsentative Funktion der KKIA zu fördern 
und die Aufgabe zu lösen, Informationsmaterial, Interpretation und Anwendung der 
Ergebnisse der Friedensforschung zur Verfügung zu stellen. Alle diese Maßnahmen zie- 
len auf Aktion ab. Besonders werden erwähnt: 

1. Kommissionen in kleineren Nationen, 

2. bessere Zusammenkünfte mit den christlichen Gruppen in Osteuropa und in Asien, 
Afrika und Lateinamerika. 

7. Beziehungen der KKIA 

a) Mit anderen Einheiten des ORK: 

1. Es sollte weiterhin betont werden, daß die KKIA mit ihrem Beraterstatus bei den 
Vereinten Nationen die Verantwortung im ORK behalten sollte, Kontakte anderer 
ORK-Einheiten mit der UNO und anderen staatlichen und zwischenstaatlichen Stellen 
zu koordinieren und zu erleichtern. Diese Verantwortung steht mit der Arbeit der KKIA 
für den ORK in solchen Körperschaften in ihrer repräsentativen und funktionalen Bezie- 
hung im Einklang. 

2. Die KKIA sollte weiterhin Beziehungen auf Sachgebieten zwischen Einheiten des 
ORK wie der Abteilung für zwischenkirchliche Hilfe, Flüchtlings- und Weltdienst, dem 
Referat für Kirche und Gesellschaft, dem Jugendreferat und den neuen Stellen des ORK 
für Gesundheit und Erziehungsarbeit mit den entsprechenden UNO-Stellen wie der 
FAO, dem Hohen Flüchtlingskommissar, der UNESCO und der Weltgesundheitsorgani- 
sation anregen, koordinieren und erleichtern. 

3. Die KKIA sollte eine gewisse Weite und Beweglichkeit in Initiativen und Anwen- 
dungen des Verfahrens bewahren. 

4. Ein Maximum an Konsultation, Zusammenarbeit und harmonischen Beziehungen 
im Verhältnis zu anderen Einheiten des ORK unter der Aufsicht des Generalsekretärs 
des ORK ist unbedingt erforderlich. 

b) Mit angeschlossenen christlichen Organisationen: 

1. Die fruchtbaren Beziehungen zu regionalen und nationalen Kommissionen sollten 
vertieft werden. Die Einrichtung und Förderung solcher Körperschaften sollte weiter 
unterstützt werden, um die Arbeit der KKIA noch stärker repräsentativ zu gestalten. 
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2. Die Konsultation und Zusammenarbeit mit den konfessionellen Weltbünden sollte 
weiterentwickelt werden. 

3. Mit christlichen Organisationen wie etwa der Christlichen Friedenskonferenz und 
der Christlichen Studiengruppe für die Einheit Europas und anderen nichtstaatlichen 
Organisationen, mit denen die KKIA gemeinsame Anliegen hat, sollte ein offener gegen- 
seitiger Meinungsaustausch gefördert werden. 

c) Mit der römisch-katholischen Kirche und ihrer Arbeit in internationalen Ange- 
legenheiten: 

1. Die erregenden neuen Beziehungen und Möglichkeiten der Zusammenarbeit werden 
begrüßt. Zu weiterem Suchen nach Wegen für verstärkte Zusammenarbeit wird auf- 
gerufen, nicht nur im Interesse wirksameren Vorgehens in gemeinsamen Anliegen, son- 
dern auch um der engeren Beziehungen in Christus willen. 

2. Die KKIA sollte ihre Arbeit im Rahmen der gesamten Beziehungen zwischen dem 
ORK und der römisch-katholischen Kirche fortführen und dabei die verschiedenen Or- 
gane und Arbeitsmöglichkeiten berücksichtigen, z. B. die Päpstliche Kommission für 
Gerechtigkeit und Frieden und das Staatssekretariat. 

3. Beide Seiten scheinen sich in ihren Ansichten über die Art und Weise der Zusam- 
menarbeit sehr nahe zu kommen: 

a) Der Charakter der Zusammenarbeit sollte nicht so sehr durch formale Strukturen 
und Protokollfragen bestimmt sein als durch schrittweises Experimentieren und durch 
Wahrnehmen von Gelegenheiten. 

b) Außer der Entwicklungsplanung, an der wir augenblicklich bereits zusammen- 
arbeiten, scheinen u.a. folgende Bereiche Möglichkeiten für eine Zusammenarbeit oder 
für gelegentliches gemeinsames Vorgehen zu eröffnen: Menschenrechte, Religionsfreiheit, 
internationale Strukturen und Organisationen. 

c) Neue Möglichkeiten ergeben sich durch das Interesse an nationalen Kommissionen, 
sowohl im römisch-katholischen Bereich als auch unter den Mitgliedern des ORK. Die 
KKIA hat eine neue Verantwortung darin, die regionalen und nationalen Kommissionen 
auf dem laufenden zu halten, um auf vielen Wegen maximale Zusammenarbeit zu ent- 


wickeln. 
III. Finanzielle Fragen 


8. Die finanzielle Grundlage und deren Implikationen 

a) Der gegenwärtige Grundsatz, daß die KKIA für ihre grundlegende Arbeit von 
den Kirchen mittels des ORK unterstützt wird, sollte weiterhin befolgt werden. 

b) Es ist zu hoffen, daß der ORK beträchtlich höhere Mittel zur Verfügung stellen 
kann. Besonders wichtig ist es, für Reisekosten von Personen aus Asien, Afrika und 
Lateinamerika, die für die KKIA arbeiten, aufkommen zu können, damit die Arbeit re- 
präsentativer geleistet und die Teilnahme von Laien und Spezialisten weiterhin ermög- 
licht und ausgeweitet werden kann. 

c) Es ist zu hoffen, daß auch die konfessionellen Weltbünde mehr Geld und möglicher- 
weise auch Mitarbeiter zur Verfügung stellen können. 

d) Es sollte fortlaufend nach geeigneten Zuwendungen von Stiftungen für besondere 
Projekte und Konferenzen und besonders für gemeinsame Vorhaben mit römisch-katho- 
lischen Stellen gesucht werden. 

e) An den begrenzten Arbeitsmöglichkeiten der KKIA wird Kritik geübt, während 
zugleich das erstaunliche Maß an wirklich Erreichtem im Blick auf den sehr kleinen Stab 
und die minimalen Mittel gewürdigt wird. Für die Zukunft ist zu hoffen, daß eine 
breitere finanzielle Grundlage verfügbar sein wird, um die KKIA hinsichtlich ihrer Zu- 
sammensetzung, ihres Stabes und ihrer Tätigkeiten repräsentativ gestalten zu können. 


In Uppsala selbst wurde freilich erneut deutlich, wie schwer dem ORK. gemein- 
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same Stellungnahmen zu internationalen Fragen fallen. Erinnert sei hier an die 
„Entschließung über den Nahen Osten“: 


1. Wir sind tief besorgt darüber, daß die gefährliche Lage im Nahen Osten gegen- 
wärtig keine Anzeichen der Entspannung sichtbar werden läßt. Die Entschließungen der 
Vereinten Nationen wurden nicht durchgeführt, die territoriale Unversehrtheit der be- 
teiligten Nationen wird nicht respektiert, die Besetzung dauert an, keine Lösung ist in 
Sicht, und der Rüstungswettlauf steigert sich immer mehr. 

Unter diesen Umständen bestätigen wir die Erklärung des Zentralausschusses von 
gie Tagung in Heraklion im August 1967 und stellen auf ihrer Grundlage folgendes 

est: 

a) Die Unabhängigkeit, territoriale Unversehrtheit und Sicherheit aller Nationen in 
re Gebiet muß garantiert werden. Keine gewaltsame Annexion darf gutgeheißen 
werden. 

b) Der Okumenische Rat der Kirchen muß gemeinsam mit anderen auch weiterhin 
nach einer Lösung des Flüchtlings- und Vertriebenenproblems suchen. 

c) Den Gemeinden aller drei historischen Religionen muß volle Religionsfreiheit und 
Zugang zu den heiligen Stätten am besten durch internationale Übereinkommen garan- 
tiert werden. 

d) Die nationale Rüstung sollte bei Berücksichtigung der nationalen Sicherheit soweit 
wie möglich begrenzt werden. 

e) Die Weltmächte müssen aufhören, ihre eigenen Sonderinteressen in diesem Gebiet 
zu verfolgen. 

2. Der angekündigte Bericht des Sonderbotschafters des Generalsekretärs der Verein- 
ten Nationen wird dringend erwartet. Die Vollversammlung hofft ernsthaft, daß er 
einen Weg zu Verhandlungen aufzeigt. 

3. Es ist die besondere Verantwortung des Okumenischen Rates und seiner Mit- 
gliedskirchen, zu untersuchen, auf welche Weise religiöse Faktoren auf den Konflikt 
einwirken. 

Noch schwieriger erwies sich eine einheitliche Meinungsbildung zum Konflikt 


zwischen Nigeria und Biafra. Schließlich einigte man sich auf folgenden Wort- 
laut: 


ERKLÄRUNG ZUM KONFLIKT ZWISCHEN NIGERIA UND DER FRÜHEREN OSTREGION 


1. Wir haben mit Trauer und Schmerz den Verlauf des tragischen Konflikts in diesem 
Gebiet verfolgt. Wir schätzen unsere christliche Gemeinschaft mit unseren Brüdern auf 
beiden Seiten des Konflikts. Wir halten es nicht für unsere Aufgabe, ein Urteil über die 
umstrittenen Fragen zu fällen oder uns auf die eine oder andere Seite zu stellen. Doch 
sind wir alle beteiligt - und auch diese Vollversammlung fühlt sich beteiligt - auf Grund 
unseres gemeinsamen Menschseins und unserer Verbundenheit im Evangelium. 

2. Unsere erste und dringendste Bitte an beide Seiten ist, die Feindseligkeiten einzu- 
stellen und die Wiederaufnahme von Verhandlungen sowie die Suche nach geeigneten 
Lösungen zu ermöglichen. Hier liegt der Schlüssel für viele Probleme der Nothilfe und 
des gegenseitigen Vertrauens. 

3. Doch Lösungen erfordern auch den Abbau der Furcht, die die Völker erfaßt hat, 
auf welche Weise sie auch immer entstanden ist und welche Formen sie auch angenom- 
__ men hat. Wir bitten um neue, einfallsreiche Initiativen auf Regierungsseite, um diese 
Befürchtungen zu vermindern. Wir schlagen vor, daß die beteiligten Parteien Dritte zur 
Unterstützung bei ihren Verhandlungen heranziehen. 

4. Wir bitten alle Regierungen, wirksam auf Frieden und Versöhnung hinzuarbeiten 
und sich aller Aktionen zu enthalten, die den Konflikt in diesem Gebiet verlängern. 
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5, Wir ermutigen die Christen auf beiden Seiten, die auf vielerlei Weise von ihrer 
Verpflichtung gegenüber der Einheit des Leibes Christi über Grenzen des Mißtrauens 
und der Spaltung hinweg Zeugnis ablegen, ihre Arbeit für Versöhnung, Gerechtigkeit 
und Frieden fortzusetzen. 


Auch zum Vietnamkrieg wurde in Uppsala erneut Stellung genommen: 


RESOLUTION ÜBER VIETNAM 


1. Wir, die wir uns auf der Vierten Vollversammlung des Okumenischen Rates der 
Kirchen versammelt haben, erklären, daß dem entsetzlichen Leiden des viernamesischen 
Volkes sofort ein Ende gesetzt werden muß. Die Wiederherstellung des Friedens in Viet- 
nam ist für alle unsere Mitgliedskirchen von überragender Wichtigkeit, weil es ihnen 
allen darum geht, daß die Menschheit versöhnt in Gerechtigkeit und Frieden lebt. 

2. Wir sind dankbar, daß es beiden Seiten endlich möglich wurde, am Konferenztisch 
zusammenzukommen. Jetzt ist vor allem ein erfolgreicher Abschluß der Pariser Ver- 
handlungen wichtig. Wir sind überzeugt, daß jede an diesen Gesprächen beteiligte Partei 
die um des Friedens willen erforderlichen Risiken auf sich nehmen und bereit sein muß, 
notfalls ihre ursprüngliche Haltung zu modifizieren. Wir bitten alle Parteien nachdrück- 
lich, während der Gespräche ihre militärische Stärke nicht auszubauen. 

3, Inzwischen müssen dieBombardierung Nordvietnams durch die Vereinigten Staaten 
und jeglicher Einsatz von Massenvernichtungsmitteln sofort und bedingungslos eingestellt 
werden. Wir rufen alle Parteien auf, militärische Aktionen in Südvietnam zu beenden. 

4. Eine politische Lösung, die in Vietnam so dringend nötig ist, kann durch einen 
militärischen Sieg nicht erreicht werden, sondern muß letzten Endes von der Entschei- 
dung des vietnamesischen Volkes selbst abhängen. Die schreckliche Lage des vietname- 
sischen Volkes heute zeigt uns, welche Tragödie die einseitige Intervention einer Groß- 
macht herbeiführen kann. Außerdem werden durch eine derartige Intervention politische, 
soziale und wirtschaftliche Probleme eher geschaffen als gelöst. Die Herstellung und 
Sicherung des Friedens sollte die Aufgabe internationaler Organisationen sein. Deshalb 
bitten wir alle Regierungen, die Lehre aus der bitteren Erfahrung in Südostasien zu 
ziehen und die Vereinten Nationen in ihrer politischen Autorität und ihrer materiellen 
Macht zu stärken. 

5. Es ist untragbar, daß Vietnam weiterhin das Symbol unserer Zeit für das Elend 
eines Entwicklungslandes bleiben sollte, das in einen Weltkonflikt verwickelt ist. Es ist 
heute die Pflicht der Christen, sowohl kurzfristige Hilfsmaßnahmen als auch eine lang- 
fristige Entwicklung zu fördern. 

6. Diese Überlegungen machen es um so wichtiger, sofort mit der Vorbereitung für 
die Nachkriegshilfe zu beginnen. Diese Probleme könnten sehr wohl besonders im Blick 
auf die Heimatlosen nie dagewesene Ausmaße annehmen. Die Planung der kirchlichen 
Programme, die die Betroffenheit und Hilfsbereitschaft zum Ausdruck bringen, muß so 
schnell wie möglich vorangetrieben werden. 

7. Freiwillige Programme werden jedoch nur eine Ergänzung des erforderlichen 
umfangreichen Programmes für internationale Hilfe sein. Daher ist es wichtig, die 
Regierungen und die Mitgliedsstaaten der Vereinten Nationen auf diese Angelegenheit 
aufmerksam zu machen und mit allen nur möglichen Mitteln darauf hinzuwirken, daß 
die internationale Gemeinschaft schon jetzt Pläne ausarbeitet, die für das vietnamesische 
Volk angemessen und annehmbar sind und die unverzüglich ausgeführt werden können, 
sobald sich die Möglichkeit ergibt. 


Neben solchen Stellungnahmen zu aktuellen Problemen muß freilich auch die 
Grundsatzarbeit gesehen werden, die in der KKIA seit mehr als zwei Jahrzehn- 
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ten en wird, z. B. im Blick auf die Menschenrechte (vgl. Uppsala 68, 
S. 151f.). 


10. Konfessionelle Weltbünde und der ÖRK 


Von den konfessionellen Weltbünden oder — wie es jetzt in der ökumenischen 
Diktion heißt — „Bekenntnisfamilien“ ist schon in dem Bericht des Ausschusses 
für Glauben und Kirchenverfassung in Uppsala die Rede gewesen (vgl. oben 
S. 359 f.). Das dort zitierte, von der Konferenz der Exekutivsekretäre der Kon- 
fessionellen Weltbünde 1967 erarbeitete Dokument hat folgenden Wortlaut: 


DIE STELLUNG DER BEKENNTNISFAMILIEN IN DER ÖKUMENISCHEN BEWEGUNG 


Allgemeine Überlegungen 


1. Der Ausdruck „Bekenntnisfamilien“ (World Confessional Families) bezeichnet hier 
die verschiedenen christlichen Traditionen, jeweils als Ganzheit aufgefaßt. Jede Bekennt- 
nisfamilie besteht aus Kirchen, die derselben Tradition angehören und durch ein gemein- 
sames Erbe zusammengehalten werden; sie sind sich bewußt, in derselben universalen 
Gemeinschaft zu leben und geben diesem Bewußtsein in irgendeiner Form sichtbaren 
strukturellen Ausdruck. 

2. Die Bekenntnisfamilien unterscheiden sich ihrem Wesen nach stark voneinander, 
und bei allen Kontakten müssen diese Unterschiede ständig beachtet werden. Während 
in einigen Familien die Kirchen und die einzelnen Kirchenglieder ein starkes Bewußtsein 
der Zusammengehörigkeit haben, sind sie sich in anderen dessen kaum bewußt, daß sie 
zu einer weltumfassenden Gemeinschaft gehören. In einigen Familien ist die sichtbare 
Struktur der weltumfassenden Gemeinschaft ein Teil der Ekklesiologie, in anderen hin- 
gegen bloße Organisationsform. Diese Unterschiede haben verschiedene Gründe, zum 
Beispiel: 

a) Die geschichtliche Herkunft der Bekenntnisfamilie spielt eine wichtige Rolle. Wie 
entstand sie? Wie entwickelte sie sich zu einer Gemeinschaft, die über die Grenzen eines 
oder mehrerer Länder hinausgeht? 

b) Die besonderen Überzeugungen einer Bekenntnistradition und ihre wesentlichen 
Merkmale, vor allem ihre Lehre vom Wesen der Kirche. Unterschiede im Verständnis 
der Universalität führen zwangsläufig zu einem unterschiedlichen Selbstverständnis und 
verschiedenen Organisationsformen. 

c) Die Beziehungen zu anderen Kirchen, d. h. die Notwendigkeit, sich klar von ihnen 
zu unterscheiden und zugleich mit ihnen verbunden zu bleiben. 

3. Die Unterschiede zwischen den verschiedenen Bekenntnisfamilien werden anschau- 
lich, wenn man sich klarmacht, wie schwierig es ist, eine Bezeichnung zu finden, die mit 
gleichem Recht auf alle angewendet werden kann. Der Ausdruck „Bekenntnis“ ist irre- 
führend, weil er zu besagen scheint, daß alle Familien jeweils durch die „Konfession“ (im 
Sinn der Lehre) zusammengeschlossen sind. Der Terminus „Weltkirchenverband“ (World 
Confessional Bodies) ist unangemessen, weil man dabei zu leicht an das bloß Organisa- 
torische denkt, Die Bezeichnung „Weltgemeinschaften“ (World Communities) erscheint 
manchen annehmbar, weil sie auf die Eucharistie als Band der Einheit hinweist und 
selbst diejenigen Bekenntnisfamilien, die noch keine volle Abendmahlsgemeinschaft 
haben, sich ernsthaft darum bemühen, dieses Ziel so bald wie möglich zu erreichen. 

4. Bekenntnisfamilien sind einerseits eine geschichtliche Tatsache, andererseits im 
Augenblick unentbehrlich. Jede Kirche muß ihrem universalen Charakter in irgendeiner 
Form Ausdruck geben. Deshalb liegt es nahe, daß die zu derselben Tradition gehörenden 
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Kirchen eine Weltgemeinschaft bilden und sich organisieren, um auf weltweiter Ebene 
gemeinsam sprechen und handeln zu können. Bekenntnisfamilien sind jedoch zugleich 
ein Hinweis darauf, daß keine Tradition für sich als voller Ausdruck der Universalität 
der Kirche, wie sıe von Christus und dem Heiligen Geist gestiftet worden ist, anerkannt 
wird. Sie sind alle das Ergebnis von Spaltungen, und in dem rechtmäßigen Bedürfnis, 
ihre Universalität auszudrücken, projizieren sie doch zugleich ihre Spaltung auf die 
Weltebene. 

5. Die Bekenntnisfamilien und der Okumenische Rat der Kirchen sind eng aufein- 
ander bezogen. Sie sind heute beide wesentliche Bestandteile und unentbehrliche Werk- 
zeuge im Dienst der ökumenischen Bewegung. Der Okumenische Rat der Kirchen er- 
innert die Bekenntnisfamilien an ihre Grenzen und an ihre Aufgabe in der ökumenischen 
Bewegung. Er ist der Ort, an dem die Kirchen zusammenkommen und zusammen han- 
deln können, und hilft ihnen so zu einer größeren Universalität, als jede Bekenntnis- 
familie sie für sich erreichen könnte. Die Bekenntnisfamilien erinnern den Okumenischen 
Rat daran, daß es wahre Universalität nur da gibt, wo diese in der Wahrheit wurzelt. 
Diese gegenseitige Abhängigkeit muß von beiden Seiten anerkannt werden. 

6. Aus dieser Einsicht können die folgenden Schlüsse gezogen werden: 

a) Es bedarf des Kontaktes der Bekenntnisfamilien mit dem Okumenischen Rat der 
Kirchen und der Bekenntnisfamilien untereinander. Diese Kontakte müssen koordiniert 
werden, damit die ökumenische Bewegung gefördert wird. Jede Bekenntnisfamilie muß 
die Sache der ganzen ökumenischen Bewegung in ihrer Arbeit berücksichtigen. 

b) Viele Bekenntnisfamilien führen Studienarbeit durch. Es ist wichtig, daß solche 
Studien, die für andere Kirchen von Belang sind, in enger Zusammenarbeit mit diesen 
durchgeführt werden. Manche theologischen Probleme, vor allem ekklesiologische, können 
nur durch gemeinsame Bemühungen der Bekenntnisfamilien gelöst werden, so z. B. das 
theologische Problem der Katholizität der Kirche und ihrer praktischen Konsequenzen. 
Studien des Okumenischen Rates der Kirchen unterscheiden sich von diesen Arbeiten, 
weil sie sich hauptsächlich auf die Lösung der gemeinsamen ökumenischen Aufgabe rich- 
ten, während die Studienarbeiten der Bekenntnisfamilien den Beitrag von Kirchen inner- 
halb einer gemeinsamen Tradition zur ökumenischen Bewegung zu klären versuchen. 
Diese beiden Arten von Studien sollten aufeinander bezogen sein. Deshalb sind gegen- 
seitige Information und ein gewisses Maß an Koordination notwendig. Daß die Kom- 
mission für Glauben und Kirchenverfassung die Bekenntnisfamilien gebeten hat, Ver- 
bindungsleute zu ernennen, ist darum begrüßt worden. Diese Verbindungsleute können 
die Aufmerksamkeit zuständiger Gruppen und Personen in ihrem eigenen Verband auch 
auf die Studienprojekte anderer Referate des Okumenischen Rates der Kirchen lenken. 

c) Die Möglichkeiten praktischer Zusammenarbeit zwischen den Bekenntnisfamilien 
nehmen zu. Solche Gelegenheiten sollten planmäßig genutzt werden. 

1. Vielversprechende Entwicklungen hat es in der Zusammenarbeit zwischen dem 
Okumenischen Rat und den Bekenntnisfamilien, vor allem dem Lutherischen Weltbund, 
auf dem Gebiet der Zwischenkirchlichen Hilfe gegeben. Diese Zusammenarbeit sollte 
soweit wie möglich verstärkt werden. 

2. Gemeinsame Beratung und gemeinsames Handeln in der Mission sind offensichtlich 
dringend notwendig. 

3. Auf dem Gebiet der „internationalen Angelegenheiten“ gibt es viele Punkte von 
gemeinsamem Interesse. Es könnte durchaus sein, daß die Kommission der Kirchen für 
internationale Angelegenheiten und die Bekenntnisfamilien enger zusammenarbeiten 
könnten. In der revidierten Verfassung der Kommission der Kirchen für internationale 
Angelegenheiten, die der Vierten Vollversammlung des Ökumenischen Rates vorgelegt 
werden wird, ist vorgesehen, daß mit den Bekenntnisfamilien über engere Verbindung 
verhandelt werden soll. Je nach ihrer Art und Struktur werden die Bekenntnisfamilien 
auf diese Einladung verschieden reagieren, aber grundsätzlich ist es höchst wünschens- 
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wert, daß die Zusammenarbeit verstärkt wird. Das wäre ein entscheidender Beitrag zum 
gemeinsamen Zeugnis aller Kirchen bei internationalen Problemen. 

4. Sowohl der Okumenische Rat als auch die Bekenntnisfamilien stehen in vielen 
Ländern vor dem Problem der Religionsfreiheit. Hier sind Koordination und Zusam- 
menarbeit von größter Bedeutung. 

d) Die Zahl der Kirchen, die miteinander Unionsverhandlungen führen, nimmt zu. 
Bekenntnisfamilien, deren Mitgliedskirchen sich um Einung bemühen, bedürfen der 
gründlichen Diskussion von Problemen, die sich aus solchen Bemühungen ergeben. Von 
den Bekenntnisfamilien in ihrer Gemeinsamkeit und vom Okumenischen Rat der Kirchen 
zusammen mit den Familien sollte alles getan werden, damit die Einheit der Kirche 
Gestalt annimmt. 


Die alljährlihen Zusammenkünfte der Weltbünde wurden in der Berichtszeit 
fortgesetzt und ausgebaut. So nahmen im November 1968 erstmalig die Sieben- 
ten-Tags-Adventisten daran teil. Außerdem wurde eine ausdrückliche Einladung 
an die bisher nur durch Beobachter vertretene römisch-katholische Kirche zu 
dieser losen Arbeitsgemeinschaft der Weltbundsekretäre beschlossen. 


11. Regionale Zusammenschlüsse und nationale Kirchenräte 


Die regionalen Zusammenschlüsse haben sich in den letzten Jahren erheblich ver- 
stärkt und ausgeweitet. Große Tagungen fielen in die Berichtszeit, von denen 
hier nur die 5. Vollversammlung der Konferenz Europäischer Kirchen vom 29. 9. 
bis 5. 10. 1967 in Pörtschach (Österreich) und die 4. Vollversammlung der Ost- 
asiatischen Christlichen Konferenz vom 30. 1. bis 8. 2. 1968 in Bangkok genannt 
seien. Ebenso wie die Ostasiatische Christliche Konferenz befaßte sich auch die 
Konferenz Europäischer Kirchen mit dringlichen gesellschaftlichen und politi- 
schen Fragen, was in der „Botschaft“ zum Ausdruck kam: 


BOTSCHAFT DER KONFERENZ EUROPÄISCHER KIRCHEN 


Die Konferenz Europäischer Kirchen hat zu Abschluß ihrer 5. Vollversammlung in 
Pörtschach eine Botschaft verabschiedet, die folgenden Wortlaut hatl?: 

„Der Auftrag der Europäischen Kirchen sollte in Dienst und Versöhnung liegen, die 
auf unserem Kontinent wie in der ganzen Welt heute so nötig sind. Die Europäischen 
Kirchen leiten diesen Auftrag von Jesus Christus, Gottes Sohn, her, an dessen Werk 
mitzuarbeiten sie berufen sind. Er wurde Mensch und brachte, indem er die Menschen 
mit Gott, dem Nächsten und der ganzen Schöpfung versöhnte, der Welt eine neue Hoff- 
nung. 

= der 5. Vollversammlung Europäischer Kirchen in Österreich (Nyborg V) waren 
wir bemüht, die heutigen Aufgaben unserer Kirchen von dieser Wahrheit her zu sehen. 
Wir haben uns besonders damit beschäftigt, wie wir die Hindernisse, die der Erfüllung 
unserer Aufgaben entgegenstehen, überwinden können. Dazu müssen wir die hören, die 
nicht um die Botschaft Christi wissen, damit wir um so klarer ihre eigentlichen Nöte 
erkennen, die ja auch die unseren sind. Dieses Verständnis kann nur aus dem Mut zur 
Erneuerung und der Bereitschaft zur bescheidenen Zusammenarbeit mit all denen erwach- 





19. Vgl. zum Ganzen Otmar Schulz: Eine Aufgabe der europäischen Kirchen. Dienen und Ver- 
söhnen, Genf 1968. 
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sen, die für Frieden, Gerechtigkeit und die dringenden Erfordernisse der Gesellschaft 
eintreten. 

Unter dem Druck technischer, sozialer, politischer und wirtschaftlicher Entwicklungen 
ist die Welt in ständigem Wandel begriffen, und die Kirchen sind darum immer wieder 
genötigt, ihre Strukturen und die Ausbildung ihrer Mitarbeiter an neue Situationen 
anzupassen. Wir müssen beweglich genug sein, um eine pluralistische Welt auf verschie- 
denste Weise anzusprechen. Darum müssen wir vielerlei Formen des Dienstes anerken- 
nen, in denen jedes Glied der Kirche mitarbeitet. Wir brauchen eine Erneuerung des 
kirchlichen Lebens, damit eine statische, auf Erhaltung bedachte Kirche zu einer dyna- 
mischen Kirche wird, die in die Welt hinausgeht, die Hilfe bringt, wo Menschen in geist- 
licher oder materieller Not sind, und die versöhnt, wo neue Formen der Verfremdung 
auftreten. 

Die Technik ist eine Gabe Gottes. Sie kann zum Guten oder Bösen verwendet werden. 
Wir leiden an der Spannung zwischen der Botschaft der Hoffnung, die wir verkünden, 
und der Armut und den zerstörerischen Kräften, unter denen wir leben. Diese Spannung 
kann nur schöpferisch sein, wenn Europa anfängt umzudenken und, statt Macht und 
Gewalt zu üben, die Möglichkeiten und Kräfte der Technik in den Dienst des Menschen 
stellt. 

Es gibt internationale Spannungen, in denen Europa eine konstruktive Rolle spielen 
kann und für die sich unsere Kirchen verantwortlich fühlen sollten. Als Vertreter von 
Kirchen in Ost und West wissen wir, daß erst einmal Christen aller Traditionen zusam- 
menkommen müssen, ehe sie auf anderen Gebieten einen echten Beitrag zur Versöhnung 
leisten können. 

In bestimmten Fragen sollten unsere Mitgliedskirchen aktiv mit ihren Regierungen 
zusammenarbeiten. Durch die Entwicklung des Handels und die Förderung persönlicher 
Kontakte auf den Gebieten der Kultur, Religion und Wissenschaft sowie im Bildungs- 
und Jugendwesen können Schranken abgebaut werden. Mit großer Sorge beobachten wir 
die politische Lage in Europa und fürchten, daß sie sich verschlechtern könnte. 

Darum drängen wir namentlich auf den Abschluß eines Nichtangriffspaktes als ersten 
Schritt zum Abbau der NATO und des Warschauer Paktes. Wir müssen auf ein Atom- 
waffenverbot im Wege der Nichtausbreitung von Kernwaffen und Abrüstung, eine wirk- 
same Entmilitarisierung und die daraus resultierende Freistellung von Mitteln für fried- 
liche Zwecke in allen Teilen der Welt hinarbeiten. 

Die Sicherheit Europas ist nach wie vor von entscheidender Bedeutung für den Welt- 
frieden. Der Status quo in Europa muß anerkannt werden: Wir lehnen Drohung und 
Gewaltanwendung als Möglichkeiten zur Veränderung ab. Ebenso lehnen wir es ab, daß 
Menschen eines Staates durch Gewalt ihre demokratischen Rechte verweigert werden, 
und durch daraus entstehendes Leid sind wir betroffen. 

Europa hat auch in Vietnam und im Nahen Osten eine Verantwortung. Waffengewalt 
darf kein Mittel zur Gewinnung von Land oder Beilegung politischer Spannungen sein. 
Europas Kräfte und Mittel sollten eingesetzt werden, um die soziale und wirtschaftliche 
Gerechtigkeit im Nahen Osten zu fördern. Es ist notwendig, alle Bemühungen zur Be- 
endigung des Krieges in Vietnam zu unternehmen. Die Vietnam-Frage soll auf Grund 
der Genfer Abkommen von 1954 gelöst werden. 

Von Koexistenz müssen wir zur internationalen Zusammenarbeit und gegenseitigen 
Hilfe im Dienst aller Völker kommen, gleich, unter welchen politischen oder sozialen 
Ordnungen sie leben. Wir rufen die Christen und Kirchen Europas auf, diese Ziele durch 
ihre Bereitschaft zu dienendem und versöhnendem Einsatz zu unterstützen.“ 


Der ORK hat den regionalen Entwicklungen stets sorgfältige Aufmerksamkeit 
gewidmet und sie seinem eigenen Tätigkeitsbereich zuzuordnen versucht. So hat 
der Zentralausschuß in Enugu 1965 nachstehende Entschließung gefaßt: 
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Nach sorgfältiger Erörterung der wichtigen Abschnitte in den Berichten des Exekutiv- 
ausschusses und des Generalsekretärs über die Bedeutung regionaler ökumenischer Ent- 
wicklungen stellt der Zentralausschuß fest, daß diese Entwicklungen sowohl Gefahren als 
auch Möglichkeiten in sich bergen. Die Gefahren liegen darin, daß regionale Zusammen- 
schlüsse zwischen die Kirchen und den Okumenischen Rat treten, daß enggefaßte Begriffe 
von Nationalismus und Regionalismus versuchen könnten, in diesen Entwicklungen Aus- 
druck zu finden, und daß schließlich auch zu viele Ansprüche an die Mitgliedskirchen 
gestellt werden könnten. Diese Gefahren müssen ständig im Auge behalten werden. 
Der Zentralausschuß ist jedoch der Meinung, daß die Möglichkeiten die Gefahren bei 
weitem überwiegen. Diese Möglichkeiten sind: 

(i) Überbrückung politischer Trennungen innerhalb der Regionen (wie es bereits in 
Afrika, Ostasien und Europa der Fall ist). 

(ii) Schaffung eines Sprachrohrs für die Meinung der Region innerhalb der ökume- 
nischen Bewegung. 

(iii) Bereitstellung von Verbindungskanälen für ein gemeinsames Vorgehen zwischen 
dem Okumenischen Rat und den Kirchen der Region. 

(iv) Eine regelmäßige Beteiligung an der ökumenischen Gemeinschaft über den eige- 
nen nationalen Rahmen hinaus wird dadurch möglich für: 

* Mitgliedskirchen des Okumenischen Rates, die nicht im Zentralausschuß vertreten 
sind; 

2. Kirchen, die nicht in der Lage sind, volle Mitgliedschaft im Okumenischen Rat zu 
beantragen, weil sie entweder zu klein oder aber nicht selbständig genug sind; 

3. Kirchen, die im Augenblick noch zögern, dem Okumenischen Rat beizutreten, die 
aber bereit sind, sich an einer Gemeinschaft auf regionaler Ebene zu beteiligen. 


Es scheint, daß die regionalen Zusammenschlüsse in einem immer stärkeren 
Maße zum Unterbau und Träger ökumenischer Aktivitäten werden, die vom 
ORK selbst nicht wahrgenommen werden können. Ähnliches gilt von den natio- 
nalen Kirchen und Christenräten, deren Zahl sich ständig erhöht. Über ihr Wesen 
und ihren Aufgabenbereich hat Lukas Vischer grundlegende Überlegungen ange- 
stellt, die im folgenden wiedergegeben werden sollen: 


DIE ZUKUNFT DER CHRISTENRÄTE ALS WERKZEUGE DER ÖKUMENISCHEN BEWEGUNG 


Von Lukas Vischer 


Worin besteht das Wesen der sogenannten Christenräte? Welche Funktion muß ihnen 
im Leben der Kirchen und der Gemeinschaft der Kirchen untereinander zukommen? 
Diese Fragen stellen sich heute mit erneuter Dringlichkeit. Die Christenräte haben in 
den vergangenen Jahrzehnten eine erhebliche Rolle in der ökumenischen Bewegung 
gespielt. Sie sind heute an vielen Orten die organisatorische Struktur, die es den ge- 
trennten Kirchen ermöglicht, die Gemeinschaft zum Ausdruck zu bringen, die sie ver- 
bindet, und in mancher Hinsicht zusammenzuarbeiten. Ihre Bedeutung kann kaum über- 
schätzt werden. Werden sie aber diese Rolle auch in Zukunft weiterspielen können? Die 
ökumenische Bewegung hat sich in den letzten Jahren in unerwarteter Weise ausgedehnt. 
Die Festigung der Gemeinschaft unter den Kirchen im allgemeinen, die immer aktiver 
werdende Beteiligung der römisch-katholischen Kirche an Dialog und Zusammenarbeit, 
die wachsende Zahl von Aufgaben, die nicht mehr anders als gemeinsam angepackt 
werden können - alle diese und noch andere Faktoren haben eine neue Lage geschaffen. 
Auch die Strukturen, die die ökumenische Bewegung bisher hervorgebracht hat, werden 
davon betroffen. Werden sie in ihrer gegenwärtigen Gestalt dieser neuen Lage gerecht? 
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Spiegelt sich in ihnen nicht eine Etappe wider, über die die Kirchen hinausgewachsen 
sind, und besteht nicht die Gefahr, daß sie die neue Gemeinschaft nicht mehr zum Aus- 
druck zu bringen vermögen, ja vielleicht sogar zu einem Hindernis für die weitere Ent- 
faltung der ökumenischen Bewegung werden? 

Was soll also geschehen? In welcher Richtung sollen sich die Christenräte entwickeln? 
Die Unsicherheit darüber ist groß, und es ist nicht zu verkennen, daß wegen dieser 
Unsicherheit ein gewisses Malaise über den Christenräten liegt. Wenn aber weiterfüh- 
rende Vorschläge gefunden werden sollen, muß zuerst die grundsätzliche Frage nach 
dem Wesen und der Funktion der Christenräte aufgeworfen werden. Gewiß, die Ver- 
hältnisse sind von Land zu Land verschieden, und jeder Christenrat hat dementsprechend 
seine eigene Prägung. Die Unterschiede sind so groß, daß man sich mit Recht gefragt 
hat, ob sich so verschiedene Institutionen überhaupt als eine Gattung zusammenfassen 
lassen. Es ist darum von vornherein nicht möglich, von einer bestimmten Konzeption 
aus Richtlinien aufzustellen, die auf alle Situationen angewendet werden können. Die 
geschichtlichen Voraussetzungen und die Konzeption jedes Christenrates müssen ein- 
zeln geprüft werden. Wie verschieden sind z. B. die Arbeitsgemeinschaft christlicher 
Kirchen in Deutschland, der Near East Christian Council und der Christian Council in 
Ghana! Und wie verschieden sind die Schritte, die in jedem einzelnen Falle unternom- 
men werden müßten! Der Versuch, die gesamte Situation ins Auge zu fassen und einige 
ekklesiologische Überlegungen über die Christenräte im allgemeinen anzustellen, ist 
darum nicht weniger notwendig. Ein ausschließlich pragmatisches Vorgehen könnte auf 
die Dauer verhängnisvolle Folgen haben. Es könnte dazu führen, daß die Christenräte 
später in Sackgassen geraten, aus denen sie sich nur mit Mühe wieder befreien können. 
Die grundsätzliche Klärung der gegenwärtigen Situation, ihrer geschichtlichen Voraus- 
setzungen und der ihr innewohnenden Möglichkeiten und Begrenzungen kann hingegen 
dazu beitragen, daß die Gegebenheiten in jedem einzelnen Lande richtig beurteilt und 
die Lösung gefunden wird, die wirklich weiterführt. Sie mag vor allem dazu dienen, 
daß sich die weitere Entwicklung nicht ohne gegenseitige Rücksicht von einem Lande 
zum andern vollzieht. Wenn sich die ökumenische Bewegung organisch entfalten soll, 
ist ein gewisser Konsensus über ihre Zukunft unentbehrlich, und da die Christenräte 
bisher ein wichtiges Instrument der ökumenischen Bewegung gewesen sind, ist es ent- 
scheidend, daß sich die Kirchen gemeinsam im Blick auf die Zukunft die Frage stellen, 
was ein Christenrat eigentlich sei und welche Funktion er zu erfüllen habe. 


I. Erwägungen zur Geschichte der Christenräte 


Kirchenbünde und Christenräte sind eine geschichtliche Erscheinung des 20. Jahrhunderts. 
Zwar taucht auch in früheren Jahrhunderten der Gedanke auf, daß sich konfessionell 
verschieden geprägte Kirchen zu einer mehr oder weniger engen Assoziation oder Föde- 
ration zusammenschließen sollten. Insbesondere der Pietismus und die Erweckungs- 
bewegung des 19. Jahrhunderts haben zur Entfaltung dieses Gedankens beigetragen. Die 
Betonung persönlicher Erfahrung und Bekehrung, die Unterscheidung zwischen echter 
Gemeinschaft in Christus und äußerlich verfaßter Kirche, das erneuerte Interesse an den 
eschatologischen und apokalyptischen Aussagen der Heiligen Schrift führten beinahe 
zwangsläufig zu einer Relativierung der konfessionellen Unterschiede. War Gottes Volk 
nicht in den verschiedenen Konfessionen zerstreut? Mußte es nicht in dieser Zeit der 
Bewährung als Salz der Erneuerung und der Mission gesammelt werden? Verschiedene 
Bewegungen, unter ihnen vor allem die Evangelische Allianz, suchten die Trennung der 
Kirchen auf dieser Grundlage zu überwinden. Wenn aber die Evangelische Allianz als 
Vorläufer gelten kann und die sie prägenden Gedanken in mäncher Hinsicht bestimmend 
geblieben sind, müssen die föderativen Gründungen des 20. Jahrhunderts doch von ihr 
unterschieden werden. Während sich die Evangelische Allianz als Bewegung innerhalb 
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der Kirchen verstand, suchten die Kirchenbünde und Christenräte die vorhandenen kirch- 
lichen Kräfte, d. h. Kirchen, Vereine, Gesellschaften, zu sammeln, sie soweit als möglich zu 
koordinieren, ihnen in der Gemeinschaft miteinander die Gelegenheit zu geistlicher und 
kirchlicher Erneuerung zu geben, jedenfalls aber zu verhindern, daß sie sich aus Mangel 
an Fühlung ohne Wirkung verbrauchten. Ihre Besonderheit besteht also darin, daß sich in 
ihnen Kirchen oder auch Gesellschaften als solche zusammenfinden. 

Die föderativen Gründungen, die seit dem Anfang dieses Jahrhunderts entstanden 
sind, haben verschiedene geschichtliche Wurzeln. Vor allem zwei Typen müssen von- 
einander unterschieden werden: die Zusammenschlüsse von Kirchen in traditionell christ- 
lichen Ländern und die Missionsräte. Zur ersten Gruppe gehören Gründungen wie die 
Fed£ration Protestante de France (1906), der Federal Council of Churches in den Ver- 
einigten Staaten (1908), der Schweizerische Evangelische Kirchenbund (1920) u. a. Sie 
verfolgten das Ziel, protestantische Kirchen und Werke eines Landes — die protestan- 
tischen Kräfte, wie man damals gerne sagte — zusammenzufassen. Die zweite, nicht weni- 
ger wichtige Wurzel liegt in der missionarischen Bewegung. Die missionarische Aufgabe 
war im protestantischen Bereich nicht von den Kirchen selbst, sondern von besonderen, 
mehr oder weniger autonomen Gesellschaften in Angriff genommen worden. Ihre Arbeit 
hatte zur Bildung von Gemeinden geführt, die sich nicht nur konfessionell, sondern auch 
in anderer Hinsicht voneinander unterschieden. Drängte sich hier eine Annäherung nicht 
auf? Mußten nicht sowohl die Gesellschaften in Europa und Amerika als auch die wer- 
denden Kirchen in Asien und Afrika in eine engere Beziehung zueinander gebracht wer- 
den? Und war nicht auch hier eine Föderation die angezeigte Lösung? Die Missionskon- 
ferenz von Edinburgh (1910) bedeutete in dieser Hinsicht einen mächtigen Anstoß. John 
R. Mott, der spiritus movens der Konferenz, warb unermüdlich für die Gründung von 
Missionsräten und ist für manche dieser Zusammenschlüsse persönlich verantwortlich. 
Die Struktur der missionarischen Arbeit, wie sie sich im 19. Jahrhundert herausgebildet 
hatte, führte dazu, daß sich in Europa und Amerika gelegentlich eine Verdoppelung er- 
gab. Während ein Rat die verschiedenen Kirchen und kirchlichen Werke zusammen- 
brachte, faßte ein besonderer Missionsrat die an der Mission beteiligten Kreise zusam- 
men, und wenn sich diese Verdoppelung auch längst als ekklesiologisch in höchstem 
Maße fragwürdig erwiesen hat, ist sie doch bis zum heutigen Tag noch nicht völlig über- 
wunden. Die Missionsräte in Asien und Afrika, zunächst ein Zusammenschluß der ver- 
schiedenen Missionen in dem betreffenden Land, verwandelten sich im Laufe der Jahre 
mehr und mehr in einen Zusammenschluß der inzwischen selbständig gewordenen jungen 
Kirchen. 

Alle diese Zusammenschlüsse, welchem Zweck sie nun auch dienten, sind im Bereich 
der protestantischen Kirchen zustande gekommen, und es ist darum keine Übertreibung 
zu sagen, daß Föderationen zunächst ein ausschließlich protestantisches Phänomen sind. 
Dies ist nicht verwunderlich. Denn lag der Gedanke eines Bundes in den Kirchen der 
Reformation nicht besonders nahe? Sie standen einander theologisch und ekklesiologisch 
nahe. Sie waren alle nur ungenügend für die Aufgaben ausgerüstet, die sich ihnen in 
wachsendem Maße auf nationaler, regionaler und universaler Ebene stellten. War es 
darum nicht natürlich, daß sie sich zusammenfanden? Und da eine auf die altkirchliche 
Tradition aufgebaute Struktur in den Kirchen der Reformation in jenen Tagen kaum in 
Frage kam, drängte sich ein loser Bund als angezeigte Lösung auf. Der Gedanke ergab 
sich so selbstverständlich aus den damaligen geschichtlichen Voraussetzungen der refor- 
matorischen Kirchen, daß manche die Meinung vertraten, die Bildung eines Bundes sei 
nicht nur ein vorläufiger Schritt auf dem Wege zu größerer Einheit, sondern der Aus- 
druck der Einheit, der der reformatorischen Ekklesiologie am gemäßesten sei. Die Kir- 
chenbünde, die am Anfang dieses Jahrhunderts gebildet wurden, sind zum Teil in dieser 
Überzeugung entstanden. Manche, die an der Gründung des Federal Council in den 
USA beteiligt waren, hatten die Hoffnung, daß damit der amerikanische Protestantismus 
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als Einheit erscheinen werde, ja, „daß der Gemeinschaft und der katholischen Einheit der 
christlichen Kirche genügender Ausdruck gegeben werde“20. Bei Adolf Keller, einem der 
Gründer des Schweizerischen Evangelischen Kirchenbundes, finden wir folgende bezeich- 
nende Äußerung: „Es zeigt sich immer klarer, daß die protestantische Einigung nicht in 
der Union oder Fusion und auch nicht in einer hierarchischen Ordnung bestehen kann, 
sondern allein in freier Vereinigung und ungezwungener Zusammenarbeit; dies ist der 
sicherste Weg, den Kirchen ihre Besonderheit zu lassen und doch die Zusammenarbeit 
möglich zu machen21.“ Die Überzeugung, daß die von Christus geforderte Einheit durch 
eine Föderation ausreichend zum Ausdruck gebracht sei, hat sich in der ökumenischen 
Bewegung lange gehalten. Sie ist in der ökumenischen Diskussion immer wieder geltend 
gemacht worden22. 

Die Konzeption, die den Föderationen zwischen protestantischen Kirchen zugrunde 
liegt, ist aber nicht die einzige, die in der Geschichte der Christenräte eine Rolle gespielt 
hat, und wenn die Gründungen zu Beginn dieses Jahrhunderts einen großen Einfluß auf 
die folgenden Jahrzehnte ausgeübt haben, muß doch sofort hinzugefügt werden, daß 
eine zweite Konzeption nicht weniger bestimmend war, ja im Laufe der Jahre noch ein- 
flußreicher wurde: die Föderation als vorläufige und vorübergehende Gemeinschaft auf 
dem Wege zu umfassenderer Einheit. Die ökumenische Bewegung und der wachsende 
Einfluß, den sie in den Kirchen gewann, führten fast unvermeidlich zu diesem Gedanken. 
Eine Union aller Kirchen kam nicht in Frage. Die Unterschiede waren zu groß, als daß 
sie von einem Tag auf den andern hätten überwunden werden können. War aber die 
Zeit nicht gekommen, daß sie sich zu einem Bunde oder Rate zusammenschlossen und 
auf Grund dessen, was ihnen bereits gemeinsam war, zusammenarbeiteten? Der Gedanke 
wurde von verschiedenen Seiten zugleich geäußert. Er findet sich zum Beispiel in der 
Enzyklika des Okumenischen Patriarchates?3. Er bestimmte die Arbeit des Universal 
Council for Life and Work und wurde schließlich mit der Gründung des Ökumenischen 
Rates endgültig verwirklicht. 

Es ist klar, daß eine Föderation dieser Art von vornherein nicht als ausreichender 
Ausdruck der von Christus gegebenen und geforderten Einheit verstanden werden 
konnte. Sie war vielmehr ein Versuch, die verschiedenen Kirchen in ihrer ganzen Vielfalt 
zusammenzuführen und ihnen die Möglichkeit zu beschränktem gemeinsamem Handeln 
zu geben. Die Frage der Einheit war damit noch nicht beantwortet. Sie mußte vielmehr 
in der Gemeinschaft weiter geprüft und diskutiert werden, und es konnte sein, daß sich 
im Laufe dieser Diskussion andere Formen der Einheit ergeben würden. Es gehört zu 
dieser Konzeption, daß die Föderation so umfassend wie nur möglich zu sein strebt. 
Keine Kirche, die Christus als Gott und Erlöser bekennt, soll davon ausgeschlossen sein. 
Sie sollen einander vielmehr begegnen und die Gelegenheiten des Zeugnisses und Dien- 
stes soweit als möglich gemeinsam wahrnehmen. Es war unvermeidlich, daß die beiden 
Konzeptionen im Laufe der Zeit in eine gewisse Spannung zueinander traten. Je mehr 
sich die ökumenische Bewegung ausdehnte, desto mehr wurde die ursprüngliche Konzep- 
tion in Frage gestellt. Mußten die Föderationen nicht umfassender konzipiert werden? 
Mußten sie nicht alle Kirchen einer bestimmten Region einzuschließen suchen? Mußte 
aber dann nicht auch das ursprüngliche Selbstverständnis aufgegeben werden? Kirchen, 
die von anderen ekklesiologischen Voraussetzungen ausgingen, konnten sich kaum zum 


20. Rouse und Neill: Geschichte der Okumenischen Bewegung, II, S. 287. 

21. Adolf Keller: Jahresbericht und Protokoll des Kirchenbundes, 1926. 

22. Im Bericht der Zweiten Weltkonferenz für Glauben und Kirchenverfassung heißt es z. B.: 
„Einige Konferenzmitglieder wünschen hier zu betonen, daß wir ihrer Meinung nach nicht nur 
nichts Höheres als föderative Vereinigung erreichen können, sondern auch nicht erstreben sollen.“ 
Konferenz in Edinburgh 1937, in: Lukas Vischer: Die Einheit der Kirche, Material der ökume- 
nischen Bewegung, S. 68. 

23. Kyrios, Jg. I, 1960/61. 


430 


Beitritt entschließen, wenn sich diese Föderation als die Manifestation der einen Kirche 
verstand. Die Föderation konnte nur umfassend werden, wenn sie sich als vorläufige 
Gemeinschaft von Kirchen gab. Konnte aber dieser Schritt ohne weiteres vollzogen wer- 
den? Wurde durch diese Erweiterung nicht etwas Wesentliches aufgegeben? Verloren 
damit die protestantischen Kirchen nicht die Möglichkeit der Gemeinschaft und des ge- 
meinsamen Handelns in der Offentlichkeit? Die Erweiterung konnte darum nur statt- 
finden, wenn dieser Preis nicht bezahlt werden mußte. 

Der Übergang vollzog sich vornehmlich in der Zeit vor und nach dem Zweiten Welt- 
krieg. Die ökumenische Bewegung drängte damals nach einer neuen sichtbaren Mani- 
festation. Der längst erwogene Gedanke eines Okumenischen Rates der Kirchen wurde 
ernsthaft ins Auge gefaßt. Die Diskussion über die Bildung von nationalen Räten wurde 
mit neuer Intensität geführt. Es ist bezeichnend, daß die Zweite Weltkonferenz für 
Glauben und Kirchenverfassung in Edinburgh (1937), die sich für die Gründung des 
Okumenischen Rates aussprach, auch eine ausgedehnte Diskussion über die Föderation 
als solche hatte. Der Bericht der Konferenz unterscheidet zwischen drei Formen oder 
Stadien der Einheit: Föderation, Interkommunion und organische Einheit. Er empfiehlt 
die Föderation als vorläufige Verwirklichung der Einheit, stellt aber mit Nachdruck fest, 
daß die Mehrzahl der Kirchen einzig in der organischen Einheit die Erfüllung der öku- 
menischen Bewegung sehen könne?+. Diese Unterscheidung zeigt deutlich, in welcher 
Richtung die weitere Entwicklung gehen mußte. 

Eine Reihe von Räten wurde in jener Zeit entweder erweitert oder neu gegründet. 
Das wichtigste Beispiel ist ohne Zweifel der Federal Council in den Vereinigten Staaten. 
Während er bisher aus etwa 30 protestantischen Denominationen bestanden hatte, traten 
ihm jetzt auch die Episkopalkirche und vier orthodoxe Kirchen bei (1940). Seine Wirk- 
samkeit wurde aber durch diese Erweiterung nicht abgeschwächt. Er wurde zugleich als 
ein noch umfassenderes Werkzeug der Zusammenarbeit neu konstituiert. Während bis- 
her die Zusammenarbeit der Kirchen in einzelnen Gebieten (Mission, Erziehung usw.) 
durch verschiedene Organismen wahrgenommen worden war, wurden diese jetzt alle 
im National Council of Churches zusammengefaßt (1941-1950). Zur selben Zeit erfolg- 
ten manche Neugründungen, wie zum Beispiel der National Council of Churches in New 
Zealand (1941), der British Council of Churches (1942), der Canadian Council of 
Churches (1944), der Holländische Kirchenrat (1935-1946), der Australian Council for 
the World Council of Churches (1946). Andere Länder folgten dem Beispiel in den 
folgenden Jahren. Alle diese Gründungen wurden mit der Absicht vorgenommen, eine 
möglichst große Zahl von Kirchen zu möglichst wirksamer Zusammenarbeit zusammen- 
zufassen. 

Die Vorbereitungen zur Gründung des Okumenischen Rates spielten in diesem Vor- 
gang eine wichtige Rolle. Der Zusammenhang zwischen den beiden Ebenen kann kaum 
überschätzt werden. Die Gründung der Räte in den einzelnen Ländern trug dazu bei, 
der Verwirklichung des Okumenischen Rates den Weg zu ebnen. Die Erwartung, daß 
ein Okumenischer Rat der Kirchen geschaffen werden sollte, bestimmte umgekehrt die 
Schritte, die in den einzelnen Ländern unternommen wurden. Der ursprüngliche Name 
des Australischen Rates ist ein besonders sprechendes Zeichen für diesen Zusammenhang. 
Nachdem der Okumenische Rat ins Leben gerufen worden war, war es selbstverständ- 
lich, daß sein Verhältnis zu den einzelnen Räten geprüft und geklärt werden mußte. 
Sollte der Okumenische Rat ausschließlich mit seinen Mitgliedskirchen zusammenarbei- 
ten, oder konnte er für gewisse Aufgaben die Räte der einzelnen Länder als Partner 
benützen? Wenn auch die einzelnen Kirchen Mitglieder des Okumenischen Rates waren 
und sie darum für seine Arbeit letztlich verantwortlich waren, war es doch offensichtlich, 
daß in vieler Hinsicht ein gemeinsames Vorgehen nur mit Hilfe der nationalen Kirchen- 


24. A.a.O. S. 67-80. 
431 


räte erreicht werden konnte. Die Vollversammlung von Evanston (1954) befaßte sich 
ausführlich mit der Frage und beschloß, den nationalen Räten einen Platz innerhalb des 
Okumenischen Rates zu geben. Sie können, wenn sie es wünschen und gewisse Bedin- 
gungen erfüllen, assoziierte Mitglieder werden?5. Die Räte haben seither im Leben des 
Ökumenischen Rates eine erhebliche Rolle gespielt. Manche Zweige seiner Arbeit wären 
ohne sie nicht möglich gewesen. Es ist selbstverständlich, daß diese Funktion auch das 
Selbstverständnis der Räte wiederum beeinflußte. Die regelmäßige enge Zusammenarbeit 
ließ sie in noch höherem Maße zum nationalen und regionalen Abbild des Okumenischen 
Rates werden. 

Man kann also in der Geschichte der Christenräte zwei Perioden unterscheiden. 
Ursprünglich eine protestantische Institution, werden sie im Laufe der Jahrzehnte in den 
sich ständig erweiternden Zusammenhang der ökumenischen Bewegung hineingestellt 
und verändern vor allem im Zusammenhang mit der Gründung des Ökumenischen Rates 
ihren Charakter. Es wäre allerdings unrichtig, zwei Konzeptionen und zwei Perioden 
scharf voneinander zu unterscheiden. Einzelne Föderationen der ersten Periode bestehen 
bis zum heutigen Tage unverändert fort (zum Beispiel Federation Protestante de France, 
Schweizerischer Evangelischer Kirchenbund26). Einzelne Gründungen der neueren Zeit 
gehören ihrer Intention nach oder jedenfalls faktisch der ersten Periode an (Arbeits- 
gemeinschaft christlicher Kirchen in Deutschland u. a.). Noch wichtiger ist aber, daß die 
beiden Konzeptionen in manchen Fällen eine enge und nahezu unlösbare Verbindung 
eingegangen sind und sich nicht auseinanderhalten lassen. Die Konzeption ist grundsätz- 
lich erweitert worden, die Tätigkeit des Rates wird aber faktisch von Voraussetzungen 
bestimmt, die dem ursprünglichen föderativen Gedanken näherstehen. Diese innere 
Schwierigkeit ist der Grund, warum Versuche der Erweiterung gelegentlich nicht zum 
Ziele führen (Near East Christian Council). Doch erklärt das Vorhandensein von zwei 
Konzeptionen gleichzeitig, warum so manche Räte eine Tätigkeit entfalten können, die 
grundsätzliche Erklärungen über ihr Wesen in mancher Hinsicht sprengt. 

Zwei Konzeptionen — zwei Perioden! Eine noch nicht in jeder Hinsicht gelöste Span- 
nung! Stehen wir aber vielleicht heute nicht bereits am Anfang einer dritten Periode? 
Die Räte sind in allen Ländern ohne römisch-katholische Beteiligung entstanden. So 
universal die Intention der Gründungen auch sein mochte, blieben die Räte auch im 
besten Falle eine Vereinigung nichtrömischer Kirchen. Die Situation beginnt sich aber 
heute zu ändern. Nachdem die römisch-katholische Kirche in die ökumenische Bewe- 
gung eingetreten ist, haben sich römisch-katholische Diözesen in mehreren Ländern 
entschlossen, den Christenräten als volle Mitglieder beizutreten (Uganda, USA, Holland 
usw.), und es ist vorauszusehen, daß sich ihre Zahl in den kommenden Jahren noch 
vermehren wird. Man könnte sagen, daß diese Entwicklung nichts als der folgerichtige 
Ausbau der Konzeption sei, die sich aus der ökumenischen Bewegung ergeben habe, 
und daß darum kein Anlaß sei, von einer dritten Periode zu sprechen. Manche Gründe 
lassen sich dafür anführen. In Wirklichkeit ist aber dieser neue Schritt von größter Be- 
deutung für die Zukunft der Räte. Ihre gegenwärtige Gestalt wird dadurch in Frage 
gestellt. Wenn die beiden Konzeptionen bisher verhältnismäßig unangefochten eine Ver- 
bindung eingehen konnten, daß ihr Verhältnis zueinander jetzt ausdrücklich und bewußt 
ausgetragen werden. Eine Gemeinschaft, die alle Kirchen umfaßt - oder eine beschränkte 
Gemeinschaft? Eine Gemeinschaft, die zwar alle Kirchen umfaßt, aber keine Arbeit zu 


25. Evanston Report, 1955, S. 183-184. Zu den Bedingungen gehören z. B.: Anerkennung der 
Basis des Ökumenischen Rates, wirkliches Interesse an der Arbeit des Ökumenischen Rates usw. 
(In der deutschen Ausgabe „Evanston Dokumente“ nicht enthalten.) 

26. Es ist eine bezeichnende Anomalie, daß der Schweizerische Evangelische Kirchenbund Mit- 
gliedskirche des Okumenischen Rates ist. Daß sie nicht stärker empfunden wird, erklärt sich allein 


Ne daß der Bund als genügender Ausdruck der Kirche auf schweizerischer Ebene angesehen 
wird. 
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leisten vermag — oder eine Gemeinschaft, die im Namen der Kirchen zu handeln vermag? 
Dies sind die Fragen, die sich unausweichlich stellen. Die Entwicklung der letzten Jahr- 
zehnte ging in der Richtung größerer Universalität. Besteht darum die Aufgabe der 
dritten Periode nicht darin, die umfassendere Gemeinschaft herzustellen, ohne doch die 
Gemeinschaft, die bisher gewonnen worden ist, zu verwässern? 


II. Das Verhältnis zwischen Christenräten und ihren Mitgliedskirchen 


Nachdem wir uns Entstehung und Geschichte der Christenräte in aller Kürze vergegen- 
wärtigt haben, stellen wir uns die Frage, was ein Christenrat eigentlich ist. Was ist ent- 
standen, wenn Kirchen, die noch voneinander getrennt sind, eine Gemeinschaft bilden? 
Hat diese Gemeinschaft eine ekklesiologische Bedeutung — oder ist sie in keinem Sinne 
Kirche? Wie muß das Verhältnis zwischen der Gemeinschaft und den weiterhin getrenn- 
ten Kirchen gesehen werden? Die Frage ist in den letzten Jahren immer wieder aufge- 
worfen worden. Je größer die Zahl der Christenräte wurde und je mehr ihre Tätigkeit 
ausgebaut wurde, desto dringlicher wurde zu klären, welcher Platz diesen Gebilden 
ekklesiologisch zukommt. Es ist von vornherein klar, daß eine allgemeine Antwort auf 
diese Frage nicht möglich ist. Wesen, Struktur und Kompetenzen der verschiedenen Räte 
sind so verschieden, daß sich jede ekklesiologische Formel als unzureichend erweisen 
muß. Gewisse gemeinsame Linien lassen sich aber doch aufzeigen. 

Die Diskussion über die Frage kam vor allem in den fünfziger Jahren in Gang. Sie 
erreichte ihren Höhepunkt zur Zeit der Dritten Vollversammlung des Okumenischen 
Rates in Neu-Delhi und der Vierten Weltkonferenz für Glauben und Kirchenverfassung 
in Montreal. Sie ging zunächst vor allem von den Vereinigten Staaten aus?’. Einige 
Theologen stellten die These auf, daß die Christenräte weit mehr ekklesiologische Bedeu- 
tung besäßen als in der Regel zugestanden werde. Indem die Kirchen sich zusammen- 
schließen, können sie sich nicht anders als Kirchen manifestieren, und sie sind, wenn sie 
als Gemeinschaft sprechen und handeln, in höherem Maße Kirche als in der Vereinze- 
lung. Es ist darum ein Widerspruch, wenn die Bezeichnung Kirche einzig für die einzel- 
nen Mitgliedskirchen reserviert wird. Die Christenräte haben jedenfalls nicht weniger 
ekklesiologische Bedeutung als ihre Mitgliedskirchen28. Diese Sicht vermochte sich nicht 
durchzusetzen. Sie ging allzu offensichtlich über die Mängel hinweg, die den Christen- 
räten unausweichlich anhaften, und konnte nur auf Grund einer spiritualisierenden, die 
Gemeinschaft in der Eucharistie wenig ernst nehmenden Ekklesiologie vertreten wer- 
den. 

Die Frage blieb aber bestehen. Wenn ein Christenrat auch nicht als Kirche verstanden 
werden kann, läßt sich nicht sagen, daß er in gewissem Sinne ekklesiologische Bedeu- 
tung habe, daß er partiell oder in gewissen Augenblicken Kirche sei? Muß nicht jeden- 
falls jede Mitgliedskirche zugestehen, daß sie allein nicht in vollem Maße Kirche zu sein 
vermag und daß die Gemeinschaft des Rates ihr eine Dimension eröffnet, die ihr sonst 
verschlossen bliebe? Diese Möglichkeiten wurden an der Vierten Weltkonferenz für 
Glauben und Kirchenverfassung im Blick auf die Bedeutung des Okumenischen Rates 





27. Ross W. Sanderson: Church Cooperation in the United States: The Nation-Wide Back- 
grounds and Ecumenical Significance of State and Local Councils of Churches in their Historical 
Perspectives (New York: Association of Council Secretaries, 1960). -— Robert Lee: 'The Social 
Sources of Church Unity: An Interpretation of Unitive Movements in American Protestantism 
(New York: Abingdon Press, 1960). - Henry P. van Dusen: The Significance of Conciliar 
Ecumenicity, Ecumenical Review, XII, 1960, S. 310 ff. - The Ecclesiological Significance of 
Councils of Churches, Working Paper prepared by The National Study Commission on The 
Ecclesiological Significance of Councils of Churches of Faith and Order/National Council of 
Churches of Christ/USA, 1963. 

28. Henry P. van Dusen: a.a.O. $. 316. 
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erwogen. Ein Text, der der Konferenz vorgelegt wurde, machte den Versuch, die Ge- 
meinschaft des Ökumenischen Rates mit Hilfe der vier Attribute des Bekenntnisses zu 
beschreiben. Wenn der Okumenische Rat auch nicht die Kirche ist, von der im Credo 
die Rede ist, sind die Attribute der Einheit, Heiligkeit, Katholizität und Apostolizität 
in dieser Gemeinschaft doch manifestiert. Die Konferenz machte sich diesen Versuch nicht 
zu eigen. Sie beschränkte sich im wesentlichen auf die Erklärung, daß die Gemeinschaft 
des Okumenischen Rates für alle Kirchen eine neue Dimension eröffnet habe, daß es 
aber noch nicht möglich sei, sie gemeinsam zu beschreiben. Die Aporie, in der sich die 
Konferenz sah, ist an sich nicht erstaunlich. Die ekklesiologischen Begriffe, deren sich 
die Kirchen bedienen, eignen sich nicht, um die Anomalie zwischen Einheit und Tren- 
nung zu erfassen, und die ökumenische Bewegung hat noch keine gemeinsame ekklesio- 
logische Terminologie hervorgebracht, die an ihre Stelle treten könnte. 

Das Thema trat nach der Weltkonferenz in Montreal wieder in den Hintergrund. Der 
Bericht hatte zwar empfohlen, daß die Frage weiter untersucht werde. Eine Diskussion 
im Zentralausschuß des Okumenischen Rates führte aber zu keinen greifbaren Ergeb- 
nissen, und man begann mehr und mehr, sich mit der Auskunft abzufinden, daß eine 
gemeinsame Antwort vorläufig nicht gefunden werden könne. Birgt aber diese Genüg- 
samkeit nicht eine Gefahr in sich? Führt sie nicht dazu, daß die Christenräte aufhören, 
sich ständig von neuem vor der bedrängenden Frage zu verantworten, was Kirche sei 
und was dazu erforderlich sei, daß sie in ihrer gegenwärtigen Gestalt hingenommen 
werden oder sich ohne wirkliche geistliche Kontrolle weiterentwickeln? So groß die 
Schwierigkeiten sein mögen, muß darum die Frage nach der ekklesiologischen Bedeu- 
tung der Räte doch wach erhalten werden. Das Unvermögen, ekklesiologisch auszusagen, 
was sie in ihrer gegenwärtigen Gestalt bedeuten, beweist jedenfalls eines mit unmißver- 
ständlicher Deutlichkeit: daß sie nämlich eine ekklesiologische Anomalie sind, die in 
dieser Gestalt nicht unbegrenzt weiterdauern darf. 

Drei Beobachtungen mögen diese Behauptung erhärten: 


a) Eine Saite ohne Resonanzboden 


Christenräte sind oft in der Lage, Aufgaben zu erfüllen, die sonst von den Kirchen nur 
ungenügend erfüllt oder überhaupt nicht angepackt würden. Die Gründe dafür sind 
vielfältig. Sie liegen nicht allein in dem Umstand, daß die Kirchen gemeinsam über 
größere Kräfte verfügen. Die Christenräte füllen vielmehr in der Regel eine Lücke aus. 
Die Kirchen haben die meisten Aufgaben, die die Christenräte heute erfüllen, einzeln 
nie in Angriff genommen. Die Stärke der Christenräte besteht darin, daß sie „leeren 
Raum“ auszufüllen vermögen. Und wo ließe sich heute nicht immer solch neuer „leerer 
Raum“ entdecken! Sie können sich darüber hinaus in größerer Freiheit bewegen. Wäh- 
rend die einzelnen Kirchen oft durch festgefahrene innere Gegensätze, geschichtlich ge- 
wordene „Tabus“, Rücksichten auf bestimmte Kreise, ein unklares Verhältnis zum Staat 
oder die Sorge um das Prestige in der Gesellschaft gehemmt werden, sind sie unbe- 
schwerter und können gelegentlich Wagnisse auf sich nehmen, die in den einzelnen 
Kirchen von vornherein scheitern müßten. Wie oft hat ein Christenrat ein Wort zu ethi- 
schen oder politischen Fragen gesagt, dessen eine einzelne Kirche nicht fähig gewesen 
wäre! Die Christenräte haben auch den Vorteil, sich unbefangener auf die Gegebenheiten 
der heutigen Zeit einstellen zu können. Sie müssen nicht mit bereits vorhandenen kirch- 
lichen Strukturen arbeiten und können darum funktioneller vorgehen. Die Wege der 
Entscheidung sind oft wesentlich einfacher als in den einzelnen Kirchen. 

Die Stärke der Christenräte ist aber zugleich auch ihre Schwäche. Weil sie sich mit 
einer gewissen Freiheit zu bewegen vermögen und sich durch die einzelnen Kirchen nicht 
zurückhalten lassen, können sie nicht wirklich in ihrem Namen handeln und sprechen. 
Ein Christenrat ist nicht ohne weiteres die Kirchen. Seine Erklärungen, so prophetisch, 
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provokativ oder langweilig sie sein mögen, können nicht ohne weiteres für das Wort 
der Kirchen genommen werden. Der Christenrat hat keine Autorität über die Kirchen, 
und er hat eine größere Freiheit als die Kirchen, weil sich die Kirchen und vor allem 
ihre einzelnen Glieder durch seine Entscheidungen nicht gebunden fühlen. Seine Ver- 
lautbarungen haben darum etwas Schwebendes, und es ist bezeichnend, daß die Offent- 
lichkeit ihnen oft nicht die Aufmerksamkeit schenkt, die sie eigentlich verdienten. Eine 
Synode oder ein Bischof, die eine wenig vorbereitete, bedeutungslose Erklärung abgeben, 
können eines Echos in der Regel sicherer sein. So ungerecht dies in vielen Fällen sein 
mag, kommt darin doch ein Gespür dafür zum Ausdruck, wo die Autorität zu suchen 
ist, die gehört oder kritisiert werden muß. 

Ist aber diese Situation nicht unbefriedigend? Deutet sie nicht darauf hin, daß das 
Verhältnis zwischen Christenrat und Kirchen ungeklärt ist? Denn wie können die Kir- 
chen dem Christenrat „leeren Raum“ überlassen und doch die Autorität nicht anerken- 
nen, die sie ihm damit überlassen haben? 


b) Ekklesiologischer Minimalismus: ein Circulus vitiosus 


Dieselbe Spannung läßt sich noch unter einem anderen Gesichtspunkt feststellen. Die 
Christenräte bewähren sich in erster Linie in der Bewältigung praktischer Aufgaben. 
Sie sind Zentren kirchlicher Aktivität und wenden sich mit Vorliebe Fragen der Erzie- 
hung, der Mission, der zwischenkirchlichen Hilfe und des politischen Zeugnisses zu. 
Fragen der Lehre, der 'Theologie, des geistlichen Lebens, vor allem die Probleme des 
Gottesdienstes, spielen in ihrem Leben eine geringere Rolle. Gewiß, manche Fragen die- 
ser Art werden untersucht und erscheinen im Programm in der Gestalt von „Studien“. 
Die Christenräte sind aber doch in erster Linie Vereinigungen zur Erfüllung bestimmter 
Ziele. Selbst „Studien“ sind im Grunde nichts anderes als eine Aktivität. Die gemeinsame 
Anbetung manifestiert sich nur in beschränktem Maße. 

Diese Verteilung der Gewichte erklärt sich zum Teil aus dem Gefälle der modernen 
Zeit überhaupt. Das Leben aller Kirchen ist in den letzten Jahrzehnten aktiver gewor- 
den, und wäre die Notwendigkeit aktiven Engagements in den sozialen und politischen 
Problemen der Zeit nicht mit wachsender Schärfe erkannt worden, hätten sich die 
Christenräte vermutlich überhaupt nicht in dem Umfang entfalten und durchsetzen kön- 
nen. Der Mangel an gottesdienstlichem Leben ist aber auch im Verhältnis zwischen den 
Christenräten und den einzelnen Kirchen begründet. Das geistliche und gottesdienstliche 
Leben der Christenräte bleibt darum beschränkt, weil die Kirchen in diesem Bereich am 
wenigsten bereit sind, etwas von dem überkommenen Erbe preiszugeben und neue ge- 
meinsame Formen zu schaffen. Die ökumenische Bewegung hat zwar zahlreiche Vor- 
schläge für gemeinsame Gottesdienste hervorgebracht. Sie hat aber noch keine geistliche 
und gottesdienstliche Tradition geschaffen, in der sich in vollem Umfang leben ließe. 
Die verschiedenen Traditionen haben sich noch nicht genügend durchdrungen, daß von 
einer tragfähigen Grundlage die Rede sein könnte. Wenn man von wenigen Versuchen 
wirklicher Integration absieht (zum Beispiel Taiz€), stehen die verschiedenen gottes- 
dienstlichen Formen nach wie vor unverbunden nebeneinander. Die Christenräte müssen 
sich darum mit einem Minimum von Gemeinschaft begnügen. Sie können vor allem nicht 
von der gemeinsamen Feier der Eucharistie ausgehen und die Gemeinschaft auf dieser 
Grundlage aufbauen. Müssen sie dadurch nicht beinahe unvermeidlich ein aktivistisches 
Gepräge erhalten? 

Wir haben es in dieser Hinsicht mit einem eigentlichen Circulus vitiosus zu tun. Die 
Christenräte haben die Neigung zu einer praktischen Ausrichtung, weil die Kirchen 
ihnen keinen anderen Weg ermöglichen. Weite Kreise in den Kirchen stehen den Chri- 
stenräten mit Reserve gegenüber, weil sie ihnen zu „ungeistlich“, zu „funktionell“ vor- 
kommen. Diese Bedenken verschärfen die Zurückhaltung der Kirchen gegenüber den 
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Christenräten und tragen dadurch dazu bei, sie noch mehr auf eine aktivistische Bahn zu 
stoßen. Das ungeklärte Verhältnis zwischen Christenräten und Kirchen wird auf diese 
Weise eine Ursache für die ungesunde Trennung zwischen geistlichen und weltlichen 
Dingen, eine Trennung, die sowohl die Christenräte als auch die Kirchen gerade zu 
überwinden trachten. 


c) Le provisoire qui dure ... 


Ein Christenrat wird, je länger er existiert, zu einer Institution mit ihrem eigenen 
Gewicht und Gefälle, ihrer eigenen Geschichte und den sich daraus ergebenden Mög- 
lichkeiten und Begrenzungen. Gewiß, die Räte sind im Vergleich zu den einzelnen 
Kirchen weniger mit Traditionen belastet. Sie sind aber, so jung sie sein mögen, nie ohne 
Geschichte, und sie werden durch sie, je länger sie dauert, mehr und mehr bestimmt. Sie 
erhalten im Laufe der Zeit Funktionen, die sich nicht notwendig aus der Intention der 
Gründung ergeben. Sie beginnen im Netze der kirchlichen Beziehungen ihre besondere 
Rolle zu spielen. Sie werden geprägt durch die Identifikation mit bestimmten Kreisen 
in den Kirchen und ihren besonderen Interessen. Je nach den Umständen können sie ein 
Werkzeug der „Opposition“ oder retardierender Faktor sein. Starke, seltsame oder 
schwache Persönlichkeiten üben an führender Stelle ihren Einfluß aus und bestimmen 
den weiteren Gang der Dinge. Einmal erfolgte Stellungnahmen fordern ähnliche Stel- 
lungnahmen ähnlicher Art, und es bildet sich nach einiger Zeit ein Modell heraus, dessen 
verpflichtender Kraft sie sich nur mit Mühe zu entziehen vermögen. Mit einem Wort: 
Sie werden zu Größen, die im Gefüge der kirchlichen Beziehungen ungeachtet aller offi- 
ziellen Definitionen eine konkrete soziologische Stellung einnehmen und auf bestimmte 
Weise auf das kirchliche Geschehen einwirken. 

Was ist aber damit geschehen? Eine neue kirchliche Instanz ist entstanden, die neben 
die bereits bestehenden tritt. Das Nebeneinander und Ineinander von kirchlichen Stellen 
ist um eine Stufe komplizierter geworden. Die Christenräte sind eine ekklesiologische 
Anomalie. Diese Tatsache wird von jedermann anerkannt werden. Die Einsicht kann 
aber im tatsächlichen Leben der Kirche leicht vergessen werden. Die ekklesiologische 
Anomalie kann zu einem normalen Faktor werden, mit dem im Spiele kirchlicher Aus- 
einandersetzungen zu rechnen ist. Je älter und komplizierter die Geschichte eines Chri- 
stenrates ist, desto größer ist die Gefahr, daß er zu einem solchen normalen Faktor wird. 

Diese drei Beobachtungen führen alle zum selben Ergebnis: Die Christenräte können 
ihre Bestimmung nur erfüllen, wenn sie wirklich und durchweg als Institutionen des 
Übergangs verstanden werden. Sie haben ihren Sinn darin, die ekklesiologische Anomalie 
der Trennung zu überwinden und die Einheit, die die Kirchen verbindet, in wachsendem 
Maße sichtbar zu machen. Sie sind selbst eine Anomalie und haben als solche nur so 
lange Berechtigung, als sie dem Ziele dienen, die eigentliche ekklesiologische Anomalie 
der Trennung zu beseitigen. Wenn diese Bewegung wegfällt und sie zu feststehenden 
Institutionen werden, muß ihr widersprüchlicher Charakter in unbefriedigender Weise 
zum Vorschein kommen. 

Der Kirche ist ihrem Wesen nach eine konziliare Struktur eigen. Sie bedarf zu allen 
Zeiten repräsentativer Versammlungen, und diese ihr innewohnende Notwendigkeit 
wird sich immer auf irgendeine Weise Ausdruck verschaffen. Ein kürzlich erschienener 
Bericht der Kommission für Glauben und Kirchenverfassung hebt diese Tatsache mit 
Recht hervor29. Die Kirche steht darum immer vor der Aufgabe, diese Eigenschaft in 
ihrer Zeit auf angemessene Weise zu entfalten. Sie ist in den einzelnen Kirchen nur in 
verzerrter Form zu finden. Die Räte könnten Instrumente sein, die die Kirchen nicht 
nur zusammenführen, sondern ihnen zugleich zu einer neuen Manifestation der Konzi- 


29. Bristol 1967, Beiheft Nr. 7/8 der Okumenischen Rundschau, S. 71. 
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liarität verhelfen. Sie müssen darum dafür sorgen, daß sie gerade in dieser Hinsicht eine 
wirkliche Herausforderung an die Kirchen darstellen. Sie dürfen sich nicht mit den leich- 
testen Lösungen zufriedengeben, sondern müssen nach Formen repräsentativer Kon- 
ziliarität streben, in deren Spiegel die Kirchen sich selbst als ungenügend erkennen. Die 
Gestaltung der Christenräte ist darum nicht eine nebensächliche Frage, die man mit 
einem den Okumenikern in der Regel eigenen Spiritualismus übergehen kann. 

Institutionen des Übergangs: Der Okumenische Rat hat in dieser Hinsicht eine be- 
sondere Aufgabe. Er ist selbst ein Rat und kann durch seine Beziehung zu den einzel- 
nen Räten viel dazu beitragen, daß die Bewegung erhalten bleibt. Er kann sich selbst 
als feststehende Institution und die einzelnen Räte als sein Spiegelbild verstehen. Er 
kann in ihnen administrative Zentren sehen, deren Aufgabe es ist, seine Interessen in 
einem bestimmten Gebiet zu vertreten. Er kann sie als seine Organe zur Erfüllung prak- 
tischer Aufgaben benützen (zwischenkirchliche Hilfe usw.). Er kann sie ausbauen in der 
bloßen Absicht, ein verläßliches, operationsfähiges und von kirchlichen Komplikationen 
befreites Werkzeug zu haben. Er kann sie aus diesem Grunde direkt oder indirekt 
finanziell stärken mit Mitteln, die nicht aus den Kirchen selbst kommen. Je ausschließ- 
licher und ausdrücklicher er dies tut, desto mehr trägt er dazu bei, sie in ihrem wider- 
sprüchlichen Charakter zu fixieren. Er kann aber seine Aufgabe darin erkennen, die Be- 
wegung zu erhalten und die lebendige Auseinandersetzung zwischen den Kirchen, die 
zu einem Christenrat zusammengeschlossen sind, zu stärken. Er kann versuchen, sie 
ständig zum nächsten Schritt zu ermutigen. Er dient auf diese Weise der ökumenischen 
Bewegung am besten. 


III. Nächste Schritte 


Wir haben gesehen, daß sich in der Geschichte der Christenräte eine neue Periode abzu- 
zeichnen beginnt. Die ökumenische Bewegung hat die Beziehungen zwischen den Kirchen 
verändert, und die Christenräte sind genötigt, diesen Veränderungen Rechnung zu tra- 
gen. Manche Faktoren könnten genannt werden. Vor allem zwei seien hier hervorge- 
hoben: die wachsende Zahl von Kirchen, die eine eigentliche Union herzustellen suchen, 
und die immer größere Bereitwilligkeit örtlicher römisch-katholischer Kirchen, den Chri- 
stenräten als volle Mitglieder beizutreten. Die Christenräte werden durch beide Entwick- 
lungen in ihrer gegenwärtigen Gestalt in Frage gestellt. 

Es ist natürlich, daß Kirchen, die einander näher als andere verwandt sind und sich 
in ökumenischer Begegnung und Zusammenarbeit noch weiter angenähert haben, eine 
engere Verbindung untereinander herzustellen suchen. Denn ist es sinnvoll, daß sie von- 
einander getrennt bleiben, wenn doch keine entscheidenden Hindernisse mehr zwischen 
ihnen liegen? Müssen sie nicht an eine eigentliche Union denken? Die Zahl der Unio- 
nen, die in den letzten Jahren vollzogen worden sind, ist zwar gering. Die Bewegung 
nach größerer Einheit ist aber unverkennbar. Immer mehr Kirchen stehen in Verhand- 
lungen miteinander, und es besteht Grund anzunehmen, daß eine Reihe dieser Gespräche 
in den kommenden Jahren erfolgreich abgeschlossen werden kann. Was hat diese Ent- 
wicklung für die Christenräte zu bedeuten, und in welchem Verhältnis steht die Gemein- 
schaft in den Christenräten zu dieser werdenden engeren Gemeinschaft zwischen einzel- 
nen Kirchen? Die Frage ist bisher noch kaum aufgeworfen worden, ist aber von großem 
Gewicht. Die Verhandlungen zwischen den Kirchen können nicht fortgesetzt werden, 
ohne daß sie früher oder später nach allen Seiten hin geklärt wird. 

Zwei Bemerkungen sollen dies illustrieren. Wenn alle Mitgliedskirchen eines Christen- 
rates einander konfessionell verwandt sind, können sie eine engere Einheit im Rahmen 
des Christenrates selbst suchen. Dies ist z. B. in Indonesien der Fall. Der Wunsch der 
Kirchen, in engerer Verbindung zu stehen, konnte darin Ausdruck finden, daß die Ver- 
sammlung des Christenrates durch eine „ökumenische Synode“ ersetzt wurde (1967). 
Wenn aber nur einige Mitgliedskirchen sich enger zusammenschließen, muß sich zwangs- 
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läufig die Zusammensetzung des Christenrates verschieben. Eine Union kann gelegentlich 
bedeuten, daß Kirchen, die bisher wirkliche Partner gewesen waren, zu unwichtigen 
Minoritäten werden und sich als solche empfinden. Die neue unierte Kirche kann Funk- 
tionen übernehmen, die bisher durch den Christenrat erfüllt worden waren, und der 
Christenrat kann dadurch ein Stück seiner Bedeutung verlieren. Es besteht darum aller 
Grund, sich im voraus die Frage zu stellen, welche Folgen eine Union für die Christen- 
räte haben würde. Wie würde z. B. die Vereinigung zwischen der Kirche von England 
und der methodistischen Kirchen den British Council of Churches beeinflussen? Welche 
Stellung würde den übrigen Freikirchen bleiben? Der Gedanke eines „covenant“, also 
eines neuen Bundes, aller Kirchen in Großbritannien ist in Vorschlag gebracht worden. 
Wenn er von allen Kirchen gutgeheißen wird, würde der British Council of Churches 
eine neue Grundlage erhalten. Wenn er aber nicht allgemeine Zustimmung findet, in 
welchem Verhältnis werden vereinigte Kirchen, verbündete Kirchen und der Christenrat 
stehen? Wenn die Verhandlungen in Ghana zu einer Union führen sollten, welche raison 
d’etre bleibt dem Christenrat in Ghana? Die vereinigte Kirche würde die überwältigende 
Majorität darstellen. Und in welcher Beziehung ist die Consultation on Church Union 
in den Vereinigten Staaten (COCU) zum National Council of Churches zu sehen? Die 
Verhandlungen zwischen den zehn oder elf Kirchen sind noch nicht genügend fortge- 
schritten, daß das Problem wirklich akut geworden wäre. Die Gespräche werden aber 
mit so viel Intensität geführt, daß es bald akut werden kann. Die Konsultation beschäf- 
tigt sich mit zahlreichen Fragen, mit denen sich in weniger verpflichtender Weise auch 
der National Council of Churches befaßt. Muß nicht der Augenblick kommen, wenn die 
zehn Kirchen in Antizipation der Einheit, die sie herzustellen suchen, auch gemeinsam 
zu reden und zu handeln beginnen? 

Die Union hat aber nicht nur Folgen für die Christenräte. Die Beziehung muß auch 
in der umgekehrten Richtung geprüft werden. Sind die Christenräte ihren Mitglieds- 
kirchen dabei behilflich, größere Einheit untereinander zu finden? Es kann kein Zweifel 
sein, daß sich darüber manches Positive sagen läßt. Die Kirchen haben im Christenrat 
einen Rahmen, um einander besser kennenzulernen und ihre Gemeinschaft zu vertiefen. 
Sie werden durch ihre Mitgliedschaft in dieser umfassenden Gemeinschaft vor allem 
daran erinnert, daß sie sich in der ökumenischen Bewegung den Fragen aller Kirchen 
auszusetzen haben. Sie dürfen sich nicht auf die Kirchen beschränken, die ihnen so ver- 
wandt sind, daß sie die Union mit ihnen ins Auge fassen können. Christenräte können 
der Union aber auch zum Hindernis werden. Der Umstand, daß eine Union das Gleich- 
gewicht des Christenrates stören kann, kann zu einem unbewußten oder auch bewußten 
Widerstand führen. Das tiefere Hindernis liegt aber darin, daß der Christenrat Ele- 
mente der Einheit vorwegnimmt und die Union darum weniger dringend erscheinen läßt. 
Wenn die Kirchen ohnehin miteinander reden und handeln können, ist dann Union 
nicht ein überflüssiger Schritt? Gewiß, sie bringt größere Übereinstimmung in der Lehre 
und vor allem die Gemeinschaft im Abendmahl. Die Tatsache, daß die Kirchen bereits 
in wesentlichen Fragen zusammengearbeitet haben, erweckt den Eindruck, daß es sich 
dabei um nicht mehr als eine nachträgliche Bereinigung handelt. Steht wirklich ein echtes 
Suchen nach Gemeinschaft oder nur das Bedürfnis nach Konsensus und institutioneller 
Übereinstimmung dahinter? Die Unionen werden leicht unter dem Gesichtspunkt dieser 
ungeduldigen Fragen beurteilt, und die Existenz der Christenräte trägt dazu bei, die 
Frage noch zu verschärfen. Sie tragen darum auch eine besondere Verantwortung, den 
Weg zu größerer Einheit zu ebnen, selbst wenn sie dadurch für sich selbst Schwierig- 
keiten schaffen. 

Die Christenräte werden aber in ihrer gegenwärtigen Gestalt noch weit mehr durch 
die Erweiterung der ökumenischen Bewegung in Frage gestellt. Sollen die Christenräte 
auch die römisch-katholische Kirche umfassen? Der Schritt ist an einzelnen Orten bereits 
vollzogen worden, an zahlreichen anderen wird er erwogen, und es kann sein, daß sich 
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das Bild, das die Christenräte heute bieten, in den kommenden Jahren erheblich ver- 
ändern wird. 

Diese Erweiterung der Christenräte kann zunächst nur willkommen geheißen werden. 
Sie läßt endlich die Gemeinschaft der Kirchen vollständig werden. Alle - oder wenig- 
stens annähernd alle — an einem bestimmten Ort oder in einem bestimmten Gebiet, 
die den Namen Christi bekennen, werden, wenn auch nicht vereint, so doch zu einer 
ökumenischen Gemeinschaft zusammengefaßt werden. Sowohl der Dialog als auch die 
praktische Zusammenarbeit lassen sich in dieser Gemeinschaft mit mehr Verheißung auf 
Erfolg ins Auge fassen. Die Hindernisse, die der Einheit im Wege stehen, werden in ihrer 
vollen Zahl in Erscheinung treten, und weil alle Kirchen sich in einer Gemeinschaft be- 
finden, werden sie genötigt sein, diese auszutragen. Ein Christenrat, der nur eine be- 
schränkte Zahl von Kirchen umfaßt, muß unausweichlich eine unbefriedigende Gemein- 
schaft bleiben. Es wird sich immer wieder zeigen, daß die Probleme, die zwischen den 
Kirchen stehen, nicht in vollem Umfang gesehen und angepackt werden können. Der 
abwesende Partner ist in gewissem Sinne auf alle Fälle anwesend. Die römisch-katho- 
lische Kirche wird in der Gemeinschaft der Christenräte einen wesentlichen Beitrag 
leisten. Ein Christenrat, der eine römisch-katholische Diözese oder Gemeinde umfaßt, 
wird weit mehr als früher die Frage stellen müssen, was eigentlich die von Gott gewollte 
Einheit der Kirche sei. Die theologische Diskussion wird einen größeren Platz einneh- 
men und die Gestaltung des geistlichen Lebens eine größere Rolle spielen. Der Christen- 
rat wird sich auch weit mehr als jetzt die Frage stellen müssen, ob er eigentlich dazu 
berechtigt sei, im Namen der Kirchen zu sprechen. Der Umstand, daß die römisch- 
katholische Kirche in dieser Hinsicht auf Grund einer besonderen ekklesiologischen Tra- 
dition einen besonderen Anspruch erhebt, wird dazu nötigen, eine Klärung vorzuneh- 
men, die bis jetzt noch weitgehend gefehlt hat. Es ist klar, daß die römisch-katholische 
Kirche alle diese Fragen nicht aufwerfen kann, ohne auch selbst in Frage gestellt und 
verändert zu werden. Die Mitgliedschaft im Christenrat kann darum zu einer gegen- 
seitigen Beeinflussung führen, die für die weitere Entfaltung der ökumenischen Bewe- 
gung heilsam sein kann. 

Allerdings dürfen wir die andere Seite nicht übersehen. Viele Räte haben bei ihren 
Mitgliedern Kirchen und Gruppen, die nicht zum Okumenischen Rat der Kirchen ge- 
hören. Sie bilden eine Ebene für Gespräche und Zusammenarbeit mit evangelikalen 
Christen, die gegenüber der ökumenischen Bewegung oft ablehnend oder gar feindlich 
eingestellt sind. Indem die Räte diese Kontakte pflegen, erfüllen sie für alle Kirchen 
eine wesentliche Aufgabe. Gilt das aber auch dann noch, wenn die römisch-katholische 
Kirche aktiv am Leben der Räte teilhaben würde? Würde ein solcher Schritt nicht dazu 
beitragen, daß bestimmte Gruppen sich aus der Arbeit der Räte völlig zurückziehen? 
Dann würde ein größerer Umfang auf Kosten der bestehenden Gemeinschaft erkauft 
werden. Zwar würde der Beitritt der römisch-katholischen Diözesen nicht in allen 
Situationen und Ländern diese Folgen haben, und an einigen Orten könnte ein solcher 
Beitritt sogar Gruppen anziehen, die sich bislang von allen ökumenischen Kontakten 
ferngehalten haben. Man muß diese Möglichkeit sehr sorgfältig im Auge behalten. 
Jedenfalls darf man die Gefahr der Polarisation nicht unterschätzen, und weil das Zeug- 
nis der Evangelikalen für die ökumenische Bewegung wesentlich ist, sollte man keine 
Mühen scheuen, um eine solche Entwicklung zu verhindern. 

Es müssen aber noch einige andere Fragen gestellt werden. Wird durch die Erweite- 
rung die bestehende Gemeinschaft nicht so aufgelockert, daß sie ihre Bedeutung ver- 
liert? Dieser Vorgang scheint sich augenblicklich an verschiedenen Orten zu vollziehen. 
Vertreter der römisch-katholischen Kirche erklären zwar ihre Bereitschaft, einer Gemein- 
schaft von Kirchen beizutreten, schlagen aber zugleich vor, ihr eine losere Form zu 
geben. Z. B. ist verschiedentlich der Gedanke geäußert worden, keinen Rat, sondern eine 
bloße Assoziation zu bilden. Der Grund liegt offenkundig darin, daß eine Assoziation 
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ein geringeres Maß von Verpflichtungen erfordert. Jede Anspielung auf die „Konziliari- 
tät“ als Merkmal der Kirche ist vermieden. Es soll deutlich werden, daß nicht mehr 
beabsichtigt ist als ein organisatorisches Instrument zur Verwirklichung bestimmter Ziele. 
Die Kirchen sollen in ihrem Wesen unberührt bleiben. Ist aber ein wirklicher Fortschritt 
erzielt, wenn die gegenseitige Verpflichtung auf diese Weise abgeschwächt wird? 

Die bisherigen Mitgliedskirchen würden dadurch Wesentliches verlieren. Der Christen- 
rat hat ihnen die Möglichkeit gegeben, gemeinsam zu reden und zu handeln. Die Mehr- 
zahl von ihnen hat keine andere Möglichkeit, sich wirksam an die Öffentlichkeit zu 
wenden. Würde der Christenrat so konstituiert, daß er ohne Schwierigkeit auch die 
römisch-katholische Kirche aufnehmen kann, würden sie ihre „Stimme“ verlieren. Die 
römisch-katholische Kirche ist auf diese Möglichkeit nicht in derselben Weise angewie- 
sen. Sie hat eine Struktur, die es ihr erlaubt, auf allen Ebenen in Erscheinung zu treten. 
Der Christenrat ist für viele nichtkatholische Kirchen eine viel größere ekklesiologische 
Notwendigkeit. Für sie ist er nicht nur ein Mittel zu ökumenischer Begegnung und Be- 
tätigung, sondern sehr oft die einzige Möglichkeit, auf einer anderen als der örtlichen 
Ebene aktiv zu werden. Ist aber ein wirklicher Fortschritt erzielt, wenn die bisher in 
den Christenräten zusammengeschlossenen Kirchen sich nicht mehr mit derselben Be- 
stimmtheit und Klarheit zum Worte melden können? 

Diese Schwierigkeiten haben unleugbares Gewicht und müssen ernstgenommen wer- 
den. Die Erweiterung der Christenräte ist tatsächlich nur sinnvoll, wenn die bisher erreichte 
Gemeinschaft beibehalten werden kann. Dies mag in einzelnen Fällen auch möglich sein. 
Die Forderung muß jedenfalls mit allem Nachdruck aufgestellt werden. Es ist wichtig, 
daß die Mitgliedschaft eine Verpflichtung darstellt. Es ist auch wichtig, daß nicht um 
der römisch-katholischen Kirche willen die Beziehung zum Okumenischen Rat der Kir- 
chen modifiziert wird. Die Beziehung zwischen dem Ökumenischen Rat und den natio- 
nalen Christenräten ist für die Zukunft der ökumenischen Bewegung ein wesentlicher 
Faktor. 

Die beiden hier beschriebenen Entwicklungen hängen eng zusammen. Die Erweite- 
rung der Christenräte mag in vielen Fällen in dem Augenblick nicht nur möglich, son- 
dern geboten sein, wenn die Kirchen, die bisher zusammengefunden hatten, um einen 
Schritt enger zusammenwachsen, wenn sie eine vereinigte Kirche oder wenigstens einen 
„covenant“30 bilden und so auch unabhängig vom Christenrat eine gemeinsame Stimme 
bewahren. Die Bewegungen zu größerer Einheit und zur Erweiterung der ökumenischen 
Gemeinschaft würden sich in diesem Falle zur gleichen Zeit vollziehen, und die eine 
würde die andere möglich machen. Die Gruppe von Kirchen, die heute den Christenrat 
bilden und zu einer engeren Gemeinschaft fähig sind, würden einen Bund bilden, der 
darin über den Rat hinausgeht, daß gegenseitig der Zugang zum Abendmahl gewährt 
und die Verpflichtung zu immer wachsender Einheit eingegangen würde. Der Christen- 
rat könnte dann zugleich erweitert werden. Die neue vereinigte Kirche oder der auf 
dieses Ziel ausgerichtete Bund wäre darin eines der Mitglieder. Die römisch-katholische 
Kirche könnte einem solchen Christenrat beitreten, ohne daß für die bisherigen Mitglie- 
der ein Nachteil entstünde. Sie würden die bisherige Gemeinschaft aufrechterhalten kön- 
nen. Die auf der Weltkonferenz in Edinburgh unterschiedenen drei Formen der Einheit 
hätten dann alle ihren Platz. Sämtliche Kirchen wären durch eine föderative Einheit 


30. Der Ausdruck „covenant“ ist im Englischen hilfreich. Er besagt im Grunde zwar nichts 
anderes als „federation“ (Föderation), und es ist von den Begriffen her schwer zu bestimmen, 
worin sie sich unterscheiden. Was mit einem „covenant“ beabsichtigt ist, könnte allenfalls auch 
durch den Begriff der Föderation ausgedrückt werden. Dieser Begriff hat aber im Laufe der 
Geschichte eine Bedeutung erhalten, die ihn zur Bezeichnung einer, engeren Gemeinschaft als einer 
bloßen Assoziation ungeeignet erscheinen läßt. Um ein weiteres Stadium auf dem Wege der Ein- 
heit zu bezeichnen, ist ein neuer Begriff notwendig. Der Ausdruck „Bund“ hat im Deutschen nicht 
dieselbe Qualität. Er ist auch bereits verbraucht. 
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verbunden, einige Kirchen wären in einem engeren Bund zusammengeschlossen (Inter- 
kommunion) oder gar in organischer Einheit zusammengefaßt31. 

Diese Lösung mag sich zunächst nur an vereinzelten Orten aufdrängen. Jedenfalls 
ist aber die Zeit gekommen, verschiedene Formen der Einheit zu unterscheiden und sie 
in der Beziehung aufeinander zu pflegen und zu fördern. Der Okumenische Rat kann 
nicht nur die Christenräte in ihrer jetzigen Gestalt ins Auge fassen. Er dient der Zukunft 
am besten, wenn er einerseits die Bewegung zu größerer Einheit unter den Kirchen stärkt 
und andererseits auch zur Erweiterung der Christenräte ermutigt. Zu seinen Aufgaben 
gehört also die Sorge sowohl für das Leben der Räte, für engere Bünde und Unionen 
als auch für die Entwicklung der Beziehungen aller Kirchen untereinander. 


Es steht außer Zweifel, daß die vorstehenden Gedankengänge auch für die 
künftige Gestaltung der innerdeutschen Okumene von erheblichem Belang sein 
werden. 


12. Vollversammlung des ÖRK in Uppsala 


In den vorangegangenen Kapiteln ist schon wiederholt von Beschlüssen oder 
Empfehlungen der Vierten Vollversammlung des ORK, die vom 4. bis 20. Juli 
1968 in Uppsala unter dem Leitwort „Siehe, ich mache alles neu“ zusammentrat, 
die Rede gewesen. Das konnte nicht anders sein, denn eine Vollversammlung hat 
ihrem Wesen nach das Fazit aus der bisherigen Tätigkeit des ORK zu ziehen und 
die Weichen künftiger Planungen zu stellen. Sie ist also kein für sich zu nehmen- 
des oder gar isoliertes Einzelereignis, sondern als klärender, ordnender und be- 
stimmender Katalysator in das ökumenische Gesamtgeschehen eingebettet. 

Die Vollversammlung von Uppsala war die bisher größte ihrer Art. Waren 
1948 in Amsterdam 351 Delegierte versammelt, so waren es diesmal 704. Hinzu 
kamen 57 Berater, 65 Delegierte Beobachter, die von ihren Kirchen entsandt 
waren (darunter 14 aus der römisch-katholischen Kirche), 127 Jugendteilnehmer, 
72 Befreundete Delegierte, 32 Beobachter, 159 Gäste und etwa 750 Journalisten. 
Daß eine so umfangreiche Vollversammlung notgedrungen unbeweglicher und 
schwerfälliger in ihren Diskussionen und Entscheidungen sein muß, liegt auf der 
Hand. Daß aber auch die Zusammensetzung selbst hinsichtlich der Vertretung 
der Laien, der Frauen, der Jugend und der Dritten Welt in mancher Hinsicht 
unzulänglich und fragwürdig war, sei hier nur am Rande erwähnt. Die vorge- 
sehenen Strukturüberlegungen werden daher in die Richtung gehen müssen, wie 
die Vollversammlung wieder zu einem handlungsfähigen und möglichst reprä- 
sentativen Instrument der Mitgliedskirchen des ORK zu werden vermag. So 


31. Die Situation in der Schweiz kann als Illustration dienen. Der Schweizerische Evangelische 
Kirchenbund kann nicht so umgewandelt werden, daß auch die römisch-katholische Kirche 
Mitglied würde. Es wäre aber denkbar, daß die Mitgliedskirchen — jedenfalls die reformierten 
Mitgliedskirchen des Bundes - sich zu einer reformierten Kirche der Schweiz zusammenschließen 
würden. Geschähe dies, könnte ein Christenrat der Schweiz mit den folgenden Mitgliedern ge- 
bildet werden: Reformierte Kirche, Römisch-katholische Kirche, Alt-katholische Kirche, Metho- 
distische Kirche, Evangelische Gemeinschaft, Heilsarmee, vielleicht auch die lutherischen und 
orthodoxen Kirchen. Da die Methodistische Kirche und die Evangelische Gemeinschaft ohnehin 
in Verhandlungen stehen und eine Union in absehbarer Zeit erwartet werden kann, ist auch von 
dieser Seite eine Verschiebung zu erwarten. Die Bildung eines umfassenden Christenrates drängt 
sich auch unter diesem Gesichtspunkt auf. 
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wird beispielsweise die Entlastung der Vollversammlung von der Erarbeitung 
theologischer und sozialethischer Dokumente und statt dessen deren Delegierung 
an Fachkonferenzen auf der Linie solcher Gedankengänge liegen. Ein Symptom 
der in Uppsala schon nicht mehr zu verkraftenden Überfrachtung des Programms 
war die Resolution der Sektion I, die nach Meinung des Weisungsausschusses für 
Grundsatzfragen II auch für die anderen Sektionen gilt: 


Sektion I fordert hiermit, daß keine Sektion einer Vollversammlung je wieder aufge- 
fordert werden sollte, ein theologisches Dokument ähnlich dem von Uppsala, unter Be- 
dingungen wie sie in den ersten vier Vollversammlungen herrschten, hervorzubringen. 
Wenn ein theologisches Dokument erforderlich ist, müssen vollständig andere Verfah- 
rensweisen für die Vorbereitung, Diskussion, Revision und Annahme erarbeitet werden. 


Die an den neuen Strukturausschuß gegebenen Empfehlungen der Vollversamm- 
lung zeigen die Probleme auf, um deren Lösung man auf Grund der bisherigen 
Erfahrungen bemüht sein muß. Wir geben daraus einige charakteristische Aus- 
schnitte wieder: 


VORSCHLAG FÜR DAS AN DEN NACH UPPSALA ZU ERNENNENDEN STRUKTUR- 
AUSSCHUSS ZU ÜBERWEISENDE DOKUMENT 


58. Nach zwanzig Jahren gemeinsamen Lebens müssen die Mitgliedskirchen sich auf 
die Bedeutung des Okumenischen Rates und ihrer Mitgliedschaft darin besinnen. 

59, Sie müssen bedenken, was es für den ORK als ein Ausdruck des gemeinsamen 
Lebens der Kirchen bedeutet, daß er aus dem begrenzten nordatlantischen Bereich, inner- 
halb dessen er entstanden war, herausgetreten und in die Dritte Welt gegangen ist; daß 
die orthodoxen Kirchen eine entscheidend wichtigere Rolle in seinem Leben spielen; 
daß er seit dem II. Vatikanischen Konzil in eine sich ständig weiter verzweigende Part- 
nerschaft mit der römisch-katholischen Kirche und anderen Nichtmitgliedskirchen ein- 
getreten ist. 

60. Sie müssen bedenken, in welcher besonderen Weise der ORK wirkt, wie sein 
Leben mit Hilfe frischer Lebenskräfte in den Kirchen und in der Welt erneuert werden 
kann; wie der Einfluß der offiziellen Kirchenführer (meistens Geistliche) am besten 
durch — hauptsächlich jüngere - Männer und Frauen, die ihren christlichen Dienst in 
erster Linie in der Welt versehen, ausgeglichen werden kann; welches die spezifische 
Rolle der Mitarbeiter des ORK ist und welche Erfordernisse für diejenigen gelten soll- 
ten, die zur Mitarbeit in diesem Stab eingeladen werden. 

61. Sie müssen mit gutem Gespür und scharfem Blick die fundamental-christlichen 
Impulse von Weltmission, Glauben und Kirchenverfassung, praktischem Christentum, 
christlichem Dienst an den Menschen in Not, internationalen Angelegenheiten erfassen, 
der Arbeitsbereiche, die von Anfang an dem ORK angelegen waren; sie müssen sorgfäl- 
tig die Gefahr erwägen, daß neue Gelegenheiten neue Pflichten lehren und daß die Zeit 
manchen alten Schatz unbenutzbar gemacht haben kann; und aus diesem Grund (der 
noch wichtiger ist als der, daß der ORK kaum je genügend Mittel haben wird, um alles 
tun zu können, was er tun möchte) müssen sie bedenken, wie der ORK in seiner Ant- 
wort auf Gottes Ruf sowohl treu als auch beweglich sein kann. 

62. In dieser Überzeugung ist der Zentralausschuß der Ansicht, daß die IV. Vollver- 
sammlung den Auftrag für eine umfassende Untersuchung der Struktur und für die 
Ausführung der Ergebnisse dieser Untersuchung durch den neuen Zentralausschuß geben 
sollte. Die Untersuchung sollte die im folgenden ausgeführten Punkte aufgreifen, ohne 
jedoch darauf beschränkt zu sein. 
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Der geistliche Stil im Leben des ÖRK 


63. Der ORK hat sich bis jetzt vornehmlich, wenn auch nie ausschließlich, im Westen 
entwickelt, und sowohl seine Führungskräfte als auch seine finanziellen Mittel kamen 
zum größten Teil aus Westeuropa und Nordamerika; diese Epoche ist nun vorüber. 
Jeder neue Ausschuß für Strukturfragen muß die Bedeutung dieser Tatsache bedenken. 
Als ein Ausschuß für Strukturfragen wird er zwar nicht ohne weiteres mit den Fragen 
des gottesdienstlichen und geistlichen Lebens oder mit den divergierenden Auffassungen 
über die Art und Weise des christlichen Gemeinschaftslebens in der Kirche zu ringen 
haben. Dennoch sollte er sich die Frage stellen, ob es im Leben des Rates, seiner Voll- 
versammlung, seiner Ausschüsse und seines Hauptquartiers unreflektierte Formen des 
Tuns und Lassens gibt, die es Christen der Orthodoxie, Christen aus den Volksdemokra- 
tien, Christen aus der Dritten Welt Asiens und Afrikas, Lateinamerikas und des Pazifiks 
nicht leichtmachen, sich im ORK zu Hause zu fühlen, und welche Konsequenzen sich 
von daher für die Struktur des ORK ergeben. 


Der Charakter der Vollversammlung und ihr Ort im Leben des ÖRK 


66. Die periodisch stattfindende Vollversammlung einer Weltorganisation, deren über 
zweihundert Mitglieder beträchtliche Unterschiede in Umfang und Charakter aufwei- 
sen, ist notgedrungen sehr groß und kann deshalb nicht leicht so organisiert werden, daß 
eine rationelle und wirksame Erfüllung ihrer Funktion gewährleistet ist und daß sie zu 
einer lohnenden Sache für die Teilnehmer wird. Ein Ausschuß für Strukturfragen sollte 
nach dem Wesen einer Vollversammlung fragen und nach Verbesserungsmöglichkeiten 
suchen, ihre Zusammensetzung bedenken und dabei besonders die Zuteilung von Dele- 
giertensitzen für die V. Vollversammlung im Detail und die Beteiligung eines größeren 
Prozentsatzes von Laien - Männern und Frauen — und von Personen unter 35 berück- 
sichtigen. Er sollte ihre Autorität für das Leben des ORK bedenken angesichts der Frage, 
wie die Möglichkeit dynamischen Wandels in der Zwischenzeit zwischen zwei Vollver- 
sammlungen gemäß den Erfordernissen der Situation gewährleistet werden kann, 
und Beziehungen besonders in bezug auf Programm und Mitgliedschaft von Konferen- 
zen und Tagungen ihrer Kommissionen und auf Weltebene erwägen. 


Welche konkreten Vorschläge der Strukturausschuß bis zu der ihm gesetzten 
Frist im Jahre 1972 vorlegen wird, bleibt abzuwarten. Einer einschneidenden 
und vielfaches Befremden auslösenden Maßnahme sah man sich, insbesondere in 
den deutschen Kirchen, durch die vorläufige Aufhebung der bisherigen Studien- 
abteilung gegenüber, die auf der unmittelbar vor Uppsala abgehaltenen Zentral- 
ausschußsitzung beschlossen worden war. Daß dies jedoch nicht auf einer Gering- 
schätzung der Studienarbeit, sondern auf ihre immer größer werdende Ausdeh- 
nung und Verflechtung zurückgeht und damit letztlich ihre bessere Koordination 
anstrebt, erhellt der nachstehende Bericht, der zugleich auch die geplante Huma- 
num-Studie als das Generalthema der nächsten Jahre herausstellt: 


BERICHT ÜBER DIE ZUKUNFT DER ÖKUMENISCHEN STUDIENARBEIT UND DIE 
KOORDINIERTEN STUDIENARBEITEN ÜBER DEN MENSCHEN 


I. Ökumenische Studienarbeit 


Die Entscheidung des Zentralausschusses, die Studienabteilung zu suspendieren, erfolgt 
zu einer Zeit, da die Studienarbeit im Okumenischen Rat der Kirchen sich in einem 
kritischen Stadium befindet. Ein nüchterner Blick auf die Zukunft ökumenischer Studien- 
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arbeit im allgemeinen und ihre Stellung im Okumenischen Rat im besonderen ist drin- 
gend notwendig. 

Die ökumenische Studienarbeit, wie wir sie bisher gekannt haben, war charakterisiert 
durch den Versuch der Kirchen, gemeinsame Studienarbeit zu betreiben, durch die Aus- 
wahl von Fragen mit weltweiter Bedeutung, die Auswahl von zukunftsträchtigen Fragen 
und die Anwendung hoher Maßstäbe. In der Geschichte des Okumenischen Rates der 
Kirchen sind verschiedene Studienmethoden angewandt worden. Der Dialog zwischen 
den Kirchen, der Dialog zwischen Kirche und Welt und das Zusammenspiel von Han- 
deln und Forschen waren Methoden, die sich als nützlich erwiesen haben. Wir glauben, 
daß es für die zukünftige ökumenische Studienarbeit notwendig sein wird, diese Metho- 
den zu verfeinern und zu differenzieren und sich in stärkerem Maß um Methoden zu 
bemühen, die auf spezielle Themen zugeschnitten sind. Beispielsweise ist es im Zusam- 
menhang mit den Studien über den Menschen wesentlich, die theoretische Arbeit in 
verschiedenen Disziplinen durch Arbeit an spezifischen menschlichen Situationen zu er- 
gänzen: Einzelfallstudien, Aktions-Forschungs-Programme und theologische Reflexion 
in klinischen Situationen. 

In der Vergangenheit wurde die ökumenische Studienarbeit hauptsächlich von theo- 
logisch ausgebildeten Personen im kirchlichen Rahmen durchgeführt. Wir glauben aber, 
daß sich in Zukunft der Prozentsatz säkularer Disziplinen erhöhen muß, die zu solcher 
Studienarbeit herangezogen werden. 

Bisher wurde die ökumenische Studienarbeit weithin auf Konferenzen geleistet, die 
ein Teil des Programmes des Okumenischen Rates waren; doch wurden auch viele Ver- 
suche unternommen, theologische Seminare und andere Institutionen in diese Arbeit 
einzubeziehen. Wir glauben, daß dies richtig war, daß aber in Zukunft mehr Programme 
von Seminaren, Universitäten, Berufsverbänden, Forschungsinstituten, Laienakademien 
und Gemeindegruppen verwertet werden sollten, ganz gleich, ob diese Programme vom 
Okumenischen Rat der Kirchen oder von anderen begonnen wurden. 

In der Vergangenheit wurden die ökumenischen Studien weithin von hochqualifizier- 
ten Kräften durchgeführt, die sich der ökumenischen Bewegung verschrieben hatten, 
jedoch nur einen geringen Teil ihrer Zeit für diese Arbeit zur Verfügung stellen konnten. 
Wir glauben, daß diese Kräfte in Zukunft von anderen hauptamtlich angestellten Mit- 
arbeitern unterstützt werden müssen, die mit ihnen in Studienteams zusammenarbeiten. 

Wir empfehlen, daß der von der Vierten Vollversammlung zu ernennende Struktur- 
ausschuß der zukünftigen Entwicklung der ökumenischen Studienarbeit und der Schaf- 
fung angemessener Strukturen sorgfältige Aufmerksamkeit schenkt. Der Strukturausschuß 
sollte auch nicht die Möglichkeit übersehen, daß ein ökumenisches Forschungszentrum 
erforderlich sein könnte, das als Zentrum für die Koordinierung der Studien dienen 
würde, die von Institutionen in aller Welt durchgeführt werden, und das auch selbst 
Untersuchungen vornehmen würde. £ 


II. Studienarbeiten über den Menschen 


In den Plänen mehrerer Referate und Abteilungen für die Zeit nach Uppsala, die im 
Arbeitsbuch aufgeführt sind, zeigt sich eine bemerkenswerte Konvergenz des Interesses 
an einer Studienarbeit über das Wesen und die Zukunft des Menschen. So hat z. B. die 
Kommission für Glauben und Kirchenverfassung beschlossen, eine Untersuchung mit 
dem Titel „Der Mensch in Natur und Geschichte“ durchzuführen (Arbeitsbuch, S. 13). 
Das Referat für Kirche und Gesellschaft schlägt Studienarbeiten über die „Humanisie- 
rung“ vor (S. 21). Das Referat für Fragen der Verkündigung hat seiner nächsten Unter- 
suchung den Titel „Mensch — Institution - Missio Dei“ gegeben (S. 24). Das Laienrefe- 
rat fordert eine Studie über die „anthropologische Revolution und ihre Konsequenzen 
für die christliche Theologie und die Mission der Kirche“. Die ganze Abteilung für öku- 


444 


menische Aktivität muß sich mit Problemen auseinandersetzen, die das Wesen des 
Menschen betreffen, da sie immer mehr auf das Gebiet der Erziehung gezogen wird. 
Andere Referate und Abteilungen haben ebenfalls lebhaftes Interesse daran bekundet, 
auf diesem Gebiet eine Untersuchung durchzuführen. 

Diese Studienarbeiten scheint man auf einen gemeinsamen Nenner bringen zu kön- 
nen, nämlich auf die Frage: Was ist der Mensch? Diese ewige Frage wird heute mit neuer 
Dringlichkeit gestellt. Ist der Mensch der Gegenwart anders als seine Vorfahren? Was 
hat sich wirklich verändert: der Kontext seines Lebens, seine Existenzweise, sein Selbst- 
verständnis oder er selber? Inwieweit ist die menschliche Natur etwas Gegebenes, und 
in welchem Maße kann sie sich ändern? Wenn aber das Menschsein des Menschen nicht 
etwas Gegebenes, sondern eine Möglichkeit ist, nach welchen Maßstäben fällt er dann 
Entscheidungen für seine Zukunft? 

Gibt es eine spezifisch christliche Sicht des Menschen? In welcher Hinsicht ist Jesus 
Christus die wahre Offenbarung eigentlichen Menschseins? Welches sind die Kennzeichen 
des „neuen Menschen in Christus“ und der neuen Menschheit, der Kirche? Welche An- 
thropologien stehen hinter den modernen Wissenschaften, den säkularen Ideologien, den 
regionalen Kulturen und den nichtchristlichen Religionen? Wie kann die Kirche in den 
Dialog mit ihnen eintreten? Wie kann die Kirche den Menschen helfen, ein universales 
Menschenbild zu entwickeln? Diese und viele andere Fragen von aktueller Bedeutung 
stehen hinter der einfachen Frage: Was ist der Mensch? 

Die Tatsache, daß verschiedene Referate ganz unabhängig voneinander das Bedürfnis 
nach Studienarbeiten über die Fragen der christlichen Anthropologie gespürt haben, 
deutet darauf hin, daß solche Arbeiten in der Tat dringend und angebracht sind, und 
ermöglicht zugleich die Studienarbeit von Glauben und Kirchenverfassung, Kirche und 
Gesellschaft, Weltmission und Evangelisation usw. in einen gemeinsamen Rahmen für 
die Arbeit zu stellen. 

Diese Studienarbeiten über den Menschen würden eine ausgezeichnete Gelegenheit 
bieten, neue Methoden ökumenischer Studienarbeit zu entwickeln und auszuprobieren, 
insbesondere eine Gelegenheit für Experimente, bei denen induktive Methoden ver- 
wandt werden und die in Dimensionen der Biologie, Psychologie, Soziologie, Anthropo- 
logie und Philosophie ebenso hineinreichen wie in die der Theologie. 

Zugleich weist das Interesse verschiedener Referate des Okumenischen Rates der Kir- 
chen an ähnlichen oder verwandten Fragen auf diesem Gebiet auf die Notwendigkeit 
einer gewissen Koordination hin, um unnötige Überschneidungen zu vermeiden, die gegen- 
seitige Befruchtung im Gedankenaustausch zu erleichtern und dafür zu sorgen, daß sich 
die Studien gegenseitig ergänzen. 

Wir empfehlen deshalb die Koordination der Studienarbeiten über den Menschen 
(das Humanum), die innerhalb des Okumenischen Rates der Kirchen durchgeführt wer- 
den sollen, und fordern alle betroffenen Referate zu bereitwilliger Mitarbeit auf. 


III. Ernennung eines Koordinators 


Weiterhin schlagen wir vor, daß ein hochqualifizierter, hauptamtlicher Koordinator für 
eine Dauer von mindestens drei Jahren ernannt wird, der in der Lage ist, als Forschungs- 
und Studienberater für die vorgeschlagenen Studien zu dienen. Ihm sollten genügend 
Geldmittel zur Verfügung gestellt werden, die für die Aufgabe ausreichen, eine Reihe 
wichtiger Studien des Okumenischen Rates auszuwerten und miteinander in Beziehung 
zu bringen, Verbindungen zu unabhängigen Forschungsprogrammen außerhalb des Oku- 
menischen Rates herzustellen, zu neuen Studienarbeiten anzuregen und so den Weg für 
eine zukünftige Form ökumenischer Studienarbeit vorzubereiten. 

Er sollte direkt dem Generalsekretariat angeschlossen sein und die Vollmacht haben, 
Sitzungen des Koordinierungs- und Beratungsausschusses des Stabes für die Studien- 
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arbeit des Ökumenischen Rates einzuberufen. Seine ganze Arbeitszeit sollte der Förde- 
rung der koordinierten Studien über den Menschen gewidmet sein. Ein beratender Aus- 
schuß von Experten auf verschiedenen Gebieten, die für die Frage nach dem Menschen 
von Belang sind, sollte ernannt werden, um ihn zu beraten. 


Auf den Verlauf, die Problematik und den Ertrag der Vollversammlung von 
Uppsala an dieser Stelle einzugehen, ist im Rahmen dieser Darstellung nicht 
möglich, erübrigt sich aber auch'durch die bereits wenige Monate nach der Konfe- 
renz vom ORK vorgelegte Dokumentation in den Sektionsberichten „Uppsala 
spricht“ und den Gesamtbericht „Uppsala 68“. Zudem hat die Vollversammlung 
von Uppsala gerade auch in Deutschland ein publizistisches Echo gefunden wie 
keine ihrer Vorgängerinnen. Als Quelle sei verwiesen auf das Uppsala-Heft der 
„Okumenischen Rundschau“ (Heft 1/1969), in dem (ebenso wie auch noch in den 
folgenden Heften) die Konferenzarbeit unter den verschiedensten Aspekten 
analysiert und kommentiert worden ist. Auch alle erreichbaren Darstellungen 
und Stellungnahmen in Büchern und Zeitschriften findet man dort verzeichnet. 
Es sollte für die Ausbreitung des ökumenischen Gedankens gewiß nicht über- 
schätzt, aber auch nicht unterbewertet werden, daß die Statistik 1648 Berichte 
deutschsprachiger Tages- und Wochenzeitungen, 215 Berichte der kirchlichen 
Presse und 42 Kommentare der Rundfunk- und Fernsehanstalten ausweist. 

Wenn man die Gesamttendenz von Uppsala schlagwortartig bestimmen will, 
so könnte man sagen, daß es ihr um die Zuwendung zur Welt, um die gemein- 
same Verantwortung der Christenheit der Welt gegenüber ging — eine Verant- 
wortung, die bis tief in den theologischen Bereich hineinreichte (vgl. Sektion I, 
20-24, die säkulare Ausweitung des Begriffs der „Katholizität“). Daß dabei 
zwischen der vertikalen Interpretation des Evangeliums, d. h. dem erlösenden 
Handeln Gottes in Christus am einzelnen, und der horizontalen Interpretation, 
d. h. dem Dienst an der menschlichen Gesellschaft, ein fruchtbares Spannungs- 
verhältnis gefunden werden muß, hat Dr. Visser ’t Hooft in seinem Einleitungs- 
referat in aller Deutlichkeit der ökumenischen Bewegung über Uppsala hinaus 
mit auf den Weg gegeben: 


Ein Christentum, das seine vertikale Dimension verloren hat, hat ihr Salz verloren 
und ist dann nicht nur in sich selbst fade und kraftlos, sondern auch für die Welt unnütz. 
Hingegen würde ein Christentum, das infolge einer Konzentration auf die vertikale 
Dimension seine Verantwortung für das Gemeinschaftsleben vernachlässigen würde, die 
Inkarnation verleugnen, die Liebe Gottes zur Welt, die sich in Christus dargestellt hat. 

Das ganze Geheimnis des christlichen Glaubens liegt darin, daß er sich auf den Men- 
schen konzentriert, weil Gott in seinem Zentrum steht. Wir können nicht von Christus 
als dem Menschen für andere sprechen, wenn wir nicht auch von ihm als dem Menschen 
sprechen, der von Gott kam und für Gott lebte. 


Als Zusammenfassung der Motive, Schwerpunkte und Wegweisungen der Konfe- 
renzverhandlungen kann auch hier die „Botschaft“ gelten: 


BOTSCHAFT DER VIERTEN VOLLVERSAMMLUNG DES ÖKUMENISCHEN RATES 
DER KIRCHEN 


Aufsehenerregende Schritte in wissenschaftliches Neuland, der Protest revoltierender 
Studenten, das Erschrecken über politische Morde, kriegerische Zusammenstöße: das sind 
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die Zeichen des Jahres 1968. Vor diesem Hintergrund traf sich die Vollversammlung in 
Uppsala. Sie traf sich vor allem, um zu hören. 

Wir hörten den Schrei derer, die sich nach Frieden sehnen. Die Hungernden und die 
Ausgebeuteten rufen nach Gerechtigkeit. Die Verachteten und Benachteiligten verlangen 
ihre Menschenwürde. Millionen suchen nach einem Sinn ihres Lebens. 

Gott hört diese Rufe und richtet uns. Er spricht aber auch das befreiende Wort. Wir 
hören ihn sagen: Ich gehe vor euch her. Weil Christus eure schuldhafte Vergangenheit 
auf sich nimmt, macht der Heilige Geist euch frei zum Dasein für andere. Lebt jetzt 
schon in meinem Reich in froher Anbetung und in wagemutigem Handeln. Unser Herr 
spricht: „Siehe, ich mache alles neu.“ 

Im Vertrauen auf Gottes erneuernde Kraft rufen wir euch auf: Beteiligt euch an 
dieser Vorwegnahme des Reiches Gottes, und laßt heute schon etwas von der Neuschöp- 
fung sichtbar werden, die Christus an seinem Tag vollenden wird. 

1. Jeder ist jedermanns Nachbar geworden. Wir sind von Unterschieden und Span- 
nungen zerrissen und wissen noch nicht, wie wir zusammenleben können. Aber Gott 
erneuert. Christus will, daß seine Kirche jetzt schon ein Zeichen und die Ankündigung 
einer erneuerten menschlichen Gemeinschaft ist. 

Deshalb werden wir Christen die Einheit, die wir in Christus haben, dadurch be- 
zeugen, daß wir, jeder an seinem Platz, in die Gemeinschaft mit Menschen anderer Ras- 
sen, Klassen, Altersgruppen oder religiöser und politischer Überzeugungen eintreten. 
Vor allem werden wir versuchen, die Rassendiskriminierung zu überwinden, wo immer 
sie auftritt. 

2. Die wissenschaftlichen Entdeckungen und revolutionären Bewegungen unserer Zeit 
stellen den Menschen vor neue Möglichkeiten und Gefahren. Der Mensch hat die Orien- 
tierung verloren. Er weiß nicht mehr, wer er ist. Aber Gott erneuert. Die biblische Bot- 
schaft antwortet auf die Frage nach dem Menschen: Er ist Gottes Treuhänder für die 
ganze Schöpfung. In Christus wird der neue Mensch sichtbar und verlangt von uns, daß 
wir uns entscheiden. 

Deshalb nehmen wir unseren Auftrag als Treuhänder für die Schöpfung an, indem 
wir ihren Reichtum wahren, entwickeln und untereinander teilen. Als Christen verkün- 
digen wir Jesus als unseren Herrn und Heiland. Gott kann uns in Christi neue Mensch- 
heit verwandeln. 

3. Die Stelle, an der heute die Entscheidungen fallen, ist die immer breiter werdende 
Kluft zwischen reich und arm, die durch das Wettrüsten ständig weiter aufgerissen wird. 
Aber Gott erneuert. Er hat uns erkennen lassen, daß Christen, die durch ihr Handeln 
ihren Mitmenschen die Menschenwürde verweigern, Jesus Christus verleugnen, trotz 
aller Glaubensbekenntnisse, die sie sprechen. 

Deshalb wollen wir Christen zusammen mit Menschen jeder Überzeugung für die 
Sicherung der Menschenrechte in einer gerechten Weltgemeinschaft eintreten. Wir werden 
uns für Abrüstung einsetzen und für Handelsabkommen, die allen Beteiligten gerecht 
werden. Wir sind bereit, uns selbst eine Abgabe aufzuerlegen, um damit ein weltweites 
Steuersystem vorzubereiten. 

4. Diese Verpflichtungen setzen Anbetung, Selbstbeherrschung und gegenseitige Be- 
richtigung in einer weltweiten Gemeinschaft voraus. Im Okumenischen Rat der Kirchen 
und seinen regionalen, nationalen und örtlichen Partnern wurde uns erst der Anfang zu 
einer solchen Gemeinschaft geschenkt. Aber Gott erneuert. Die ökumenische Bewegung 
muß mutiger werden. Sie muß stärker dem eigentlichen Leben der Kirchen entsprechen. 
Unsere Kirchen müssen erkennen, daß diese Bewegung uns zur Erneuerung verpflichtet. 

Deshalb bestätigen wir aufs neue unsere Verpflichtung, uns gegenseitig zu helfen und 
einander den rechten Weg zu zeigen. Die gegenwärtigen Pläne, die auf die Einheit der 
Kirchen zulaufen, verlangen Entscheidungen. Wir suchen vollkommenere Gemeinschaft 
mit den Kirchen, die noch nicht mit uns verbunden sind. Wir wissen, daß wir mit unse- 
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rem Leben nie voll ausdrücken können, was wir bekennen. Wir sehnen uns danach, daß 
Gott die Herrschaft übernimmt. Aber wir sind froh, daß wir mit unserem Gottesdienst 
jetzt schon die Zeit vorwegnehmen können, in der Gott uns selbst, alle Menschen und 
alle Dinge erneuert. 


Gebet 


Gott, unser Vater, du kannst alles neu machen. Wir befehlen uns dir an. Hilf uns 

— für andere zu leben, weil deine Liebe alle Menschen umfaßt, 

— jene Wahrheit zu suchen, die wir noch nicht erkannt haben, 

— deine Gebote zu halten, die wir wohl gehört, aber nicht gehalten haben, 

— einander zu vertrauen in der Gemeinschaft, die du uns geschenkt hast, 

und gib, daß dein Heiliger Geist uns so erneuert, durch Jesus Christus, deinen Sohn, 
unseren Herrn. Amen. 


Abschließend seien noch die wichtigsten, von der Vollversammlung in Uppsala 
vorgenommenen Wahlen und Berufungen aufgezählt. Zum Ehrenpräsidenten 
wurde der langjährige Generalsekretär des ORK, Dr. Visser ’t Hooft, gewählt. 
Das neue Präsidium setzt sich aus folgenden Persönlichkeiten zusammen: Patri- 
arch Germanos (Serbisch-orthodoxe Kirche); Landesbischof D. Hanns Lilje 
(EKD); Rev. Dr. D. T. Niles (Methodistenkirche in Ceylon); Rev. Dr. Ernest 
Payne (Baptistenunion von Großbritannien und Irland); Rev. Dr. John C. 
Smith (Vereinigte Presbyterianische Kirche in den USA); Bischof A. H. Zulu 
(Anglikanische Kirche der Provinz Südafrika). 

Vorsitzender des jetzt 120 Mitglieder zählenden Zentralausschusses wurde der 
indische Religionswissenschaftler und Soziologe M. M. Thomas (Syrische Mar- 
Thoma-Kirche von Malabar). Seine beiden Stellvertreter in diesem Amt sind die 
englische Methodistin Pauline M. Webb und der griechisch-orthodoxe Metro- 
polit von Chalcedon, Meliton. Dem auf 16 Mitglieder erweiterten Exekutivaus- 
schuß gehört deutscherseits Präsident Dr. Richard Freiherr von Weizsäcker an. 
In den Zentralausschuß wurden aus den deutschen Kirchen gewählt: Seminar- 
direktor Pfr. Benjamin Locher, Düsseldorf; Landesbischof D. Gottfried Noth, 
Dresden; Bischof D. Kurt Scharf, Berlin; Diplomlandwirt Dr. Günter Scholz, 
Gatersleben; Präsident Dr. Richard Freiherr von Weizsäcker, Bonn; Präsident 
D. Adolf Wischmann, Frankfurt am Main. Landesbischof D. Lilje gehört beiden 
Gremien ex officio an. 


II. INNERDEUTSCHE ÜKUMENE 


Anregungen und Aktionen, die auf der Ebene des ORK oder anderer kirchlicher 
Weltorganisationen empfohlen bzw. beschlossen werden, haben nur dann einen 
Sinn, wenn sie in der „Ökumene zu Hause“ aufgenommen und durchgesetzt wer- 
den. Das ist im deutschen Bereich dankenswerterweise in zunehmendem Maße 
der Fall. Weithin geschieht dies innerhalb der einzelnen Landes- und Freikirchen, 
doch mehr und mehr hat sich gerade in den Berichtsjahren eine gegenseitige 
Öffnung angebahnt, insbesondere zur römisch-katholischen Kirche hin. Das 
wirkt sich vor allem auf Gemeindeebene aus, ja wächst dort in größerer Unbe- 
fangenheit und Spontaneität als in den übergeordneten Gremien, die oft nur 
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zögernd folgen. Als Kristallisationszentren in diesem Prozeß bewähren sich die 
zahlreichen lokalen und regionalen ökumenischen Studien- und Arbeitskreise, 
deren Zahl unablässig im Wachsen begriffen ist und sich nicht mit absoluter Ge- 
nauigkeit erfassen läßt. Vielfach konstituieren sich im Zusammenhang mit der 
ökumenischen Gebetswoche (s. u.) „Arbeitsgemeinschaften christlicher Kirchen“, 
hier und da schon unter offizieller Mitbeteiligung der römisch-katholischen 
Kirche, wie etwa in Dortmund oder in der Region Rhein-Main. Dadurch erhält 
die Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen in Deutschland endlich jenen so not- 
wendigen Unterbau, der ihr in den ersten beiden Jahrzehnten ihres Bestehens fast 
En. gefehlt hatte und ihr Wirken darum oft der nötigen Resonanz ermangeln 
ieß. 

Über die Arbeitsgemeinschaft ist im letzten Band dieses Jahrbuchs ausführlich 
die Rede gewesen (Hans Luckey: Zwei Jahrzehnte deutscher Okumene in frei- 
kirchlicher Sicht, in: Kirchl. Jahrbuch 1967, S. 371 ff.). Hier sollen daher nur 
noch einige zusätzliche Akzente gesetzt und Ergänzungen gebracht werden. Das 
Gespräch zwischen der Arbeitsgemeinschaft und maßgebenden Persönlichkeiten 
der EKD am 23. Juni 1965 in Hannover ist in dem genannten Bericht eingehend 
behandelt worden. Der Rat der EKD hat bei einer Auswertung des Gesprächs 
sein Einverständnis erklärt, daß die Arbeitsgemeinschaft eine koordinierende 
Funktion (wenn auch nicht in einem juristisch-institutionellen, so doch in einem 
brüderlich-seelsorgerlichen Sinne) zwischen den verschiedenen ökumenischen 
Arbeitszweigen und Organisationen wahrnehme. Auch stimmte der Rat dem 
Vorschlag zu, sich bei Vorliegen wichtiger Aufgaben von Zeit zu Zeit mit der 
Arbeitsgemeinschaft zwecks gemeinsamer Beratung zu treffen, was erstmals - 
wenn auch nur in begrenztem Rahmen — am 12. Dezember 1968 geschah, nach- 
dem die Diskussion über Wesen und Auftrag nationaler Christenräte neu in 
Gang gekommen war (s.0.S.427 ff.). Es wurde auch bei dieser Gelegenheit erneut 
deutlich, daß der Rat der EKD die Umbildung der Arbeitsgemeinschaft in ein 
National Council unter den besonderen deutschen Verhältnissen nicht gutheißen 
konnte. 

Wohl aber hatte der Rat schon 1965 für eine kontinuierlichere Mitarbeit der 
EKD in der Arbeitsgemeinschaft durch Entsendung neuer Delegierter gesorgt, an 
der Spitze der württembergische Landesbischof D. Eichele, der im Januar 1966 
zum erstenmal, 1968 zum zweitenmal auf zwei Jahre zum Vorsitzenden gewählt 
wurde. 

Um Klärung und Bereinigung zwischenkirchlicher Spannungen ist die Arbeits- 
gemeinschaft auch in der Berichtszeit ihrem Auftrag gemäß bemüht geblieben. 
Schwierigkeiten bei einer ökumenischen Veranstaltung in Nürnberg wegen der 
Kanzelbenutzung führten nach Rückfrage bei den Landes- und Freikirchen am 
12. November 1965 zu nachstehender Empfehlung an die Mitgliedskirchen der 
Arbeitsgemeinschaft: 


Zur Orientierung über den Stand der zwischenkirchlichen Beziehungen in unserem Lande 
hat die Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen in Deutschland im Laufe des Jahres 
1965 bei ihren Mitgliedskirchen eine Rundfrage über die Praxis der Kanzelgemeinschaft 
veranstaltet. Die Stellungnahmen der Kirchenleitungen lauteten durchweg so positiv, 
daß die Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen in Deutschland ihren Mitgliedskirchen 
empfiehlt, bei ökumenischen Veranstaltungen den Kanzelaustausch mit den der Arbeits- 
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gemeinschaft angehörenden Landes- und Freikirchen - soweit noch nicht geschehen - 
offiziell zu gestatten. Wir sind der Überzeugung, daß diese Empfehlung der ökumeni- 
schen Mündigkeit unserer Gemeinden dient und daß sie dazu verhelfen wird, örtliche 
Schwierigkeiten, die vor allem bei der Durchführung der ökumenischen Gebetswoche 
gelegentlich aufgetreten sind, grundsätzlich zu bereinigen. Wir sind dem Herrn der 
Kirche dankbar, daß er uns befähigt, auf diese Weise über alle Unterschiede hinweg 
unseren ökumenischen Willen und unsere ökumenische Gemeinsamkeit zum Ausdruck zu 
bringen. 


Wichtiger noch erscheinen die Empfehlungen für die Evangelisation, die aus 
einem über längere Zeit geführten Grundsatzgespräch mit der Evangelischen 
Allianz hervorgingen, an dem auch Vertreter der Arbeitsgemeinschaft für Volks- 
mission und der Evangelischen Zentralstelle für Weltanschauungsfragen teilge- 
nommen hatten: 


Das vorliegende Dokument zum Thema Evangelisation heute wurde durch die Arbeits- 
gemeinschaft christlicher Kirchen in Deutschland unter Mitwirkung der Deutschen Evan- 
gelischen Allianz, der Evangelischen Arbeitsgemeinschaft für Volksmission und der 
Evangelischen Zentralstelle für Weltanschauungsfragen erarbeitet. Es wurde eine Ar- 
beitsgruppe gebildet, die am 6. Januar, 22. April und 7. Juli 1966 zusammentrat, um 
über die wesentlichen mit der Evangelisation zusammenhängenden Fragen zu beraten 
mit dem Ziel, die Konsequenzen für die praktische Zusammenarbeit zu klären sowie not- 
wendige Abgrenzungen zu vollziehen. 

Das so entstandene Dokument wird den Mitgliedskirchen der Arbeitsgemeinschaft und 
den obengenannten Institutionen als Anregung für die eigene Besinnung und Arbeit vor- 
gelegt. 


EVANGELISATION HEUTE 
A. Gemeinsamkeiten und Verschiedenheiten in der Konzeption 
I. Gemeinsam mögliche Aussagen über die Evangelisation 


1. Theologische Grundlegung 

Unter Evangelisation verstehen wir die Teilhabe der Kirchen am messianischen Dienst 
Jesu Christi in der Indienstnahme der Christen für die Mitteilung des Evangeliums an 
die, die es noch nicht kennen oder die vergessen haben, die Folgerungen daraus zu zie- 
hen. Evangelisieren heißt: Jesus Christus in der Kraft des Heiligen Geistes so vergegen- 
wärtigen, daß Menschen dazu bewegt werden, sich ihm als Herrn und Erlöser anzuver- 
trauen und ihm in der Gemeinschaft seiner Kirche zu dienen. Jesus Christus selber ist der 
Evangelist, aber es ist sein Wille, daß seine Gemeinde zwischen seiner Erhöhung und 
seiner Wiederkunft an seinem Heilswerk in der Welt beteiligt ist. In diesem Sinne ist 


Evangelisation eschatologisches Geschehen im Horizont des mit Jesus Christus ange- 
brochenen Reiches Gottes. 


2. Trägerschaft 

Träger der Evangelisation — das ist unsere gemeinsame Auffassung - ist nicht der be- 
rufene Verkündiger, sei er Pfarrer oder sei er Evangelist, sondern die Gemeinde. Die 
grundlegende Beteiligung der ganzen Gemeinde an der evangelistischen Aufgabe schließt 
ein, daß es besondere Gaben und Berufungen gibt, deren Charisma in der Mitteilung 
des Evangeliums an die Fernstehenden und Entfremdeten liegt. Diese Gaben und Beru- 
fungen sollen in das Gesamtleben des Leibes Christi so eingegliedert sein, daß sie ihren 
besonderen Auftrag sinnvoll und wirksam ausführen können. 
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3. Kommunikation des Evangeliums 

Die Kirchen der Reformation messen dem verkündigten Wort entscheidende Bedeutung 
für die Kommunikation des Evangeliums zu. Dieses reformatorische Erbe hat auch den 
Stil der bisherigen Evangelisationsarbeit bestimmt. Wir bekennen uns zu diesem Erbe 
und unterstreichen die zentrale Stellung der Wortverkündigung im evangelistischen 
Dienst der Kirchen. Dennoch sind wir der Meinung, daß der Prozeß der Kommunikation 
des Evangeliums heute vielschichtiger geworden ist. In dieser Situation haben wir die 
Bedeutung des Dialogs für die Verkündigung und damit auch für die Evangelisation neu 
erkannt. Ebenso können wir nicht übersehen, daß Diakonia und Koinonia nach dem 
Urteil der Schrift unabdingbar zum Zeugnis des Evangeliums hinzugehören. In diesem 
Sinne bekennen wir uns zu der ökumenischen Konzeption, nach der „Kerygma -Dia- 
konia-Koinonia* (Zeugnis-Dienst-Gemeinschaft) in der Mitteilung des Evangeliums 
miteinander verbunden sein müssen, wobei die Phasen der Kommunikation länger wer- 
den und sich für die praktische Arbeit die Formel ergibt: „Dasein —- Dienst — Zeugnis“. 
Dabei geht es nicht um die Festlegung einer bestimmten Reihenfolge oder um Vermeh- 
rung menschlicher Aktivität, sondern um die Zusammengehörigkeit von missionarischer 
Verkündigung und missionarischer Existenz. Ursprung für beide ist das Handeln Gottes, 
für das sich die Gemeinde in ihrem Gottesdienst sammelt und öffnet. Wer an diesem 
geistlichen Leben (Leiturgia) der Gemeinde nicht teilhat, kann auch kein Zeuge sein. 


4. Adressat 

Das eigentliche Anliegen der Evangelisation ist die Verkündigung an die Entfremdeten 
und Fernstehenden mit dem Ziel, zum Glaubensgehorsam zu führen und Gemeinde 
bauen zu helfen. Es ist jedoch die Erfahrung aller evangelistischer Arbeit, daß es nicht 
gelingt, Fernstehende in die Gemeinde zu integrieren, wenn nicht eine ständige innere 
Erneuerung geschieht. Darum darf die glaubenweckende und zum Gehorsam rufende 
Verkündigung nicht nur nach außen gerichtet werden, sondern sie muß auch immer wie- 
der nach innen ergehen. Insofern weiß sich die Evangelisation auch in besonderem Maße 
an den Fragen kirchlicher und gemeindlicher Erneuerung beteiligt und den damit gege- 
benen Herausforderungen verpflichtet. Dies ist keine „Evangelisierung der Evangelisier- 
ten“, sondern die Anwendung der reformatorischen Rechtfertigungslehre auf Leben und 
Gestalt der Gemeinde („Ecclesia semper reformanda“). 


5. Zielsetzung 

Bei der Bestimmung der Ziele ist es notwendig, sich zunächst von allen Scheinzielen zu 
distanzieren. Solche Scheinziele sind: der christliche Glaube als Mittel zur Rettung des 
Abendlandes (politisch-ethisch), die Volksmission zur Erhaltung kirchlicher Strukturen 
oder zeitgebundener Lebensformen der Gemeinden (kirchlich-klerikal), das Christentum 
als Beitrag zur Humanisierung und Sozialisierung des Menschen (humanistisch-sozial). 
Demgegenüber glauben wir, daß die Ziele der Evangelisation auf der Weltkirchenkonfe- 
renz in Evanston zutreffend formuliert sind: 

„a) Menschen zu Christus als zu ihrem Heiland und Herrn bringen und sie teilneh- 
men lassen an seinem ewigen Leben. Das ist der Kern der Sache. Es muß zu einer per- 
sönlichen Begegnung mit Christus kommen. 

b) Menschen in das volle Leben der Kirche einführen, so wie es in der Ortsgemeinde 
zum Ausdruck kommt; denn ein isolierter Christ, wenn es ihn gäbe, wäre in einer trau- 
rigen Lage. 

c) Die Frohe Botschaft so verkündigen, daß sie die Gruppierung und das Bild der 
Gesellschaft, mit der es die Menschen zu tun haben, verwandelt, und zwar mit dem Ziel, 
menschliche Institutionen und Lebensformen stärker dem anzunähern, was Gott will.“ 

Der personale Ansatz der Evangelisation ist mithin unaufgebbar. Es gibt keinen 
Glauben an Jesus Christus ohne persönliche Umkehr und Entscheidung. Ziel ist aller- 
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dings nicht nur der bekehrte, sondern der mündige Christ, der seine Berufung als Zeuge 
erkannt und ergriffen hat. Diese Berufung ist zugleich Platzanweisung in der Gemeinde, 
denn Jesus Christus beruft nicht einzelne Zeugen in eine isolierte Glaubensexistenz, son- 
dern er verbindet sie untereinander in seiner Gemeinde, die sein Leib ist. Seine Ge- 
meinde ist nicht von der Welt, wohl aber lebt sie in ihr und ist für sie da. Indem die 
evangelistische Verkündigung diesen Weltbezug, der im Evangelium selbst angelegt ist, 
ernst nimmt, schafft sie zugleich Solidarität und Distanz, ermutigt sie zur kritischen Mit- 
arbeit an der Weltgestaltung und lehrt sie, zwischen rechtem und falschem Gebrauch der 
Welt zu unterscheiden. 


II. Gemeinsame Abgrenzungen gegenüber unsachgemäßer Evangelisation 


1. Die Autorisierung des Evangelisten 

Gott selbst beruft und autorisiert den Evangelisten, denn „ein Mensch kann nichts neh- 
men, es werde ihm denn gegeben vom Himmel“ (Joh 3,27). Diese Autorisierung durch 
Gott kann jedoch nicht bedeuten, daß ein Evangelist sich der Eingliederung in eine Ge- 
meinde und der Verantwortung ihr gegenüber entzieht. Es kann und darf keine Selbst- 
autorisierung des Evangelisten geben, die außerhalb und neben der Gemeinde geschieht. 
Der Evangelist gerät dadurch in eine gefährliche Vereinzelung, die für sein geistliches 
Leben bedrohlich ist und die zu Überheblichkeit, Anmaßung und Zuchtlosigkeit führen 
kann. Die Berufung des Evangelisten muß daher von der Gemeinde bestätigt werden, 
und der Evangelist sollte sich dem Rat und Urteil der Brüder immer wieder stellen, 
auch in den finanziellen und organisatorischen Fragen seiner Arbeit. 


2. Die Klarheit in der Lehre 

Evangelisation als glaubenweckende Verkündigung, als erste Konfrontation mit dem 
Evangelium, hat es primär mit den Anfangsgründen, mit dem Abc des Glaubens, zu 
tun. Diese notwendige Akzentuierung darf jedoch nicht zu einer Verkürzung des Evan- 
geliums oder zu lehrmäßigen Einseitigkeiten und Unklarheiten führen. Abzulehnen ist 
jede ungebührliche Hervorhebung von Sonderlehren und Einzelfragen, die zum Kenn- 
zeichen des Christenstandes gemacht werden. Abzulehnen ist auch jede entstellende Ver- 
einfachung des Evangeliums und jede grundsätzliche Verdächtigung ernsthafter theolo- 
gischer Arbeit. 


3. Die Ablehnung suggestiver Methoden 

Bekehrung als Hinwendung zu Jesus Christus gehört notwendig zum Christenstand. 
Aus diesem richtigen Ansatz hat sich jedoch vielfach eine gefährliche Evangelisations- 
praxis entwickelt, die sich vor allem suggestiver Methoden bedient. Das Evangelium 
offenbart dem Menschen seine Lage vor Gott und zeigt ihm die Dringlichkeit seiner 
Entscheidung. Es ist jedoch falsch, aus dieser göttlichen Dringlichkeit ein ungeistliches 
Drängen und Eifern zu machen. Dies geschieht zum Beispiel, wenn man Angst zu erzeu- 
gen versucht, wenn man mit Krankenheilungen lockt oder wenn man andere demago- 
gische Mittel der Massenbeeinflussung einsetzt. Solche Methoden sind abzulehnen; sie 
haben in der Evangelisation nichts zu suchen, denn sie entstellen nicht nur das Evange- 
lium, sondern zeugen auch von mangelnder Ehrfurcht vor dem Mitmenschen, indem sie 
ihn zum Objekt machen. 


4. Die Verfälschung der Ziele 

Rechte Evangelisation geschieht weder ziellos noch „absichtslos“, aber uneigennützig 
und selbstlos. Die Ziele der Evangelisation (vgl. Ziffer I}5) werden verfälscht, wenn 
Gewinn- und Herrschaftsmotive eine Rolle spielen. So darf der Hörer weder in Abhän- 
gigkeit von Evangelisten geraten, noch darf er für die Kirche lediglich „vereinnahmt“ 


452 


werden. Hier liegen Verfälschungen vor, gegen die wir uns ebenso abgrenzen müssen wie 
gegen die Züchtung einer individualistischen Frömmigkeit abseits der Gemeinde oder 
gegen die Gründung von Personalgemeinden um die Person des Evangelisten. Auch das 
Weltverhältnis des Christen (vgl. Ziff. I, 5) kann durch falsche Akzentuierung verdorben 
werden, sei es im Sinne einer Weltflucht, sei es im Sinne schwärmerischer Weltverbesse- 
rungspläne oder bloßer Weltförmigkeit. Vor allem, was dazu führt, das „Ziel zu ver- 
rücken“ (Kol 2,18), müssen wir auf der Hut sein. 


III. Darlegung der Verschiedenheiten in der Auffassung über Evangelisation 


1. Heilsaneignung und Heilsgewißheit 

Unterschiedliche Akzente in Theorie und Praxis der Evangelisation ergeben sich aus den 
verschiedenen Anschauungen der beteiligten Kirchen und Gemeinschaften über das Pro- 
blem der Heilsaneignung und Heilsgewißheit. Sie reichen von der Überzeugung, daß 
zum Charakter des Christenstandes eine einmalig vollzogene Aneignung des Heils ge- 
hört, die in eine starke Heilsgewißheit mündet, bis zu der Anschauung, daß der Chri- 
stenstand immer wieder angefochten ist und ständig neu der Aneignung und Vergewisse- 
rung bedarf. Keine Einheitlichkeit besteht auch in der Auffassung über die Rolle der 
Taufe im Prozeß der Heilsaneignung und Heilsgewißheit; ebenso über die Frage, ob es 
auch einen Weg vom Dienst für Christus zum Glauben an Christus gibt oder ob der Weg 
nur in umgekehrter Reihenfolge gegangen werden kann: vom Glauben zum Dienen. 


2. Gliedschaft in der Gemeinde 

Daß zum Christsein die Gliedschaft in einer bestimmten Gemeinde gehört, ist bei allen 
am Gespräch beteiligten Gruppen unbestritten. Unterschiedlich aber ist die Auffassung 
darüber, wie diese Gliedschaft entsteht und sich praktisch vollzieht. Während die einen 
die Offenheit der Gemeinde betonen, deren Grenzen empirisch nicht feststellbar seien, 
legen die anderen großes Gewicht auf eine persönliche und bewußte Entscheidung über 
die Zugehörigkeit zur Gemeinde. Von daher ergibt sich eine unterschiedliche Beurteilung 
sowohl des Parochialsystems der Landeskirchen als auch der Lebens- und Arbeitsformen 
der Gemeinde. Spielt einerseits der Gedanke der missionarischen Offenheit zur Umwelt 
hin eine entscheidende Rolle, so andererseits der Gedanke der festen Gemeinschaft in 
Christus. Tauf- und Abendmahlspraxis weichen bei diesen verschiedenen Akzentuierun- 
gen voneinander ab. 


3. Das weltliche Engagement der Christen 

Keine einheitliche Meinung war auch über die evangelistischen Aspekte zu erzielen, die 
im weltlichen Engagement der Christen liegen. Während einige Gruppen der Mei- 
nung sind, daß weltliches Engagement der Christen sowie Gesellschaftsdiakonie der 
Kirchen eine eminente evangelistische Bedeutung haben, sind die anderen der Meinung, 
daß dies eine unzulässige Ausweitung der Evangelisation sei und daß aus dem Evan- 
gelium keine eindeutigen Folgerungen für ein politisches oder soziales Engagement der 
Christen abzuleiten seien. Hier sei der Ermessensspielraum viel zu groß, als daß Aus- 
sagen gemacht werden könnten, die gewissensbindende und zeugnishafte Kraft haben. 


4. Der Proselytismus , 
Ein Problem, über das ebenfalls keine volle Einigung möglich war, ist der Proselytismus. 


- Dies hängt mit der verschiedenen Auffassung über die Gliedschaft in der Gemeinde zu- 


sammen. Obwohl das ökumenische Dokument zur Frage des Proselytismus von allen 
grundsätzlich bejaht wird, waren vor allem die Vertreter der Freikirchen der Überzeu- 
gung, daß dieses Dokument gleichartige Bedingungen für die Existenz der Kirchen vor- 
aussetze, was in volkskirchlichen Verhältnissen jedoch nicht der Fall sei. Es gäbe in den 
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landeskirchlichen Gemeinden Menschen, die dem Heilsangebot des Evangeliums noch nie 
in rechter Weise begegnet seien. Geschehe nun diese Begegnung etwa im Zusammenhang 
mit einer evangelistischen Bemühung einer anderen Kirche, so müßte man diesen Men- 
schen die Freiheit lassen, selbst zu entscheiden, zu welcher Kirche sie gehören wollten. 
Dies sei kein Proselytismus, da der Betreffende in Wahrheit noch nicht Glied der Ge- 
meinde im Sinne der Gliedschaft am Leibe Christi gewesen sei. 


B. Fragen und Empfehlungen 


I. Fragen und Empfehlungen an die Kirchen und ihre Leitungen 


1. Stärkere Beachtung der Evangelisation 
An die Kirchen und ihre Leitungen wird die Frage gerichtet, ob sie der Evangelisation 
bereits jene Aufmerksamkeit zugewendet haben, wie sie sowohl angesichts der theolo- 
gischen Entwicklungen als auch angesichts der Situation der Welt nötig ist. Diese stärkere 
Beachtung sollte auf vielfältige Weise zum Ausdruck kommen: 

durch die Ermutigung von Pfarrern, Predigern und Gemeinden zur Evangelisation 
und Volksmission, 

durch ausreichende Berücksichtigung der Evangelisation im Ausbildungsgang der 
Pfarrer und Prediger, 

durch die Förderung der Studienarbeit an den Fakultäten, Seminaren und anderen 
Ausbildungsstätten, 

durch Bereitstellung von Menschen und Mitteln für diese Aufgabe, 

durch Stärkung und Ausbau der evangelistisch-missionarischen Organe (Ämter für 
Volksmission usw.), 


durch Förderung des Schrifttums zur Evangelisation sowie des volksmissionarischen 
Kleinschrifttums. 


2. Die missionarische Dimension der Kirche 

Die Kirche muß ein neues Bewußtsein für die missionarische Dimension ihres gesamten 
Lebens und Handelns entwickeln. Sie muß den Weg aus einer statischen in eine dyna- 
mische Existenz- und Wirkungsform finden. Diese Dynamik kann aber nur dann zum 
Zuge kommen, wenn die Strukturen von Kirche und Gemeinde nicht nur auf Sammlung, 
sondern auch auf Sendung und Dienst angelegt sind. Wir bitten die Leitungen der 
Landes- und Freikirchen, die als notwendig erkannte Kirchenreform unter dem Aspekt 
des missionarischen Auftrages nachdrücklich zu fördern und dabei die regionale Gliede- 
rung (Kirchenkreis als missionarische Einheit) besonders zu berücksichtigen. 


3. Erneuerung der Verkündigung 

Eine strukturelle Reform wird jedoch unwirksam bleiben, wenn sie nicht begleitet ist 
von einer Erneuerung der Verkündigung. Gerade an dieser entscheidenden Stelle zeigt 
sich heute eine große Unsicherheit, unter der die evangelistische Ausstrahlungskraft der 
Kirchen besonders leiden muß. Es besteht innerhalb der Theologie keine volle Einigkeit 
über den wesentlichen Inhalt des Evangeliums; überdies ist die Kluft zwischen wissen- 
schaftlicher Theologie und Gemeindefrömmigkeit groß. Die Leitungen der Landes- und 
Freikirchen haben nach evangelischem Verständnis nicht die Vollmacht, dieses Problem 
durch autoritäre Maßnahmen zu lösen. Aber sie können dafür Sorge tragen, daß die 
beteiligten Partner aufeinander hören und gemeinsam an der Aufgabe einer Erneuerung 
der Verkündigung arbeiten. Um diesen Dienst bitten wir sie. 


4. Das Amt des Evangelisten 
Einigen Kirchen der Reformation ist es bis heute nicht gelungen, dem Charisma des 
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Evangelisten einen klar umrissenen Platz zu geben. Aus dem Kampf gegen das Schwär- 
mertum in der Reformationszeit ist ein gewisses Mißtrauen gegenüber charismatischen 
Begabungen geblieben, worunter besonders die Evangelisation zu leiden hat. Es ist an 
der Zeit, daß dieses Mißtrauen überwunden wird und daß der Dienst des Evangelisten 
Platz und Anerkennung in der Kirche findet. Wo Menschen entdeckt werden, denen das 
evangelistische Charisma gegeben ist, sollten sie zu diesem Dienst berufen, ausgebildet 
und eingesetzt werden. Im Zuge dieser Bemühungen sollten geeignete Ausbildungsstätten 
unterstützt und gefördert werden. Es sollte aber auch immer wieder dafür gesorgt wer- 
den, daß das evangelistische Charisma sich entfalten kann, ohne durch administrative 
Maßnahmen eingeengt zu werden. 


II. Fragen und Empfehlungen an die Gemeinden 


1. Die Gemeinde entdeckt die Evangelisation r 

In der ökumenischen Diskussion über die Evangelisation ist die fundamentale Bedeutung 
der missionarischen Dimension für das Leben der Kirche neu entdeckt worden. Hat die 
Gemeinde diese Entdeckung mitvollzogen? Weiß sie, daß sie Trägerin des Christuszeug- 
nisses für die Welt sein soll und daß sie um deswillen ihr Leben aus der Kraft des 
Evangeliums ständig erneuern muß? Es steht außer Frage, daß an dieser Stelle ein gro- 
ßer Nachholbedarf vorhanden ist. Die „ekklesiologische Lücke“ (Karl Barth), die Frage 
nach dem „Wozu“ der Kirche, ist im Bewußtsein der Gemeinden noch nicht geschlossen. 
Hier sollte ein umfassender Prozeß der theologischen Information und der praktischen 
Zurüstung einsetzen. Von jeder Ortsgemeinde sollte mit Unterstützung der zuständigen 
Organe der Landes- und Freikirchen ein langfristiges Programm der „education for 
mission“ (Erziehung zur Mission) verwirklicht werden. Ebenso sollten die gemeind- 
lichen Strukturen auf ihre missionarische Wirksamkeit geprüft und nötigenfalls geändert 
werden. Auch müßte die Bereitschaft bei Pfarrern, Predigern und Kirchenvorständen 
wachsen, Laien in eigener geistlicher Verantwortung am evangelistischen Dienst der Ge- 
meinde zu beteiligen und dafür Entfaltungsmöglichkeiten zu geben. Die Gewinnung einer 
mitarbeitenden und missionarisch offenen Gemeinde sollte das Ziel aller Bemühungen sein. 


2. Permanente und kontingente Evangelisation 

In der praktischen Gestaltung des evangelistischen Dienstes der Gemeinde ist zu unter- 
scheiden zwischen permanenter und kontingenter Evangelisation. Permanente Evangeli- 
sation: hierunter verstehen wir den stetigen und anhaltenden evangelistischen Einfluß, 
der von der Gemeinde auf ihre Umwelt ausgeht. Viele Dienste, von denen solcher Ein- 
fluß ausgeht, geschehen in der Stille, in der konkreten Begegnung von Mensch zu Mensch, 
oder im schlichten Vollzug von Gottesdienst, Wortverkündigung und Seelsorge. Neben 
dieser permanenten Evangelisation, die zur Existenz jeder rechten Gemeinde gehört, gibt 
es jedoch auch kontingente evangelistische Bemühungen, die von Fall zu Fall notwendig 
werden und deren Art sich aus der jeweiligen Situation ergibt. Hierzu rechnen Evange- 
lisationswochen, Evangelische Wochen, Gebietsmissionen, Zeltmissionen, Besuchsdienst- 
aktionen usw. Obwohl diese besonderen Bemühungen situationsabhängig sind, sollte man 
sie nicht dem Zufall überlassen, sondern sorgfältig planen und ein Programm der Evan- 
gelisation auf lange Sicht entwickeln. Voraussetzung dafür ist allerdings, daß man be- 
weglich bleibt und bereit ist, das Programm den wechselnden Herausforderungen und 
Bedingungen anzupassen. Ausgangspunkt sollte jeweils eine gründliche Analyse der 
Situation am Ort sein. Bei der Vorbereitung einer Evangelisation ist ernstlich davor zu 
warnen, Evangelisten zu berufen, die nicht von einer konkreten Kirche (Gemeinde) auto- 
risiert (vgl. II, 1) und nicht in ihr geistlich beheimatet sind (vgl. III, 2). Die bloße Be- 
hauptung eines Evangelisten, er arbeite „auf Allianzbasis“, ist keine ausreichende Legi- 
timation. 


455 


3. Evangelisation und Gemeindeaufbau 

Evangelisation und Gemeindeaufbau werden oft als wesensverschiedene Aufgaben, ja 
als Gegensätze empfunden. Dabei herrscht hinsichtlich der Evangelisation weithin das 
Zerrbild einer hektischen Betriebsamkeit oder einer an Emotionen appellierenden Pre- 
digtweise, hinsichtlich des Gemeindeaufbaus das Bild der stillen, stetigen Verrichtung 
der „ordentlichen“ Aufgaben des Pfarramtes. Diese Gegenüberstellung muß von beiden 
Seiten her überwunden werden. Evangelisation und Gemeindeaufbau müssen eng aufein- 
ander bezogen und unmittelbar miteinander verzahnt sein. Die Evangelisation soll zum 
missionarischen Gemeindeaufbau führen, ja ein Element dieses Gemeindeaufbaus sein. 
Umgekehrt muß der Gemeindeaufbau ständig aus der Evangelisation gespeist werden 
und in neue evangelistische Bemühungen münden. Evangelisationen, die nicht von einer 
mitarbeitenden Gemeinde getragen sind, werden leicht ein Schlag ins Wasser. Gemeinde- 
aufbau, der nicht auf den missionarischen Auftrag bezogen ist und sich nach ihm aus- 
richtet, wird zum Leerlauf. 


4. Koordination und Kooperation in der Evangelisation 

Gibt es in einem Ort mehrere Gemeinden (auch aus verschiedenen Kirchen, Freikirchen 
und Gemeinschaften), so besteht die Notwendigkeit zu enger Zusammenarbeit in der 
Evangelisation. Diese Notwendigkeit ergibt sich nicht nur im Blick auf die Umwelt, die 
eine Zersplitterung und erst recht eine missionarische Rivalität zwischen verschiedenen 
Gemeinden nicht versteht, sondern auch aus dem Evangelium selbst, das der Einheit der 
Gemeinde grundlegende Bedeutung für Vollmacht und Reichweite ihres Zeugnisses zu- 
mißt. In diesem Sinne bitten wir die Gemeinden, ihre Pfarrer und Prediger, Absprachen 
über geplante Evangelisationen an einem Ort untereinander zu treffen und soviel wie 
möglich gemeinsam zu arbeiten. Ständige Fühlungnahme untereinander hilft nicht nur 
zu geordneter Planung, sondern auch zu wachsendem Vertrauen untereinander. 


II. Fragen und Empfehlungen an die Evangelisten 


1. Die Notwendigkeit einer guten Ausbildung 

Das Charisma des Evangelisten ist von Gott gegeben. Es ist niemals das Ergebnis von 
Ausbildung oder Erziehung. Gleichwohl sollte der Evangelist eine gründliche und solide 
Ausbildung nicht verachten. „... daß du erweckest die Gabe Gottes, die in dir ist“ 
(2 Tim 1,6). Zu diesem Erwecken der Gabe gehört auch ihre Pflege und Bildung. Ein 
Evangelist sollte sich sowohl in den theologischen Grundfragen als auch in der homile- 
tischen Praxis auskennen. Nur so kann seine Gabe vor Wildwuchs, Sterilität oder Ein- 
seitigkeiten bewahrt werden. Wir bitten daher alle Evangelisten, nicht nur um eine 
gute Grundausbildung bemüht zu sein, sondern auch in der späteren praktischen Arbeit 
immer wieder genügend Zeit und Kraft für die Vertiefung und Weiterbildung aufzu- 
wenden. 


2. Der Evangelist braucht geistliche Heimat 

Ein Evangelist ist besonderen Versuchungen und Gefährdungen ausgesetzt, die ein 
fruchtbares Arbeiten hindern oder gänzlich lähmen können. Aus diesem Grunde darf 
der Evangelist nicht in die Isolierung oder Gemeindeferne geraten. Er braucht vielmehr 
einen Kreis von Menschen, der ihn im Gebet trägt und der ihn in seinem Dienst mit 
Zuspruch, Kritik und gutem Rat begleitet. Dieser Kreis muß auch für die finanzielle 
Sicherung des Evangelisten aufkommen, damit Kollekteneinnahmen und persönliche 
Vergütung des Evangelisten miteinander unvermischt bleiben. Wir bitten daher alle 
Evangelisten, um eine geistliche Beheimatung besorgt zu sein und ihre gesamte Arbeit 
immer wieder der Kontrolle und Korrektur durch die Brüder auszusetzen. 
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3. Wahrheit und Liebe — der Stil der Arbeit 

Im Dienst des Evangelisten müssen Wahrheit und Liebe verbunden sein, und diese Ver- 
bindung muß den Stil der Arbeit bestimmen. „Vielmehr weisen wir durch Offenbarung 
der Wahrheit uns aus vor aller Menschen Gewissen im Angesicht Gottes“ (2 Kor 4,2). 
Dieses Wort zwingt zu einer kompromißlosen Verkündigung, die ohne Menschenfurcht 
oder Liebedienerei das Zeugnis des Evangeliums laut werden läßt. „Alle eure Dinge 
lasset in der Liebe geschehen“ (1 Kor 16,14): das fordert geduldiges Eingehen auf den 
Menschen in seiner besonderen Situation, Rücksichtnahme auf die Brüder am Ort und 
Bereitschaft zur Zusammenarbeit. Aus diesem Grunde wird ein Evangelist sich auch jeder 
Diskriminierung der Fernstehenden sowie jeder Polemik enthalten, die gegen andere 
Kirchen oder Konfessionen gerichtet ist. Er wird vielmehr das Gemeinsame betonen und 
Evangelisation nicht mit Abwerbung verwechseln. Wir bitten alle Evangelisten, um diese 
Verbindung von Wahrheit und Liebe in ihrem Dienst besorgt zu sein, damit das Zeugnis 
glaubwürdig bleibt. 


4. Planung und Vorbereitung einer Evangelisation 

Ein Evangelist sollte seine Dienste nicht aufdrängen, sondern warten, bis er von einer 
Gemeinde gerufen wird. Dieses Prinzip schließt nicht aus, daß je und dann auch Gemein- 
den zu einer Evangelisation durch einen Evangelisten ermutigt werden. Dies sollte jedoch 
vorwiegend in solchen Gebieten geschehen, in denen wenig evangelisiert wird. Auf alle 
Fälle muß vermieden werden, daß es einerseits Ballungsgebiete der Evangelisation gibt 
(vielleicht gar nach dem Maßstab der finanziellen Ergiebigkeit) und andererseits leere 
Räume. Hier ist eine übergreifende Planung und Abstimmung angebracht, an der neben 
den Evangelisten auch die Volksmissionsämter der Landeskirchen und die zuständigen 
Organe der Freikirchen beteiligt sein müssen. Zur Vorbereitung einer Evangelisation 
gehört aber auch, daß der Evangelist sich ein Bild von der Gemeinde verschafft, in der 
er evangelisieren soll. Ein informatorisches Gespräch am Ort und eine Kontaktaufnahme 
mit dem tragenden Kreis der Gemeinde sollte nach Möglichkeit erstrebt werden. Nur 
so kann die Verkündigung dialogischen Charakter gewinnen, wozu allerdings auch die 
Bereitschaft gehört, wenn erforderlich, auf fertige Evangelisationsansprachen zu verzich- 
ten und die Botschaft angesichts der verschiedenen Situationen immer neu zu formulieren. 
Die Mitverantwortung des Evangelisten erstreckt sich jedoch nicht nur auf Vorbereitung 
und Durchführung der Evangelisation, sondern auch auf das „Danach“. Wie die Weichen 
für die Weiterarbeit zu stellen sind, muß sich aus der Evangelisation selbst und aus dem 
gemeinsamen Gespräch aller Beteiligten ergeben. Vor schematischen Maßnahmen ist zu 
warnen. Was sich in der einen Gemeinde bewährt hat, muß nicht notwendigerweise auch 
für eine andere gut sein. Die Verantwortung des Evangelisten für die Weiterarbeit am 
Ort darf allerdings nicht dazu führen, daß er Menschen an seine Person bindet oder daß 
er Kontakte mit bestimmten Gruppen ohne Kenntnis des Pfarrers oder Predigers wei- 
ter pflegt. Rechtzeitig loszulassen und freizugeben ist eine Kunst, in der auch der Evan- 
gelist sich üben muß. Denn nicht in seiner Kraft und Vollmacht steht die Ausbreitung 
des Evangeliums in dieser Welt, sondern in der Kraft und Vollmacht des Herrn, der 
gesagt hat: „Ich will bauen meine Gemeinde“ (Matth 16, 18). 


Dem oben erwähnten Koordinationsauftrag dienten im Jahre 1966 Einladungen 
an die Männer- und Frauenwerke der Mitgliedskirchen der Arbeitsgemeinschaft, 
aus denen sich eine engere Zusammenarbeit zwischen diesen Organisationen ent- 
wickelte. 

Eine Erweiterung der Mitgliedschaft der Arbeitsgemeinschaft trat insofern ein, 
als im Jahre 1966 die Heilsarmee — bis dahin nur Gast — den Antrag auf Voll- 
mitgliedschaft stellte, dem einmütig stattgegeben wurde. In ein Gastverhältnis 
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zur Arbeitsgemeinschaft trat 1968 der deutsche Zweig der „Gesellschaft der 
Freunde“ (Quäker). Fühlung suchte die Arbeitsgemeinschaft auch mit den sehr 
verschiedenen Gruppen, teils pfingstlicher, teils hochkirchlicher, teils fundamenta- 
listischer Prägung, die sich im „Okumenischen Dienst“ zusammengeschlossen 
haben und durch alljährliche „Okumenische Kirchentage“ in Königstein (Taunus) 
sowie durch Freizeiten und Arbeitstagungen hervortreten (Zentrum: Schloß Cra- 
heim/Ufr.). 

Einen wesentlichen Schritt nach vorn in der innerdeutschen Okumene brachte 
das 1. theologische Gespräch, das die Arbeitsgemeinschaft am 29. Juni 1967 mit 
Vertretern der Pfingstbewegung (Christlicher Gemeinschaftsverband Mülheim/ 
Ruhr) führte. Auch zu der deutschen Zentrale der Siebenten-Tags-Adventisten in 
Darmstadt sind lose Beziehungen aufgenommen. In beiden Fällen folgte die 
Arbeitsgemeinschaft dem Beispiel des ORK, der mit den genannten Gruppen seit 
einigen Jahren im regelmäßigen Gesprächskontakt steht (vgl. oben S. 403f.). 

Die Professoren Dr. Oesch und Dr. Roensch von der Lutherischen Theologi- 
schen Hochschule in Oberursel legten 1968 vor der Arbeitsgemeinschaft die Hal- 
tung der altlutherischen Kirchen zur Okumene dar und setzten damit einen schon 
früher aufgenommenen Gedankenaustausch fort. Seit dem Zweiten Vaticanum 
stellte sich aber vor allem die Frage der Einladung römisch-katholischer Beobach- 
ter zu den Sitzungen der Arbeitsgemeinschaft, was längere, mit großer Sorgfalt 
geführte Vorverhandlungen erforderlich machte. Im Frühjahr 1969 — das sei hier 
vorweggenommen - delegierte die Deutsche Bischofskonferenz Weihbischof Dr. 
Kleinermeilert (Trier) und Prof. Bläser (Paderborn) als „Gäste und Vertreter“ 
in die Arbeitsgemeinschaft. Langjährige Vorarbeit für diesen Schritt war nicht 
zuletzt in der von der Ökumenischen Centrale ins Leben gerufenen gemeinsamen 
Arbeitsgruppe zwischen den evangelischen Kirchen und der römisch-katholischen 
Kirche im deutschsprachigen Raum für die Vorarbeitung der ökumenischen Ge- 
betswoche geleistet worden, die bereits seit 1963 bestand, vier Jahre früher als 
auf der Ebene des ORK (vgl. Kirchl. Jahrbuch 1964, S. 412). 

Die Ökumenische Gebetswoche selbst hat in den deutschen Kirchen festen Fuß 
gefaßt, ohne daß freilich eine weitere Aufwärtsentwicklung erkennbar wäre. Das 
mag auch mit den unterschiedlichen Terminen und dem Nebeneinander mehrerer 
Gebetszeiten, zum Beispiel dem Weltgebetstag der Frauen, zusammenhängen. 
Bestrebungen, auch katholischerseits auf den Pfingsttermin zu gehen, haben bis- 
her zu keinem Erfolg geführt. Der Absatz der Gebetshandreichungen im deutsch- 
sprachigen Raum liegt bei etwa 220000, davon 150000 in der römisch-katholi- 
schen Kirche. 

Auch der Deutsche Ökumenische Studienausschuß, der der Arbeitsgemeinschaft 
christlicher Kirchen in Deutschland zugeordnet ist und dem insbesondere die 
Förderung und Koordination der ökumenischen Studienarbeit in den deutschen 
Kirchen obliegt, hat Ende 1968 ein römisch-katholisches Mitglied (Prof. Bläser) 
kooptiert. Dem Interesse der theologischen Wissenschaft an ökumenischen Fragen 
galt eine vom Deutschen Okumenischen Studienausschuß und der Evangelischen 
Arbeitsgemeinschaft für Weltmission gemeinsam vorbereitete und durchgeführte 
Informationstagung für Assistenten und Privatdozenten theologischer Fakul- 
täten über das Thema „Die ökumenische Dimension der Theologie“ vom 1. bis 
5. April 1968 in Bossey. 
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Die großen Weltkonferenzen wirkten sich wie immer als belebendes Element 
ökumenischer Aktivität und Meinungsbildung bis in die Gemeinden hinein aus. 
Freilich kann man das von der Weltkonferenz für Kirche und Gesellschaft (Genf 
1966) nur mit Vorbehalt sagen. Da sie zunächst als sozialethische Expertenkon- 
ferenz galt, wurde von ihr in der kirchlichen und weltlichen Öffentlichkeit unse- 
res Landes verhältnismäßig wenig Notiz genommen. Erst lange hinterher 
erkannte man ihre Relevanz für die immer dringlicher werdende Weltverant- 
wortung und -bezogenheit der Kirche, was dann allerdings manchmal eine Ver- 
schiebung der Proportionen von Glauben und Leben, Zeugnis und Dienst zur 
Folge zu haben drohte. 

Vom 18. bis 21. April 1966 trafen sich die für Genf vorgesehenen Konferenz- 
teilnehmer in Berlin, um sich auf die Thematik „Christliche Antwort auf die 
technische und soziale Revolution unserer Zeit“ vorzubereiten. Eine Nach- 
arbeitstagung im größeren Rahmen fand am 16./17. Oktober 1967 in Arnolds- 
hain statt. Literarisch war das Echo auf die Genfer Konferenz — wenn auch mit 
der angedeuteten Verspätung — überaus beachtenswert (vgl. das oben schon auf- 
geführte Berichtsheft Nr. 1/1967 der „Okumenischen Rundschau“) und hat für 
die Weltkirchenkonferenz von Uppsala eine sicherlich nicht zu unterschätzende 
Auswirkung gehabt. 

Weit umfassender und konzentrierter, als es bei Genf 1966 der Fall gewesen 
war, lief hingegen die Vorbereitung auf Uppsala an. Die Kirchenkanzlei der 
EKD lud die Vertreter von Presse, Rundfunk und Fernsehen am 29. 2./1. 3. 
1968 nach Hannover zu einer Vorbereitungstagung mit Generalsekretär Dr. Blake 
und Landesbischof D. Lilje ein. Eine vom Kirchlichen Außenamt veranstaltete 
Tagung vom 22. bis 25. April 1968 in Arnoldshain war der Zurüstung der Kon- 
ferenzteilnehmer gewidmet, während eine Nacharbeitstagung vom 28. bis 31.Ok- 
tober 1968, gleichfalls in Arnoldshain, die Konferenzteilnehmer mit den öku- 
menischen Referenten der Landes- und Freikirchen, der altkatholischen Kirche 
und der kirchlichen Werke sowie den Journalisten zu einem ausgiebigen Gespräch 
über die Weiterführung der Anstöße von Uppsala vereinte. Das Vorbereitungs- 
heft fand diesmal nur eine verhältnismäßig begrenzte Verbreitung in den Ge- 
meinden, denn mehr noch waren die von Ausschüssen des ORK erarbeiteten 
Sektionsentwürfe Gegenstand des Interesses aller derer, die sich ernsthaft mit 
den Themen von Uppsala zu beschäftigen gedachten. Auf die breite publizistische 
Resonanz ist schon an anderer Stelle hingewiesen worden (vgl. oben $. 441). 
Was in den einzelnen Kirchen und Gemeinden, in Akademien, Studiengruppen, 
Pastoralkollegs usw. an Vor- und Nacharbeit geleistet worden ist, entzieht sich 
der vollständigen Erfassung, übersteigt aber bei weitem die entsprechenden Ein- 
sätze bei früheren Vollversammlungen. Insbesondere dienten auch die vier all- 
jährlichen Regionaltagungen der Ökumenischen Centrale, die sich auf intensive 
Gruppenarbeit umgestellt haben, hierfür als Schaltstelle. 

Eine vom Kirchlichen Außenamt im Sommer 1969 zusammengestellte Über- 
sicht vermittelt nähere, wenn auch keineswegs Anspruch auf Vollständigkeit er- 
hebende Aufschlüsse über die Uppsala-Nacharbeit in der EKD. Folgende Aus- 
züge seien daraus wiedergegeben: 
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BERICHT DES KIRCHLICHEN AUSSENAMTES DER EKD ÜBER 
DIE NACHARBEIT VON UPPSALA 


Zusammengestellt für die Tagung der ökumenischen Referenten der Landes- und Frei- 
kirchen, Kirchlichen Werke und Dienste sowie der Uppsala-Teilnehmer, Arnoldshain 1969 


Das Kirchliche Außenamt war von den Teilnehmern der Nacharbeitstagung von Uppsala 
(28. bis 31. 10. 1968 in Arnoldshain) gebeten worden, Berichte 1. der Teilnehmer an der 
4. Vollversammlung, 2. der Verantwortlichen für Aktionen der Entwiclungshilfe und 
für ökumenische Aktionen im Bereich von Diakonie und Mission sowie der Evangelischen 
Jugend und 3. der ökumenischen Referate der Landeskirchen und Kirchlichen Werke zu 
sammeln, sie auszuwerten und das Ergebnis dem genannten Personenkreis zur Verfügung 
zu stellen. 

Insgesamt wurden 28 Berichte eingesandt. Im folgenden wird versucht, ihre wesent- 
lichen Punkte zusammenfassend wiederzugeben. 

Alle Berichte stimmen darin überein, daß noch keine Vollversammlung des ORK in 
den Gemeinden und der deutschen Öffentlichkeit ein solches Echo gefunden hat wie die- 
jenige von 1968. Hierzu hat, noch ehe die Nacharbeit begann, wesentlich die umfang- 
reiche Berichterstattung der Massenmedien beigetragen. (Hierzu wird auf Nr. 2/1969 
der „Ökumenischen Rundschau“, S. 265 ff., verwiesen. Dort werden erwähnt: 70 Sende- 
stunden vom Rundfunk und Fernsehen, 1648 Berichte der säkularen Presse, 215 Berichte 
der Kirchlichen Presse, 42 Kommentare der Rundfunk- und Fernsehanstalten.) 

Das Feld für eine gezielte Nacharbeit war also wirkungsvoll bearbeitet. In welchem 
Umfang wurde dies ausgenutzt? 

Von der EKD-Synode (vgl. den Bericht „Die Zukunft der Kirche und die Zukunft 
der Welt“, München 1968) bis zur Ortsgemeinde gibt es keine Gruppe, die in den 
Berichten nicht erwähnt würde. Die Veranstaltungen umfaßten Vorträge, Wochenend- 
freizeiten, Gemeindeseminare (oft über einen längeren Zeitraum hinweg), Pfarrer- und 
Kirchenvorsteher-Rüstzeiten, Rüstzeiten für Jugend- und Frauengruppen, Podiums- 
diskussionen mit Kommunal-, Landes- und Bundespolitikern und Abgeordneten aller 
Parteien, Ortsgruppen der „Christian Leadership“, Pfarrer und Standortgemeinden der 
Bundeswehr, ökumenische Arbeitskreise. Oft wird auch von gemeinsamen Veranstaltun- 
gen mit freikirchlichen und römisch-katholischen Teilnehmern und Gruppen berichtet. 
In einigen Fällen wurde auch vor ausschließlich römisch-katholischen Gruppen berichtet. 

In vielen Berichten ist auch von langfristigeren Vorhaben die Rede, die Anregungen 
von Uppsala aufgenommen haben. Hierher gehören einmal die Beschlüsse der EKD- 
Synode vom Oktober 1968, über deren bisherige Verwirklichung in Rundschreiben der 
Kirchenkanzlei der EKD an die Gliedkirchen berichtet wurde, sodann die Beschlüsse der 
Landessynoden, über die die betreffenden Protokolle Auskunft geben. Hierher gehören 
aber auch in allen Berichten erwähnte gemeinsame Vorhaben in Ortsgemeinden mit 
römisch-katholischen Nachbargemeinden, von örtlichen Jugendgruppen beider Kirchen, 
von Kirchenvorständen beider Kirchen usw. 

Die Verbreitung von vorhandenem oder eigens hergestelltem Informationsmaterial 
kann hier nur genannt werden, sofern sie in den eingesandten Berichten erwähnt wird. 
In einigen Landeskirchen wurden eigens von Uppsala-Teilnehmern verfaßte Berichte an 
alle Pfarrer versandt, in anderen die Sektionsberichte. Wieder andere Landeskirchen 
fügten auch „Sekundärliteratur“ hinzu (z. B. Schelz: Weltkirche in Aktion; Frieling: 
Uppsala 1968: Erneuerung der Welt? Aus der Evangelischen Landeskirche in Württem- 
berg die Serie „Konsequenzen“, in der Information und Nacharbeit von Uppsala bereits 
mit der Vorarbeit für den Kirchentag in Stuttgart verbunden wurde). 

In einem Bericht wird bedauert, daß das aus Genf zu erwartende Tonband- und Bild- 
material zu spät verfügbar gewesen sei, als daß es gezielt habe eingesetzt werden kön- 
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nen. Gut bewährt hätten sich jedoch am Ort unter Mitwirkung professioneller Sprecher 
hergestellte Tonbänder. 

Während die Frage nach dem äußeren Verlauf der Nacharbeit und dem Beginn sicht- 
barer Aktionen von allen eingesandten Berichten ausführlich beantwortet wird, ist dies, 
wie kaum anders zu erwarten, bei der Frage nach den inneren Auswirkungen (Weckung 
verantwortlichen, weltweiten ökumenischen Denkens; Einleiten von Bewußtseinsände- 
rung) erheblich schwieriger. Einige Berichte verneinen, daß eine Antwort nach einem so 
kurzen Zeitraum (Herbst 1968 bis Frühjahr 1969) überhaupt möglich sei. Andere Be- 
richte beschränken sich auf allgemeine Angaben, so daß auch in dieser Zusammenfassung 
nur einige Tendenzen angedeutet werden können. 

Wo lagen die inhaltlichen Akzente der Nacharbeit? Ein Überblick über die Erwäh- 
nung der Sektionsdokumente in den eingesandten Berichten ergibt folgendes Bild. Er- 
wähnt werden: Sektion 1: 2mal Sektion 4: 3mal 

Sektion 2: 4mal Sektion 5: Omal 
Sektion 3: 12mal Sektion 6: 2mal 

Hinsichtlich des Sektionsthemas 3 bestätigt dies den Eindruck, der sich aus der gesam- 
ten Berichterstattung über Uppsala und der bisherigen Auswirkung der Vollversamm- 
lung ergibt. Bei den übrigen Sektionen werden sicherlich Korrekturen angebracht werden 
müssen, wie z. B. aus der intensiven Behandlung der Sektion 1 auf den Regionaltagungen 
der Okumenischen Centrale hervorgeht (vgl. Materialdienst Nr. 4/1969 vom Februar 
d. J.). Eine von der EAGWM für das Frühjahr 1969 geplante Arbeitstagung über Sek- 
tion 2 mußte auf den November d. J. verlegt werden. Von ihr dürfen weitere Anstöße 
erwartet werden. Auch wird über erhebliche Breitenarbeit an einigen Stellen gerade mit 
der Thematik der Sektion 2 berichtet. Bei Sektion 4 dürfte sich das Bild durch die von 
der Sache gebotene enge Verflechtung mit Sektion 3 korrigieren. Folglich scheinen die 
Sektionen 5 und 6 bisher am wenigsten aufzutauchen. Das Programm des Stuttgarter 
Kirchentags läßt jedoch auch hier auf neue Anstöße schließen. 

Abschließend sollen hier noch einige Wünsche und Eindrücke aus den Berichten wie- 
dergegeben werden. 

Allgemein wird die verstärkte Zusammenarbeit mit römisch-katholischer Kirche und 
Freikirchen hervorgehoben. Fragen des Verhältnisses zu ihnen, aber auch die Rassen- 
frage, haben oft im Mittelpunkt der Diskussion gestanden. In einigen Berichten werden 
auch Fragen nach den orthodoxen Kirchen erwähnt. 

Aufgeschlossenheit gegenüber ökumenischen Fragen — auch bei sonst vorhandener 
Gleichgültigkeit und Desinteresse am kirchlichen Leben - werden erwähnt. Ein Bericht 
gibt den Eindruck wieder, daß Frauen etwa die Notwendigkeit von Entwicklungshilfe 
rascher einsehen, während Männer stärkere Bedenken äußern. Die Aufgeschlossenheit 
für ökumenische Dinge sei besonders dann groß, wenn ein Gesamtrahmen geboten werde 
und gemeinsam zu erfüllende Aufgaben gefunden würden. 

Aus einigen Berichten werden jedoch auch bestehende Bedenken und Widerstände 
sichtbar. Solche sind laut geworden hinsichtlich der Gefahr einer sozialpolitischen Ein- 
dimensionalität der Kirche, worüber ihr eigentlicher Verkündigungsauftrag zu kurz 
kommen könnte. Ein anderer Bericht spricht von einem Anwachsen nicht nur der Offen- 
heit für ökumenische Fragen, sondern auch antiökumenischer Haltung. 

Ein wesentlicher Punkt - wenn auch nur in einem Bericht erwähnt - ist die aktive 
Beteiligung der Laien an ökumenischen Fragen und Aufgaben. Die Problematik, die bei 
der vielfach im Zusammenhang mit Uppsala geforderten stärkeren Einbeziehung von 
Laien in entscheidende Gremien auftaucht, dürfte über diesen Sonderfall hinaus von 
allgemeiner Bedeutung sein. Der Berichterstatter schreibt: 

„Ich war einer der Laien in Uppsala, aber ich bin im kirchlichen Bereich berufstätig. 
Letzteres war bei der Vorbereitung und Nacharbeit von großer Bedeutung. Welcher 
‚echte‘ Laie kann es sich innerhalb eines Jahres leisten: 
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sich gründlich auf eine Weltkirchenkonferenz vorzubereiten und eine nahezu uferlose 
Flut von Schriftstücken durchzuarbeiten (was beides viel Zeit in Anspruch nimmt!), 

sich dreieinhalb Wochen für die Konferenz und zwei Wochen für die Vorbereitungs- 
bzw. Nacharbeitstagungen freizunehmen, 

sich innerhalb von sechs Monaten der Aufgabe zu unterziehen, Dutzende von Refe- 
raten im ganzen Land verstreut zu halten? Ich habe etwa die doppelte Anzahl von 
Anfragen für Vorträge oder Mitberatung erhalten. Absagen zu geben ist eine Kunst. Oft 
wurden sie übelgenommen. Man ısah nicht ein, daß der Laie in seinem Beruf auch voll 
engagiert ist und im übrigen irgendwo natürlich auch die Grenze seiner Kraft hat. Man 
muß sich in Zukunft, wenn man mehr Laien in den Delegationen haben will, dies sicher 
überlegen und die Verpflichtungen dosieren.“ 

Derselbe Berichterstatter schreibt zu zwei anderen Punkten: 

„Bei vielen meiner Diskussionspartner klang immer wieder die Skepsis durch, ob man 
wirklich ökumenisch denken und handeln - und auch die Dritte Welt fördern könne, 
müsse oder dürfe. Teilweise tauchten in der Wertung dieser Dritten Welt und an deren 
Rassen erschütternde Argumente auf. (Die Rassenfrage Amerikas scheint wirklich nicht 
nur ein amerikanisches Problem zu sein!)“ 

„Die Kenntnis und Informiertheit über Entwicklungsdienste, über Projekte, deren 
Auswahl, deren Förderungsart, über die Erfolgskontrolle, über Verwendung der Gelder, 
über die Finanzierung der Verteilerstellen in Deutschland usw. ist denkbar schlecht. Zum 
Teil zwei Jahre alte, für Gemeinden bestimmte Berichte waren Verantwortlichen auf 
Ortsebene noch nicht zur Kenntnis gekommen.“ 


Auch diese beiden Außerungen sollten über den Rahmen des Sektionsthemas 
hinaus, innerhalb dessen sie gemacht werden, beachtet werden. 

Nicht übersehen werden sollten schließlich die Kontakte, die unmittelbar aus 
der innerdeutschen Okumene heraus mit anderen Kirchen wahrgenommen wer- 
den. Auch hier gibt es eine breite Streuung nachbarschaftlicher oder konfessionel- 
ler Beziehungen zwischen deutschen und ausländischen Kirchen und Gemeinden. 
An zentralen Unternehmungen dieser Art wurden oben schon die regelmäßigen 
Gespräche zwischen der EKD und der Russischen Orthodoxen Kirche genannt 
(vgl. S. 402). Ebenfalls fanden die theologischen Gespräche zwischen der EKD 
und der Kirche von England in der Berichtszeit mit einer weiteren Konferenz 
vom 21. bis 25. März 1966 in Bethel ihre Fortsetzung, die sich mit dem Verhält- 
nis von „Wort und Abendmahl“ befaßte (das Konferenzprotokoll erschien als 
Beiheft Nr. 5 der „Ökumenischen Rundschau“). 

Nicht zuletzt sei an dieser Stelle des unermüdlichen Wirkens des Nordisch- 
Deutschen Konvents gedacht, der nach wie vor seine besondere Aufgabe in der 
Pflege der Verbindungen mit den Kirchen in der DDR sieht und in der Berichts- 
zeit mehrfach zur Erörterung theologischer und pastoraler Themen zusammen- 
trat (17. bis 21. 5. 1965 in Gernrode/DDR; 10. bis 13. 5. 1966 in Güstrow/DDR; 
14. bis 18. 9. 1966 in Järvenpää/Finnland; 22. bis 26. 5. 1967 in Görlitz/DDR; 
14. bis 18. 10. 1968 in Mülheim/Ruhr). 

Abschließend sei ein Unionsvorgang in der innerdeutschen Okumene ver- 
merkt: Nachdem im April 1968 der Zusammenschluß der Methodistenkirche und 
der Evangelischen Vereinigten Brüderkirche auf Weltebene in Dallas (Texas) 
vollzogen war, haben sich am 26. Mai 1968 in Frankfurt a. M. die deutsche 
Methodistenkirche und die Evangelische Gemeinschaft in Deutschland zur Evan- 
lisch-methodistischen Kirche vereinigt. Zum Bischof der neuen Kirche wurde in 
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Nachfolge von Dr. Friedrich Wunderlich, der nach 15jähriger Tätigkeit im Alter 
von 72 Jahren in den Ruhestand trat, der bisherige Direktor des methodistischen 
Predigerseminars in Frankfurt a. M., Dr. C. Ernst Sommer, gewählt. 


III. Von PERSONEN 


In diesen Jahresübersichten haben wir stets betont, daß die ökumenische Bewe- 
gung nicht nur unter institutionellen und organisatorischen Gesichtspunkten ge- 
sehen werden darf, sondern daß es lebendige Menschen sind, die für sie arbeiten, 
denken, leben und nicht selten auch leiden. Es ist selbstverständlich unmöglich, 
alle in Frage kommenden Namen aus den an der Ökumene beteiligten Kirchen 
aufzuführen, die aus den letzten Jahren im Zusammenhang mit Veränderungen 
erwähnt werden müßten. Wir haben uns vielmehr auf den Ökumenischen Rat 
und seinen Genfer Arbeitsstab im engeren Sinne zu beschränken sowie auf die 
benachbarten Mitgliedskirchen, mit denen von Deutschland aus in besonderer 
Weise Verbindung gehalten wird. 

Im Jahre 1965 schied Bishop Lesslie Newbigin als Leiter der Abteilung für 
Weltmission und Evangelisation aus dem Genfer Arbeitsstab aus, um einem Ruf 
als Bischof in Madras (Kirche von Südindien) Folge zu leisten. Seine Vertretung 
wurde zunächst von dem amerikanischen Pfarrer Robbins Strong wahrgenom- 
men, bis 1967 Rev. Philip A. Potter (Methodistische Kirche von Westindien), der 
schon in früheren Jahren in Genf tätig gewesen war, seine Nachfolge antrat. 
Auch im engeren Arbeitsbereich des Generalsekretariats trat insofern eine Ände- 
rung ein, als an Stelle von Dr. Roland Scott der kongregationalistische Pfarrer 
Burt Hamilton stellvertretender Generalsekretär wurde, dem im Zuge der mit 
dem Dienstantritt von Generalsekretär Dr. Blake verbundenen Neuordnung am 
1. 12. 1966 Dr. Dominique Micheli und Pfarrer Jens Thomsen als Assistenten 
des Generalsekretärs folgten. Das Referat für Fragen der Verkündigung erhielt - 
gleichfalls im Jahre 1965 - in Dr. W. J. Hollenweger einen neuen Leiter für den 
als Gastprofessor nach Japan berufenen Dozenten Dr. Hans Jochen Margull, der 
dann zum Sommersemester 1967 den Lehrstuhl von Prof. Walter Freytag in 
Hamburg übernahm. Der Exekutivsekretär im Sekretariat für Glauben und 
Kirchenverfassung, Pfarrer Patrick Rodger, ging am 1. 7. 1966 als Kanonikus 
an die Kathedrale St. Marien in Edinburgh. Nachdem Prof. D. H. H. Wolf 
einem Ruf an die neue Ruhr-Universität in Bochum Folge geleistet hatte, wurde 
Prof. Dr. Nikos N. Nissiotis am 1. 8. 1966 Direktor des Ökumenischen Instituts 
und der Ökumenischen Hochschule in Bossey, wo er schon seit vielen Jahren als 
Beigeordneter Direktor tätig gewesen war. Erzpriester Vitaly Borovoy trat im 
gleichen Jahr als Beigeordneter Direktor in das Sekretariat für Glauben und 
Kirchenverfassung ein. Die von ihm bis dahin wahrgenommene Vertretung des 
Moskauer Patriarchats der Russischen Orthodoxen Kirche ging an Bischof Vladi- 
mir (Sabodan) von Svenigorod über, der Ende 1968 wiederum ausschied und 


“ noch nicht ersetzt worden ist. Der Beigeordnete Generalsekretär und Leiter der 


Abteilung für Okumenische Aktivität Father Paul Verghese kehrte am 1. 10. 
1967 nach Indien zurück, um die Leitung des Theologischen Seminars der Syri- 
schen Orthodoxen Kirche in Kottayam (Kerala) zu übernehmen. Sein Nachfolger 
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wurde Pfarrer Ernst Lange aus Berlin. Im Jahre 1968 wurde in Genf vom Inter- 
nationalen Verband für Innere Mission und Diakonie sowie vom Weltbund der 
Verbände von Diakonissengemeinschaften ein Okumenisches Sekretariat für den 
Diakonischen Dienst der Kirche gebildet, dessen Leitung der schwedische Pfarrer 
Bengt-Thure Molander übernommen hat, der in den fünfziger Jahren bereits 
dem Jugendsekretariat des ORK angehörte. Im Oktober 1968 übernahm Pastor 
Albert van den Heuvel, bisher Leiter des Jugendreferates des ORK, das neuge- 
bildete Kommunikationsreferat, in dem das Informationsreferat sowie das Über- 
setzungs- und das Verlagsbüro vereinigt sind. Mit der Leitung der Abteilung für 
Zwischenkirchliche Hilfe, Flüchtlings- und Weltdienst des ORK wurde im glei- 
chen Jahr Mrs. Charlotte Browne-Mayers (USA) in der Nachfolge des 1967 ver- 
storbenen Dr. Leslie E. Cooke betraut. Auch andere Veränderungen traten in der 
gleichen Abteilung ein: Dr. K. C. Joseph (Indien) löste Pfarrer Warner Conring 
1967 in der Leitung des Stipendiatenreferats ab. Im folgenden Jahre wurde 
Pfarrer D. Heinrich Puffert zum Europasekretär ernannt, Mr. Christopher King 
übernahm die Leitung des Flüchtlingsdienstes des ORK. 

Im Generalsekretariat des Lutherischen Weltbundes trat Ende 1965 ein Wech- 
sel ein, indem Dr. Kurt Schmidt-Clausen in seine hannoversche Heimatkirche 
zurückkehrte und Pfarrer Dr. Andre Appel (Straßburg) zu seinem Nachfolger 
gewählt wurde. Im gleichen Jahre nahm Prof. Vilmos Vajta eine Professur an 
dem neuerrichteten Okumenischen Institut des Lutherischen Weltbundes in Straß- 
burg an. Sein Nachfolger wurde der norwegische Professor Ivar Asheim. Zum 
neuen Generalsekretär der Ostasiatischen Christlichen Konferenz wurde 1968 
an Stelle von D. T. Niles, der dieses Amt seit der Gründung der Konferenz im 
Jahre 1957 innehatte, der birmesische Baptist U Kyaw Than gewählt. Der 
Christliche Studentenweltbund wählte 1968 Prof. Dr. Richard Shaull zu seinem 
neuen Vorsitzenden. 

Auch die Führung einiger großer Kirchen ging in den letzten Jahren in andere 
Hände über. Am 1. 10. 1967 trat der schwedische Erzbischof und Mitglied des 
Exekutivausschusses des ORK Dr. Gunnar Hultgren in den Ruhestand. Ihm 
folgte in diesem höchsten Amt der schwedischen Kirche Dr. Ruben Josefson. Im 
gleichen Jahr trat Pfarrer Alfred Tooming die Nachfolge des in den Ruhestand 
getretenen Erzbischofs der Lutherischen Kirche von Estland, Dr. Jaan Kiivit, an. 
Der am 23. März 1968 zum Nachfolger von Erzbischof Dr. Gustav Turs zum 
Oberhaupt der Lutherischen Kirche Lettlands gewählte Erzbischof Peter Kleperis 
konnte sein Amt nur wenige Wochen wahrnehmen. Er starb auf der Fahrt zu der 
vom Lutherischen Weltbund nach Budapest einberufenen Konferenz der luthe- 
rischen Minderheitenkirchen in Europa. In Österreich trat Oberkirchenrat Oskar 
Sakrausky am 1. 11. 1968 die Nachfolge von Bischof Dr. Gerhard May in der | 
Leitung der Evangelischen Kirche A.B. an. Zum Nachfolger des aus Altersgrün- 
den zurückgetretenen Primas der Kirche von Norwegen, Bischof Johannes 
Smemo, wurde Bischof Fridtjov Birkeli berufen. Der Exarch des Moskauer Pa- 
triarchats der Russischen Orthodoxen Kirche für Berlin und Mitteleuropa, Erz- 
bischof Kyprian, kehrte 1966 nach zweijähriger Amtstätigkeit auf eigenen 
Wunsch nach Moskau zurück. Neuer Exarch wurde im folgenden Jahre Erz- 
bischof Vladimir (Kotliarov). 

Auch in der innerdeutschen Okumene traten einige Veränderungen ein. Der 
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Vorsitz in der Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen in Deutschland wurde im 
Januar 1966 von Landesbischof D. Dr. Erich Eichele übernommen, nachdem 
Dr. Dr. Hans Luckey (Bund Ev.-Freikirchlicher Gemeinden) dieses Amt vier 
Jahre hindurch wahrgenommen hatte. Den Vorsitz der Arbeitsgemeinschaft 
christlicher Kirchen in der DDR legte Bischof D. Johannes Jänicke (Magdeburg) 
_ aus Gesundheitsgründen im gleichen Jahre nieder. Zu seinem Nachfolger wurde 
Kirchenpräsident Dr. Martin Müller (Dessau) berufen. Der Deutsche Okume- 
nische Studienausschuß wählte Anfang 1966 Prof. D. Dr. Heinz-Dietrich Wend- 
land und Prof. Dr. Werner Küppers auf drei weitere Jahre zu seinen Vorsitzen- 
den. Die Geschäftsführung ging Ende 1967 von OKR Dr. Hanfried Krüger, der 
um Entlastung gebeten hatte, auf Pastor Armin Boyens über. In der Evangelischen 
Allianz in Deutschland übergab am 1. 3. 1967 Direktor Paul Schmidt (Bund 
Ev.-Freikirchlicher Gemeinden) den Vorsitz an Prediger Wilhelm Gilbert (Bund 
Freier evangelischer Gemeinden). Prediger Dr. Rudolf Thaut, der 1967 das Amt 
des Generalsekretärs des Bundes Ev.-Freikirchlicher Gemeinden an Pastor Gerhard 
Claas abgegeben hatte und als Leiter der „Theologischen Schule“ der Baptisten 
nach Hamburg gegangen war, wurde im Jahre darauf für zwei Jahre zum 
Vorsitzenden des Rates der Europäischen Baptisten-Föderation gewählt. 

Groß ist die Zahl derjenigen ökumenischen Persönlichkeiten, die in der Be- 
richtszeit das biblische Alter erreicht haben. 70 Jahre wurden der dänische Pro- 
fessor Dr. Nils Soe (29. 11. 1965), der Bischof der deutschen Methodistenkirche 
Dr. Friedrich Wunderlich (23. 1. 1966), der frühere Präsident der Evangelischen 
Gemeinschaft Dr. Reinhold Kücklich (13. 4. 1966) und der Tübinger Missions- 
wissenschaftler Prof. D. Dr. Gerhard Rosenkranz (29. 4. 1966). 75 Jahre wurden 
der bekannte schwedische Bischof Dr. Anders Nygren (15. 11. 1965), der frühere 
Kirchentagspräsident D. Reinold von Thadden-Trieglaff (13. 8. 1966), der frü- 
here Kirchenpräsident der Kirche von Hessen und Nassau und damalige Präsi- 
dent des ORK, D. Martin Niemöller (14. 1. 1967), und der emeritierte Marbur- 
ger Religionswissenschaftler Prof. D. Dr. Friedrich Heiler (30. 1. 1967). Das 
Alter von 80 Jahren erreichten Prof. D. Friedrich Siegmund-Schultze am 14. 6. 
1965, der Okumenische Patriarch von Konstantinopel Athenagoras am 25. 3. 
1966 und der Basler Theologe Karl Barth am 10.5.1966. Zu den 85jährigen zähl- 
ten August Kardinal Bea (28. 5. 1966) und Altbischof D. Wilhelm Stählin (24. 9. 
1968). Drei 90jährige hat der Chronist zu verzeichnen: Albert Schweitzer (14.1. 
1965), der frühere badische Prälat D. Hermann Maas (5. 8. 1967), der sich be- 
sonders um das Israel-Problem bemüht hat, und der Moskauer Patriarch Alexins 
(9. 11. 1967). 

Freilich hat der Tod in diesen Jahren auch eine besonders reiche Ernte gehal- 
ten. Wir können auch hier nur einige Namen nennen: Bischof Cassian, der Direk- 
tor des russisch-orthodoxen St.-Sergius-Instituts in Paris (4. 2. 1965, 73 Jahre); 
Kirchenrat D. Friedrich Langenfaß (5. 2. 1965, 84 Jahre), der sich um die inner- 
deutsche Okumene sehr verdient gemacht hat; Prof. Stephan Zankow (März 
1965, 83 Jahre), der zu den ökumenischen Pionieren in der orthodoxen Kirche 
“ zählt; der Metropolit von Odessa, Boris (16. 4. 1965, 59 Jahre), früherer Exarch 
für Mitteleuropa; Prof. Dr. Alphons Koechlin (8. 5. 1965, 80 Jahre), langjäh- 
riger Präsident des Schweizerischen Evangelischen Kirchenbundes und führendes 
Mitglied in zahlreichen ökumenischen Ausschüssen; der ehemalige Generalsekre- 
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tär des Lutherischen Weltbundes, Dr. Karl E. Lund-Quist (28.8.1965, 56 Jahre); 
Albert Schweitzer (4.9.1965, 90 Jahre), der „große, alte Mann von Lambarene“, 
der einer ganzen Generation Vorbild selbstlosen christlichen Lebens gewesen 
war; Prof. William Strang Tindal (11. 9. 1965, 66 Jahre), der aus der Christ- 
lichen Studentenbewegung hervorgegangen war und dem Zentralausschuß des 
ORK angehörte; Prof. Paul Tillich (22. 10. 1965, 79 Jahre), der das ökumenische 
Gespräch in noch kaum abzuschätzender Weise befruchtet hat; der methodistische 
Bischof der Schweiz, Ferdinand Sigg (27. 10. 1965, 63 Jahre), der der ökume- 
nischen Bewegung viele Anregungen vermittelt hat und auch einer der Präsiden- 
ten der Konferenz Europäischer Kirchen war; der hochangesehene Missions- und 
Religionswissenschaftler Prof. Hendrik Kraemer (11. 11. 1965, 77 Jahre), der 
von 1946-1955 das Okumenische Institut in Bossey leitete; Prof. Emil Brunner 
(6. 4. 1966, 76 Jahre), der schon in den dreißiger Jahren aktiv an der ökume- 
nischen Bewegung teilgenommen hatte; der emeritierte Bischof der Reformierten 
Kirche Ungarns Albert Bereczky (4. 7. 1966, 72 Jahre); Bischof D. Otto Dibelius 
(31. 1. 1967, 86 Jahre), einer der ältesten deutschen Vorkämpfer in der Oku- 
mene und von 1954-1961 einer der Präsidenten des ORK; der bewährte Leiter 
der Abteilung für Zwischenkirchliche Hilfe, Flüchtlings- und Weltdienst Dr. Les- 
lie E. Cooke (22. 2. 1967, 58 Jahre); der Leiter des Indischen Christenrats 
M. Korula Jacob (1. 3. 1967, 55 Jahre), der die Dritte Vollversammlung des 
ORK in Neu-Delhi vorbereitet hatte; Prof. Friedrich Heiler (28. 4. 1967, 
75 Jahre), dessen Name mit den Anfängen der ökumenischen Bewegung verbun- 
den bleiben wird; der Leiter der Informationsabteilung des ORK Pastor Philipp 
Maury (6. 6. 1967, 50 Jahre); der Synodalsenior der Evangelischen Kirche der 
Böhmischen Brüder Dr. Viktor Häjek (7. 3. 1968, 68 Jahre); der Bürgerrechts- 
kämpfer und Nobelpreisträger Pfarrer Dr. Martin Luther King (ermordet am 
4. 4. 1968, 39 Jahre); Botschafter Dr. Z. K. Matthews, früher Afrikasekretär in 
der Abteilung für Zwischenkirchliche Hilfe, Flüchtlings- und Weltdienst des 
ORK (11. 5. 1968, 66 Jahre); der langjährige Vorsitzende des Zentralausschusses 
des ORK, der dessen Arbeit entscheidend geprägt hat, Dr. Franklin Clark Fry 
(6. 6. 1968, 67 Jahre); der ehemalige Primas der Orthodoxen Kirche von Grie- 
chenland und Erzbischof von Athen, Chrysostomos (9. 6. 1968, 88 Jahre); der 
amerikanische Theologe Dr. Douglas Horton, von 1957-1963 Vorsitzender der 
Kommission für Glauben und Kirchenverfassung (Sommer 1968, 77 Jahre); 
Augustin Kardinal Bea (16. 11. 1968, 85 Jahre), der sich um die ökumenische 
Offnung der römisch-katholischen Kirche entscheidende Verdienste erworben 
hat; Prof. Karl Barth (10. 12. 1968, 82 Jahre), der an der theologischen Grund- 
legung der ökumenischen Bewegung einen wichtigen Anteil hatte; der seit 1959 
im Ruhestand lebende Bischof der Evang.-luth. Kirche in Polen Dr. Karol Ko- 
tula (Dezember 1968, 84 Jahre); der weltbekannte Kirchen- und Missionshistori- 
ker Dr. Kenneth Scott-Latourette (26. 12. 1968, 84 Jahre); der um das Gespräch 
mit der römisch-katholischen Kirche verdiente Kirchenpräsident von Hessen 
und Nassau Dr. Wolfgang Sucker (30. 12. 1968, 63 Jahre). Schließlich verlor der 
Deutsche Okumenische Studienausschuß durch den Tod zwei seiner langjährigen 
Mitglieder: Prof. Dr. Heinrich Benckert am 13. 5. 1968 im Alter von 60 -Jahren 
und Prof. Dr. Paul Jacobs am 27. 8. 1968 im Alter von 59 Jahren. Aller dieser 
Männer sei auch an dieser Stelle in Dankbarkeit gedacht. 
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Kirchliche Statistik 


I. Gliederung, Pfarrstellen und geistliche Kräfte in den 
westlichen Gliedkirchen der EKD (Stand 31.12. 1968)* 


Von Paul Zieger 


Die jährliche Bestandserhebung mußte sich auch zum 31. 12. 1968 wieder auf 
die Gliedkirchen der EKD im Bereich der Bundesrepublik Deutschland und auf 
Berlin (West) beschränken. Die bis zum letzten Jahrgang des Kirchlichen Jahr- 
buchs noch zu Vergleichszwecken veröffentlichten Gesamtzahlen für die evan- 
gelischen Landeskirchen in der DDR werden nicht mehr gebracht, da sie den 
Stand vom 31. 12. 1960 wiedergeben und daher ihr Aussagewert nur noch gering 
ist. Neuere Zahlen sind nicht mehr bekanntgeworden und Einzelangaben sind 
für diese Darstellung ohne Wert. 

Die folgenden Tabellen sind in derselben Weise angeordnet und in sich geglie- 
dert wie in den Berichten der vorhergehenden Jahre. 

In Tabelle 1 zeigen sich für die Sprengel und Kirchenkreise (Spalten 1 und 2) 
kaum Veränderungen gegenüber dem Vorjahr. Dagegen fällt auf, daß die Zahl 
der in Spalte 3 nachgewiesenen Gemeinden mit Sitz mindestens eines Pfarramts 
zurückgegangen ist, während die der Gemeinden ohne Sitz eines Pfarramts an- 
gestiegen ist. Hier wirkt sich entscheidend eine Neuordnung im Bereich der 
Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau aus, während die übrigen Verände- 
rungen, die allerdings teilweise in der gleichen Richtung liegen, geringeren Ein- 
fluß auf das Gesamtbild haben. Die Neubildung von Gesamtverbänden hält, 
wenn auch in verlangsamten Tempo und bei vereinzelten Rückgängen, weiter an. 

In Tabelle 2 ist die Zahl der Stellen dargestellt. Gegenüber dem Vorjahr hat 
sich ihre Zahl weiter erhöht, verhältnismäßig stark wieder bei den Stellen im 
allgemeinen landeskirchlichen Dienst. Die Spalte mit den Veränderungen der 
Zahl der Pfarrstellen in den Gemeinden ist für dieses Jahr fortgefallen, weil die 


* Allgemeine Vorbemerkungen zu den Tabellen: 
Wenn in den einzelnen Tabellenfeldern keine Zahlen eingetragen sind, so bedeutet: 

- der Zahlenwert ist genau gleich Null, 

0 der Zahlenwert ist von Null verschieden, aber kleiner als die Hälfte der verwendeten Zahlen- 
einheit und daher nicht ausdrückbar, , 

, der Zahlenwert ist unbekannt bzw. aus technischen Gründen nicht feststellbar, 

x eine Angabe kann aus sachlichen Gründen nicht gemacht werden, ang 

() die eingeklammerten Zahlen geben nur Teilergebnisse an; bei Prozentzahlen ist die Ausgangs- 

£ zahl kleiner als 100. } 
Abweichungen in den Summen (bei Prozentziffern) entstehen durch das Runden der einzelnen 

Zahlen. 

Bei Untergliederungen bedeutet: 

davon - Summe der Einzelpositionen ergibt Gesamtsumme, 

darunter - nur ausgewählte Einzelpositionen, die nicht Gesamtsumme ergeben. 
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Meldungen einige Veränderungen enthielten, die die Vergleichbarkeit beein- 
trächtigten. 

Tabelle 3 zeigt für die Stelleninhaber durchweg einen leichten Anstieg gegen- 
über dem Vorjahr. Die Lücken zwischen Zahl der Stellen und Zahl der Stellen- 
inhaber sind geringer geworden. Zudem ist wieder darauf hinzuweisen, daß in 
den Spalten 10 und 15 nur oder überwiegend Pfarrer erscheinen, die in Gemein- 
den Dienst tun. Die Zahl der emeritierten Pfarrer (Tabelle 4) ist bei nicht ein- 
heitlicher Entwicklung insgesamt unwesentlich zurückgegangen, die der Pfarr- 
verwalter geringfügig gestiegen. Beachtlich ist das Ansteigen der Zahl der zu 
anderweitiger Dienstleistung beurlaubten Pfarrer. 

Tabelle 5 gibt Auskunft über die Zahl der emeritierten Pfarrer und deren 
Alter im Zeitpunkt der Emeritierung; die Tendenz, Pfarrer möglichst im Alter 
von 60 bis zu 70 Jahren in den Ruhestand zu versetzen, verstärkt sich allem 
Anschein nach. Die Zahlen über die im Dienst verstorbenen Pfarrer zeigen 
gegenüber dem Vorjahr insgesamt keine entscheidenden Änderungen; anzumer- 
ken bleibt, daß 45 Pfarrer im Alter bis zu 60 Jahren (darunter 5 unter 40 Jahre 
alt) im Dienst starben gegen 40 im Vorjahr (darunter einer unter 40 Jahre alt). 
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Tabelle 1: Gliederung der Landeskirchen (Stand: 31. 12. 1968) 













Rechtlich selbständige Kirchengemeinden 










Kirchenkreise, 
Superinten- 


Sprengel, 


Generalsuper- Parochial- 


verbände, 



















intendenturen,| denturen, G 
x E . esamt- 
Fentsskinihe Kreisdekanate, Dekanate, ER ins- End 
Visitations- | Propsteien * Sitz einesi TER 
Pfarramts u. dgl. 


Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Berlin (West) 1 13 153 _ 153 1 
Westfalen u 33 617 u 617 23 
Rheinland en 47 743 123 866 23 


Übrige unierte Landeskirchen 


Hessen und Nassau 7 60 903 264 1167 11 
Kurhessen-Waldeck 6 26 506 434 940 9 
Baden 3 27 421 118 539 3 
Pfalz — 20 299 166 465 5 
Bremen — -- 65 1 66 1 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Hannover 10 84 1224 430 1654 15 
Bayern 5 72 1248? 241 1489 19 
Schleswig-Holstein 4 24 504 14 518 15 
Hamburg 7° 78 _ 78 — 
Braunschweig _ 16 258 152 410 3 
Lübeck —_ —_ 32 -- 32 — 
Schaumburg-Lippe -- 3 21 _ 21 = 
Eutin _ —_ 18 18 2 
Übrige Iutherische Landeskirchen 

Württemberg 4 51 1055 230 1285 34 
Oldenburg _ 13 104 8 112 -- 
Reformierte Landeskirchen 

Lippe — 61 67 — 67 > I 
Nordwestdeutshland — 10 123 6 129 _ 
Zusammen 40 512 8439 2187 10626 166 





1. in Spalte 3 sind alle Kirchengemeinden mit Sitz mindestens eines Pfarramtes gezählt (die Zahl der 
Stellen ist in Tabelle 2, Spalte 1, nachgewiesen) 

2. einschließlich exponierte Vikariate 8 

3. Kirchenkreise (keine Aufsichts- bzw. Verwaltungsbezirke i. e. $.) 

4. darunter eine „lutherische Klasse“ 
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Tabelle 4: Emeritierte Pfarrer und Pfarrverwalter, beurlaubte' Pfarrer und 
Pfarrer im Wartestand (Stand: 31. 12. 1968) 





















Zu anderweitiger 
Dienstleistung 
beurlaubte Pfarrer 


Pfarrer 
im Ruhestand 











Pfarrer im 
Wartestand 


Pfarrverwalter 


Landeskirche im Ruhestand 


Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Berlin (West) 212 5 4 10 _ 1 
Westfalen 277 6 13 51 2 3 
Rheinland 304 2 == 15 _ 3 


Übrige unierte Landeskirchen 


Hessen und Nassau 244 — 7 58 4 1 
Kurhessen-Waldeck 177 1 + 33 —_ 1 
Baden 156 2 3 94 9 — 
Pfalz 91 1 1 33 6 1 
Bremen 22 — — — — — 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Hannover 318 3 5 93 2 5 
Bayern 3933 — 9 302 6 3 
Schleswig-Holstein 192 2 5 8 _ 2 
Hamburg 37 2 —_ 20 — _ 
Braunschweig 81 2 2 14 — —_ 
Lübeck 13 _ — 3 — _ 
Schaumburg-Lippe 8 — _ —_ _ 1 
Eutin 7 _ — 2 — —_ 


Übrige lutherische Landeskirchen 


Württemberg 392 1 2 196 8 6 
Oldenburg 31 — — 16 — 1 


Reformierte Landeskirchen 





Lippe 30 = 2 4 — —_ 
Nordwestdeutschland 25 _ — 1 _ _ 
Zusammen 3010 27 55 953 3% 28 


1; Pfarrer, die zu anderweitiger Dienstleistung aus dem unmittelbaren kirchlihen Dienst mit dem 
Recht des Rücktritts entlassen oder für mindestens ein Jahr beurlaubt sind 
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Tabelle 5: Lebensalter der im Jahre 1968 emeritierten Pfarrer und Pfarrver- 
walter und der im aktiven kirchlichen Dienst verstorbenen Pfarrer 













































im Jahr 1968 deren Lebensalter im Jahr 1968 deren Lebensalter 
ir im Zeitpunkt im aktiven im Zeitpunkt 
SERBERIFHRE der Emeritierung kirchlichen des Todes 
4 Pfarrer B 
Landeskirche aaa Be Dienst erarsı 


verstorbene 


verwalter Pfarrert 


unter | 60 bis | minde- 
60 Jahre] unter | stens 
zum 70 Jahre|70 Jahre 


Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Berlin (West) 8 — 6 2 1 — 1 — 
Westfalen 35 7 26 2 14 1 7 
Rheinland 37 4 26 7 7 1 


Übrige unierte Landeskirchen 


Hessen und Nassau 25 1 240 — 6 = 4 2 
Kurhessen-Waldeck 15 2 3 ° — 4 er 1 3 
Baden 16 2 14 — 4 1 2 1 
Pfalz 6 2 4 — 1 er 1 er 
Bremen 1 —_ 1 zur 1 1 u es 
Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deuschlands 
Hannover 38 4 34 — 8 — 6 2 
Bayern 49 4 42 3 7 1 4 2 
Schleswig-Holstein 21 2 Re 6 — 1 
Hamburg 5 _ 5 —_ 3 _ 2 1 
Braunschweig 4 1 30 — 3 — 1 2 
Lübeck 1 _- 1 _ u u — _ 
Schaumburg-Lippe _- _ _— _ - 
Eutin -- u _— E= - 0... 
Übrige lutherische Landeskirchen 

Württemberg 43 8 33 2 Ei — 4 — 
Oldenburg 3 _ 3 — _ - 0. 
Reformierte Landeskirchen 

Lippe 3 E= 3 — — _--.—- 
Nordwestdeutschland — — _— — _-— 0. — 


Zusammen 310 37 257 16 69 5 40 24 


1. Pfarrer, die im unmittelbaren kirchlichen Dienst fest angestellt waren (vgl. Tab. 3, Spalte 9) 
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II. Außerungen des kirchlichen Lebens 1967 ın den 
westlichen Gliedkirchen der EKD 


Von Paul Zieger 


Die Tabellen 1 bis 14 stellen die Ergebnisse der jährlichen Erhebung über die 
Kußerungen des kirchlichen Lebens in der gewohnten Weise dar. Eutin erscheint 
nun als Gliedkirche der VELKD. Angaben für Kirchen in der DDR fehlen wie 
seit 1961. 

Trotz aller Unruhe in der Kirche sind die Zahlen im allgemeinen konstant 
geblieben. Die absoluten Zahlen hängen zum Beispiel von der Gesamtzahl der 
Geburten, der Eheschließungen oder der Sterbefälle ab - entscheidend aber 
bleiben die Ziffern, die die Beziehung zwischen den Ergebnissen der amtlichen 
Bevölkerungsstatistik und denen der kirchlichen Statistik darstellen. 

Die Taufziffer zum Beispiel ist für die Kinder aus evangelischen Ehen gegen- 
über dem Vorjahr leicht angestiegen und für die Kinder aus evangelisch-katho- 
lischen Ehen unverändert geblieben (Tabelle 2). 

Werte über 100% beruhen auf veränderter Zählweise der amtlichen und 
kirchlichen Statistik und zeitlichem Abstand zwischen Geburt und Taufe. Auf- 
fällig ist der weitverbreitete Rückgang des Anteils der Taufen im Gemeinde- 
gottesdienst (Tabelle 3). Die plötzlich eingetretene Verlagerung auf die Taufen 
außerhalb des Gemeindegottesdienstes ist unverkennbar. 

Die Trauziffer der rein evangelischen Paare ist leicht gesunken, die der evan- 
gelisch-katholischen unverändert geblieben (Tabelle 6). 

Die Zahl der Abendmahlsgäste hat um nahezu 200.000 zugenommen, weil sich 
die Zahl der Abendmahlsfeiern erhöht hat (Tabelle 10). Die Zahl der Abend- 
mahlsgäste je Feier hat sich nicht erhöht. Die Abendmahlsziffer (Tabelle 11) hat 
sich in einzelnen Gliedkirchen geringfügig verändert, insgesamt entspricht sie der 
des Vorjahrs. Hier liegt allerdings ein Unsicherheitsfaktor darin, daß die Seelen- 
zahl mangels amtlicher Unterlagen noch nicht über den Stand vom 1. 1. 1966 
hinaus fortgeschrieben werden konnte. Bei steigender Seelenzahl ist also ein 
leichter Rückgang der Abendmahlsziffer zu vermuten. 

Die Zahl der Übertritte (Tabelle 13) ist gegenüber dem Vorjahr um 8°/o zu- 
rückgegangen, während die der Austritte (Tabelle 14) um etwa 10,6°/o gestiegen 
ist. Das ist zwar noch keine „Austrittsbewegung“, aber ein deutlicher Anstieg, 
dessen weiterer Verlauf sorgfältig zu beobachten sein wird. 
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Tabelle 1: Taufen im Jahre 1967 









Getaufte Kinder Nachrichtlich 


davon (in % von Spalte 1) 








Kinder aus Kinder 



























darunter T 
= auf- ® 
a a Mischehen sonst. Ei 
2 ins na evan- ver- |2 oa 
Landeskirche äglich ; Eltern ER] 
gesamt | träglich |gelischen| ins- | darunter a | segun- 3 e 

un Ri 

geraufl ausevang.- en oE 
BEsinE Mütter | ® Od 






kath. Ehen 


x 


Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Berlin (West) 15974 3982 80,0 14,8 8,8 45 0,7 8 662 
Westfalen 54322 3152 786 187 16,8 23 04 41 506 
Rheinland 57256 4751 66,3 30,7 27,4 27 04 62 1196 


Übrige unierte Landeskirchen 
Hessen und Nassau 35644 1879 ‚33 233 205 2,6. 0,3 7 189 
Kurhessen-Waldeck 18794 582 BET IF 2.3.81 2 72 


Baden 22431 1213 67,0 28,6 25,8 397.05 1 130 
Pfalz 1751 „33 7721. 222 327095 10 37 
Bremen ö 8268 1382 84,9 11,9 8,5 Eu Be! — 311 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Hannover 69175 4710 88,3 9,0 753 2,5.-'0,2 17 635 
Bayern 40010 1314 67 2853. 26,0 45 0,5 11 176 
Schleswig-Holstein 41872 6050 88,9 8,2 | 2,6 0,3 37 . 1049 
Hamburg 8002? 2000 33 14125 7,0 33: .09 F 2912 
Braunschweig 10476 1136 227 132.407 35 06 4 203 
Lübeck 3177 364 85,6 9,8 5, 46 — — 81 
Schaumburg-Lippe 1169 19 897 83 6,6 19.01 — 7 
Eutin 1515 141 91,5 5,4 4,4 29.92 — 
Übrige lutherische Landeskirchen 

Württemberg 44346 2273 TaEı 222 124 2,7. 0,3 10 345 
Oldenburg 10905 932 86,7 10,8 8,3 23 DI 2 126 
Reformierte Landeskirchen 

Lippe 4246 176 89,5 8,3 2.3 20 02 1 29 
Nordwestdeutschland 3598 144 _ 92,9 5,6 4,6 15 00 — 33 


13598 144 927 99 DO 


Westliche Glied- 
kirchen zusammen 462931 36599 78,1 18,7 161 2,9 0,3 (213) 6583 





1. Taufen von Kindern im Alter von 1 bis zu 14 Jahren j f j 
2. außerdem wurden 577 Konfirmanden nach vollendetem 14. Lebensjahr vor ihrer Konfirmation ge- 


tauft (in Spalte 9 enthalten) 
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Tabelle 2: Kindertaufen in ®/o der Geburten des Jahres 1967 (Taufziffern) 
(Nur für Kinder mit mindestens einem evangelischen Elternteil in der BRD) 


Getaufte Kinder in % der Lebendgeborenen desselben Jahres 


Tandakırde aus evangelischen | aus evang.-katho- uneheliche von 
Ehen lischen Ehen evang. Müttern 





Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Berlin (West) 86 40 38 
Westfalen 98 37 57 
Rheinland 95 37 51 


Übrige unierte Landeskirchen 


Hessen und Nassau 98 46 56 
Kurhessen-Waldeck 99 45 62 
Baden 99 41 63 
Pfalz wi) 47 67 
Bremen 95 56 57 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Hannover 101 48 63 
Bayern 99 38 68 
Schleswig-Holstein 94 55 57 
Hamburg 89 54 38 
Braunschweig 102 47 65 
Lübeck 92 43 65 
Schaumburg-Lippe 107 44 71 
Eutin 107 50 55 


Übrige lutherische Landeskirchen 
Württemberg 98 47 65 
Oldenburg 102 45 65 


Reformierte Landeskirchen 


Lippe 107 42 66 
Nordwestdeutschland 101 38‘ 63 
Westliche Glied- 

kirchen zusammen 98 41 58 
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Tabelle 3: Kindertaufen nach dem Ort der Taufe im Jahre 1967 


Von je 100 im Jahre getauften Kindern unter 14 Jahren 
wurden getau 





während des außerhalb des Gemeindegottesdienstes 


Gemeinde- 




































in kirchlich R x Ba 
Landeskirche gottesdienstes ze a Peer in der Haus- in Kliniken 
: äumen : FEREER: 
R oder im an gemeinschaft und ähnlichen 
Kinder gottes- R (Haustaufen) Anstalten 
dianst Pfarrhauses 












Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Berlin (West) 25,7 71,5 0,4 2,4 
Westfalen 69,1 29,0 0,8 1,1 
Rheinland 70,4 27,7 0,5 1,5 


Übrige unierte Landeskirchen 


Hessen und Nassau 59,5 36,1 2,9 1,5 
Kurhessen-Waldeck 67,3 25,3 6,3 RS 
Baden 69,9 25,2 0,8 42 
Pfalz rÄ 18,2 1,5 2,8 
Bremen 21,3 75,8 1,2 1,7 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Hannover 38,2 58,7 2,4 0,7 
Bayern 26,6 58,1 1,4 13,9 
Schleswig-Holstein 22,4 73,1 4,1 0,5 
Hamburg 18,8 79,9 0,8 0,5 
Braunschweig 26,2 72,5 0,6 0,7 
Lübeck ER 93,5 0,7 2,1 
Schaumburg-Lippe 57,1 42,3 0,5 0,1 
Eutin 43,4 BR 3,3 0,6 


Übrige lutherische Landeskirchen 


Württemberg 68,3 28,9 1,2 1,6 
Oldenburg 49,0 47,6 23 11 
Reformierte Landeskirchen 

Lippe 85,7 12,1 1,4 0,8 
Nordwestdeutschland 81,2 5,0 13,4 0,4 
Westliche Glied- 

kirchen zusammen 51,1 44,5 1,9 2,4 
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Tabelle 4: Konfirmationen im Jahre 1967 














davon (in % von Spalte 1) 





Konfirmierte Nachrichtlich 




































inder 
darunter Kinder im Jahre 
später als Bee, a. 1967 
Vandktie eec N - 
gesamt versa- | mierte 
a. ausevang.- und gungen Erwac- 
firmiert gesamt | Kach. Ehen Mütter senel 






Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 

Berlin (West) 12953 88 27,3 416,5 8,2 4,9 1,4 20.209 
Westfalen 49536 120 82:7 15:2 12,6 1,5 0,5 66 278 
Rheinland 54759 71 73:0 724,3 20,1 2,0 0,8 75 106 


Übrige unierte Landeskirchen 
Hessen u. Nassau 30689 47 79.30, 18,1 15,1 2,0 0,6 28 40 
Kurhess.-Waldeck 25388 23 87,97 310,1 8,4 1,8 0,2 8 18 


Baden 20179 6 12.908 23,2 27203 3,3 0,6 18 16 
Pfalz 11394 3 78,4 19,1 17,3 2,2 0,3 14 3 
Bremen 8233 9 33,3.356 9,9 357 0,8 1 10 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Hannover 54549 86 89,0 8,0 6,2 2,6 0,4 70 240 
Bayern 32183 50 74,8 21,4 19,2 3,2 0,7 35 32 
Schleswig-Holst. 29082 48 87,6 8,5 4,8 3,1 0,8 77 ”303 
Hamburg 6841 37. 76,5 16,0 7,5 al 3,8 20 140 
Braunschweig 8684 11 80,8 14,4 37 3,1 1,7 14 87 
Lübeck 2328 & 82.3 216,5 8,5 1,2 — — 7. 
Schaumbg.-Lippe 1238 —_ 90,6 7. 6,1 0,9 0,8 1 

Eutin Bi ee er er 3a BE 


Übrige lutherische Landeskirchen 
Württemberg 59048 34 806 17,1 14,0 1,8 0,6 — B 
Oldenburg 7680 27. 86,0 11,2 7,3 2,5 0,3 7 48 


Reformierte Landeskirchen 


Lippe 5855 — 93,8 4,8 3,9 1.1 0,3 3 16 
Nordwestdeutschld. 2692 4 94,5 357. 3,2 1,6 0,2 1 28 
Westliche Glied- 


kirchen zus. 424527 668 2 A 2 0,6 458 (1592) 


1. über 21 Jahre alt 
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Tabelle 5: Trauungen im Jahre 1967 















Getraute Paare davon (in % von Spalte 1) 


Nachricht- 
lich 


Trau- 


konfessionell gemischte 


darunter 
Ehepaare 










evangelische 
Ehepaare 


Landeskirche 










darunter 
evang.-kath. 
Ehepaare 


insgesamt 


Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Berlin (West) 6604 264 89,1 10,8 10,1 0,0 10 
Westfalen 23573 1438 76,4 25 22,3 0,3 117 
Rheinland 23631 1187 64,7 33,2 34,1 0,0 102 


Übrige unierte Landeskirchen 


Hessenund Nassau 14717 435 732 26,7 24,7 0,1 37 
Kurhessen-Waldek 7555 129 83,2 16,8 15,9 0,0 12 
Baden 8596 192 65,5 34,2 32,1 0,2 17 
Pfalz 4800 68 71,6 28,3 26,5 0,1 i! 
Bremen 3156 130 88,3 11,7 9,3 0,0 1 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Hannover 27000 1092 89,9 10,1 9 0,1 85 
Bayern 15927 343 65,8 34,2 32,3 0,1 156 
Schleswig-Holstein 14711 365 92,7 Vk 6,4 0,1 36 
Hamburg 3378 . 90,7 32 29 0,0 R 

Braunschweig 4392 279 86,6 13,0 12,0 0,4 19 
Lübeck 1323 ye, 95,4 4,6 4,1 -- — 
Schaumburg-Lippe 466 13 88,8 9,9 8,4 1,3 1 
Eutin 657 2 94,2 5,8 52 — — 


Übrige lutherische Landeskirchen 


Württemberg 16187 1331 73,9 26,1 23,1 P 56 
- Oldenburg 3900 117 87,7 12,2 10,9 0,2 10 


Reformierte Landeskirchen 


Lippe 1763 58 87,9 11,8 11,2 0,2 11 
Nordwestdeutschland 1453 33 92,5 7,4 6,0 0,1 _ 
Westliche Glied- 

kirchen zus. 183789 (7560) 78,3 21,6 2022 (01)  «er1) 





1. im allgemeinen später als 1 Jahr, in Württemberg später als 1 Monat nach der standesamtlichen 
Eheschließung 
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Tabelle 6: Trauungen in %/o der Eheschließungen des Jahres 1967 (Trauziffern) 









Trauungen in %s der Eheschließungen 
konfessionell gemischte Ehepaare 


davon 













evangelische 
Ehepaare 






evangelisch- 
anders- 
christliche 







Landeskirche 


evangelisch- | evangelisch- 
jüdische sonstige 


insgesamt | eyangelisch- 


katholische 











Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Berlin (West) 50 11 19 5 — | 
Westfalen 88 29 31 20 — 8 
Rheinland 83 28 30 23 14 


Übrige unierte Landeskirchen 


Hessen und Nassau 87 34 37 22 9 11 
Kurhessen-Waldeck 91 38 43 18 25 5 
Baden 87 32 34 20 — 18 
Pfalz 91 40 40 49 — 31 
Bremen 74 31 37 22 100 17 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Hannover 90 31 38 27 —_ 3 
Bayern 87 28 29 22 7 15 
Schleswig-Holstein 74 21 36 19 _ 1 
Hamburg 59 14 26 15 = 1 
Braunschweig 88 30 37 40 _ 2 
Lübeck 27. 14 18 14 —_ — 
Schaumburg-Lippe 99 47 45 117 —_ —_ 
Eutin 94 32 44 21 — 4 


Übrige lutherische Landeskirchen 


Württemberg 89 37 38 32 — 28 
Oldenburg 89 33 39 38 — 4 


Reformierte Landeskirchen 





Lippe 102 40 48 19 —_ _ 
Nordwestdeutschland 94 31 33 39 — 8 
Westliche Glied- 

kirchen zusammen 83 29 33 23 5 6 
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Tabelle 7: Trauungen von geschiedenen Eheleuten im Jahre 1967 







Trauungen von Ehepaaren, 
bei denen geschieden waren: 


Landeski 
Anierkicche nur der Mann 


Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Berlin (West) 311 201 51 
Westfalen 590 560 132 
Rheinland 889 565 171 


Übrige unierte Landeskirchen 


Hessen und Nassau 429 355 137 
Kurhessen-Waldeck 145 161 48 
Baden 340 216 74 
Pfalz 183 172 41 
Bremen 43 66 8 
Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche 
Deutschlands 

Hannover 577 557 133 
Bayern 411 267 64 
Schleswig-Holstein 186 184 34 
Hamburg! 58 56 13 
Braunschweig 85 103 20 
Lübeck 37 34 -- 
Schaumburg-Lippe 10 10 1 
Eutin 5 13 8 


Übrige lutherische Landeskirchen 


Württemberg 564 321 P 
Oldenburg 60 63 11 
Reformierte Landeskirchen 

Lippe 32 24 
Nordwestdeutschland 15 19 

Westliche Glied- 

kirchen zusammen 4970 3947 (954) 


1. Teilergebnisse 
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Tabelle 8: Kirchliche Bestattungen im Jahre 1967 


Bestattete davon 















evangelische Bestattete sonstige Bestattete 












Erd- 
bestat- 


ins- 
gesamt 


in %o 

aller 

Bestatteten 
Spalte 3) 







Landeskirche in %» der 1967 
Anzahl verstorbenen 


Evangelischen 









4 5 


Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Berlin (West) 16166 _9066 25232 24218 85 1014 4,0 
Westfalen 38353. 1526 398799439475 95 404 1,0 
Rheinland 43234 1432 44666 43578 96 1088 2,4 


Übrige unierte Landeskirchen 


Hessen und Nassau 22581 3902 26483 25891 97 592 252 
Kurhessen-Waldeck 11889 232 1268105712613 96 63 0,5 
Baden 131579 2278 1543577,15131 9 304 2,0 
Pfalz 8264 353 8617 8415 98 202 2,3 
Bremen 3826 1823 5649 5553 90 9% 1,7 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Hannover 42774 3003 45777 45429 98 348 0,8 
Bayern 251096726 31835, 2531232 99 603 1:9 
Schleswig-Holstein 24092 3165 27257 26988 91 269 1,0 
Hamburg 5109 3543 8652 8544 83 108 12 
Braunschweig 6168 1458 7626 7567 94 59 0,8 
Lübeck 1987 403 2390 2386 89 4 0,2 
Schaumburg-Lippe 913 21 934 934 106 — —_ 
Eutin 1056 42 1098 1075 105 23 2,1 


Übrige lutherische Landeskirchen 


Württemberg 24035 3024 27059 26551 95 508 1,9 
Oldenburg 5892 583 6475 6308 102 167 2,6 


Reformierte Landeskirchen 





Lippe 28229 81 2910 2898 97 12 0,4 
Nordwestdeutschland 1973 90 2063 2034 108 29 1,4 
Westliche Glied- 

kirchen zusammen 299407 43311 342718 336825 95 5893 1,7 


1. Urnenbeisetzungen nur gezählt, wenn Einäscherung ohne kirchliche Mitwirkung 
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Tabelle 9: Kirchliche Bestattungen von Selbstmördern im Jahre 1967 







davon 
















Bestattete lich 
Tindakinh s evangelisch- röm.- 2 
Dr Burn landeskirchliche katholische sonstigel 


Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Berlin (West) 284 277 7 
Westfalen 390 390 en — 
Rheinland 338 329 5 4 


Übrige unierte Landeskirchen 


Hessen und Nassau 181 161 — 20 
Kurhessen-Waldeck 117 117 _ —_ 
Baden 216 207 = 

Pfalz 116 115 1 u 
Bremen 31 31 u _ 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Hannover 669 661 7 1 
Bayern 426 415 8 3 
Schleswig-Holstein 323 323 —_ —_ 
Hamburg 70? 69 1 
Braunschweig 82 81 1 —_ 
Lübeck _ E= == _ 
Schaumburg-Lippe 9 9 _ 2 
Eutin 3 3 u —_ 


Übrige lutherische Landeskirchen 


Württemberg : R . ; 
Oldenburg 81 79 2 _ 


Reformierte Landeskirchen 


Lippe 29 29 — -_ 

Nordwestdeutschland 29 29 _ _ 

Westliche Glied- 

kirchen zusammen (3394) (3325) (24) (29) 
I 


16 





1. „sonstige“ = ev.-freikirchlich, anders-christlich, jüdisch, sonstige Religion, freireligiös, Weltanschau- 
ungsgemeinschaften, gemeinschaftslos und ohne Angabe 
2. Teilangaben 
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Tabelle 13: Übertritte (Eintritte) zu den Landeskirchen im Jahre 1967 







Übergetretene 


Erwachsene 




















Landeskirche en Religions- 
insgesamt Männer Wieder- unmündige? 
Anzahl re eingetretenel 
2 3 4 5 

Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 

Berlin (West) 1750 798 45,6 795 3 
Westfalen 4148 2122 52 1110 213 
Rheinland 4706 2280 48,4 1535 242 
Übrige unierte Landeskirchen 

Hessen und Nassau 2382 1009 42,4 566 154 
Kurhessen-Waldek 848 428 50,5 244 20 
Baden 1293 552 42,7 271 217 
Pfalz 647 313 48,4 116 130 
Bremen 736 360 48,9 179 48 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Hannover 2917 1397. 47,9 815 157 
Bayern 2657 1149 43,2 413 423 
Schleswig-Holstein 2346 1161 49,5 935 43 
Hamburg 569 265 46,6 251 + 
Braunschweig 873 440 50,4 310 14 
Lübeck 173 85 49,1 44 — 
Schaumburg-Lippe 58 26 (44,8) 4 5 
Eutin 34 15 (44,1) 11 — 


Übrige lutherische Landeskirchen 


Württemberg 1931 : i 667 300 
Oldenburg 559 309 353 154 12 


Reformierte Landeskirchen 





Lippe 178 86 48,3 40 5 
Nordwestdeutschland 134 TR 53,7 9 2 
Westliche Glied- 
kirchen zusammen 28939 8469 1989 
Spalten 1-3 ohne 


Württemberg 27008 12867 47,6 


1. einschließlich Rücktritte 
2. nur Kinder, die getauft waren 
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Tabelle 14: Kirchenaustritte im Jahre 1967 





Ausgetretene 









Erwachsene 
darunter Männer Religions- 


unmündige 


Landeskirche 








insgesamt Anzahl | in% 





Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Berlin (West) 5957 3650 61,3 64 
Westfalen 3142 1554 49,5 236 
Rheinland 6040 3396 56,2 403 


Übrige unierte Landeskirchen 


Hessen und Nassau 3054 1807 59,2 103 
Kurhessen-Waldeck 1127 668 9,3 53 
Baden 1566 831 53,1 172 
Pfalz 470 248 52,8 9%6 
Bremen 967 627 64,8 21 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Hannover 4392 2769 63,0 154 
Bayern 2643 1380 52,2 439 
Schleswig-Holstein 4832 3046 63,0 101 
Hamburg 3380 2026 59,9 28 
Braunschweig 1105 688 62,3 19 
Lübeck 246 168 68,3 17 
Schaumburg-Lippe 41 19 (46,3) 8 
Eutin 81 53 (65,4) 1 
Übrige lutherische Landeskirchen 

Württemberg 1903 949 49,9 218 
Oldenburg 1103 730 66,2 35 


Reformierte Landeskirchen 


Lippe 128 70 54,7 14 
Nordwestdeutschland 86 44 (51,2) 4 
Westliche Glied- 

kirchen zusammen 42263 24723 58,5 2186 
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III. Studierende der evangelischen Theologie 
im Wintersemester 1966/67 


Von Paul Zieger 


Die Angaben schließen an die Veröffentlichung im Kirchlichen Jahrbuch 1966 
(S. 457 ff.) an. Ihre späte Veröffentlichung beruht auf Umstellungen in der amt- 
lichen Hochschulstatistik. 

Die Zahl der Studierenden ist wieder gestiegen und seit Jahren die höchste. 
Insbesondere ist die Zahl der Studienanfänger in den beiden ersten Semestern 
hoch, das beruht auf der Umstellung des Schuljahrs. 

In Tabelle 4 ist die Herkunft der Studierenden nach dem Beruf des Vaters 
für ein Vergleichssemester angegeben. Auffällig ist sowohl der Rückgang des 
Anteils der Studenten aus Pfarrhäusern als auch die Zunahme des Anteils der 
Kinder von sonstigen Angestellten. Der Anteil der Arbeiterkinder ist trotz der 
Zunahme noch immer recht gering. 

Nach den Angaben des Statistischen Jahrbuchs der DDR gab es 1966 noch 
613 Studierende der evangelischen Theologie auf den Universitäten (darunter 
102 Neuzulassungen) und 1967 noch 580 Studierende (darunter 104 Neuzulas- 
sungen). 
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Tabelle 1: Die deutschen Studierenden der evangelischen Theologie"? an den 
einzelnen Universitäten und Kirchlichen Hochschulen in der Bundesrepublik 
Deutschland und in Berlin (West) im Wintersemester 1966/67 


















Zahl der Studierenden der Theologie 


männlich insgesamt 


let et 


Zunahme (+) bzw. 
Abnahme (—) 
gegenüber Vorjahr 


Universität 


Hocscule 








Bochum 85 20 105 2,4 + 9 
Bonn 265 48 313 7,1 + 9% 
Erlangen 219 33 252 5,7 — 10 
Göttingen 456 78 534 12,2 — 69 
Hamburg 228 43 271 62 44 
Heidelberg 499 113 612 13,9 er 
Kiel 96 22 118 2,7 — 5 
Köln — = pe 5 
Mainz 172 30 202 4,6 — 16 
Marburg? 310 68 378 8,6 +87 
Münster 213 41 254 5,8 + 94 
Tübingen 529 106 635 14,5 + 74 
Saarbrücken 15 4 19 0,4 #7 
Universitäten 3087 606 3693 84,1 +289 
Berlin-Zehlendorf* 175 55 230 5,2 + 9 
Bethel 186 32 218 5,0 + 69 
Neuendettelsau 79 5 84 1,9 — 11 
Wuppertal 138 29 167 3,8 + 82 
Kirchliche Hochschulen 578 121 699 15,9 +149 
Insgesamt 3665 727 4392 100 +438 
2. Sm Sn fr x, Regine 097 nd nen mie 1. Sndnten 
4, einschl. Freie Universität Berlin mit 9 ml. und 5 wl. Studenten 
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Tabelle 2: Die Studierenden der evangelischen Theologiet® nach Fachsemestern 
in %0 (Universitäten und Kirchliche Hochschulen in der Bundesrepublik 
Deutschland und in Berlin [West]) 






Von je 100 Studierenden standen im vorbezeichneten Fachsemester 


Fachsemester Wintersemester 











1966/673 





1961/62 1962/63 1963/64 1965/66 


1 6,7 6,7 5,8 4,2 11,6 
2 14,6 14,1 14,3 12,4 12,3 
3. 6,1 6,4 6,5 4,8 4,0 
4. 14,4 13,3 12,1 12,5 11,8 
5 6,1 5,9 35%, 5,7. 3,8 
6. 13,7. 13,7 11,8 13,4 11;5 
Ve 5,5 3,9 5,5 6,0 4,9 
8. 11,0 11,8 12,4 11,3 12,2 
9. 4,8 4,9 5,4 3,3 5,6 
10. und weiteres 17,1 17,3 20,5 24,0 22,3 
Ohne Angabe 0,1 0,1 0,1 0,4 = 
Insgesamt 100 100 100 100 100 
Anzahl insges. 3662 38325 4039 3954 3970 


1. ohne Beurlaubte und Gasthörer 
2. einschl. Studenten für Evangelische Religionslehre 
3. ohne Studenten für Evangelische Religionslehre 


Tabelle 3: Theologiestudierende im 1. und 2. Fachsemester (Studienanfänger) 
in der Bundesrepublik Deutschland und in Berlin (West) 





Studienanfänger des 1. und 2. Semesters im Wintersemester 





Landi 
1961/62 1965/66 | 1966/67 
Schleswig-Holstein 29 19 30 14 11 
Hamburg 42 52 45 57 42 
Niedersachsen 45 76 79 60 76 
Nordrhein-Westfalen 211 229 195 174 369 
Hessen 46 43 47 34 106 
Rheinland-Pfalz 28 36 16 13 28 
Baden-Württemberg 193 154 187 147 165 
Bayern 134 126 115 91 80 
Saarland — _ 2 2 4 
Berlin (West) 53 62 %_ 62 69 
Insgesamt 781 797 812 654 950 


1. Aufteilung auf einzelne Hochschulen nicht möglich 
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Tabelle 4: Die Theologiestudierenden! nach dem Beruf des Vaters 








Von je 100 Theologiestudierenden stammten von 
Vätern mit vorstehendem Beruf im Wintersemester 


1959/60 1961/622 1963/64 


Ausbildung und Beruf 
des Vaters 





1966/67 


A. Akademiker 


1. Beamter 
Hochschullehrer 1,4 1,4 1,4 1,5 
Lehrer 4,4 4,7 4,9 6,2 
Geistlicher 22,4 21,4 299 16,4 
Richter, Staatsanwalt 1,2 1,4 1,1 0,8 
Höherer Medizinalbeamter 0,4 0,5 0,6 0,8 
Sonstiger Beamter 4,6 4,4 4,5 51 


2. Angestellter 


Lehrer 0,1 0,2 0,3 0,1 

Jurist 0,1 0,2 0,2 0,2 

Arzt, Zahnarzt, Tierarzt 0,3 0,2 0,2 0,3 

Apotheker 0,2 0,2 0,2 0,0 

Ingenieur, Architekt, 

Wirtschaftsprüfer 19 1,8 1,8 1,8 

Sonstiger Angestellter und 

ohne genaue Berufsangabe e 1,8 25 2,7 3,0 
3. Freier Beruf 

Rechtsanwalt, Notar 143 1,0 0,6 0,6 

Arzt, Zahnarzt, Tierarzt 1,5 1,9 1,7 2,0 

Apotheker 0,2 0,3 0,4 0,3 

Selbständiger Ingenieur, 

Architekt, Wirtschaftsprüfer 0,5 0,8 0,6 0,6 

Sonstiger freier Beruf 0,6 0,6 1,0 0,9 
4. Selbständiger Landwirt 0,2 0,2 0,4 0,3 
5, Handel- und Gewerbetreibender 0,6 0,5 0,2 0,0 


6. Akademiker ohne Beruf oder ohne 
genaue Berufsangabe 0,0 0,0 0,2 0,4 


Akademiker zusammen 43,6 44,2 42,8 41,4 





1. einschl. Studierender für Ev. Religionslehre 
2. ohne Universität Kiel 
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Ausbildung und Beruf 
des Vaters 


B. Nichtakademiker 


1. 


Beamter 


Offizier, Wehrmachtsbeamter 
Lehrer 

Sonstiger höherer Beamter 
Beamter im gehobenen Dienst 


Beamter im mittleren bzw. 
einfachen Dienst 


. Angestellter 


Leitender Angestellter 
Sonstiger Angestellter 
Werkmeister 


. Arbeiter 


Freier Beruf 


. Selbständiger Landwirt, Bauer 


. Handel- und Gewerbetreibender 


Selbständiger Handwerker 


1959/60 


Kaufmann, sonstiger selbständiger 


Handel- und Gewerbetreibender 


ohne genaue Berufsangabe 


Nichtakademiker zusammen 


C. Ohne Angabe 


Insgesamt 


1. ohne Universität Kiel 
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. Nichtakademiker ohne Beruf oder 


1961/621 


Von je 100 Theologiestudierenden stammten von 
Vätern mit vorstehendem Beruf im Wintersemester 





1963 641 








1966/67 





1,0 1,6 2.1 1,7 
3,7 2,9 2,6 0,9 
0,4 0,7 0,6 0,9 
6,2 5,9 5,6 5,0 
4,3 4,0 4,5 4,1 
6,0 9,1 8,8 5,3 
12,6 11,2 11,2 18,9 
1,0 1,1 1,1 0,7 
5,9 5,6 6,2 6,8 
1,4 1,4 1,6 1.9 
3,5 3,1 2,7 2,3 
3,8 3,6 Er: 3,0 
6,6 5,8 6,0 5.7 
0,1 0,1 0,2 0,7 
56,4 55,8 56,2 58,0 
0,1 0,1 1,0 0,6 
100 100 100 100 


IV. Die Studierenden an den wissenschaftlichen Hochschulen 
in der Bundesrepublik Deutschland und in Berlin (West) 
nach Studienfach und Religionszugehörigkeit im 
Wintersemester 1966/67 


Von Paul Zieger 


Die nachfolgende Tabelle ist vergleichbar mit Tabelle 1 auf S. 446 des Kirch- 
lichen Jahrbuchs 1965, in der Angaben für die Wintersemester 1952/53 und 
1962/63 gemacht sind. Die Gesamtzahl der Studierenden ist seit 1962/63 um 
mehr als 60000 gestiegen, gegen 1952/53 um nahezu 180000. Die Entwicklung 
in den einzelnen Studienfächern war sehr unterschiedlich. Der erheblichen Zu- 
nahme etwa bei den Wirtschaftswissenschaften, den Geistes- und Sprachwissen- 
schaften standen Rückgänge in der Zahl der Studierenden gegenüber bei der 
Theologie, Mathematik und Physik, Land- und Forstwirtschaft und den tech- 
nischen Fächern. Diese starken Umschichtungen dürften auch die Veränderungen 
in der konfessionellen Zusammensetzung erklären. Der Anteil der evangelischen 
Studenten ist von 1962/63 bis 1966/67 zurückgegangen von 61,4°/o auf 59,3 0/0, 
der der katholischen gestiegen von 34,4°/o auf 34,7%/0 und der der sonstigen von 
4,20%/o auf 6/0. 
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V. Die Einnahmen aus Kirchensteuern 1968 


Von Paul Zieger 


Im Kirchlichen Jahrbuch 1965 (S. 364 ff.) wurde über die Kirchensteuer in 
Deutschland berichtet. Das Interesse der Öffentlichkeit an Fragen der Kirchen- 
steuer läßt es geboten erscheinen, im Kirchlichen Jahrbuch regelmäßig die wich- 
tigsten Angaben zu veröffentlichen. In den beiden folgenden Tabellen sind die 
Ergebnisse für 1968 zusammengestellt. Tabelle 1 gibt einen Überblick über das 
Aufkommen, Tabelle 2 zeigt die Veränderungen gegenüber 1967. Für die wich- 
tigste Einnahme, die Kirchensteuer vom Einkommen (Arbeitslohn), sind neben 
dem Bruttoaufkommen die Erhebungskosten und das den Kirchen zufließende 
Nettoaufkommen angegeben. Der in Spalte 2 von Tabelle 2 erkennbare Rück- 
gang an Aufkommen sonstiger Steuern für Baden beruht darauf, daß dort der 
Zuschlag zur Gewerbesteuer fortgefallen ist (vgl. Kirchliches Jahrbuch 1965, 
S. 385). 
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Tabelle 2: Aufkommen an Kirchensteuern und Kirchgeld für 1968 im Vergleich 
mit dem Aufkommen für 1967 (1967 = 100) 









Kirchensteuern 







Kirchgeld Insgesamt 










vom Einkommen 


(Arbeitslohn) sonstige 
% 


Landeskirche 


Berlin (West) 126 E= u 105 
Westfalen 107 102 93 107 
Rheinland 105 94 92 104 
Hessen und Nassau 112 111 126 113 
Kurhessen-Waldeck 110 98 104 109 
Baden 103 30 — 96 
Pfalz 113 113 108 112 
Bremen 103 — — 103 
Hannover 109 118 94 109 
Bayern 101 77 110 101 
Schleswig-Holstein 106 102 89 106 
Hamburg 97 — _ 97 
Braunschweig 105 — 105 105 
Lübeck 122 101 71 121 
Schaumburg-Lippe 114 101 101 113 
Eutin 99 72 89 98 
Württemberg 106 88 101 106 
Oldenburg 115 94 104 113 
Lippe 108 83 —_ 107 
Nordwest- 

deutschland, ref. 101 82 46 96 
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VI. Okumenische Bereitschaft? 


Versuch einer Deutung statistischer Ergebnisse der Wanderungen 
in der Bundesrepublik 


Von Kurt v. Raben 


Zweierlei Beobachtungen veranlaßten das Kirchenstatistische Amt, eingehende 
Untersuchungen der Wanderungsbewegungen in der Bundesrepublik nach ihrer 
konfessionellen Zusammensetzung zu unternehmen: 

1. Im Durchschnitt wandert jeder Bundesbürger alle 20 Jahre einmal über die 
Grenzen eines Kreises (die überwiegende Anzahl der Umzüge innerhalb eines 
Kreises oder einer größeren Stadt sind also hierbei nicht mitgezählt). Trotzdem 
stehen wir vor der merkwürdigen Tatsache, daß die konfessionelle Zusammen- 
setzung der Kreise im Bundesgebiet seit dem Augsburger Religionsfrieden sich 
nicht wesentlich verändert hat. Wir beobachten heute noch wie damals Gebiete 
mit überwiegend evangelischer oder überwiegend katholischer Bevölkerung — 
trotz des andauernden Hin- und Herwanderns während mehrerer Jahrhunderte. 

2. Einer durch die Aufnahme von Vertriebenen und Flüchtlingen am Ende 
des Zweiten Weltkrieges bewirkten konfessionellen Vermischung folgte einige 
Zeit später eine Entmischung, vor allen der Gebiete, die die Masse der Vertriebe- 
nen zunächst aufgenommen hatten (Schleswig-Holstein, Niedersachsen, Hessen 
und Bayern), aus denen später die Vertriebenen und Flüchtlinge großenteils nach 
den weiter westlich gelegenen Bundesländern umsiedelten, wo ihnen Arbeits- 
plätze und Wohnraum geboten wurde. Die Entmischungswirkung in den Ab- 
gabeländern sprach zunächst für eine des öfteren geäußerte Vermutung, daß 
durch das Verhalten der einheimischen Bevölkerung in den vorläufigen Auf- 
nahmeländern die Vertriebenen veranlaßt wurden — soweit sie der konfessionel- 


1. Untersuchungen hierüber wurden in den „Statistischen Berichten der Evangelischen Kirche 
in Deutschland“ in bisher zehn Berichten mit umfangreichem Zahlenmaterial veröffentlicht. Lei- 
der können hier aus technischen Gründen keine Tabellen gebracht werden. Wer sich eingehender 
informieren will, möge auf die Statistischen Berichte zurückgreifen: 

„Die konfessionelle Zusammensetzung der deutschen Auswanderer“ (Bericht Nr. 278); 

„Die Wanderungen im Bundesgebiet unter dem Gesichtspunkt der konfessionellen Zusammen- 
setzung“ (Bericht Nr. 280). 

Unter diesem Titel erschienen als: 

1. Fortsetzung „Die Auswirkung der Wanderungen auf die konfessionelle Zusammensetzung 
der Wohnbevölkerung“ (Bericht Nr. 284); 

2. Fortsetzung „Die konfessionelle Disparität bei Zuzug und Fortzug“ (Bericht Nr. 285); 

3. Fortsetzung „Die konfessionelle Struktur von Berlin (West) und einiger Großstädte in der 
Bundesrepublik“ (Bericht Nr. 290); 

4. Fortsetzung „Wanderungen nach Stadtteilen in Oberhausen“ (Bericht Nr. 295); 

5. Fortsetzung „Die Wanderung zwischen den Ländern des Bundesgebiets“ (Bericht Nr. 296); 

6. Fortsetzung „Die konfessionelle Wanderungsdisparität der Vertriebenen und Zugewander- 
ten“ (Bericht Nr. 297); 

7. Fortsetzung „Gesamtwanderung in Hessen. Auswirkung und Disparität der Zu- und Fort- 
züge 1967“ (Bericht Nr. 307); 

8. Fortsetzung „Die Wanderungen der Angehörigen der Evangelischen Landeskirchen und Frei- 
kirchen in Niedersachsen 1958-1966“ (Bericht Nr. 308). 
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len Minderheit angehörten - mehr oder weniger freiwillig wegzuziehen. Also 
eine „zweite Vertreibung“? 

Diese Fragen erschienen interessant genug, die Wanderungsbewegungen in 
konfessioneller Hinsicht von Grund auf zu untersuchen!. Besonders die Länder 
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Hessen, Rheinland-Pfalz und das Saar- 
land haben zum Teil über lange Jahre hinweg die Wanderungen über die Kreis- 
grenzen nach der konfessionellen Zusammensetzung erfaßt und ihr Material dem 
Kirchenstatistischen Amt zur Verfügung gestellt. Niedersachsen und Nordrhein- 
berguaen haben dabei die Vertriebenen und Zugewanderten gesondert aus- 
gezählt. 

Um zunächst einmal ein Bild zu erhalten, wie die Wanderung in konfessionel- 
ler Beziehung überhaupt aussieht, wurde das Verhalten der Wohnbevölkerung 
insgesamt untersucht. Es ergab sich hierbei mit wenigen Ausnahmen, daß nicht 
nur jeder Zuzug — gleich, welcher Art, ob von innerhalb oder von außerhalb 
eines Landes — in den Kreisen eine Vermischungswirkung erzeugt in dem Sinne, 
daß der Anteil der jeweiligen Minderheit sich erhöht, sondern daß insbesondere 
auch beim Fortzug die Minderheit regelmäßig in verstärktem Maße wieder ab- 
wandert, so daß die vorher eingetretene Vermischung nahezu wieder rückgängig 
gemacht wird. Diese Beobachtungen wurden in Räumen jeder Größenordnung 
gemacht und stets mit dem gleichen Ergebnis — gleichviel, ob es sich um euro- 
päische Staaten, Bundesländer oder einzelne Landkreise handelt; ja sogar die 
Wanderungen zwischen den einzelnen Stadtteilen größerer Städte lassen auf 
das Bestehen einzelner Inseln von charakteristischer konfessioneller Zusammen- 
setzung schließen. Aber auch die Vermischung beim Zuzug erfolgt nicht un- 
gehindert. Die Gesamtmasse der in ein Land Zugezogenen verteilt sich auf die 
einzelnen Kreise parallel deren konfessioneller Zusammensetzung, daß heißt, die 
Evangelischen ziehen in die mehr evangelischen Kreise, die Katholiken in die 
mehr katholischen. Die konfessionelle Disparität zwischen dem Gesamtzuzug im 
Land und dem Zuzug in den einzelnen Kreisen erreicht in extremen Fällen 90 °/o 
und darüber, so daß auch hier beim Zuzug eine starke Tendenz zur Entmischung 
wirksam bleibt, die die Vermischungswirkung abbremst. Ähnlich hoch ist die 
Disparität beim Fortzug, wenn man die konfessionelle Zusammensetzung des 
Bestandes in einem Kreis mit der der Fortziehenden vergleicht. Diese Zuzugs- 
und Fortzugsdisparität erklärt die Jahrhunderte dauernde Stabilität der konfes- 
sionellen Zusammensetzung. 

Es handelt sich hierbei primär nicht um den Gegensatz zwischen Evange- 
lischen und Katholiken. Dies zeigt eine Untersuchung, die in gleicher Weise sich 
auf die Angehörigen der Evangelischen Landeskirchen einerseits und der Frei- 
kirchen andererseits erstreckt. Auch sind Unterschiede im Grad der Disparität 
zwischen extrem evangelischen und extrem katholischen Kreisen kaum zu er- 
kennen. Auf die möglichen Ursachen soll weiter unten eingegangen werden. 

Was nun die Wanderungen bei den Vertriebenen und Flüchtlingen betrifft, 
zeigt die konfessionelle Disparität im großen ganzen das bei der Gesamt- 
bevölkerung gewohnte Bild, das heißt eine Tendenz zur Entmischung sowohl 
beim Zuzug wie auch beim Fortzug. Jedoch ist dies Bild längst nicht so aus- 
geprägt, wie bei der restlichen Wohnbevölkerung. Sehr häufig finden wir eine im 
Vergleich zur Restwohnbevölkerung „gegenläufige“ Disparität. In Anbetracht 
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der kurzen Beobachtungszeiträume und verhältnismäßig kleinen Zahlen für die 
Vertriebenen und Flüchtlinge müssen wir uns mit der Feststellung begnügen, daß 
hier die für die Restwohnbevölkerung herrschende Auslesetendenz in konfes- 
sioneller Hinsicht nicht oder lange nicht in dem Maße wirksam wurde. Bezüglich 
des Fortzugs zum Beispiel erreichte der durchschnittliche Grad der konfessionel- 
len Wanderungsdisparität bei Vertriebenen und Flüchtlingen weniger als die 
Hälfte gegenüber der Restwohnbevölkerung. Daß trotzdem die Entmischungs- 
wirkung in den Abgabeländern zwischen 1950 und 1961 hauptsächlich durch 
den Abzug der Vertriebenen und Flüchtlinge verursacht wurden, liegt daran, 
daß sie einen außerordentlich hohen Anteil am Fortzug überhaupt hatten. Man 
muß annehmen, daß das Bild der Entmischung noch weitaus stärker in Er- 
scheinung getreten wäre, hätte die konfessionelle Wanderungsdisparität bei den 
Vertriebenen einen ähnlichen Grad erreicht, wie bei der restlichen Wohnbevölke- 
rung. Im Gegenteil, man gewinnt durchaus den Eindruck, daß gegenüber den 
Vertriebenen eine größere Rücksicht geübt wurde, als dies im allgemeinen unter 
der Restwohnbevölkerung üblich ist. 

Selbstverständlich beziehen sich diese Feststellungen nur auf die konfessionelle 
Zusammensetzung. Eine andere Frage wäre die, wie weit bei der Wanderung eine 
gewisse Animosität der einheimischen Bevölkerung gegenüber Vertriebenen über- 
haupt (und umgekehrt) eine gewisse Rolle gespielt haben könnte. Wahrscheinlich 
wird eine globale Statistik nicht imstande sein, hierauf eine Antwort zu geben, 
denn soweit solche Gründe vorlägen, würden sie überlagert durch viel gewich- 
tigere andere Gründe, die in der Unterbringungsmöglichkeit und im Angebot an 
Arbeitsplätzen liegen. Dazu jedoch sind Einzelbefragungen erforderlich, die von 
anderer Seite durchgeführt werden. 

Was aber die konfessionelle Disparität anbetrifft, scheinen die Ursachen all- 
gemein menschlicher Art zu sein. Der Mensch als soziales Lebewesen neigt von 
Natur aus zur Gruppenbildung. Dem entspricht als der menschlichen Natur 
immanenter Faktor eine Tendenz zu einem „Freund-Feind-Denken“. Diese Ten- 
denz zum „Freund-Feind-Denken“ kann, wie die Geschichte beweist, durch 
Agitation wirksam gesteigert, durch Vernunftgründe jedoch nur schwer zurüc- 
gedrängt werden. Wenn ökumenische Bestrebungen erfolgreich sein sollen, gilt 
es vor allem, dieses der menschlichen Natur so adäquate „Freund-Feind-Denken“ 
immer wieder zu unterdrücken. 
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